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Dorwort. 


— — — 


Dem im vorigen Jahr gegebenen Verſprechen gemäß erſcheint der 
vierte Band im Frühjahr 1884. Freilich iſt er nicht, wie ich im 
der Vorrede des erften Bandes der zweiten Auflage erwartet hatte, 
der lebte: er enthält nur dad Familienrecht, nit auch das Erb⸗ 
reht. Aber auch das lebtere ift im wejentlichen ausgearbeitet und 
ih habe mich nur darum entichlofien, dafjelbe einem befonderen Bande 
zuzuweilen, weil jonft der vierte Band zu umfangreich geworden 
wäre. Im Laufe ded Sahres 1885 wird, jo hoffe ich, der legte 
Band erſcheinen und damit dad Werk feinen Abſchluß erhalten. 
Dann wird ed meine Aufgabe fein, die neue Auflage des jeht ver- 
griffenen dritten Bandes vorzubereiten. 

Um ed auch äußerlich zu kennzeichnen, daß der vorliegende Band 
eine Fortſetzung fowohl der erften wie der zweiten Auflage der frü- 
heren Bände bildet, ift er auf Wunſch meined Herren Verlegers mit 
dem Vermerk: „erfte und zweite Auflage” bezeichnet worden. 

Die drei Themata, welche er zum Gegenftande hat, waren im 
Berhältnii zu der früheren Literatur in ungleichartiger Weile zu be= 
handeln. Was das Cherecht, befonderd das eheliche Güterrecht an⸗ 
geht, war es mein Beftreben, mid) nicht in dem Detail zu verlieren, 
jondern eine zufammenfafjende, überfichtliche Darftellung zu geben. 
Wenn ich auch hier aus den Quellen heraus gearbeitet habe, fo hatte 
ih doch den großen Vortheil, ftatt überall die Einzelnheiten aufs 
zuführen, in dem biftoriihen Theil auf das Werk von Schröder 
und in der Darftellung ded neueren Rechts auf die Werke von 


——— — 


iv Borwort. 


Roth und die Zufammenftellungen von Neubauer verweijen zu 
fönnen, wo derjenige, welcher ein reichered Material wünjcht, an den 
angeführten Stellen befriedigende Auskunft finden wird. 

Die Lehre von den Rechtöverhältniffen zwiſchen Eltern und 
Kindern ift bisher vernachläſſigt worden und von mir eingehender 
behandelt, als in der früheren Literatur. 

Ebenſo babe ih auch die Vormundſchaft mit verhältnigmäßig 
größerer Ausführlichkeit dargeftelt. Es Fam mir bier auf den 
Nachweis an, daB das heutige Vormundſchaftsrecht mit dem ältern 
Recht in einem viel unmittelbareren Zuſammenhange fteht, ald man 
gewöhnlih annimmt. 


Leipzig, den 23. März 1884. 
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8 206. Einleitung. 


1. Das Familienreht hat die Rechtöverhältniffe zwiſchen Ehe⸗ 
gatten, zwiſchen Eltern und Kindern und zwilchen dem Vormund 
und dem Mündel zum Gegenitande Das ehelihe und dad elter- 
liche Verhältniß it durch das Familienleben von felbft gegeben; die 
Bormundichaft gewährt in ihrem wichtigſten Fall, der Vormundſchaft 
über Minderjährige, dem vaterlofen Minderjährigen auf künſtlichem 
Wege den Schuß, welchen ihm dad elterlihe Haus nicht mehr bieten 
fann. Die andern Fälle der Vormundſchaft ftehen unter ähnlichen 
Grundfäßen, wie die Bormundichaft über Minderjährige; obgleich fie 
nicht Snftitute des Familienrechts find, werden fie doch zwedmäßiger 
Weile im Anſchluß an die Bormundichaft über Minderjährige dar- 
geftellt. 

2. Die Säbe ded Familienrechtd gehören theild dem Perſonen-, 
theild dem Bermögendredht an. In perjönlicher Beziehung befteht 
ein Gewaltöverhältnig, aus welchem gegenjeitige Rechte und Pflich⸗ 
ten hervorgehen‘). Die Frau bat dem Mann, dad Kind dem 
Bater oder den Eltern überhaupt, der Mündel dem Bormund zu 
gehorchen. Diefer Gehorfamöpflicht fteht die Pflicht des Herrichenden 
gegenüber, für den Beherrſchten zu forgen. 

Aber die durch dad Gewaltöverhältnig erzeugten Rechte und 


*) Nach der in ber 1. Auflage befolgten Syſtematik würde dies das 5., nicht 
das 4. Buch fein. 

1) Nach Windſcheid S 41 entfteht das Recht erft aus ber Pflicht; „bie 
Pflicht iſt das Principale, das Recht ift Die Eonjequenz.” Aber darf man 
wirflih das Eine als das Prius bezeichnen? Entfpringen nicht vielmehr 
Rechte und Pflichten gleichzeitig aus derjelben Duelle? 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1. u. 2. Aufl. 1 


2 $ 206. Einleitung. 


Pflichten erihöpfen nicht dad Familienverhältniß. Dafjelbe wird 
nicht durch bloße Rechtsſätze beherricht, ſondern iſt ein fittliches 
Verhältniß, in welchem ſich die Gefinnung bethätigen ſoll. Liebe, 
Wohlwollen, Sorge für den Andern jollen dad Familienleben durch⸗ 
- dringen; innere Beziehungen ſollen beitehen und wirken, welche das 
Sittengeſetz aufftellt, weldhe aber der Staat nicht vorjchreiben und 
der Richter nicht erzwingen fann. Demgemäß unterjcheiden ſich die 
bier vorhandenen Rechte und Pflichten weſentlich von denen, 
welche ein einfach obligatoriiched Verhältniß erzeugt. Diejed bringt 
die beiden Subjefte nur in beftimmt begrenzte, iſolirte Beziehungen 
zu einander; aber die Verbindungen ded Familienrecht erfaljen den 
ganzen Menjhen?). Die Rechte und Pflichten, welche aus dem 
Samilienverbande hervorgehen, find nicht die Folge einer causa ci- 
vilis obligationis, jondern einer allgemeinen natürlihen Beziehung 
und der Richter verfügt nur über unvollfommene Mittel, um die 
Gebote der Sittlichkeit zu verwirklichen. Wer feine Obligation nicht 
erfüllt bat, wird vom Richter zur Erfüllung oder zur Entihädigung 
ded andern XTheild gezwungen; wenn aber die familienrechtlichen 
Pflichten in erheblicher Weiſe vernadhläffigt oder die Machtbefugniffe 
mißbraucht werden und eine Reparatur unmöglich erjcheint, muß 
man zur gänzlichen oder theilweifen Aufhebung der aud dem Fami⸗ 
lienverbande ſich ergebenden Beziehungen jchreiten. 

3. Die perjönliche Seite des Familienrechts ift dem öffentlichen 
Recht injofern verwandt, ald die Perfonen nicht als iſolirte Indivi— 
duen, jondern ald Glieder organiicher Verbände in Betracht fommen. 
Daher haben Einzelne dad Familienrecht, joweit es ſich nicht auf 
das Vermögen bezieht, in das öffentliche Necht ftelen wollen. 

4. Was die vermögendrechtliche Seite der Familienverhältniffe 
betrifft, jo iſt es unzuläffig, diefelbe in allen Einzelnheiten durch feite, 
unerjchütterliche Normen zu regeln. Da nad) Zweckmäßigkeit verfahren 
werden ſoll, muß man in Denjenigen, welder die Verwaltung eines 
fremden Bermögend zu führen hat, ein gewiſſes Vertrauen ſetzen. Daher 
zeichnet dad Geſetz auch nicht für jede einzelne Beziehung beitimmte 
Maßnahmen vor, jondern überläßt ihm eine diöfretionäre Gewalt. 

5. Endlich tritt ſowohl in Rüdfiht auf die perjonenrechtliche 








2) 9. Savigny Syſtem I. ©. 387 f. 
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wie auf die vermögensrechtliche Seite noch der bedeutſame Gegenſatz 
gegen einfach privatrechtliche Verhältnifje hervor, daß bei Mißbrauch 
der Gewalt der Staat ed dem Leidenden nicht durchaus überläßt, 
ob er dad Unrecht dulden oder die Obrigkeit um Hülfe angehen 
will, jondern daß er da, wo er Gefahr für den Unterdrüdten fieht, 
unter Umftänden ex officio einjchreitet, ähnlich wie, wenn ein Straf- 
geſetz verlegt ift. 
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Der dad Familienrecht in alter Zeit beherrichende Begriff war 
der oder die munt, dad Mundium, die Bormundihaft!): fo heißt 
dad Recht und die Pfliht des Schuged, welchen der Vater über 
jeine Kinder, der Ehemann über feine Gattin, der nächite Verwandte 
über die vaterlojfen Waifen, ein befonders beftellter Bormund über 
das unverheirathete Mädchen oder über die Wittwe ausübt. Cr hat 
die Schupbefohlenen in feiner munt, er hält fie in feiner fchirmenden, 
ſchützenden Hand, er dedt fie mit derjelben gegen Angriffe von außen, 
er hat nad) innen bin über fie zu befehlen, fie zu beberrichen, ins⸗ 
bejondere auch ihr Vermögen zu verwalten. Die Vormundſchaft 
bedeutet Schub und Schirm nad) außen und Herrſchaft nach innen. 
Bormund ift nicht derjenige, welcher für den Andern ſpricht, für ihn 
den Mund aufthut — das ift der Vorſprecher —; man würde 
jonft nur einen ſehr kleinen Theil feiner Aufgabe und Berechtigung 
mit dem Wort bezeichnen. Vielmehr ift Bormund derjenige, welcher 
die Hand vor ihn ftredt?). 


*) Trotz aller Arbeiten über das alte VBormundfchaftsrecht fehlt es noch an 
einer eingehenden Unterjuchung über den Begriff des mundium. 

1) Ueber die Terminologie Zufammenftellungen bei Grimm Xechtsalter- 
thümer S. 465 f., Kraut PBormundfhaft I ©. 1fl. Statt Bormundfchaft 
fagen die mittelalterlihen Quellen auch: mundiburdium, momperschaft, ®ogtei, 
advocatia; flatt Bormund auch: mundboro, mompar, mundoaldus, advoca- 
tus, Vogt, gerhab (der das Kind auf dem Schoß hat?, Grimu ©. 466, 
oder ber den Spieß zur Vertheidigung des Schutbebürftigen führt?, Kraut I 
S. 7 N. 87), Pfleger, Beſorger, defensor, procurator, provisor, dispen- 
sator (Brünner Schöffenb. art. 142), auch Salmann (Kraut IS.EN.I1, 
Freiburger Urkunde bei Schröder Urfl. no. 166 [140] u. |. w.). 

3) Die Sprachforſcher unterfcheiden zwei Stämme munt: a) = manus, 
b) = 08. Nicht unbeftritten ift es, von welchem Stamm vormund abzuleiten 

1* 
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Während bei der Römiſchen potestas, manus und dem man- 
eipium einfeitig dad Gewalt: und Herrichaftöverhältnig betont und 
zum Bortheil für den Gewalthaber die Fähigkeit zu felbftändigem 
Bermögenderwerb auf Seite des Unterworfenen negirt wird, find die 
dem mundium Unterworfenen, die Mündel vermögensfähig und nur 
jo weit der Gewalt des Vormunds unterworfen, ald es ihre Schup- 
bedürftigkeit erfordert. 

2. Als Vormundſchaft bezeichnete man in älterer Zeit nicht 
bloß die erwähnten Familienverhältniffe, jondern auch die mannig- 


ift und ob Vormund denjenigen bebeutet, welcher mit feiner Hand ſchirmt ober 
welcher für den Andern fpridt. 

Einige, z. B. Waitz Berf. Geſch. I (2. Aufl.) S. 55 N.1, Zöpfl Redts- 
geih. II S10 N. 3, 8 90 N. 1 wollen darauf Gewicht legen, daß in mundio 
alicujus esse in den alten Quellen öfter wiedergegeben wird durch in verbo, 
in sermone esse und vermutben, daß man „an den mund dachte, ber das 
ſchützende Wort ſpricht.“ Aber es fcheint fih Hier, mit Bluhme Zeitjehr. f. 
RG. XI S. 377 zu reden, „ein uraltes philologiſches Mifverftänpniß zu ver- 
rathen.“ Schon in alter Zeit hat man irrig das Wort im Sinne von Mund, 
nicht von Hand gedeutet. — Für die Ableitung von munt — manus vgl. Grimm 
Rechtsalterth. S. 447, v. Richthofen Wörterb. S. 938, Kraut Vormundſchaft I 
S.4f., 6f., Phillips Rechtsgeſchichte SAO N. 1, Bluhme a. a. O. ©. 377. 
Beſonders beweiſend iſt, daß wer ſich nicht ſelbſt im Zweikampf mit den Waffen 
vertheidigen kann, einen Vormund zum Zweikampf erhält; vgl. z. B. Sachſenſp. 
1.43, J. 48 81,2, 1.49. — Noch im 16. Jahrhundert wird in einer bisher 
unberüdfichtigt gebliebenen Stelle der Breslauer Statuten (Zeitjchr. f. ſchleſ. Ge⸗ 
ſchichte IV S. 110) mund für manus gebraucht: Vermögen, weldhes Mann oder 
Weib zur Zeit ihres Todes eigenthümlich hatten und „in ihr eines Munde 
verstorben worden“, d. h. in ihrer Herrichaft, ähnlich wie die Sächſiſchen 
Quellen fagen, es ſei ein Gut in Jemandes Gewere verftorben. — Wo wir 
fonft mundium, verbum, sermo leſen, jagt einmal der .König, welder eine 
Perjon in feinen Schug nimmt, er nehme fie und ihr Vermögen in tutelam... 
sub nostri presidii ac protectionis gladio ...seu clypeo (Baumgartenberger 
Formelbuch, herausgeg. v. Bärwald ©. 282). — Dazu fommt das Spridwort: 
„Morgenftunde bat Gold im Munde“ (Phillips a.a. O.), welches bei der 
Dentung in Sinne von 08 geradezu abjurd iſt; man will jagen, daß die Mor⸗ 
genftunde Gold in der Hand hat. 

So iſt denn Zarnde’s (in Benede’s Wörterbuh II 1. ©. 236) Be- 
merlung zu mobdifiziren, es fei dag Wort in der Bedeutung „Hand“ mhd nicht 
mehr nachweisbar. Zu verweilen ift auch noch auf gemünde, ein Maß — 
Spanne (vgl. Lerer mittelhochdeutfches Handwörterb. I S. 848); 3.8. gemon- 
des breit, in Städtechroniken XVII ©. 351 3. 39. 
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faltigften fonftigen Schub- und Abhängigfeitöverhältniffee 8 
ftanden zahlreiche Klafjen von Perfonen in dem mundium ded Kö: 
nigs, jo Vaſallen, Sreigelafjene, Geiftlihe, Familienlofe, Wittwen 
und Waiſen u. |. w.). Man fprad überall da von einem Mun⸗ 
dium, wo eine Perſon vor Gericht oder im Leben zufolge eined be 
jondern Verhältniſſes von einem Andern geſchützt und vertreten 
wurde und demgemäß von ihm abhängig war. Das Bedürfniß 
nach der Bertretung und nad) Schub konnte in ſehr verfchiedenen 
Zuftänden einer Perjon begründet fein, Alter, Geſchlecht, phyſiſche 
oder pſychiſche Beichaffenheit, Stand u. |. w. 

Es laſſen ſich aber nicht alle diefe mannigfaltigen Fälle, ſelbſt 
wenn man nur auf die ältelte Zeit fieht, unter ein beſtimmtes gene- 
relles Prinzip bringen und es iſt insbeſondere verfehlt, ald Voraus⸗ 
ſetzung für alle Mundialfälle die Waffenunfähigfeit zu bezeichnen 
und aus ihr die Unfähigkeit zu gerichtlichen Rechtögefchäften herzu⸗ 
leiten‘). Cbenjo darf man auch nicht für alle Fälle einen gemein- 
ſchaftlichen Zwed de8 Mundiums, etwa die Vertretung des Mündels 
vor Gericht aufitellen®). 

Grund und Inhalt des Mundium ift jehr mannigfach; je nad) 


3) Kraut IT S.10 ff., Gierke Genoſſenſchaftsrecht I S. 109 ff. 

Oft wird Bogtei und Mundium ibentificirt und heißt der Vormund 
auch Vogt. Anderwärts fondert man beide Begriffe; dann denkt man beim 
Mundium mehr an den Schuß, welchen ber Mundwald leiht, und bet ber 
Bogtei bejonders an feine Herrichaft und die aus ihr fließenden Bortheile. So 
giebt 5.8. König Conrad III im 3.1147 (Stumpf acta imperii no. 113) 
die Bamberger Minifterialen in den Schu bes Herzogs von Schwaben: in 
manus F. ducis Suevie, non in jus advocatie, sed in gratiam tui- 
tionis et protectionis. — In den mittelalterlicden Gedichten wird ber 
König oder der Kaifer oft Vogt genannt; fo in den Nibelungen, in Konrab v. 
Bürzburg’s Kaiſer Otto v. 35, 520 (in v.d. Hagen’s Gefanımtabenteuer I): 
Kaiserlicher vogt, Römischer vogt. 

9 Dies ift die Anficht von Kraut Vormundſchaft I S. 24 ff., 51, welde 
längere Zeit die Literatur beberricht hat; vgl. Dagegen Rive Geſchichte ber Bor- 
mundſchaft I S. XXLf., 189 ff., II. 1 ©. XL ff. 

5) Nah Kraut I S. 100 ff. foll die gerichtliche Vertretung urfprünglich das 
eigentliche Welen der Vormundſchaft ausgemacht haben und das einzige (!) 
Geſchäft des Vormunds gewefen fein; erft fpäter fei die Verwaltung der Ange- 
legenbeiten des Miündels fein Hauptbernf geworden. — Bielmehr erſcheint bie 
Bertretung vor Gericht nur als eine Folge der Schugbenärftigleit und ar 
ten Haublungsfähigleit des Mündels, Rive Il S. XIV. 
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dem Maß der Schub- und Vertretungsbedürftigfeit der Perjon und 
je nach den flaatlihen Anftalten, weldhe dem Einzelnen einen gerin- 
geren oder größeren Schuß gewähren, ift dad Mundium in ungleich⸗ 
mäßiger Weife geftaltet; e8 Tommt in den verſchiedenſten Gradas 
tionen vor, von der allfeitigen Wahrnehmung der perjönlichen und 
Bermögendverhältniffe des Mündels bis zu einem bloßen Beirath 
herunter. | 
3. Auch mit Bezug auf die Familienverhältnife fehlt e8 an 
einer gleihmäßigen Geltaltung ded Mundiumd mit beſtimmtem In— 
halt; der Begriff wird erſt brauchbar, wenn er auf eine einzelne Art 
von Schugverhältnif bezogen wird. Die Vormundſchaft ded Manns 
über feine Frau, des Vaters über feine Kinder, des Pflegerö über 
Unmündige und Minderjährige, des Geſchlechtsvormunds über un- 
verheirathete Frauen entwideln fih zu eigenthümlichen Suitituten 
mit befondern Grundfägen, denen nur dad gemeinfam ift, daß der 
Eine den Andern ſchützt und vertritt. Nur die Bertretung nad) 
außen hin tft bei allen gleichmäßig vorhanden, aber nach innen hin 
geftaltet fi) das Verhältnig in abweichender Weile. Wie im Sachen⸗ 
recht die Gewere verjchiedenen Verhältnilfen zufommt, welde zu 
jelbftändigen Nechtöinftituten ausgebildet find, jo müflen auch die 
familienrechtlichen Inititute auseinander gehalten werden®). 


6) Krant behandelt in feinem einflußreihen Werk (die Bormundfchaft 
nah den Grundſätzen bes Deutfchen Rechts. 3 Bände 1835— 1859) die Bor- 
mundſchaft in dem weiten Sinn des alten Mundium. Die Schwädhe feiner 
Arbeit bei Darftellung des Mittelalters Tiegt darin, daß er oft in unkritiſcher 
Weiſe generalifirt. Beſonders bedenklich find die Schlüffe, welde er für das 
Mundium im allgemeinen und für die Vormundſchaft Über Minderjährige aus 
Beftimmungen zieht, welde nur für bie ehelihe oder die Geſchlechtsvormund⸗ 
Ihaft gelten. — Mit Recht hat Rive dieſe Methode bekämpft (Vormundſchaft I 
©. XXI, ©. 223N., II. 1.6. XIVf., II2 ©. 136 fj.); vgl. weiter Befeler 
8 114, Hänel ind. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. I S.277,v. Martit Güterreht S.83 ff., 
Agricola Gewere zu rechter Bormundfchaft. 1869 ©. 77 ff., 83 ff., 88 ff., 
121 ff., Ehrenberg Commendation und Huldigung S. 67 N. 75. — Ueber die 
Differenztiirung der verſchiedenen Mundialfälle vgl. auch v. Martit ©. 85 ff., 
Sohm Eheſchließung S. 98. Diefe beiden zulett genannten Forſcher nehmen 
einen urſprünglich einheitlichen Begriff des Mundium an, müſſen aber doch zu- 
geben, daß die Einbeitlichleit fih nur auf höchſt allgemeine Momente erftredte 
und daß auch in ältefter Zeit die Stellung ber Kinder, der Gatten und des 
Mündels fih vielfach unterſchied. 
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Wir behandeln fie daher gejondert und übergehen diejenigen 
Mundialfälle, welche außerhalb des Familienrechts fallen und bereits 
im Mittelalter mit dem fi) immer mehr auödehnenden Staatsſchutz 
verihwunden find. Die folgenden 3 Abtheilungen dieſes Buchs 
haben das Verhältniß der Ehegatten zu einander, der Eltern zu 
ihren Kindern und die jet in sensu strieto jo genannte Bormund- 
Ihaft zum Gegenitande. 


Erſte Abtheilung, Eherecht. 
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Die Ehe ift fein bloßes Nechtöverhältniß; die Stellung der 
Gatten zu einander und ihre gegenjeitigen Pflichten werden von der 
Sitte, der Moral und dem Recht beitimmt. Nur unvollfonmen 
können jie in abſtrakte Rechtsfäge zufammengefaßt werden; denn hier 
verlangt die Individualität ihre befondere Berüdfichtigung. Das 
fittliche Verhältniß der Ehegatten erjcheint bereit3 als beeinträchtigt, 
ſobald ed durch Richterſpruch unter Anwendung von Rechtsſätzen res 
gulirt werden ſoll. 

Demgemäß iſt nur im allgemeinen darauf hinzuweiſen, daß die 
Ehegatten zur ungetheilten Lebensgemeinſchaft und Treue verpflichtet 
ſind, daß der Mann als Haupt der Ehe auch das Vermögen der 
Frau in gemeinſchaftlichem Intereſſe zu verwalten und zu nutzen, daß 
er für die Frau zu ſorgen, fie zu alimentiren hat u. ſ. w.). Nur 
wenige Fragen, welde ſich auf die perſönlichen VBerhältnilfe der 
Gatten zu einander beziehen, find im Detail zu erörtern. Bor 


1) Es ift kein Rechtsſatz, wenn einzelne Gejeggebungen die Ehegatten zur 
Liebe verpflichten, 3.8. O.Max.B. 1.6. $ 12 no. 1, Berner C. ©. 8. art. 82. 
Das Preuß. Lor. II. 18173 ff. will die einzelnen Verpflichtungen aufzählen: 
zu gegenfeitigem Beiftand, zum Zufammenleben, zur Leiftung der ehelichen Pflicht, 
zur Treue; Oeſtr. G. B. $ 90: zur ehelichen Pflicht, Treue und anftänbigen Be- 
gegnung; Sächſ. G. B. 8 1630: zur Treue, zur Leiftung ber ehelichen Pflicht und 
zur Unterflüägung. 
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allem bedarf ed einer Darftellung des Nechts der Cheichließung, 
wobei aber die Xehre von den Chehinderniffen dem Kirchenrecht 
überwielen wird. 


Erſtes Kapitel. Die Eheſchließung und die perjönlichen 
Berhältnifie der Ehegatten. 
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Der Begründung einer vollgültigen Ehe fol nad älterm Recht 
eine Verlobung vorhergehen: diefelbe ift in ältefter Zeit der Vertrag 
zwilchen dem Bräutigam und dem Bater oder fonftigen Bormund?) 


1) Schröder Geſchichte des ehelichen Güterreihts in Deutichland I. 1863 
©. Tff. — Friedberg das Recht der Ehefchließung in feiner gefchichtlichen 
Entwidelung. Leipz. 1865. — Sohm das Recht der Eheſchließung aus dem 
deutſchen und canonifhen Recht geſchichtlich entwidelt. 1875. — Friedberg 
Berlobung umd Trauung. 1876. — Sohm Trauung und Verlobung. 1876; 
dazu Brunner’s Kritil in der Ien. Lit. Zeitung 1876. Artikel 439. — 
v. Scheurl die Entwidelung des kirchlichen Eheſchließungsrechts 1877 und in 
d. Zeitjchr. f. Kirchenrecht XV ©. 65—92. — v. Wyß sen. die Eheſchließung in 
ihrer geſchichtlichen Entwidelung nad den Rechten der Schweiz, in d. Ziſchr. f. 
Ihweiz. R. XX ©. 85—186. — Löning Geſchichte des Kirchenrechts. II 1878. 
©. 578 ff. — Dieckhoff die kirchliche Trauung, ihre Geichichte im Zufanmen- 
bange mit ber Entwidelung des Ehejchließungsrechts und ihr Verhältniß zur 
Civilehe. 1878. — Habicht bie altdeutſche Verlobung in ihrem Berhältniß zu 
dem Mundium und der Chefchliefung. Iena 1879. — Dove in f. Ztſchr. f. 
Kirhenr. XVI ©. 464—469. — v. Scherer über das Eherecht bei Benedikt 
Levita und Pſeudo-Iſidor. Graz. 1879. 4%. — v. Scheur! das gemeine 
deutſche Eherecht und feine Umbilbung durch bas Reichsgeſetz v. 6. Febr. 1875. 
Erlangen 1882. e 

Ueber langobardiſches Recht: Val de Lievre Launegild und Wabia. 
1877 ©. 18 ff., 130 ff., 212 ff., 269, 277 ff. — Thaner Benetianifhe Für- 
fpreder. Ein Beitrag 3. Geſch. des Eherechts, in d. Ztſchr. f. Kirchenr. XVI 
©. 209—230. — Karl Lehmann Berlobung und Hochzeit nach den nordgerma- 
nifchen Rechten des früheren Mittelalters. Münden 1882. — Ueber altſchwedi⸗ 
ſches Recht v. Amira norbgermaniiches Obligationenreht. 1882 ©. 318 f., 
533 ff. 

N Auf die Frage, wer die Bormundihaft Aber das Mädchen mit dem Hecht 
fie zu verloben bat, gebe ich hier nicht ein; vgl. z. B. Rive Bormunbfchaft I 
©. 96 ff. 239 f. über die norbifchen Nechte und über die Volksrechte. — Oft 
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der Braut, in weldem der Bormund das Mädchen künftig zur Che 
zu geben und der Bräutigam ed zur Ehe zu nehmen verjpricht. 
Urſprünglich kam es auf den Willen der Braut nidht an und durfte 
der Inhaber des Mundiumd das Mädchen auch ohne feine Cimmil- 
ligung verloben und verheirathen?). Aber fchon in der Zeit ber 
Volksrechte jchreitet bei einzelnen Stämmen die Gefeggebung dagegen 
ein und beitimmt, daß dad Mädchen wideriprechen und nicht gegen 
feinen Willen verlobt werden dürfe). Im fpäteren Mittelalter 
wird die Verlobung zu einem Bertrag zwilchen Bräutigam unb 
Braut unter Genehmigung. ihres DVormundd?). ine Verlobung, 
welche nicht durdy den Bormund oder — nah Ipäterm Recht — 
nicht mit feiner Genehmigung geſchloſſen wird, ift rechtlich unwirk—⸗ 
lam®). 

Fand eine eheliche Verbindung ftatt, ohne daß eine ordnungs- 
mäßige Verlobung voraufgegangen war, jo war diejelbe nicht bloß 
ftrafbar?), ſondern nach mehreren Volksrechten auch ungültig; die 


Frau konnte dem Manne von dem Vater oder Bormund wieder 


abverlangt werden und die aus der Verbindung entiproffenen Kinder 
waren unehelih und ohne Erbrechte). Andere Stammesrechte er- 


ericheint die Verlobung als eine Familienangelegenheit, zu welcher and der Bei- 
rath weiterer Verwandter eingeholt wird; Gregor. Turon. IX 33: consilio 
parentum; L. Wisig. III 1. 7, 2. 8; L. Saxon. 43, Ed. Rothar. 182. — 
Wilda Strafreht S. 802, Heife und Eropp I ©. 296 ff. 

2) Kraut I ©. 327 f., Wilda Strafrecht S. 802 NR. 3, Schröder I 
S. 7 N. 35, Friedberg Eheſchließung S. 20 NR. 2, Sohm Eheſchließung 
©. 50, Löning II ©. 581f. N. 3; vgl. auch Scherer S. 15 f. 

9 Ed. Roth. 182, 195, Ed. Liutpr. 120, L. Wisig. III. 3. 11, Weſter⸗ 
lauwerſches Schulzenreht 5 7 (v. Richthofen ©. 388); Wilda S. 802 f., 
Schröder S.8 N. 37, Friedberg ©. 34, 65 N. 4, v. Stemanı Schlesw. 
Rechtögeich. II. ©. 242. 

) Sohm Eheſchließung S. 52. 

6) Bisweilen wird auch für deu Sohn die Genehmigung bes Baters gefor⸗ 
dert, L. Wisig. IH. 1.7. — Ueber bie freiere Stellung der Wittwe v. Richt- 
hofen ad L. Sax. 40 (Mon. LL. V.p. 72 N. 15). 

7) Ueber bie betreffenden Bußen vgl. Schröder I. S.8,11ff., gegen bie 
von Schröder gewählte Bezeihnung „Muntbrüche” vgl. v. Richthofen zur 
Lex Saxonum 1868 ©. 303 R.1. 

5) Gregor. Tur. IX 33: quia sine consilio parentum eam conjugio 
copulavisti, non erit uxor tua. — L. Alam. 54 8 1: si quis filiam alterius 
non sponsatam acciperit sibi ad uxorem, si pater ejus eam requirit, 
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Hären, daß eine ohne Berlobung, aber mit der Abficht eine Ehe zu 
begründen eingegangene geſchlechtliche Verbindung gültig und nicht 
aus diefem Grunde löslich fei?), bedrohen fie aber mit Nachtheilen 
für die Ehegatten‘). Der Ehemann hat, weil e8 an der Mebergabe 
der Frau von Seiten der Familie fehlt, dad Mundium über fie 
nicht erworben und muß nad) ihrem Tode ihr ſämmtliches Vermögen 
an den Inhaber des Mundium ausliefern!!); die $rau, welche in un- 
gehöriger Weile aus ihrer Familie ausſchied, hat ihr Erbrecht gegen= 
über derjelben verwirkt!?) und gegen die Familie ded Mannes feinen 
Anſpruch auf eine Wittmenverjorgung nad) feinem Tode erworben?). 


reddat eam; vgl. auch 51 $ 1—3. — L. Baiw. VIII. 16: Si quis sponsam 
alicujus rapuerit vel per suasionem sibi eam duxerit uxorem, ipsam red- 
dat. — L. Wisig. III. 1.2. — Fränf. Formel (Appendix Marculfi no. 52) bet 
Roziere no. 130, in Mon. Germ. ed. Zeumer p. 208 no. 1: e8 bat Iemand 
eine Frau geheirathet, ohne ihr einen libellum dotis zu beftellen; die Kinder 
find filii naturales; v. Scherer S.7f. nimmt hier Einflüffe Röm. Rechts 
an, a. A. Zeumer a. a. O. — Bened. Lev. III. 463: wenn die ordnungs- . 
mäßige Verlobung vorher gegangen ift, fillos non spurios, sed legitimos 
atque hereditabiles generabunt; vgl. auch Sohm ind. 3. f. Kirchenr. XVII. 
S. 172 ff. — Isländiſches Recht (K. Lehmann S. 1): „Der Mann ift nicht 
erbfähig, deſſen Mutter nicht mit einem Mahlſchatz von einer Mark oder mehr 
Geld gekauft, oder mit der nicht Hochzeit abgehalten oder die nicht werlobt iſt.“ 

9) 3.8. Ed. Rothar. 190, 191. — Sohm Eheſchließung ©. 51, Trauung 
S. 20, v. Wyß Zeitſchr. f. fohweiz. R. XX S.95f. — Zu kategoriſch fagt 
Schröder 1. S.77f.: „Die Ehe wird in allen rechtlihen Beziehungen voll- 
ſtändig negirt” ; denn wenn 3.8. Jemand mit einer Ehefrau, welche ohne vor- 
bergegangene Verlobung fi verbeirathet hat, Ehebruch treibt, kann gegen ihn 
ihr Ehemann wegen bes Ehebruchs Magen, Ed. Liutpr. 139, Rofin die Form- 
vorjchriften für Veräußerungsgefchäfte der Frauen nach langobardiſchem Recht 
1880 ©. 47 ff. 

10) Manche wollen eine folde Ehe als Conkubinat bezeichnen, 3. B. Dove 
in d. Zeitjchr. f. Kirchenrecht XVI. ©. 465. 

11) Ed. Roth. 188; vgl. auch Ed. Roth. 218 und Liutpr. 126. 

12) 3. B. L. Thuring. 47 (perdat omnem substantiam, quam habuit 
vel habere debuit), Ed. Liutpr. 5 (potestatem habeat pater aut frater 
judicandi de rebus suis, quomodo aut qualiter voluerit), 119 (puella... 
si aliqua portio ex parentum successionem devetur, amittat ipsam por- 
tionem suam, et nuta et vacua de rebus parentum suorum vadat, et 
ipsi succedant, qui per legem succedere possint; nec possent ei pater 
aut frater per quolevit genium aliquid dare aut hereditatem relinquere), 
L. Wisig. II. 2. 8. | 

13) Ed. Liutpr. 114. Unſer Duellenmaterial reiht nicht bin, um genauer 
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Aber diefe unvollfommene Che konnte in eine vollgültige da⸗ 
durch verwandelt werden, daß der Mann nachträglich dem Vormund 
die herfömmlichen Zahlungen machte und dadurch dad Mundium 
von ihm ablöfte"). 

2. Die Berlobung war urfprünglich ein Kaufvertrag, in mel- 
chem ſich der verlobende Vater oder Vormund und der Bräutigam 
über den von dem lebtern zu zahlenden Kaufpreid einigen. Als 
Objekt des Kaufs galt dad Mädchen”), nicht um dafjelbe wie ein 


die Wirkungen einer derartigen Ehe zu beftimmen, insbefondere in welchem Um⸗ 
fange unter den Ehegatten jelbft Die regelmäßigen ehelichen Rechte und Pflichten 
eintreten. In der Zeit der Rechtsbücher übt der Ehegatte bie Rechte der ehe⸗ 
lihen Vormundſchaft aus, wenngleich e8 an der elterlichen Einwilligung und an 
ber ordnungsmäßigen Uebertragung des Munbium gefehlt bat. 

14) 3. B. L. Sax. 49, Ed. Roth. 190, 191, Ed. Liutpr. 114, 126, 
Schröder J. S. 9 N. 43, ©. 77 f., Sohm Trauung S. 34. — Wenn demgemäß 
nach mehreren Volksrechten auch ohne Verlobung eine Ehe mit befchräntten Wir⸗ 
tungen zu Staube kommen und durch nachträgliche Zahlungen in eine vollwirk⸗ 
ſame verwandelt werben faun, fo ift die vegelmäßige Formulirung nicht zu bil» 
ligen, wonach da8 Band der Ehe allein dur die Verlobung erzeugt werden 
fol, fo 3.8. Schröder 1.S.9, Sohm Trauung ©. 33 f., 140, Löning 
II. ©. 581, Dove a. a.O., v. Sche url Eherecht ©.43 u. ſ. Sohbm 
ſelbſt ſagt (Trauung S. 20): „Die thatfählih zu Stande gelommene Ehe wirb 
aufrecht erhalten.” 

Beilänfig fei bemerkt, daß nach nordiſchem Recht eine Frau, mit welcher 
Semand 30 Jahre hindurch in wilder Ehe lebt, die Rechte einer Ehefrau erlangt, 
ogl. 8. Lehmann ©. 60; fo auch nad Sätiihem Low bei breijährigem Zufam- 
menleben, Gengler Lehrb. ©. 841. 

15) Es wird darüber geftritten, ob das Mädchen jelbft oder nur das Mun- 
dium, die Gewalt Über die Frau gelauft worden fei. Für jene Anficht beſon⸗ 
ders v. Richthofen zur Lex Saxonum ©. 288 ff., auch in ven Mon. LL. V. 
p. 69 N. 3, Sohm Trauung ©. 13, 15, für diefe Sohm Eheſchließung S. 22, 
50, Friedberg Berlodbung S.7. — Rive I S.103 ff., 258 ff. erklärt ſich 
gegen jeden Kauf der Braut oder des Mundiums über diefelbe. 

Für ven urfprünglichen Kauf der Braut ſprechen Die dem alten Rechte geläufigen 
Ausbrücde uxorem emere, pretium puellae, Stellen bei Schröder I. ©. 46,47, 
50, 79 f., 0. Wyß Ztſchr. f. Schweiz. R. XX. ©.93. Noch in fpäten Weis⸗ 
thümern wird „fi kaufen“ für „fich verbeirathen” gebraucht, Grimm Weisth. 
vI. ©. 506 89, 537 $5. — Bgl. auch Schröder Urkk. no. 342 (301), 
Schröder ehel. Gäterr. II. 2 ©. 35 N. 20, II. 3 ©. 325 f., 389, Sohm 
Trauung ©. 52, 54 N.29, 30. — Thomas Fulda II. S. 8 berichtet, daß bei 
Berlöbniffen der Bauern die Braut dem Bräutigam einen Strauß und biefer 
der Braut ein Stüd Gelb reidt. 
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ſonſtiges Eigenthumsobjekt zur freieften Verfügung zu erhalten, fon- 
dern um diejenigen Rechte zu erwerben, welche dem Ehemann gegen 
jeme Frau zuftehen!). Dieſen Rechtözuftand zeigt noch das ſäch— 
ſiſche Volksrechtn), während andere Volksrechte erfennen laſſen, daß 
ehemals ein wirklicher Brautkauf ftattfand, Daß er fidh aber bereits 
zu einem ſymboliſchen Kauf (wie bei den Franken) oder dahin um- 
geftaltet hat, daß durch die Geldzahlung die biöherige Bormundichaft, 
das Mundium abgelöft wird'®). 

Entjprehend den alten Grundjägen über die Entitehung von 
Berbindlichkeiten (vgl. III $ 165) war die Verlobung nur gültig, 
‚wenn der Kaufpreid!?) gezahlt oder wenigitend eine Anzahlung ge- 
madt war; jpäter genügt die Mebergabe einer arrha oder eines 
Symbold, die Zahlung einer Fleinen Summe oder dad feierliche, 
durch Eid oder Handgelöbniß beftärkte Verſprechen“). Hatte ur- 
\prünglih der Vater oder Vormund beim Abſchluß des Berlöb- 
niffes diefe Gaben oder Zahlungen für ſich erhalten, jo händigt der 
Bräutigam, ſeitdem die Braut ſelbſt ald Contrahentin erjcheint, ihr 
zur Befeftigung. der Berlobung eine kleine Geldſumme oder ald 


Siegel Güterreht der Ehegatten in Salzburg (Berr. ber Oeſtr. A. 
Band 99 1882 ©. 84) meint, es feien die Mädchen fo lange gelauft worden, als 
das weibliche Gejchlecht geringer an Zahl war, als das männliche. 

169) Brunner a. a. O. NR. 1. 

m v. Richthofen a. a. O. 

18) So bei den Langobarden; daher ber Ausdruck mundium facere, 
Schröder I. ©. 27. 

19) Bezeichnungen des Kaufpreifes: muntschatz (friefifh), witthum 
(burgundiſch, angelſächſ., friefifh; nah Kraut I. S. 303 N. 11, Schröper I 
©. 47 und Sohm Eheſchließung S. 22 f. von vidan, obligare, binden; da⸗ 
gegen v. Amira Zweck der germanifhen Rechtsgeſchichte. 1876. S. 72 N. 94; 
erſt in fpäterer Zeit zur Bezeichnung ber Wittwenverforgung), wittemon 
(burgundiih, Kraut I. S. 302 ff, Schröder ©. 43, 46 f.), weotuma (angel- 
ſächſiſch, Schröder S.49), meta (langobardiihd, Schröder I. ©. 26 ff.), 
tandono (in fränkiſchen Formeln, mit interdonatio abwechjelnd; über die ver- 
ſchiedenen Formen viefes noch unerklärten Worts vgl. auh Zenmer im neuen 
Archiv VI. ©. 33), Iateinify auch dos, dotalitium (wenig techniiche Auspräde). 
Ueber nordiſche Bezeichnungen Rive I. ©. 102, 119; über das isländiſche 
mundr zulest 8. Lehmann ©. 58 ff., über das ſchwediſche munder, 
welches an den Berlober gezahlt wird, v. Amira nordgerm. Obligationenredt 
I. ©. 522 fi. 

2) Sohm Eheihliefung S. 30 f., 46 ff. 
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Symbol den Berlobungsring ein?i). Erſt fpäter, jedenfalls ſeit dem 
Anfang ded 13. Sahrhunderts, ald der urfprünglihe Sinn des 
Symbols bereit3 verloren gegangen war, giebt oft nicht allein der 
Bräutigam einen Ring der Braut, fondern findet der Ringwechſel 
ftatt®). | 

3. Urſprünglich wurde die Höhe des Kaufpreiſes wohl will- 
fürlih verabredet), jpäter traten gejebliche Firirungen ein, bei 
welhen zum Theil die Höhe des Wergelds maßgebend war*). 
Aber diejelben werden nicht unabänderlich geweſen fein und ed durfte 
ficherlich der Arme, welcher eine hohe Summe nicht zu erlegen ver- 
mochte, einen andern Preid vereinbaren oder eine bloß ſymboliſche 


Zahlung ver|prechen®). 
Sn feſter Ausbildung begegnet und dad Rechtsgeſchäft zwilchen 


a) Sohm S. 54 ff. — Ueber den Berlobungsring Grimm Rechtsalterth. 
S. 177 f., 432 f., 940 und weitere Angaben bei Stobbe in d. 2. f. Rechtsgefch. 
XIII. ©. 228 ff. — Der Berlobungsring (ober auch eine Armipange) wird 
öfter auch als hanttruwe, Handtreue bezeichnet, Lüb. AR. I. 14 (anulus 
arre), II. 4 (ere hanttruwe it si en vingerin ober en brece), Fren$- 
dorff in den hanſ. Gejchichtsblättern 1872 ©. 18 N.4 Schilling Waldem. 
Erich’iches Lehnr. 1879 ©. 322, 386 f. und unten N. 35. — Mahelſchatz, vgl. Grimm 
©. 432 — In Erinnerung an den ehemaligen Kauf heißt er auch anulus pretii, 
in den fragmenta juris Siculi, ed. Merkel. Halis. 1856. 4°. p. 25. 

Im Zufammenhang mit dem langobard. launechild ſteht es wohl, wenn 
der Mann, welcher bei Eingehung der Ehe feiner Fran eine donatio propter 
nuptias beftellt, in ihrem Namen erhält meritum annulum unum aureum, 
Urk. v. 3. 1157 im C.D. Sardin. I. p. 220. 

2), Grimm 6.432, Stobbe Zeitſchr. f. RO. XIII. S. 230, 8. Leh⸗ 
mann ©.65 f., Am. Schult höfiſches Leben I. 1879 ©. 486 N. 5. — Ring: 
wechjel bei der Hochzeit in dem Formelbuch des Heinricus Italicus no. 45 
(beransgeg. v. J. Voigt, im Archiv DOefterr. Geſch. Quellen XXIX). 

23) Die Nachricht bei Tacitus Germania c. 78, wonach ber Mann ber 
Frau dotem offert und unter Billigung ihrer Verwandten boves et frenatum 
equum et scutum cum framea gladioque liefert, wird jett allgemein als 
ein Mißverſtändniß angefeben. In der That handelt es fih um die Gaben, 
welche der Vormund erhält, Kraut I. S.315, Schröder I. ©. 24f., 82f.; 
über folde Gaben von Seiten eines Thüringifhen Bräutigam Schröder I. 
S. 74f. 

29 Sohm Ztſchr. f. RG. V. S. 420 f., Eheſchließung S. 23 f., Trauung 
20 f., Schröder I. S. 42, 47, 78f. 

35) Schröder I. ©. 81, v. Richthofen Mon. LL. V. p. 69 N. 4, 14 

und zur Lex Saxonum S. 296. 





14 $ 209. Verlobung. Geſchichtliche Entwidelung. 


dem Vormund und dem Bräutigam im ältern Iangobardiichen Recht, 
wo lebterer die Meta zahlt, um die Vormundſchaft über das Mädchen 
zu gewinnen (mundium facere)*), ferner bei den Burgundern, wo 
er dad Wittemon oder pretium nuptiale entrichtet”), bei den 
Sadhjen*) und bei den Angelſachſen?). Dagegen fennt die Lex 
Salica einen eigentlichen Kauf der Frau oder des Mundium über 
fie nicht mehr. Nur eine Kleine Summe, einen solidus und einen 
denarius, oder tres solidi et denarius zahlt der Bräutigam bet 
der Verlobung an den Vormund, — eine bloß ſymboliſche Leiſtung, 
in welcher die Erinnerung an den ehemaligen Kauf noch fort- 
lebt?®). 

4. Seitdem die Auffaffung der Verlobung ald Brautfauf ver- 
blaßte und das Mädchen felbft ald Contrahentin mehr in den Vor- 
dergrund trat, wurde bei den verjchiedenen Volksſtämmen aud nicht 
mehr ein Kaufpreid an die Familie gezahlt, jondern dem Mädchen 


26) Sraut I. 8.299 ff., Schröder I. S. 26 ff., auch Miller ind. 3. f. 
RS. XII. S. 71 f. — Abweichend nimmt Rive I. ©. 244 ff. an, daß durch 
die Zahlung des Mundium der Bräutigam die Erbberedtigung des Vormunds 
gegenüber dem Mädchen abgelöft habe; von dem Mundium jei die Zuwendung 
an die Braut, die Meta verſchieden gewejen. 

7) Schröber I. ©. 43 f. 

) Schröder I. ©. 47 ff.; noch im 15. Jahrh. findet bei den Dith- 
marſchen eine Zahlung an diejenigen ftatt, qui puellam in potestate habue- 
runt, ©. 49. 

2) Schröder I. S.49 ff. 

30) Schröder L S.55 ff., Sohm Eheſchlieung S. 32. Die L. Salica 
tit. 44 nennt die Gabe reipus — Reif, Ring, reifenartiges Geld, Schröder 
S. 57 ff. Ueber die viel beftrittene Beftimmung v. Amira Erbenfolge ©. 30 fi. 
und Sohm Eheſchließung ©. 63 f., gegen den fi) v. Amira Zwed der Nechts- 
geſchichte S. 39 f. wieder erffärt; bier auch ©. 69, 70 Über das Wort reipus. 
— Verwandt ift der achasius (L. Salica ed. Merkel c. 71, ed. Bebrend 
S. 89 c. 7) = Kaufpreis, zufammenhängend mit dem franzöfiichen achat, 
Schröder ©. 59 fi. 

Doch kommen thatſächlich auch bier reihe Schenkungen an die Familie der 
Braut vor; 3. B. Vita 8. Balduini (Acta Sanctor. VIII. Jan. p. 503) c.1 
$ 3: Praeterea, cum esset (sc. das Mädchen) in anno duodecimo, requiritur 
a quodam Landranco nobili genere progenito, qui delatas multas secum 
opes auri et gemmarum ac vestium tradidit manibus parentum, ut 
possit Austrudem virginem aceipere sibi conjugem. 
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vom Mann eine Bermögendzuwendung gemacht oder verfprochen?!). 
Der Kaufpreis (Muntihag) verwandelte ſich — ganz oder theil- 
weile — in eine Gabe, weldhe auf Grund des Rechtsgeſchäfts mit 
dem Vormunde aud dem Vermögen ded Manned in das der Frau 
übergehen jollte?). Die Beftellung einer derartigen Verſorgung 
jollte bei der Verlobung erfolgen®); war fie damals unterblieben, 
jo hatte die Frau beim Tode des Manned den Anſpruch auf eine 
Dos von geſetzlicher Höhe). Im fpätern Mittelalter bis in unfere 
Zeit hinein blieben ſymboliſche Gaben umd gegenfeitige Geſchenke zur 
Befeitigung der Verlobung im Gebrauch?s); aber die Verabredung von 
Bermögendvortheilen für die künftige Wittwe konnte auch unterbleiben. 


31) Ganz befonderd trat die Kirche dem Brautlauf und den Zahlungen an 
die Familie entgegen, Schröder I ©S.79f. Im der Sitte erhielten fi noch 
Geſchenke des Bräutigams an die Familie der Braut; vgl. N. 30 a. E., N. 35 
und Schröder II. S. 1N. 3. 

32) Weber das ſpätere langobardiſche Recht ſeit Lintprand vgl. Kraut I. 
S. 299 f., Schröder I. ©. 38 ff., 40 ff, Val de Liévre Launegild 
©&.18ff.: die Meta wird zu einer Gabe des Bräutigams an die Braut. — 
Bei den Burgundern erhält das Mädchen, wenn ihr Bormund nicht ihr 
Vater oder ihr Bruder iſt, einen Theil des Wittemon und fällt es an bie 
Frau ganz, wenn eine Wittwe fich verheirathet, Kraut I. S. 303 fi., Schrö- 
der IS. 44 ff. — Bei Franken, Baiern, Weſtgothen und Alamannen verjpricht 
der Mann dem Mädchen eine Dos; auch wenn feine Feftfegung erfolgt ift, ge- 
bührt ihr beim Tode des Mannes eine dos legitima, Kraut I. S. 310 ff., 
Schröder I. ©. 63 fi., 67 ff., 69 f., 7O ff. Uebrigens wird in der Urk. v. J. 864 
(Neugart C.D. Alam. no. 421) aud die vom Mann feiner Frau beftellte 
Berjorgung als dos legitima bezeichnet. — Ueber nordifches Recht zulett K. Leh⸗ 
mann S. 58 f. 

33) Schröder I. S. 81, v. Scherer ©. 7f., 11f. — Noch das Saar⸗ 
brücker Landrecht (Schröder II. 2 ©. 51) macht die Beſtellung eines Witthums 
dem Manne zur Pflicht, damit ſeine Frau nicht nach ſeinem Tode von ſeinen 
Kindern oder ſonſtigen Erben verſtoßen oder „für eine Dienſtmagd oder für eine 
leichte Frau, als ob fie zu der unehr bei ihm geſeſſen hette, geacht“ werde. 

3) Ueber bie fräntifhe dos (auch tandono, vgl. N. 19), welche in Mobi- 
lien oder Immobilien beftellt werden konnte (Sohm Ztſchr. f. RO. V. ©. 420 ff.), 
vgl. Schröder I. ©. 63 ff. — L. Rib. 37 $ 2. — Wenn bisweilen die Kinder in 
dem alle als unehelich bezeichnet werden, daß feine dos verabredet ift (N. 8), 
fo erklärt fi) dies wohl daraus, daß, um die Einwilligung des Bormunds zu 
erhalten, die Beftellung einer dos gefordert wurde; eine Ehe ohne dos war alfo 
ohne Genehmigung des Bormunds gefchloffen und darum nichtig (vgl. oben 
N. 98). 

5) Sohm Eheſchließung S. 57N. 77T, v. Scheurl Eheſchließung ©. 133 f. 
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5. Der Berlobungdvertrag bat zu jeinem Gegenftande die 
fünftige Eheſchließung; er tft ein pactum de contrahendo®): der 
Bräutigam iſt verpflichtet Tünftig die Braut heimzuführen, der Vor⸗ 
mund fie ihm zu übergeben, die Braut ihm Tünftig zu folgen. 
Zum Theil ift .gejeglich vorgefchrieben, wann fpäteltend die Che der 
Berlobung nachfolgen fol”). 

Die Verlobten jollen nichtd thun, was der fünftigen Che ein 
Hinderniß in den Weg legt. Insbeſondere find fie fich zu gegen- 
feitiger Treue” verpflichtet. Der Verlobte darf mit feiner andern 
Perjon eine Che abichließen oder in ein fleiſchliches Verhaͤltniß fich 
einlafjen und ed werden DVerlegungen der Treue unter Berlobten 
ähnlich wie Ehebruch beftraft). Auch kann nach manchen Rechten 
der Bräutigam die Braut zurüdfordern, wenn fie fih mit einem 
Andern in ein eheliches Verhältnig begeben hat”). Aber trogdem 
ift dad Verlöbniß nicht Eheſchließung felbft?) fondern nur ein die 
fünftige Ehe vorbereitender Vertrag, welcher den Verlobten bis zur 


— Um dem Lurus zu fleuern werben bisweilen Gaben von höherem Werth un- 
terfagt: Wismarer BD. v. 1339 (Gengler Stadtrechte ©. 552): nulla cle- 
nodia sive munera dari debent inter sponsum et sponsam et parentes 
ex utraque parte, nisi solum Arra dicta en handtruwe; ebenjo BD. für 
Hörter im 3.1450, Schilling Wald. Erichiches Lehner. S. 322 N.; vgl. auch 
Rive II. 2. S. 113 NR. — In Straßburg wird zu Anf. des 13. Jahrh. fogar 
das Schenfen von Berlobungs- und Trauringen unterfagt, Winter Geſch. des 
Raths in Straßburg 1878. ©. 43. 

36) Ich flimme bier gegen Sohm mit Valde Lievre Launegild ©. 150 
N. 3 überein. 

7, z. B. Rive J S. 106.71, R. Löning Bertragsbruh IS. 143 N. 3, 
©. 147 f., 150 f. 

3 Schröder I S. 10, Sohm Eheſchließung S. 76 ff., Trauung ©. 2 ff., 
Friedberg Berlobung ©. 17, E. Löning Gef. d. Kirchenr. II. ©. 585, 
589 N. 1, 599 f., Rofentbal die Rechtsfolgen des Ehebruchs 1880. ©. 68 ff. 
— Im Prager Rechtsb. c. 89 (Rößler S. 126) wird von dem, melder fi 
mit der Braut eines Andern verbeiratbet, gejagt, er habe die ee und dy frunt- 
schaft der zweyer ehaften man von einander gejdhieden. 

388) v. Wyß S. 96 f. 

39, Auch das Römiſche Hecht verpflichtet Die Verlobten zur Treue und droht 
demjenigen, welcher die Treue verlett, vermögensrechtliche Nachtheile an (TB - 
ning Kirchenrecht II ©. 570 ff.). Und doch behauptet Niemand, daß mit dem 
Berlöbniß die Ehe eingegangen werbe. 
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Eheſchließung beftimmte Pflichten auferlegt“). Durch die Verlobung 
wird fein unlößliched, lebenslängliched Band begründet; fie darf au 
einfeitig aus beftimmten, geſetzlich amerfannten Gründen ‚aufgehoben 
werden). | | 

Wurde fie aber aud vom Geſetz nicht gebilligten Gründen. ein- 
jeitig gelöft, indbejondere dur) die mit einer andern Perjon abge 
Ihloffene Ehe, fo traten wohl Strafen ein“), indeffen bleibt regelmäßig 
dad vorige Verlöbniß aufgehoben und es wird die etwa mit einem 
andern geichloffene Ehe nicht wieder getrennt“). Auch Tonnten die 


, Sohm Eheſchl. S. 75 ff. fagt, die Verpflichtung der ehelihen Treue 
ftelle die wegative Wirkung der Ehe dar. Da nun die Braut dem Verlobten 
zur Treue verpflichtet jei, jo fei durch Die Verlobung bie Ehe geſchloſſen, aber — 
ba noch bie vormundfchaftliche Gewalt des Mannes und das Zufammenleben ber 
Gatten fehle — nur eine Ehe mit negativen Wirkungen; erft mit der Trauung 
kämen auch die pofitiven Wirkungen der Ehe Hinzu. „Die Ehe wird nach deut⸗ 
ſchem Recht durch das Berfprecdhen der Ehe gefchloffien. Die Willenseinigung 
über künftige ebeliche Gemeinfchaft bedeutet die Willenseinigung fiber jchon gegen- 
wärtiges eheliches Verhältniß. Es giebt Feine Verlobung in unſerm heutigen 
Sinn d.h. keine Verlobung, welche Berjprechen künftiger Ehefchliefung wäre. 
Die Berlobten find ſchon Ehegatten vor der Trauung” (S. 78), Weil die Braut 
gebunden fei, fei fie bereits Ehefrau (S. 87). Die Verlobung jei Der einzige 
Alt der Eheichliefung, die Trauung der Ehevollzug (consummatio matrimonü), 
das eheliche Beilager die Vollendung der thatfächlichen Ehevollziehung (S. 99 f., 
vgl. au Trauung ©. 13). 

Gegen bie Unterſcheidung einer Ehe mit bloß negativen Wirkungen und einer 
Ehe, welde auch die pofitiven Wirkuugen hat, und gegen die Annahme, daß 
das durch die Verlobung gejchaffene Verhältniß der Gebundenheit Ehe jet, bat 
fich die folgende Literatur erflärt, vgl. Friedberg Berlobung ©. 15 ff., Brun- 
ner in f. Regenfion, Val de Liévre ©. 149, Löning Kirchenr. II. 
S. 583 f., 601, Habicht ©. 30 ff., 69 ff, v. Sche url Eheſchließungsrecht 1877 
©. 36 ff., Kohler in d. 3. f. vgl. Rechtsw. III. S. 353 N. 1, in Betreff bes 
nordiſchen Rechts K. Lehmaun Verlobung und Hochzeit ©. 96 ff. 

#1) Aufführung folder Gründe Ed. Roth. 180, Rive I ©. 106 f. — 
Sohm ©. 77, Trauung ©. 5 ff. behauptet, es ſeien diefelben Gründe, aus denen 
einfeitig eine Ehe habe gelöft werben können; vgl. aber dagegen Friedberg 
Berlobung S.19, Löning Kirchenrecht II. S.589 ff., 599 f. und für das 
nordiſche Recht Lehmann ©. 103 f. 

4) z.B. Djenbrüggen Langob. Strafreht S. 106 ff, R. Löning Ber- 
tragsbruch ©. 142 ff. 

“) Kohler in d. 3. f. vgl. RW. IIL ©. 354; anders theilmeife nach nor- 
diſchem Recht, Lehmann ©. 114 ff. und oben N. 38a). 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0.2. Aufl. 2 
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Folgen bed Verlöbnißbruchs gleich beim Abſchluß der Verlobung 
feftgefeßt, inöbefondere eine Conventionalftrafe verabredet werden“). 

6. Während nach deutihem Recht nur förmliche Berlobungen 
wirffam waren, erklärte das kanoniſche Recht auch das formlos ab» 
geichloffene Verlöbniß für gültig und ließ dafjelbe durch hinzukom⸗ 
menden Beilchlaf fich in eine Ehe verwandeln. 

Dagegen ftellte fich Luther und mit ihm die proteftantijche 
Kirhe infofern auf den deutſchen Standpunkt, ald fie nur die 
öffentlichen Verlöbniffe für bindend erklärten“); aber fie nahmen 
auch an, daß ein öffentliches Verlöbnig mit Wirkungen der Che 
audgeftattet ſeis). Als dann die jpätere Rechtsbildung wieder Ver⸗ 
löbnig und Ehe ftrenge von einander jonderte, hielt man doch daran 
noch weiter feit, daß Rechtswirkungen nur dem öffentlichen Verlöbnik 
zufämen. Auf heimliche Verlöbnilfe, über welche auch fein Cided- 
antrag zuläffig ift*), follen feine Anfprüde gegen den andern Ver— 
lobten gegründet werben. 


8210. Berlobung Neueres Redt. 


1. Nach neuerem Recht ift ein Verlöbniß rechtlich bindend 
und fein Bruch mit Rechtsnachtheilen bedroht regelmäßig nur dann, 
wenn ed öffentlich und falls die Verlobten noch Eltern haben, mit 
deren Cinwilligung oder, wenn fie unter Bormimdfchaft ftehen, mit 
vormundichaftlicher Genehmigung abgeſchloſſen if. Die Frage, ob 
die elterliche Einwilligung für Söhne ebenfo wie für Töchter und 
nicht bloß für Minderjährige, fondern auch für Großjährige erfordert 
wird, jol unten (m der Lehre von dem Berhältniß der Eltern und 
Kinder zu einander, $ 253) behandelt werden; hier genügt die allgemeine 
Bemerkung, daß diejelben Perfonen, deren Genehmigung beim Ab= 


#4) Val de Lievre S. 132 N., S.150, Brunner Rezenfton; Prager 
Rechtsb. c. 89 (Rößler ©. 126). 

5) Ein Beifpiel eines Öffentlichen Berlöbniffes im Zeitalter der Reforma- 
tion bei v. Sche url Eheſchließungsrecht ©. 133 f.: Verlobung auf dem Rath⸗ 
haus in Gegenwart „etlicher erbarer Freundt”; dann im Haufe der Brant 
Mebergabe des Ringes von Seiten des Bräutigams; mehrere Tage darauf wirb 
auf dem Rathhaus die Verlobung noch einmal mit hanndgelübden bevestnet 
und vergottspfennigt. 

#6) Vgl. unten $ 211 N. 14 ff. 

m z. B. Heimbach SEIN. 1. 
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ſchluß der Ehe erforberlidh ift, auch einzumilligen haben, um dem 
Verlöbniß bindende Kraft zu ertheilen; ohne ihre Genehmigung ift 
die Verlobung nichtig‘). 

2. Während nach gemeinem NRedht?) und auch nad) emigen 
Partilularrehten?) eine befondere Publizität oder Form nicht ver- 
langt wird, jondern au das formlofe Verlöbniß ohne weiteres 
gültig ift, wenn die Einwilligung von denjenigen Perjonen erfolgt, 
deren Conſens erforderlich ift, haben viele andere Geſetze ſpezielle 
Formvorſchriften aufgeſtellt: Abſchluß vor Gericht oder vor einem 
Rotar oder vor dem Pfarrer oder überhaupt dev Obrigkeit‘), Zuzie- 
bung von Zeugen), ganz beſonders in dem Fall, daß die Braut 
leute der elterlichen oder vormundſchaftlichen Einwilligung nicht bes 
dürfen‘), u. ſ. w.). 


) Nah Pufendorf obs. I. no. 72 wird die anfängliche Nichtigkeit ber 
Sponjalien auch nicht durch nachträglichen Conſens der Eltern geheilt. Umge⸗ 
kehrt Frankf. Ref. II 8S9I. — Nah Seuffert XXXII no. 146 (Lübed) 
können bie Eltern das Verhältniß aufldfen, aber das Kind darf ſich nicht ſelbſt 
auf die Nichtigkeit berufen. 

2) Richter⸗Dove Kirchenredht 8 289 N. 10, 11. 

3), Oeſtr. GB. 845, 46, Banmeifter I. ©. 8f., Fald IV ©. 861 f., 
v. Stemaun II. ©. 356. — Großberzogl. Heſſ. Gef. v. 18. Apr. 1877 art. 1: 
„Die Rechtsgültigkeit eines Verlöbniſſes ift von ber Beobachtung einer Form- 
vorſchrift nicht abhängig”. 

9 Preuß. Lor. II. 1 $ 82: „wenn aus einem Chegelöbniffe ein Hecht auf 
vie Vollziehung der Ehe zu Hagen entipringen fol: jo muß dafſelbe gerichtlich 
ober vor einem ... Notario gejchloffen und niebergefchrieben werben”, 883: 
„Gemeine Landleute können ihre Verlobungen vor Schulzen und Schöppen voll» 
ziehen und niederſchreiben laſſen“. — Lüb. Gef. v. 29. Aug. 1863 $ 1: Erklärung 
vor zwei Zeugen. — Roth 8. ©.310f., 313, Heimbad 878, Richter— 
Dove $ 289 R.12. — Berner GB. art. 48. — 0. Wyß ©. 172. 

5) 6, fpäter 3 Zengen nah Schlesw. Holſtein'ſchem Hecht, v. Stemann II. 
S. 243, Fald IV S.359 |. — Steinader S. 3805|, Thomas I. ©. 4 f., 
6 f., Beigel S. 41, Grefe I. ©. 3 f., Bartels Ehe und Verlöbniß m ber 
Provinz Hannover 1871. ©. 183 ff, Sachſe 8 129, Richter⸗Dove a. a. O., 
v. Wyß ©. 136 ff. 142 f. 

6) 2 Zeugen: Hanbold 856,58, Sächſ. GB. 8 1576, Sächſ. G. v. 5. Novb. 1875 
$1. — Hommel rh. 71, Heſſe S.11, Brückner 822ff., Heimbach 8 78, 80, 
Sengler Lehrbuh ©. 839, Reyfcher IIIS 545, Bartels a.0.0.8.179 ff. 

7) Nah Züri. GB. 8 62: Eröffnung vor dem Ortspfarrer, ſchriftliche An⸗ 
erfennung, Eröffnung vor der Familie, „Beobachtung ber bei Verlähniffen übli- 
chen Sitten und Gebräuche, 3. B. Des Ringwechfels”. 

2% 
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3. Nah Römiſchem Recht giebt die Verlobung feinem Theil 
eine Klage auf Schließung der Che; e8 befteht in diefer Beziehung 
fein Zwang. Das Berlöbniß iſt ein einjeitig Iöäliher Vertrag. 
Wer ed bricht oder einfeitig zurücktritt, iſt nicht ſchadenserſatzpflichtig, 
aber er darf die von ihm gemachten Brautgejchenfe oder die hitges 
gebene arrha sponsalitia nicht zurüdfordern und muß die empfan? 
gene arrha in ihrem doppelten Betrage zurüderftatten. Das Tano= 
niſche Recht giebt eine Klage auf Vollzug der Ehe und ſucht diejelbe 
durch Firchliche Zuchtmittel durchzuſetzen. 

Sm neueren Recht nahmen, im Zujammenhang mit der ältern 
proteftantiichen Auffaffung, daß dad Verlöbniß der Che gleich 
ftehe, manche Partitularrechte bis in die neuere Zeit hin an, daß 
ein Verlöbniß auch nicht durch übereinftimmenden Willen der Ber- 
Iobten, fondern nur duch Ausſpruch der Obrigkeit (Confiftorium, 
Regierung) aufgelöft werden koͤnnes). Auch wurden in den Parti- 
Eularrechten wohl Gründe anerkannt, aus denen einfeitig dad Ver⸗ 
löbniß gelöft werden dürfe); aber auch hier jollte der Verlobte 
nicht jelbftändig vorgehen, fondern den Richterſpruch abwarten). 
Das neueſte Recht Tennt keinen Zwang zur Eheſchließung und fordert 
auch feine obrigfeitliche Löjfung des Verhaͤltniſſes. Die Frage, ob 
ein Grund zur Aufhebung vorhanden gemejen jet, fommt daher nur 
dann zur obrigfeitlichen Grörterung, wenn die andere Partei wegen 
des einfeitigen Rücktritts klagt. 

4. Wenn ein Berlobter ohne gejeglich anerfannten Grund das 
Verlöbniß Löft!!), jo treten nach den meilten Partitularrechten für 


8) Aeltere Berorbnungen bet v. Stemann II. ©. 243, 244, Falck IV. 
©. 360; jpätere bei Haubold $ 61, Sadfe $ 132, Brüdner 826, 27, 
Heimbah 8 83 N. 1,2, Roth 8.5. 333 f., Reyſcher III $ 547 N. 9, 10, 12, 
Rihter- Dove $ 289 RN. 30. 

9, Bgl. über die Gründe, welche theils dieſelben find, aus welchen eine Ehe 
geſchieden werben kann, theils auch noch andere, Preuß. Lor. II. 1. 8 95 ff., 
100 ff., Haubold 861 N. d, Sächſ. GB. 1582, Brüdner 828, Helle S. 14f., 
Heimbah 8 83 N. 3, Roth 8. S. 334 f. Grefe II. f., Bartels ©. 204 ff., 
Falck IV. ©. 376 f., Reyſcher III. 8 547. 1, Seuffert XXVI. no. 242, 
Richter⸗Dove 8289 N. 33 ff., v. Sche url Eherecht ©. 387 ff. 

10) 5.8. Fald IV. ©. 376, Brüdner $29, 30, Roth 8. ©. 334 f. 
Reyſcher III. S$ 547 N. 7. 

1) Dem ſteht e8 nah manden Partilularrechten 3.8. dem Sächſ. GB. 
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ihn rechtliche Nachtheile ein, welche der unfchuldige Theil durch gericht- 
liche8 Verfahren geltend machen kann!is), 

a) Der unjchuldige Theil kann auf Bollziehung der Heirath 
Hagen. Die Behandlung dieſer Klage ift zu den verfchiebenen 
Zeiten verjchteden geweien und ift auch noch heute partifulär ver- 
Ihieden. War der Beklagte dem Antrag gemäß verurtheilt worden, 
fo wurde früher die Trauung direkt erzwungen (Zwangdtrauung). 
Später bis zur Gegenwart hin wurden im Crelutiondverfahren in⸗ 
direfte Zwangsmittel (Geldftrafen, Haft) gegen ihn angewendet"), 
um die Heirathb zu befördern. Seit der Civil⸗-Proz. O. $ 774 
Ab}. 2 find diefelben nicht mehr ‚zuläffig. 

b) Nach einigen Rechten ift die Klage zunädhft nur auf Ehe⸗ 
Ihließung zu richten; hat die Verurtheilung zu ihr feinen Crfolg, 
jo iſt auf Entihädigung zu Hagen. Oder ed kann auch, wenn nur 
auf Eheſchließung geklagt ift, der Richter auf Eheſchließung und 
eventuell für den Weigerungdfal auf Entihädigung erkennen‘). 
Nah anderen Rechten darf die Klage alternativ auf Bollziehung 
der Ehe oder Entihädigung gerichtet und demgemäß erkannt werden“). 

c) Manche Rechte geftatten nicht auf Eheſchließung, fondern 
nur auf Schadenderjag zu flagen'); bier Tann aber der Beklagte 


8 1581 gleich, wenn er „burch fein Verhalten nach Eingehung des Berlöbniffee 
bem anderen Theile einen Grund zum Rücktritte“ giebt; vgl. auch Preuß. Lor. 
II. 1. $ 120, Roth 8. ©. 331, v. Scheurl Eherecht ©. 384 f. 

119%) Derartige Wirkungen treten aber verhältnißmäßig nicht fehr häufig ein, 
weil die zur Entftehung eines öffentlichen Berlöbnifjfes anfgeftellten geſetzlichen 
Erforderniffe im Leben feltener beobachtet werben. 

19) Thomas II. S.17, v. Stemann II. ©.356, Roth 8. S. 330 f., 
Sachſe $ 130, Brüdner 8 32. 

15) Dernburg III. $11.3, Ko zu Lor. II. 1. $82 Anm. 5a, Heſſe 
S. 12, Sachſe $ 130, Brüdner 8 31ff. Roth 8. S. 330 f., Bartels Ehe 
und Berlöbniß in Hannover ©. 197 ff., Senffert XIX. no. 111, XXVII. 
no. 37. 

14) Medi. BO. v. 1846 und Seuffert XXXI. no. 146, Baumeifter I. 
S. 10, Lüb. Gef. v. 29. Aug. 1863 $ 4 (ift der Beklagte bereits verheirathet, fo 
kann auch einfach anf Entſchädigung geklagt werben), Roth B. L $ 66 N. 20. 

15) Schlesw. H.'ſche BO. v. 1853 (v. Stemann II. ©. 356), Sächſ. GB. 
8 1579, Württ. ©. v. 8. Aug. 1875 art. 4, Heſſ. Gef. v. 18. Apr. 1877 art. 4, 
Defir. GB. 8 45, 46, Züri. GB. 8 65, 68 u. ſ. w. 
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der Leiſtung der Entihädigung dadurch entgehen, daß er fih zur 
Abſchließung der Ehe erbietet!e). 

d) Endlich haben einige Nechte jede Klage aus dem Chever- 
löbniß unterjagt’®). 

5. Der einjeitige, ungerechtfertigte Rüdtritt von dem öffent- 
lichen Berlöbniß iſt mit vermoͤgensrechtlichen Nachtheilen bedroht. 

a) Sm Anſchluß an das Römiſche Net fol der Schuldige 
die dem andern Theil während des Braufftandes gemachten Ge- 
ichenfe nicht zurüdfordern und die empfangenen Gefchenfe zurück⸗ 
geben!). Dafjelbe gilt auch für die beim Abſchluß der Verlobung 
zu ihrer Beſtärkung gegebene arrha sponsalitia, den Mahlſchatz, 
welcher bei Eingehung der Ehe nicht wie im Römilchen Recht dem 
andern Theil zurüdgegeben wird, jondern ald Geſchenk dem Em⸗ 
pfänger verbleibt: wer dad Verlöbniß bricht, bat die empfan- 
gene arrha dem Andern zurüdzugeben'®). 

b) Während in Webereinftimmung mit dem Römifchen Recht 
einzelne Partilularrechte die Verabredung einer Conventionalftrafe 
verbieten), erklären andere diejelbe für gültig und verpflichten den- 
jenigen, welcher das Berlöbniß ungeredhtfertigt bricht, zu ihrer Zah⸗ 
lung), 


150%) 3,8. Seuffert XXXVII. no. 131. 

16, G. f. Baden v. 21. Dez. 1869 $ 65: „Aus dem Cheverlöbnif findet 
eine Klage nicht ftatt.” — ©. f. Bremen v. 31. Oft. 1875 82: „Eine Klage 
auf Eingehung der Ehe oder auf eine an deren Stelle zu leiftenbe Entſchädi⸗ 
gung, fowie eine Klage auf Schabenserfag wegen Nicht⸗Erfüllung eines Ehever- 
ſprechens findet nicht ſtatt.“ 

. I) Breuß. tor. I. 1.8112, Sächſ. GB. $ 1585, Oeftr. GB. $ 1247, Zür. 
GB. 868, Reyſcher III. 8548 N. 3. — Nicht nah Schlesw. H.'ſchem Recht, 
weil darin eine Privatllage liege, Fald IV. S. 378. — Nach ältern Partikular⸗ 
rechten konnten die Brautgeſchenke obrigkeitlich konfiscirt werden, wenn die Ber- 
lobung grundlos durch gegenfeitiges Einverſtändniß gelöft wurde, Falck IV 
©. 878, Reyſcher N. 2, Heimbach 883 N. 1, Brüdner ©. 39 fi, Sadje 
$ 132; nad neueren Gefegen find dann bie gemachten Geſchenke gegenfeitig 
zurückzugeben, Preuß. Lor. II. 1. $ 122, Sächſ. EB. 8 1584, Falck IV 
©. 377 f. 

18) 3.8. Sächſ. GB. 8 1683 ff. 

19) Oeſtr. GB. 8 4b, Sächſ. GB. 8 1580, Züri. GB. 8 65, Bremer ©. v. 
31. Oft. 1875 82, Zadhariä II. $ 457 N. 7; dgl. ah Rihter-Dove 
5 289 N. 21. 

%) C. Max. Bav. I. 6. $.11 no. 10 (Roth 8. I. $ 66 N. 18), Preuß. 
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c) Der Schuldige fol dem andern Theil feinen Schaden er- 
ſetzen. Im Ermangelung einer verabredeten Conventionalftrafe ent- 
halten einzelne Geſetze pofitive Beftimmungen über die Höhe der zu 
zahlenden Entihädigungsjumme und nähern dadurch dieſe Leiftung 
der Privatftrafe an?) Nah andern Rechten bat der Richter ihre 
Höhe arbiträr feitzujehen?), dabei aber nur den wirklich eingetretenen 
Schaden), nicht auch den entgangenen Gewinn zu berüdfichtigen*). 
Noch andere Gefepe fchließen jeden Schadenserſatzanſpruch aus 
(R. 16). 

d) Endlich ift, entiprechend der altdeutichen Muntbrüche, vers 
einzelt der Schuldige wegen der in dem Treubruch liegenden Kräns 
fung dem andern Theil zur Zahlung einer Strafjumme verpflichtet, 
weldye ihm eine Genugthuung gewähren joll?). 

e) Noch weiter gehende Wirkungen treten zu Gunſten der Braut 
ein, wenn der Bräutigam nach eingetretener Schwängerung den Ab» 
Ihluß der Ehe verweigert (vgl. unten $ 211 N. 26, 27). 


£dr. I. 18113, Haubold SEI N. e, Falck IV. ©. 367, 378, Roth 8. 
S. 331 (auch wenn es fih um ein nicht Öffentliches und Daher im in un⸗ 
gültiges Verlöbniß handelt, S. 313). 

21) Preuß. Lor. II. 1 8 114— 118, Heimbach 881N. 7. 

2) Zür. 5868, Bern. GB. 8 48, 49, Brüdner $ 34, 85, Heſſe S.12, 
Heimbah 881N. 7, 883 N. 4, Steinader S. 33 N.13, Baumeifter 
II. S. 9 ff, Falck IV ©. 373 f., Roth K. S. 331f., Reyſcher III. S 546.2, 
Zachariä III. $ 457 N. 6, Seuffert VI. no. 109, VII. no. 59, XII. 
n0. 35. — Ein folder Entſchädigungsanſpruch befteht nad ber Oldenburger 
Praxis nur für bie Braut, nicht auch für den Bräutigam, Seuffert XIII. 
no. 35 N. 2. 

33) Alſo auch befonders die auf das Verlöbniß verwendeten Koften, Preuß. 
Wr. II. 1 8112. — Oeſtr. GB. $ 46, Sächſ. GB. 8 1581, Gengler (3. Aufl.) 
$ 135 N. 32. 

) Richter-Dove N. 23, v. Sche url Eherecht S. 383. — Dem Weſen 
der Ehe ſcheinen Entſcheidungen zu widerſprechen, welche dem unſchuldigen Theil 
fein Vermögensintereſſe erſetzen wollen, welches er an der Vollziehung ber ver⸗ 
Iprochenen Che gehabt hätte, wie Seuffert XVIII. no. 256 ($ena), XXX. 
n0. 36 (Berlin). 

35) Zürich. GB. 8 68: „Ueberdem kann er, wenn eine erhebliche Unbill 
vorliegt, eine Genugthuung begehren, welche je nach den Bermögens- und 
Lebensverbältnifien der Berlobten und der Größe der Unbill durch richterliches 
Ermeflen auf Franken 50 bis 5000 anzuſchlagen if. In bejonders wichtigen 
Fällen und wo bie Vermögensverhältniffe des ſchuldigen Theiles es geftatten, 
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1. Nach unferen alten Volksrechten war es möglih, daß eine 
Ehe — allerdings mit unvolllommenen Wirkungen — auch ohne 
Berlobung und Mitwirkung der Familie der Braut zu Stande kam 
($ 209 NR. 7 ff). Aber zu einer ordnungdmäßigen Begründung der 
Ehe wird gefordert, dab das Mädchen vom Bater oder Vormund 
verlobt ift und daß der Berlobungdvertrag durch Trauung, durch 
traditio puellae, erfüllt wird. Die Trauung beiteht darin, daß der 
Bormund dad Mädchen dem Bräutigam übergiebt und daß dieſer 
die Braut entgegennimmt, um fie in fein Haus zu führen. Nicht 
werden die beiden Perfonen mit einander getraut, jondern nur Die 
Braut wird dem Bräutigam vor Zeugen und unter Anwendung 
von Symbolen getraut, anvertraut, ihm auf Treue übergeben!). 

Seitdem die Geſchlechtsvormundſchaft fi abjchwächte und dem 
Mädchen eine freiere Beftimmung über ihre Che eingeräumt wurde, 
erfuhr der Trauungsakt eine Umgeftaltung. Nicht mehr ift ed der 
regelmäßige Vormund, welcher die Trauung vollzieht und die Braut 
dem Bräutigam übergiebt, jondern ed wählen fi) die Brautleute 
eine Perjon?), welche diefen Akt vollziehen fol. Während nad) der 
Bolföfitte Died regelmäßig ein Late war, verbietet die Kirche jeit dem 
13. Sahrhundert die Laientrauungen und fordert, daß die Hebergabe 
durch einen Geiftlichen vollzogen werde?). 


darf die Genugthuungsfumme bis auf Franken 20,000 erhöht werben.” — Aus 
diefem Geſichtspunkt heraus find auch Erkeuntniffe gefällt worben, weldhe bei 
Zumeffung der Entſchädigungsſumme über die Höhe des wirklichen Schadens 
hinausgehen. 

1) Sohm Eheſchließung S.59 fi. — Eine gericätlihe Handlung wurde 
nicht erfordert; für diefelbe fpricht nicht der Ausbrud Gemahl. Derjelbe be- 
deutet nicht den im mallus Uebergebenen, fondern ben durch mallus, durch 
Sprade Berbundenen, den AZufammengefprocdenen, Sohm S. 62, Trauung 
S. 32 R.58. — Gegen ben Berfuh Sohms (Eheſchließung ©. 63 ff.) die Zu- 
ziehung des Gerichts bei der Ehefchließung einer Wittwe zu erklären, vgl. v. Amira 
Zweck der Rechtsgeſchichte S. 39 f. 

2) Sie wird in der neueren Literatur häufig als Fürſprecher bezeichnet. 

2) Sohm Eheſchließung S.70, 164 ff., v. Scheurl Eheſchließungsrecht 
S.111ff. Doch kommen Laientramungen noch bis zum 16. Jahrhundert vor, 
Friedberg Eheſchließung S. 282 f. — Intereffant ift ein Vorgang zu Regens⸗ 
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Die Trauung war fpäter nicht mehr bloß die Webergabe der 
Braut an den Bräutigam, fondern auch diefer wirb der Braut 
übergeben; es findet ein Zufammengeben und Zufammenfprechen 
ftatt‘). Man nimmt jest in den Alt als erften Theil eine Conſens⸗ 
erflärung der beiden Brautleute auf; auf Befragen ded Trauenden 
geben fie die Erklärung ab, mit einander die Ehe eingehen zu 
wollen, gewiflermaßen eine Wiederholung des Verlöbniſſes. Deme 
gemäß kommen denn aud) bei der Trauung die bei der Verlobung 
altherfömmlichen Symbole zur Anwendung (Hebergabe eines Ringes; 
Wechſeln der Ringe; aud dem Verlobungsring wird der Trauring?)). 

2. Nach den Grundfägen des kanoniſchen Rechts kommt ed 
nur auf den Willen der Brautleute, nicht auf Beobachtung von 
Formalitäten an. Daſſelbe unterſcheidet zwiſchen sponsalia de fu- 
turo d. h. dem Verlöbniß und sponsalia de praesenti®), d. h. der 
Ehe; beide bedürfen feiner Form. ine Ehe entjteht, wenn die 
beiden Perjonen ſich ihren auf die Gegenwart bezogenen Ehekonſens 
gegenfeitig erklären, ohne daß es der Thatjächlichkeit des ehelichen 
Lebend bedarf; aber fie entfteht auch, wenn zwilchen zwei Verlobten 


burg im J. 1528 (Chroniten XV ©. 88 f.): ba ber Priefter eine Ehe nicht ein⸗ 
ſegnen will, traut der Bräutigam fich jelbftz aber nach dem Tode des Manns 
erhalten die Wittwe und die Kinder nicht Das regelmäßige Erbrecht. Solche 
Fälle ſeien damals öfter vorgelonmtn, bis der Rath ein ſolches „eingefengen“ 
(wohl: „eingejegnen”) verboten habe. 

4) Sohm Ehefhließung- S. 67 ff., 72 ff., v. Scheurl Eheſchließungsrecht 
S. 110 ff. — Ueber den Gegenfaß der Uebergabe durch den Vormund und bes 
Zuſammenſprechens durch eine gewählte Perſon Thaner in d. 3. f. Kirchen. 
XVI. ©. 223 ff. 

5) Sohm Eheſchließung S. 100 ff. — Supplementum Nicolai de Ausmo 
8. v. Arra: Arre dicuntur annulus, pecunise sive aliae res datae spon- 
sae, quarum datio subarratio voeatur, praecipue quando fit per annuli 
immissionem. Et si quidem fiant haec inter sponsum et sponsam, non 
dico contrahuntur sponsalia, sed praesumitur pro matrimonio, nisi pro- 
betur contrarium .... Si vero fiant a parentibus tunc sola sponsalia 
contrahuntur. — Set heit auch der Trauring mahelfingerlein, 3.8. in 
Nürnberg im 3.1420 bei Hegel Städtechroniken II. ©. 5. 

6%, In Deutſchland lebte man fih in dieſen Spracdgebraud nicht hinein. 
In der Url. Ottolar’s v. Böhmen (in der Formelfammlung bes Henricus 
Italicus no. 182, berausgeg. v. Joh. Boigt, im 29. Bande des Arch. f. Oeſtr. 
Geſch. DO.) wird bei einer wirklichen Berlobung gejagt, fie habe flattgefunden 
per verba de presenti. 
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ohne eine derartige erneute wörtliche Erklärung durch den vollgogenen 
Beifhlaf die Thatjächlichleit des ehelichen Lebens eintritt. Dem⸗ 
gemäß fonnte nad kanoniſchem Recht ohne vorhergegangene fürme 
liche Verlobung und ohne Trauung daß eheliche Verhältniß zu Stande 
fommen. Auch in Deutihland konnte die Che unabhängig von der 
Mitwirkung dritter Perjonen begründet werden’). 

Aber die Kirche verlangte doch, ohne die Entftehung der Che 
von der Beobachtung der Vorschriften abhängig zu machen, ihre Zus 
ztebung bei dem Beginn ded ehelichen Lebens‘). Zunächſt forderte 
fie, daß nach der Trauung die neuen Eheleute zur Kirche geben 
(Kichgang, Brautmelje)?), dann dab die Trauung vor der Kir 
thbüre in Gegenwart des Geiftlichen erfolgen und fich daran die 
fichliche benedictio ſchließen fol’), weiter jeit dem 13. Sahrhundert, 


) Lüb. R. (Hach) U. 12 ſpricht Jemand eine Jungfrau oder Frau als jeine 
Gattin mit der Behauptung an, dat he se hebbe beslapen unde dat se sin 
echte wif si unde se gehanttruwet hebbe (ihr ven Ring gegeben habe); alfo 
fie konnte feine Gattin werden ohne fürmlide Trauung. — Die Oeffnung von 
Laufen (Grimm Weisth. L ©. 102) fagt ausdrücklich, es fet gleichgilltig, ob 
fie Iemand zufammen gegeben habe oder ob fie ain ander selb genomen 
haben. Bgl. auch N. 4. 

8) Bol. die vorzüglige Ausführung bei Sohm Eheſchließung S. 153 ff. 

9) Friedberg Ehefchließung S. 8 ff., 73 ff, Rive II. 2. S. 99 ff, Sohm 
Eheſchließung S. 157 f., 179 ff., Löning Geſch. des Kirchenrechts II. S. 575 ff., 
602 ff. — Eltviller Oberhofentfcheibung aus dem 15. Jahrh. bei Schröder 
Urff. no. 342 (301): der Beweis der Ehe wird burch zwei ober drei Zeugen er- 
bracht, weldhe ausfagen, daß der Dann bie Frau gelauft und geehelicht hat und 
furt sie zu kirchen, alse da gewonlichen is. — St. Galler Weisthum vor 
1436 (Grimm Weisth. V. ©. 197 8 42): wo zwai menschen zamen koment 
zuo der e und ze kilchen gand nach ordnung der cristenhait u. |. w. 
— Schwarzwälder Weisth. aus der 2. Hälfte des 15. Jahrh. (Grimm 1. 
©. 352): e8 werben biejenigen beftraft, welche bi einander sitzend und nit 
zu kilchen gangen sind. 

10) Der Beginn dieſer Entwidlung fällt in das 9. Jahrhundert, Sohm 
S. 160 fi. — Brünner Cchöffenb. c. 348: in facie ecclesiae legitime con- 
juneti; au c. 347; vgl. auch Rive I. ©. 122 N. 48. — Weiter geben 
bie Fragmenta juris Siculi no. 27 (ed. Merkel. Halis. 1856. 4. p. 25); fie 
fordern die benedictio sacerdotum „si volunt futuris heredibus successiones 
relinquere. Alioquin noverint amodo molientes contra nostrum regale 
preceptum neque ex testamento neque ab intestato se habituros heredes 
legitimos, ex illicito per nostram sanctionem matrimonio procreatos; 
mulieres etiam dotes et aliis nubentibus legitime debitas non habere.“ 
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daß die Trauung, die Mebergabe durch den Geiftlihen, aber noch 
nicht in der Kirche, ſondern vor der Kirche zu vollziehen fet!!). Grit 
jeit dem 16. Sahrhundert wird die Trauung in der Kirche vor- 
geichrieben. 

Da aber all’ dies Feine rechtlichen Erforderniſſe der Che 
waren, jo famen oft fg. matrimonia clandestina vor, durch heim⸗ 
liche sponsalia de praesenti begründete Chen, welche wegen des 
Mangeld der thatjächlichen Gemeinſchaft äußerlich nicht erfennbar 
waren. Berbreitet waren Klagen über Bigamtie, indem Serfonen, 
welche zufolge von heimlichen sponsalia de praesenti bereit3 ver- 
beirathet waren, nachher eine andere Che durch Trauung und mit 
Lehensgemeinſchaft eingingen!?). 

Darum regelte die Fatholiihe Kirche in dem Tridentinum") 
dad Eherecht und forderte für die Eheſchließung unbedingt die Con- 
jenderflärung der beiden Brautleute praesenti parocho vel alio 
sacerdote de ipsius parochi sen ordinarii licentia et duobus vel 
tribus testibus; rechtlich gleichgültig erfcheint die Vornahme der 
Handlung in facie ecelesiae und die benedietio. Die Kirche traut 
nicht, Jondern fordert die Aſſiſtenz des Geiftlichen, um als Zeuge die 
Sonfenserflärung entgegen zu nehmen. Die Ehe kommt durch 
sponsalia de praesenti von beitimmter Publizität zu Stande; 
sponsalia de futuro werden nicht mehr durch copula carnalis zur 
Ehe. 

3. Luther‘) verwarf den Gegenſatz des kanoniſchen Rechts 
von sponsalia de futuro und de praesenti, weil es an ſichern 
Merkmalen dafür fehle, wann ein bloß vorbereitender Vertrag und 
wann eine unmittelbar die Ehe beabſichtigende mündliche Erklärung 
anzunehmen ſei. Er bezeichnet alle öffentlichen Verlöbniſſe als spon- 
salia de praesenti, falls nicht durch „conditio, Anhang oder Aus⸗ 


u) Sohm ©. 164 ff., 166 N. 30. — Oben N. 3. 

12) Bol. auch Luthers Aeußerungen darüber bei Sohm ©. 188. 

13) Sessio XXIV. de reformatione matrimoniü c. 1; Sohm ©. 190 ff. 

14) Friedberg Eheſchließung S. 203 ff, Sohm Eheichließung S. 197 ff., 
vgl, auch ©. 139, v. Scheurl Eheſchließungsrecht S. 128 fi., 137 f., in d. 3 f. 
Kirchenr. S. 69 ff., Eherecht S.63 ff. Ueber die Handhabung des Eherechts 
in der äfteflen Zeit ber proteftantifchen Kirche, insbejondere von Seiten bes 
Wittenberg'ſchen Eonftfloriums Mejer in d. 3. f. Kirchen. XVI. ©. 48 fi. 


28 8 211. Eheſchließung. Geſchichtliche Entwidlung. 


zug“ nur eine fünftige Ehe verabrebet fei oder falls es fich nicht 
um DVerlöbniffe von impuberes handele. Wenn alſo nidt aus— 
nabmöweije sponsalia de futuro abgejchloffen fein ſollten, fommt 
in der ältern proteftantiichen Kirche die Ehe durch ein öffentliches 
Verlöbniß zu Stande d. h. durch ein Verlöbniß, welche mit Ge⸗ 
nehmigung der Eltern oder wenn ed fih um felbitändige Perjonen 
handelt, vor Zeugen oder unter Zuziehung der Kirche eingegangen 
ift ss), 

Demzufolge Tann ein öffentliches Verlöbniß (sponsalia de 
praesenti) nicht durch gegenfeitiged Cinverftändniß der Derlobten, 
fondern nur aus denfelben Gründen aufgelöft werden, welde zur 
Eheſcheidung hinreichen!), und wird die Verlegung des öffentlichen 
Verlöbniſſes ald Ehebruch behandelt”). Aber die Verlobung bat 
nur die gegenfeitige Gebundenheit der Verlobten als Chegatten be- 
wirkt; die Thatjächlichkeit, die Vollendung der Che, Die consumma- 
tio matrimoniü tritt erft mit ihrer Lebensgemeinſchaft, mit der co- 
pula carnalis ein’). Indeſſen wurde, unter Einwirkung des 
fanonifchen Rechts, faft regelmäßig angenommen, daß auch heimliche 
Berlöbniffe durch binzutretende copula carnalis zu Ehen werden ®). 

So kann alfo auch nah dem proteftantischen Kirchenrecht Die 
Ehe ohne Firchliche Mitwirkung zu Stande fommen; aber die Kirche 
fordert, daß die Verlobten fich dur den Pfarrer trauen und zu⸗ 
ſammengeben lafjen und daß ſie fi) der copula carnalis vor der 
firhlihen Trauung enthalten”). Die Verlobten, obgleich fie bereits 


15) Friedberg Eheſchließung ©. 208 f., 260 f., 276 ff., 290 ff, Sohm 
©. 197, 199, 206 R. 15, 16, S. 210 ff., v. Wyß in d. 3. f. ſchweiz. R. XX. 
©. 129 ff., 131 ff. 

16) Sohm ©. 19. 

IM) Friedberg ©. 220 f., 232, Sohm S.197, 198 und N. 3. 

18) Friedberg ©. 227, 300 n. |. w., Sohm ©. 202, 208 f., 275. 

19) Friedberg S. 224 ff, 284, Sohm S. 206 N. 16, 207, 239 f., 247 f. 
— Die Gejetgebungen des 17. Jahrhunderts, welde Friedberg ©. 261 auf- 
führt, erklären zum Theil heimliche Verlöbniſſe mit Beiſchlaf für Ehen, andere 
ichreiben den heimlichen Verlöbniffen überhaupt Teine Wirkungen zu. Zu ben 
legtern gehört auch die Schleswig’ihe BO. v. 1701 (bei v. Stemann IL 
S. 242 f.) und die 31. ſächſ. Decifion v. 1746, wonach heimliche Berläbniffe 
troß Beiſchlaf und Schwängerung ungültig bleiben. 

2) Friedberg ©. 277 ff, Sohm ©. 215 ff., 231 ff. — „Der rechtliche 
Zwed der Trauung ift, Daß durch die Handlung des Geiftlihen als des gelorenen 
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Ehegatten find, jollen Doch ihr eheliches Leben erft beginnen, nach» 
dem fie Firchlich zufammengegeben find, und follen, falls fie that- 
ſächlich bereitd als Ehegatten leben, ſich nachträglich trauen lafjen?'). 

Daher beſteht nah geichloffenem Berlöbniß eine Klage auf 
Trauung und. ein Zwang zur Trauung; die öffentlich Verlobten 
werden durch Strafmittel und ſchließlich durd direkte Gewalt, indem 
eine obrigkeitliche Perfon für den fi Weigernden die Conjenderflä- 
rung abgiebt, zur Trauung gezwungen”) und dürfen jelbit bei ge- 
genfeitigem Cinverftändnib ihr Verlöbniß nicht anders ald mit Ge⸗ 
nehmigung der Obrigkeit (Gonfiltorium) Löfen ($ 210 N. 8—10, 12). 
War wegen des Toded ded Bräutigamd die Trauung unmöglich, fo 
wurden der Braut die Rechte einer ehelichen Gattin zugelprodhen®). 

4. Im 18. Sahrhundert, bejonderd zufolge der Autorität von 
3.9. Böhmer“), wurde die ehewirkende Natur ded DVerlöbnifjes 
geleugnet und aufgegeben. Das PVerlöbniß wird dem Römijchen 
Recht entiprechend für einen einfachen Vertrag über eine Tünftig zu 
ichließende Che erklärt und die Ehe felbft fommt nur durch Firchliche 
Trauung zu Stande*). Auch die copula carnalis nach geſchloſſe⸗ 
nem Berlöbniß bewirkt nicht mehr die Che; doch beftand in diejem 
Falle noch längere Zeit hindurch für die gejchwängerte Braut das 
Necht, die Eheſchließung durch Zwangstrauung zu erzwingen und erft 
in unjerm Sahrhundert find Zwangdtrauungen überall abgeichafft?). 


Zrauungsoormunds die eheliche Gemeinſchaft ver Ehegatten herbeigeführt und 
jo das Nechtsverhältnig der Ehe zum Thatverhältuiß gemacht werde”, Sohm 
©. 233 


2), Sohm ©. 241, 248 f., v. Wyß S. 143 f. 

7) Kriebberg ©.232, Sohm ©. 235 ff., 242, Richter⸗Dove $ 289 
N. 24,0. Wyß S. 132f., 165 f. 

25) Pufendorf observatt. IV. no. 245. 

a, Sohm ©. 257 ff. 

35) Ueber die Literatur und bie Partikularrechte —— ©. 266 ff., 
272 ff, Sohm ©. 276 ft. 

%) In Sachſen im I. 1808 Haubold 859 N. d; über die ſächſ. Parti- 
kularrechte Heimbah SEI N. Iff. — In Neusorpommern Zmwangstrauungen 
noch in unfern Jahrhundert, Friedberg S. 300; in Hamburg in ber Mitte 
des vorigen Jahrhunderte, Baumeifter I. S. 417. — Gegenwärtig find 
Zwangstranungen in Deutihland abjolut unzuläffig, da nad) 8 28 des Reichs⸗ 
gejeßes vom 6. Febr. 1875 „zur Eheſchließung die Einwilligung der Ehefchlie- 
Benden erforberlih if”. — Vgl. auch v. Wyß ©. 169. 
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Aber die gejchwängerte Braut befam nach vielen Partikularrechten „alle 
Rechte einer gefchiedenen für den unjchuldigen Theil erflärten Ehefrau", 
welche den Namen ihres Berlobten führen darf und aus dem Ver⸗ 
mögen des Schwängererd die gejeblichen Eheſcheidungsſtrafen zuge- 
ſprochen erhält”), Nach neueftem Recht hat fie nur Anfpruch auf 
Bermögendentihädigung (8 210 NR. 11 ff.). 


8212. Eheſchließung. Heutiges Recht?) 


I. 1. Nachdem in Frankreich durd) Gefeb vom 20. Sept. 1792 
an die Stelle der kirchlichen eine ftaatliche Eheſchließungsform ge⸗ 
treten und in dem Code eivil genauer geregelt war, wurde die 
Civilehe auch in den während der franzöftichen Dffupation zu Frank—⸗ 
reich gehörigen deutjchen Provinzen eingeführt?). Die Frankfurter 
Kationalverfammlung, weldye im 3. 1848 die Trennung von Kirche 
und Staat durchführen wollte, nahm in die Grundrechte den Satz 
auf ($ 16): „die bürgerliche Gültigkeit der Che ift nur von der Boll- 
ziehung des Givilacte8 abhängig". Dod wurde nur it wenigen 
Territorien died Prinzip durchgeführt. Im einzelnen fam es zur 
fafultativen Givilehe, jo daß die Brautleute zwiſchen der civilen und 


27) So nach dem Prenf. Cor. II. 1 $ 1085 ff. (den Abel und das Wappen 
bes Schwängerers ſoll fie aber nicht führen), deffen Beftimmungen aber durch 
das Gef. v. 24. Apr. 1854 aufgehoben find; danach foll fie im Fall des Bffent- 
lichen Verlöbniffes aus dem Vermögen des Schwängerers eutjchädigt werben. 
— Die Beftimmung des ältern ſächſ. Rechts (Haubold 859 N. f.), welche ſich 
auch in ſächſ. Bartilularrechten findet (Weimar’iches Gef. v. 2. Novb. 1848 8 11, 
Hefſe S.12, Heimbach $81 N. 7), daß die Geſchwächte gleich einer gejchie- 
denen Frau den Namen des Schwängerers führen darf, ift im Sächſ. GB. nicht 
aufgenommen. — Die Rechte der geichiedenen Frau hat fie auch nad fonftigen 
Rechten, Reyſcher III. 8 546 und die Nachweiſungen bei Pfeiffer prakt. Aus- 
führungen VIII. ©. 404. — Die Praxis gab vielfach der Geſchwächten bies 
Recht nicht nur, wenn fie mit dem Schwängerer förmlich verlobt war, fonbern 
aud wenn fie von ihm ein einfaches Ehewerfprechen erhalten hatte, Bufch Rechte 
geihwächter Frauensperjonen. 1828. ©. 81 ff. 

I) Weber die Gejchichte der Einführung der Civilehe in ben verfchiebenen 
Staaten vgl. bejonders Friedberg das Recht der Chefchließung 1865; Nach⸗ 
weifungen über das fpätere Recht bei Richter- Done $ 267 N. 31; über die 
Schweiz v. Wyß in d. Ztſchr. f. ſchweiz. R. XX. S. 170 ff. 

2) Friedberg ©. 593 ff. 
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der kirchlichen Eheſchließung wählen durften, in andern zur fg. Noth- 
civilehe für ſolche Perjonen, welche obwohl ihnen das bürgerliche 
Recht die Ehe erlaubt, die Kirchliche Trauung nicht zu erlangen ver- 
mögen. Dagegen wurde in vielen Staaten für die chriftlichen 
Dijfidenten und für die Nicht Chriften die Civilehe eingeführt. 

Die Differenzen zwilchen dem ftaatlichen und dem Firchlichen 
Recht über die Behandlung von Chehinderniffen, die ſich daraus 
ergebenden Uebelſtände, daß für die verſchiedenen Confeſſionen vers 
Ichiedene Normen über die Eheſchließung beftehen, die nur unvoll⸗ 
kommene Befriedigung der unleugbaren Bedürfniffe durch Einführung 
der falultativen oder der Notheivilehe, die im Gefolge des ig. Kul⸗ 
turfampf3 mannigfach bervorgetretenen Schwierigkeiten haben nad 
zahlreichen Anträgen im Neichötage es ſchließlich bewirkt®), daß 
durch das Reichsgeſetz v. 6. Febr. 1875 „über die Beurkundung des 
Perſonenſtandes und die Eheſchließung“ die obligatorische Givilehe 
als allgemeine Eheſchließunggfform für das Gebiet des Deutichen 
Reichs eingeführt wurde*). 

2. Nah diefem Reichsgeſetz kann eine Ehe innerhalb bes Ge⸗ 
biet8 des Deutſchen Neich85) rechtögültig nur vor einem, vom Staat 
beftellten Standesbeamten®) gefchloffen werden ($ 41). „Zuftändig ift 
der Standeöbeamte, in deſſen Bezirk einer der Verlobten feinen 
Wohnſitz hat oder fi) gewöhnlich aufhält. Unter mehreren zuftän- 
digen Standesbeamten haben die Verlobten die Wahl. Eine nad) 
den Vorſchriften dieſes Gejebes gefchloffene Ehe kam nicht aus dem 


3), Vorher hatte das Reichsgeſetz v. 4. Mat 1870 beftimmt, daß ber Reichs⸗ 
fanzler diplomatiſchen Vertretern und Bundeskonſuln des Deutihen Reichs die 
Ermächtigung ertbetlen könne, bürgerlich gültige Eheſchließungen von Reichsange⸗ 
börigen im Auslande vorzunehmen und deren Heiratben zu beurkunden. Für 
bie Form der Eheichließung wird im $ 7 genau baffelbe angeordnet, was $ 52 
bes fpätern Reichsgeſetzes vom 6. Febr. 1875 beftinmt. 

4) Aus der zahlreichen Literatur Über das Reichsgeſetz find beſonders ber- 
vorzubeben der Commentar von Hinfhius 2. Aufl. 1876 und von v. Sicherer 
1879 (die Titel find genauer angeführt I. 837 N. 22). — Bol. außerdem 
Mandry ber civilrechtl. Inhalt der Reichsgeſetze. 2. Aufl. 1882 ©. 558 ff., 
Roth D. I. $ 91. 

5) Bgl. oben I. 831 N.6, 12, 834 N. 9, 10. 

6, Reichsgeſetz 8 1—11 enthält die Vorfchriften Über Perfon und Stellung 
ber Standesbeamten. 
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Grunde angefochten werden, weil der Standeöbeamte nicht der zu= 
ftändige gewejen ift" ($ 42). Es ſoll alfo bei Strafe ($ 69) nur 
der zuftändige Standeöbeamte bei der Eheſchließung mitwirken; aber 
die Ehe ift nicht ungültig, wenn ein Beamter innerhalb jeined Bezirks 
bei der Eheſchließung von Perjonen mitwirkt, welche nicht zu feinem 
Bezirk gehören”), 

3. „Der Eheichliebung joll ein Aufgebot vorbergehen” ($ 44), 
ohne daß die Nicht-Beobachtung der Vorſchrift die Ungültigfeit der 
Ehe nach ſich zöge?). 

4. Die Eheſchließung erfolgt vor dem Standesbeamten und in 
Gegenwart von zwei Zeugen ($ 52). „Als Zeugen ſollen nur 
Großjährige zugezogen werden” ($ 53), ohne daß die Zuziehung 
Minderjähriger eine Nichtigkeit des Akts bewirkt?), „Verwandſchaft 
und Schwägerihaft zwiſchen den Betheiligten und den Zeugen oder 
zwilchen den Zeugen unter einander fteht deren Zuziehung nicht ent⸗ 
gegen" ($ 53). Im übrigen enthält da8 Geſetz feine Vorſchriften 
über die Dualität der Zeugen; es kommen aljo in diefer Beziehung 
die allgemeinen gejeßlichen Vorfchriften zur Anwendung und find 
Perfonen weibliden Geſchlechts nicht ausgeſchloſſen. Da die Perz 
jonen, welden die bürgerlichen Ehrenrechte aberfannt find, unfähig 
find „Zeugen bei Aufnahmen von Urkunden zu fein"), und die hier 
zuzuziehenden Zeugen ſowohl Solennitätdzeugen bei der Chejchließung 
als auch Urkundözeugen bei Ausftellung der Heirathsurkunde find, 
jo follen fie nicht als Zeugen fungiren. Iſt die aber doch ge= 
heben, jo ift die Gültigkeit der Eheſchließung nicht zu beanftanden, 
weil dieje nur davon abhängig ift, daß die Zeugen die Qualität 
von Solennitätözengen haben, und dieſe Qualität vorhanden ift. 
Dagegen unterliegt die Beweiskraft der Heirathöurfunde, bei deren 


7) Abweichend ift nach dem Tridentiuum und nad dem Deftr. GB. 8 75, 
94 die Ehe ungültig, wenn fie nicht vor dem parochus proprius, „vor bem 
ordentlichen Seeljorger” eingegangen if. 

& Hinſchius S. 171 N. 72, v. Sicherer S. 357. — Auf die Vorſchriften 
über das Aufgebot 8 44 ff. gehe ich nicht ein, ba ich kein vollfländiges Eherecht 
zu geben beabfichtige. 

) Hinſchius S.175 N. 86, v. Sicherer S. 380. 

10) Straf®B. $ 34 no. 5. 
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Herftelung fie mitgewirft haben, nah 8 15 Abi. 3 dem freien 
richterlichen Ermeljen"). 

5. Die Eheſchließung jest ſich aus zwei weſentlichen Beltand- 
theilen zufammen, aus der Gonjenserflärung der Eheſchließenden und 
dem Ausſpruch der Behörde"). 

Sie erfolgt a) „durch die an die Verlobten einzeln und nad) 
einander gerichtete Frage des Standeöbeamten, ob fie erklären, daß 
fie die Che mit einander eingehen wollen, durdy die bejahende Ant- 
wort der Verlobten” und 

b) durch „den bierauf erfolgenden Ausſpruch des Standes⸗ 
beamten, daß er fie nunmehr kraft des Gejebed für rechtmäßig 
verbundene Eheleute erkläre." Erſt mit diefem Ausſpruch des 
Standeöbeamten ift die Che geichloffen). Seine Erklärung ift 
nicht deflaratoriich, Teine bloße Beglaubigung, kein Accefforium der 
Sonjenderflärung‘*), jondern eine Willenderklärung, welche die Che 
entftehen läßt, analog dem Audiprudy des trauenden Geiftlichen in 
der evangeliichen Kicche?). 

6. Ueber die erfolgte Eheſchließung ift von dem Standeö- 
beamten eine Eintragung in dem Heirathöregifter vorzunehmen und 
den Cheleuten fofort eine Beicheinigung auszuftellen ($ 54), ohne 
daß diefe Schriftftüde für die Entftehung der Ehe weſentlich find'®). 

I. 1. Gemäß dem Satz des Neichägefebed, daß eine Che 
innerhalb des Gebiets des Deutjchen Reichs rechtägültig nur vor dem 


1) So v. Sicherer S. 380 f., v. Scheur! Eheredt ©. 91; abweichender 
Anfiht Hinſchius S. 174 N. 84, Mandry ©. 95 ff. 

12) Weber den verſchiedenen Standpunkt der ältern Civilehegejete, welche als 
Moment der Ehejchließung theil® die Conienserflärung vor dem Beamten, theils 
die Erflärung des Beamten, daß die Ehe geichloffen fei, theils die Eintragung 
in das Regifter betrachten, vgl. Hinſchius im d. krit. Biertelj. Schr. IX. 
©. 19 ff. 

13) Stirbt vor demjelben eine der beiden die Ehe beabfichtigenpen Perjonen, 
fo ift die Überlebende nicht Wittwer oder Wittwe. 

19 A. M. Sohm Eheſchließung S. 284 ff.; vgl. aud Trauung ©. 126 ff. 
Er erflärt ven Civilakt für analog den Tridentiniſchen Sponsalia coram pa- 
rocho et duobus testibus. 

15) Bol. gegen Sohm Friedberg Berlobung S. 70 ff., v. Sicherer 
©. 383 ff. 

16) Das Berhältniß der civilen Abſchließung der Ehe zur firhlihen Trauung 


(Reichsgef. 8 32) bleibt hier außer Betracht und wird dem a zugewiefen. 
Stobbe, Privatregt. IV. 1.0.2. Aufl. 
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Standeöbeamten gejhloffen werden kann ($ 41), beiteht auch Feine 
Ausnahme für die Kandeöheren oder überhaupt für den hohen Adel. 
Sndeffen werden „für die Landesherrn und die Mitglieder der 
Iandeöherrlihen Familien, jowie der Fürftlihen Familie Hoben- 
zollern” durch Anordnung des Landeöheren bejondere Standesbeamte 
ernannt ($ 72). 

Demgemäß Tann gegenwärtig auch nicht mehr die Frage auf- 
geworfen werden, ob die Gewiſſensehe eined Landesherrn gültig 
jet oder nicht. Unter einer Gewilfendehe!”) verfteht man das dauernde 
Gemeinfchaftöverhältniß, in weldyem zwei Perjonen verjchiedenen Ge- 
fchlecht8 wie Ehegatten leben, welche allerdings nicht die für die 
Eheſchließung erforderlihen Vorſchriften beobachtet, aber beiderfeits 
ihr Verhältniß mit der beftimmten Abfiht in ihrem Gewiſſen be- 
gründet haben, eine Ehe mit allen ihren Wirkungen zu fchließen. 

2. „Für die Landeöheren und die Mitglieder der landesherr⸗ 
lichen Familien, jowie der Fürſtl. Familie Hohenzollern“ beſteht 
nach dem Reichsgeſetz $ 72 infofern noch ein Sonderredht fort, ald 
„in Betreff der Stellvertretung der Verlobten die Objervanz ent- 
Icheidet." Während nämlid im allgemeinen bei der Eheſchließung 
die perfönliche Anweſenheit der Verlobten gefordert wird!®), ift für 
dieſe Perjonen der altherfömmlicdhe Gebraud) '*), wonach ſie die Erflä- 
rung durch Bevollmädtigte abgeben dürfen, auch noch weiter für 
zuläffig erklärt. 

II. 1. Mit dem Civilakt treten im allgemeinen ſämmtliche Wir- 
fungen der Che für die neuen Ehegatten ein. 

Ebenſo war es nad) älteftem Recht der Fall geweien: die Frau 


IT) Weber die Gewiffensehe vgl. Heffter die Sonderredhte der vormals 
reihsftändifhen Häufer Deutſchlands 1871 ©. 97, 102 ff., wo aud die reiche 
ältere Literatur angeführt if. Vgl. auch Friedberg Eheſchließung S. 271 f., 
5. Schulze Preuß. Staatsrecht I. $ 57 ©. 183 f. — Öengler Lehrb. ©. 906 f. 
N. 1 ſpricht fih für ihre Gültigkeit bei proteftantifchen Landesheren aus. — 
Heffter felbft erklärt die Gewiffensehe für einen Konkubinat und keine Ehe. — 
Jedenfalls mußte man für ihre Gültigkeit fordern, daß der betreffende Reichs- 
unmittelbare in irgend welder Form öffentlich feinen Willen erflärte, eine Ehe 
abſchließen zu wollen. 

18) In Hamburg war feit 1844 mehrfadh die GELDERERNG zugelaffen 
worden, Baumeifter II. S.27 R. 27. 

19) Heffter S. 97. 
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gelangte ſowohl in Rückſicht auf ihre Perſon, als auf dad Vermögen 
in das Mundium des Mannes, fie nahm an feinem Stande Theil 
und jeder Ehegatte hatte Erbanſprüche dem andern Gatten gegen- 
über. Im ſpätern Mittelalter dagegen erfolgte eine Sonderung, 
indem einzelne Wirkungen mit der Trauung (Mebergabe durch die 
Familie) oder dem Kirchgang, andere erft mit der unbedingten 
Lebensgemeinſchaft eintraten, wie fie fih in der Befchreitung des 
Ehebetts ausſprichtꝰ). Eine große praktische Differenz wird fich 
freilicdy nicht ergeben haben; denn regelmäßig wird am Tage der 
Trauung dad Chebett bejchritten worben fein: dies Bejchreiten erfcheint 
ald der Schluß der verfchiedenen Alte, durch welche das Mädchen 
in die Gewalt des Mannes kommt”). 

Das ältere Deutſche Recht erflärte die faktifche Lebenögemein- 
Ichaft von Bedeutung für die rechtliche Geftaltung des Verhältniſſes 
zwifchen den Ehegatten. Aber ed ift mit Nachdruck hervorzuheben, 
daß, entgegengejebt dem kanoniſchen Recht, nach welchem durch co- 
pula carnalis ein bloßed Verlöbniß zur Ehe wird, und entiprechend 
dem Römiſchen Recht, nad) welchem dad Zujammenleben von Mann 
und Frau mit dem consensus nuptialis enticheidend ift?), auch 
nach der überwiegenden Zahl der deutichen Duellenausiprüche nicht 
die copula carnalis, jondern dad Zujammenleben, wie es im ges 
meinfchaftlichen Bett bhervortritt, die Wirkung erzeugt. Unter 
feierlichen Sormen und vor Zeugen wird das Chebett gemeinſchaftlich 
beichritten®). Oft wird ed hervorgehoben, daß das Erbrecht der 
Ehegatten oder eine jonftige Wirkung von dem Bejchreiten des Che- 
bett8 abhängig, daß ed aber gleichgültig jei, ob die copula carnalis 
ftattgefunden hat”). 

2. Was nun das Einzelne angeht, jo kommt nad) dem Sachſen⸗ 


20) Bgl. darüber die aunfprechende Ausführung von Sohm Eheſchließung 
©. 92 ff., welche aber im Einzelnen nicht ohne Bedenken ift. 

21) Vgl. über das altſchwediſche Recht v. Amira Obligationenredt I. ©. 540; 
über die Bedeutung des Bejchreitens des Ehebetts nach nordiſchem Recht liber- 
haupt 8. Lehmanu Verlobung und Hochzeit S. 80 ff., 87 ff. 

#2) Nuptias non concubitus, sed consensus facit, v. Scheurl Eherecht 
©. 40 ff. | 

23) Friedberg Eheichliegung S. 22 f., Pauli Abhh. IL, S. 3; über die 
nordiſchen Rechte Rive I. S. 107 f., 121f., v. Amira I. ©. 150. 

2%) Bgl. Anmerlung am Schluß dieſes Paragraphen. 

3* 
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jpiegel die Frau mit der Trauung unter die Bormundichaft des 
Mannes, aber feine Genoffin wird fie erft, wenn fie in jein Bett 
tritt). Auch nach fonftigen Rechten tritt die Genofjenichaft von Dann 
und Frau erft mit dem Beilager ein?), wobei biömweilen das Wort 
Genofjenfhaft im Sinne von Vermögensgemeinſchaft genommen 
wird”), 

Selten äußern fi) die Quellen über die Zeit des Uebergangs 
der Vormundſchaft. Dem urjprünglichen Weſen der Trauung gemäß, 
welche dad Mädchen aud dem biöherigen Mundium in das des 
Gatten bringt, erlangt der Mann mit der Trauung die Vormund⸗ 
ſchaft. So beftimmt denn auch im Anſchluß an den Sachen 
Iptegel?)- das ſpätere fächfiiche Recht, daß der Ehemann nicht erft 
mit dem Beilager, fondern fofort den ususfructus maritalis*) und 
die Frau die privilegia dotis®) habe. 

Aber. daneben kommt doch auch die entgegengejebte Anficht 
auf?i). Zahlreiche Rechtsquellen beſtimmen, daß erſt mit dem Bei⸗ 
lager die Genoſſenſchaft, die Gemeinſchaft in Rückſicht auf das Ver- 
mögen, fei es allgemeine, jei es partifuläre Gütergemeinfchaft beginnt 
und daß auch da, wo feine Gütergemeinihaft gilt, erft mit dem 
Beilager die erbrechtlichen Anjprüche des einen Gatten am Bermögen 


#5) Sachſenſp. I. 45 $ 1: se is sin genotinne, unde trit in sin recht, 
svenne se in sin bedde gat; III. 45 $ 3: die man is ok vormünde sines 
wives to hant als sie ine getrüwet wert. Dat wif is ok des mannes 
genotinne tohant alse sie in sin bedde trit. 

36) Rechtsb. n. Dift. IV. 32d. 5, Schwabenſp. 67b, Schwäb. Weisth. bei 
Grimm III ©.485 818, ©. 740, Kraut Vormundſchaft I. S. 178 ff. 

a7) z. B. Schweiz. Weisth. bei Grimm I. S. 102, 146. 

8) Ebenſo Rechtsb. n. Dift. IV. 32d. 5. 

2, Emminghbaus ©. 258 no. 7—9. 

0) Constit. Sax. III. 24, Haubold $ 84 Zuf. 2. 

31), Nicht unzweibentig mit Bezug auf die Vormundſchaft find die beiden 
Magdeb. Schöffenurth. bei Schröder IL. 3 ©. 326 N. 95; das zweite ſcheint 
fie mit dem Beilager übergehen zu laſſen, ebenjo wie auch in dem Urtheil bei 
Kraut $ 163 no. 38 die Ueberjchreitung des Ehebetts entjcheidet. — Nah dem 
Mühlhaufener Stadtr. S. 19 läßt der bisherige VBormund dem Manne die Vor- 
mundſchaft erft nach dem Beilager auf. Auch geht nach der Tiroler Landes⸗O. 
III. 1 Abſ. 4 mit dem Beilager auf den Mann das Berwaltungs- und Nubungs- 
recht des eheweiblichen Vermögens ber. 
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des andern entitehen?). Auch das fpätere ſächſiſche Necht, welches 
die Verwaltung ded MWeibergutd mit dem Kirchgang, mit der kirch⸗ 
lihen Trauung beginnen laßt, macht das gegenfeitige Erbrecht von 
der Beichreitung des Chebettd abhängig®). Dad wollen aud die 
Sprihwörter befagen: „Sit das Bett bejchritten, jo iſt das Necht er- 
ftritten® und „Sit die Dede über den Kopf, jo find die Eheleute 


gleich reich" *), 

Als aber die Firchliche Trauung weſentliches Erforderniß für 
die Entitehung der Ehe wurde, kommt regelmäßig die Beſchreitung 
des Ehebettd für die rechtliche Stellung der Ehegatten nad) feiner 
Richtung mehr in Betracht); eine Reihe von Partilularrechten be⸗ 
rückſichtigen fie überhaupt nicht und die Gefeßgebungen feit den erjten 
Dezennien ded vorigen Sahrhundertd behandeln fie als juriſtiſch be— 
deutungslos *). 


32) Dies ſagen ſehr viele von den in der Anmerkung am Schluß des Pa⸗ 
ragraphen angeführten Stellen über die Bedeutung des Beilagers. — Bgl. auch 
Sohm Eheſchließung S. 96 f., 98 N. 

3) Const. Sax. III. 19, auch das Magdeb. Schöff. U. bei Schröder II. 
3 ©. 326 R. 9. 

%4) Graf und Dietberr S. 140 no. 13, ©. 153 no. 83, 84, ©. 157. — 
War die copula carnalis bereit8 vor der Trauung erfolgt, jo kann es auf bie 
Beichreitung des Ehebetts nah der Trauung nicht anlommen, Emminghaus 
©. 259 n0.10 1. 

35) Bemerlenswerth ift e8 z. B. daß von den Medlenburgifhen Stabt- 
rechten, über welche im J. 1589 eine offizielle Zufammenftellung gemacht wurbe, 
für Güſtrow bemerkt wird, daß die güterrechtliche Wirkung mit dem ehelichen 
Beilager, für Penzlin, daß fie eintritt, fobald die Gatten „zufammen vertrauet“ 
find (Ziſchr. f. RG. X. S. 159 f.). 

36) z. B. Preuß. Lor. II. 1 8173, Bopp ind. Ztiſchr. f. D. R. V. ©. 359, 
Roth 8. S. 365 N. 4, Baumeifter II. ©. 27, Seuffert I no. 349, 
v. Wyß ©. 156. — Wenn aud, wie Plitt Lübeckiſches Erbrecht 2. Aufl. 1872 
S. 31 bemerkt, die Lübiſche Gefeßgebung die conscensio thalami für das Erb- 
recht der Gatten unberührt gelaffen bat, fo bezweifele ich doch, daß ein Lübiſcher 
Richter noch gemäß den alten flatutariichen Beftimmungen entfcheiden wird. Es 
beftätigt dies auch feine Mittheilung in N. 43 über einen Prozeß im 9. 1876. 
Bol. Übrigens auch v. Wilmowski Lübiſches Recht S. 89 f. — Für das heu⸗ 
tige Würtembergiſche Recht wird gleichfalls behauptet, daß von dem Beginn der 
Lebensgemeinſchaft die vermögensrechtlichen Wirkungen abhängen, Reyſcher III. 
8551, Mandry Inhalt der Reichsgeſetze S. 566 N. 14; vgl. auch oben 
N. 36. 
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Demgemäß treten denn aud nach heutigem Recht regelmäßig 
in allen Beziehungen?) die Wirkungen der Ehe im demfelben Mo- 
ment ein, d. h. alfo nicht mit der Trauung oder einem fonftigen 
Tirchlichen Alt oder mit der DBelchreitung des Chebettd, jondern 
allein mit der Schließung der Ehe vor dem Standeöbeamten. Es 
gilt dies ebenjowohl für die perjönlichen und familienrechtlichen, wie 
für die vermögensrechtlichen Wirkungen; inöbefondere tritt die Frau 
mit dem Givilaft auch in den Stand und in die Yamilie des 
Mannes ein und erhält deflen Familiennamen). 


37) Keine Ausnahme ift es, daß nah Partikularrechten Gütergemeinichaft 
erft mit der Geburt eines Kindes eintritt; denn mit der Eheſchließung ift bereits 
das Güterrecht der Ehegatten geregelt worden, — freilih zunächſt in einer von 
der Gütergemeinfhaft abweichenden Weife. 

38) Es widerſpricht Daher den Grundſätzen des Reichsgeſetzes der Firchlicher- 
ſeits oft, 3.8. au in dem Preuß. Kirchengefet v. 27. Juli 1880 vorgefchriebene 
Gebrauch, wonah die durch den Eivilaft verbundene Frau bei der firchlihen 
Trauung mit ihrem und nicht mit des Mannes Namen angeredet werden fol, 
falls anzunehmen ift, daß die Lebensgemeinihaft noch nicht eingetreten if. — 
Der Bedeutung des Civilakts ift es gemäß, daß die Frau die Heirathsurkunde 
mit dem Namen ihres Mannes zu unterzeichnen hat, v. Sicherer ©. 388 N. 20, 
Hinſchius S.176 N. 87. 


Anmerkung zu N. 24. 


Ich ftelle in diefem Exkurs eine Anzahl von Duellenftellen über den Mo- 
ment zufammen, in weldhem bie Ehewirkungen eintreten follen: . 

Wenn die Frau in des Mannes Bett gebt, Sachſenſp. I. 45 81, 
III. 45 $ 3, Goslar. Erf. bei Kraut 8 163 no. 39, Priv. f. Kroffen bei 
Schröder II. 3 ©. 65, Lüb. Teft. v. 1380, dafelbft II. 3 ©. 249 N. 82. 

Wenn die beiden Perfonen das Ehebett beſchritten haben, Mär- 
kiſches Recht bei Heydemann Elemente der Joachim. Eonftitution S. 240 f. 

Wenn der Eine des Andern Bett befhritten hat, Magdeb. Schöff. U. 
bei Kraut $ 163 n0.38 und bei Schröder I. 3 ©. 326 N. 95, Const. 
Sax. III. 19, Statt. v. Colditz aus dem Anf. d. 15. Jahrh. bei Gengler 
c. j. munic. I. ©. 613, Lüb. Urth. bei Berd Bremiſches Güterredht S. 212. 

Wenn die Dede Über ihnen zufammenfhlägt, fie bei einander be- 
ſchlägt, zwiſchen ihnen fällt, wenn fie mit der Dede beichloffen werden, Tirol. 
Weisth. II. S.106 3. 13 ff., Schweiz. W. bei Grimm IV. ©. 408 $ 54, 
V. ©. 197 842, R. v. Kaiſerſtuhl (Schweiz) v. 3. 1680 bei v. Wyß ind. Ztſchr. 
f. ſchweiz. R XX. ©. 163, Schwäb. Weistb. Grimm VI. S. 307 8 68, Würt. 
R. bet Schröder II. 2. ©. 3, Reyſcher III. $ 551, Münden. R. bei 
Schröder II. S. 154 NR. 14, R.v. Landsberg in Baiern v. J. 1392 bei 
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Gengler Stadtrechte S. 232 N.6. Bol. auch noch die Eitate bei Schröder 
II. 1 S. 97 N. 13 und S. 98 (Urk. v. 1804). — Aber auch im Norden von 
Deautihland, R. v. Güftrow (Ztiſchr. f. Rechtsgeſch. X. ©. 159), v. Roftod im 
17. Jahrh. bei Sohm Eheſchließung S. 248 N. — Damit hängt das Verbot 
eines Würzburger Coneils v. J. 1330 (Friedberg Eheſchließung S. 22) zu- 
fammen, es folle eine Braut, deren Bräutigam unmittelbar nad ber Hochzeit 
geftorben, fih nicht mehr in das Ehebett legen unb mit ber Dede befchlagen 
lafien, ferner auch das ſymboliſche Beilager, welches bei Ehen von Fürften 
Öffentlich vollzogen wurde, Friedberg Eheſchließung S.23, 90, Kraut $ 163 
no. 42. 

Wenn fie bei einander gelegen oder geihlafen haben, Recht 
v. Stettin bei Schröder II. 3. S. 67 N. 112, Höxter daf. S. 129, Tedienb. 
Dienftr. bei Kraut (3. Aufl.) $ 190. no. 35, R.v. Worms Schröder IL.2 ©. 21, 
Deftr. Url. II. 1 S. 50, 97 N.13, Schweiz. Weisth. bei Grimm I. ©. 102, 
237 (v. Wyß S.110 N. 2), Münd. Url. v. 1540 bei Auer Münch. Stadtr. 
S. LXXXIIL, auh Berd a. a.O. ©. 23 N. 23, Kraut 8 170 N. 5. 

Anderwärts genügt e8 fhon, wenn die Fran an des Mannes Bett 
tritt, Schwabenfp. 67®, fläm. Recht in Schlefien bei Schröder II. 3 ©. 63, 
wenn fie zu feinem Bett und Leibe fommt, Lüb. Urth. v. 1430 bei 
Berd ©. 212, wenn die Frau an fein Bett tritt und fi entſchuht, 
Schwäb. Weisth. bei Grimm III. ©. 740. 

Wenn die Frau fi vor des Mannes Bett entgürtet, wenn ſich 
beide entgürten, wenn der Mann ſich entgürtet, bejonders in Schwä- 
biſchen und Schweizerifchen Weisthümern, mehrmals unter befonderer Hervor- 
bebung, daß die copula carnalis nicht entſcheidet, Grimm IL. 14 $ 36, I. 46 
$ 14 (wie es dann einem Mann ergat alder misselingett, das er stirbett 
und nit zu ir kummet), I. 146, IV. 274 $ 15, 342 $ 14, 350 $2 (wo eyn 
man zuo der ee kumptt und sin frouw zuo im kem als witt, dz sy sich 
verschamte vor sinem pett und sich entgurte und sy weltt thuon, als 
ein frome frouw einem man thuon soltt, und keme darzwischen ein 
uffrur, dasz der guot man uffllüff und erschlagen oder erstochen wurd, 
dann so ist derselbigen frouwen ire eegerechtigkeid gefallen in aller 
wisz und masz, und sy by irem man gelegen wery), 352 $ 3 (ähnlich), 
V. 198 $ 2 (ebenfo), 202 $ 1 (besgleichen); I. 203 (besgl.), IV. 318 $ 58;. 
I. 277 f., II. 740, IV. 345 $ 11 (wen sich der man engürtet, gienge 
da die frouw ab, dz sy nit heimlicher möchten werden, jo habe ber 
Mann das Erbrecht eines Ehegatten), 485 $ 18, Weisth. v. 1432 bei Schröder 
I. 1 S. 98, Öengler Lehrb. ©. 914, Blumer fchweiz. Rechtsgeſch. I. S. 177, 
v. Wyß S. 112 N. 8. 

Wenn die Frau das Schlafgemach betritt, Legg. Norm. bei Berck 
S. 23 N. 23, ja ſchon, wenn ſie zum Haupt des Mannes kommt, auch 
ehe fie fih entgürtet, Grimm I. S. 65, oder wenn fie Überhaupt zuſammen 
wohnen, vgl. Erfenntniß bei Friedberg Eheſchließung ©. 91 f. 

Dem entſprechend legte auch die jpätere Prari® auf Die conscensio thalami, 
auf die Bettgenoffenfchaft, nicht auf die copula carnalis das entſcheidende Ge⸗ 
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wicht; vgl. Hommel rhaps. 742, Emminghaus ©. 259 no. 10 IL, Phil- 
lips Gütergemeinfhaft S. 112 ff. Berd S. 212 ff. 214, Pauli Abhandl. II. 
S. 2 ff, Sandhaas ©. 184. (Es iſt alfo nit richtig, wenn Gengler 
3. Aufl. ©. 513 als entjheidenden Zeitpunkt den Morgen nach der Hochzeit erklärt). 

Daneben finden ſich aber auch im Mittelalter, wenngleich viel feltener, Aus- 
jprüche, welhe auf die copula carnalis Gewidt legen: 

Lüb. Url. v. 1347 (Siebenkees Beitr. III. ©. 8 R.): quando ... 
perfecerit rem suam cum uxore sibi desponsata; Märf. Url. v. 1323 
(Gercken C.D. Brandenb. I. no. 129: post sollempnitatem nuptiarum 
et carnalem eorum conjunctionem; Urk. v. 1260 (Lacomblet II. 
no. 487): consummato matrimonio; Oeſtr. Urk. v. 1276 (Oeftr. Notizen- 
Blatt 1854 ©. 540): ante commixtionem carnalium; Brünner Schöffenb. 
c. 189: matrimonium carnali copula consummatum, c. 504: carnaliter 
cognita; vgl. audy Lacomblet II. no. 343 a. 1248, Niefert Beiträge II. 
S. 9 a. 1238, Recht v. Leobſchütz bei Schröder II. 3 S. 95, v. Groningen II. 
3 ©. 405 (in welchen beiden lebten Stellen es heit, der Mann habe die Frau 
beichlafen). 

In den Statuten und Reformationen ber Neceptionszeit wirb oft das Be- 
fohreiten des Ehebett8 oder die Beimohnung als Beginn ber vermögensrechtlichen 
Wirkungen der Ehe bezeichnet. Aber es ift nicht Überall deutlih, ob darunter 
nur das Zufammenfchlafen oder die copula carnalis verflanden wird. Jeden⸗ 
falls tritt hier öfter Die Teßtere hervor: Nürnberg. Ref. 28. 1 82 („Zeit jres 
beyſchlaffens“); Freiburg. Statt. fol. 55 Abſ. 3 (wenu fie den Kirchgang, Beiichlaf 
und Beimohnung getban haben, es fei denn, daß der Kirchgang aus reblichen 
Urſachen nicht flattgehabt hätte), Lüb. Statt. I. 5 art. 14 („Beilager vollzogen“), 
Frankf. Ref. III. 385 Abj. 2, (Kraut $ 163 no. 41), vgl. auch noch IIL.28 8, 
III. 10 $ 2 (Beilager und Beiwohnung; der Kirchgang genügt nicht), Würtemb. Lor. 
(Kraut $ 163 no. 40, Kirchgang, eheliches Beilager, mit der Dede beichlagen), 
Solmf. or. II. 18 $1 („nachdem ſie durch die verehelichung eyn fleifch und eyn 
leib worden“; gegen den ursprünglichen Sinn dentet die Praris den Ausſpruch 
auf die Kopulation, vgl. auh Roth 8. S. 365 N. 4), Tiroler Ldes. O. IH. 1 
84 (Kirchgang und Beilchlaf), Henneb. Ldes. O. III. 2.3 Abf. 1, Wildenb. Lor. 
II. 16 $ 8 (Kirchgang; „auch ehelich beigelegen, einander Beiwohnung gethan 
und alfo recht Eheleuthe worden”), Pfälz. Lor. IV. tit. 14 83 (v. d. Nahmer 
©. 553, Erbrecht unter den Ehegatten nur, wenn fie „nach gehaltenem Kirchgang 
zu ebelicher Beywohnung kommen oder Die Dede mit einander beſchlagen hätten“), 
Trierer Lor. VI $ 34 (das Erbrecht der Ehegatten gilt nicht für Perjonen, „fo - 
nach beichehener priefterliher Einjegnung etwa vor dem ehelichen Beylager Tods 
verfahren”), Naffau » aß. Landes⸗O. IV. 16 $ 1, 2 (ähnlich). Vgl. au noch 
die Zufammenftellungen bei Scherer ehelihe Güter »- Gemeinihaft I. 1799 
S. 39 ff. 46 ff, Sengler Lehrb. ©. 908 f., Sandhaas fränk. ehel. Güterrecht 
S. 180—185, Neubauer das in Deutſchland geltende ehel. Güterrecht 1879 
S.136N.2 ff. Seit den erften Jahrzehnten bes 18. Jahrhunderts verſchwindet 
die Berüdfichtigung des ehelichen Beilagers. 
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I. Während zur Zeit der Volksrechte einige Stämme Chen 
nur zwiſchen Standesgenoſſen erlaubten, erflärte der Sachjenipiegel 
troß jeiner auögebildeten ftändiichen Gliederung alle Chen zwiſchen 
Freien, gleichviel welhem Stande fie angehören, für ebenbürtig und 
ließ die Frau in den Stand des Manned eintreten; nur Chen 
zwilchen Freien und Unfreien gelten ihm als unebenbürtig mit 
der Wirkung, daß die Kinder der ärgeren Hand folgen, d. h. unfrei 
werden?). Dagegen macht fich feit der 2. Hälfte ded 13. Jahr⸗ 
hunderts die tiefere Scheidung zwiſchen Hochfreien und Minderfreien 
auch in Rüdfiht auf die Che geltend: die Chegatten jollen dem 
gleihen Stande angehören und die Kinder bei ungleicher Ehe der 
ärgeren Hand folgen. Während noh nad dem Sachſenſpiegel 
Fürften, Grafen, Schöffenbarfreie und freie Bauern ebenbürtige 
Ehen mit einander jchloffen, gehen nad) dem Schmabenjpiegel (60°) 
Semperfreie (Hochadlige) und Mittelfreie (Nitterbürtige) nicht mehr 
eine ebenbürtige Che mit einander ein und folgen die Kinder aus 
einer ſolchen Ehe der ärgern Hand. Auch für den niedern Adel 
entwidelt ji) die Auffaffung, daß ministeriales und milites nicht 
mehr ebenbürtig find?), daß eine Bäuerin, welche ſich mit einem 


1) Bütter über Mißheiratben Teutſcher Fürften und Grafen. 1796. — 
Göhrum geſchichtliche Darftelung der Lehre von der Ebenbürtigkeit. 2 Bände. 
Tüb. 1846. — Zöpfl über Mißheirathen in den beutfchen regierenden Fürſten⸗ 
bäufern überhaupt und in dem oldenburgifhen Geſammthauſe insbejonbere. 
r GStuttg. 1853. — Heffter bie Sonderrechte der fouveränen unb der mediati- 
firten Häufer Deutſchlauds 1871 ©. 106 ff. — Gengler Lehrb. S.823 ff. — 
5. Schulze Preuß. Staatsredt I. S. 185 ff., vgl. auch Deutſches Staatsr. I. 
©. 218 ff. 

Da diefe Lehre gegenwärtig nur für den hohen Abel von Bebeutung ift und 
in biefer Beziehung im vielen umfangreihen Monographien bebandelt wird, 
iiberbies aber auch im Staatsredht ihre Erledigung zu finden bat, jo ftelle ich fie 
nur kurz dar. 

2) Sachſenſp. I. 16 $2: Svar’t kint is vri und echt, dar behalt it 
sines vader recht. Is aver die vader oder de muder dienstwif, it kint 
behalt sogedan recht, als it in geboren is. — de Martitz Qui sint 
ingenuitate sibi compares jure speculi Saxonici? | Regim. 1861. — 
Schröder Ztſchr. f. RG. III. S. 461 ff. VII. ©. 147 ff. | 

3) Zallinger Ministeriales und Milites. Innsbr. 1878 ©. 21 ff. 
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Adligen verheirathet, nicht in deffen Stand aufgenommen wird und 
daß eine adlige Frau, welche einen Bauern heirathet, ſelbſt in den 
bäuerlichen Stand herunterfintt*). 

Doc befeitigt fih, abgejehen von dem hoben Adel, im allge 
meinen das Prinzip, daß die Frau die Genoffin des Mannes wird®), 
und es galt für den niedern Adel der Sat: „Ritters Weib hat 
Ritters Recht“), ubi ingenuus ingenuam duxisset, nullum esse 
disparagium’), Nur wenn die Frau leibeigen iſt, folgten jet Die 
Kinder der ärgern Hande), — eine Ausnahme, welche mit Aufhe⸗ 
bung der Leibeigenfchaft fortgefallen ift, jo daß alfo gegenwärtig 
ide Ehe, in welder der Mann von niederm Geburtdadel tft, der 
Mutter und dem Kinde den niedern Abel giebt?). 

Indeſſen beftanden partifuläre Beſtimmungen, wonach Adlige, 
welche fich nicht ftandesgemäß verheirathen, gewiſſe vermögendrecht- 
liche Nachtheile erleiden follen!%), auch konnte in Fideikommißſtif⸗ 
tungen, Cheberedungen oder XTeftamenten die Erbfolge für die 
Kinder im Fall ihrer nicht ftandesgemäßen Verheirathung modificirt 
werden!!), Gegenwärtig kann dad geſetzliche Erbrecht nicht aus 
diefem Grunde eingefhränft werden”). 


9 Franklin sententiae curiae regiae no. 249, 254, 255, Böhmer 
acta imperii no. 752 a. 1333, Tirol. Weisth. II. S. 288 3.27 ff., S. 299 
3.5 fl. 

5) Stadtr. v. Eleve (Ztihr. f. RG. IX. ©. 433): die Frau wird des Mannes 
Genoffin, jobald fie in fein Bett tritt, ind hi edelt si. 

6) Graf und Dietherr Rechtsſprichwörter S. 140 no. 14, ©. 145 f. 

7) Runde Brivatrecht $ 576; reichhaltige Nachweifungen bei Göhrum II. 
©. 174 ff.; vgl. au Anm. a. zum Bremer Nitterreht I. $S 4 (Pufendorf 
IV. p. 9). 

8) Anders auffallender Weife das Clever Stadtr. (Ztihr. f. RO. IX. 
&.442): een vri wiff ne mach geen eigen kint hebn, off wail die vader 
eigen weer. 

9%) Eihhorn 860 N. c. 

10) z. B. Kurköln. Lor. VII. $8,9, 10, daß derartige Ablige nicht den 
regelmäßigen erbrechtlichen Borzug vor ihren Schweitern haben follen. 

1) Vgl. 3. 3. die Teftamente aus den J. 1696, 1733, 1744, 1755 bei 
Runde Beytr. II. ©. 527, 529, 530, 531. 

12) 3.8. Großherzogl. Heifiiches Gef. v. 28. Apr. 1809: „So oft durch 
Samilienverträge, Fibeilommiffe, Teftamente oder Dispofitionen der Beſitz von 
Gütern, Kapitalien oder Eigenthum jeder Art, an die Bedingung gebunden 
worden ift, oder noch gebunden wird, daß der Beſitzer fih nur mit einer Berfon 








8 213. Mißheirathen. 43 


II. Aber für den hohen Adel ift im Mittelalter daS ftrenge 
Ehenbürtigfeitöprinzip ausgebildet worden und hat ſich durch die 
verichiedenen Sahrhunderte hindurch befeftigt und erhalten. Wenn 
fih trogdem oft Fürften mit Frauen des niedern Adels, befonderd aus 
dem Minifterialenitande verheiratheten, jo verfuchte man den nachthei- 
ligen Folgen der Mißheirath (disparagium, matrimonium inaequale) 
durch Tatjerliche Standederhöhungen zu begegnen, in denen der Ges 
mahlin und den Kindern der Stand ded Gemahld resp. ded Vaters 
und das regelmäßige Erbreht an den Familiengütern verliehen 
wurde. Da. fi) aber Zweifel erhoben, ob der Kaifer durch foldhe 
Privilegien in das allgemeine Recht ded hohen Adel eingreifen und 
die Erbredhte der Agnaten zurüddrängen dürfe, nahmen viele Fa⸗ 
milien, um den Mibheirathen und den Standederhöhungen vorzu- 
beugen, in ihre Hausgeſetze die Forderung der Ebenbürtigkeit für die 
Shen ihrer Fumtlienglieder auf und beitimmten zum Theil nod 
genauer, welche Ehen in ihrer Familie als ebenbürtige gelten jollten. 
- Sn der Wahllapitulation von 1658") mußte der Kaiſer verjprechen, 
feine Standederhöhungen „zu Präjudiz und Schmälerung einiged 
alten Hauſes oder Geſchlechts“ vorzunehmen, und in der Wahllapi- 
tulation von 1742) den „aus ohnftrittig notoriiher Mißheirath 
erzeugten Kindern” die väterlichen Titel nicht beizulegen und fie nicht 
„zum Nachtheil der wahren Erbfolger und ohne deren bejondere 
Einwilligung für ebenbürtig und ſucceſſionsfähig“ zu erklären. Das 
Berjprechen der Wahlkapitulation von 1792), durch einen Reiche- 
ſchluß dad Weſen einer notoriſchen Mißheirath feitzuftellen, ift von 
Reichs wegen nicht eingelöft worden. Daher ift für jede einzelne 
Familie des hohen Adel zu unterfuchen, ob und was ihr Haus—⸗ 


von ritterbürtigem oder abelichem Stande .... vermählen dürfe, ſollen dieſe 
Bedingungen jederzeit als nicht gefchrieben angefehen werden.” — Wo eine ſolche 
gejetzliche Beftimmung nicht befteht, bin ich der Anficht, daß für den Erwerb oder 
Beſitz eines Fideilommiffes eine derartige Anordnung der Stiftung auch gegen- 
wärtig zuläfftg iſt; aber geſetzliche Erbrechte dürfen nicht beeinträchtigt werden. 
— lieber beſchränkende, fpäter aufgehobene Beflimmungen des Würt. und Preu- 
Kifchen Rechts vgl. oben 1. $ 44 N. 29. 

13) Kraut 841 no. 41. 

1) Kraut $41 no. 48. 

15) Kraut 8 41 no. 44. 
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gejeß oder eine feite Familienobſervanz darüber beftimmt, und in 
Ermangelung jpezieller Normen auf die allgemeinen, für den hoben 
Adel audgebildeten Grundfäge zurüdzugehen. Als ſolche gelten nad) 
der opinio communis: 

a) jede Che einer Perjon von hohem Adel mit einer nicht- 
adligen Perjon ift eine Mißheirath; 

b) Ehen von Perfonen ded Reichsfürſtenſtandes mit Perjonen 
des niedern (auch des reichöunmittelbaren niedern) Adels find Mip- 
beirathen; 

ec) Perfonen des Neichögrafenftandes koͤnnen, obgleich fie mit 
den Reichsfürſten zu demjelben Stande gehören, im allgemeinen mit 
Perjonen von niederm Adel eine Ehe eingehen, ohne daB diejelbe 
eine Mißheirath wäre®). 

III. Auch eine Mißheirath ift eine wahre Ehe und giebt der 
Frau dad Recht auf Unterhalt. Aber die Gemahlin und die Kinder 
treten nicht in den Stand des Gemahld resp. Baterd ein; die 
Frau bat feinen Anſpruch auf dag Witthum, die Kinder haben fein 
Recht auf Succeſſion in dad Stamm= und Familiengut und auf 
Apanage, fondern lediglich den Anſpruch auf Alimentation aud dem 
Alodialvermögen. Doh Tann nach allgemeiner Rechtsanficht eine 
Mißheirath durch den Conſens ſämmtlicher ſucceſſionsberechtigten Ag- 
naten die Wirkungen einer ebenbürtigen Ehe erhalten. Ebenſo 
gelten — falls nicht bei landesherrlichen Mißheirathen die Ver—⸗ 
faffung entgegenfteht — Kinder aus Mißheirathen nad) dem Ab- 
gang der gejammten fucceffiondberechtigten Familie für eventuell 
ſucceſſionsberechtigt. 


16) Dies iſt Das Reſultat der Unterſuchungen von Pütter (S. 321 ff.) und 
von Göhrum; zuftimmend 3. B. v. Gerber S224N.7T, Reyſcher III. $ 599; 
gl. au Entſch. d. RchsG. II. ©. 156 ff. — Abweichend erklären bie Ehe eines 
Fürſten mit einer Perſon von niederem Adel, falls nicht das Hausgefeg entgegen- 
geſetzt beftimmt, für feine Mißheirath Zöpfl a a. O., Heffter ©. 107 ff., 
Bluntfhli 8 148.3, Gengler Lehrb. ©. 828 ff. — Gengler in ſ. Privat- 
recht (3. Aufl.) 8 134 5 betrachtet die Eontroverfe noch als eine offene. — Ganz 
iſolirt ſteht Bluntſchli a. a. O., wenn er nicht bloß Perjonen von niederm 
Adel, ſondern auch Perſonen aus einer dieſem gleichen Klaſſe, z. B. Töchter von 
höheren Beamten für ebenbürtig dem hohen Adel bezeichnet. 
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1. Ein Mann von hohem Adel, welcher eine unebenbürtige 
She eingeht, Tann gleich bei ihrer Abſchließung oder während ihres 
Beftandes?) durch einen Ehevertrag das Vermögensrecht der Frau 
und der Kinder bejonderd regeln. Eine in diefer Weile normirte 
She heißt nach altem Sprachgebraudy eine morganatifche Che oder 
eine Ehe zur linfen Hand. Der legtere Name fchreibt ſich davon her, 
daß eine jolche Gemahlin, weil fie, obgleich eine Ehefrau, doch nicht aller 
Rechte derjelben theilbaftig werden follte, dem Mann an die linfe 
Hand angetraut zu werden pflegte. Morganatiich heißt fie nach der 
Morgengabe, nady der Berforgung, welche ihr der Mann für die 
Zeit ihrer Wittwenjchaft im Ehevertrag ausgeſetzt bat. 

Die erſte Erwähnung morganatiiher Chen findet fi in den 
Libri feudorum?) und zwar wird die Ehefrau ald lege Salica‘) 
oder ad morganaticam?) vermählt bezeichnet. Bon neueren Gejepen 


1) de Niebelschütz de matrimonio ad morganaticam. Halis 1851. 
— Grimm Rechtsalterth. S. 439, Heffter Sonderredte S. 130 ff, Dern- 
burg III. $S 3. 

2) Daß diefe Feftfegung auch während der Ehe erfolgen Tann, Heffter 
©. 134, Gengler (3. Aufl.) 8 138 5. 

2) Libri feud. II. 29: Quidam habens filium ex nobili conjuge, post 
mortem ejus non valens continere, aliam minus nobilem duxit; qui no- 
lens existere in peccato eam desponsavit ea lege, ut nec ipsa, nec filü 
ejus amplius habeant de bonis patris, quam dixerit tempore sponsalio- 
rum ..... ‚ quod Mediolanenses dicunt accipere uxorem ad morganati- 
cam, alibi lege Salica; hic filiis ex ea susceptis decessit. Isti in proprie- 
tatem non succedunt, aliis exstantibus, sed nec in feudo, etiam aliis non 
exstantibus, qui licet legitimi sint, tamen in beneficio minime succedunt. 
In proprietate vero succedunt patri, prioribus non exstantibus, succedunt 
etiam fratribus sine legitima prole decedentibus, secundum usum Me- 
diolanensium; vgl. au II. 26 8 16. 

4) Diefe Bezeichnung ift unerllärt; ein berartiger fränkiſcher Gebrauch ift 
weber aus ber Lex Salica bekannt noch für die in ber Lombardei lebenden 
Franken bezeugt. — Worauf fih die Behauptung (Gengler 3. Aufl. $ 138. 1) 
ftüßt, daß der italienische Adel im Mittelalter großentheils nach fränkiſchem Hecht 
gelebt babe, ift mir unbelannt.e — Zu vergleichen find etwa nod die beiden 
fränkiſchen Nachrichten in $ 209 N. 8 über Eben, welde ohne ordnungsmäßige 
Berlobung eingegangen find. 

5) Morganaticum für Morgengabe findet fih auch in deutſchen Urkunden, 
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trifft allein da8 Preußische Landrecht eingehende Beitimmungen über 
fie; doch find diefelben nicht der Niederichlag des geltenden Rechts, 
fondern vom Gejeßgeber großentheild frei erfunden, ohne im Leben 
Einfluß geübt zu haben?). 

Die morganatifhe Ehe ift gegenwärtig wefentlih ein Inititut 
ded hohen Adeld. Denn nur beim hohen Adel können Mißheirathen 
im juriftiichen Sinn vorkommen und eine Mißheirath ift Voraus⸗ 
fegung für eine morganatifche Eheſchließung. Da das objektive 
Recht die Standed: und Erbredhte der Gemahlin und .der Kinder 
beitimmt, dürfen diejelben im Fall der ebenbürtigen Ehe nicht ver- 
fümmert und es darf eine an ſich mit vollen rechtlichen Wirkungen aus- 
geftattete Ehe nicht zu einer Che zweiten Grades degradirt werden”). 
Nur wenige Partitularrechte geftatten auch Manndperfonen, welde 
nicht zum hohen Adel gehören, den Abſchluß morganatiſcher Ehen?); 


Schröder II. 1 ©. 32 und NR. 15, S.50 vgl. mit I. S. 112 N.9. — Man 
braucht daher nicht mit v. Niebelſchütz, S.5 ff. nah einer andern Erklärung 
zu juchen; derſelbe theilt die Ableitung von Karl Witte mit, wonach morga- 
natico italienify —= signorile wäre und morganatifche Ehe eine ſolche bedeu⸗ 
tete, wie fie vornehme Herren eingingen. 

Eujacius und andere Franzofen nennen die morganatiiche Ehe irrthümlich 
mariage à mortgage, welches lettere Wort aber im Franzöfiihen bie Art der 
alten Satzung bedeutet, bei welcher die Früchte nicht auf das Kapital abgerechnet 
werden follen, Franken franzöſ. Pfandr. I. S.127 f. und oben II. $ 106 


N. 24. 


Bon den Kindern aus einer morganatifhen Ehe find verſchieden die fg. 
„Morgengabsfinder” der Freiburger Statuten fol. 63° (III. 4 Abſ. 8 und dar- 
aus in dem Schaffhaufer Erbredt v. 1714 cap. 2 tit. 6; vgl. Huber ſchweize⸗ 
rifhe Erbrechte. 1872. ©. 65): diefe find Kinder, welche ber fih zum zweiten 
Male verheirathbende Gatte dem andern „zu morgengab“ giebt, — eine Art 
geeinkindſchafteter Kinder, welche fih von den regelmäßigen Einkindſchaftskindern 
dadurch unterſcheiden, daß die fog. Morgengabslinder in die neue Ehe jo als 
ob fte aus berjelben entſproſſen feien, aufgenommen werben, ohne von ihrem 
Vermögen etwas aufzugeben. 

6, Preuß. Lor. II. 18 835 fi., IL. 28555 ff. — Koch zu IL. 18 835 jagt: 
„das Juſtitut ift tobt geboren.“ 

7) 9. Gerber 8224 N. 9, Heffter S. 134, Schulze Preuß. Staater. I. 
S. 1% f., — Anderer Anfiht Reyſcher $ 600 N. 2, Gengler Lehrb. S. 850 
N.20, 3. Aufl. $ 138. 2, 4, Brunner in v. Holtzendorff's Rechtslexikon 8. v. 
Morgan. Ehe. 

8) In Italien kam died im Mittelalter jedenfalls wor, wie fi aus ben 
Libri feudorum (oben R. 3) ergiebt, Niebelſchütz ©. 39 ff. 
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doch ift von diefer Erlaubniß nur in hödhft feltenen Fällen Gebrauch 
gemacht worden?). 

Die morganatifhe Ehe ift fein Konkubinat, fondern eine Ehe. 
Aber wie überhaupt bei Mißheirathen des hohen Adels treten Frau 
und Kinder nicht in die Familie und in den Stand de Manned 
ein und haben nur diejenigen Vermögend- und Erbrechte, welche 
ihnen durch den Ehevertrag eingeräumt find"). An jolden Gütern, 
von welchen fie zufolge der Mißheirath ausgeſchloſſen find, Tann 
ihnen dur) den Ehevertrag Tein Recht eingeräumt werden!!), außer 
mit Conſens aller Agnaten?). 

An den für morganatiihe Chen geltenden Grundfähen iſt 
durch das Reichögejeb vom 6. Mai 1875 nichts geändert worden"?). 


9) Preuß. or. II. 1 $ 836, 837: „Mannsperfonen höheren Standes”, mit 
landesherrlicher Erlaubniß (Dernburg III. S3 N.2ff.); ebenfo Gothaiſches 
Ehegejeg v. 15. Aug. 1834 8 27. 

10) Bgl. Kraut $42 no. 12 die Feſtſetzung Friedrich Wilhelms III. von 
Preußen aus dem %. 1824 über feine morganatiiche Ebe. 

1) Gothaiſches Ehemandat v. 15. Aug. 1834 $ 27: keine Succeifion in „Lehne 
oder Familienfideikommiſſe, die von ihren Eltern oder deren Familie ber- 
rühren.” 

1) Schulze Preuß. Staatsr. IL S. 191; vgl. 2 Pütter ©. 81 ff. 
v. Niebelſchütz ©. 33 f. 

1) Dernburg III. $3 N. 13 glaubt, daß die Ehe zur linken Hand durch 
Das Reichsgeſetz aufgehoben fei. Allein daſſelbe beftimmt nur die Form ber 
Eheichließung und verbietet es nicht, daß wie früher neben ber Zrauung, fo 
jest neben der ftandesamtlihen Erllärung ein bejonderer Bertrag geichloffen 
wird. Denn darauf, daß die Ehe früher zur rechten und zur linken Hand ge- 
fchloffen werden fonnte und das Geje Über den Perjonenftand nicht zwei ver⸗ 
fchiedene Formen kennt, kommt es natürlih nicht an. — Ebenſo halte ich auch 
Roth's (D. Privatr. II. $ 91 N. 4, 108, Bayr. Eivilr. I. 2. Aufl. $ 66 N. 11) 
Auficht für unrichtig, daß fernerhin nur die Tandesherrlihen Familien und bie 
Familie Hohenzollern Ehen zur linken Hand abfchließen dürften, weil nur für 
fie $ 72 des Reichsgeſetzes „Die auf Hausgejegen oder Objervanz beruhenden Be- 
flimmungen über die Erfordernifje der Eheſchließung“ aufrecht erhalte. Denn bei 
der morganatifhen Ehe handelt e8 fich nicht um eine befondere Form oder um 
Erfordernifje der Eheſchließung, fondern um die Wirkungen der Ehe in per- 
ſonlicher und erbrechtlicher Beziehung. Da auch eine morganatiſche Ehe eine 
wahre Ehe iſt, ſo wird ſie von dem Reichsgeſetz nicht berührt. 
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8 215. Die perjönliden Verhältniſſe der Ehegatten, insbejoudere 
bie Bormunbihaft bes Mannes. Aelteres Recht. 

1. Durch die Trauung (Hebergabe der Frau an den Mann, 
Eintritt der Lebensgemeinſchaft, kirchliche Trauung, Civilakt; vgl. 
$ 212. III) gebt die Frau aus ihrer Familie in die des Mannes 
über. Der für die Ehe jederzeit geltende Grundfag, daß der Mann 
dad Haupt der Ehe iſt und im allgemeinen fein Wille entjcheidet, 
fam im ältern Recht und fommt zum Theil auch nad) neuerem 
Recht dadurch zum Auddrud, daß fi die Frau in der VBormund- 
Ichaft des Mannes befindet. 

In älterer Zeit, in der alle Perſonen weiblichen Geſchlechts 
lebenslänglich unter Bormundfchaft ftanden, ging durd) die auf Grund 
porangegangener Berlobung erfolgende Trauung dad Mundium über 
dad Mädchen von ihrem biöherigen Vormund auf den Ehemann 
über). Ihr gegenjeitiged perſönliches Verhältniß wurde dadurch 
harakterifirt, dab der Mann der Bormund feiner Frau ift und ſo— 
wohl über ihre Perfon, wie über ihr Vermögen die Rechte der Vor⸗ 
mundſchaft ausübt. 

2. War urfprünglid) der Uebergang ded mundium von der 
ordnungdmäßigen Berlobung (Bertrag ded Bräutigamd mit dem 
Bormund der Braut oder Vertrag des Bräutigamd mit der Braut 
unter Zuftimmung ded Vormunds) abhängig gewejen und bei einer 
Ehe ohne Zuftimmung des Vormunds dad Mundium bei der Fa= 
milie der Braut geblieben ($ 20I N. 9 ff.), fo it im ſpätern Mittels 
alter, wenn nur überhaupt eine Che beiteht, der Mann überall zu= 
folge objektiven Recht8 der VBormund feiner Frau?). Auch da, wo die 
Geſchlechtsvormundſchaft nicht mehr galt und eine unverheirathete voll- 
jährige Frau nicht mehr unter Vormundſchaft ftand, und wo man für 
dad Dermögen der Ehegatten ein Genofjenihaftsverhältnig annahm, 


1) Bol. z. B. Schröber J. S.126 N. 1. — In der Hochzeitsformel bei 
Grimm Weisth. II. S. 836 wird Die Frau gefragt, ob fie den Dann haben 
will zo eyme mumber (®Bormund) ind bedgenoussen. — Die Frau in ber 
Vormundſchaft des Mannes ift zu vergleihen ber römifchen uxor in manu; 
denn mundium (Vormundſchaft) ift ja urfprünglich jo viel, wie manus, vgl. 
oben 8 207 N. 2. 

2) v. Martitz eheliches Güterrecht des Sachſenſpiegels ©. 87. 


insbefondere die Bormunbichaft bes Mannes. Aelteres Hecht. 4% 


blieb e8 doch bei der Auffafjung, dab der Mann der eheliche Vor- 
mund feiner Frau jei?). 

3. Aber dieje ehelihe Vormundſchaft darf nicht mit der Vor⸗ 
mundichaft über Minderjährige und über Weiber identificirt werben. 
Gemäß den befondern LXebensverhältniffen und Bedürfniffen in der 
Ehe bildet fie fi zu einem eignen Rechtsinftitut aus ($ 207. 3). 
Die Vormundſchaft des Chemanns ift die ſpecifiſche rechtliche Stel- 
Iung des Eheherrn im Verhältniß zu der Perfon und zu dem 
Bermögen feiner Frau und weicht in weientlichen Beziehungen von 
andern Arten der Vormundichaft ab*). Insbeſondere ift fie feine 
dem Ehemann zuftehende cura sexus; denn nachdem diefe in ihrer 
Bedeutung laͤngſt weſentlich eingeichränft war, behielt der Mann 
jeine Bertretungd- und Verwaltungsrechte in ungeſchwächter Kraft 
weiter fort), Mit bewußter Unterſcheidung fagt eine mittelalterliche 
Duelle‘): Ind dese voirmonderscap heeft ander recht, dan voir- 
monderscap van maichscap wegen .... off oec dan voirmon- 
derscap van gerichts halven: want dese voirmonderscap darf 
niet verwissen (feine Gaution beftellen), dat moiten die anderen 
doen; ten anderen, si en dorven oec niet rekenen (feine Rechen⸗ 
ichaft leiften); ten derden, soe en machmen si niet aff setten, 
als men die anderen mach; ... ten vierden en darf hie 
niet evenburdich sin; es fei eine Vormundſchaft ohne Cautiond- 
ftelung, ohne Rechnungslegung, ohne Abjegbarkeit, ohne das Er- 
forderniß der Ebenbürtigfeit?). 

4. Indem die vermögendrechtlichen Wirkungen der Vormund⸗ 


3) Schröder I. 1 ©. 95 f. U. 2 S. 1f., 7fi.., I.3 ©. 218 f., 324 ff., 
Rive 1.2 S. 114f. 

9 Bgl. oben 8 207 N. 6. 

5) Kraut's Verſuch (II. ©. 345 f., 377, 500) die Rechte des Mannes theils 
anf die Vormundſchaft, theils auf eine davon verfchiebene hausherrliche Gewalt 
zurfidzuführen, ift nicht quellenmäßig. — Ihm folgt v. Goſen Heines Kaijerredht 
©. 105 ff.; vgl. aber dagegen v. Martitz S. 83 N.5, Rive IL S. 265 N. 1, 
I. 1 S. 148 ff., II.26©.136f., Schröder I. 3 ©. 218 N. 3, Agricola 
Gewere zu rechter Bormundichaft 1869. ©. 175 ff., 243 ff. 

6, Stabtr. von Kleve bei Schröder II. 2 ©. 6. 

7) Agricola ©. 252: „ber ganze Gegenſatz comcentrirt fi) darin, daß bei 
der ehelichen Vormundſchaft das Moment bes Rechts, bei der Geſchlechtsvormund⸗ 
ichaft das der Pflicht des Vormunds in den Vordergrund tritt." 

Stobbe, Privatredt. IV. 1.0.3. Aufl. 4 
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ichaft einer fpäteren Darftellung vorbehalten bleiben und in diejer 
Beziehung bier nur bemerkt wird, daß im jpätern ehelichen Güter- 
recht nur theilmeife der Gefichtöpunft der Vormundſchaft fortwirkt, 
während in manchen Rechtögebieten an ihre Stelle die Genoffenihaft 
der Ehegatten mit vorwiegendem Recht ded Mannes tritt, ift bier 
von den perjönlihen Wirkungen der Bormundihaft zu handeln, 
welche fich theild in der Stellung der Frau nad außen hin, theils 
in den innern häuslichen Berhältniffen äußern. Der Mann bat 
feine Frau nad außen bin zu ſchützen und zu vertreten; nad innen 
zu beherricht er fie und beſchränkt fie in ihrer Handlungsfähigkeit. 

In Bezug auf fein Recht und feine Pflicht die Frau ald die 
Ihwächere zu vertheidigen tritt beſonders feine gerichtliche Vertretung 
hervor; ohne jeine Mitwirkung von ihr geführte Prozeſſe find für 
ihn unverbindlich”). Bald erſcheint er vor Gericht ohne weiteres 
als ihr gejeglicher Vertreter), bald aber ſoll er einen Auftrag der 
rau nahweilen!). So waren denn aud Klagen und Ladungen 
nicht an die Frau, jondern an.den Mann zu richten). Aber der 
Mann ift nur Vertreter der Frau; fie felbft bleibt die Prozeßpartei 
und hat daher auch die Eide zu leiften'?). 

Eine freiere Stellung hatte die Frau nad den Sächſiſchen 


d) v. Marti ©. 307 ff, Schröder 1.1 ©.94N.2, 107ff., I. 2 
©.6, 8, 11ff., 1.3 ©. 263 f., Rive IL. 1 ©. 156 ff, Agricola ©. 246 ff. 
— Nah L. Wisig. II. 3 $ 6 konnte die Frau auch felbft progeifiren. — Nach 
dem Brünner Schöffenb. c. 487 fol der Mann nicht zur Vertretung ber Fran 
gendthigt werben. 

9) Kraut I. ©. 362 ff, Schröder II.1 ©. 123, II. 3 ©. 263, befonders 
wenn die Frau durch Verbrechen verlebt if, Schröber IL. 2 S. 19, I. 3 
©. 225 N. 26. 

10) L. Wisig. II. 3 86, v. Marti ©. 309, Schröder II. 1©. 122 fi. 
— Blume des Magdeb. Rechts I. 63: die Frau fol vor Gericht gegenwärtig 
jein oder dem Mann die Forderung vor Gericht aufgegeben haben, II. 2. 146, 

1) Schröder I. 2 S.12; nad Frankfurter Recht waren, wenn es fid 
um Immobilien handelt, Mann und Fran zu citiren, Schröder IL 2 
©. 18 f. 

12) Seife und Eropp Abhh. II. ©. 468 f., Agricola ©. 246 ff. Schrö- 
ber IL. 1 ©.123 N. 33, IL. 3 ©. 263. — Bisweilen darf bei Anfhulbigungen 
gegen die Frau wegen Berbrehen der Mann die Frau, ähnlich wie ber Vater 
feinen Sohn durch feinen Eid reinigen, Rive II. 1 ©. 257, Agricola 
©. 410 N. 16. 
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Stadtrechten, indem fie über vorbehaltened Sondergut nicht nur frei 
verfügen, jondern auch ohne Zuziehung des Manned prozeſſiren 
durfte). Ueberhaupt tritt der Geſichtspunkt hervor, daß fie ſelb— 
ftändig vor Gericht auftreten Tann, wenn es fi nur nicht um An— 
gelegenheiten handelt, weldye irgendwie das Intereſſe des Ehemanns 
berühren fönnten‘). 

In Tällen, wo die Intereffen des Manned denen der Frau 
gegenüberftehen, wo es ſich um einen Prozeß oder um vermögend- 
rechtliche Geſchaͤfteis) unter ihnen oder um Angelegenheiten handelt, 
bei welchen es zweifelhaft fein Tann, ob der Mann ein unparteiticher 
und jelbitlofer Bertreter der Frau fein wird, erhält fie für ben vor⸗ 
übergehenden Zweck einen beſondern Vormund!«e). 

Ueberdies aber iſt die Frau trotz ihrer Verheirathung ihrer 
Familie nicht entfremdet. Wo fie daher an ihrem Mann nicht die 
richtige Bertretung in Rückſicht auf ihre Perfon und ihr Vermögen 
findet, Tann ihre Familie ſchützend und helfend eintreten und die 
Bormundihaft ded Mannes beichränten!”). 


13) 9, Marti ©.-308f. — Gosl. Statt. ©.78 3. 1ff.: fie kann Hagen, 
wenn die Schuld ihr allein verſprochen if, Hänel in d. Ztſchr. f. RO. I. 
©. 278. 

14) Brünner R. c. 487: fie kann wegen ihres Schmuds und ihrer Kleider, 
aber auch wegen Schulden aus der Zeit ihres Wittwenftandes oder ihrer erften 
Ehe proceffiren. — Auch nah dem Böhmisch - Mährifchen Landrecht hatte bie 
Frau, abgejehen von dem dotalicium, die volle Prozekfähigkeit und hing es von 
ihrem Belieben ab, ob fie den Mann zuzieben will, v. Czyhlarz zur Gefchichte 
des ehel. Güterredhts im Böhm.⸗Mähr. Landrecht 1883 ©. 23 ff. — Ueber Han- 
delsfrauen vgl. unten $ 220 N.18. 

15) Weber langob. Recht vgl. $ 217 N. 23. — Die Beſtimmung des Sachſen⸗ 
ſpiegels J. 44, daß es eines beſondern Vormunds bedürfe, wenn der Mann ihr 
gift egen in ursale oder to irme live, kehrt in andern ſächſiſchen Quellen 
nit wieder, Agricola ©. 253 f. Aber 3. B. das Amtsreht von Kriens 
(Kanton Luzern) v. 1556 c. 38 (3tſchr. f. ſchweiz. R. XXIII. 419) jagt, es folle 
die Frau, wenn ber Mann ihr ein gmecht (erbrechtliche Zuwendung) machen 
ober wenn fie ein gmecht ihm thun will, mit eim unpartischen erenman 
bevogtet sin. Dann ein frow oder wybsbild one vogt kein gmecht 
thun mag. 

16) 9. Martit ©. 87 N. 15 f., S. 181 f., 184, Schröder I. ©. 132, IL. 
1©. 33 f., 96, 126 f., II. 2 ©.15R. 15, Agricola ©. 253 ff. — Bluntſchli 
Zär. RO. I. ©. 104 N. 227, Schröder Urkk. no. 226 (202). 

1) Weber langobardiſches Recht Rofin Formworjchriften u. ſ. w. 1880. 

4* 
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5. Nah immen zu erjcheint der Mann ald Haupt der Che'?), 
deſſen Wille entjcheidet und dem die Frau gehorchen muß"). Xreibt 
fie Ehebruch, fo kann er fie ftrafen und tödten?); eine Frau, melde 
ed verdient, kann er einjperren, hungern laffen?') und güßtigen®). 
3a, in jo hohem Grade galt fie ihm ald unterworfen, daß er in alter 
Zeit fie nicht bloß zur Strafe, jondern auch aus Noth verkaufen 


durfte®). 

6. Neben der Vormundſchaft beſteht aber zwiſchen Mann und 
Frau in Rückſicht auf die Perſon und das Vermögen ein Genoſſen⸗ 
Ichaftöverhältnig*). Die Frau wird Genoſſin des Mannes; ſie bat 


©. 45 f.; überhaupt Kraut I. S. 40 ff. — 3.8. Grimm Weisth. V. S. 201 
818: wenn ber Dann das Gut der Frau verfchwendet, mögen ihre nächften 
Berwandten fie und ihr Gut bevogten. 

18) Hecht von Kleve (Schröder IL 2 ©. 7): want een man is hooft 
sins wifs, end si sal na sinen wil leven, ind een wif en is oers selfs 
niet weldich, mer oer man sal oere ghewalden. 

19) Kraut I. ©. 292. 

2) Grimm Rechtsalterth. S. 450, 742, Kraut I. ©. 298 ff., Rive II. 
2 ©. 144 fi. 

21) Ed. Liutpr. 120; er fann fe in eine Kammer jperren und ihr wur 
ihre Nothdurft gewähren, Hamb. R. v. 1270 III. 8, Rigaer Statt. VI. 4 83. 
22) Grimm Redhtsalterth. S. 450, Berd Bremifches Güterr. I. ©. 515, 

Graf und Dietberr S.14, Rive ll. 26.115 f, A. Schulz höfiſches 
Leben I. ©. 515; vgl. auch Jolly ˖rechtl. Stellung der Frauen bei den alten 
Indern. Münden 1876 S.21f. — Nah nordiſchem Recht joll er fie nicht 
wund fchlagen, Rive I. S. 148 N.20. — Augsb. Stdtr. (Meyer) art. 150 
Abſ. 3; Brünner Schöffenb. c. 511: der Mann fol auf die Fran einwirken 
potius bonis affatibus et virgae disciplina, quam turpibus alloquiis, 
flagellis et violentis castigationibus.,. — Breslauer Signaturen no. 15la. 
1431 (3tſchr. f. fchlef. Geſch. VIII. ©. 154); der Mann verfpridht Tünftighin 
feine Frau nur noch mit Ruthen zu züchtigen und firafen, wie ziemlich ift und einem 
Biedermann zuftebt bei Treue und Ehre. — Die von Rive I. 2 ©. 141 
N. 115 angeführte Stelle gehört nicht hierher, fondern handelt von Züchtigung 
der Dienftboten. 

Läßt fih aber der Dann von feiner Frau fchlagen, jo treffen ihn Ehren- 
ſtrafen, Graf und Dietherr ©. 144; noch im 18. Jahrh. wird ihm das Dad 
feines Hauſes abgebedt, Grimm Rechtsalterth. S. 723 ff, Thomas Yulb. 
Priv. A. II. ©. 45, 

3 Grimm Rechtsalterth. S.450, Berd S.25f., v. Richthofen zur 
Lex Saxonum ©. 293 ff. N. 

4) Sraut $ 168 R.31—37. — Grimm Weisth. I. S. 85: die sind 
einannder gnosz und erb. 
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dafjelbe Stammesrecht, wie er”) und tritt in feinen Stand ein, nicht 
bloß wenn fie höher geboren ift, ald er, jondern auch umgekehrt, 
falld nur beide Gatten frei find, geht die niedriger geborne Frau in 
den höheren Stand ded Manned über). Diefe Genoffenfchaft ift 
nicht eine Folge von der Bormundihaft ded Manned; denn während 
das Mundium mit der Trauung erworben wird, beginnt die Genofjen- 
Schaft erft mit der Beichreitung des Chebettd, mit der thatjächlichen 
Gemeinschaft, mit dem intritt des ehelichen Lebens ($ 212 
N. 25 ff.). = 

Mit dem Ende der Lebensgemeinſchaft, mit dem Tode des Ehe⸗ 
mannd kehrt die Frau wieder zu ihrem Recht zurüd”). 


8 216. Die perfönliden Berhältniffe der Ehegatten, insbefondere 
die Bormundihaft des Mannes. Neueres Recht. 

1. Die Grundzüge für dad Verhältniß von Mann und Frau 
find auch im neueren Recht welentlich die gleichen geblieben. Wenn 
eine Zahl von Partikularrechten in der Formulirung der Rechtsſatze 
die Auffaffung, daß der Mann der Vormund feiner Frau jet, fallen 
gelafjen hat, während andere fie fefthalten, jo bedeutet died Teinen 
durchgreifenden Unterſchied. Die Unterordnung der Frau unter den 
Mann und ihre Vertretung durch ihn, ift, vorbehaltlich einzelner 
Audnahmen, gegenwärtig nicht weſentlich anders geftaltet als im 
ältern Recht, wo man dies Verhältnig als ehelihe Vormundſchaft 
bezeichnete), Mag man den Mann einen Bormund feiner Frau 
nennen oder nicht und mag ein eheliches Güterrechtsſyſtem beitehen, 
welches es will, immer befindet jih die Frau in Bezug auf ihre 
Perfon und ihr Vermögen in Abhängigkeit von dem Mann. Da= 
ber iſt auch, wo die eheliche VBormundfchaft galt, dieſelbe nicht mit 
Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft befeitigt?) und zahlreiche 


3) Schröder I ©. 21. 

36) Kraut I. 8.178 ff. und oben 8 213 N. 2. 

7), Krant I ©. 184 f. | 

») Dernburg III. $ 21 a. Anf. — Es ift lediglich eine andere Formuli⸗ 
rung, wenn man die Nechte des Mannes auf. feine Herrihaft im Haufe zurück⸗ 
führt, wie in Kurbefien, wo bie ebeliche Vormundſchaft verſchwunden ift, Roth 8. 
S. 404 N. 1, 407 N.15, 433 N. 2. — Das Baier. Bor. I. 6 $ 12 no. 4 
ipridht von ber potestas maritalis. 

) Seuffert III. no. 68, auch ©. 203 N. 1. 
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Geſetze, welche in neuerer Zeit die Geſchlechtsvormundſchaft ab⸗ 
ichaffen, beben e8 hervor, daß die ehelihe Vormundſchaft dadurch 
nicht berührt werden jolle®). 

2. Der Mann hat auch gegenwärtig feine Frau zu ſchützen 
und zu vertreten*) und es ift nur infofern durch das neuefte Recht 
eine Aenderung erfolgt, ald die Ehefrau ihre Rechte auch felbftändig 
vor Gericht verfolgen Fan. Wegen der Beleidigungen, welche die 
Frau erlitten hat, kann der Mann jelbftändig und ohne Rüdficht 
auf ihren Willen Hagen’); nad) dem Strafgeſetzbuch $ 195 dürfen 
ſowohl die beleidigten Frauen ald ihre Ehemänner auf Beltrafung 
anfragen. 

Wo es fih um ihre vermögenörechtlichen Anjprühe und Ber- 
bindlichkeiten handelt, bedurfte auch ſchon nach früheren Recht der 
Mann regelmäßig ihrer Vollmacht, um den Prozeß für fie führen 


3) Gef. f. Reuß Greiz v. 27. Juli 1844 $ 4, Bair. ©. v. 10. Novb. 1861. 
I., Preuß. Gef. v. 21. Ian. 1869 $ 2 (in Betreff der Provinzen Hannover und 
Schlesw..Holftein), Lüb. ©. v. 15. März 1869 art. 2, Lauend. ©. v. 18. März 
1869 $ 2, Hamb. ©. v. 3. Juni 1870 (Heife und Eropp IL S. 466, Bau- 
meifter II. ©. 28). — Annahme der ehelihen Vormundſchaft nah dem 
Wimpfener Stötr. v. 1775 I. 187 (die Frau fteht unter ehelicher Bormund- 
Ihaft des Mannes „und wird daber won demſelben gerichtlich vertreten”), tu 
Baier. Statuten, Roth B. J. 67 N. 31 (1. Aufl. 8 50N. 14), Züri. GB. 8 138 
(„ber Ehemann ift von Rechts wegen der ebeliche Bormund der Frau. Er ver- 
waltet ihr Vermögen und vertritt diefelbe nach außen”) u. ſ. w. Bgl. aud bie 
Zujammenftelung bei Kraut I. S. 257 RN. 39, Gengler Lehrb. S. 923, 
Heimbah 5 IA N. 3 und Roth D. IL $ 91 N. 38. — Einzelne partiluläre 
Sächſ. Gefee verlangten, daß bei gerichtlihen Handlungen der Frau ihr Dann 
ihr zum Vormund befonders beftätigt würde, Heimbach a. a. O. 

Dagegen wird 3. B. im Medi. Gel. v. 21. Ian. 1871, abgefehen von 
Roſtock und Wismar, die eheliche Vormundſchaft aufgehoben; aber bie ftatutarifchen 
Rechte des Ehemanns am Bermögen feiner Frau follen beftehen bleiben. — 
Auch war in einzelnen Gebieten zufolge der Reception bie vogteilihe Gewalt und 
Bertretung des Mannes ſchon früh ganz bejeitigt, bereits im 17. Jahrhundert in 
Kurheſſen, Roth 8. 8 104 S. 378. 

Ueber die Frage, ob auch eine minderjährige Ehefrau unter bie ehbeliche 
Bormundfhaft ihres Mannes komme, vgl. unten in der Lehre von der väterlichen 
Gewalt und von ber Bormundfchaft. 

9) 3.8. Preuß. Lor. II. 1 $ 188: „ber Mann if ſchuldig und befugt, bie 
Perfon, die Ehre und das Vermögen feiner Frau in und anfer Gerichten zu 
vertheidigen.” 

5) Falck IV. ©. 398, Baumeifter II. S. 63 N. 4. 
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zu dürfen‘). Died muß um fo mehr gegenwärtig gelten, als die 
Frau unbeſchränkt progeßfähig geworden iſt und mit ihrer Prozeb- 
fähigkeit eine gefeßliche Vertretung durch den Mann fich nicht ver- 
trägt. Nur um fein eigned Recht an ihrem Vermögen, fein Nupungs- 
und Berwaltungdrecht zu verfolgen oder zu vertheidigen, darf er im 
eignen Namen prozelfiren. Im übrigen ift jein Intereſſe dadurch 
gewahrt, daß er in Prozeffen, welde die Frau in ihren Vermögens⸗ 
angelegenheiten führt, ald Nebenintervenient auftreten darf”). 

Die Frau follte nach früherem Recht ohne Einwilligung oder 
Zuziehung des Mannes feine Prozeffe führens). Dod wurde oft 
die Ausnahme gemacht, daß wo ed ſich um ihr vorbehaltened Son- 
dergut, um bona recepticia handelt, feine Zuftimmung und Bertre- 
tung nicht erforderlich ſei). In einzelnen Partilularredhten wurde 
fie auch in ausgedehnterem Umfange für prozeßfähig erklärt‘). 
Selbitverftändlih durfte fie in allen den Fällen jelbitändig pro- 
zeiftren, wo fie dem Manne ald Prozebpartei gegenüber fteht, aljo 
ganz beſonders in Ehejcheidungsjachen. 


6) Const. Saxon. II. 15: der Mann foll fich legitimiren „durch Vollmacht 
ober Kaution de rato”, Sächſ. Proz. O. v. 1622 VII. 82, VIII. $S2, Em- 
minghbaus ©. 277. n0.9, ©. 292 no. 66, Brüdner $57, Sächſ. ©. 2. 
8 1677, 1682, Schmidt Borlefungen IL S.51fl. — Nürnb. Ref. v. 1522 
VI. 83: der Mann, welder für feine Frau procelfirt, fol ihre Genehmigung 
vor dem Endurtheil beibringen. — Preuß. Lor. II. 1 $ 245: „Gerichtliche An⸗ 
gelegenheiten, welche die Subftanz des Eingebrachten betreffen, kaun ber Mann 
nur mit Zuziehung der Frau betreiben. — Baumeifter IL S. 80, Roth 8. 
8109 R. 19. 

) &iv. Proz. O. 8 63, 66 vgl. mit 56. 

) 8 215 N. 8 ff. — Preuß. Lor. II. 1 8189, Dernburg $ 21 N. 13, 
Emmingbaus ©. 290 no. 56, Baumeifter II. ©. 30, Falck IV. ©. 397 f., 
Baier. Bartilularrechte bei Neubauer das in Deutfchland geltende eheliche Güter- 
recht 1879 S. 112 f. — Ausnahmelos wird ihr die felbftändige Prozeßfähigkeit 
abgeſprochen im franz. Recht, C. civ. art. 215, Zadhariä II. 8S 472 N. 8Sff. 

9) Mynsinger obs. III. no. 53, Gaill I. no. 133, v. Martig 6.3097, 
Emmingbaus ©. 287 n0.47—50. — Nürnberg. Ref. 1523 VI. 4: fie kann 
über ihr Sondergut proceffiren „und in biefen Sachen mag fie ber Mann on 
jren gewalt nit vertretten“, Preuß. Lor. II. 1 8230 u. ſ. w. Dagegen foll fie 
nah Zald IV. S. 397 auch Über vorbehaltenes Bermögen nicht ohne den Mann 
proceffiren; ebenjo nad franzöf. R.; vgl. vor. Note. 

10) Kurheſſ. und Naſſauiſches Recht, Roth 8. S. 342 f., 378, Seuffert 
XXXIV. no. 224. 
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Dad gemeine Recht der neueften Zeit hat aber überhaupt ihre 
Prozeßfähigkeit anerkannt; zunächft das Handelsgeſetzbuch art. 9: 
„Eine Handelöfrau Tann in Handelsſachen felbftändig vor Gericht 
auftreten; e8 macht feinen Unterjchied, ob fie unverheirathet oder 
verheirathet iſt. Dann die Gewerbeordnung $ 11: „rauen, 
welche jelbitändig ein Gewerbe betreiben, konnen in Angelegenheiten 
ihres Gemerbes jelbitändig ... vor Gericht auftreten, gleichviel, ob 
fie verheirathet oder unverheirathet find." Und endlich beitimmt 
ganz allgemein die Civilprozeßordnung $ 51: „die Prozekfähigkeit 
einer Frau wird dadurch, daß. fie Ehefrau ift, nicht beſchränkt“ 1). 

Alſo die Frau Tann ohne Genehmigung und ohne Beitritt 
ihred Mannes vor Gericht ald Klägerin und ald Beklagte auftreten; 
fie ift ohne feine Betheiligung nicht bloß zu kontradiktoriſchen Pro⸗ 
zeßhandlungen, jondern auch zu Vergleichen, Verzichtleiftungen, Aners 
tenntniffen befugt, ihre Zugeftändnifje verpflichten fie u. |. w. Aber 
auh nur im ſoweit wird ihre Handlungsfähigkeit erweitert, im 
übrigen aber dad materielle Recht nicht geändert!!*), indbejondere 
will die Civilprozeßordnung die Rechte, welche dem Manne an ihrem 
Vermögen zuitehen, nicht alteriren!?). Für ihn bleibt der Nedht3- 
ftreit im allgemeinen ohne rechtliche Folgen; er berührt nicht fein 
Vermögen oder die Rechte, welche er in Rüdjiht auf Nießbrauch 
und Berwaltung am Bermögen der Frau bat. Falls der Mann zu 
dem Prozeß nicht jeine Einwilligung gegeben oder an ihm theilge- 


1) Die Bedeutung dieſes neuen Princips der Einilprozeßorbnung und die aus 
ihm zu ziehenden Folgerungen find in hohem Maße beftritten; vgl. Darüber be- 
fonders Mandry im Arch. f. civ. Pr. LXV. ©. 132— 144, Inhalt der Reichs⸗ 
geſetze (2. Aufl.) S. 30 ff., Pfizer im Württ. Archiv für Hecht und Rechtsverwal⸗ 
tung XX. ©. 1—29, im Württ. Gerichtshlatt XVIII. S. 314 ff, Stahl eben- 
daſelbſt S. 147 ff, v. Kübel ebendaſelbſt S. 251 ff., Heß und Bretfhneider 
in den BL. f. Redhtspfl. in Thür. XXIX. ©. 153 ff. Auf die Details‘ kann 
hier nicht eingegangen werben; doch mag bemerkt werben, daß die Beftimmung 
nach ziemlich übereinftimmendem Urtheil von ſehr zweifelhaften Werth if. 

110) Abweichender Anfiht Pfizer im Arch. S. 10 ff., im Geridhtshlatt 
©. 315 ff., insbejondere auch das Landgericht zu Eifenach, welches aus der Prozeß⸗ 
fähigfeit auf die unbefchränkte Hanblungsfähigleit der Frauen fließt, vgl. BL. f. 
Rechtspfl. Th. XXIX. ©. 154. 

19) Mandry im Ard. S. 141 ff., Inhalt S.28 ff., Annalen des Sächſ. 
D. Land. Gerichts. IV. S. 72 ff, Sarwey im Wiktt. Ar. XX. ©. 21 ff. in 
den Noten, Stahl a.a. O. ©. 157 ff. ©. 160 ff. 
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nommen hat, braucht er nichts von dem herauszugeben, was in 
feinem Nießbrauch und ſeiner Verwaltung ſteht. Die Exekution 
kann ſich zunächſt nur gegen ihr vorbehaltenes Vermögen richten; in 
das Vermögen dagegen, welches ſich in der ehemaͤnnlichen Nutznießung 
und Verwaltung befindet, Tann ein für die Frau ungünſtiges Er⸗ 
kenntniß erft nad) Auflöfung der Che vollftrecit werden. 

Von diefen Grundjägen muß aber eine Ausnahme anerkannt 
werden; fie betrifft die Prozeßkoſten 2a). Indem der Staat der Frau 
die Prozekfähigkeit zuerkennt, verpflichtet er auch den Mann, die ihr 
. zur Laſt fallenden Prozeßkoften aus dem Vermögen zu bezahlen, 
welches er von ihr in feinen Händen hat. 

3. Wenn der Mann im allgemeinen die Frau vertritt, ſo be= 
darf ed doch ebenjo wie nady altem Recht ($ 215 N. 15 f.) aud nad 
neueren Partikularrechten in einzelnen Fällen, in denen ihr beider- 
ſeitiges Intereſſe möglicherweife verjchieden ift oder wirklich Eollidirt, 
alfo bei Nechtögefchäften oder Prozeſſen unter einander für die Frau 
eines beſonderen Beiltandes"), 

4. Nach innen zu iſt der Mann das Haupt der ehelichen 
Genoſſenſchaft und ſein Entſchluß giebt in gemeinſchaftlichen Ange- 
legenheiten den Ausſchlag“). Die Frau bat ſich ſeinem Willen zu 
fügen, joweit durch denfelben nicht gegen die Sitte und gegen das 
zufolge der Ehe begründete Genofjenjchaftöverhältnig in unzuläffiger 
Weiſe ihre Perfönlichkeit gefränft und mißachtet wird. Sein Wille 
hat daher auch das Vebergewicht nit nur wo es fi um ihre 


138) Bretſchneider ©. 166 f.; anderer Anfiht Pfizer im Arch. ©. 28 f. 
— Bol. auch unten W. 29 ff. 

18) Preuß. Lor. IL. 18 $ Al, 42: befonderer Bormundb für die Frau bei 
gewiffen Dispofitiouen über ihr eingebradhtes oder vworbehaltenes Gut; II. 1 
8200: Zuziehung eines Beiftandes bei gerichtlichen Verhandlungen der Frau 
mit dem Mann; IL. 1 8 358: bei Einführung der allgemeinen Gütergemein- 
{haft ift der Vater der Frau oder in deſſen Ermangelung „ein rechtsfundiger 
Beiſtand“ zuzuziehen. — Coburg- Goth. BO. v. 6. Apr. 1836 $ 2: bei Bürg- 
haften für den Ehemann oder Aufnahme eines Darlehns in Gemeinschaft. mit 
dem Mann. — Bgl. auch Baumeiſter II. S. 31, 206. 

16) Preuß. Lor. II. 18184. — Seuffert XXXII. no. 63: wenn ben 
Eheleuten ein Altentheil ausgefett ift, beftimmt der Dann, ob fie am Tiſch des 
Sohnes eſſen oder Naturalien für ihre eigene Wirthichaft beziehen follen. 
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eignen Berhältniffe, jondern!) auch wo es ſich um Erziehung, Bes 
rufsbeftimmung, Verehelihung u. |. w. der Kinder handelt. Durch 
ihre Verheirathung büßt aljo die Frau in gewiffem Maß an bem 
Selbftbeitimmungsreht ein. Wenn aber der Mann wegen Abwe- 
ſenheit oder fonftiger Hinderniffe die ehelichen Intereſſen zu fördern 
außer Stande ift, tritt die Dispofitionsbefugniß der Frau in vers 
ftärkter Weife hervor). 

Wenn entiprechend dem ältern Recht auch einige ſpätere Par- 
tifularrehte dem Mann ein mäßiged Züchtigungdreht gewähren, um 
feinen Willen durchzufegen und auf die Frau einzuwirken!), fo 
wideripricht daſſelbe doch unjern heutigen Auffafjungen über die 
Stellung der Ehegatten zu einander und koͤnnen Körperverlegungen 
den Grund zur Cheicheidung abgeben. 

5. Aber die Frau tft auch die Genoffin des Manned. Sie 
führt'®) feinen Namen, tritt in feinen Stand ein‘), jie bildet mit 
ihm eine Familie, eine Haudgenofjenichaft, fie hat die Staatdanges 
hörigfeit de8 Mannes“) und hat mit ihm dafjelbe Domizil’). 
Der Mann aber ald Haupt der Ehe beitimmt die Wohnung und 
dad Domizil und die Frau muß ihm, wenn er den Ort wechſelt 


15) Sie barf daher ohne feine Genehmigung fein beſonderes Gewerbe be- 
treiben und feine Dienftverträge eingehen, Preuß. Lor. II. 1 $ 195, 196 und 
unten $ 229 N. 16 ff. 

16) Wo in Älterer Zeit Geſchlechtsvormundſchaft beftand, erhielt fie filr die 
Zeit der Abwejenheit des Mannes einen andern Bormund, Schröder II. 1 
©. 96, 152 f. 

1) Hommel rhaps. 738 $5 ff. — Freiburg. Statt. fol. 55 Ab. 4 (ber 
Mann ſoll die Frau nicht unverjhuldet mißhandeln), Hamburg. Statt. IV. 48 
(mäßiges Züchtigungsreht; Heife und Eropp II. S.467 N. 74, Baumeifter 
U. S. 28 f.; es konnte bier bis zum 93. 1823 auch ein Ehegatte gegen ben 
andern Zuchthaus in Anwendung bringen), C. Max. Bav. I. 6. 12 no. 2, 3 
(die Frau fann vom Mann „zu gewöhnlich und anftländigen Perfonal- und 
Hausdienſten ... angehalten und bendthigten Falls mit Mäßigkeit gezlichtiget 
werben”). 

18) Abgeſehen von dem Fall einer Mißheirath beim hoben Übel, oben 
$ 213 ID. 

19) Preuß. Lor. II. 1 $ 192, 193, Oeſtr. GB. $ 92, Zür. GB. $ 126, 
Sächſ. GB. $ 1632. 

20) 9. Bar intern. Recht S. 94 f. — Reichsgeſ. v. 1. Juni 1870 $2, 5, 
11, 19, 21 Abi. 2, v. 6. Juni 1870 8 15-17. 

2) z. B. auch Eid. Proz. O. $ 17. 





insbejondere die Vormundſchaft des Mannes. Neueres Hecht. 59 


und ein neued Domizil wählt, dorthin folgen”), infofern nicht die 
Obrigkeit nach einer causae cognitio in Rückſicht auf die konkreten 
Umftände fie von diefer Pflicht entbindet). Da dieſer Sab 
publici juris ift, darf im allgemeinen der Mann auch nicht durch 
einen Vertrag mit der Frau auf fein Recht der Domizilöbeftimmung 
Berzicht leiſten“). Und auch wenn man foldhe Verträge als gültig 
anjehen wollte, würde er doch nicht an der Aenderung ded Domizild 
gehindert fein, wenn er für diefelbe angemeljene Gründe anführen 
fann?). 

6. Es erſcheint als Pflicht des Mannes die onera matri- 
monii zu tragen und die Familie durch feine Arbeit und aus den 
Auffünften des beiderfeitigen Vermögend zu erhalten. Doch Tann 
er verlangen, daß die Frau, wenn dies der fozialen Stellung der 
Gatten entipricht, ihn bei feinem Erwerbe, indbejondere bei Förde 
rung jeined Gewerbes durch Dienftleiftungen unterftügt*). 


22) 5. Max. Bav. I. 6. 12 no. 6, Preuß. or. II. 1 8 679, C. civ. art. 214, 
Heimbachs 98, Seuffert VIII. 143, XVI. 54. — Sie muß ihm nad 
Amerika folgen, Emminghaus ©. 267 N. 44, Seuffert IV. 126, XVII. 45, 
XXVI. 39, Reyidher 5 586 N. 24. 

32) Weber Griinde, welche bie Frau von ber Pflicht dem Manne an fein 
Domizil oder in feine Wohnung zu folgen, befreien (er hat feinen feften Wohn- 
fig, feine ftandesmäßige Wohnung, will vagabondiren, kann für die Frau feinen 
Lebensunterhalt gewinnen, will in uncivilifirte Länder fich begeben, Die Frau ift 
kant, der Mann will bei feinen Eltern wohnen und e8 wäre dies für die Fran 
mit befondern Unzuträglichleiten verbunden, u. f. w.) vgl. C. Max. Bav. I. 6. 12 
no. 6, Sächſ. GB. 8 1636, Zür. GB. 8 130, Roth 8. ©. 345f., Reyſcher 
1. 8 170, König Bern. Eiv. Geſſ. I. S. 128, Emminghaus ©. 265 no. 32, 
Seuffert I. 237, IV. 126, XVIII. 257, XX. 43, XXI. 129, XXVI. 134, 
XXXIII. 39, Entid. d. RchsG. V. no. 43, 

4) Glück Banbelten VI. ©. 278, Holzſchuher Theorie und Kaſuiſtik 
(3. Aufl.) L S. 587-589, Sintents Panbelten (3. Aufl.) II. &.6N.8, 
Eichhorn Kircheur. II. S.446, Ricdhter- Dove 5 284 N. 14, Jakobſon 
Preuß. Kirchenr. S. 569, ». Gerber SUN. 4 — GSeuffert XIII. 38, 
XVII. 257, XXXII. no. 325. — Als gültig werben ſolche Verträge behandelt: 
Preuß. Lor. II. 1 8 682, Roth 8. S. 344 N, 19, Pfeiffer pralt. Ausf. V. 
©. 130 ff, Emminghaus ©. 265 no. 32 I, 34, Reyſcher $ 170 (©. 286), 
Seuffert XXI. no. 129. 

235) Bfeiffer V. S. 98 ff., 146. — Goth. Ehepatent v. 1834 $ 89: ber 
Berzicht beichränft den Manu nur in der willfürlichen Aenberung des Do- 
micils. 

3) Deftr. GB. 8 92, Sächſ. GB. $ 1631, Roth B. J. 867 N. 22. 
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Die Berbindlichkeit ded Manned feine Frau zu unterhalten?) 
fällt auch nicht fort, wenn fie in das Gefängniß kommt, wenn fie 
thatjächlih von ihm getrennt Iebt?”*) oder mit ihm im Scheidungd- 
prozeß liegt). Wird die Ehe durch da8 Gericht geſchieden, jo 
treten betreffö des Unterhalts bejondere Grundjäge ein (vgl. unten 
$ 249 NR. 17 ff. 36). 

Aus diefer Alimentationdverbindlichkeit wird auch in vielen 
Geſetzen“) und in der Literatur und Prarid jeine Verpflichtung 
hergeleitet, falls fie einen Prozeb führt, die Koften aus. ihrem, 
"von ihm verwalteten Vermögen, resp. auch aud dem feinigen ent- 
weder vorzuſtrecken oder definitiv zu bezahlen. Die in den Parti- 
fularrechten darüber aufgeftellten. Grundfäge jind im einzelnen jehr 
mannigfaltig.. Auch dürften fi verfchiedene Normen ergeben, je 
nachdem die Frau in einem Straf» oder Civilprozeß ſich befindet, 
je nachdem fie Klägerin oder Beklagte ift, es ſich um vorbehaltenes 
oder vom Mann verwalteted Vermögen handelt, fie felbjtändig den 
Prozeß führt oder der Mann für fie oder fie mit Genehmigung 
des Mannes prozeſſirt u. ſ. w. Es ift daher bedenklich allgemeine 
Prinzipien aufzuſtellen, vielmehr iſt je nach dem einzelnen Fall und nach 
dem geltenden Güterrechtöiyftem die Entſcheidung zu treffen. Einige 
Säte, zu denen die partikularrechtlichen Beftimmungen Beran- 
lafjung bieten, jind hervorzuheben: 

a) Aus der Pfliht des Mannes jeine Frau zu vertreten und 
zu vertheidigen ergiebt ji), daß er, falls fie in eine Unterfuchung 
gerathen und ohne Vermögen ift, die Koften der BVertheidigung 
aud feinem eignen Vermögen zu beftreiten bat). Nah dem 


7) Daß zu den Alimenten auch bie Kurkoften im Fall ihrer Krankheit ge- 
bören, ift ſelbſtverſtändlich; z. B. Preuß. Lor. IL. 1 8 187. Daraus folgt, daß 
er bei der Bermögensauseinanberjegung nach ihrem Tode die Koften ber lebten 
Krankheit von den Illaten nicht abziehen darf, Plitt Lüb. Erbredt ©. 47 
N. 80. 

77%), In dieſem Fall verliert fie ben Alimentationsanſpruch in Ermangelung 
einer entgegenſtehenden Vorſchrift auch nicht wegen ſchlechten Betragens oder 
liederlichen Lebenswandels, Seuffert XXXVIII. no. 133. 

3) Roth B. 867 N.15, D. 891 N. 121. | 

2) z. B. Preuß. Lor. II. 1 8187: „Zum Unterhalte ver Frau gehören 
auch die fie betreffenden Eur- und Prozeßkoſten.“ 

0 Sächſ. Decif. v. 1746 no. 34, Sächſ. GB. $ 1680 („ber durch ven Un⸗ 
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Preuß. Landrecht II. 1 8 191 fol der Mann allgemein bei Krimi⸗ 
nalunterfuchungen die Koften aus eignen Mitteln tragen, außer wenn 
dad von ber Frau begangene Verbrechen ihn berechtigen würbe auf 


Eheſcheidung anzutragen. 


b) Schwebt zwiſchen den beiden Ehegatten ein Prozeß, indbefon- 
dere ein Eheſcheidungsprozeß, fo ift es Pflicht ded Mannes der Frau 
die Möglichkeit des Nechtöftreitd zu gewähren. Er foll daher, falls 
er Vermögen von ihr befigt und fie felbft fein Vermögen zur Die: 
pofitton hat, aus ihren Mitteln ihr die Koften für Führung des 
Prozeſſes vorftreden?®). Hat die Frau aber überhaupt Fein Ber: 
mögen, jo muß er ihr nad einigen Partikularrechten diejen Vor⸗ 
ſchuß aud eignem Vermögen madhen?), während nad andern ſie 
dann dad Armenrecht nachzuſuchen bat®). 

c) Es ift im allgemeinen dafür zu präfumiren, daß für bie 
Koften folder Prozeſſe, welche die Frau in ihren vermögensrecht- 
lichen Angelegenheiten felbftändig und ohne Zuziehung ded Mannes 
führt, au) nur ihr Vermögen haftet und daß foweit fie ohne Ber- 
mögen it, der Mann diejelben nicht aus feinen Mitteln zu be— 
ftreiten hat%). Führt fie den Prozeß mit feiner Genehmigung oder 
prozejfirt der Mann für fie, fo ift nach Partifularrechten auch nur 
ihr und nicht jein Vermögen verhaftet?) und tritt: das Armenrecht 
ein, wenn fie nichtd befißt, wogegen nach andern Rechten, insbeſon⸗ 
dere nad) dem Preuß. Landredht (II. 1 $ 187) die Prozeßkoſten 
zu dem Unterhalt der Frau gerechnet werden und der Mann 


terbalt im Gefängniffe und durch die Bertheibigung der Ehefrau verurfachte 
Aufwand ift in Ermangelung eigenen Vermögens berjelben aus dem bes Ehe- 
manns zu bezahlen”), Altenb. Eheordnung v. 12. Mai 1837 8 143, Sadje 
8 147, Heimbach 897 N.3. — Preuß. Bor. II. 1 $ 190: „Auch gegen In⸗ 
jurienllagen ift der Mann bie Frau auf feine Koften zu vertheidigen ſchuldig“. 

2) z. B. Sächſ. GB. $ 1681, Seuffert VIIL no. 308, XXXIIL no. 41. 

3) Hommel rhaps. no. 679, Preuß. Lor. II. 1 8 726 („die Koften bes 
Brozefies muß der Mann, auf Verlangen der Frau, aus ihrem Eingebradten, 
und in deſſen Ermangelung aus eignen Mitteln vorfchteßen”), Heimbach $ 97 
N. 3, Seuffert XXIII no. 267, Entſch. d. RchsG. V. no. 119 (Lüpifche 
Sache). 

2), Sächſ. BO. v. 1786 (Emminghaus ©. 311 no. 20), Haubold 
$ 73 Anm.2, Heimbad 8 IT N. 3; vgl. au Sächſ. GB. 8 1678. 

4), Sächſ. EB. 8 1678, 1680, 1682. 

35) Sächſ. GB. 8 1680, 1682, Schmibt II. ©. 53. 
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feinen Anſpruch auf ihren Erſatz aus dem Vermögen der Frau 
hat®). 

6. Die Alimentationdverbindlichkeit ift in der deutſchen Che 
eine gegenfeitige. Es ift daher auch die Frau, falls der Mann be- 
dürftig ift und fie die Möglichkeit dazu befist, den Mann zu ali- 
mentiren verpflichtet). 


3) Förſter III. $ 206 NR. 19 ff., Dernburg III.S21N.16, Seuffert 
XXXIV. no. 331. 

7) Büngner Alimentatienspfliht 1879 S. 176 f. — C. Max. Bav. L 6 
812 n0.7, Sädf. GB. 8 1637. — Preuß. Lbr. II. 1 $ 262, C. civ. 1488, 
Oldenb. ©. v. 24. Apr. 1873 art. 33 82 („au mit dem Stamm ihres Ber- 
mögens“). — Die Frau fol den in eine Kriminalunterfuhung gerathenen, ver- 
mögenslofen Dann auf ihre Koften vertbeidigen laſſen, Heimbach $ 97 R. A. 
— Sie fol für den Mann bie Gerichtsloften erlegen; ift fie wohlhabend, fo 

erhält der Mann nicht das Armenrecht, Seuffert XXVII. no. 267 (Darmft.). 
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Zweites Kapitel. Das Vermögensrecht der Ehegatten. 
Erfier Abfchnitt. Geſchichte. 


&iteratur'). 


Allgemeinere Darftellungen: 

Scherer bie verworrene Lehre ber ehelichen Gütergemeinſchaft ſyſtematiſch 
bearbeitet. I, II. Mannh. 1799, 18002). 

Haſſe Beytrag zur Reviſion der bisherigen Theorie von re ehel. Güter⸗ 
gemeinjchaft. Kiel 1808°). 

Haſſe Skizze des Güterrechts der Ehegatten nach einigen ber älteften 
Teutſchen Rechtsquellen, in d. Ztſchr. f. geſch. Rechtswiſſenſch. IV. 1818. 
©. 60 - 111. | 

Albrecht Gewere 1828 ©. 257—277. 

Phillip 8 die Lehre won der ehelichen Gütergemeinfchaft 1830. 

Deiters Die eheliche Gütergemeinjchaft, nach dem Münfterifhen Provinzial- 
rechte, dem Preußiſchen Landrechte und ihrem Berbältniffe zu einander. Bonn 
1831. 

C. L. Runde Deutſches eheliches Güterrecht. Oldenb. 1841. (Kurze hiſtor. 
Darſtellung, großentheils neueres Recht; nicht viel Material, aber juriſtiſche Be⸗ 
handlung. Von Partikunlarrechten wird beſonders das Oldenburgiſche berück⸗ 
ſichtigt). 

Kraut Vormundſchaft II. 1847 S. 331—586. 

v. Gerber Betrachtungen Über das Güterrecht der Ehegatten nad) beutjchem 
Recht, in feinen und v. Iherings Jahrbb. I. 1857 ©. 239—272 und Leipz. 
Dekan. Progr. 1869, beide Aufjäte jet in vo. Gerber's Abhandlungen 1872 
©. 311—371. 

Roth über Gütereinheit und Gütergemeinfchaft, in Bekker's und Muther’s 


1) Weil in vielen Partikularrechten gegenwärtig Grundſätze für das eheliche 
Güterrecht gelten, welche bereits in einer viel früheren Epoche entwidelt waren, 
jo führe ich bei ber rechtsgefchichtlichen Literatur auch einige Werke an, welche 
fih mit dem gegenwärtig geltenden Recht bejchäftigen. — Weitere Literatur wirb 
auch noch in den folgenden Paragraphen citirt werben. | 

Eine ſehr fleißige Arbeit, welche für die einzelnen Fragen zahfreiche 
Statuten zufammenftellt. 

3) Weſentlich konſtruktiv; beſonders gerichtet gegen Scherer (ben er überall 
Sherer ſchreibt) und Danz. 
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Jahrb. III. 1859 ©. 313—358 (eine bahnbrechende, Mare Weberfiht ber Ent- 
widlung). 

Hänel die eheliche Gütergemeinſchaft in Oftfalen, in d. Ztſchr. f. Rechtsg. 
I. 1861 ©. 273—344. 

Rive Geſch. der deutſchen Vormundſchaft I. 1862 ©. 265 ff. II, 1. 1866 
©. 131 ff., D. 2. 1875 ©. 116 ff. 

Gengler Lehrb. 2. Thl. 1862. S. 929—1162 (reihe Quellenzuſammen⸗ 
ftellung). 

Schröder Geſchichte des ehelichen Güterrechts in Dentichland I. 1863 (die 
Zeit der Volksrechte) II. (die Zeit der Rechtsbücher) 1. 1868 (das ſchwäbiſch⸗ 
bairiſche Recht), 2. 1871 (das fränkiſche Hecht), 3. 1874 (das fächfiihe und 
das friefiſche Recht).t) 

d’Olivecrona précis historique de l’origine et du d&veloppement 
de la communaut6 des biens entre epoux. Paris 1865 (Sep.-Abbr. aus ber 
revue historique de droit francais et &tranger. Paris 1865. Juli bis 
Anguf). | 

Sandhaas fränkifches eheliches Güterrecht. Gießen 1866. 

v. Martit das eheliche Güterrecht des Sachjenfpiegels unb ber verwanbten 
Rechtsquellen. Leipz. 1867. 

Agricola die Gewere zu rechter Vormundſchaft. Gotha 1869. 

Schröder in d. Ztſchr. f. Rechtsgefchichte X. 1872 S. 426450. 

Bode Gemeines ehel. Giter- und Erbrecht. Nördl. 2 Bände 1873. 

Roth das deutſche eheliche Güterrecht, in d. Ztichr. f. vgl. Rechtswifl. I. 
1878 ©. 39—94 (großentheils in fein „deutſches Privatrecht“ ſpäter übernommen; 
vgl. daffelbe II. S. 58 N., 183 N. 1). 

v. Roth beutfches Privatrecit II. 1881. ©. 25—270. 


Specielle Darftellungen: 


Bed und Lauteren das Landrecht der Grafſchaft Erbach und Herrfchaft 
Breuberg 1824 ©. 176—346. 

Donandt Berfuh einer Gefchichte des Bremiſchen Stabtrechts II. 1830 
S. 95 ff. 

Eropp über die Bermögensverhältniffe ber Eheleute nach den Grundſätzen 
bes Samburgiichen Rechts, in Heije’s u. ſ. Abbh. II. 1830 S. 427—578. 

Berd über das Bremiſche Güterredht der Ehegatten. Bremen 1832. 
| Wigand die Provinzialvechte der Fürftenthlimer Paderborn und Corvey. 

I. 1832 ©. 3—139. 

Wigand die Provinzialrechte des Fürftenthbums Minden u. |. w. IL 1834 

©. 3—99. 


4) Der Berf. hat feine Hauptergebniffe zufammengeftellt in v. Sybel’s 
biftor. Ztſchr. XXXI. S. 289 ff. und in Heft 59 der beutichen Zeit- unb 
Streitfragen („das eheliche Güterrecht Deutjchlands in Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft“) Berl. 1875. 
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Sarwey im neuen flaatsbürger!. Mag. VI. 1837 ©. 122—199, VII. 1838 
©. 28—78. 

v. Wächter Württ. Privatr. I. 1839, 1842 ©. 196 ff., 427 ff., 724 fi. 
966 f. 

Pauli Abhh. aus dem Lüb. Rechte II. 1840. Die ehelichen Erbrechte nach 
Lubiſchem Rechte. 

Gaupp das deutſche Recht, insbeiondere bie. Gütergemeinſchaft in Schlefien, 
in d. Ztſchr. f. deutſch. R. III. 1840 ©. 40—83. : 

Fald Handb. des Schlesw.Holfteinifchen Privatredhts IV. 1840 S. 410 fi. 

Euler die Güter- und Erbrechte zu Frankfurt a. M. bis zum J. 1509, 
mit Rüdficht auf das fränkifche Necht überhaupt. Frankf. 1841. 

Euler die Fortbildung und Geftaltung des fränk. ehel. Güterrechts feit dem 
Eindriugen des Römiſchen Rechts, in d. Ztſchr. f. deutſch. Recht X. 1846 
©. 1—61. 

Drelli das ehelihe Güterrecht nad den Rechtsquellen ber öftlichen Schweiz, 
in der Ztſchr. f. fehweiz. R. III. 1854 ©.3 fj., 83 ff.; VI. 1857 S. 3 ff. 

P. Wigand Dentwürbigleiten gefammelt aus dem Archiv des Reichs⸗ 
lammergerichts 1854 ©. 220—264 (verſchiedene Altenftüde, welche das weftphä- 
liſche Güterrecht feit der Reception betreffen). 

Baumeifter Hamb. Privatr. II. 1856 ©. 55—164. 

E.H.R. Laspeyres de debitis conjugum ex liberarum Germaniae 
eivitatum Hanseaticarum jure commentatio. Halae 1857. 

v. Stemann das Güterrecht der Ehegatten im Gebiete des Jütifchen Lovs. 
Kopenb. 1857. 

A. Schwarz bie Gütergemeinfchaft der Ehegatten nad fränkiſchem Recht. 
Erl. 1858. 

Roth und v. Meibom Kurbeffiiches Privatredht I. 1858 ©. 364-470. 

Welter Handbuch Über das eheliche GOüterrecht in Weftfalen und den rhei- 
niſchen Kreifen Effen, Duisburg und Rees. Paberb. 1861 (Eine Darftellung ber 
zablreihen bis zum 1. Januar 1861 geltenden weftphälifhen unb rheiniſchen 
Statutarredhte und des mit dem 1. Januar 1861 an ihre Stelle getretenen 
Preuß. Geſetzes v. 16. Apr. 1860), 2. Ausg. von Ferbin. Schultz. 1883. 

Niehaus die Grundprincipien der ehel. Gütergemeinſchaft mit befonderer 
Beziehung auf die Münfter’iche Polizei- Ordnung und das Lingen’sche Landrecht, 
im neuen Mag. f.d. hannov. Recht III. 1862 ©. 178—239, 359—441°). 

Peterſſen das eheliche Güterrecht in den Städten und Flecken bes Fürften- 
tbums Osnabrück. Den. 1863. 

Poſt das Sammtgut. Darftellung des bremijchen ehel. Büter- und Erb» 
reits. Bremen 1864, 2. Aufl. Halle 1879. 

v. Wilmowski Lübifhes Hecht in Pommern. Berl. 1867 S. 89—153, 
©. 157 ff. 


5) Die Abhandlung ift weit Über das Münſter'ſche und Lingen'ſche Recht 
hinaus von juriftifhem Intereſſe. 
Stobbe, Privatredt. IV. 1.0. 2. Aufl 5 


.- Eur 
ia = 
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Roth die allgemeine Gütergemeinſchaft ver bayer. Statuten, in Seuffert’s 
Blättern f. Rechtsanw. in Bayern XXXIII. 1868 ©. 225 ff. 

Roth Bayer. Civilrecht I. 1871 8 51—69; 2. Aufl. 1881 8 68—88. 

G. Binding die Lehre von der Haft ber Eheleute für ihre Schulden nad 
bem Frankf. ehel. Güterrechte. Frauff. a. M. 1871. , 

v. Fifher-Benzon das Land- und Marfchredht. Kiel 1874 S.91ff.; 
das eheliche Güterreht in den vormals Schauenbiurgifhen Diftrikten Holfteins. 
Kiel 1874. 

Ullmann bie Stellung der Ehegatten im Concurſe, in Grünhut's Ztſchr. 
IV. 1877 S. 911 — 149 (lediglih Oeſterr. R.). 

Neubauer das in Deutichland geltende eheliche Güterrecht unter Benutzung 
amtlicher Materialien zufammengeftellt. Berl. 18799). 

C. Schilling die lehn- und erbrechtlihen Satungen des Waldemar-Erich- 
hen Rechts. Mitau (1879) ©. 229 ff. 

Ogonowsky Öfterr. Ehegüterrecht I. 1880. 

L. Korn das Güterrecht und Erbrecht der Eheleute nah dem brandenbur- 
giſchen Provinzialrechte 1880. 

5. Schreiber die ehelichen Güterrechte der Schweiz. 2 Lieferungen. 
1880/81. 

M. Bühler das bündnerifhe Erb- und ehel. Güterredht nad} feinen Onellen. 
Bern 1882. 

v. Czyhlarz zur Geſchichte des ehelichen Güterrechts im Böhmiſch⸗Mäh—⸗ 

riſchen Landrecht. Leipz. 1883. 


6) Sehr werthvoll durch Die Benutung der Materialien, weldhe bie ein- 
zelnen Bundesftaaten für die Commiſſion zur Ausarbeitung des Civilgeſetzbuchs 
zufammengeftellt haben, aber auch ſehr ungleichartig nicht bloß in Rüdficht auf 
ben äußern Umfang für Die einzelnen Staaten, fondern auch in Bezug auf Die 
juriftiihe Faſſung. Wörtlich abgebrudt ift der eingehende Baieriſche Bericht 
(S. 84—169), welcher fich wefentlih an die Darftellung in dem 3. Bande bes 
Roth'ſchen Bater. Civilrechts anſchließt. 

Zu bedauern iſt, daß der Vf. nicht die einzelnen Berichte ſoweit bearbeitet 
bat, um eine einheitliche Terminologie herzuſtellen. Das Syſtem ber Güter⸗ 
trennung nennt er bald Gütereinheit, bald Verwaltungsgemeinihaft, bald ge- 
trenntes Güterrecht, bald mobificirtes Dotalfyftem, 3. B. S. 70 (gemeines Dotal- 
recht mit denjenigen Modifikationen, welche das gemeine ſächſiſche Hecht berbei- 
geführt hat“), ©. 76. — Indem der Df. ſich unbedingt an feine Materialien an⸗ 
ſchließt, finden fih manche Widerſprüche; das dem Geſetz von 1862 vorher- 
gehende Lübiſche Recht ftellt er bald zur allgemeinen Gütergemeinjchaft (3. B. 
©. 4, 9, bald zur Verwaltungsgemeiufchaft (S. 22, 62). 
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Wenngleich das eheliche Güterrecht überall von gewißen Prinzie 
pien beherrſcht wird, welche dem ganzen deutſchen Bolt gemeinjam 
find, fo giebt es doch feinen andern Theil des deutſchen Privatrechts, 
in welchem, fobald es fih um die Außgeftaltung ded Einzelnen 
handelt, in gleicher Weile der Partikularismus Platz gegriffen hätte. 
Aber weil ed fich bier um Rechtsſätze handelt, welche von der Volks⸗ 
anfchauung über dad Wejen der Ehe und über die Stellung der Che- 
gatten zu einander weſentlich abhängig find, hat das deutjche eheliche 
Güterrecht troß der Schwäche, welche die partifuläre Ausbildung 
bedingte, dem Römiſchen Recht gegenüber Stand halten können; es 
bat feine urſprünglichen Grundſätze wohl im Lauf der Jahrhunderte 
umgebildet, aber doch in ihren mejentlichen Zügen erhalten und vom 
Römiſchen Recht nicht unterjohen laſſen. Das deutſche eheliche 
Süterrecht iſt wejentlich nationales Recht. 

1. Die Frau kommt zufolge der Trauung in dad Mundium, 
die VBormundichaft de Manned. Der Mann nimmt mit ihr auch 
das Vermögen, welchtes fie ihm zubringt, in feine vormundjchaftliche 
Berwaltung. Er bat für Frau und Kinder zu forgen, er darf aber 
auch die Nutzungen ihred Vermögens dafür verwenden?); er bat, 
wie die fpätern Duellen ed nennen, an ihrem Vermögen die Gewere 
zu rechter Vormundſchaft. 

2. Das Bermögen der Frau kann aus verjchiedenen Beltand- 
theilen beſtehen. Zunächft bringt fie dem Mann regelmäßig die 
Ausſteuer (Gerade) zu, welche fie vom Bater oder dem jonftigen 


1) Da die Grundfäße der Bollsrechte ſehr oft erörtert find, vieles in dem 
Maße feftfteht, daß höchftens in unwejentlichen Einzelnheiten bie fpätere Forſchung 
eine Aenderung bringen wird, und anderes auch bei ber forgfältigften Analyſe 
wegen Unvolltommenheit unjerer Nachrichten ſtets zweifelhaft bleiben wird, über⸗ 
dies aber auch viele alte Nechtsfäge mit dem fpätern Recht in feinem unmittel- 
baren Zufammenhange ftehen, fo genügt eine kurz zufammenfaffende Darftellung, 
bei welcher weniger auf die Quellen, als auf die Literatur, beſonders auf 
Schröder's Werk verwiefen wird. 

= 2) L. Burg. 100 (= addit. I. tit. 13): Quaecumque mulier. .. voluntate 
sua ad maritum ambulaverit, jubemus ut maritus ipse facultate ipsius 
mulieris sicut in ea habet potestatem, ita et de omnes res suas habeat. 
Schröder I ©. 126. 
5* 
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Bormund in die Che mitbefommen hat?). Während nad lango- 
bardiihem Recht dad Mädchen mit der Ausſteuer vollftändig vom 
Nachlaß des Vaters abgefunden war, hatte fie nach andern Volks—⸗ 
rechten ein weitered Erbrecht‘). Zur Ausfteuer konnte hinzukommen, 
was ihr ald Erbtheil oder Schenkung von Verwandten oder fonft 
zufällt; daffelbe wurde ihr Eigenthum und vermehrte ihr Vermögen. 
Dazu kommen weiter Gaben, welche der Mann ihr bei der Berlo- 
bung oder Trauung giebt oder verſpricht. 

a) Der Kaufpreis, welden nad) uraltem Recht der Bräutigam 
bei der Verlobung an die Familie der Braut zu bezahlen oder zu 
verjprechen hatte, verwandelte fih in eine DVermögendzuwendung an 
dad Mädchen (meta, dos)*). Da aber zu Folge der Eheſchließung 
alles Vermögen der Frau in die Verwaltung des Manned fam, fo 
war ed nicht Gebraud, ihr diefe Gabe gleih bei der Verlobung 
oder Berheirathung in ihr Vermögen zu übertragen®), jondern es über- 
nahm der Mann die Verpflichtung zur fünftigen Zeiftung auf fein 
Vermögen; bei feinem Tode fol die verfprocdhene Summe oder daß 
jonft verfprochene Vermögensobjekt von den Erben an feine Wittwe 
berauögegeben werden. | 

b) Es forderte die Sitte, daß der Mann am Morgen nad 
der Hochzeit feiner jungen Frau ein Geſchenk machte, die Morgen- 
gabe”), ein Geſchenk der Liebes). Wenn diejelbe urjprünglid, wohl 


3) Bei ben Langobarden faderfio, das vom Bater berrührende Ber- 
mögen, in der L. Angl. et W. 38 rhedo, die Gerade; auch bei andern Volks⸗ 
flämmen erwähnt, Schröder I. ©. 113 ff., 116 ff. 

9 Bol. unten $ 260 N. 43. 

5) Bgl. oben $ 209 NR. 31 ff. 

6) Indeſſen fommt and dies vor, befonders mit Bezug auf Grundftüde; 
3.8. Dronke C.D. Fuld. no. 45, 84 a 755, 786: der Mann fagt, er babe 
ber Frau bie dos tradirt ante diebus nuptiis und veräußert fie jetzt gemein⸗ 
ſchaftlich mit ihr. 

7) Pactum Guntchramni et Childeberti II a. 587 (Capitularias ed. 
Boretius I. p. 13): tam in dote, quam in morganegiba, hoc est ma- 
tutinale donum. 

8) Zweifellos wird im fpätern Recht Die Morgengabe öfter als eine Gegen- 
leitung dafür bezeichnet, daß Die Frau dem Mann ihre Iungfräulichleit opferte. 
Aud bei Regino de synodalibus causis IL 106 heißt es, ber Entführer 
folle nem Berlobten des entführten Mädchens das pretium pudicitise zahlen. 
— Aber in älterer Zeit ift fie Überhaupt eine Gabe dafür, daß die Frau fich 
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nur von geringerem Umfang war und in Mobilien beftand?), jo nahm 
fie doch bei einigen Stämmen einen andern Charakter an und 
wurde zu einer reichlichen Wittwenverjorgung, welche das Recht der 
nächiten Erben zu beeinträchtigen drohte Nach langobardiſchem 
Recht Toll fie höchftend ein Viertel vom Vermögen ded Mannes 
betragen; bier wurde fie jchon bei der Verlobung verjprochen und 
am Zage nach der Hochzeit übergeben, jo daß die Frau dann zum 
vierten Theil Miteigenthümerin vom Vermögen des Mannes wurde!"). 
Bei einzelnen Volksſtaͤmmen beftellte der Mann jeiner Frau zur 
Morgengabe den Nießbrauch an einem Grundſtück für die Zeit ihrer 
Wittwenfchaft, eine Leibzucht; nad feinem Tode fol das Eigen- 
thum an feine Kinder oder jonftigen Erben fallen, aber die Wittwe 
die lebendlänglihe Nutznießung haben“). Auch fonft finden wir, 
daß die der Frau beftimmten Grundftücke — es laßt fih nicht 
immer erfennen, ob fie zuc dos oder zur Morgengabe zu zählen 
find — ihr bald zu Leibzucht, bald zu Eigenthum übertragen 
werden '?). Ä 


L 


dem Danne bingiebt und wird fie auch einer ſich verheirathenden Wittwe nicht 
oorenthalten; Schröder I. S. 85, 109 f. und unten $ 223 N. 4, 5. 

9) L. Alam. 56 $ 2: aut in auro aut in argento aut in mancipio aut 

in equo pecunie 12 solidos valente. 
10) Sie wurde bei den Langobarden allmählih mit ber meta verbunben, 
fo daß beide Gaben zufammen die quarta ausmachten; vgl. Überhaupt Schri- 
der I. ©. 84 ff, Miller in d. 3. f. Rechtss. XIII. S. 7Lff., Rofin Form- 
vorſchriften für Beräußerungsgefchäfte der Frauen nah langobarbiihem Recht. 
1880 ©. 79 f., 82T. 

1) Weber fränkiſches Recht Schröder I. S. 155 f. — Nah Burg. Recht 
hat die Frau an der Morgengabe, welche als donatio nuptialis bezeichnet wird, 
ein lebenslängliches Nutzungsrecht, Schröder I S. 104 f. 157. — Aud die 
dos der L. Saxonum $ 47, 48 fcheint die Leibzucht an einem Grunbftüd zu be- 
deuten und mit der Morgengabe des fpätern fächfifchen Rechts nichts zu thun zu 
haben; Kraut J. ©. 313 ff., v. Marti ©. 179. N. 10, 195 f., v. Richt- 
hofen Monum. LL. V. p. 73, Schilling Wald.Erich'ſches Recht S. 258, 
371 ff.; anderer Anfiht Schröder L S. 100 f., IL.3 ©. 332 N. 1. 

12) Befeler Erbverträge I. S. 296 ff., 298 ff, Schröder I. ©. 146 ff. — 
Dos als Leibzudt 3.8. Rozidre no. 219, 227, 234—236, dagegen eine dos zu 
Eigentbum Roziere no. 225, 229,238, NeugartI.no.554 a. 885, vgl. au I. 
n0.254 8.832. — Es fonnten auch andere Feſtſetzungen getroffen werben, 3.8. Mei⸗ 
helbedI.no. 555.808, wenn die Frau vor dem Dann ftirbt, foll Die dos nicht an 
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3. Die Srrungenfhaft, d. h. was während der Ehe durch 
gemeinſchaftliche Thätigkeit erworben oder qus den Früchten des 
beiderjeitigen Vermögens erjpart ijt!?), gehört nach den meilten 
Bolfsrechten dem Manne*). Aber bei einzelnen Stämmen hat die 
Frau einen Erbanſprnch auf eine Quote der Errungenfchaft; jo darf 
fie nach fränfifchem Recht, wenn fie feine Morgengabe empfangen 
bat, ein Drittel der Errungenfhaft nad feinem Tode fordern). 
Aehnlich auch bei den Weftphalen (N. 30) und bei den Welt: 
gothen!). Aber wenngleich hier feine direften Zeugnifje dafür 
Iprechen, daß man an der Errungenjchaft während der Ehe ein Mit- 
eigentbum der beiden Gatten annahm!”), jondern das Recht der 
Frau ald ein erbrechtlicher Anfpruch bezeichnet wird, fo tritt doch 
auch gelegentlich die Auffaffung hervor, daß fie bereitd während 
der Ehe zu der betreffenden Duote an dieſer Vermögendmafje be= 
rechtigt jei'®). 


ihre Erben fallen, fondern vom Mann Iebenslänglich beſeſſen werden und nad 
feinem Tode an ein Klofter kommen. 

13) Dabei ift wohl, was in der Xiteratur nicht hervorgehoben wird, haupt- 
fächlih an die während der Ehe erworbenen Immobilien zu denfen. Freilich 
wird gelegentlih in Urkunden bemerkt, daß zu ihr Mobilien gehören, z. B. fränt. 
Url. v. 3.815 (Schröder 3. f. Rechtsgefh. XV. ©. 21): elaboratus nostri 
in argento et auro et omni suppellectili. 

14) Schröder I. ©. 135 ff. 

15) L. Rib. 37. 2: tertia pars conlaborationis, quam simul... con- 
laboraverunt. — Nachrichten gleichen Inhalts auch für das falifche Recht bei 
Schröder I. S. 91 f., vgl. überdies ©. 136 f., Sandhaas ©. 82 ffj., 121. 
und Sohm zu L. Rib. c. 37 (Mon. Germ. LL. V. p. 232). 

16) L. Wis. IV. 2. 16 (Dahn Studien ©. 123): was der Mann extra- 
neorum lucris aut in expeditione publica acquisivit aut de principis aut 
patroni atque amicorum collatione promeruerit, oder was bie Frau quo- 
rumcungque munere erwirbt, wird des betreffenden Gatten Sondergut. Aber 
wenn die Gatten pariter viventes aliquid augmentaverint vel in quibus- 
cunque rebus quippiam profligasse visi fuerint, joll Gewinn oder Berluft 
gemeinfam und nad dem Verhältniß bes beiderfeitigen Vermögens auf bie 
Gatten vertheilt werben. 

17) Gegen die Errungenſchaftsgemeinſchaft Cropp II. ©. 445 N. 29, 
Pauli II. ©. 56 f., v. Gerber Abhh. ©. 321 N., 348; am eingehendften find 
die verſchiedenen Anfichten bei Sandhaas ©. 82 ff. diskutirt. 

18) Schröder I. ©. 92f. — Intereffant ift die fränfifge Urkunde won 
815 (Schröder Z. f. RG. XV. S.21f.), wonach die Ehegaiten verabreden, 
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So begegnen und fchon in der Zeit der Volksrechte einzelne 
Rechtsſätze, welche für beitimmte Bermögendmafjen dem Gedanken 
einer Gütergemeinjchaft vorarbeiten?). 

4. Während der Ehe verwaltet der Mann dad beiderjeitige 
Vermögen; über das jeinige verfügt er ald Eigenthümer, über das 
der Frau ald ihr Vormund. Die Frau darf nur über die für 
ihren unmittelbaren Gebrauch beftimmten. Gegenftände, die fg. Ge— 
rade, frei diponiren?), wogegen der Mann nicht bloß fein Gut, 
fondern auch die fahrende Habe der Frau veräußern kann; aber e8 be- 
darf ihrer Genehmigung, wenn er ihre Smmobilien oder joldye Grund» 
ftüde veräußern will, an welchen er der Frau ein Recht beitellt 
bat2!). Ihre Zuftimmung tritt dann dadurch real hervor, daß fie 
den Rechtsakt in Gemeinfchaft mit ihm, communi manu vollzieht”); 
um aber die Freiwilligkeit ihrer Willenserklärung zu Eonitatiren, 
jollen biöweilen auch noch bejondere Beiltände für die Frau oder 
beftimmte Samilienglieder oder der Richter gleichfalls ihre Geneh⸗ 
migung außfprechen?). 

5. Dei Auflöfung der Ehe, indbejondere beim Tode eines 
Ehegatten werden die im der Hand ded Mannes vereinigt gewejenen 
beiden DVermögendmaffen getrennt; nur in geringem Maß findet 
ein Crbredht des Meberlebenden am Bermögen ded Berftorbenen 
ftatt. 


Daß wenn die Frau zuerft flirbt, der 3. Theil ber Errungenſchaft an ein Klofter 
fallen fol. 

19) Wo nad langobardiſchem Recht der Frau ein Erbrecht an dem 4. Theil 
vom Bermögen des Mannes eingeräumt war (N. 29), da giebt ihr Dies Erbredt 
and ſchon während der Ehe gewifje Befugniſſe; insbefondere bat fie, wenn ber 
Mann ein Grundftüd veräußern will, mit Bezug auf ihre Quarta in das Ge- 
ſchäft einzumwilligen, Rofin, Formvorſchriften S. 79 f., 82f. — Für das frän- 
fifche Recht nimmt Sohm (Mon. Germ. LL. V. p. 233) eine communio quae- 
dam omnium bonorum an. 

%) Schröder I. ©. 127. 

2) Schröder I ©. 128 ff, Rofin ©. 41 ff., 51 ff., 76 ff. 

22) Schröder I. S. 130 R. 22. 

2) Bol. darüber die in N. 10 angef. Abhandlung von Roſin; im übrigen 
auch Kohler Beiträge zur Privatrechtsgefichte I. 1883 S. 2N. 5, S. 22 N. 4, 
©. 26. 
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a) Beim Tode der Frau. 

Während nad Iangobardiihem Recht der Ehemann das ge= 
jammte Vermögen feiner verftorbenen Frau, Immobilien und Mo— 
bilien erbt, hat er nad) den übrigen Volksrechten fein Erbredht*). 
Hatte er der Frau die dos bereitd in ihr Bermögen übertragen, jo 
geht diejelbe (nach fränkiſchem Recht) auf ihre Erben über) und 
dafjelbe jcheint mit der Morgengabe der Fall gewejen zu fein®). 
Hatte fie aber nur einen Erbanſpruch erhalten, jo geht derſelbe bei 
ihrem früheren Tode nicht auf ihre Erben über”). 

b) Beim Tode des Mannes. 

Stirbt der Mann zuerft, fo nimmt die Frau aud feinem Nach⸗ 
laß ihre Außftener (Gerade) und ihr jonftiged Vermögen heraus, 
wie fich dafjelbe durch Erbrecht oder Schenkungen, ganz bejonders 
auch durch Zuwendungen von Seiten ded Mannes (dos und Mors 
gengabe) vermehrt hat; an diefen Zuwendungen ded Manned hatte 
fie, wenn diejelben in Immobilien beitanden, bald Eigenthbum, bald 
nur ein lebendlängliches Nutzungsrecht (Leibzucht)*). 

Aus der Sitte derartiger Gaben hatte fich ein gejeblicher An⸗ 
ſpruch entwidelt, fo daß, wenn der Mann ed unterlaffen hatte für 
feine Frau zu forgen, die Wittwe bei feinem Tode ein feit beſtimmtes 
Erbrecht geltend machen durfte (dos legitima)*). Bei den Ribua- 
riern erhielt fie in diefem Fall außer einer beftimmten Summe aus 
feinem Nachlaß (dos) auch noch ein Drittel der Errungenfchaft 
(R. 15). Nach weitphäliichem Recht verliert fie mit der Geburt 
eined Kindes ihre dos, erlangt aber zum Erſatz dafür ein Erbrecht 


#4) Schröder I. S. 167 ff., Miller (Ztſchr. f. RO. XIII) ©. 67 ff., 
Rofin S. 47ff. — Die L. Wisig. IV. 2. 11 hat die römischen erbrechtlichen Süße. 

2) Schröder I S. 170 ff. 

*) Schröder I. ©. 172. 

T) Schröder I. S.171f., auch Sohm 2. f. Reditsg. V. ©. 424. — Im 
übrigen bleibt vieles ungewiß, weil unfere Quellen weder ausreichend beutlich 
reden noch eingehende Beftimmungen enthalten. 

2) Oben N. 11, 12. 

29) Ueber Franken, Baiern, Mamannen u. f. w. vgl. die Eitate oben 8 209 
N.32. — Bei den Langobarden hat fie in Ermangelung einer meta und 
Morgengabe die Quarta von dem Vermögen des Mannes zu beanfpruchen, 
Schröder I. ©. 88, bei den Burgundern die Leibzucht an einem Drittel feines 
Bermögens, fo lange fie im Wittwenftande bleibt, Schröder J. S. 105 f. 
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an der Hälfte der Errungenschaft). Nah angelfähliihem Recht 
erhält die Wittwe, wenn Kinder vorhanden find, die Hälfte vom 
Bermögen de8 Mannes‘). 


8218. Das jpätere Mittelalter, insbefondere das ſächſiſche 
Recht‘). 


I. Hatten die Volksrechte das eheliche Güterrecht der verjchie- 
denen deutjchen Stämme in feinen Grundlinien feitgeftellt und er- 
geben die Urkunden, daß die Grundfäbe im allgemeinen auch im 
Leben beobachtet wurden, jo wird, nachdem die Volksrechte außer 


3) L. Sax. 47, 48: de eo, quod vir et mulier simul conquisierint, 

. mediam portionem. Die fpätere Ausbildung bes weftphäliichen Rechts 
macht es wahrjcheinlich, daß Die in der Lex Saxonum allgemein lautende Bor- 
ſchrift, es folle die Wittwe die Hälfte der Errungenſchaft erhalten, auf den Fall 
zu beſchränken ift, daß Kinder in ber Ehe geboren wurden, Schröder I. 
©. 100 ff., U. 3 ©. 304. 

Mm Schröder I S. 86 f. 

1) Auch in diefer Partie lehne ich mich bauptfählih an Schröder an, 
welcher mit erſtaunlichem Fleiß ein außerordentlich reiches Material aus den ver- 
ſchiedenen Duellengebieten zufammengeftellt hat. Die Benutung feines Werks wird 
dadurch erfehwert, daß der Berf. die Quellen nicht gruppenweije jo zufammen- 
faßt, wie fie in wefentlich Üübereinftimmender Art das ehelihe Güterrecht regeln, 
fondern vielmehr feine Darftellung nah den Stämmen gliedert; da nun bei Den 
einzelnen Stämmen verjchiebene Geftaltungen bes Güterrechts neben einanber 
sorlommen, fo wird von benfelben Inftituten in den brei Abtheilungen feines 
2. Bandes gehandelt und dadurch Die Weberfiht Über ihre gejchichtlihe Ent⸗ 
widlung beeinträchtigt. 

Ich leiſte darauf Verzicht, die geographiiche Verbreitung ber einzelnen Inſti⸗ 
tute mit flatiftifcher Genauigkeit nachzuweiſen; wo fich derartige Angaben bei mir 
finden, beruhen fie, abgejehen von eignen Duellenftubien, wejentlih auf Schrö- 
der's Forfhungen. Da die verichiebenen Syfteme, wie fih auch aus Schröder’s 
Bud ergiebt, in ihrer geographifchen Verbreitung vielfach durch einander geben, 
auch die Geſetzgebung oft eingriff und das früher geltende Recht aufhob, 
fo Iaffen fi feine feften Typen für größere, gejchloffene Kreife behaupten. 
Auch dürfte manche Vermuthung Schröder’s über Wanderungen der ehelichen 
Büterrehte, Über Die Verbreitung einzelner Rechtsgrundſätze nach anderen Ge⸗ 
genden bin mit großer Vorſicht aufzunehnen fein. Denn wenn wir bie in 
einem beflimmten Kreife herrſchenden Grundſätze gleichmäßig auch an entfernten 
Orten finden, ift nicht überall eine direkte Webertragung anzunehmen. Da bie 
verjchiedenen Stämme demfelben Vollk angehörten, fo konnten gleiche Bebürfniffe 
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Uebung gekommen waren, dad Recht in außerordentlicher Mannig- 
faltigkeit fortgebildet. Wenngleich auch jetzt noch bei den verſchie⸗ 
denen Stämmen gewiſſe weſentliche Grundſätze unverändert fort- 
beftehen, jo macht fih doch in der Regelung ded Einzelnen ein 
grenzenlojer Partikularismus geltend. Wo nur immer das Recht 
aufgezeichnet wird, da wird aud) dad Güterrecht normirt; man be- 
gnügt ji) aber nicht mit der Firirung des Gewohnheitsrechts, fon- 
dern greift oft durch die ftatutarifche Geſetzgebung ein. Biele Säge, 
befonderd ber fpätern Zeit erjcheinen nicht als das Erzeugniß einer 
gejunden, naturgemäßen Entwicklung, fondern find von der Obrigfeit, 
den Schöffen oder den Juriſten audgeflügelt, um in künſtlicher 
Weiſe die verjchiedenen Intereſſen zu befriedigen?). Auch. recipirt 
man Grundjähe aud fremden Gebieten und führt dem eignen Recht 
fremdartige und widerftrebende Beftandtheile zu. So galt vielfach 
in unmittelbar neben einander gelegenen ſtädtiſchen oder ländlichen 
Gemeinden ein ganz verichiedened Recht und nur felten unternahm 


auch in verſchiedenen Gegenden Deutichlands gleiche rechtliche Beftimmungen ber- 
beiführen. | 

Haben wir für Die Zeit bis zur Reception bie vortrefflihen Unterfuchungen 
von Schröder, fo fehlt es für bie folgenden Jahrhunderte an eingehenden 
Unterfuchungen, welche, unter Benutung der Conftlien und ber ältern Literatur, 
den Mebergang von den deutſchen Grundfägen zu ben romanifirenden Formuli⸗ 
rungen der neu aufgeftellten Syfteme, insbejondere die Ausbildung des usus- 
fructus maritalis und der Gütergemeinihaft zur Darftellung brächten. 

2) Ebenſo wie das auch auf anbern Gebieten bes ältern deutſchen Rechts 
ber Fall iſt (ogl. z. B. Brunner’s Abhandlung in d. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. 
XVI. 1882, wo den komplicirten Beftimmungen über die Bertbeilnng des Wer- 
gelds unter Die verjchiedenen Verwandtſchaftskreiſe nachgegangen wird), zeigt fich 
hier die Neigung des beutichen Volks, die Rechtsverhältnifſe nicht einfach, jonbern 
verwidelt zu geftalten. Kein Menich kann behaupten, daß alle dieſe partiku⸗ 
lären Beflimmungen über das eheliche Güterrecht zweckentſprechend oder aus den 
partifulären ober lokalen Berhältniffen heraus begründet oder der Ausbrud 
des Rechtsbewußtfeind des Volls waren. Man bielt fie aber feft, ſelbſt wenn 
fie dem Volk wenig befannt waren und wejentlih nur auf dem Gerichtsgebrauch 
der Schöffen berubten. Stammler’s Schrift über das Hecht des Breinenbacher 
Grundes (1882) ift ein intereffanter Beleg dafür, wie. wenig jelbft verhältniß⸗ 
mäßig einfahe Beftimmungen im allgemeinen Rechtsbewußtfein begrünbet waren; 
diejelben Fragen und Zweifel kehren jehr oft wieder, weil die Rechtsjäge, obgleich 
fie als Gewohnheitsredht von den Schöffen gehandhabt wurden, nicht dem Bolt 
zum Bewußtjein gelommen waren. 
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ed die Gejehgebung für größere Gebiete gleichmäßige Normen ein- 
zuführen. Dieje Fülle von partitulären Geftaltungen -ift kein Zeichen 
der Fruchtbarkeit, ſondern der Zuchtlofigkeit des deutſchen Volks in 
feiner Rechtsbildung; die Neichhaltigkeit des Altern Rechts ift zu- 
gleich feine Schwäche). Es find daher auch nicht alle einzelnen 
Dartikularitäten bier zur Darftellung zu bringen. 

Wenn man den Berjuh macht, gewiffe Grundlagen aufzu- 
ftellen und eine Anzahl von Syſtemen von einander zu fondern, fo 
ftehen doch neben diefen Syftemen wieder viele abjonderliche Geftal- 
tungen mit Beitimmungen, welche von den Prinzipien des Syſtems 
abweichen, und ed laßt ſich mehrfach nicht mit Sicherheit entjcheiden, 
welchem Syitem foldye abnormen Bildungen zweckmäßigerweiſe zu- 
zuweiſen find. 

II. Allen verjhhiedenen Syftemen des ehelichen Güterrechts 
find gewiſſe Grundſätze gemeinjchaftlih. Dahin gehört, dab der 
Mann ald Haupt der Familie für die Bedürfniffe der Che zu 
forgen bat, daß aber aud) die Frau, wenn fie oder ihre Familie 
irgendwie vermögend ift, ihm Vermögen in die Che einzubringen 
bat, ihre Ausfteuer, Heimfteuer u. f. w., welche ihr vom Vater oder 
jonftigem Vormund mitgegeben wirdt), und in Mobilien oder Geld, 
biöweilen auch in Grundftücen befteht?), Der Mann nimmt, foweit 
fih die Frau nicht einzelne Vermögensſtücke als Sondergut vor- 
behält, ſowohl die Ausfteuer, ald auch das übrige Vermögen, welches 
fie |päter ererbt oder ſonſt erwirbt, in feinen Beſitz, um ed zu ver- 


3), 9. Wächter, welcher das Erbrecht der Ehegatten in Würtemberg vor dem 
1. Landrecht behandelt, fagt I. S.199 NR. 15: „Wollte man nad biefen Ab- 
weichungen, felbft nur wo fie bebeutendere Punkte betreffen, Alles jcheiden: fo 
müßte man mehr als 16 verſchiedene Erbrechte unterfcheiden.” 

9 Diefelbe kommt unter den mannigfaltigfien Namen vor, dos, dotalicium, 
maritagium, donacio propter nuptias u. f. w., Seimfteuer (Hausfteuer, Hei- 
rathsſteuer), Mitgabe, Brautſchatz, bisweilen auch Morgengabe, Widem u. f. w., 
Schröder I.1©.4f., 6, 7, 13f., 19f., 67ff., II. 2 S. 234, 236. — 
Auch Brautwagen, weil fie der Braut feierlich nachgefahren wird, Michelſen 
dithmarſ. Ouellen S. 299, 300, 301, Roth 8. ©. 392 R. 15, Grimm 
Wörterb. II. S. 339. Dft au ibentifh mit der Gerade, vgl. über Den 
Sprachgebrauch auch Pufendorf I. obs. 206. 

5) Schröder IL. 16.17 ff., 21. 
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walten, die Nutzungen zu ziehen und im Sntereffe des ehelichen 
Lebend zu verwenden. 

Die Differenzen der verjchiedenen Syſteme beziehen ſich bejon- 
derd auf folgende Punkte: 1) ob der Mann über fein und der 
Frau Vermögen frei verfügen darf oder ob er und in weldem 
Umfange an die Einwilligung der Frau gebunden ift, 2) welches 
Vermögen für die Schulden der Ehegatten verhaftet ift, 3) wie 
nad) dem Tode eined Chegatten oder bei fonftiger Auflöfung der 
Ehe das biöher in der Hand des Manned vereinigt geweſene Ver— 
mögen abgetheilt wird, ob nach den urjprünglichen Beftandtheilen 
oder in anderer Weile, und 4A) welde Rechte dem überlebenden 
Gatten am Vermögen des verftorbenen zuſtehen. 

Wir beginnen die Darftellung mit dem Sachfenfpiegel und den 
fonftigen ſächſiſchen Duellen, welche mit ihm weſentlich überein- 
ftimmen, befonderd denen ded Magdeburger Redhtd®). 

II. 1. Der Sachſenſpiegel ſteht durchaus auf dem Boden 
des alten Rechts. Zufolge der Trauung kommt die Frau unter die 
Bormundichaft ded Mannes; er nimmt fie und ihr Gut in feine 
Bormundichaft: svenne en man wif nimt, so nimt he in sine 
gewere al ir gut to rechter vormuntscap’). Als ihr Bormund 
nimmt er ihr Gut in feinen Befi und bat ein Recht auf dieſen 
Beſitz). Alles Vermögen, dad ded Mannes und dad der Frau be= 


6) Ueber das ſächſiſche Recht vgl. befonders die Schriften von v. Martig, 
Agricola und Schröder II. 3. — Daß die von Hänel in f. Aufſatz (vgl. 
oben ©. 64) behandelten Stadtrechte (Goslar, Mühlhaufen, Nordhauſen, Queb- 
linburg u. f. w.), deren Grundſätze vom Sachjenfpiegel abweichen, nicht oſtphäli⸗ 
ches Recht enthalten, fondern in ihrem ehelichen Güterreht mit dem meftphäli- 
hen Recht übereinfiinmen vgl. v. Marti S.5ff., Schröder II. 3 ©. 73 
N. 22. 

7) Sachſenſp. I. 31 $ 2. 

9) v. Martik S. 80 ff, Agricola S. 123 ff. — Darüber, daß die Vor⸗ 
mundichaft und nicht die Gewere zu rechter Vormundſchaft die Grundlage des 
ſächſ. ehelichen Güterrehts fei, vgl (gegen Agricola) Heusler Gewere 
©. 151 ff.; zuſtimmend Gierke Genoſſenſchaftsrecht II. S. 932 N. 8, Schrö- 
ber II. 3 ©. 297 N. 7. — Ueber bie Frage, ob Die Gewere, welde bisher Die 
Frau hatte, auf den Mann übergeht, ober ob die Frau die Gewere an ihrem 
Bermögen behält und der Dann die Gewere feiner Frau nur ausübt, vgl. zu⸗ 
letzt Czyhlarz S. 72 N. 7. Er enticheidet fih für die legtere Alternative; mir 
ſcheint die erfte Auffaffung vorzuziehen zu fein. 
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findet fi in der Hand ded Manned: man unde wif ne hebbet 
nein getveiet gut to irme live®*). Wenn nad) dem Sachienfpiegel, 
wie es fcheint, die Frau ſich fein Gut zu ihrer eigen Verfügung 
vorbehalten durfte, jo wird im fpätern, befonderd im Magdeburgi- 
Ihen Recht oft die Möglichkeit hervorgehoben, daß fie bei Schließung 
der Che nicht alled, was fie befaß, dem Manne zubrachte, fondern 
einzelne Mobilien als Sondergut in ihrer Gewere behielt und zu 
ihrer Dispofition ſich rejervirte?). 

2. Durch die Ehe und die Vormundſchaft ded Mannes tritt 
in den Eigenthumsverhältniſſen feine Aenderung ein!), vielmehr 
bleibt Jeder Cigenthümer von dem, was er in die Ehe brachte oder 
Ipäter erwarb: wende die man ne mach an sines wives gude 
nene andere were gewinnen, wen alse he to dem irsten mit 
ire untvieng in vormuntscap”). Wenngleih der Mann über die 
Mobilien der Frau die freiefte Verfügung bat, fo bat er doch nicht 
dad Eigenthum an bdenjelben erworben: nicht ald Eigenthümer, fon- 
dern ald Vormund fteht ihm das Berfügungdrecht zu). 

3. Aehnlich wie in alter Zeit war ed Gebrauch, daß der Mann 
bei der Ehejchließung oder päter feiner Frau Vermögendzuwendungen 


sa) Sachſenſp. I. 31 $1. 

9 v. Marti ©. 253 ff., 264 ff. 276 f., 287 ff., 300 f. findet bierin einen 
principiellen Gegenſatz gegen den Sachſenſpiegel und meint, daß das Magde⸗ 
burger Recht im Begriff ſtand, die eheliche Vormundſchaft, die Grundlage des 
ehelichen Güterrechts zu verlaſſen. Damit ihr Gut der Herrſchaft des Mannes 
unterworfen ſei, habe es ihrerſeits (mit Bezug auf Mobilien) der Uebergabe, der 
Ueberantwortung an den Mann zu ſeiner freien Verfügung bedurft; ähnlich 
Behrend Stendaler Urtheilsbuch S.53 ff. — Bgl. aber dagegen v. Gerber 
Abhandlungen S. 353 ff., Agricola ©. 180 ff, Schröder IL. 3 ©. 329 f., 
360 ff. und in d. Ztſchr. f. RS. X. ©. 431 ff.: das Recht des Mannes am 
Frauengut beruhte nicht auf der Illation, fondern auf ber ehelichen Gewalt; 
Gondergut bildete Die Ausnahme und war basjenige, was die Frau fich vertrags- 
mäßig vorbehalten hatte. 

10) Unbegründet ift die ältere Annahme (3.8. bei Fald IV. S. 415 f.), 
dag Mobiliargemeinichaft gegolten babe. 

1) Sachſenſp. I. 31 $ 2. 

13) Entgegengefetter Anficht, daß det Mann das Eigenthum an der fahrenden 
Habe der Frau erwerbe, Albrecht Gewere ©. 142 N.23, Schröder II. 3 
©. 320 ff. und Andere; vgl. dagegen beſonders v. Marti S. 142 N. 23, 
Agricola S. 210 ff., 214 ff. — Bgl. Übrigens auch unten N. 35, 36. 
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machte: am Tage nad) der Hochzeit pflegte er ihr Mobilien ala 
Morgengabe zu ſchenken; der Sachienfpiegel ſetzte einer ſolchen 
Gabe beftimmte Grenzen"). Die Morgengabe wird Eigenthum der 
Frau; wenn fie aber vor dem Marme. ftirbt, kommt die Morgens 
gabe nicht an ihre nächiten Erben, jondern fällt an den Mann 
zurüd‘),. Der Mann fonnte der Frau an einem Grundftüd eine 
Leibzucht beftellen; Dad Eigenthum des Guts verbleibt dem Mann 
und fällt bei feinem Tode an feine Erben, welche aber der Wittme 
Dad Gut dann zum lebenslänglichen Nießbrauch überlaffen müffen®s). 
Auch war ed zuläffig, dab der Mann ihr Grundftüde zu Eigen: 
thum übertrug!®). 

4. Der Mann bat für die Bebürfniffe der Che zu forgen. 
Er iſt dazu nicht bloß mit feinem Vermögen verpflichtet, ſondern 
kann auch die Einkünfte des Frauenguts, welche überhaupt in fein 
Bermögen fallen, zu diefem Zwed verwenden, ja aud dad Gut felbit 
angreifen. 

Bollfommen frei, ohne daß er der Zuftimmung der Frau be- 
dürfte, verfügt er über fein gefammted Vermögen”), In Bezug auf 
das Frauengut iſt zwiſchen Smmobilien und Mobilten zu unter- 
ſcheiden. Die Immobilien, weldye wie dad ganze Vermögen der 
Frau jeiner Verwaltung und Nubung unterliegen und über welche 
der Frau felbit jede eigenmächtige Verfügung entzogen ift!*), : darf 
er nur, wenn die Frau und ihre nächſten Erben die Eimmilli- 
gung ertheilen, veräußern). Nur im al der echten Noth 


13) Sachſenſp. I. 20 $1, 8. 

19 9. Martig ©. 216 ff., 221 f. — Anderer Anfiht Kraut II. ©. 538 f.; 
die Morgengabe jei eine Gabe von Todes wegen und gebe der Frau bei Leb- 
zeiten des Mannes fein Gemere. 

5) 9. Marti ©. 193 ff., 336 f. 

16) 9. Martit ©. 182 ff, Schröder IL. 3 ©. 356 ff. 

17) Auch über die Immobilien, an weldhen er der Frau eine Leibzucht be- 
fiellt Hatte? Für den Sachſenſpiegel fehlt es an einer ſichern Entſcheidung. 
v. Marti S. 199 f. bejaht, Schröder IL. 3 ©. 351 N. 9, Agricola 
©. 491 f. verneinen die Frage. Im fpätern ſächſiſchen Recht bedarf es ihrer 
Einwilligung, Albredt ©. 224 N. 592, v. Marti S. 199 f., 293 N. 9, 
Schröder II. 3 ©. 245 N. 67. 

18) 9, Martib ©. 299 f. 

1) A 4. v. Marti S. 142 ff.; wenn die Erben der Frau Zonfentirt 











insbejondere das fächftiche Recht. 19 


wird er auch ohne ihren Conſens zur Veräußerung haben fchreiten 
dürfen”). 

Aber über ihre Mobilien hatte der Mann die unbedingtefte 
freie Berfügung?!) und brauchte nad) dem Sachſenſpiegel und zahl: 
reihen andern Quellen bei Beräußerungen audy feinen Erſatz aus 
feinem Bermögen zu leiften?). Sa, jelbjt wenn er aus den Mitteln 
der Frau Grundſtücke anſchaffte, fielen diejelben nicht in ihr Cigen- 
thum; dies galt aud, wenn ihre Immobilien mit ihrer Genehmigung 
verfauft und aus dem Erlös, welchen ſich die Frau nicht ald Sonber- 
gut bejonderd vorbehalten hatte, andere Grundftüde angeſchafft 
wurden®)., Bon dem allgemeinen Dispofitiondrecht des Mannes find 
auch nicht diejenigen Immobilien auögeichloffen, welche der Mann 
feiner Frau ald Morgengabe gejchenkt hatte*). 

Deber dad Maß, in welchem das Vermögen der Frau für die 
Schulden des Manned in Anſpruch genommen werden konnte, ſpricht 
fi) der Sachſenſpiegel nicht aus; doch ift zu vermuthen, daß ebenfo 
wie nad) Magdeburger Recht) die Haftpflicht ebenfoweit wie die Ver⸗ 


hätten, fei die Veräußerung gültig gewejen und e8 habe ber nicht zugezogenen 
Frau an jeder Möglichkeit gefehlt, die Haudlung des Mannes vor Gericht anzu- 
fechten. Vgl. dagegen Kit. Centr.⸗Bl. 1867 no.40, Sohm in ben Gött. Gel. 
Anz. 1867 ©. 1911 ff., Gerber Abhh. S. 358 N. **, Agricola ©. 302 ff., 
Schröder Il. 3 ©. 252 N. 92, Ztihr. f. RO. X. S. 433 f. — Mebrigens be- 
banptet v. Martit feinen Sat auch nur für den Sachſenſpiegel felbft und er- 
fennt e8 ©. 150 ff., 265, 291 ff. 300 ff. an, daß nach fpäterem Landrecht und 
nad) ven fähftichen Stadtrechten Die Genehmigung der Fran einzuholen ift; wie 
denn auch nach fpäterm Recht bei einer umnrechtmäßig erfolgten Veräußerung der 
Dann ober feine Erben der Frau oder ihren Erben erjatpflichtig waren, 
v. Martitz ©. 294 ff, Schröter II. 3 ©. 19. 

20) v. Marti S. 150 N. 29; in zahlreichen fpätern Duellen anerfannt, 
Schröder II. 3 ©. 254 f. 

2) 9. Marti ©. 92, 104, 121, 124, 136 ff., 282 ff., 290 f., Agricola 
S. 292 f., Shröpder I. 3 ©. 14 f., 230 ff. 

#) Agricola ©. 313 ff., 320, 330 ff., a. A. Roth in Bekker's Jahrbb. 
II. ©. 318 R. 10. 

3) v. Martitz ©. 284 f., 295, Agricola S. 273 ff., Schröder 1. 3 
©. 16 f., 253, 320, 366 f. 

#4) 9 Martit ©. 221 NR. 21, Agricola ©. 250 f., Schröder II. 3 
©. 334 f. 

3) v. Martit S. 303 ff. 
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äußerungöberechtigung ded Mannes ging, und da daher ihre Mo- 
bilien den Gläubigern des Manned verhaftet waren®). 

Was die Schulden der Frau angeht, jo haftete für die vor- 
ehelichen auch während der Ehe ihr Vermögen, wogegen für ihre 
während der Ehe gemachten Schulden ihr Vermögen, welches fie in 
Folge der ehelichen Vormundſchaft nicht belaften follte, erſt nad) Auf: 
löfung der Ehe in Anfpruch genommen werden durfte”). 

5. Bei Auflöfung der Ehe durch den Tod macht der Sadjien- 
ſpiegel und überhaupt dad oftphälifche Recht entgegen dem welt- 
phälifchen und ben meiften übrigen Stammrechten feinen Unterfchied, 
je nachdem die Che beerbt oder unbeerbt ift*). So weit nicht durch 
Rechtögefhäfte befondere Zuwendungen erfolgt find, fällt dad Ber- 
mögen in feine urfprünglichen Beitandtheile auseinander. Doc, tritt 
dabei die Modifikation ein, daB wegen des großen Wedhjeld, welchen 
im Lauf der Sahre dad Mobiliarvermögen zu erfahren pflegt, zu 
dem Frauenvermögen nicht die von der Frau wirklich eingebrachten 
Mobilien, fondern Überhaupt alle vorhandenen Mobilien gerechnet 
werden, welche dem Charakter der Gerade entiprechen d. h. alle 
Mobilien der Art, wie Frauen fie ald Ausſteuer zuzubringen oder 
für ihren perfönlichen Gebrauch zu haben pflegen; ftatt der ein 
gebrachten Mobilien erhält fie den Gompler der entiprechenden 
Sachen. 

a. Stirbt die Frau, ſo fallen ihre Immobilien und diejenigen 
Vermögensſtücke, welche ſie ſich als Sondergüter vorbehalten hat, 
an ihre nächſten Erben”). Dagegen verbleibt dem Manne dad ge⸗ 


%) Dies war früher die allgemeine Anfiht. Anders Agricola ©. 364 ff., 
384 ff.; wenn auch dem Manne die Veräußerung als Verwaltungsalt zuſtünde, 
fo dürften doch die Gläubiger nicht das Frauengut für fi in Anſpruch nehmen. 
Ihm fimmt Schröder III. ©. 265 f. zu, doch kommt er S. 323 f. auf anderm 
Wege zu dem im Tert vertheibigten Refultat, weil feiner Anficht nad der Mann 
bereits während ber Ehe Eigenthümer aller Mobilien ver Frau mit Ausnahme 
der Gerade if. — v. Marti S. 152 ff., 158, nach weldem der Mann auch 
bie Immobilien ber Frau einfeitig veräußern burfte (M. 19), vertheidigt, bag 
für die Schulden des Mannes auch ihr Immobiliarvermögen baftete; vgl. da⸗ 
gegen Schröder in d. Ztſchr.f. R.G. X ©. 435 f. 

7) Bol. v. Martit ©. 158, Agricola S. 369 ff., 372 fj. und unten 
Ss 220 N. 8. 

2) Schröder II. 3 ©. 104 ff. 

2 v. Martitz ©. 255 ff. 
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ſammte Mobiltarvermögen und nur die Gerade, d. b. die in dem 
Vermögen beider Gatten befindlichen, der Gerade entiprechenden 
Mobilien fallen mit Ausnahme gewiffer Stüde, welche der Wittwer 
behält”), an die Tochter oder jonftige nächlte weibliche Verwandte der 
Frau (die og. Niftelgerade). Died Erbrecht an der Gerade findet 
jelbit in dem Fall ftatt, daß die Frau dem Manne gar nichts zu= 
gebracht hat, jondern die fämmtlichen Geradeftüde vom Manne ber- 
rühren oder erworben find). 

h. Beim Tode ded Manned nimmt die Frau, abgejehen davon 
daß fie natürlich ihr Sondervermögen behält?!:) und daß fie, um 
die Wirthichaft jortjegen zu können, die Hälfte von den vorhandenen 
Speifevorräthen (dad fog. Mußtheil)?) erhält, aus feinem Nachlaß 
ihre Grundftüde und alle diejenigen Mobilien heraus, welche Gerade- 
qualität haben (ſog. Wittwengerade)®). Alle fonft etwa noch 
in natura vorhandenen Stüde ihred Vermögend und ebenjo alles, 


30) Sachſenſp. III. 38 85: Stirft des mannes wif, svelk ire nichtele 
ire rade nimt, die scal von der rade dem manne berichten sin bedde, 
als it stunt do sin wif levede, sinen disch mit enem dischlakene, sinen 
bank mit enem pole, sinen stul mit enem küssene; Magd. R. v. 1304 
art. 40 un. |. w. 

N v. Marti ©.90ff., 310 ff, Schröder IL.3 S. 4ff. 

21%), 9, Marti S. 257 f. 

37) Sachſenſp. 1.22 $2: Dar na mut de vrowe jegen den erven mus- 
delen alle hovede spise, die na dem drittegesten overblift in jewelkeme 
hove ires mannes oder svar he se hadde binen sinen geweren; aud 
wenn bie Ehe wegen eines Ehehinberniffes aufgelöft wird, erhält fie das Muß- 
tbeil, III. 74, welches in den Const. Sax. III.36 cibaria domestica genannt 
wird. — Im Ditbmar. Landr. (v. 1447 $ 170, 71, 73, 74) beißt Diefer Anſpruch 
mededel, Schröder II. 3 S. 408. — In Süddeutſchland finde ih nur in 
dem Weisthum v. Iſchgl und Galtür (Tirol. Weisthümer II. S.191 3.9): in 
mässerei und essender speis, wie vorhanden, ir billiche gebühr. Diefe 
Uebereinftimmung mit dem Sachfenfpiegel, welche auch mit Bezug auf Die Gerade 
flattfindet, kann ih mir nur aus einer direkten VBeeinfluffung erklären. 

Ueber das Mußtbeil Homeyer Dreißigfter. ©. 168 f., 256 — 260, v. Mar⸗ 
tiß S.106—108, Agricola S. A61ff. — Diefer auf ländliche Verhältnifſe 
berechnete Anſpruch verſchwand ſchon ſehr früh in den ſächſiſchen Stäbten, 
v. Martitz S.315f., 329 N. 6. 

33) v. Martitz S.101ff., Agricola S. 418 ff, Schröder II. 3 S.7 ff. 
Der Gerade entſpricht das Ingedömde des lioländiſchen Rechts, Agricola 
S. 428 f. Schilling S.410fj. — Eine merkwürdige Verwandtſchaft mit den 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.u. 2. Aufl. 6 
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was die Ehegatten während der Ehe erworben haben (Errungenfchaft), 
verbleibt den Erben des Manned*). 

Die Wittwengerade erſcheint als ein Aequivalent dafür, daß 
bie Frau im übrigen an dem Mobiliarnachlaß feinen Anſpruch hat. 
Somit hat fie eigentlich Fein Erbrecht am Nachlaß ded Mannes), 
jondern erhält nur das, was ihr gehörte, mit einigen dem wirth- 
Schaftlichen Verhältniffen entiprechenden Mopdififationen?). 

Aber ed konnte ihr der Mann befondere Vermögendvortheile 
durch eine Morgengabe oder Leibzudt zuwenden. Im fpätern 
ſächſiſchen Recht entwickelte fich aus der Sitte der Beitellung einer 
Morgengabe ein gejepliher Erbanſpruch ($ 234 1. 2). 

6. Sind beim Tode der Frau unmündige oder überhaupt in 
der väterlichen Vormundſchaft ſich befindende Kinder vorhanden, fo 


Grundſätzen des Sachjenfpiegels zeigt das in der N.32 eben erwähnte Weisth. 
v. Iſchgl und Galtür (Tiroler Weisth. II. S. 190 f.). — Bgl. au noch unten 
$ 222 N.10. 

s) Ganz befonders deutlih im Magdeb. R. v. 1304 art. 77: unde erbei- 
ten sie gut und legen daz an eigen oder an varende habe oder an 
koufschatz, fo fol die Wittwe darauf feinen Anfpruch haben. 

32) Der Mangel jeden Erbrechts ift im ſpätern Recht eine feltene Er⸗ 
[heinung. Aber das Wurfter Landr. v. 1611 I.1 $ 3 beftimmt für den Fall 
ber unbeerbten Ehe, daß die Frau oder ihre Erben ſich nicht mehr „als des ein- 
gebrachten Brantfchazes zu erfreuen“ haben. 

25) In Betreff der Natur der Gerade ftehen fich verfchiedene Anfichten 
. gegenüber (Literaturangaben bei Schröder II.3 S. 323 N. 84). Die meiften 
nehmen an, daß die Fran während der Ehe Eigenthlimerin ihrer Mobilien bleibt 
und nach dem Tode bes Mannes dies Eigenthum verliert und dafür die Gerade 
erbt (fo 3.8. Gerber Privatr. 8 248 N. 3, befonders Agricola ©. 438 ff.). 
Andere behaupten, daß der Mann zufolge der Ehe Eigenthümer ihrer Mobilien 
werbe und daß die Frau bereit8 während der Ehe das Eigenthbum an allen zur 
Gerade gehörigen Sachen habe (fo befonders Schröder II. 3 S. 320 ff.) — 
Meines Eradtens kann man für das mittelalterliche Hecht dieſe Frage auf fich 
beruhen Taffen; zufolge dee Gewere zu rechter Vormundſchaft für den Mann 
fland fein Verfügungsrecht feft und war die Frage, ob er ober Die Frau während 
der Ehe das Eigenthum an den einzelnen Mobilien habe, ohne jebes praftifche 
Intereffe. — Dagegen ift meines Erachtens die Anfiht Schröber’8IL.3 S. 323f., 
daß während der Ehe die Gerabeftüde den Gläubigern des Mannes im allge- 
meinen nicht hafteten, zu verwerfen. So lange die Ehe befteht, haben vie be- 
treffenden Sachen keine andere Dualttät, als bie Übrigen Mobilien; vgl. Agri- 
cola ©. 452 ff. 
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behält der Vater dad muütterliche Erbtheil jo lange in feinem vor⸗ 
mundſchaftlichen Befig, bis fie abgefordert werden®). Stirbt aber 
der Mann zuerft, jo können die Kinder mit der Mutter in un- 
gejonderten Vermögendverhältniffen weiter fortleben. Während aber 
andere Rechte der Mutter ein Recht auf den Beifib geben?”), fehlt 
ihr daſſelbe nach dem Sadjjenipiegel®): der Vormund der unmün- 
digen Kinder Tann die Abfonderung verlangen und mündige Kinder 
jo wie die Mutter felbjt dürfen die Gemeinschaft durch einjeitige 
MWillenserflärung fündigen. 


Bevor zur Darftellung der mannigfachen fonftigen Geltaltungen 
des ehelichen Güterrechts übergegangen wird, erfcheint ed zwedmäßig 
zwei Themata von allgemeiner Bedeutung zu behandeln, nämlid 
die Cheverträge und die Stellung der Frau während der Che; 
denn die hierauf fich beziehenden Nechtögrundjäge können bei den 
verjchiedenen Syſtemen des ehelichen Güterrechts vorkommen. 


8 219. Eheverträge. 


Die Grundfäbe des objektiven Nechtd über das eheliche Güter- 
recht traten nur in Crmangelung fpezieller Feſtſetzungen ein und es 
beftand in weitem Umfange die Möglichfeit durch vertraggmäßige 
Verfügungen dad Recht für die einzelne Che anzuordnen!). 

Wie bereit mehrfach erwähnt, verlangte die Sitte in vielen 
Nechtögebieten, dab durch Berfügung unter Lebenden der Mann 
feiner Frau Zumendungen aus feinem Vermögen, zu Eigenthbum oder 
zu Nießbrauch machte, und ed wurde oft bereit bei der Verlobung 
zwifchen dem Bräutigam und der Braut oder ihren Berwandten deren 


3, Sachſenſp. I. 11. 

7) v. Marti S.330f., Schröder IL.3 ©. 106. 

3 v. Marti ©. 104 f., 171 ff. 

1) Diefelden kommen unter den verfchiebenften Namen vor, Gedinge, Ehtei- 
Ding, Gemächde, hilichs voirwerden, hinlichs beredunge, pacta dotalia, 
Epeftiftungen u. |. w.; vgl. Schröder IL1 S. 145, 2 ©. 211. — Rab dem 
Böohmiſch⸗Mähriſchen Landrecht bildeten Eheftiftungen die Regel und hatte ohne 
Diefelben der Weberlebende ein Erbrecht am Bermögen des zuerft Verftorbenen, 
v. Czyhlarz ©. 33 ff. 

6* 
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Umfang verabredet. Solche Feftjeßungen waren Ausführung deſſen, 
was Sitte oder Recht gebot?). 

Sodann fommt es vor, daß die Frau einzelne ihr gehörige 
Bermögendobjelte nicht unter die Verwaltung ded Manned kommen 
läßt, jondern ihrer Verwaltung oder Verfügung vorbehält?), oder 
daß vertragämäßig beftimmt wird, wie dad von der Frau zuge 
brachte oder fpäter erworbene Vermögen ſicher geftellt fein fol (unten 
8 221 N. 19, 20). Während nah dem Sachſenſpiegel die Frau 
ihrem Manne weder an Cigen noch an fahrender Habe eine Zu- 
wendung machen durftet), ließ man anderwärtd unbedenklich während 
der Ehe auch Vergabungen ſeitens der Frau zu°). 

Dann aber fonnten die Ehegatten auch die gefeglichen Grund- 
läge über ihr Vermögensrecht durch eine vertragdmäßige Verfügung 
abändern, ſei ed mit Bezug auf die Güterverhältniffe während der 
Ehe, jet e8 mit Bezug auf das Erbrecht. Imöbejondere fommen 
Vereinbarungen vor, dab während nach dem Geſetz jeder Gatte 
Eigenthümer feined Vermögend bleibt, ihr beiderjeitiged Vermögen 
eine gemeinſchaftliche Maffe bilden fol. Um dem Weberlebenden ein 
weitered Erbrecht zu geben, ald ihm nad dem Geſetz zuftehen 
würde, laffen fie fich gegenfeitig ihr Vermögen auf‘). Ebenſo wird 


2) Während der Sachfenfpiegel Morgengabe, Leibzucht und Bergabung 
als ursale erwähnt, find nach dem ſächſiſchen Stadtrecht und den Übrigen Rechts⸗ 
quellen die mannigfaltigftien Zuwendungen zwiſchen den Ehegatten zuläjfig, 
v. Martis ©. 335 ff., 354 ff, Schröder IL.1 S. 145. II.2 ©. 210 ff. 
II.3 ©. 329. 

3) Oben $ 218 N. 9 nnd v. Marti S.267 N. 3, Schröder II.1 
©. 145 N. 29 u. |. w. 

4) Sachfenfpiegel I.31 8 2, v. Marti S. 231 ff, Schröder II. 3 
©. 371 ff. 

5) v. Martitz ©. 354 f, Behrend Stendaler Urtheilsbuh S. 56 ff., 
Schröder II.1 ©. 371ff. 

6, 9. Martitz ©. 358 ff, Schröder II.3 S. 380 fi. — In Breslau 
kommt dies nicht erft (v. Martitz S. 368) im 16. Jahrh., fondern ſchon früher 
vor; 3.8. Signatur v. 1436 (Ztiehr. f. jchlef. Geſch. VIIL. S.160) no. 169 (die 
Gatten laffen fich gegenfeitig ihr Vermögen auf; bleibt die Ehe finderlos, jo fol 
ber überlebende Gatte das ganze Vermögen haben; im Fall ber beerbten Ehe 
fol das Vermögen zwifchen dem Weberlebenden und den Kindern nah Hälften 
getheilt werden); auch Signatur v. 1437 (dafeltfi ©. 164) no. 182 (ber Mann 
läßt der Frau jein halbes, die Frau dem Manne ihr ganzes Bermögen auf). — 
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aber auch umgefehrt beitimmt, daß nad) dem Tode eined Ehegatten 
nicht, wie es das betreffende Partikularrecht beitimmt, das beider: 
jeitige Vermögen in Bezug auf das Erbrecht eine Maffe bilden, 
jondern vielmehr in feine Beftandtheile zerfallen und daß der Ueber- 
lebende nur ein beitimmted Erbrecht am Vermögen ded Berftorbenen 
haben fol”). | 

Inſofern durch ſolche Verabredungen das gejeßliche Necht der 
nächſten Erben beeinträchtigt wurde, forderte man ebenfo wie für 
den Abſchluß von Erbverträgen oft die Genehmigung der nächſten 
. Erben?) oder ließ fie überhaupt nur zu, wenn die Gatten feine 
Kinder hatten (vgl. unten in der Lehre von den Crbverträgen). 
Oft fand die Errichtung bei der Verlobung oder bei der Hochzeit 
in Gegenwart der zu der Feier verjammelten beiberfeitigen Ver⸗ 
wandten ftatt?). 

Wurden folhe Berträge, in welchen fich die Auffaffung von 
dem, was im ehelichen Leben billig und angemeſſen jei, Geltung 


Meder Zürih am Schluß ded Mittelalters v. Wyß ind. 3. f. ſchweiz. R. XIX.1 
S. 101f. — Weitere Belege: Basler Url. v. 1301 bei Arnold Eigent. in d. 
deutſchen Städten S. 400 f., Franff. Urt. v. 1378 bei Thomas Oberhof S. 455, 
Urf. v. 1537 bei Befeler Erbverträge J. S. 93 N. — Lüb. Statuten I. 6. 2, 
Hamb. Statt. III. 1 18 (Baumeifter II. ©. 365 f.). 

T) Beifpiele für Weftphalen, Bremen, Lübeck, Erfurt bei Schröder IL3 
©. 385 — 388. 

8) 3.8. Dortmunder Statt. III. 37 (Frenspdorff S. 74): abgejehen von 
ber Morgengabe jollen die Gatten neyne endracht maken, dar sey erre 
rechten erven midde enterven buten aren levendigen erven lof. — Auch 
ſoll der einmal errichtete Vertrag nur mit Genehmigung der Erben geändert 
werben, Dortm. Statt. $30 S. 291. — Ein derartiger Ehevertrag joll, wie Dies 
anderwärts für Die Morgengabe beftimmt if, am Tage nach der Hochzeit er⸗ 
richtet werben ind eer sy beyde aver enen anderen dorpell (Schwelle) tre- 
den dan die slaipkamer is, $ 105 ©. 306. — 

Nach den Freiburger Statt. fol. 55 follen die einmal aufgerichteten Ehe- 
berebungen nur vor dem Rath geändert werben dürfen. 

9) 9. Martitz S. 348 N. 5; in Gegenwart der „Brautlente”, der Hochzeit» 
leute, Agricola ©. 534 N.22, Schröder IL.3 ©. 185 f., Zufammenftellun- 
gen bei Frensdorff Dortm. Statt. S. 29 no. 16 mit Note, S. 80 no. 53 mit 
Note. — In der Mark Brandenburg noch im 16. Jahrh. vor der beiderfeitigen 
Freundſchaft, in der Kirche oder auf dem Hof der Kirche, Heydemann Joachim. 
Eonftitution S. 263f. — Tiroler LandesO. ILL tit. 1: vor den beiberfeitigen 
Berwandten ober minbeftens zwei anderen ehrſamen Zeugen. 
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verfchaffte, häufig von den Ehegatten abgeſchloſſen, jo führten fie 
manchmal zur Aenderung ded objeftiven Rechte. Dasjenige, was 
haufig oder regelmäßig geſchah, ſollte jebt von Rechts wegen er= 
folgen. | 
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I. Mochte im übrigen fich das eheliche Güterrecht in jehr mannig⸗ 
faltiger Weile geftalten, überall ift die Frau in der Verfügung über 
ihr eingebrachtes Gut oder, wo eine Gemeinſchaft ded Vermögens 
eingetreten ift, über dieß gemeinjame Gut beichränft. Es gilt died 
ſowohl da, wo die ebemännlide Bormundichaft dad Prinzip des 
ehelichen DBerhältniffes bildet, ald auch wo die Genoffenihaft der 
Ehegatten vorherrſcht. Wo dad erftere der Fall ift, erlangte die 
Frau auch Feine weiter gehenden echte, nachdem die Bedeutung 
der Gejchlehtövormundihaft im Lauf der Jahrhunderte jih ab» 
geihwächt hatte; denn Geſchlechtsvormundſchaft und ehelihe Bormund- 
Ichaft find verfchiedene Snftitute, welche fich nicht gegenfeitig beein- 
fluffen. Und andererjeitd, wo das Genoſſenſchaftsprinzip gilt, ftehen 
doch nicht Die Chegatten in der Verfügung über das Vermögen 
einander gleich, fondern der Mann, da8 Haupt der Che, bat die 
Berwaltung und Verfügung auch über dad Gut der Frau oder 
über da8 gemeinfame Vermögen und die Frau hat, ſoweit fie nicht 
Sondergut ſich vorbehalten oder von dritter Seite empfangen hat!), 
über ihr eingebrachte® Gut fein Recht der einfeitigen Dispofition?). 
Nur infofern bat fie nach zahlreihen Rechten einen beftimmenden 
Einfluß auf die Vermögendverwaltung, als nad ihnen der Mann 
über ihre oder über die gemeinfamen Grundftüde nicht ohne ihre 
Einwilligung fol verfügen dürfen. Nur zufolge bejonderer Voll⸗ 
macht des Mannes kann fie weitergehende Befugnifje ausüben. 

Hat die Frau einfeitig eine Veräußerung vorgenommen, jo tft 
diejelbe nicht nichtig, ſoll insbeſondere nicht von ihr felbft angefochten 


1) z. B. Brünner Schöffend. c. 509: specialiter excluso marito. 

2) Selten find entgegengefettte Beſtimmungen; fo barf nah dem Ofner 
Recht (Schröder II.1 ©. 67) die Frau über ihre Illaten auch ‚wider ires 
mannes willen verfügen und erlangt der Mann die Gewalt nur, wenn fie ihm 
durch ein befonderes Nechtsgefhäft ein Recht an ihrem Gut eingeräumt bat. 
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werden’); aber der Mann darf die veräußerten Smmobilien nad 
den Grundſätzen über rechte Gewere herauverlangen*) und veräußerte 
Mobilien nad den Grundfägen über unfreiwilligen Beftgverluft vom 
Beſitzer zurüdfordern (oben II $ 146 NR. 14). 

Ebenfo find aud die von der Frau während der Ehe gemady- 
ten Schulden und ihre fonftigen Verträge), fall nicht der Mann 
jeinen Conſens ertheilt hat‘) oder die Gegenleiftung des Dritten in 
jeinen Nuten verwendet worden ift?), für den Mann bedeutungslos; 
fie find nicht nichtig, köͤnnen aber nicht gegen das Vermögen der 
Frau?) oder überhaupt gegen den Mann geltend gemacht werden. 
Aber wenn die Rechte des Manned erlofchen find, nach Aufhebung 
der Ehe, dürfen die Gläubiger ihre Befriedigung aus dem Vermögen 
der Frau ſuchen“). Indeſſen war nad den hanjeatiichen Rechten 
eine Art Erefution gegen fie bereitd während der Ehe zuläffig: der 
Gläubiger durfte feiner Schuldnerin jededmal, wenn er ihr begegnete, 
das oberite Kleid abziehen, jo dab fie dadurch zum Hausarreft ge- 


3) Kraut II. S. 401 ff. 

9 Kraut II. ©. 402f., Hänel ©.279, v. Martig ©.299f., Schrö- 
der 11.3 ©. 226. 

5) In das Detail kann bier nicht eingegangen werben; eine eingehende 
Unterſnchung enthält E. H. Rich. Laspeyres de debitis conjugum ex li-. 
berarum Germaniae civitatum Hanseaticarum jure commentatio. Halae. 
1857; fodann kefonders Agricola ©. 360 ff. 

6, Ob in einem folden Fall auch fein Vermögen haftet, hängt davon ab, 
in welden Sinn er Lonfentirt bat; allgemein nimmt die Verhaftung an 
Kraut IL. ©. 416f., Agricola ©. 376 ff., a. X. v. Gerber Abhh. S. 339. — 
Die Tiroler LandesO. III. 56 fagt: „entftehet ihr darvon Ehr oder Nuk, das 
mag fie ftät halten; fonft fol fle gant nit binden, ſondern unfräftig fein.” 

7) Kraut IL. S.406f., Agricola ©. 379 ff. 

8), Außer wenn fie Sondergut bat, Kraut II. S. 407, Schröber L.1 
©. 226, I.2 S. 161, II.3 &.99$., Agricola ©. 373 f. — Borebelidhe 
Schulden dagegen haften auf ihrem Vermögen auch während der Ehe, oben 
8 218 N. 27 und Schröber II.1 S.2%6, IL.2 ©. 159, I.3 ©. 274 f., 294; 
und zwar nicht bloß auf den Slaten, wie Kraut D. S. 412. annimmt, ſon⸗ 
dern auch auf ihrem fpäteren Erwerb, v. Gerber ©. 339. 

9) 9. Gerber Abhh. S. 338, v. Marti S.158, Agricola ©. 372 ff., 
Rive I.2 ©. 127, Schröder II. 3 ©. 99 f., 277, 293 (vgl aber auch 
II.1 ©. 229.). 
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nöthigt war und indireft auf die Bereitwilligfeit de Mannes für 
fie die Schuld zu bezahlen hingewirkt wurde). 

II. Bon diefen allgemeinen Grundſätzen galten einige Aus⸗ 
nahmen, zufolge deren die Frau mit für den Mann verbindlicher 


Kraft ſich verpflichten durfte. 

a) Die Frau darf Schulden von Eleinem, gejehlich firirtem Be— 
trage machen; diejelben find ebenſo verbindlih für den Mann, als 
wenn er jeine ausdrückliche Einwilligung gegeben hätte!!). 

b) Sie darf über gewiſſe, für ihren perfönlichen Gebrauch be— 
jtimmte Gegenftände verfügen, fie anjchaffen und veräußern”). 
Daraus entwidelte fih im fpätern Recht der Sag, daß ihre Wirth- 
Ihaftöfchulden der Mann anerkennen mülfe"). 


10) Heife u. Eropp I. S. 33 N. 5, II. S. 470 f., Berd S. 251 ff., 
DIA ff, Kraut II.S. 408, Laspeyres S. 35f., Schröder IL.3 ©. 278. — 
Nach einzelnen Partikularrechten unterlag auch die Frau der Schuldhaft, Kraut 
II. ©. 407. 

m) Nah Magd. R. bis zu 3 Schillingen (v. Marti S. 291 N.29); 
nah Lüb. R. bis zu 21/ Penn. (Lüb. R. 1.21, II. 96); R. v. Eltvil im 15. 
Sahrh.: bis zu 5 Schilfingen (Schröder Urkk. no. 341 [300]); Nürnd. BO. (Sie- 
bentees II. ©. 221): ihre Schulden find bis zur Höhe von 5 Pfund verbind- 
lich; nad Wiener Stdtr. (Schufter art. 13) bis zu 30 Pfenn.; nah Steierm. 
Ldr. art. 151 (vgl. auch die Noten zu der Beftimmung in Bifhoff’s Ausgabe 
und überdies Steier. Taidinge ©. 266 $ 37) darf fie des Mannes Gut bis zu 
12 Pfenn. vertfun; Schweiz. Weist, (Grimm J. S. 46 $ 15): nicht über 
18 Pfenn., vgl. auch Bluntſchli Zür. RG. I. S. 430 f. 

Weitere Belege bei Berd S. 53 N.58, Kraut IL. S. 444 N. 7, Agri- 
cola ©. 238, Schröder II. 16. 102, 226 f., II. 2 S. 9, 160f., II.3 ©. 219f., 
275 N. 27; über nordifhe Ouellen Rive J. S. 132f., 144 N. 7. 

13) Sie darf Wimpel (Schleier), Tücher und Flachs kaufen, Hamb. R. v. 
1270 IX.13; über Mühlhauſen und Freiberg Schröder II.3 ©. 275 N. 37. 
Sie darf über ihre Gewänder, Kleinodien und ihren Spinnroden verfügen, 
Schröder IL.1 S. 103, 104, 1.2 S. 8. — Bel. au Kraut II. S. 443f., 
Rive II.2 ©. 122f., 125f. 

13) Entipredend ben obigen Sätzen hatte bie Frau bisweilen eine 
befchräntte einfeitige Teftirbefugniß über ihre Kleider oder eine beftimmte 
Heine Summe, Kraut II. S.404f., Schröder II. 1 ©.103, II. 3 ©. 220 f., 
293 N. 58; Brünner Schöffend. c. 509 (nad dem Recht von Stikowiez über 
3 Obuli), während anderwärts fie zu ihrem Teftament den Mann zuzuztehen 
hatte, Kraut II. S. 404 N.5, Brünn SchB. c. 507 (vgl. aber auch c. 20) und 
nur über ihr Sonbergut frei teftiren durfte, c. 509. 
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c) Eine erweiterte Berfügungdgewalt haben Frauen, weldhe mit 
Genehmigung ihred Mannes ein Gewerbe betreiben‘), bejonderd 
Handelöfrauen oder Kauffrauen®). Died Verhaͤltniß kommt theils 
in der Weile vor, dab die Frau socia ded Mannes ift, theild daß 
fie dad Geſchäft allein oder mit einem andern Gejelihafter auf 
ihre Rechnung betreibt. Kür die Gejchäfte, welche fie im Umkreis 
ihres Gewerbes!‘ abjchließt, haftet nicht bloß ihr eigened Vermögen, 
Sondern kann aud) der Mann in Anfpruch genommen und die res 
fution in ihr beiderfeitiged Gut vollftredt werden!”), weil man von 
der Vorausſetzung audgeht, daß auch der Gewinn dem Manne gleich- 
mäßig zu gut fommt. Auch hat die Frau mit Bezug auf ihre 


14) Es wird dabei an den Kleinbetrieb gedacht; Frauen, welche auf bem 
Markt figen, oder einen offnen Laden halten, während der Mann ein anderes 
Gewerbe treibt. 

15) Bgl. die Nachweilungen I. $3I N.3, 4 und Kraut IL. ©. 324 ff., 
572 ff, Berd ©.54, 250f., Laspeyres de debitis conjugum p. 46 ff., 
Rive II.2 S. 119 N. 16, Schröder II. 3 ©. 161 N. 48, S. 220 NR. 11, ' 
©. 225 f., 370 N. 48; auch unten $ 229 II. 

Frauen, welche kopschat hebben unde kopen unde vorcopen, Lüb. R. 
(Sad) II.96 (I. 21), Lüb. Statt. III. 6. 21: „welche ein und aus kaufft, offene 
Laden und Fenfter belt, mit Gewicht, Maß und Elen aus und inwieget und mift“, 
ebenfo Hamb. Statt. II. 8.1; Lüb. Urk. v. 1496 (Pauli Zuftände ILL ©. 240): 
eine Frau, welde ein und aus fauft und verfauft und ein apen vinster ge- 
hold hefft; ähnlich Lüb. Urk. 0.1550 (Pauli Abhh. II. S. 4193. — R.v. 
Freib. im Br. v. 1293 8 3: eine Frau, welche offnen Kaufſchatz treibt. — 
Wiener Stadtr. (Schuſter) art. 13: eine Frau, welche kauft und verkauft. — 
Weitere Ausdrücke bei Kraut II. S. 578 f. — Der Lübiſche Rath erklärt im J. 
1499, daß eine krogersche keine Kauffrau ſei, Pauli Zuſtände III. S. 106 
no. 3. 

16) Grundftüde darf fie nicht verlaufen, Münch. Stdtr. art. 45; um eigen 
und umb erb kaun fte feine Prozeſſe führen, Luzerner Stdtr. art. 34. 

m R. v. Freiburg i. Me. v. 1249 8 28, Murtener Stadtrobel $ 41, Nigaer 
Stdtr. D. J. 11 (v. Napiersky ©. 146; v. Bunge Riga ©. 238,274 N. 249), 
Lüb. R. II. 96 Anm. 10. — Kraut II ©. 574f, Berd ©. 173 N. 176, 
Eropp I. S. 34 R., Pauli Abhh. IL. S.57 N.51, Schröder II. 1 ©. 227, 
II. 2 8.159 N. 3, II. 3 ©. 275 N. 38, S.294. — Ihr Brautfhag Tann in 
Anfprud genommen werden, Lüb. Erf. v. 1496 bei Pauli Zuftände III. S. 240. 
— Aber nad Prager Stdtr. art. 119 (Röfler ©. 76) haftet der Mann nicht 
für die Schulden der Krämerin, Gewandſchneiderin oder andern Frau, welche 
täglich zu Markte ſitzt. 


90 $ 220. Die Berfügungsgewalt ber Frau. 


Handeld» oder Gewerbeverträge die Befugnib, jelbftändig vor Gericht 
zu ftehen?®). 

d) Ferner fteigert ji die Berfügumgdgewalt der Frau in Noth- 
fällen, befonderd bei Krankheit oder Abwejenheit des Mannes. Es geht 
dann nicht dad Verwaltungsrecht ded Mannes auf fie über, aber fie 
darf, um nicht Noth zu leiden, einzelne Vermoͤgensſtücke veräußern, For- 
derungen ded Mannes einkaffiren, Schulden auf das ehelidhe Ver⸗ 
mögen übernehmen und ded Mannes und ihre eigenen Rechtöverhält- 
niffe vor Gericht vertreten!). Bei wichtigeren Akten, wird noch die 
Genehmigung des Gerichtd oder einiger Verwandten des Mannes 
gefordert”); auch erhält fie, wo Geſchlechtsvormundſchaft beftebt, 
für die Zeit der Behinderung ded Manned einen Interimsvor⸗ 
mund?®). 

e) Auch konnte dem Mann wegen jchlechter Wirthichaft von 
Gerichts wegen die Verwaltung ded Frauen⸗ oder des gemeinfamen 
Bermögend entzogen werden; wo Geſchlechtsvormundſchaft galt, er- 
hielt die Frau jegt einen bejonderen Vormund; wo dieſelbe aber 
nicht mehr beitand, ging dad Verwaltungsrecht auf die Frau über”). 


Nah) Behandlung der beiden in $ 219 und $ 220 erörterten 
allgemeinen Lehren wenden wir und zu dem ehelichen Güterrecht, 
wie ed ſich außerhalb des vom Sachſenſpiegel beberrjchten Kreiſes 
geitaltet hat. 


18) Wiener Stdtr. (Schufter) art. 13, Lor. v. Entlibuch (Luzern) v. 1491 
c. 34 (Ztjohr. f. fehmeiz. R. XXIII. S. 340), Kraut II. ©. 327, Shrövder I. 1 
S. 101, I.2 ©. 10. 

19) Cropp II. ©. 438 N. 16, Kraut II. S. 441 ff., Berd S. 251, 274, 
Pauli Abhh. II. S.42ff, Rive II. 2 ©. 128 ff, Agricola ©. 205 ff., 
Schröder I. 1 S.110R.31, S.152f, II. 2 S. 39 ff, 160 0.6, I.3 
©. 222 ff. — Ueber die Möglichkeit die Frau bei Abwefenbeit des Mannes zur 
beflagen Rechtsb. n. Dift. III.9. d. 8,9 (Burg. V. 56), III. 4.4 (Burg. VII. 33), 
Braunſchw. Stotr. 1532 bei Pufend. IV.' S. 106 (oben), Schröder I. 1 
©. 152 f. 

2) Bauli Abhh. II. S.43, Schröder IL.2 ©. 40. — Sie fol Eaution 
wegen ber fünftigen Zufimmung des Mannes leiften, Schröder II. 16.153. 

a) Schröder II. 1 ©. 153, vgl. au II. 3 ©. 222. 

33) Brinner Stotr. art. 501, 512. — Rive II. 2 S.132ff., Schröder 
II. 1 S. 149 ff., II. 3 ©. 224, 255. 
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$ 221. Die nicht-ſächſiſchen Rechtsgebiete. 

I. Der Sachſenſpiegel und die auf derjelben Grundlage ftehen- 
den weiteren fächfiichen Quellen halten während der Ehe die DBer- 
mögendmafjen der Ehegatten aus einander und geftatten der Frau 
im wejentlichen nur injofern einen Einfluß auf die Verwaltung des 
in der Hand ded Manned vereinigten Vermögend, ald ihre Grund» 
ftüce nur mit ihrer Genehmigung veräußert werden follen. Dielen 
Beſtimmungen gegenüber gilt in den übrigen Nechtögebieten, im 
fränfiihen und ſchwäbiſchen Recht, aber auch in Weftphalen eine 
größere Verſchmelzung der beiderfeitigen Vermögensmaſſen, welche 
ganz befonderd bei Auflöjung der Che hervortritt; dann bat näm> 
lich der Weberlebende jet ed an dem vereinigt bleibenden Vermögen 
jet e8 an der Errungenschaft ein Erbrecht. Aber in einigen Be⸗ 
ziehungen macht fich auch ſchon während der Ehe die Einheitlichkeit 
de8 Vermögend geltend. 

Mit Bezug auf die Immobilien war eine ſolche Berihmelzung 
erſt möglich, ſeitdem dad Erbenwarterecht ſich abgejhwächt hatte und 
nicht mehr dem Webergang ded Grundſtücks von einem, auf den 
andern Gatten oder auf deflen Familie binderlich im Wege ftand'). 
Man betonte hier für die Stellung der Gatten in der Ehe mehr 


I) Uebrigens kommt e8 aber auch in Süddeutſchland vor, daß man bie 
Sonberung ber beiden Bermögensmaffen weiter treibt, als es im Sachſenſpiegel 
ber Fall iſt. Derfelbe behandelt die ſämmtlichen Mobilien als eine Maffe und 
fondert bei Auflöfung der Ehe nur die Gerade von dem übrigen Mobiliarber- 
mögen. Dagegen befiimmt z. B. das Basler Recht im I. 1408 (Basler Rechts⸗ 
quellen I. no. 87), daß bei Auflöfung der Ehe von dem Hausrath die unver- 
änderten Stüde dem Theil folgen follen, von des stammen der dar kommen 
ist, und nur in Betreff des während der Ehe veränderten Hausraths eine Ge⸗ 
meinſchaft der Art eintrete, daß zwei Drittel an den Mann und ein Drittel an. 
bie Frau falle. 

Trennung ber beiden Bermögensmaflen gilt auch ganz bejonders nad dem 
Bohmiſch⸗Mähriſchen Landrecht, worüber die oben ©. 66 angef. Schrift von 
v. Czyhlarz handelt; S.13 ff.: Hier kommt die Frau in die Vormundſchaft 
ihres Mannes Tediglih mit Bezug auf ihr dotalicium, während ihr übriges 
Bermögen ihrer alleinigen Dispofition unterliegt. Auch kann fie nach Auflöfung 
der Ehe alle Berfligungen des Mannes über ihr dotalicium anfechten, zu wel⸗ 
den fie nicht konfentirt hat. Kein Gatte haftet für bie Schulden bes andern; 
auch hat er Fein gejegliches Erbrecht am Nachlaß des Berftorbenen. 
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ihr Genofienfchaftsverhältniß, ließ fie bei Dispofitionen über das 
Bermögen zu gefammter Hand auftreten, fagte von ihnen, daß fie 
zu einer oder zu einiger hand fihen, daß ihr Vermögen ein Gut 
fei, daß fie zu gemeinfchaftlichem Gedeih und Verderb fiben, u. |. w.?). 
Der Bormundihaft des Mannes im Sachſenſpiegel tritt die gefammte 
Hand der Gatten im fränkischen und ſüddeutſchen Recht gegenüber?). 
Diejelbe harakterifirt ſich dadurch, daß nicht bloß die Mobilien als 
eine einheitliche Maſſe der Verfügung des Manned unterliegen, ſon⸗ 
dern auch die fämmtlichen Grundftüde gleihmäßig behandelt werden, 
jet es daß, was feltener der Fall ift, der Mann allein über die— 
felben, auch über die der Frau verfügt, ſei ed daß, was die Pegel 
bildet, beide Gatten zufammen, zu gefammter Hand über diejelben 
verfügen und aud bei Immobilien des Manned die Frau als mit- 
handelnd erjcheint; ferner dadurd, daß die Schulden auch auf dem 
Vermögen der Frau haften und endlich, daß bei Auflöjung der Ehe 
das Vermögen nicht in feine urjprünglichen Theile zerfällt, ſondern 
nah Duoten zerlegt wird oder ald eine gemeinfame Maſſe bei- 
ſammen bleibt. Doch war ed auch beim Syftem der gefammten 
Hand zuläffig, daß ein Gatte, insbejondere die Frau ſich Sonder: 
güter vorbehielt oder daß der Frau von Dritten Bermögen ald 
Sondergut (exeluso marito) mit der Wirkung zugewendet wurde, daß 
fie die einfeitige Verfügung über Subftanz und Einkünfte hattet). 


2) Bgl. Darüber bejonders Schröder II. 2. ©. 2 fj., 173 ff. 

3) Heusler Gewere S.152f.; vgl. au Gierfe IL S. 932 N. 8. — 
Ueber die geographiſche Verbreitung dieſes Syflems vgl. Schröder II. S. X, 
über Das fchmwäbifch-baieriihe Recht IL. 1 S. 113 ff, 115Fff., 124 ff., 127 Ff., 
über das fränkiſche Recht II. 2 S. 16 ff., 19 ff., 177 f., 214 (Worms und Saar» 
brüden), über bie thüringiſchen Stadtrechte II. 3 ©. 232 ff., Über die weſtphä⸗ 
lichen Stadtredte II. 3 S.241f., über das weſtphäliſche Landredt im Fall 
beerbter Ehe II. 3 S. 243ff. (vol. au Schilling Wald. Erich'ſches Recht 
©. 224 fj.); demgemäß auch im ältern livländiſchen Landredt, Schüler i. d. 
Dorpater Ztſchr. f. Rechtswiſſ. V 1877 ©. 43 fi. 

Die früher vielfach verbreitete Annahme, es babe fi} wegen ber veränder- 
ten wirthſchaftlichen Bebürfniffe die Gütergemeinſchaft zunäcft in den Städten 
entwickelt, ift nur zum Theil richtig; es giebt auch zahlreiche landrechtliche Ge⸗ 
biete, in welchen gleichzeitig diefe Beſtimmung galt, vgl. 3. B. Gaupp i. d. 3. f. 
d. R. III. S. 70, Schröder II. 2 ©. 177f.; nur der hohe Adel hielt fih von 
biefen Grundfäßen fern und ſchloß regelmäßig Eheverträge ab, Schröder a. a. O. 

9 z. B. Schröder IL 1 ©. 100 N.22, 105f., 145. 











8 221. Die nicht-fähhftihen Rechtsgebiete. 93 


II. Unter den Nechtöbüchern, welche dad Prinzip der geſamm⸗ 
ten Hand enthalten, ift der Schwabenfpiegel hervorzuheben). Wenn 
gleich derjelbe wegen der unmethodiichen Benüsung feiner Vorlagen 
eine Quelle von zweifelhaften Werth ift, jo vermögen wir doch bei 
Heranziehung des Deutichenipiegeld mit Sicherheit zu erkennen, dab 
in gewillen Beziehungen das füddeutiche Recht prinzipiell von dem 
des Sachjenjpiegeld abwih. Der Mann ift ded Weibed Vogt und 
Meifter (ec. 9.) und verfügt mit voller Freiheit über ihre fahrende 
Habe. In Rüdfiht auf Grundſtücke iſt eine zwiefache Aenderung 
des Sächliichen Rechts eingetreten: 1. wie nad dem Sachſenſpiegel 
darf der Mann die Grundftüde der Frau nur mit ihrer Genehmi- 
gung veräußern; aber der Genehmigung der Erben der Frau bedarf 
ed nur, wenn die Ehe finderlos ift; find Kinder vorhanden, jo ge- 
nügt die Zuftimmung der Frau (c. 9.), und 2. auch feine eigenen 
Srundftüde fol der Mann nur mit Conſens der Frau veräußern 
(Deutſchenſp. 34, Schwabenip. 34): ed gilt für die Smmobilien über- 
haupt da8 Prinzip der gefammten Hand®). 

Weniger deutlich find die Grundſätze über die Auftheilung bed 
Vermögens bei Beendigung der Ehe So viel iſt aber erficht- 
lih, daß trog der gefammten Hand feine Veränderung im Cigen- 
thum an den ©rundftücen eingetreten if. Denn bei unbeerbter 
Che erhält die Wittwe ihre Smmobilien und bat der Wittwer die 
Immobilien feiner verftorbenen Frau ihren nächſten Erben heraus- 
zugeben. Die Mobilien ſcheint der überlebende Gatte zu behalten”). 
Im Sal der beerbten Che bleibt der Weberlebende im Befig aller 
Immobilien; aber auf diejelben fteht den Kindern ein unentziehbares 
Erbrecht zus). Die Grunditüde find den Kindern verfangen, und 
wenn der Wittwer fich zum zweiten Male verheiratbet, haben die 
Kinder zweiter Ehe fein Erbrecht an jämmtlichen erftehelihen Grund- 
ftüden. Ueberdies werden die Mobilien, wenn der Mann zuerft 
ftirbt, nad) Duoten zwilchen der Wittwe und den Kindern getheilt. 
Wird Die Ehe gefchieden, jo erhält die Frau die eingebrachten Mo- 


5) Bluntihli Zür. R. G. J. S.284f., Roth in Bekker's Jahrb. III. 
S. 217 fj., Schröder IL. 1 ©.115, 127 ff., 156 ff., II. 2 ©. 197 f. 

6) Vgl. befonders Roth ©. 318f. 

7), Schröder II. 1 ©. 159 ff. 

8) Schröder II. 1 ©. 156 ff. 
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bilien zurück, jo viel davon vorhanden ift?), woher die Gemeinſchaft 
der Mobilien nur zum Zwed der Abtheilung bei Auflöfung der Che 
durch den Tod eintritt (Gütergemeinfhaft von Todes wegen). 
Alles weitere bleibt unficher. 

II. Wo das Prinzip der gefammten Hand gilt, hat ebenfo 
wie nach ſächſiſchem Recht der Mann die freie Verfügung über alle 
Mobilien”). Aber dem fächliichen Recht entgegengejegt wird auch 
bei den Grundftüden während des Beſtandes der Ehe nicht unter: 
Ichieden, ob fie dem Mann oder der Frau gehören. Nah einigen 
Rechten fteht dem Mann ald dem alleinigen Vertreter der ehelichen 
Genoſſenſchaft auch über ſämmtliche Smmobilien die Berfügungs- 
gewalt zu"). Aber nach der bei weitem überwiegenden Mafje der 
fränfifchen, jüddeutihen und weltphäliichen Quellen bedarf es zur 
Verfügung über die Grundftüde ded Zufammenwirfend von Mann 
und Frau”). Nur wenn der Mann fidh die einjeitige Verfügung 
vor Eingehung der Ehe vorbehalten hatte!) oder wenn er ſich in 


9%) Schröder II. 1 ©. 161. 

10) 3.8. Schröder II. 2 ©. 16f., 231. 

11) So nad dem Recht von Kleve und den oberrheinifchen auf Kölner 
Recht gegründeten Städten, von Hamburg (vor 1292 hatte die Frau einzumilligen, 
Schröder II. 3 S.237f.), Bremen, Brünn und Iglau (nach den beiben letzten 
Stadtrechten erft nach Geburt eines Kindes, Schröder U. 1S. 128 N. 5, 
II. 3 ©. 235). Bgl. darüber v. Marti S. 151 N. 30, 3017, Schröder 
II. 2 ©.13ff., 179, II. 3 ©. 237 ffj., 296 N. 4, 316 R.63, Ztſchr. f. RG. X. 
©. 434. 

12) Bol. die Eitate in N.3. — Die Frage, in wie weit außerdem noch 
die nähften Erben des Eigenthümers des Grundftüds einzumilligen Hatten, 
übergehe ich hier; Material barliber bei Lewis Succeffion des Erben ©. 58f., 
Schröder II. 1 ©. 127ff.,, II. 2 ©. 31 ff., II. 3 S.233f. — Möglich ift es, 
daß, wie Schröder II. 2 S.176f., Roth D.$ 101 N. 5 und Andere an⸗ 
nehmen, fih im fräntiichen Recht diefer Sat aus dem uralten Erbrecht der 
Wittwe an einem Theil der Errungenichaften berausgebildet bat; weil die Quelle 
ber Errungenſchaft hauptſächlich die Erträgniffe der Grundftüde bildeten, follte 
bie Frau die Veräußerung derſelben verhindern können. Aber es findet fich Doch 
das gleihe Prinzip auch da, wo fein ſolches Erbrecht an der Errungenfchaft 
galt. Daffelbe in diefen andern Gebieten aus einer Reception fremder Rechts⸗ 
gedanken abzuleiten, halte ich für bebenflih und gebe es überhaupt auf, das 
Zuſammenwirken beider Gatten auf ein anderes Motiv zurückzuführen als darauf, 
baß bier das Genoſſenſchaftsprinzip ſich ſtärker geltend machte. 

1) Schröder IL. 2 ©. 21, 23. 
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unverjchuldeter Zeibeönoth befand‘), war auch feine einjeitige Ver⸗ 
außerung gültig, wogegen wenn er ohne ſolche Gründe Grumdftüce 
veräußert hatte, die Frau das Geſchaͤft anfechten durfte"). 

Uebrigens aber trat nad) manchen Rechten dad Gefammthand» 
verhältniß nicht jofort mit der Eheichließung, fondern erſt mit der 
Geburt eined Kindes oder nad Sahr und Tag ein. In der un 
beerbten Ehe rejp. vor Ablauf von Jahr und Tag durfte der Mann 
über feine Güter einjeitig verfügen; ift aber Jahr und Tag ver 
gangen oder ein Kind geboren, jo tritt die Vereinigung ded Guts 
ein, jo daß, auch wenn dad Kind ſpäter ftirbt, die Genehmigung 
der nähften Erben bei Veräußerung der Immobilien nicht erforder 
lich ift, fondern die übereinftimmende Willenderflärung der beiden 
Gatten genügt!®). 

IV. Ein weiterer tief greifender Gegenſatz tritt mit Bezug auf 
die Verhaftung der Frau für die Schulden ded Mannes hervor. 
Nach dem Sachſenſpiegel und den verwandten Quellen können fich 
die Gläubiger an die Mobilien, aber nicht an die Grundftüde der 
Frau halten; died galt auch in mandyen andern Rechtsgebieten“). 
Im übrigen aber machen ſich zwei diametral entgegengefebte Richtungen 
geltend: nad der einen haftet die Frau mit ihrem Vermögen gar 
nicht, nach der andern haftet fie nicht bloß mit den Mobilien, fon- 
dern auch mit den Grundftüden. 

a) Nach einer Anzahl von Quellen gilt der Sag: „Frauengut 
fol weder ſchwinden noch wachlen"'). Die Frau kann beim Tode 


14) Schröber U. 1 S.113 ff, II. 2 S. 25 NR. 21. 

15) Schröder II. 1 S.119, II.2 ©.29, II. 3 S. 234 N. 18, 23. 

16) Ueber pas weftphälifche Recht Schröder II. 3 ©. 243 fj. — Bgl. aud) 
unten $ 224 N. 13 ff. über den Einfluß ber Geburt eines Kindes. — Ueber 
Brünn und Iglau bier R.11. 

17) z. B. Schröder I.1 S. 228, IL2 ©. 228f., I. 3 S. 266 f. 

18) In Schweizer Rechtsquellen, Blumer ſchweiz. Rechtsg. I. S. 178 ff., 
482 ff., II. 2 S. 168 ff, Bühler bündneriſches Erb- und ehel. Güterr. S. 90, 
v. Meibom Pfandrecht S. 463 N. 34, Schröder II. 1S. 99 N. 22, im Land⸗ 
buch v. March 1756 (Kothing Rechtsquellen des Kanton Schwyz 1853) 8 16, 
Landb. v. Küßnacht v. 1769 III. 81; im frieftiihen Hecht, Schröder II. 3 
©. 399 f., Oftfrief. Ldr. II. c. 165; in Lübed im Ball ber unbeerbien Ehe, 
Schröder 1.365.281. (Midhelfen Lüb. O. Hof. no. 139: brudschat geyt 
vor alle schulde); in einzelnen weftphäfifchen Rechten, Schröder IL.3 ©. 280ff.; 
für Süddeutſchland II.1 ©. 228. 
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des Mannes die jchuldenfreie Herausgabe ihred Eingebradhten for- 
dern; ihr Necht auf ihre Heimftener und den jpäteren Erwerb bildet 
eine privilegirte Forderung. Da aber der Mann ihr Bermögen in 
feinen Befit und feine Verwaltung nahm und durch feine einfeitige 
Berfügungögewalt über ihre Mobilien und Kapitalien fie leicht um 
dad ihrige bringen konnte, jo durfte fie die Sicherftellung ihrer 
Heimfteuer fordern: der Mann joll fie an Erb und Eigen legen, 
für ihr Kapital ein Grundftüd oder eine Rente erwerben, ein Grund: 
ſtück jegen!) u. ſ. w.v). Auch hatte fie im Konkurs ein Vorzugs⸗ 
recht?t). 
b) Nach anderen Quellen dagegen haftet für die Schulden 
des Mannes nicht bloß jein, jondern auch der Frau Vermögen”). 


19) Diefe Sicherung wird oft Widerlage genannt. ' 

20, Sp befonders in Schweizer Ouellen, Grimm Weistb. I. S. 46 $ 15, 
66 8 17, Bluntſchli Zür. RG. J. S. 285 N. 271,288, 417, 428 ff., BInmer L 
©.179, 483f., 1.2 S.170f.; ferner Edardt in d. Z. f. d. R. X. © 463, 
Schröder D.1 ©. 76ff., 112, I.2 ©.235. — Nach dem Recht von Brünn 
ift er dazu nicht verpflichtet, Schröder IL.1 ©. 112F., nah anderen Rechten 
nur, wenn er ein Verſchwender ift oder fih in Vermögensverfall befindet, Lüb. R. 
(Sad) IV. 12, Freiburger Statt. fol. 556. — Nah dem Weftermolber Lor. v. 
1470 1.813 (v. Richthofen S.259) hat fie am Vermögen des Mannes ein 
geſetzliches Pfandrecht. — Um die fünftige Auseinanderfegung zu erleichtern, 
wurde bei Beginn der Ehe die Heimfteuer gefchätt oder inventariſirt, 3.8. 
Pauli Abhh. II. S.8 ff., 79; war Dies unterlaffen, fo hat die Überlebende Frau 
bei der Theilung ihre Höhe zu bemeifen, durch ihren Eid (Schröder II. 3 
S. 23 N. 3; im Fall 10jähriger, 11.3 S. 32, 33, oder zwanzigjähriger Ehe, 
II.3 S. 29 N. 30) oder dur Zeugen (II. 3 S.32; mit zwei Bürgern II. 3 
©. 26 R.10). 

21) Zür. Rathserfenntniß v. 1489 (Bluntſchli L. S. 441): für „ir zuo— 
bracht guot, Morgengab und Eerecht..., als ob der Mann geflorben were.” 

22) Hänel ©. 281 ff. (für Goslar, Braunfhweig und Nordhaufen), 

Schröder II.1 S.231 (über Brünn; vgl. auch noch Brünner Schöff. ©. 
.c. 160, 192, 196), ©. 233 (Würt.); IL 2 ©. 162 ff. (fränk. Rechte), II. 3 
©. 267 ff., 272 ff., 286 f., 288 ff. (weftphäfiiche Stadtrechte, Hamburg, Bremen, 
Hannover, Braunfchweig u.f. w., Thüringen u. |. mw.) — Schweiz. W. bei 
Grimm L.S.98 8 11; Bajeler R. v. 1457 8 29 (Rechtsq. I. no. 148), Zürich. 
R. (Bluntſchli I ©. 447 ff; wenn die Frau mit ihrem Mann „zu Bank und 
Gaden, zu Gewinn und Gewerb“ ſteht; ihr fpäterer Erwerb haftet nicht), fonftige 
ichweiz. Rechte bei Blumer I. ©. 494 f., (bis auf das Hembe), II. 2 ©. 169 f., 
176 f., Bühler ©. 83 ff, S. 111. — Dithm. Lor. v. 1447 8195, 196. — 
Einzelne meckl. Stadtrechte, wie Neubrandenburg, Güſtrow, Marlow, Teterom 





$ 221. Die nicht⸗ſächſiſchen Rechtsgebiete. i 97 


Da man im allgemeinen annehmen Tann, daß feine Schulden im 
Snterefje der Che gemacht find, fol auch die Frau alles, was fie 
befißt, zur Befriedigung der Gläubiger opfern und, wenn fie nad 
feinem Zode irgend etwas aus dem Gefammtgut an fi nimmt, 
als perjönliche Schuldnerin auch mit ihrem fpätern Erwerb verhaftet 
fein. Nur wenn fie auf: die Herauögabe ihrer Illaten vollitändig 
Berzicht Leiftet und gar Feine Ansprüche an den Nachlaß des Mannes 
erhebt, war fie für die Zukunft von jeder Verhaftung frei (bene- 
fieium abdicationis)*). | 
Für diefen Verzicht der Frau verlangte man eine Willender- 
Härung durch einen ſymboliſchen Alt (og. Schlüſſelrecht, Mantel 
recht): fie Sol alles im Haufe des verftorbenen Gatten laſſen und 
vom Begräbniß nicht mehr dorthin zurückkehren“), fie jol am Be 
gräbnißtage dad Haus zuſchließen und die Schlüſſel in Gegenwart 
des Leichengefolged auf dad Grab”) oder auf die Bahre*) legen u.|.w.?). 


u.f.w. (Böhlau in d. 3. f. RG. X. S. 158, 159, 160). — Nach einzelnen 
Rechten nur für ſolche Schulden, welche im Intereffe beider Gatten gemacht 
find, Schröder II. 1 ©. 231 R. 4. 

In übel nur für den Fall beerbter Ehe, Schröder IL2 S. 267 f., 
269 f., 280 ff.; Andere, z. B. Pauli Abhh. IL. ©. 96 ff. nehmen an, daß bis 
zum Ende des 15. Jahrh. auch bei umbeerbter Ehe die Frau für alle Schulden 
gehaftet babe; vgl. aber oben N. 18. 

33) Dies galt an vielen Orten, vgl. Fifcher Verſuch Über die ©. ber 
bentjchen Erbfolge IL. 1778 ©. 125 ff, Berd S. 1ff. 132 ff., 161 ff., GSojen 
Kleines Kaiferr. ©. 148 ff, Pauli Abhh. IL. S. 235 ff., III. S. 149 R. 311, 
Laspeyres de debitis conjugum p. 76 ff., Schröder II. 2. ©. 166 ff. 
(Heffen, Würt., Lothr,, Frankf.), II.3 284 f., 287 ff., 291 N. 49, 51 (Lübeck, 
Lüneb., Hamb., Dortmund [ogl. auch Frens dorff Dortm. Statt. S. 138 N.27], 
Brannſchw., Freiberg, Gotha), I. 3 ©. 400 (Friesland). — Ueber Ouellen 
nah der Reception Berd S.167f., Dunder Gejammteigentfum ©. 216, 
Gengler Lehrb. ©. 968 f. 

#4) Kl. Kaiferr. II. 50, Gelnhaufener R. v. 1411 (bei Euler Gelnhaufen 
1874 ©. 18), Friefiſches R. (Schröder I. 3 ©. 400). 

35) Grimm Rechtsalterth. S. 176, 453, Schröder II. 2 ©. 167 R.; 
vgl. auch Grimm Weisth. II. S. 65, Berd ©. 168. 

%*) v. Wächter I. S.202 N. 21. 

27) Sie fol ihren „Mantel oder Paternofter auf das Grab legen und 
nur ein Kleid behalten”, Schröder IL 2 S.167 und NR. 12, Grimm RN. 
©. 161; den Gürtel auf das Grab legen, Grimm RA. S. 157f.; nach Ulmer 
R. v. 1683 liberantwortet fie die Schlüffel vor dem Rath und behält nicht mehr 

Stobbe, Privatret. IV. 1. u. 2. Aufl. . a9 
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Nur gewilfe für fie unbedingt nothmendige Sachen durfte fie aus 
dem Geſammtgut herausnehmen). 

Doch traten dieſe firengen Grundfäge nur wegen Vertrags⸗ 
ihulden ein; Deliktöfchulden wurden durchjchnittli nur aus dem 
Vermögen desjenigen Gatten befriedigt, welcher das Delift begangen 
hatte”), | 


„denn wie fte die Gürtel befchleußt”, Wächter I. S. 753 N. 104. (Aehnliche 
Formalitäten im Unterelfaß für die Erben, melde nicht für bie Schulden ein- 
ftehen wollen, Srimm Weistb. V. ©. 507 8 35). 

Die älteren Lübiſchen Beſtimmungen (Hagemeifter in d. Ztichr. f. geſch. 
RW. II. S. 173—1%, Berd S. 174 ff, Pauli Abhh. II. ©. 225 ff., 
Schröder II.3 S. 285), find im revidirten Lüb. R. III. 1. 10 dahin mobifi- 
cirt, daß bei Ueberſchuldung bes verftorbenen Maunes die Glänbiger binnen 6 
Wochen a tempore scientiae jein Bermögen inventiren laffen ſollen und daß 
dann die Frau, fofern fie beerbt ift, in 6 Monaten „borgen und dachdings 
aufftragen” und „mit einem Rod und Heuden” fein Haus räumen fol. — 
Der Ausprud „borgen und dachdings aufftragen” wurbe früher regelmäßig 
dahin verftanden, daß die Frau fi aller Bürgichaftsleiftung (borgen) und aller 
gerihtlihen Verhandlungen (dachding, Gerichtstag) mit den Gläubigern ent- 
hält und unbedingt ihre Infolvenz erklärt. Wahrfcheinlicher ift bie Deutung von 
v. Meibom Pfandredt S. 88f.: die Frau verzichte auf das im Erefutions- 
verfahren übliche zu borge tun der Erefutionsgegenflände und auf die Sinaus- 
fhiebung ihrer Veräußerung durch Aufgebotstermine und wolle fofort und ohne 
weiteres den Gläubigern das Geſammtgut abtreten. 

28) Einen Mantel, einen Rod, einen Schleier und ein Bett; „ihr Kleider 
und Kleinot zu ihrem Leib gehörig”, nicht den ſchlimmſten, auch nicht den beften 
hoiken; ihre täglichen Kleider und ihr Bettzeug, Schröder II. 1 ©.233N.9, 
II.2 ©. 167 N. 10, 12, II.3 ©. 285 N. 26, 27, ©. 289 N. 42, S. 290 N. 45, 
Berd S. 172. Sie foll bezahlen helfen bis an das unnderhembdt, so sy 
an jrem Lyb treit, Bluntſchli Zür. R. G. J. ©. 448. 

29), Freilich find die Quellen in diefer Beziehung nicht fehr ergiebig. Der 
Mann braudt für die Deliktichulden der Frau nicht einzuſtehen (Kraut II. 
©. 418 ff, Schröder II. 2 &. 161 N. 11, Urkk. no. 230 [208]) ober nur bis zu 
beſchränkter Höhe (II. 2 ©. 161 N. 12, II.3 ©. 276), bisweilen auch in weiterm 
Umfange (II.3 ©. 277). Die Fran haftet mit ihrem Vermögen nicht für die 
Delittidulden des Mannes (II. 1 ©. 228, II. 3 ©. 266, 274). Hat der Mann 
die Konfisfation feines Vermögens verfchuldet, jo wird, wo Gütergemeinichaft 
befteht, nur feine Hälfte eingezogen (II. 2 ©.63, II. 3 ©. 288), reſp. fein 
Sondergut und die Hälfte der Errungenſchaft (Schröder Urkk. no. 343 [302]). 
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8 222. Das Erbrecht des Überlebenden Gatten. 

Ueber da8 Erbrecht des überlebenden Gatten enthalten Die 
deutſchen Partikularrechte eine ganz außerordentlihe Mannigfaltigkeit 
von Beitimmungen, welche auch nicht annähernd in diefer hiſtoriſchen 
Meberfiht zur Darftellung fommen kann. Regelmäßig geftaltet ſich 
dies Erbrecht in dem einzelnen Partikularrecht verfchieden, je nachdem 
beim Xode eined Gatten Kinder zurüchleiben oder die Ehe eine 
unbeerbte it. Unter Beachtung dieſer verjchiedenen Behandlung ift 
der bier wejentlich zu verfolgende Gefichtöpunft der, ob bei Aufs 
löfung der Ehe das in der Hand ded Mannes vereinigt geweſene 
Bermögen in feine urfprünglichen Beftandtheile auseinanderfällt, oder 
ob es als eine Mafje behandelt wird und zufammen bleibt reſp. 
nad Duoten unter die mehreren Erbichaftsinterefjenten vertheilt 
wird. Dann iſt weiter zu verfolgen, ob dasjenige, was von den 
Gatten während der Che ald Errungenſchaft binzuerworben wird, 
als Vermögen ded Mannes erjcheint oder ob dafür in erbrechtlicher 
NRüdficht eine bejondere Behandlung eintritt. Nur die hauptjächlich- 
iten in den Partifularredhten enthaltenen Geftaltungen werden im 
folgenden erörtert; auf Vollſtaͤndigkeit und auf den jtatiftiichen Nach⸗ 
weis darüber, wo im Süden und im Norden fih alle diefe ver- 
Ichtedenen erbrechtlichen Grundſätze finden, muß Verzicht geleijtet 
werden. 

I. Nach dem Sachſenſpiegel und fonftigen ſächſiſchen Duellen 
wird beim Tode eined Gatten dad Vermögen nad feinen urjprüng- 
lichen Beftandtheilen gejondert, wobei aber doch inſoweit Modifi⸗ 
tationen eintreten, als der ebelihe Erwerb zum DBermögen bed 
Mannes geichlagen wird und an die Stelle der von der Frau ein- 
gebrachten Mobilien die Gerade tritt. Außerhalb dieſes oftphälifchen 
Kreiſes wird beſonders für. den Fall der unbeerbten Che gleichfalls 
zwilhen dem Bermögen ded Mannes und der Frau unterjchieden; 
aber der überlebende Gatte erhält nicht bloß fein eigned Vermögen, 
fondern auch noch eine Duote von dem Vermögen ded Berjtorbenen, 
von deſſen Mobilien und Smmobilien, oft die Hälfte!) oder ein 


2) Schröder I.3 S. 28 ff.: fo im weſtph. Rechtskreiſe: Soeft, Siegen, 
Medebach, Münfter, Iſerlohn, Lübel (au Kayser quid veteris juris Lubic. 
codices de hereditatibus statuerint. Berol. 1868 2.73 ff.; nah Lüb. R. 

7* 
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Drittel?), bisweilen auch deffen ganzen Nathlah®); dabei treten zum 
Theil verichiedene Beftimmimgen ein, je nachdem der Mann ober 
die Frau der überlebende Theil ift. Aber nicht überall geht das Ver⸗ 
mögen des DVerftorbenen in das Eigenthum des Weberlebenden über; 
an manden Orten erlangt er nur ein lebenälängliched Recht, eine 
Leibzucht?). 

Auch beſchränkt ſich das Erbrecht (das ſog. Erecht) nach vielen 
Rechten, beſonders auch im Bauernſtande, auf die Mobilien, während 
die Grundſtücke des Verſtorbenen lediglich in deſſen Familie ver⸗ 
bleiben“); bisweilen aber bat der Ueberlebende an den Immobilien 
die Leibzucht®). 


fonnte der Mann durch fein Teftament biefen gefetlichen Erbanfprucd feiner 
Frau Ihmälern, Schröder I. 3 ©. 30 f.), Stabe, in einigen Recenſionen bes 
Hamb. Rechts, Riga, nah dem fchlef. Landr. für den Bauernſtand (vgl. aud 
Gaupp ind Z. f. d. R. IH S. 68ff.) — Braunſchw. R. vo. 1532 Hei 
Pufend. IV. p. 99 f. 

7) Nah dem Rechtsb. n. Diſt. ferner dem R. von Dresden, Gera, Penig, 
Pirna u. f.w. erhält die Wittwe das Drittel von ben Gütern des Mannes, 
Schröder IL.3 ©. 80ff. — Freilich ift bier nicht unbeftritten, wie Dies au 
bei aubern Quellen nicht zweifellos ift, ob die Frau ihre Illaten und ein Drittel 
vom Bermögen des Mannes ober ob fie ein Drittel vom Geſammigut erhält, 
vgl. die Litteratur bei Schröder IL.3 ©. 81 N.2—4, aud v. Gerber Abhh. 
©. 362 ff. 

3) Der Witimer fcheint nach dem Rechtsb. n. Difl. und einzelnen Stadt⸗ 
rechten die gefammten Illaten der Frau zu erben, Schröder IL.3 S. 84 f., 
86. — So auch nach den Stadtrechten von Ulm und Ravensburg (Wächter I. 
©. 754, 758); vgl. auh Grimm Weisth. J. S.98 89. 

9 R. v. Worms 0.9.1184 (Stumpf acta imperii no.160): superstes 
omnem premortui hereditatem, quoad vixerit, libere possidebit. De- 
functis autem ambobus sine prole conjugibus ad proximos eorum heredes 
relicta ab illis substancia devolvetur et viri quidem hereditas ad here- 
des viri, mulieris autem hereditas ad heredes mulieris trensibit. — 
Genau ebenſo in einem obereljäß. W. bei Grimm V. ©. 353 $ 47. 

5) Sehr häufig in Schweizer Ouellen. Nah dem Weisth. v. Stäfa 
(Srimm I S. 46 $ 14, 15) fol, gleichviel ob die Ehe beerbt oder unbeerbt ift, 
ber Mann die gefammte fahrende Habe der Frau erben unb bie Überlebende 
Frau außer ihrer Heimfteuer und Morgengabe ein Drittel von ber fahrenden 
Habe des Mannes erhalten; vgl. aud Grimm I. S. 65 8 15, S.146, IV. 274 
$ 15, 318 8 58, 335 $ 16, 345 8 11, 350 8 2. — Landbuch v. Mar) v. 1756 
8 13 ff. GKothing Schwyzer Rechtsquellen ©. 115 ff.). — Der Ueberlebende erbt 
zwei Drittel, Grimm IV. ©. 3528 3, die Hälfte der fahrenben Habe, I. ©. 256 
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II. Biele Partikularredite, welche dem. überlebenden Gatten bei 
unbeerbter Ehe eine Quote vom Vermögen ded Verſtorbenen oder 
biefed ganz. geben, beftimmen, dab im alle der beerbten Ehe”) 
das Vermögen eine ungejonderte Maſſe bleiben?) und nad Duoten 
zwiichen dem Parens und den Kindern getheilt werden fol. Die 
Borichriften über die Duotentheilung find Außerjt mannigfaltig: ſehr 
häufig erhält der überlebende Parens die Hälfte; oft fällt der Wittwe 
eine Kleinere Quote zu; der Wittwer erhält die Hälfte, die Wittwe 
ein Drittel oder wohl nur einen Kindeötheil?)., Außerdem erhält 
der Meberlebende ſowohl nach diefen wie nach manchen andern Rechten 
einen beſchränkten Voraus!o). 


820, IV. S. 357 8 1. — Im Fall der beerbten Ehe die ganze fahrende Habe, 
IV.S.419 8 34. — Bluntſchli OD. ©. 167f., 435 ff., I. ©.167f., 286 f., 
Blumer fchweiz. Rechtsgeſch. J. S.490 ff, Schröder II. 1 ©. 171,173. — 
Aber auch hier große Mannigfaltigkeit, befonders in Nüdficht auf die Frage, ob 
ber Gatte, welcher eine Duote der fahrenden Habe erbt, auch eine Quote ber 
Schulden zu übernehmen hat (ogl. auch noh Schröder II. 2 ©. 164 ff.). — 
Rah dem Deftr. Landr. erbt die Wittwe die gefammte fahrende Habe, art. 26 
(Hajendhrl ©. 246). 

6) z. B. Grimm J. S. 86, Bluntſchli IL. ©. 174 ff.; vgl. auch Schrö⸗ 
der II. 1 ©. 162 ff. 

7) Die Frage, ob es darauf ankommt, daß bei Auflöfung der Ehe bie 
Kinder noch am Leben find, oder ob e8 genügt, wenn nur überhaupt Kinder ge- 
boren wurben, ift fpäter ($ 224 N. 14—16) zu erörtern. 

8) Nach altweſtphäliſchem Hecht (oben $ 217 N. 30) erwirbt bie Mutter 
mit dee Geburt eines Kindes das Anrecht auf bie Hälfte der Errungenfchaft; 
im fpätern weftphälifchen, aber auch nach vielen fonftigen Rechten ift Dies Anrecht. 
anf eine Duote an dem Geſammtgut ausgedehnt worden. 

9 Halbtheilung: Redte von Brilon, Soeft, Siegen, Münfter, Lübed, 
Schleſ. Landr., Lüneburg, Osnabrüd, Hannover, Minden, Hildesheim, Braun- 
ſchweig (im 16. Jahrh. Gütertrennung, Pufend. IV. p. 99 f.), Salzwebel u. ſ. w., 
Schröder II.3 ©. 116 ff. — Wurfter Lor. I. 1 81,2 (Pufend. I. p. 61). 
Ueber Drittbeilung vgl. Hänel S. 127 ff, Schröder U.3 ©. 137 ff. 

10, Lüb. R. (Hach) I. 13, 14: der Wittwer arma sua et formatas vestes, 
bie Wittwe nur annulum arre (Berlobungsring), aber nichts in formatis vestibus 
sive in suppellectili, vgl. Pauli Abhh. IL. S. 198 f. — Dortm. Statt. IV. 74 
Freusdorff S. 126 f.): die Wittwe ihren Ring und die Kleider, welche fie 
getragen bat. — In Bremen: der Wittwer ein reichliches Ingedöm, die Wittwe ihre 
Kleider, Betten und Lalen, R. v. 1303 IIL, XXVLO. (Oelrichs ©. 22, 56). — 
In Eoldiz (Gengler c. j. munic. p. 613 $ 22) exbt ber Mann das befte Kleib 
feiner Frau mit dem Geſchmeide am Kleide und bie Frau das befie Kleid bes 
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III. Weiter beftimmen zahlreiche Quellen jowohl für den Fall 
der beerbten, als der unbeerbten Ehe, daß der Weberlebende eine 
Duote ded Geſammtguts erben fol"), während dad Webrige den 
Kindern oder den Berwandten des Verftorbenen anfällt. Oft 
erhält der Weberlebende die. Hälfte?), anderwärtd tritt Dritttheilung 
ein; auch iſt die Duote vielfach verjchieden, je nachdem der Mann 
oder die Frau der Überlebende Theil ift!?) und je nad) der Zahl der 


Mannes, — Statuten von Guben (heramsgeg. v. Sauffe ©. 32) art. 20 f.: 
der Überlebende Gatte erhält ein Bett und einen Tiſch mit Gebed und Geräth. 
— Grimm ®. IV. ©. 352 $3: die Wittwe erhält verfchrotenes Gewand und 
Bettgewand. — Sehr oft das Ehebett, z. B. R. v. Brilon v. 1290 89 (Seibert 
I. no. 434), Schweizer ®. bet Grimm I. S. 3. — Nah Bündnerifhem Recht 
hatte der Ueberlebende nur den Anſpruch auf das Ehebett, Bühler bündneriſches 
Erb» u. ehel. Gütterr. &.81f. — Ganz befonbers ausgebildet war ein foldhes . 
Praecipuum (ſog. Eherecht) im Züriher und in andern jchweizerifchen Rechten; 
daffelbe erinnert an bie fächflfhe Gerade, Bluntſchli Züri I. S.433 f., 
II. S.165f., Blumer ſchweiz. Rechtsg. I. S. 490 f., Kothing in d. Ztſchr. 
f. ſchweiz. R. V. 2 ©. 136, 138. — Bol. Überhaupt noch Schröder II. 3 
S. 179 N.83, v. Wädter ©. 761. — Nah Böhmiſch⸗Mähriſchem Landrecht 
hatte die Wittwe lediglich den Anſpruch auf gewiffe Mobilten, welche gleichfalls 
mit ber fächftfhen Gerade eine gewiffe Verwandtſchaft zeigen, v. Czyhlarz 
S. 29 fj.; e8 wird dies Erbrecht im J. 1640 aufgehoben, ©. 131. 

1) Die Frage, ob auch während der Ehe Gltergemeinfchaft beftehe, oder 
ob dieſelbe erft zum Zweck ber Bermögensauseinanberfegung eintrete (Güter⸗ 
gemeinjhaft von Todes wegen), wird in $ 223 erörtert werben. 

12) Schröder IL. 1 ©.180f, I. 2 ©.61ff., 116 ff, D. 3 ©. 43 ff., 
124 ff., 127 ff., 142 ff., 177 f., 214 ff. 234 ff, Schilling Wald. Erich'ſches R. 
©. 259. — Ganz befonders in Weftpbhalen, auch Dortmund (Frenspdorff 
©.67 0.9, ©. 125 c. 67), in dem ältern R. v. Bremen (Schröber LU. 8 
©. 40 vgl. mit ©. 46 ff.), im Lande Habeln, dem Alten Lande (Pufend. IV. 
obs. 18), im Schleswig’fchen, in Medlenburg, der Mark Brandenburg, der gol- 
denen Aue, dem preußifchen Orbenslande, im fchleftfchen (v. Martitz S. 34 f.) 
und fähftfhen Städten, bis nach Polen und Ungarn hinein. Danı aber auch 
in Heffen und am Rhein. 

13) Nach Hamburger Recht (Schröder II.3S.45, 131f., Baumeifter 
II. ©. 240 ff., 242 ff.): der Wittwer 2/,, die Wittwe 1/,. — Sehr oft: Wittwer 
3/, oder das ganze Vermögen, Wittwe Y,, Riga (c. 68 v. Napiersky ©. 48; 
V. 2 ©.170), ſächſiſche, fchlef., nieberlauf. Städte (Schröder II.3 ©. 89 ff., 
96; nicht Überall ift es klar, ob es fich nicht vielleicht um eine Quote vom Ver⸗ 
mögen des Berftorbenen handelt), Lemberg, Prag, Iglau (II. 3 ©. 93, 99 ff., 
100 f.; vgl. auch II. 1 ©. 208), Mainz, Elfaß, Baſel (II. 1 S. 180, II. 2 
S. 56). — Noch andere Partikularitäten bei Roth im Jahrb. III. S. 346, 
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Kinder, welche mit dem Weberlebenden zufammen erben“). Mit dem 
Erbrecht an einem Theil des Geſammtguts konkurrirt ferner oft die 
Leibzucht an der andern Duote der Immobilien!) oder überhaupt 
an dem Vermögen, welches den andern Erben zufällt. 

IV. Sind Kinder vorhanden, fo bleibt nach jehr vielen Duellen 
der Meberlebende vorläufig im Beſitz und Genuß des gelammten 
Guts. Wie früher die beiden Gatten Subjekt ded Vermögens 
waren, jo gehört daſſelbe jebt dem überlebenden Parens und den 
Kindern zufammen, fog. fortgefegte Gütergemeinihaft. Die 
Theilung wird aufgefchoben und es figen die Kinder mit dem Parend 
tu scaden unde tuo from, to diende unde to vordervende®), 
jo daß bei der fünftigen Theilung auch in Betracht kommt, was 
während des Gemeinjchaftöverhältnifjed von dem Parens hinzu er- 
worben ift, und überhaupt dad Vermögen in dem Beftande, welchen 
es dann hat, realiter unter die verfchiedenen Interefjenten aufgetheilt 
wird!) Die Vorschriften über Zeit und Veranlafjung der Theilung 
find wieder. in hohem Grade partilulär. Der überlebende Parens 
kann freiwillig zur Abfchichtung der Kinder fchreiten!®), aber e8 können 
ihn auch die Kinder dazu nöthigen, wenn ſie zu ihren Jahren ges 
fommen find, wenn die Töchter fich verheirathen wollen!®), wenn der 


Schröder IL. 1 S.181. — Kindestheil für den Ueberlebenden (gleicjviel ob 
Bater oder Mutter) nah dem R. v. Gräfenthal v. 1412 89 (Gengler Stabt- 
rechte S. 167), jpäter 2 Kindestheile, Stadtr. v. 1477 8 1ff. (S. 168). 

14) Nach Soefter R. erhält die Wittwe die Hälfte bei Konkurrenz mit 
einem Kinde; find mehrere Kinder ba, fo erhält fie !/, Oengler C.j. mun. 
p. 882. 9. — Nah Rigaer Stadtr. D. V.3, 4 erhält der Witiwer bei einem 
Kinde %/,, die Wittwe Ys; in Konkurrenz mit mehr Kindern erben fie "/,, reip. 
2; auch R. v. NRiga-Hapfal c. 69, 70 (v. Napiersky S. 170 f., vgl. mit 
&.44f). — Nah dem Recht von Wimpfen (Schröder II.2 ©.139F.) je 
nah der Zahl der Kinder !/, oder !/, oder ?;. 

15) 3.8. Kölner Statuten vo. 1437 ©. 207. 

16) 3.8. Landr. v. Burg bei Schröder IL. 3 ©. 157f.; Lüb. R. II. 104. 

7), Lüb. R. II. 37: auch was ber Parens jpäter erworben hat van erve, 
van gave ader van ghewinne. — Gosl. Statt. S.17 3. 1ff.: bei der fünf- 
tigen Theilung handelt es fi um das Vermögen alset dan is... it hebbe 
sic gheergheret oder ghebeteret. 

18) z. B. Schröder IIl.2 ©. 202 N. AT. 

19) Lüb. R. (Hach) II. 20, Brem. R. v. 1303 III. (De lrich s ©. 22). 
— Schröder II.2 ©. 140, II.8 S. 202 R.46, Schilling ©. 265 f. 
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Parens ſchlecht wirtbichaftet oder unreblicy Iebt”), wenn er im ein 
Klofter geben?!), ganz beſonders aber wern er zur zweiten Che ſchreiten 
will”), nur daß nach manchen Rechten in diefem letzteren Falle allein 
die Wittwe, nicht aber der Wittwer zur Theilung genötbigt werden 
darf”). Nach manchen Rechten aber ift der Parens zur lebens⸗ 
fänglihen Nutznießung der Quote der Kinder beredtigt”*); verhei- 
rathet er fi) zum zweiten Male, fo braucht er den Kindern ihren 
heil nicht heraudzugeben, aber es ift die ihnen zugefallene Quote 
nad) ihrem jetzigen Betrage feftzuftellen und bei feinem Tode heraus⸗ 
zugeben®). 

V. Eine weitere Vartetät des ehelichen Erbrechts ift ed, daß 
bei unbeerbter Ehe der überlebende Gatte das ganze Vermögen des 
Berftorbenen erhält). Viele Quellen beftimmen, daß auch bei be= 


2) Brem. R. v. 1303 IV. (©. 23), Schröder I. 1 ©. 186 N. 64, II.2 
©. 140. 

a) ih. (Hach) II. 27. 

3) Bol. 3.8. die Eitate bi Schröder II.2 ©. 112, 114, 139f., 145, 
153 f., 1.3 ©. 112f., 120 R.3—5, 121%.8,9, 125 N. 21, ©. 126, ©. 127 
N. 28, ©.128 N. 29, ©. 131,201 R.45, Grimm ®. VL ©.315 8 2, 
v. Wächter S.211 R. 47. 

2) Bol. z. B. Schröder II. 1 ©. 156, 159, 166, 167, 201f., II. 2 
S. 95 ff., 140; für Braunſchweig II. 3 ©. 126 f., für Bremen S. 132. (Stötr. 
9. 1303 II. Oelrichs ©. 21]), ©. 154 ff. 158 ff, Schilling S. 263 ff.; R. 
v. Gräfenthal v. 1477 (Gengler Stabtr. S. 168 vgl. mit S. 167 99), Remba 
(S. 377), Landsberg in Batern v. 1423 $ 5 (©. 236). 

#) Schröder II. 3 S.146 ff., 150. 

3) Schröder 1.3 8.146 f. — Lüb. R. (Ha) II. 191: der zur 
zweiten Ehe ſchreitende Gatte fol den Verwandten feiner Kinder oder dem Rath 
rekeninghe holden. 

*) Es hatte dies bereits im 93. 1019 ein allgemeines Reichsgeſetz K. 
Heinridh’8 II. zu Straßburg beftimmt: quicumque ... legitimam uxorem 
accepit, ... si eam mori contigerit sine filiis eorum amborum, vir suse 
uxori succedat et omnia bona ejus pereipiat (Mon. Germ. LL. II. p. 37); 
Doch blieb daſfelbe ohne fonberlichen Erfolg in ber Praxis, Schröder II. 2 
©. 47. — Ueber die Verbreitung biefes alleinigen Erbrechts in Brünn Schröder 
11.1 ©.99, in ſchwäbiſchen nnd baieriihen Quellen I.1 ©. 162 ff., 179f., 
193 fi. (v. Wächter I ©. 198, Bluntſchli I. S. 450f; Grimm ®. VI. 
©. 315 $1, Stotr. v. Schwäbiſch⸗Hall v. 1498 bei Gengler Stabtr. ©. 419), 
in Lothringen, den oberrheinifhen Tochterreihten Kölns, am Mittel-e und Ober- 
main, Bamberg, Wetzlar, Heflen, I.2 S. 75 (Roth 8. ©. 376), in Veftphalen 
(Schilling S.244 ff.), Hannover, Lüneburg, Salzwebel, feit dem 15. Jahrh., 
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erbter Ehe das Vermögen zufammenbleibt, daß aber den Kindern fefte: 
Rechte gegenüber der von dem Parens verwalteten Gefammtmaffe. 
zuftehben. Während der Weberlebende die ſämmtlichen Mobilten erbt 
und über fie im allgemeinen die freiefte Verfügung hat, find den 
Kindern ſaͤmmtliche Grundftüce, nicht bloß die von dem Verſtorbe⸗ 
benen herrührenden, ſondern auch die dem Ueberlebenden gehörigen 
verfangen (Berfangenihaftöreht) umd dürfen von dem Parens- 
nur mit Genehmigung der Kinder veräußert werden”). Hat fid 
der überlebende Parens wieder verheirathet, fo fallen die Immobi⸗ 
lien der erften Ehe auch nur am die Kinder dieſer Ehe und dürfen 
die zweitehelichen Kinder nur an den Mobilien des gemeinfamen 
Parens und feinem etwaigen fpätern immobiliaren Erwerb Erbrechte 
geltend machen. 

VI. Weiter geftaltete fi) das Erbrecht des Weberlebenden in 
zahlreichen Duellen nad der Richtung hin abweichend, daß man 


im Bremen II. 3 ©. 36 ff., in einzelnen thüringiſchen Orten IL 3 S. 78ff. — 
Dal. auch Sandhaas S. 127 ff. — In Lüneburg beftebt die Beſchränkung, 
daß der Überlebende Gatte an Crbeigen nur Leibzuchtsrecht haben durfte, 
II. 3 ©. 39. 

27) Ueber die Verbreitung des VBerfangenfchaftsrechts Roth im Jahrb. ILL. 
S. 326 ff, Schröder II.2 S. 195 ff, Sandhaas S. 256 ff. — Im ein- 
zelnen Schröbder IL.1 ©. 156 ff. (vgl. mit II. 2 ©. 197 ff. über ven Schwa⸗ 
benfpiegel), II.1 ©S.162 ff. (Augsb. Stabtr.; auch Rotb ©. 336 f.), IL. 1 
S. 182 ff., 200 ff., 209 ff. (ſchwäb., baier., öfterr. Onellen), II.2 ©. 82 ff., 
123 ff., 140 f. (Köln, oberrhein. Stadtrechte, Lothringen, Niederrhein, Mittel» 
franfen, Würtemb. (vgl. auch v. Wächter I. S. 60 ff., 201 ff.), Oftfranfen, 
Heflen (Roth 8.L ©. 374), 1.3 S.112 ff. (Weftphalen), II. 3 ©. 187 ff., 
300 ff. (Thüringen). — Im 16. Jahrh. im ganzen Erzbisth. Köln, Mauren⸗ 
breder Provinz. Rechte I. ©. 316 ff.; ferner Jül. Lor. o. 74. — Vgl. auch nody 
Lewis Suceeffion ©. 60 f., v. Marti ©. 358 N. 13 und Sohm (zu L. Rib. 
c.37 in Mon. Germ. LL. V. p. 233), welcher letztere bereits für das falifche 
Bollsrecht die Verfangenſchaft in Rückſicht auf Dos und Morgengabe annimmt. 

Ueber das Verfangenſchaftsrecht Fiſcher Erbfolge I. S. 240 ff, Scherer 
1. ©. 287 ff, Demwies Lichtfirahlen in das finfter umwölkte Berfangenfchafts- 
veht nach den Statuten der SHerzogtblimer Yilich - Berg. Köln. 1833., v. 
Wächter J. S. 199 ff, Roth Jahrb. III. S. 317 ff, 325 ff., 8. ©. 373 ff., 
D.H. 8101 S. 59 ff, Schröder II.2 ©. 180ff.; ausführlichſte Darſtellung 
bei Sandhaas ©. 256-463. — Wegen des großen juriſtiſchen Intereſſes 
ber Verfangenſchaft für das mittelalterliche Recht ſtelle ich diefelbe ımten in einem. 
beionderen Paragraphen (225) dar. 
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nicht bloß da8 Vermögen der beiden Ehegatten unterfchied, jondern 
als dritte Mafje die während der Ehe errungenen Grundftüde 
behandelte und mit Bezug auf fie dem Weberlebenden erbrechtliche 
Aniprüdhe gab. Er nahm bier im Fall der unbeerbten Che jeine 
eingebrachten Grundſtücke heraus, erhielt ſämmtliche Mobilten oder 
wenigftend eine Ouote derjelben”*), regelmäßig an den Grundftüden 
des Verftorbenen die Leibzucht (liftocht, tocht, tucht, bisess)®) und 
im Mebrigen Eigenthum an einer Duote oder an der ganzen Er- 


rungenſchaft. 

So wie nach der Lex Ribuaria die Wittwe den dritten Theil 
der Errungenſchaft geerbt hatte, ſo wird auch nach zahlreichen fraͤn⸗ 
kiſchen Quellen der ſpätern Zeit?) die Errungenſchaft nach Dritteln 
getheilt, in der Weiſe, daß der Wittwer zwei Drittel, die Wittwe 
ein Drittel erhielt (Schwert- reſp. Kunkeltheil). Aber auch an 


38) Bisweilen nimmt er feine eignen Mobilien aus ber gemeinfchaftlichen 
Maſſe beraus und erbt eine Duote von den Mobilien des Berftorbenen. — 
Wo ihm eine Duote der ſämmtlichen Mobilien und eine Quote der Errungen- 
ſchaft zuftel, pflegte Das Quotenverhältniß mit Bezug auf beide Maffen vaffelbe 
zu fein, fo daß in dieſen Fällen die Mobilien und die Errungenfchaft als eine 
Mafje behandelt wurden. Bgl. dafür z. B. Schröder IL.1 ©. 171f., 175 f., 
U. 2 S. 55f. — So aud in Bafel vgl. Rechtsq. I. no. 113 und 144 aus ben 
Jahren 1424 und 1451. — Oft erhält ver Mann die ganze fahrende Habe und 
die Frau nur eine Quote, Schröder II. 1 ©. 171. 

29) Bismweilen fehlt e8 an der Leibzucht und fallen die Grundftüde des 
Berftorbenen fofort an beffen nächfte Erben, Schröder II. 1 ©. 177. — Das 
geſetzliche Leibzuchtsrecht hat fich zweifellos aus ber älteren Sitte herausgebilvet, 
dem andern Gatten eine folche LTeibzucht zu beftellen. In biefer Beziehung ift 
.das R. v. Winterthur v. 1297 III. 819 (Gaupp Stadtr. I. S.145) iuter- 
effant: die eingebrachten Immobilien des Berftorbenen follen an feine nächften 
Erben fallen, außer es hätten die Gatten Die Grundftüde einander nach swaben 
recht gemadt; vgl. auh R. v. Bülach v. 1483 810 (Gengler c. j. mun. 
I. p. 438). — Ebenfo bedarf e8 nach dem R. v. Straßburg und von andern El⸗ 
ſäſſiſchen Städten der beſonderen Beftellung der Leibzudt, Schröder II. 2 
©. 50 f. 

3) Schröder II.2 ©. 48, 54ff. — Ueber Speyer vgl. außer Sand- 
baas S. 162 au Gengler Stabtr. S. 454 f.: der Ueberlebende erhält Die 
fahrende Habe, die Leibzucht an den Grundſtücken und von der Errungenfchaft 
2/, reſp. Y. — In dem Münftertbal (Tirol. Weisth. III. S.353 3.9 ff.) 
wird die Errungenihaft (ligents oder varents) gleichfalls nach Dritteln ge- 
theilt. — Ueber Bafel Schröber II. 1 ©. 140 ff. 
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ber Quote, welde die Erben des BVerftorbenen erhielten, hatte der 
Meberlebende regelmäßig die Leibzucht, jo daß die Errungenſchaft 
zunächſt beilammen bleibt und erſt beim Tode des Weberlebenden 
nad) den angegebenen Duoten unter die beiberjeitigen Erben ver- 
erbt wird. 

Und jo wie nad altweitphäliihem Recht die Errungenſchaft 
nah Hälften zerlegt wurde, jo ift dies nach zahlreichen ſpätern Sta- 
tutarrechten der Fall, nach weldhem der Heberlebende die Hälfte der 
Errungenſchaft erbt und an der andern Hälfte und an den Grund- 
ſtücken des BVerftorbenen die Leibzucht hat?). 

Nah noch andern Rechten erhielt der Meberlebende die ganze 
Errungenſchaft, ſämmtliche Mobilien und daneben noch ein geſetz— 
liches Leibzuchtörecht an den Grundftüden des BVerftorbenen?). 

Sit die Che mit Errungenſchaftsgemeinſchaft beerbt, jo wird 
das Vermögen unter Beobachtung ſehr mannigfacher Beftimmungen 
im Einzelnen zwijchen dem Weberlebenden und den Kindern getheilt. 
Dabei wird aber zufolge des Berfangenjchaftsrechtd die Theilung 
noch juspendirt oder es bleiben die Kinder mit dem Parens „zu 
Gedeih und Berderb” in Gemeinfchaft, fo daß auch der fpätere 
Erwerb in die Geſammtmaſſe gezogen wird. Für den Theilungs- 
maßjftab gelten ähnliche Normen, wie im Fall der unbeerbten Che). 


31) Am Niederrbein, in Heffen, Saarbrüden, Naffau, Weftphalen, einzelnen 
Schweizerifhen Rechten, Schröder II. 1 ©. 171, 176, II.2 ©. 52, 57 ff., 
175 R.18, IL 3 ©. 25 N., Schilling ©. 253 ff. — Auch nad dem 1. Würt. 
Landrecht erbte der Weberlebende bie Hälfte der Errungenfchaft und die Hälfte 
von dem Vermögen des Berftorbenen und erhielt die Leibzucht an der andern 
Hälfte, welche an die Verwandten bes VBerftorbenen fiel, v. Wächter I. S. 247 f. 
— Benn das Schwarzwälder Weisth. v. 3. 1428 bei Grimm IV. ©. 481 
fügt, der Ueberlebende behalte die Errungenfchaft ze end siner wil und nad 
feinem Tode falle fie zur Hälfte an bie beiderjeitigen Verwandten, jo ergiebt 
fi, daß der Weberlebende das Grundſtück zur Hälfte als Eigenthümer und zur 
andern Hälfte als Leibzüchter befaß. 

32) In Franken, Heffen, Würtemberg, Schröder IL.2 ©. 64 ff., in Goslar, 
Dueblinburg, Mühlhaufen, Eiſenach, Gotha, IL. 3 ©. 69 ff., in Defterreih IL. 1 
©. 204 ff, in Wintertfur II. 1 S. 170, 175, aub im Kanton St. Gallen, 
Grimm ®. I S. 203. — 

3, Schröder II.2 ©. 109 ff., 180 ff., I.3 ©. 187 ff., 204 ff. — Bgl. 
3.8. auch Grimm W. I. ©. 203 f. (Theilung der Errungenfhaft und ber 
fahrenden Habe nach Hälften; der Ueberlebende bat die Leibzucht an den Grund- 
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Manche Rechte, welche Bei unbeerbter Ehe Errungenfchafte- 
gemeinſchaft beobachten, laſſen, wenn die Che beerbt ift, dad gefammte 
Bermögen eine Maffe bilden und demgemäß in Rüdjicht auf das 
Ebrecht allgemeine Gütergememjchaft eintreten‘), 
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Bei der Regulirung der Vermögendverhältniffe nach dent Tode 
eined Ehegatten fönnen abgejehen von den biöher erörterten gejeß- 
lichen Grundfägen noch die bejondern Feſtſetzungen der Ehegatten 
in Rüdficht auf einzelne Objelte oder Vermögensmaſſen zu berüd- 
fihtigen fein. Wenngleich derartige Eheberedungen ihre Wirkungen 
zum Theil bereit8 während der Ehe äußern, jo iſt died doch haupt: 
jächlich erft bei ihrer Auflöfung der Fall. Namentlih fommen dieje 
auf gewillfürter Zuwendung beruhenden Berechtigungen bei ſolchen 
Ehen in Betracht, nach deren Auflöfung das Vermögen in jeine 
ursprünglichen Beftandtheile zerfällt; da nad manchen Rechten dies 
nur bei umbeerbter Che der Fall ift, während wenn Kinder 
vorhanden find, die Gefammtmaffe in Duoten getheilt wird, jo 
kann für dieſelben Ehegatten die Zuwendung Beltand haben oder 
fortfallen, je nachdem die Ehe fchließlich eine unbeerbte oder beerbte 
ift. Aber gelegentlich finden fich folche Specialmafjen als Voraus 
auch da, wo dad gefammte Vermögen in Quoten zerlegt wird. 

I. Die Morgengabe!). 


ſtücken des Berftorbenen), IV. ©. 481 (ver MWeberlebende erbt Die ganze Er- 
rungenfchaft, welche aber ben Kindern verfangen bleibt). — Theilung nad Kopf⸗ 
tbeilen, Schröder IL. 3 ©. 188, 194, 203, aber auch andere Ouotenverhältniffe 
©. 203 ff. 

#4) Schröder II.3 S. 204 ff. — So nad dem 1. Wirt. !br.; erft das 
3. Landr. fchreibt vor, daß für Die beerbte Ehe nicht allgemeine Giltergemein- 
ſchaft eintreten fol (v. Wächter I ©. 248, 427 f.). — Bel. auch Grimm 
W. V. S. 197 8 44. 

Aber auch die Partikularität des alten weſtphh. Rechts der Lex Saxonum, 
daß bei unbeerbtevr Ehe das Bermögen in feine urſprünglichen Theile zerfällt 
und nur bei beerbter Ehe Errungenjhaftsgemeinfchaft eintritt, findet fih in 
dem ſpätern frieftfhen Recht, Schröder IL. 3 ©. 3% ff., 399, 402. 

1) $raut II. ©. 534 ff, Blumer jchweiz. Rechtsgeſch. I. S. 485 ff., 
11.2 ©. 177 ff., v. Marti ©. 176 ff., 216 ff, 336 ff, LZaband Vermoͤgens⸗ 
rechtliche Kingen S.389—399, Dfenbrüggen Stupien zur Rechtsgefchichte 1368 
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1. Wie im älteſter Zeit und nach dem Recht des Sachſen⸗ 
iviegeld ($ 217 N. 7, 8 218 N. 13,14) war es and Später bei 
den verfchiedenen Stämmen Gebraudy, daß der Mann am Morgen 
nach der Hochzeit (nach dem Beilager) der Frau ald Zeichen feiner 
Liebe?) und zum Dank für ihre Hingabe ein Geſchenk machte, die 
Morgengabe, donum matutinale, morganaticum®). Biöweilen 
wird fie als Gegengabe für dad Opfer der Jungfernſchaft charak⸗ 
terifirt®), regelmäßig tft fie aber ein Geſchenk der Liebe an die Frau, 


S. 69 —83, Schröder II. 1 S. 24ff, U.2 S. 242 ff, I.3 ©. 332 ff., 
Agricola S. 472 ff. 553 ff, Schilling Wald. Erich'ſches R. ©. 386 ff., 
Siegel Güterrecht der Ehegatten im Stiftslande Salzburg. 1882 (eſtr. A. 
Berr. 30. 89 ©. 88 ff), Bühler Bündnerifches Erb⸗ u. ehel. Güterr. ©. 70 ff., 
Roſenthal Beiträge zur Stadtrechtsgefchichte. Heft 1 u.2. 1883 ©. 168 ff.; 
vgl. auch Panli Abhh. II. S. 39 ff., Lüb. Zuflände J. S. 108. — Weber 
Schwed. R. v. Amira nordgerm. Oblig. R. I. ©. 518 ff. 

2) Oeſtr. Urk. v. 1314 bei Schröder DBI.. 1S. 50: affectionem illam, 
que morgengab vulgariter dicitur. 

3) Aber auch dos, dotalicium, donatio propter nuptias nm. f. w., 
Hafendhrt öſterr. Landesr. S. 100f., Schröder IL.1 ©. 5ff., 9f. 

4) Kraut II. ©. 540 R. 25, Oſenbrüggen ©. 76 ff., 30, 82, Schrö⸗ 
ber IL. 1 ©.26, 38. Aud oben $ 217 R. 8 (pretium pudicitiae). — 
Salzb. Weisth. S. 48 3.18, S. 55 3.88, ©. 218 3.1, Oeſtr. W. I. ©. 191 
3.2, Landb. v. Davos ©. 77. — Aachener Urk. des 14. Jahrh. (Ziſchr. d. Aach. 
Geſch. Vereins 1879 ©. 158): vur horen maigdum (für ihre Iungfraufchaft). 
— Widerruf der M., weil die Frau Feine Jungfrau war, Bifhoff Steierm. 
Lor. zu art. 19. — Dan kann, ohne daß file einen Anſpruch darauf bat, eine 
M. der Grau geben, welche ire er verlorn hat vor ee, R. d. Münfterthals 
v. 3.1437, in den Zirol. ®. IU. ©. 353 2.29. — Haben fi die Ehegatten 
vor der Eheſchließung beichlafen, jo fol eine M. nur mit Genehmigung ber 
Erben gegeben werben, Grimm W. VI. ©. 315 83. — Daher foll auch eine 
Wittwe nach manchen Hechten feine M. erhalten, Augsb. R. (Schröder IL1 
&.26), Steierm. 2dr. art. 190 (Biſchoff mit Anm.). — In einem Schweizer 
Weisthum heißt es, eine Wittwe befomme eine Abenpgabe, Djenbrüggen 
©. 765 vgl. auch die Nachrichten bei Bühler ©. 80. Uebrigens kommt ber Aus- 
drud Abentsgabe auch in den Neumünſter'ſchen Kirchſpielsgebräuchen (ber- 
ansgeg. von Seeftern-PBauly ©. 60, 61) vor, aber in anderer Bedeutung; 
bier ſcheint fo überhaupt eine Zuwendung des Mannes genannt zu fein: falls 
bie Wittwe ans dem Nachlaß ihre „Abentsgabe” nicht vollftänbig erlangen könnte, 
jol fie an deren Stelle „gebuppelt Megdelohn“ erhalten. Unter „Megdelohn“ 
kann man body nur das praeminm virginitatis verftehen. 
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welche ſich — gleichviel ob fie Sungfrau war oder nit — dem 
Manne leiblich bingegeben hat°). 

Doch wie ſchon in den verjchiedenen Volksrechten die Morgen- 
gabe einen jehr verjchiedenen Charakter gehabt hatte ($ 217 N. Yff.), 
jo wird diefer Name auch im |pätern Mittelalter zur Bezeichnung 
der verjchiedenften Zuwendungen des Manned an feine Frau und 
ohne Rückſicht auf die Zeit ihrer Beftellung verwendet: es heißen 
jo bald Geſchenke von Tleinerem Betrage, bald auch Gaben, welche: 
in reihem Maß die künftige Wittwe ſicher ftellen follen und auf 
eine Leibzucht hinauslaufen. Ja aud Gaben der Fran an den 
Mann führen diefen Namen‘). Darum Tann man faum von einem 
Snftitut der Morgengabe fprechen; fie hat es zu Feiner gleihmäßigen 
Ausbildung gebracht und es treten die mannigfachſten Varietäten 
entgegen”). 

2. Die Morgengabe im eigentlichen Sinn fol am Morgen 
nach der Hochzeit, nicht ſpäter beitellt werden‘); im weitern Sinne 


5) Daher erhalten bie M. regelmäßig auch Wittwen, Schröder I. S. 85, 
109f., 1.1 S. 48f., 60, II. 2 ©. 245 N.17, auch Pufendorf III. obs. 
119 84. — Da fie mit dem gejhlechtlichen Verkehr der Gatten in Beziehung 
ftebt, beißt fie im Brünner Schöffenb. c. 189: pretium corpore deservitum. 
Melchior v. Offe (v. Langenn Doctor Meldior v. Offe 1858 ©. 73) erzählt 
mit Bezug auf einen konkreten Fall, die Braut babe am Morgen nach der Ber- 
mählung um die M. bitten follen, „weil fie ſolche verdient habe“. 

9) Schröder IL.1 S. 67 ff, 1.2 ©.243 N.9, v. Martig ©. 344 
N. 34, Ofenbrüggen ©. 76f., Oftfr. Landr. I. 66., Iglauer O. Hof (To⸗ 
maſchek S. 125). — Ebenfo, wie auch dotalicium bisweilen der Name, für 
das Einbringen der Frau if, v. Czyhlarz ©. 36 f. 

7) Bgl. 3.8. die Darftellung von Laband a. a. O. Über die alte land⸗ 
rechtliche, Die neuere (geſetzliche) landrechtliche und bie ſtädtiſche Morgengabe. — 
Aber troß dieſer Vielgeftaltigleit vermag ich Doch nicht der neuerdings dfter, auch 
von Roth (Ztſchr. f.gefh.R. W. J. S.50) geäußerten Anficht beizuftimmen, 
daß die M. „als die erfle Grundlage ber fpäter fih entwidelnden Gütergemein⸗ 
ſchaft bezeichnet werben kann.” 

8) Schröder II. 1 S. 24f., 37f., I. 2 ©. 244 N.16, 249 N. 32, 250 
N.35, II.3 S. 336 N.14. — Im Zufemmenhang mit dem Beilager, Url. v. 
1238 bei Niefert Beitr. II. ©. 8: quando thorum ejus introierit. — 
Spätere Gaben find ungültig, höchſtens mit Genehmigung ber Erben znläffig, 
Schröder ID. 1 ©S.25, 48, Siegel S. 89, Dortm. Statt. V. 36 (Frensp. 
S. 177). — Oefter wird auch biefe M. vor Zeugen verfprodhen, welche an das 
Bett lommen: Frensdorff Dortm. Statt. S. 306 c.105, Gengler c.j. 
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nennt man ſo auch Zuwendungen, welche bei der Verlobung in 
Gegenwart beſonders geladener Zeugen (der ſog. Heirathsleute, Hoch⸗ 
zeitsleute) verſprochen wurden und einen Theil des Heirathsvertrages 
bildetenꝰ). 

3. Die Morgengabe im urſprünglichen Sinn, wie ſie beſonders 
im Sachſenſpiegel normirt iſt, war vor ſonſtigen Gaben dadurch aus⸗ 
gezeichnet, daß ſie eine Ausnahme von dem Verbot der Schenkungen 
unter Ehegatten bildete, und daß die Frau in ihrem Beweis 
privilegirt war!); dieſe Morgengabe ſollte ſich aber auch nur auf 
beſtimmte Vermögensobjekte erftredien!!), Anderwärts werden die 
mannigfachſten Gaben und Verſprechungen ſo bezeichnet, welche vor 
Zeugen oder auch im Gerichte erfolgen: die Frau ſoll nach dem Tode 
des Mannes Kapitalien ans dem Nachlaß erhalten, Renten beziehen, 
ein Grundſtück zur lebenslaͤnglichen Nutznießung erhalten u. |. w.'2), 
jo daß fich vielfach die Miorgengabe zu einer Leibzucht umgeftaltete'). 


munic. I. p. 885 $ 19 mit Aum., Augsb. R. (Meyer art. 84 $ 1: am Bett 
vor den Freunden); Schröder IL.1 S. 25; vor ben Eitern IL. 1 ©. 37 f.; 
coram paranimphis et concivibus suis, R. v. Medebach $ 14 (Gengler 
Stabtr. ©. 283). 

9%) Shrövder I.1 S. 49, 59f., Schilling ©. 387 f. 

10) Oſenbrüggen S. 71ff., Laband a. a. O. 

1) Nah Sachſenſp. I. 20 81 darf ein Ritter feiner Fran nur geben 
einen Knecht ober eine Magd, Gezäuntes und Gezimmertes und feldgehendes 
Vieh; 5 8: Leute, welche nicht von Ritters Art find, geben das befte Pferd oder 
fonflige Stüd Vieh, welches fie haben. 

1) Wendroth de institutis quibusdam juris dotalis Saxonico- 
Vratislaviensis. Vrat. 1862 p. 25 ff, v. Marti S. 336 f., 340 ff, Agri- 
cola ©.523 ff, Schröder II. 1 ©.26 ff., 36f., 40ff., 50f., 60f., II. 2 
S. 245 f., Steierm. br. art. 199, vgl. auch 189. — Auch nicht⸗ſächſiſche Quellen 
beſtimmen Grenzen, welche nicht überfchritten werden follen, R. des Münfter- 
thals v. 1427 (Tirol. ®. II. ©. 353 3. 34), Salzb. W. ©. 217 3.42, 
v. Laßberg Schwabenfp. S.13 N. 18, Bluntſchli II. S. 264, Ofenbrüggen 
S. 77, Schröder IL.1 ©. 26 ff., 38 ff., 62. — Kraut $ 172 no. 20 (Lüneb. 
Pol. O. v. 1618): die M. foll mäßig gegeben werben. 

13) In ber Bresl. Urk. v. 1408 (3. f. Geſch. Schlef. VI. ©. 346) will der 
Schwiegervater feiner Schwiegertochter in feinen Gütern „reichen, ufgeben u. 
vermachen ... jre Morgengabe und leipgedinge“. — Das ſächſ. Weichbild 
(Kraut $ 172 no.13) hebt hervor, daß in ben Städten Heine eigentliche M. 
gegeben werde; die Frau erhalte hier Leibgebinge oder Grundſtücke oder fahrende 
Habe aus des Mannes Gut. 
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4. An den Gegenftänden der Morgengabe im alten Sinn erlangte 
die Frau durch die Mebergabe die Gewere und das Eigenthum; aber 
der Mann hatte wie bei dem übrigen Vermögen der Frau Nutznießung 
und Verwaltung und Tonnte, wo ed fih nur um Mobilien handelte, 
fie auch jelbftändig veräußern ($ 218 N. 24). Nach Ipäterm Recht 
dagegen ftand_der Frau an ihr ein feftered Recht zu und durfte der 
Mann, wenn fie in Grumnditüden, Renten u. |. w. beftand, außer 
bei echter Noth nur nach feierlich erflärter Genehmigung der Frau 
zu ihrer Veräußerung fchreiten*). 

5. Nach dem Sachjenfpiegel und vielen andern Rechten bleibt 
Die Morgengabe im Bermögen ded Mannes, wenn die Frau vor 
ihm ftirbt; fie erjcheint als eine für die künftige Wittwe beftinmte 
Gabe und kann daher nur dann, wenn die Frau Wittme geworden 
ift, fpäter auf ihre Erben übergehen"). Anberwärtd giebt ihre Be- 
ftelung der Frau ein feſtes vererbliches Necht, jo daß bei ihrem 
früberem Tode ihre Erben, inöbejondere ihre Kinder die Herausgabe 
von dem überlebenden Mann fordern dürfen!‘); bier kann die Frau 
auch bei Lebzeiten de8 Mannes über ihre Morgengabe von Tode 
wegen (biöweilen auch unter Lebenden) verfügen). Auch darf 
fie, wenn fie ihren Wittmenftuhl verrüdt, die Morgengabe, weil 
fie dieſelbe einmal „verdient” hat, in die neue Che mit herüber 
nehmen'®). 


14) Schröder II.1 ©. 30ff., 46 fi., 57 f., 62f., IL. 3 ©.235. — Prag. 
Rechtsb. c. 111. — Beräußerungen gegen ihren Willen konnte fie widerrufen, 
Magbeb. Blume I. 17, Schwabenfp. 205 Kraut II. ©. 547 N. 82, 548 ff., 
Schröder II. 1 ©. 45, 66. 

15) 9, Martitz S.354, Schröder II.1 ©. 35, 43, 61f., I. 3 ©. 336; 
auch Blumer ſchweiz. Rechtsgeih. I. S.488f., Siegel ©. 91. 

16) Bluntſchli J. S.432f., Schröder IL.1 ©.35f., 154, 182 N.49, 
1.2 ©. 247 ff. — Oft haben nur bie Kinder ben Erbanfprud, jo daß bei 
unbelinderter Ehe der Mann die M. behält, Grimm W. IV. ©.504 89, 
v. Amira I. ©. 520. 

19 Der geiftliche Berfaffer des Baumgartenberger Formelbuchs (heransgeg. 
v. Bärwald ©. 60) fagt von der Morgengabe: talem dotem potest mulier 
dare cui voluerit nec vir potest eam prohibere. — Scröber I. 1 
©. 36, 43, 54 ff., 62, 103, II. 2 ©. 247 f. — Sie kann fie bem Mann ſchenken, 
Grimm ®. V. ©.74 816. 

18) Schröder IL.1 ©. 37 N. 22, 4 N.14, 54 f., 56f. 
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6. Wo die Morgengabe in Sachen beiteht, welche in das 
Eigentbum der Frau übergegangen find, und nicht überhaupt auch 
dad Vermögen der Frau den Gläubigern ded Mannes haftet, können 
diefe fih nicht an die Morgengabe halten’). Sit ihr aber vom 
Manne ein Kapital verjprochen, jo hat fie bald eine privtlegirte 
Forderung”), bald fteht fie den Gläubigern ded Mannes nach“). 

7. Wird die Ehe wegen eines trennenden Ehehinderniſſes gelöft, 
fo verliert die Frau nah dem Sachſenſpiegel“) die Morgengabe, 
während fie ihr nach anderen Rechten verbleibt). Findet eine se- 
paratio quoad mensam atque thorum ftatt, fo behält fie die Mor- 
gengabe nur, wenn fie der unfchuldige Theil iſt“). 

8. Nach vielen andern Rechten bewirkt die Geburt eines Kindes 
eine Aenderung im ehelichen Güterrecht, „Kinderzeugen bricht Ehe⸗ 


19) Schröder IL.1 ©.45, II.3 ©. 334; vgl. auh Roſenthal Beitr. 
I. ©. 186. 

%), Oſenbrüggen ©. 81, v. Martig ©. 353, 

21) Laband vermögener. Klagen S.396, Schröder II. 1 S. 61f. H.3. 
©. 337. — Henneb. LdesO. III. 6 c.5: fie fol keinen Borzug vor andern 
Gläubigern des Mannes haben, aufer wenn ihr die M. auf ein Grunbftüd ver- 
fchrieben ift. 

22) Sachjjenfp. III. 74. Allerdings wird direkt nur gefagt, daß fie Das 
Morgengabsgebäude verliert; da aber unter den Rechten, welche fie behält, bie 
Morgengabe nicht erwähnt wird, jo ift anzunehmen, daß ihr auch bie Übrigen 
zur Morgengabe gehörigen Stilde verloren gehen. — v. Marti ©. 128 ff., 222f. 
(ebenfo v. Schilling ©. 321f. u. Andere) meint, daß es fich hier um separatio 
quoad mensam atque thorum handelt. Dies ift mir nicht glaublich, weil die 
Schuldfrage nicht erörtert wird. Es können doch unmöglich alle ihr hier ge- 
währten Vermögensrechte (Teibzucht, Gerade, Mußtheil, Eingebrachtes) einer Frau 
welche des Ehebruchs ſchuldig ift, zugefprochen werden. Wollte man entgegnen, 
Sachſenſp. III. 74 handele von dem Fall, daß fie der unſchuldige Theil fi — 
denn es heiße, die Frau werde mit Kecht gejchieden, fie habe ein Recht auf 
Scheidung — (fo nimmt in der That Gengler Lehrb. S. 943 an), fo ift zu 
beachten, daß nah Sachſenſp. I. 21 die Frau gleichfalls die Leibzucht behäft, 
wenn der Mann mit Reit von ihr geſchieden if. — Der Gedanke, welcher 
der Sächſ. Beflimmung zu Grunde Tiegt, fcheint mir der zu fein: biefe Frau 
burfte fich nicht geſchlechtlich dieſem Manne bingeben; Daher foll fie auch nicht 
bie wegen biefer Hingabe ihr zugewiefene Gabe mitnehmen; vgl. auch unten 
8249 N. 3ff. 

23) Schwabenfp. 24, Brünn. Sch. B. c. 188, Prager Rechtsb. c. 45 
(Rifler ©. 113). 

#) Schröder II.1 ©. 56, 63, 169 N. 20; vgl. auch unten 8 249 N. If. 

Stobbe, Privatreht. IV. 1.u.2. Aufl. 8 
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ftiftung”, fo daß die Frau nicht mehr den Anſpruch auf Herausgabe 
der ihr beſtellten Morgengabe hat, fondern ein beftimmt normirtes 
gejehliched Erbrecht erhält®). 

e Leibzucht. 

. Wie im alten Recht der Ehemann feiner Frau Häufig für 
ihre a ein Witthbum, eine Leibzucht an einem ihm ge= 
börigen Srundftüd beitellte ($ 217 N. 11,12, $ 218 N. 15), fo 
ift Died auch im jpätern Recht, befonderd bei den grundbefigenden 
Ständen, dem Adel und dem Bauernftande, der Fall); aber auch 
Nenten aus einem Grundftüd, Zinfen von einem Capital unter 
Verpfändung eines Grundftüdd wurden der Frau zu Leibzuchtärecht 
zugewendet. Bejonderd beim Adel wurde ed Gebraudy auf die 
Höhe der von der Frau eingebrachten Audfteuer Rüdficht zu nehmen 
und ihr ebenfoviel ald Witthum auszuſetzen. Derartige Zumendun- 
gen bezeichnete man als Widerlage oder mit einem römijchen 
Namen donatio propter nuptias, auch dotalicium”). 


25) 3.8. Schröder II. 1S. 63, II. 3 ©. 235, 341 f., 344, 346. — 
Wald. Er. Lehnr. art. 25, älteſtes Livld. Ritterr. art. 19, Livländ. Urth. v. 1539 
beit Schilling ©. 387. 

3) Eckardt das Wittbum ober dotalitium und vidualitium in ihrer 
biftor, Entwidelung quellenmäßig dargeftellt, in d. 3. f. d. R. X. ©. 437—493, 
Haſenöhrl Deft. Landesr. S. 103 ff., v. Martit ©. 193 ff., Laband ©. 400 ff., 
Agricola S. 480 ff, Schröder II. 1 ©. 71ff, U.2 ©. 2l4ff, II. 3 
©. 349 ff. — Ueber Leibgedinge an Lehen oben II. $ 121N. 34. 

Auch für diefe Zuwendung kommen die werihiebenften, vielbeutigen Be⸗ 
zeichnungen vor, jo Daß oft erft aus ber fonftigen Normirung fi ergiebt, um 
welche Gabe es fih handelt. — Witthum bat mit dem Wort Wittmwe nichts 
zu thun; es ift urſprünglich mit muntschatz identif und erhält erft fpäter ben 
Sinn: Wittwenverfjorgung (oben 8209 N. 19); vgl. auch Schröber IL1 
S. 73 ff. 1.2 ©.25f.; nicht Überall bedeutet es den Tebenslänglichen Nieß- 
brauch, bisweilen auch eine Zuwendung zu Eigentbum. — Leibzucht oder auch 
bloß Zucht (d. h. das Recht zum Ziehen der Früchte), Leibgedinge, aber 
auch Morgengabe. — Dos, dotalicium, donacio propter nuptias 
(Schröder II. 1 S.7, 9, II.2 ©. 216, Haſenöhrl S.103, v. Czyhlarz 
©. 35-ff.).. — Jus duarie sive liftucht, Urk. v. 1260 bei Lacomblet II. 
no. 487. — Eduwarium bei Lörſch Aach. Rechtsdenkm. S. 111 $ 47. 

7, Edardt ©. 465 ff, v. Marti S.356 f,, Schröder IL1S.7Fff., 
13 N. 9, 76 ff., 85 ff. II.2 ©. 236 ff. II.3 ©. 338 ff. Schilling ©. 389 f., 
Siegel ©. 87f. — Url. Ottokar's v. Böhmen in I. Boigt Formelbuch 
©. 168, Kraut 8 170 no.d, $ 171 no. 24. — lieber das Böhmifch- Mährifche 
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Zur Begründung der Leibzuht an einem Grundftüde oder an 
einem immobiliaren Recht reicht der einfache Vertrag oder eine ein- 
jeitige Dispofition nicht bin, jondern wird gerichtliche Auflaffung 
oder ein öffentlicher Alt vor dem Rath oder vor Zeugen u. |. w. 
erfordert. Dagegen bei Zürften erjchienen die Ehepakten als hin- 
reichend ®). 

2. Die Frau erhält ein ſuspenſiv bedingte echt, deſſen Ein- 
tritt vom früheren Tode ded Ehemanns abhängt. Während feines 
Leben? hat der Mann die Gewere an dem Gut, foll es aber nicht 
gegen den Widerjpruch der Frau veräußern”). Mit feinem Tode 
fallt die Gewere an die Frau?) und das Eigenthum an feine Erben. 
Neben diefer Auffaffung findet fih aber aud die andere in den 
“ Quellen und demgemäß auch in der Literatur, dab die Wittwe 
nicht ein jus in re aliena, jondern Eigenthbum, aber ein auf ihre 
Lebendzeit und auch im übrigen befchränftes Eigenthum habe und 
daß den Erben, welche bis dahin nur ein Vorrecht haben, erft mit 
ihrem Tode das Eigenthum anfalle‘). 

3. Die Wittme hat dad Recht ded ausgedehnteſten Yruchte 


Landrecht vgl. v. Czyhlarz ©. 33 ff., 40 ff.; Hier meiſtens ein und ein halb 
mal fo viel als das Einbringen der Frau (ihre Heimfteuer). — Die Beftimmun- 
gen waren im einzelnen außerordentlich verſchieden und es gingen Leibgedinge, 
Widerlage, Morgengabe vielfah in einander über. 

38) Sachſenſp. I. 21 $1, Schröder IL.2 ©. 218 f, v. Wyß ind. 2. f. 
ſchweiz. R. XIX. 16. 78 ff. 

29) Schröder IL.3 ©. 351 N. 9; a. A. v. Martitz S.199 f., 297 RN. 26. 

‚ 3%) Oben II. 8 72 R. 17. — Laband S. 164, Heusler ©.158, Pland 

Ger. Bf. I. ©. 513. | 

31) Oben II.S 71N. 10, STEN.T,SIEN.3. — Sandhaas S.225ff., 
248 f., 249 f., v. Marti ©. 201 N. 41, Schröder I.2 ©. 71—173, 
Schilling ©. 253 (die Leibzucht fei ein „Lebtagseigentbum)”, Bühler bündne- 
rifches Erb⸗ und ehel. Güterrecht 1882 ©. 46 f., über lebenslängliches Eigenthum 
Waitz Verf. G. VI. ©. 88f., 90 ff. — Selbſtverſtän dlich kommen bei Erörterung 
der juriftifhen Natur der Leibzucht auch ſolche Quellenausſprüche in Betracht, 
welde von gejeglicher Leibzucht handeln. Hier ift nun unbevingt Yebens- 
längliches Eigentbum und nicht bloßer Nießbrauch überall anzunehmen, wo nad . 
dem Tode des Leibzüchters das Gut an denjenigen Erben fallen joll, welder 
Dann der nädfte if, wo alſo nicht successio ex tunc, fondern ex nunc 
eintritt; gl. 3.8. v. Martig S. 201 N. 41, Kraut $ 146 no. 87, Grimm 
Weisth. III. S. 272 8 21. 


8* 
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genuſſes unter der Berpflichtung da8 Gut „in Bau und Befjerung” 
zu halten und die Laften abzuführen?); dagegen ift ihr nicht, wie 
dem Wiufruftuar nad römiſchem Recht, die Beitellung einer Caution 
oder Errichtung eined Inventars zur Pflicht gemadht®). Befindet 
ſie fih in echter Noth und find die Erben nicht bereit ihr Ddiejelbe 
zu lindern, jo darf fie dad Gut veräußern); ohne Noth darf fie 
Andern nur ihre Nutzungsbefugniß abtreten oder für ihre Lebenszeit 
Rechte an dem Grundftüd Tonftituiren®). . 

4. Der Mann darf das beftellte Recht widerrufen, wenn fi) 
die Frau einem unſittlichen Lebenswandel ergiebt oder Ehebruch 
treibt). Bei Ammullirung der Ehe wegen eined Ehehinderniſſes 
behält die Frau das Recht”). Nah dem Tode des Mannes ver- 
Itert fie die Leibzucht, wenn fie dad Gut nicht ordnungämäßig bes 
wirthihaftet®) oder es unberechtigt veräußert), dagegen im allge- 
meinen nicht, wenn fie fich wiederum verbeirathet). Die LXeib- 
zucht iſt regelmäßig eine Verjorgung der Wittwe, aber nicht 
bloß für ihre Wittmenzeit; doch konnte dad entgegengejepte ver- 
abredet werden“) und es galt auch nach einzelnen SPartikular- 


39) Sandhaas S. 231 ff., 360 ff. 

3) Sandhaas S.243f., 364 ff. — Die Franff. Ref. IV. 6 8 16 fordert 
Eantionsleiftung. 

3), Bluntſchli II. S. 180 f, Sanphaas S. 220 ff, Schröder II. 1 
S. 73, 1.2 ©.60, 710.12, 188 f., 1.3 S. 77; Grimm W. J. S. 85, 
V. S. 198 8 45. 

35) Sandhaas S. 215 ff, Schröder I. 2 ©.58. — Gosl. Statt. 
S. 28 3.42: ein a darf die Leibzucht bekomeren to sineme live. 

3) Brünner Sch. DB. co. 187, Purgoldt IL. c.94, Schröder DH. 1. 
© 75 N. 17. 

37) Sachſenſp. I. 21 $2, IH. 74, Gosl. Statt. S. 10 3. 32, Schwip. 146, 
v. Martig ©. 130, 198, Schröder II.2 ©. 53, 223, Schilling ©. 361. 

3) Sachſenſp. I. 21 82, Burg. I. A, Grimm W. V. S. 198 $ 45, 
S. 199 85, S.205 8 10, Schröder I.2 S. 71 NR. 13. 

3) Sachſenſp. I. 21 $2, Sandhaas ©, 215 ff. 

40), Sachſenſp. III. 76 $3, Homeyer Ertravaganten des Sachfenpiegels 
©. 249, Mühlh. Stadtr. (Förftemann) ©. 22, Kraut $ 171 n0.19, 20, 
Schröder IL.2 ©. 224 N. 39, Sandhaas ©. 247. 

4) Meihelbed I. no. 627 a. 843, Ried C. D. I. no. 29 a. 832, 
Bluntſchli J. S. 107 N. 234, Schröder II. 1 ©. 74 N. 14, 17, vgl. auch 
11.2 ©. 224 R. 39. 
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rechten die Regel, daß eine Frau, welche ihren Wittwenftuhl verrüdt, 
die Leibzucht verliert“). 

5. Partifulär beftand für die keibzucht der Grundfatz: „Kinder⸗ 
zeugen bricht Eheſtiftung“ und trat mit der Geburt von Kindern für 
die Frau das geſetzliche Erbrecht ein“). 


8 224. Die Gütergemeinfhaft im Mittelalter. 


I. Erſt nachdem die wejentlichten Grundfäge über das eheliche 
Güterreht dargeftellt find, foweit fie die Verfügungsgewalt des 
Manned, die Theilnahme der Frau an DVeräußerungen von Grund» 
ftüden, die Verhaftung ded Vermögens für die Schulden und feine 
Bertheilung bei Auflöfung der Ehe betreffen, kann die Beantwortung 
der prinzipiellen Stage verſucht werden, ob für die große Anzahl 
von mittelalterlichen Quellen, welche eine größere Gemeinjchaftlichkeit 
des Vermögend in den bezeichneten Richtungen befolgen, während 
der Che Miteigentbum resp. gefammte Hand angenommen wer- 
den darf. 

Eine direfte Antwort geben nur wenige Quellen: meiſtens be- 
Schränken fie fih auf Beftimmungen über das Deräußerungsredt, 
über die Schuldenhaftung und über das Schickſal ded Vermögens 
bei Auflöfung der Ehe. Die gefegliche Regelung der praftiichen 
Detailfragen ohne Formulirung des Prinzips entjpricht durchaus der 
naiven Rechtsbildung ded Mittelalterd. Ihr ift e& gleichgültig, wer 
Eigenthümer ift, wenn es nur feititeht, wer verfügen, verwalten und 
nuben Tann, welches Vermögen für die Schulden haftet und wer 
nad) Auflöfung der Ehe an dem Vermögen berechtigt if. Daher 
fann denn nody immer darüber Streit beftehen, welches Prinzip für 
einzelne (ältere und neuere) Güterrechte gilt, und es wird in der 
That für mande Mechtögebiete ein vergebliched Bemühen bleiben, 
die Prinzipienfrage mit Sicherheit entiheiden zu wollen. Es wird 
zum Theil zweifelhaft bleiben, ob unjere Vorfahren Gütergemeinichaft 
während des Beltandes der Che annahmen oder ob fie erit bei 


“2, Dithm. br. v. 1447 $ 203, Oftfrief. Lor. II. 209, Bremijches Ritterr. 
VII. 84 (Pufend. IV. p. 27). Dafjelbe hatte fhon das altburgund. R. be- 
ſtimmt, Schröder I ©. 45. 

8) Schröder IL.3 ©. 3557. 
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Auflöfung der Che das beiderfeitige Vermögen ald eine Geſammt⸗ 
maffe behandelten, jog. Gütergemeinſchaft von Todedwegen!), 
und ferner, ob im Falle der Gütergemeinichaft unter Lebenden fte 
für die Ehegatten fefte Quoten oder ein Verhältniß der gefammten 
Hand ohne Duotentheilung annahmen?). 

Am eheſten fteht zu vermuthen, daß diejenigen Rechte, welche 
bei Auflöfung der Ehe die Errungenjchaft als eine bejondere Ver⸗ 
mögendmafje behandeln, auch jchon während der Ehe die Ehegatten 
ald Miteigenthümer derjelben anfahen; denn ſchon im frühen Mittel- 
alter zeigen jih Symptome für diefe Auffafjung und in päterer 
Zeit begegnen fie in entfprechender Weije?). 

Es find im folgenden die einzelnen Punkte zu erörtern, welche 
für die Beantwortung der Prinzipienfrage in's Gewicht fallen können. 

II. 1. Eine Gütergemeinfhaft unter Lebenden, aber auch von 
Todes wegen Tann, wenigftend was Grunditüde, insbeſondere ererbte 


— 





1) So viel mir befannt, bat diejen treffenden Ausdruck zuerft Heyde- 
mann gebraudt. 

2) Die Literatur Über die Controverfe, ob das Mittelalter nur GG. von 
Todeswegen oder auch GG. unter Lebenden kannte, führt Schröder I. 3 
©. 298 N.8, 9 an. Er ſelbſt erklärt fi für die leßtere Anficht; vgl. auch 
II. 1 S. 191f. 1.2 ©. 177 f., 1781. — Gegen Hänel, welder bie GG. 
für das Recht von Goslar und einigen andern Städten vertbeidigt hatte, vgl. 
v. Gerber Abhh. ©. 364 fi. 

3) Deutlich tritt die Gemeinſchaft der Errungenſchaft hervor, wenn in eitt« 
zelnen Partikularrechten vorgefchrieben wird, daß als Eigenthümer ver während 
ber Ehe erworbenen Grundflüde im Grundbuch bie beiden Ehegatten eingetragen 
werben follen; vgl. bie Belege bei Schröder IL.2 S. 4f. (Köln, Bamberg), 
S. 175 N. 18 (ſüdd. Weisth.). — Freilich werden auch in Riga Die von ber 
Frau eingebradgten Grundftüde auf ben Namen des Mannes eingetragen 
(v. Bunge Riga ©. 238); und doch ſcheint bier nur GG. von Todes wegen 
gegolten zu haben. 

Herner ift zu erwähnen, dgß bie Ehegatten über Quoten an der Errungen- 
Schaft Rechtsgeichäfte abjchließen, (wie 3. B. im Straßb. Vertrage v. 3. 1299 Bei 
Schröder I.1 S.50f., wo ber Mann feiner Frau °/, von Dem erworbenen 
Gut und die Frau ihr Drittel dem Manne zu Witthumsrecht aufläßt), daß fe 
über Quoten an ber Errungenſchaft tefliren (4.8 Wiener R. (Schufter) 
art. 85), u. ſ. w. — Wenn im Falle der Ehefcheidung die Errungenſchaft nach 
Duoten. zwiſchen den Gatten getheilt wirb, (wie 3. B. im Saarbrüder Recht bei 
Schröder II.2 ©. 52), fo ift dies Fein firingenter Beweis dafür, daß gleiche 
Duoten auch bei Beſtand der Ehe angenommen wurden. 
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Grundſtücke anbetrifft, da nicht angenommen werden, wo feſte Erben⸗ 
warterechte beftehen und eine Veräußerung eined Grundftüdd nur 
mit Genehmigung der nächſten Erben erfolgen fol. Hier war ohne 
dieſe Genehmigung fein Miteigenthum oder Erbrecht des andern 
Satten, ſondern höchſtens eine Leibzucht für ihn möglich‘). 

2. Gegen die Gütergemeinshaft unter Lebenden ſpricht es, 
wenn bei Auflöfung der Ehe in Grmangelung bejonderer DBerfü- 
gungen dad Geſammtgut nad Quoten zerlegt wird, aber der Che- 
mann durch Teſtament feiner Frau eine fleinere Duote zuweilen 
darf, als ihr ab intestato anfallen würde?). | 

3. Weder für noch gegen die Gütergemeinschaft ſpricht ed, wenn 
die Chefrau bei Verfügungen über Grund und Boden mitzuwirken 
hat; dieſe Betheiligung kann ihr zufolge ihred Miteigenthbums, fie 
fann ihr aber auch wegen ihres Intereſſes an der Erhaltung ded 
Grundbeſitzes zuftehen‘).. Auch wird in Nechtögebieten, welche das 
Zujammenwirken beider Gatten bei Beräußerungen von Grundftüden 
fordern, bißweilen auf das beftimmtefte hervorgehoben, ob es ſich 
um Grunditüde des Mannes oder der Frau handelt. 

Ebenſo wenig Tann ed beweilen, wenn nad einigen Rechten 
dad Verwaltungsrecht des Mannes jo weit geht, dat er Grundftüde. 
der Frau ebenjo wie feine eigenen einfeitig, ohne Zuziehung der 
Frau veräußern darf”). 

4. Dafjelbe gilt von Beltimmungen, wonad die Frau aud 
für die Schulden des Mannes haften fol, inäbejondere wenn die 
Sormulirung nicht dahin geht, daß das gemeinfame Gut, jondern 


) Einen intereffanten Mebergang bilden die Stabtrechte, welche die GG. 
von Todes wegen für Erbgüter (Lüneburg, Apenrade, Schröder IL.3 ©. 39, 
52, 79) oder für auf dem Lande gelegene Güter (I. 3 ©. 112 ff.) ausſchließen, 
aber für fläbtifche Güter zulaffen. — Aehnlich wie der Suchfenfpiegel beftimmen 
auch ſüddeutſche Rechte, daß der Mann an Erbgjitern feiner Frau nur eine Leib- 
zucht beftellen darf, II. 3 ©. 137. 

5) Dies ift ber Fall nah Lübiſchem Recht, Schröder II.3 S.257 f. 
und daher ein Gegenbeweis gegen Schröder's Annahme, es habe nad Lüb. 
Recht GG. während der Ehe gegolten; vgl. unten N. 16. 

6) 9. Gerber Abhandlungen ©. 368 f. 

7) Anderer Anfigt Schröder I. 2 S. 179, II. 3 ©. 316; auch Ztichr. 
f. RO. X. ©. 434. 


120 $ 224. Die Gütergemeinfhaft im Mittelalter. 


daß nach dem jeinigen das Vermögen der Frau zur Erefution ges 
zogen wird®). 

II. Uber eine große Zahl von Quellen erklärt direkt, daß in 
der Ehe eine Gütergemeinjchaft, jei e8 zur gefammten Hand, ſei es 
nach ideellen Quoten eintrete. Doch müflen auch diefe Ausſprüche 
mit großer Borfiht aufgenommen werden. Denn bei manden der- 
felben ergiebt fi) unzweideutig, daß nur für daß Erbrecht dieſe 
Gemeinfchaft von Bedeutung fein und bei Auflöjung der Ehe das 
gelammte Vermögen eine Maſſe bilden jollte?). Dagegen unterliegen 
jolche Beitimmungen: feinem Zweifel, wonach die Ehegatten „in ge= 
meinfamem Gedeih und Verderb“ fiben!), — im Gegenjab gegen 
Rechte nach denen dad „Frauengut nicht wächlt und nicht ſchwindet“ 
(oben $ 221 N. 18 ff.). Oder wenn ed heißt, das Gut joll „halb 
und halb” fein „bi ereme levende unde nach ereme dode“, oder 
ihr Gut fei einst), 

Der Moment, mit welchem die Gütergemeinfchaft eintritt, wird 
aber verichieden beftimmt: 

a) nad) manchen Quellen beginnt jie mit der Eheſchließung, 
insbeſondere mit dem ehelichen Beilager”); 


8) Anders natürlich da, wo wie 3. B. für Güſtrow (Böhlau in f. Ztſchr. 
X. ©. 159) gejagt wird, daß durch das eheliche Beilager „ihre Güter gemein 
werden, Schuld und Unſchuld ihrer beider ift und bleibet.” 

N) Kann man deutlicher die allgemeine Gütergemeinfhaft bezeichnen, als 
in dem Thurgauer Weisth. v. 1432 bei Grimm I. ©. 278, wonad zufolge des 
ehelichen Beilagers eintritt ain ganze luthere gemaindt alles dafs sy baide 
hand, nützit ufsgenommen Jigents und varends? Und doch wird gleich 
baranf beftimmt, daß der Veberlebende die Erbgüter uud das Eigen nur zu 
Leibzucht erwirbt und daß nach feinem Tode dieſe Güter an die nächften Erben 
des Berftorbenen fallen; ygl. auh Schröder II. 1 S. 180. 

1) Schröder L.2 ©.2f., II. 3 S.402 N. 46, 409, auch Eltwiler 
Entſcheidung bei Schröder Urff. no. 343 (302). Bgl. au oben $ 221 N. 22. 

1) Bol. die Quellenftellen bei Schröder IL. 3 ©. 65, 314, 402 N. 46, 
405, Schwarz Gütergemeinichaft S. 18 und in den folgenden Noten. 

13) Die Ehegatten, welche zufammen kommen, geven liiff umme liif und 
gud umme gud; Dortm. Urtbeil IV. 81 bei Frensdorff ©. 128; vgl. auch 
die Eitate NR. 81. — Bremer R. v. 1303 XLI. p. 93: was jeder von ihnen bat, 
dhat is herer beidhe. — Wittftoder Priv. v. 1374 (Schröder II.3 ©. 314): 
Wan ook Man unde Wyf echtlicken tosanıen kamen an eyn bedde, so 
schal er Erfgut half unde half wesen, beyde by ereme levende unde 
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b) nad andern erft Jahr und Tag nad der Eheſchließung. 
Wenn diefelben in dad Detail eingehen, fagen fie nur, daß, wenn 
ein Ehegatte nach Ablauf dieſer Zeit ftirbt, andere erbrechtliche Wir- 
kungen eintreten, ald wenn er im erſten Sahre der Che geftorben 
wäre”); bier kann aljo nur eine Gütergemeinjchaft von Todes wegen 
fonftatirt werden. 

c) Nach noch andern Rechten fol die Guͤtergemeinſchaft gelten, 
wenn in der Ehe ein Kind geboren wird), gleichviel, ob daſſelbe 
eben bleibt oder fpäter ſtirbtis). Wie auch bier meiftend nur erb⸗ 


nach ereme Dode. — Stadtr. v. Kroffen v. 1469 (II. 3 ©. 65): zufolge 
des Beilagers: so sol das gut des mannes die helfte und auch der 
frawen die helfte sein, — R. v. Landsberg (in Baiern) v. 1392 (Gengler 
Stadtrechte S. 232): mit dem Beilager foll „ir baider guet, das sie zusamen 
bracht haben, ain guet haissen und sein. — Graf u. Dietberr ©. 153 
n0. 83, 84, ©. 157 N. d. 

Aber aus manchen derartigen Beftimmungen läßt fi) Doch nichts weiteres 
folgern, als daß GG. v. T. w. eintreten fol. 3.8. Stadtr. v. Coldiz $2 (bei Geng- 
ler e. j. mun. p. 613) oder Kehdinger Landr. tit. 18, 19 (Pufend.I. p. 154, 
155): denn wenn auch nad demſelben, in Ermangelung von Eheftiftungen 
„Mann und Frau auf halb und halb zufammen kommen”, fo befteht Doch bei 
befindeter Ehe Gütertrennung, und erbt nur im Fall der finderlofen Ehe der 
überfebende Gatte die Hälfte des Gefammtguts; vgl. au Eropp IL ©. 532 
N. 177. 

13) Bol. die Stellen bi Schröder II. IS. 153—155, 169; II. 2 ©. 75, 
11.3 ©. 390; außerdem au R. v. Schweibnit v. 3.1341 81,2 (Gengler 
S. 423 f.) und Hammerbröfer R. v. 1613 no. 151 (Hübbe ©. 153). 

19 So wie [don die L. Sax. 47 fagt, daß in Weftphalen die Frau ein 
anderes Recht in der Ehe bat, postquam mulier filios genuerit. 

15) Wendiſch⸗rügianiſcher Landgebrauch (Schröder II. 3 ©. 303, vgl. auch 
&.124): wert ein bur mit sinem ehegaden beervet, dat kind, sobalde 
id up de welt kumpt, samet und scheidet dat gut siner oldern. id samet 
also, dat de olden und dat kind werden glik rik. id scheidet edder 
deilet also, dat denne dem vader hört ein deel, der moder dat ander, 
dem kinde, wo dar nicht tweseken sint, dat drüdde deel; weren dar 
tweseken, würden id vier parte. und disse saminge und deelinge blift, 
so lange dar van den oldern mehr kinder erwecket werden; und so 
often und so vele der kinder, so vele parseile unde deile betalder 
schuld. — Landshuter Erbrechts-Priv. v. 1423 (Schröder I. 1 ©. 155): 
ihr Bermögen foll ein guet sein. — R. v. Erfurt (II. 3 ©. 212): mit der 
Geburt fei alles gut uffe sie beide ... ganz geerbit; ebenfo nach dem R. v. 
Heiligenftabt, Eiſenach und andern ſächſ.thür. Orten (Schröder IL.3 ©. 19, 
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rechtliche Wirkungen hervorgehoben werden, jo wird doch audy ge- 
legentlich gefagt, daß von jegt an die Verfügungdgewalt des Che- 
mannd gefteigert ſei oder dab fi dad Vermögen im Miteigenthum 
der beiden Gatten oder der Gatten und der Kinder befinde. 

IV. Wenn fomit für zahlreihe Rechtsgebiete, weldye die Ver— 
äußerung ſämmtlicher Immobilien, gleichviel ob des Manned oder 
der Frau, nach gleichen Grundſätzen behandeln, das beiderjeitige Ver⸗ 
mögen für die Schulden haften lafjen und dafjelbe bei Beendigung 
der Ehe nicht in feine urfprünglichen Beftandtheile auflöjen, die An- 
nahme begründet ift, daß man im Mittelalter audy für die Zeit der 
Ehe eine Gemeinjchaft ded Vermögend annahm, jo darf man daffelbe 
doch nicht für ſolche Rechtögebiete annehmen, welche Gütergemeinſchaft 
von Todes wegen für die beerbte Che eintreten laffen, ald beerbt 
aber nicht jede Ehe anjehen, in welcher einmal ein Kind geboren 
wurde, jondern nur eine ſolche, aus welcher zur Zeit ihrer Auf- 
löſung Kinder vorhanden find. Im höchſten Grade ift e8 unwahr- 
Icheinlih, daß mit der Geburt eined Kindes die Verfchmelzung der 
beiden Vermögensmaſſen eintrat, daß fie aber wieder aufhörte, jo= 
bald ſämmtliche Kinder geftorben waren, ein derartiger Wechſel, 
welcher in einer einzelnen Ehe leicht öfter hätte eintreten können, 
würde mit großen praftiihen Schwierigkeiten verbunden gewefen fein. 
Aljo: wo für die unbeeibte Ehe in erbrechtlicher Beziehung Trennung 
der beiden Mafjen, für die beerbte Gemeinſchaft derjelben gilt, galt 
während der Ehe feine Gemeinſchaft!s). 


196, 212 5.5; vgl. auch Hänel S. 292 ff.). — Steigerung der Verfügungs- 
gewalt des Mannes nah Brünner R. (Schröder II. 3 S. 235). — Bgl. 
Übrigens noch Schröder II. 1 ©.155, II.2 S. 190 N. 89, II.3 S. 37 
(Dortm. R. IV. 61 bei Frensdorff ©. 123, mit der dortigen Note), 
300 f., 891. 

16) So beſonders Cropp II. ©. 512 f. mit Bezug auf Tübed, Runde 
S. 163 („es würde höchſt unnatürlich fein, das ganze gegenfeitige Recht ber 
Ehegatten am Gute einem Wechjel zu unterwerfen, vermöge beffen der Eintritt 
ber materiellen Bereinigung fo oft angenommen werben müßte, als den Ehe- 
leuten ein Kind geboren würde, und die Wiederauflöfung berfelben, jo oft durch 
den Tod des geborenen Kindes bie Ehe wieder zu einer kinderlofen würde“), 
212f. und überhaupt die meiften Schriftfteller, vgl. die Eitate bei Schröder 
11.3 ©. 298 N. 9, S. 305 N. 36, befonders auch v. Gerber Abhh. S. 370 f. 
Dagegen vertheibigt Die GG. auch unter Xebenden Schröder II.3 S. 299 f., 





$ 224. Die Gütergemeinichaft im Mittelalter. 123 


V. Dagegen befteht Gütergemeinfchaft unter Xebenden, wenn 
dad Geſammtvermögen bei Chejcheidung nah Quoten unter den 
‚beiden Gatten vertheilt wird”), oder wenn zu Folge der Konfis- 
fation des Vermögens eines Gatten eine Duote von dem gejammten 
Vermögen mit Beichlag belegt wird"). 

VI Das Relultat der Betrachtung ift: bereit im Mittelalter 
hat man in manchen außerfächfiichen Nechtögebieten eine Verſchmel⸗ 
zung der Vermögensmaſſen beider Ehegatten während der Ehe an⸗ 
genommen, ſei ed daß man die Gatten ald Gejammteigenthümer, 
ſei e8 ald Miteigenthümer nad) Duoten betrachtete. Aber gleichviel 
ob diefe oder jene Richtung der Conftruftion vorherrjchte, man hat 
fh nicht verführen lafjen, aus der allgemeinen Auffafjung von 
einem Miteigenthbum oder der gefammten Hand heraus Folgerungen 
für dad Recht der Ehegatten zu ziehen, welche fi in Widerſpruch 
mit den Grundfägen gejebt hätten, welche — ohne Rüdjiht auf 
juriftiiche Sonftruftion, aber im engen Anſchluß an die Bedürfniffe 
ded Lebend — bisher heraudgebildet und befolgt worden waren. 


namentlich auch für Lübeck S. 305—311; vgl. dort auch die weitern Anhänger 
diefer Anfiht S. 298 N. 8. — Schröder I. 1 ©. 155 fagt, es verftehe ſich 
von felbft, Daß Die Vereinigung des Vermögens von Todes wegen {don unter 
Lebenden ihre Bedeutung hat und kommt II.3 ©. 309 zu dem unbefriedigenden 
Refultat, „Daß bie ehel. GG., wie fie mit ber Geburt bes erften Kindes begann, 
mit dem Borabfterben des Tettten Kindes wieder in Wegfall kam.“ Man kann 
ihm mit feinen eignen Worten (II. 2 ©. 176) entgegnen: „Was wäre das für 
eine Gemeinſchaft, die nur für eine gewiffe Zeit Beftand hätte und fich nachher 
wieder von ſelbſt in ihre Atome auflöfte.” — Wenn, jo lange Kinder vor- 
handen find, über die BVerfügungsfreiheit des Mannes und über die Haftung 
für die Schulden andere Grunbjäge gelten als bei kinderloſer Ehe, fo ift Dies 
fein Beweis dafür, daß die beiven Vermögensmaffen zu einer vereinigt worden 
find. — Uebrigens aber ift zuzugeftehen, daß der Lübeder Oberhof im I. 1489 
(bei Michelfen no. 211 vgl. mit S. 37 ff.) in der That einen Wechſel des 
Güterrechts mit der Geburt und mit dem Abfterben ber Kinder angenommen zu 
haben fcheint. 

Schröder II.3 ©. 402. — Das Wiener Stadtr. (Schufter) enthält 
hier Wiederfprücde; art. 98 im Anſchluß an Schwip. art. 24 will, daß die Frau 
bei Eheſcheidung ihre Illaten, Morgengabe und Leibgebing nimmt; aber art. 94 
beſtimmt in felbfländiger Weife, e8 ſei das gefammte Vermögen in Quoten zu 
theilen und zwar verſchieden je nach der Zahl der Kinder. 

18) Schröder Urkk. no. 343 (302). 
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S 225. Die Berfangenihaft. 


Einer bejonderen Erörterung bedarf noch die oben erwähnte 
(8: 222 V) Berfangenihaft‘), deren Weſen darin befteht, daß im 
Fall einer beerbten Ehe der überlebende Gatte jämmtlihe Grund 
ſtücke lebenslänglich behält, daß er dieſelben aber, weil fie den Kin- 
dern verfangen?) find, nur mit Genehmigung der Kinder diejer 
Ehe veräußern darf. Die Frage, wer während der Berfangenichaft 
Eigenthümer der Grundftüde fei, wird erft am Schluß des Para- 
graphen behandelt werden. 

I. 1. Die Verfangenſchaft erftredt fi regelmäßig auf ſämmt⸗ 
lihe Grundftüde, welde die Ehegatten während der Ehe bejaßen, 
gleichviel ob fie fie eingebracht oder fpäter erworben, ob ererbt oder 
Ipäter errungen haben, aber nit auf die Grunditüde, welche der 
überlebende Parens nad) aufgelöfter Che erwirbt: letztere werden 
von den Beichränkungen der Verfangenſchaft nicht ergriffen?). Bis—⸗ 
weilen ift fie auch auf die Mobilien ausgedehnt*), bisweilen beſchränkt 
fie fih auf die Errungenſchaft. 


1) Ueber Berbreitung und Literatur des Inftituts vgl. oben $ 222 R. 27. 
— Wegen der gegenwärtig fehr geringen praftiihen Bedeutung des Inſtituts 
(N. 12, 13) behandele ich dafjelbe lediglich in dem hiſtoriſchen Theil. 

2) Ueber die Terminologie Sandhaas S.295, Schröder II.2 ©. 182, 
II. 3 ©. 147. — Befonders deutlih fagt ein Schwarzwälder Weisth. bei 
Grimm IV ©. 504 8 4: beim Tode eines Parens fei der „halbtheil ligendes 
guets gefallen, der ander theil gefangen“; die Hälfte fällt den Kindern 
an, bie andere Hälfte ift ihnen nur verfangen; über das Eigenthbum an dem 
verfangenen Gut iſt bier nichts geſagt. — Vgl. auch d. Schweiz. W. bei 
Grimm I. S.85: der Überlebende Vater bat das Nutzungsrecht an den Grund⸗ 
flüden ber verftorbenen $rau und sol den kindern den sin ein verfann- 
gen gut. 

3) Sandhaas S.385 ff, Schröder I.1 ©.184, II.2 ©. 85, 90, 91, 
103, 125. — Partikulär gilt auch für fie Berfangenichaft, vgl. 3.8. Sandhaas 
S. 39 f., 428f., 435, 436 ff, Schröder I.2 S. 34. — Ein ganz anbexes 
Inftitut iſt es — nicht Überall wird dies ausreihend beachtet —, wenn nur Die 
Srundftüde des verfiorbenen Parens (vgl. die Nachweife bei Roth Jahrb. III. 
©. 351, Schröder II.1 ©.185, auch Grimm W.I. ©. 85) oder wenn Die 
ſämmtlichen Illaten (au Mobilien; vgl. bei Wächter I. ©. 207 f.) den Kindern 
verfangen find. Hier ift e8 zweifellos, daß die Kinder. den Berftorbeuen be- 
erbten, aber ver Ueberlebende das Leibzuchtsrecht bat. 

4) Insbeſondere der Hausratb, v. Wächter I. S. 203 NR. 24, Schröder 
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2. Der überlebende Parens hat die Nusniefung und Ber- 
waltung der verfangenen Güter, aber er fol fie nur mit Genehmi- 
gung der Kinder, oder wenn diefelben minderjährig find, mit Zu⸗ 
ftimmung beftimmter Berwandten oder ber Obrigkeit veräußern 
dürfen:). Cine Ausnahme bildet der Fall der echten Noth; kann er 
dieſelbe dem Gericht beicheinigen, jo braucht er die Zuftimmung der 
Kinder nicht einzuholen‘). Aber auch die Kinder dürfen über das 
Gut nicht einfeitig verfügen und unter feinen Umftänden dad elterliche 
Nutzungsrecht beeinträchtigen”). 

3. Berheirathete fi) der überlebende Parens noch einmal, fo 
braudte er mit den Kindern nicht abzutheilen, ſondern nahm die 
verfängenen Güter in die neue Ehe herüber®), aber auf diefe Güter 
haben die Kinder erfter Ehe einen ausſchließlichen Anſpruch und 
braudyen ſich beim Tode ded Parens binubus die erbredtliche Kon- 
furrenz der Kinder zweiter Che nicht gefallen zu laſſen. Ande— 
terjeitd haben aber die Kinder erfter Ehe auch feinen Anſpruch mit 
Bezug auf das fonftige Vermögen der zweiten Che, jondern gelten 
als vollkommen abgefunden dur die verfangenen Güter?). 


II. 2 ©. 146, 153, gewiffe Ouanta von Mobilien, Sandhaas ©. 388 ff. 
Bol. au die Partilularität bei v. Wächter I. ©. 761. 

5) Sandhaas ©. 322 ff, 326 f, Schröder II.1 ©.182f., 210 f. 
II. 2 ©.88, 92, 126, 143, 147, 182 R. 55. 

6) Fiſcher Erbfolge S. 182 N. 56, 261ff., v. Wädter I. S. 203 f., 
Sandhans ©. 328 ff, Schröder II.1 ©. 165, 215 N. 37, II.2 ©. 92, 
102, 127, 143, 147, 155, Grimm ®. IV. ©.504 87 vgl. auch Lewis 
Sneeifion S. 61. — Die Veräußerung kann abgewenbet werben, wenn ein 
Erbe bereit ift die Noth des Parens zu ftillen, Statt. v. Offenburg art. 17 
(Walch III. ©. 130). — Iſt der Parens zur zweiten Ehe geichritten, jo Toll 
er nach manden Rechten auch nicht bei echter Noth veräußern dürfen, v. Wäch⸗ 
ter I. ©. 206 R. 34, Sandhaas S. 395 ff, Schröder IL.2 ©.94 N. 49, 
129 R. 21, 144 N. 78, 151 N. 12, 169 R. 16. | 

7) v. Wächter J. S.204, Sandhaas ©.348 ff, Schröder I.2 
S. 93, 135 u. f. w. 

s) Sandhaas ©. 399 ff. Bisweilen gilt dies nur für den Bater und 
muß die zur zweiten Ehe fchreitende Mutter die Güter den erftehelihen Kindern 
überlaffen, v. Wächter I. S. 206 N. 33. 

9 Indeffen gelten in dieſer Beziehung zahlreiche PBartikularitäten, vgl. 
v. Wächter I. S. 206 f., 208, Sanphaas S. 402 ff, Schröder IL. 2 S. 98f., 
103 ff., 130 ff., 142, 144, 145, 156. 
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4. Eine Reihe von Statuten hat dad Verfangenſchaftsrecht 
durch das fg. Theilrecht modifizirt, indem der überlebende Parens mit 
den Kindern freiwillig abtheilen oder von ihnen, indbefondere im 
Falle feiner Wiederverheirafhung oder bei Schlechter Wirthichaft zur 
Theilung genöthigt werden kann und dann die völlig freie Verfügung 
über den ihm verbleibenden Theil erhält. 

Hatte man bei der Verfangenſchaft da8 Vermögen in eine 
Mobiliarmaſſe und eine Smmobiliarmafje gejondert und dieſe beiden 
Maſſen verjchiedenen Schickſalen unterworfen, jo gilt e8 beim Theil⸗ 
recht ald eine Gefammtmaffe, welche jetzt in Quoten zerlegt wird; 
man verläßt den zunächſt bei der Verfangenſchaft eingenommenen 
Standpunkt und theilt nicht bloß die verfangenen Grundftüce, ſon⸗ 
dern dad gejammte, bis zur zweiten Verheirathung vorhandene Gut, 
alfo auch die Mobilien und den Ipätern Erwerb des Parens bi- 
nubus!‘). Durch diefe Theilung werden dann die Grundftüde aus 
der Verfangenſchaft gelöft. 

Im einzelnen ftimmen die Grundiäbe über die Theilung mit 
denen überein, welche für die Auflöfung der fortgejebten Güter: 
gemeinschaft gelten’): bald wird nah Hälften, bald nah Köpfen 
getheilt, bald enticheidet die Zahl der Kinder in anderer Weile; 
au iſt häufig der Theil des überlebenden Parens verſchieden je 
nachdem es Vater oder Mutter if. Mit diefer Theilung war es 
aber verträglich, daß der Elterntheil, indbejondere der Vater, an der 
Quote feiner Kinder die Leibzucht hatte. 

5. Seit dem 16. Jahrhundert ift das eigentliche Verfangen- 
Ichaftörecht an vielen Orten aufgehoben worden. Beltand das Ver- 
mögen der Ehegatten wejentlih aus Smmobilien, jo war ed eine 
Härte gegen die Kinder aus den folgenden Ehen, wenn der ganze 

Smmobiliarbefig den Kindern erfter Che verfangen war, ebenfo wie 


10) Vgl. z. B. Schröder I.2©. 144f., 200f., II. 3S. 193 f. — Anber- 
wärts verbleiben aber die Mobilien dem Parens binubus, II. 2 ©. 117, 145, 
II. 3 ©. 198, ober die Theilung erſtreckt fih auf die fahrende Habe und Er- 
rungenfhaft, während das übrige Vermögen verfangen bleibt, II.1 ©. 190. 

1) Bol. oben $ 222 N. 28 ff.; Dort find ſchon einzelne Quellenftellen citirt, 
welche die Auftheilung im Falle der Verfangenfchaft regeln. Ueber die mannig- 
fachen Eombinationen von Berfangenfchafts- und Theilrecht, vgl. auch v. Wächter 
©. 218 fi. 


5 225. Die Berfangenfchaft. 127 


andererfeitö bei erheblihem Mobiliarbefit die Kinder erfter Che 
dadurch benachtheiligt waren, daß der überlebende Parens die jämmt- 
lichen Mobilien und Kapitalien in die neue Che herübernahm und 
daß die Kinder zweiter Che unter Ausſchließung der erftehelichen 
Kinder die alleinigen Erben dieſes Vermögens wurden”). Die 
meilten Gebiete, welche biöher Verfangenſchaftsrecht gehabt hatten, 
gingen zur Gütergemeinichaft mit Theilrecht über '3). 

II. Die Konftruftion der Verfangenſchaft unterliegt darum be- 
jonderen Schwierigkeiten, weil dieſelbe nicht einheitlich ausgebildet 
ift, jondern in den verjchiedenen Rechten von widerfprechenden Rechts— 
jägen beherricht wird"). Es find daher auch verichiedene Auffaffun- 
gen denkbar und vertheidigt worden. Die Quellen felbft bieten für 
die juriſtiſche Formulirung feine zwingenden, unzweideutigen Hülfs- 
mittel. Ebenſo wie bei andern ſachenrechtlichen Verhältniffen, in 
welchen mehrere Perjonen in verjchiedener Weiſe an derfelben Sache 
betheiligt find (oben II. $ 71. 8), beichränfen fte ſich auch bier darauf 


12) In Schwäbiſch⸗Hall hebt man die Berfangenihaft im J. 1516 auf 
(v. Wächter I. ©. 768), „weil dadurch mandes Kind erfter Ehe reich, bie 
Kinder aus zweiter und dritter Ehe aber blutarm werden können.“ — Su ben 
Badiſchen Statuten v. 1511, welde Ulrih Zaflus ausgearbeitet hat, wird es 
als wider bie rechte Vernunft bezeichnet, daß auf dieſem Wege die Kinder bei 
Lebzeiten ihrer Eitern Eigenthümer von deren Gütern werben und daß bie 
Kinder der folgenden Ehen um ihre Legitima kommen (pie Beftimmung biefer 
höchſt feltenen Statuten ift abgedrudt in Stobbe Geſch. der d. Rechtsquellen II, 
S. 392 N. 32). — Die Freiburger, gleihfalls von Ulr. Za ſius redigirten Sta⸗ 
tuten III. 3 (fol. 56®) fagen, man habe die Verfangenſchaft abgeichafft „nach 
etwa maniger taghaltung ... uß guten beweglichen Urſachen“ (alſo es hatte länge- 
rer Debatten bedurft). — Die Kurkölniſche Reformation betrachtet fie als un- 
billig und „der Miltigkeit des Rechten zuwider”; aber vorläufig blieb man Doch 
bei ihr (Maurenbrecher Provinzialrechte I. ©. 316 ff., 366 ff.). — In Frank⸗ 
furt wird fie 1509 (Sandhaas ©. 258 N. 4), in Weglar 1718 (Roth im 
Jahrb. III. ©. 329) aufgehoben. — Bgl. auh Euler in d. Ztſchr. f. D. R. 
x. S. 3 ff. | 

13) Roth im Jahrb. III. ©. 351 ff, 356, 8. ©. 377 fi, Schröder in 
d. Z. f. RG. X. ©. 442 f. 

14) Sandhaas ©. 448: „Es giebt fein Prinzip des Verfangenfchaftsrechts, 
aus welchem fich eine gewiffe Anzahl von Eigenthlimlichkeiten des Inftituts ein- 
facher als aus jedem andern erklären Tiefe, es reicht aber auch feines der brei 
Prinzipien für fih allein und ohne das Herbeiziehen von Hülfselementen aus, 
um alle einzelnen dem Inftitute angebörigen Rechte genügend zu begründen“. 
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die Befugniffe der einzelnen Subjefte zu normiren und die im 
Eigenthum enthaltenen Rechte unter fie zu vertbeilen, ohne die ju 
riftiiche Natur ihres Rechts zu benennen. 

Es find folgende Anfichten hervorzuheben: 

1. An den Grundftüden, weldhe er in der Ehe beſaß, behalte 
der überlebende Parens fein Eigenthum, erhielten aber die Kinder 
jet Warterechte; die dem verftorbenen Gatten gehörigen Grundftüde 
ſeien Eigenthum der Kinder geworden, an denen aber der Parens 
da8 Leibzuchtörecht habe). Diefer Anficht fteht entgegen, daß in 
den Quellen regelmäßig nicht zwiſchen den Grundftüden in Rüdfiht 
auf ihre Herkunft unterfchieden wird. 

2. Soweit die Quellen ſelbſt eine dogmatifche Auffaffung ent 
halten!®), geht diefelbe dahin, daß mit dem Tode des einen Gatten 
Jämmtlihe Immobilien auf die Kinder vererbt werden und der 
überlebende Gatte an ihnen nur die Leibzucht hat!) Es würde 


15) Für Diefelbe die bei Sandhaas S. 444 f. Citirten, Sandhaas 
©. 453 ff. jelbft, in früheren Auflagen v. Gerber Priv. R. $ 236 N. 8. — Bol. 
dagegen v. Roth im Jahrb. III. ©.347f., Schröder II.2 S. 183f. — Zu 
Sunften Diefer Anficht ſprechen Die Beftimmungen ber bei Sandhaas S. 342ff., 
347 beiprochenen Rechte. 

16) Bol. die Ouellenftellen bei Scherer I. S. 296 ff, Schwarz Güter- 
gemeinihaft S.26f., Schröder II.2 ©. 82f., 100f., 184 ff, (Franff.; vgl. 
auch Roth Jahrb. S.328), 151 f., 155, 186 f., II. 3 S. 112 N., S. 191, 300 
N.19, 20, bei Sandhaas S. 295 ff., 451 N. 18. — Weiter Wiener Stdtr. 
(Säufter) art. 83, Stötr. v. Offenburg art.7 (Wal II. ©. 119: bie 
Güter find den Kindern „in Eigenthbumsweiß verfangen und zuſtändig“). — 
Intereſſante Nachweifungen aus der Rheinifchen Praris bei Maurenbreder 
Provinzialrechte I. S. 229 ff. 

Ebenſo denkt fih das Erbrecht der Kinder an der Errungenfchaft das Stdtr. 
v. Winterthur v. 1297 IIL. $ 17 (Gaupp I. ©. 145): swaz de kainer ünser 
burger bi sinem elichen wip cinsaigens oder ledigs aigens gekofz, 
habent sii mit anderen kint, der aigen ist es und ihro heider liptinge. 

m) Für diefe Anfiht: Fiſcher Erbfolge I. S. 251f., Runde Güter. 
S. 240, in d. Ztſchr. f. d. R. VII ©. 34, Zimmerle Stammgutsfyflem 
S. 2566, Schröder II.2 S.186 ff. und in d. Ztſchr. f. RS. X. S. 440 f., 
Gengler (3. Aufl.) $ 145 ©. 534, Roth Priv. R. S$ 101 ©. 62 (im Jahrb. 
III. ©. 150$. hatte er diefe Anficht verworfen). — Citate aus der älteren Literatur 
bei Sandhans ©. 445 f. — So Lonftruirte fih auch Zaſius das Rechtsverhäft- 
niß; vgl. oben N. 12. — Gegen diefe Eonftruftion vgl. ©. Binding in d. 
frit. Biertelj. Schr. XIII. ©. 875. 
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dann ein Fall einer theilweiſen anticipirten Erbfolge vorliegen, 
indem dur den Tod ded einen Gatten auch die Grundftüde des 
andern auf die Kinder vererbt würden. 

Abgejehen von den Bedenken, welche der Annahme entgegen= 
fteben, daß Jemand durch den Tod einer andern Perjon fein Eigen- 
thum verliert, fommt aber auch weiter in Betracht, daß die Befugnif 
des überlebenden Gatten im Fall der echten Noth ein verfangenes 
Grundſtück zu veräußern die regelmäßige Berechtigung eined bloßen 
Leibzüchterd überfteigt!”). Weiter würde die vielfach mit dem DVer- 
fangenfchaftsrecht verbundene Berechtigung des Meberlebenden das ver- 
fangene und jein ſonſtiges Vermögen mit den Kindern zu theilen 
und dadurd die Befugniß zur freien Verfügung über feinen Theil 
zu erlangen, (Theilrecht; vgl. ©. 126), bei jener Conftruftion uns 
erklärt bleiben; denn wie ſoll ein Zeibzüchter im Stande fein durch 
irgend eine Manipulation ſein Leibzuchtsrecht in Eigenthum zu vers 
wandeln? 

Endlich würden diejenigen Partikularrechte zu dieſer Conſtruktion 
nicht ſtimmen, nach welchen auch die im Wittwenſtande vom Parens 
erworbenen Grundſtücke der Verfangenſchaft unterliegen (oben in N. 3): 
er würde dann unfähig fein, das Eigenthum an einem Grundſtück zu 
erwerben, vielmehr würden — troß jeined und ſeines Contrahenten 
entgegengejehten Willens — die Kinder fofort Eigenthümer werden 
und der Erwerber nur ein Leibzuchtörecht erhalten '®). 

3. Nach einer dritten Anficht jollen die Kinder an die Stelle 
des verftorbenen Parens treten und mit dem Meberlebenden die ge= 
fammte Hand bilden; ed beftehe eine interimiftiiche Rechtsgemeinſchaft 
mit genofjenihaftlihen Rechten der Einzelnen, welche ſich in Special⸗ 
rechte auflöje, wenn der Parens binubus fterbe oder abtheile”). 


1a) Bol, aber auch oben 8 223 N. 34. 

18) In Betreff der ererbten Grundftüde Tiefe es fich ja vielleicht verthei⸗ 
digen, daß ber Parens nur zur Leibzucht das Gut erbe und das Eigenthum an 
feine Kinder anfalle, vgl. auch Schröder II.2 ©. 84. Uber für durch Kauf’ 
erworbene Güter ift der Ausweg unmdglih und auch in Betreff ihrer gilt par- 
tikulär die Verfangenſchaft; vgl. 3.B. Sandhaas ©. 391 N. 7. 

19) So v. Gerber Priv. R. $ 236 N. 8 und Andere; Über und gegen 
dieſe Anſicht Schröder IL.2 ©.184f, II. 3 S. 150 N., ind. Z3. f. RE. 
X. S. 440 N. | 

Stobbe, Privatreht. IV. 1.0. 2. Aufl. 9 
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Gegen diejelbe fpricht aber, daß die Kinder in Rückſicht auf die 
Dispofition über die Güter nicht in die Stellung des verftorbenen 
Parens einrüden®) und daß überhaupt der Parens umd die Kinder 
nicht als Genofjen, ald Geſammthaͤnder, fondern ald Perſonen mit 
verichiedenem Recht und verichiedenen Intereſſen behandelt werden. 

‘4. Am wenigften Schwierigkeiten madt die Annahme, daß 
beim Tode eined Ehegatten unter Zufammenfallen der geſammten 
Hand fammtliche Smmobilien zufolge von Gonfolidation Alleineigen- 
thum des überlebenden Parens werden, und da die Kinder nur 
einen durch ihr MWiderfpruchdrecht bei Veräußerungen geſchützten un- 
entziehbaren Erbanſpruch haben”). Der überlebende Parens iſt 
nicht bloßer Leibzüchter, ſondern Eigenthümer, aber er hat nur ein 
beichränftes Eigenthum, welches ihm den lebenslänglidhen Genuß, 
dagegen nicht die Veräußerungsbefugniß giebt. Das Recht der Kinder 
ift dem Warterecht des ältern deutichen Rechts ähnlich, aber nicht 
mit ihm identiſch; denn 1) fommt ed mit Bezug auf die verfanges 
nen Güter nur den Kindern diefer Che, nicht aud den Kindern zu, 
welche etwa der Parens aus einer andern Ehe hat, und 2) erfitredt 
ed fih regelmäßig nur auf die aus diefer Ehe herftammenden 
Srundftüde, nicht auch auf Diejenigen, weldye der überlebende Parens 
etwa jpäter hinzuerwarb. 

Bei diefer Anficht wird es begreiflih, daß der Parens nad) 
vielen Rechten durch Abtheilung mit den Kindern den ihm zu- 
fallenden Theil von der Berfangenfchaft zu befreien im Stande ift?). 


20, Auch nad folden Rechten, nad welchen während der Ehe der Mann 
frei über fänmtlihe Immobilien verfügt und die Frau fein Widerſpruchsrecht 
bat, kommt es nad eingetretener Berfangenfchaft auf die Zufiimmung ber 
Kinder zur Veräußerung an, Schröder in d. Ztſchr. S. 442 N. 

21) Diefe Auffaffung liegt oberrheinifhen und württ. Quellen zu Grunde, 
v. Wächter J. S. 204 N. 28, Schröder II.2 ©. 9%, auch Sandhaas 
S. 291 N. 18. — Ueber Vertretung derſelben in der ältern Literatur und in 
der Praxis Maurenbrecher Provinz. Rechte J. S. 230, 231, auch Erk. des 
Preuß. DO. Trib. v. 20. Aug. 1838 in Rückſicht auf Duisburg. — Gegenwärtig 
befonders Kraut Vormundſchaft II. S. 611; vgl. im Übrigen Über und gegen 
biefe Aufiht Schröder II.2 S. 185 f. 

32) Aehnlich wie nach manchen Vollsrechten ein Vater, welcher mit feinen 
Kindern abgetheilt bat, Überhaupt dem WBeifpruchsrecht der Kinder nicht mehr 
unterworfen ift, II. $ 87 N. 8, 9 ff., 22. 
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Daß die Altern Quellen meiftend das Recht des Weberlebenden 
nicht als Eigenthum, ſondern ald Leibzucht bezeichnen, darf weder 
auffallen noch und nöthigen, diefe Formulirung au in der Gegen- 
wart zu vertreten. Sie halten ſich lediglih an die äußerliche Er⸗ 
ſcheinung und nennen fein Recht Leibzucht, weil er fein Recht der 
Veräußerung hat und dad Gut nad feinem Tode in feitbeftimmter 
Weile an andere Perjonen fallen fol®), ganz ähnlich, wie man aud) 
andererjeitd eine wirkliche Leibzucht al als lebenslängliches Eigen- 
thum bezeichnet hat“). 


Zweiter Abſchnitt. Das neuere Recht. 
LI. Allgemeine Kehren. 
8 226. Einleitung. 


1. Das eheliche Güterrecht der neueren Zeit ift troß der Re— 
ception der fremden Rechte und troß der lange Zeit hindurch unbe— 
ftrittenen Herrſchaft der romaniftiihen Wiſſenſchaft in feinen Haupt- 
grumdlagen das alte geblieben. Saft für jeden Grundfag ded modernen 
Rechts laſſen fich mittelalterlihe Normen anführen, weldhe genau 
daſſelbe beftimmen. Aber es ift auch bei der alten partifulären 
Zerflüftung des ehelichen Güterrechtd geblieben. Für feine Materie 
ift ein gemeined oder allgemeined Recht weniger eine Wahrheit und 
nirgends iſt es bedenklicher die unvollitändigen Vorſchriften eines 
Partikularrechts aus dem allgemeinen Weſen des Inſtituts zu er⸗ 
gänzen. 

2. Zahlreiche Statuten und ſonſtige Rechtsbeſtimmungen der 
alten Zeit ſind trotz der Reception noch gegenwärtig unverändert in 
Kraft geblieben. In manchen Gebieten aber hat die Geſetzgebung 
zur Zeit der Reception oder nach derſelben es unternommen, das 
eheliche Güterrecht in geordneter und methodiſcher Weiſe zu normiren. 
Dabei iſt man zum Theil zur Aufhebung partikulärer Beſtimmungen 
gejchritten und hat für größere Territorien gleihmäßige, einheitliche 
Grundfäge zur Herrschaft gebracht. Wenn man bei diejer legiöla- 


33) Bgl. auch oben IL. ST1 NR. 13. 
24) Bgl. oben 1. STLNR.10, 78 N. 7, 898 N. 3 und IV 8 223 N. 31. 
9% 
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toriſchen Thaͤtigkeit ſich auch im allgemeinen davor hütet, die deutſchen 
Grundlagen des ehelichen Güterrehtd zu Gunften des römiſchen 
Rechts zu opfern, jo will man doch auch andererſeits nicht bloß 
da8 Gewohnheitsrecht kodificiren oder geltende gejegliche Normen 


wiederholen oder auf weitere Gebiete ausdehnen. Man will au - 


reformiren; man ſchafft bisherige Beitimmungen ab und führt in 
frei jchaffender ZTchätigkeit neue ein!), jo daß jet in manchem 
größeren Bezirk ein Prinzip zur Geltung kommt, welches bis dahin 
fih in feinem feiner zahlreichen Statutarrechte gefunden hatte. 

Die Rechtskontinuität wurde unterbrochen, fremde Syfteme 
wurden verpflanzt und ed blieb oft dem Zufall überlafjen, weldyes 
Prinzip in der neuen Gefehgebung durchgeführt wurde. Nicht find 
es große, geihloffene Gebiete, in denen die einzelnen Syſteme des 
ehelichen Güterrechtd gelten, jondern es verbreiteten ſich diejelben in 
den verfchiebenften Theilen von Deutichland. Oft hat nit Die 
Stammeszugehörigfeit, jondern lediglich die gefeßgeberiihe Willkür 
darüber entſchieden, welches Recht in einem beftimmten Kreife herr 
ichen follte, und es finden ſich oft in benadhbarten Gebieten, welche 
von demjelben deutihen Stamm bewohnt werden und in welchen 
gleiche wirtbichaftliche Zuſtände beftehen, die. abweichendſten Rechts⸗ 
grundſaͤtze. 

3. Hatten die römiſch⸗gebildeten Juriſten es nicht vermocht, 
die deutſchen Prinzipien durch das reine römiſche Dotalrecht zu er⸗ 
ſetzen, ſo erlangte doch in formaler Weiſe das römiſche Recht den 
erheblichſten Einfluß; es wurde maßgebend für die Formulirung und 
Haltung des Geſetzesrechts. 

Die mittelalterlichen Quellen hatten ſich darauf beſchränkt, die 
Befugniſſe und Verpflichtungen der Gatten während der Ehe und 
die Grundſätze über die Vertheilung des Vermoͤgens bei ihrer Auf- 


1) Bisweilen nimmt man fidh nicht einmal die Mühe, das bisherige Hecht 
kennen zu lernen. So jchreibt im J. 1552 die zur Ausarbeitung des Würtemb. 
Landrechts niebergefegte Commilfion (v. Wächter I. S. 229): „Diemeil die ein- 
gefendeten Rechte ganz ungleich, einander widrig, auch meiftentheil® den gemeinen 
gefehriebenen Rechten, mitunter auch der Billigkeit, entgegen feyen: fo fei e8 ver- 
geblih, unmöglich und in keiner Hinfiht zu rathen und zu thun, daß die im 
großen Haufen vor fie gelegten Gebräude und Satungen dieſesmal gelefen ober 
erwogen werben.” Es ſei Daher das befte von ben Lokalrechten abzufehen. 
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löfung zu beftimmen. Das genügt nicht mehr. Man will jeht be⸗ 
griffämäßig das Recht der Gatten am Vermögen formuliren, die 
einzelnen Vorſchriften auf höhere Prinzipien zurüdführen und mit 
ben römischen Kategorien in Beziehung ſetzen. Die Rechtsbücher 
und Statuten jagen, wer die Gewere, wer dad Verwaltungs und 
Veräußerungsredht hat; jebt verlangt man zu willen, wie es mit 
dem Eigenthum an den Gütern fteht. 

So wie man bereitd? im Mittelalter biöweilen von den bei 
Auflöfung der Ehe eintretenden Grundfägen auf das Rechtöverhältnif 
während beftehender Ehe zurücdgeichloffen hatte, fo nahm man jeht - 
allgemeiner an, daß wo bei Auflöfung der Ehe dad Gefammtvermögen 
nah Duoten getheilt wird, aud während der Ehe nicht den Ein- 
zelnen beftimmte Objekte, jondern beiden zujammen das ganze Ber: 
mögen gehört habe: von der Gütergemeinfchaft von Todeswegen 
Ihließt man auf die Gütergemeinihaft während der Ehe zurüd?). 
Je nahdem fi die Ouotentheilung bei Auflöjung der Ehe auf 
da8 ganze Vermögen oder nur auf bejtimmte Vermögensmaſſen 
(Srrungenfchaft oder Mobilien oder beides) erſtreckte, unterſchied man 
die allgemeine und die partifuläre Gütergemeinſchaft. 

Wo ed an diefer Quotentheilung und darum an der Veran⸗ 
lafjung eine Gütergemeinſchaft anzunehmen fehlte, fuchte man wenig—⸗ 
ftend dad weitgehende Verwaltungs: und Nubungdrecht, welches 
der Mann am Vermögen der Frau hatte, unter eine gemeinrecht- 
liche Kategorie zu bringen und erflärte dafjelbe für einen auf dem 
objektiven echt beruhenden ususfructus (maritalis)., Nur in 
wenigen Gebieten kam gegenüber. den deutichen Prinzipien das 
tömishe Recht in reinerer Geftalt zur Herrichaft. 

Sp ließen und laffen fi im allgemeinen vier Syfteme unter- 
Iheiden: a) die bloße Bereinigung der Güter zur Verwaltung durch 
den Mann oder, wie man ed romaniftiich bezeichnete, dad Syſtem 
des ususfructus maritalis, b) die allgemeine Gütergemeinſchaft, 
c) die partikuläre Gütergemeinfhaft und d) das römiſche Dotals 
rechtꝰ). 

2) Bol. z. B. v. Wächter S. 753 N. 104. 

2) Nah Roth's (D. 892 N.5 ff.) wohl auf offiziellen Mittheilungen be⸗ 


ruhenden Angaben gilt im deutſchen Reich Verwaltungsgemeinſchaft in Gebieten 
bon etwa 13,320,000 Einwohnern, allg. GG. für 13,000,000, partikuläre GG. 
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4. Da ed regelmäßig geftattet ift, durch Ehevertrag ein anderes, 
ald das im betreffenden Bezirk geltende gejegliche Recht für eine 
fonfrete Ehe anzuordnen, jo haben mehrere Gefepbücher nicht bloß 
für das regelmäßige, gejeglich eintretende, fondern aud für bie 
übrigen Syſteme Rechtsnormen aufgeftelt. Site regeln die verjchie- 
denen Syiteme und bejtimmen, welches von ihnen dann einzutreten 
bat, wenn ed an einer bejonderen vertraggmäßigen Feſtſetzung fehlt. 

5. Zroß der verjchiedenen Pichtungen der drei oder vier 
Syſteme ftehen fih dieſelben doch in vielen wejentlichen Beziehungen 
gleich oder nahe, es greifen ihre Gegenfäge weniger tief ein, als 
nad) dem allgemeinen Prinzip fi) vermuthen ließe. Meberall hat 
der Mann die ehelichen Laſten zu beftreiten, er nimmt das gefammte 
Vermögen der Frau in feine Hand und hat es zu verwalten, wäh- 
rend die Frau in der Verfügung über ihr Gut oder über dad ge- 
meinjchaftlihe Gut beſchränkt ift, u. |.w. Die Differenzen treten 
in denjelben Beziehungen hervor, wie bereit im Mittelalter (oben 
8 218 II.), nämlih, in wie weit die Frau bei Veräußerungen von 
Grundftüden mitzuwirken bat, in wie weit für die Schulden des 
Manned auch dad Frauengut haftet, wie bet Auflöjung der Ehe das 
Vermögen behandelt wird. 

Dabei find aber vielfach Normen, welche bei dem einen Syſtem 
die regelmäßigen find, auch bei Partikularrechten eined andern Syſtems 
gegen die dort herrichende Kegel aufgenommen. Denn es ftehen 
fi) die Syfteme nit ald feſte Geſtaltungen gegenüber, jondern es 
fommen auch Webergangdformen vor, bei denen — ebenjo wie im 
Mittelalter — es zweifelhaft bleibt, wohin fie angemefjener Weile 
geftellt werden. Im manchen Partikularrechten erjcheint das Ber- 
mögen der beiden Ehegatten in einzelnen Beziehungen als zu einer 
Geſammtmaſſe vereinigt, während ed in andern Beziehungen als 


für 13,740,000 Einwohner (und zwar Mobiliar - Gemeinihaft für 7,000,000, 
Errungenfchafts - Gemeinihaft für 6,740,000 Einwohner) und Dotalredt für 
2,740,000 Einwohner. Das nah dem Deftr. GB. für 21,944,000 Einwohuer 
in Eisleithanten geltende Recht erklärt Roth a.a. O. für römiſches Dotalrecht. 
Doch hat ſowohl diejes Hecht als auch das in einzelnen Theilen bes deutſchen 
Reiche geltende Dotalrecht fo tief eingreifende Mobifilationen durch deutjchrecht- 
liche Prinzipien erfahren, daß man es kaum als römiſches Hecht, fondern nur 
als eine Zwiſchenbildung, welche römifche und deutiche Elemente vereinigt, als 
mobifizirtes Dotalſyſtem bezeichnen kann. 
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gejondert gedacht wird, je nachdem die einzelnen Stüde vom Mann 
oder von der Frau herrühren, jo daß ed am einer untrüglichen Ent» 
Iheidung fehlt, ob Gütergemeinjhaft oder lediglich Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft anzunehmen: ift. 

6. Wenn ed bei der Darftelung eines Partifularrechts wichtig 
ift, jein Prinzip feitzuftellen, fo iſt doch bei der allgemeinen Dar- 
ftelung im deutſchen Privatrecht die Frage nad) feiner Einreihung 
in eined der Syiteme von verhältnigmäßig untergeordneter Bedeu- 
tung. Auch iſt e8 bier Tein Mangel an Methode, wenn partilular- 
rehtliche Beitimmungen, welche innerhalb ded Syſtems, zu welchem 
das Partitularreht im allgemeinen gehört, ald Srregularitäten er- 
Iheinen, gelegentlich bei Darftelung des Syſtems, in welchem fie 
die Regel bilden, herangezogen werden. 

7. Wie e8 allgemein befannt ift, beabfichtigt die Kommiſſion 
zur Ausarbeitung eined bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutjche 
Reich als gejegliche® Güterreht die Verwaltungsgemeinſchaft einzu- 
führen. Da e8 aber den Gatten überlaffen bleiben fol, durch Ehe— 
vertrag ein anderes Syftem für fi) zu verabreden, werden im 
Geſetzbuch auch die allgemeinen Grundfäge für die beiden andern 
deutfchen Syfteme aufgeftellt werden. Es werden dadurch die zahl- 
Iojen Partifularitäten, welche innerhalb der drei Syiteme noch gegen- 
wärtig gelten, verfchwinden. Won diefem Verfahren ijt aber feine 
Schädigung unjered nationalen Rechts zu befürchten. Die Erfahrung 
bat bei Einführung des franzöfiichen und des öfterreichiichen Geſetz— 
buchs, welche die Partikularrechte abichafften, bei Einführung der 
Inndrechtlichen Beftimmungen über dad getrennte Güterrecht in Scle- 
fin durch Geſetz v. 11. Juli 1845, bei Einführung gleihmäßiger 
Grundjäge in Weftphalen durch Geſetz v. 16. Apr. 1860 ed deutlich 
gelehrt, daß die Bevölkerung das für fie geltende eheliche Güterredht 
in feinen Einzelnbeiten viel weniger kennt und auch viel weniger 
Anhänglichkeit für daffelbe empfindet, als man nach der Lehre der 
biftoriichen Schule erwarten dürfte. Derartige Reformen verlegen 
nicht dad Rechtsbewußtſein des Volks, jondern gereichen mit ihren 
vereinigenden Säben der Gejammtheit zum Heil. 

8. Die folgende Darftellung beabfichtigt nicht alle partifulären 
Bildungen mit Vollſtändigkeit aufzuführen‘); denn die Prarid bedarf 

9 In diefer Beziehung verweiſe ih auf Roth, welcher in feinen brei 
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unter allen Umftänden eines genaueren Eingehens auf das Detail 
ded einzelnen Partikularrechts, ald ed in einem Werk über deutſches 
Privatrecht gegeben werden kann. 

Bor Behandlung der - verfchiedenen Syfteme find einzelne 
Lehren darzuftellen, welche für alle Syfteme von Bedeutung find. 


8227. Eheverträge?). 

1. Während das römiſche Recht den Ehegatten nur in be= 
ſchränktem Maß vertragsmäßige Verfügungen über ihr Güterredht, 
insbeſondere über die Nechtöverhältniffe an der Dos geftattete?), 
dürfen fie ebenjo wie im Mittelalter regelmäßig auch nad neuerem 
Recht Cheverträge (Cheichließungen, Ehepakten, Chezärter, Gedinge, 
pacta dotalia), theild für die während der Ehe beitehenden Verhält- 
niffe, theil8 für ihre Regelung nad Auflöfung der Che errichten, 
— ja einzelne Partilularrechte fordern für jede Che?) oder bei 
Eingehung einer zweiten Ehe den Abjchluß eines Ehevertrages?). 

2. Da ed fih um die Regelung von Rechtsverhaͤltniſſen von 
langer Dauer, möglicherweije auch über den Beſtand der Che hinaus 
handelt, fordern die Partikularrechte für die Abſchließung der Che 
verträge (ſei es aller, jei ed nur gewiljer Arten verjelben) regel» 
mäßig die Beobachtung einer beftimmten Form, um die Exiſtenz 
und den Inhalt ded Vertrages vor Fünftigen Anfechtungen ficher zu 
ftellen®): Aufnahme vor der Obrigkeit, insbeſondere vor Gericht‘), 


Werken mit bewunderungswärbigem Fleiß und in überfichtliher Weife ein er- 
ſtaunliches Material zufammengeftellt bat, und ſodann auf Neubaner’s Zu- 
fammenftelung, über welche oben ©. 66 N. 6. 

1) Roth D. IL S93. — Heimbach S107, Baumeifter IL. 882, 
Reyſcher III. 8 595 ff, Dernburg IIL $ 6, 7, Rotb 8. 8103, B. LI. 
8 69—71 (52—54), Zadhariä III. 8 501—504. 

2) Windſcheid II. $ 506. 

3) v. Wächter S. 737, Roth B. 869 N.5, Neubauer ©. 85, v. Si- 
herer Perfonenftand und Eheſchließung S. 327 f., Roth D. 8 93 N. 6. 

9 Roth B. 869 N. 6, D. SIE N. 7. " 

5) Bisweilen wird die Form nit der Gültigkeit, fonbern bes Beweiſes 
wegen gefordert, Roth 8. ©. 368 N. 8, 9. 

6 Strube Bedenken I. no. 54 $1, Steinader S. 241 N. 1, Heim- 
bad 8 107 N. 4, 6, Naffau-Rap. %. O. II. 4 $1; Roth B. 869 N. 10, 11; 
fogar Ianbesherrliche Beflätigung, wenn ber Vertrag erbreditliche Wirkungen haben 
fol, Falck IV. S. 471 N. 26, Baulfen $ 157. — Bei Einführung oder Aus- 
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vor einem Notar”), vor einer Anzahl Zeugen®), jchriftliche Abfaffung?). 
Sol der Ehevertrag zugleich das Erbrecht regeln, jo find die für 
die Errichtung von Erbverträgen geltenden Vorjchriften zu beob⸗ 

achten. 

Mo es an einer partikulaͤren Formvorſchrift fehlt und im all- 
gemeinen formlofe Verträge gültig find, ift anzunehmen, dad, — fo 
unzwedmäßig auch Died Ergebniß fein mag — aud ein formlos 
abgefchlofjener Ehevertrag nicht bloß in Rüdficht auf die Ehegatten 
jelbft, fondern auch auf Dritte gültig. ift!). 

In manden Rechtögebieten follen die gejchloffenen Eheverträge 
öffentlich befannt gemacht werden. Died ift da ganz bejonderd an- 
gemefjen, wo der Vertrag die dem einzelnen Gatten gejeplich zu- 
ftehende Dispofitiondbefugniß oder die gejeplich beftehende Verhaftung 
jeine8 Vermögens für die ehelichen Schulden einjhränft!!). Speciell 
für den Kaufmannzftand ift es in vielen Partifularrechten verordnet, 
daß, wenn einer der Gatten diefem Stande angehört und für feine 
Che ein anderes ald das gejehliche Güterrecht gelten joll, die be⸗ 
kannt zu machen ift). Denn ohne folde Bekanntmachung liegt 


ſchließung der GG., Preuß. Lor. II. 1 8 356, 422. — Gerichtliche Beftätigung, 
Zür. GB. $ 164-168. — Roth D. 593 N. 24—26. 

) C. civ. 1394, Oeftr. Gef. v. 25. Juli 1871. 

8) Const. Saxon. II. 48, $reib. Statt. fol. 55 (2 Zeugen), Würt. tor. 
III. 8 8 8 (brei Anverwanbte von jeder Seite), Statt. f. Jena v. 1704 
(Emminghaus 6.160 no. 228: vor 5 Zeugen oder vor bem Rath”). — 
Heimbach 8 107 N.4, Roth D. 893 N. 28. 

9) Baumeifter II. 8.93, Roth D. 8 93. N. 28. 

10) Mynsinger consilia XIV. $ 8, Reyſcher III. 8 596 N. 1, 
Seuffert IX. no. 171, XX. no. 47, v. Fiſcher⸗Benzon ehel. Güterr. u. |. w. 
©. 41f. für bie helſteinſche Grafſchaft Rantzau; vgl. auch Roth B. 8 69 
N. 10. 

11) Alſo ganz beſonders, wenn die Gütergemeinſchaft ausgeſchlofſen ober 
aufgehoben werben foll, Lippe'ſches ©. v. 1786 33 (Runde ©. 512), Preuß. 
Ldr. II. 1 8 422 (gerichtliche Berlautbarung und binnen 4 Wochen breimalige 
Belanntmachung durch die Zeitungen), Runde ©. 362 f. — Um gegen Dritte 
zu wirken, bebarf e8 überhaupt der Bekanntmachung, Zürich. GB. $ 165, 167. 
— Roth D. 893 N. 29 ff. 

12) Preuß. br. II. 1 8423: abgeſehen von ber im übrigen ($ 422) er- 
forberlihen gerichtlichen Berlautbarung und Bekanntmachung ift Die Ausſchließung 
oder Aufhebung der Gütergemeinfchaft auf der Börſe oder burd die Kaufmanne- 
älteften befannt zu machen. Nach dem Preuß. Einf. ©. zum Hand. GB. art. 20 
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für Dritte die Vermuthung nahe, daß das geſetzliche Recht Platz 
greift. Wo ed aber an einer derartigen gejehlichen Beftimmung 
fehlt, kann die Veröffentlihung nicht aus allgemeinen Gründen ges 
fordert werden"®). 

3. in Ehevertrag darf vor der Che, aber auch während der- 
jelben gejchloffen werden, fo daß in dieſem lehteren Falle das bereitd 
eingetretene geſetzliche oder vertragdmäßige Güterreht abgeändert 
wird), Einige Geſetze dagegen verbieten Cheverträge während 
der Che") oder fordern, daß wenigftend gewiſſe Feftfebungen nur 
vor dem Beginn der Ehe getroffen werden!®). 

4. Durch Cheftiftungen kann die gejehlich geltende GG. aus⸗ 
geichlofjen oder, wo Güterfonderung beiteht, die GG. eingeführt 
werden, es können bejtimmte Güter der Frau von dem Mann zuge- 
wendet oder der Verwaltung ded Manned entzogen und der allei- 
nigen Berfügung der Frau vorbehalten werden (Sondergüter), es 
"Tann die Erbfolge geordnet, im Fall der zweiten Ehe die Herüber> 
nahme der Kinder erfter Ehe in diejelbe verabredet werden u. |. w. 
Ungültig find Verträge, weldhe dem Weſen der Ehe widerftreiten??). 


fol die Ausfchliegung oder Aufhebung der GG. „in das Hanbelsregifter einge- 
tragen und nah Maßgabe des Art. 13 des HGB. veröffentlicht werben.” — 
Eine Ueberfiht Über die ähnlichen Beſtimmungen der andern Einf. Geſetze giebt 
Behrend Handelsrecht I. $ 39 S. 249. — Das Einf. Gefeß für Elſ.⸗Lothr. 
v. 19. Suni 1872 $ 6, 7 fordert die auszugsweife VBerdffentlihung jedes 
Ehevertrages zwifchen Ehegatten, von welchen einer zum Kanfmannsftande 
gehört. 

1) Seuffert IX. 171, XXVII. 237 (Kiel, Berlin), Runde ©. 360 ff., 
v. Fiſcher-Benzon a. a. O. ©. 44 ff. 

19 Roth D. 893 N. Sf. — Bol. and Seuffert XXXV. no. 271, 
v. Fiſcher-Benzon ©. 37 ff., 49 f. 

15) Lippe'ſches ©. v. 1786 $3 (bei Runde ©. 512), C. civ. 1394, 95 
(Zachariä III. $ 503). — Roth D. 893 N. 15, 16, Neubauer ©. 85. 

16) z. B. Preuß. br. II. 1 $ 354: wo GG. nicht geſetzlich gilt, foll fie 
duch Ehevertrag nur vor Vollziehung der Heirath eingeführt werben, außer 
(8 355) wenn bie Gatten ihren Wohnfl nah einem Ort verlegen, wo fie ge- 
jetlich gitt. — II. 1 8412, 413: die in Folge des Geſetzes eingetretene GG. 
fann während der Ehe nicht ausgefchloffen werden. — Sächſ. GB. $ 1694 vgl. 
mit 1686 befchränkt die Befugniß des Mannes auf feinen ehemännlichen Nieß- 
brauch zu verzichten und die Befugniß der Frau ihm den Nießbrauch am vor⸗ 
behaltenen Vermögen zu Überlaffen. — Roth D. 8 98 NR. 19, 21. 

IN C. civ. 1388: Les epoux ne peuvent deroger ni aux droits r&- 
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5. Cheverträge dürfen von den durch diejelben benachtheiligten 
Gläubigern, wenn der Schuldner in Konkurs fällt oder die Zwangs⸗ 
volitrefung in fein Vermögen vergeblih ift, gemeinrechtlic '°) in 
beftimmtem Umfange angefochten werden. Nach der Reichsgeſetzgebung 
unterliegen der Anfechtung: „die in dem lebten Sahre vor der Eröff- 
nung des [Konkurds]Berfahrend (resp. der Nechtöhängigfeit des An⸗ 
fechtungsanſpruchs) geichloffenen entgeltlichen Verträge des Schuldners 
mit feinem &hegatten, vor oder während der Ehe. ., jofern duch 
den Abſchluß ded Vertrages die Gläubiger des Schuldners benad)- 
theiligt werden und der andere Theil [d. b. der andere Ehegatte] 
nicht beweift, daß ihm zur Zeit des Vertragsſchluſſes eine Abficht 
des Schuldners die Gläubiger zu benachtheiligen nicht befannt war“; 
ferner: „die in den lebten zwei Sahren vor u. f.w. von dem 
Schuldner vorgenommenen unentgeltlichen Verfügungen zu Gunften 
jeined Ehegatten, ſowie eine innerhalb dieſes Zeitraumd von ihm 
bewirkte Sicherftellung oder Rüdgewähr eined Heirathäguts oder des 
gejeglich in feine Verwaltung gekommenen Vermögens feiner Ehefrau, 
jofern er nicht zu der Sicherftellung oder Nüdgewähr durdy das 
Geſetz oder durch einen vor diefem Zeitraum geſchloſſenen Vertrag 
verpflichtet war“. 


8228. Die Verfügungsgewalt der Frau. 
1. Nach Römiſchem Recht iſt die Ehefrau ebenſo handlungs- 
fähig wie die unverheirathete Frau; fie hat über ihr Vermögen, ſo⸗ 
weit ed nicht Dotalgut ift, die freie Verfügung und haftet mit 


sultant de la puissance maritale sur la personne de la femme et des 
enfans ou qui appartiennent au mari comme chef ni aux droits conför6s 
au survivant des 6poux ... ni aux dispositions prohibitives du prösent 
Code. — Rab Hamb. R. (Cropp IL S. 489 |, Baumeifter II. $ 82 
N. 17) darf nicht verabredet werben, daß bie Frau den Gläubigern des Mannes 
nicht mit ihrem Bermögen haften jol. — Seuffert XIX. no. 100: ungültig 
it die VBefimmung, baß der Mann (ein Handwerker) von feiner rau ben 
Lebensunterhalt und ein Taſchengeld erhalten und fein ganzer Verbienft ber 
Frau zufallen fol, XXX. no. 38, daß bei GG. die Verwaltung des Vermögens 
allein der Frau zuftehen joll. 

18) Konl. D. 8 24, 25, Reichsgeſ. v. 21. Iuli 1879 betreffend bie Anfech- 
tung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkursverführens 
83. 
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bemjelben für ihre Berbindlichkeiten. Soweit bei und römijches 
Dotalrecht gilt, kommen diefe Grundfäbe auch gegenwärtig zur An- 
wendung. Nach deutichem Recht aber und zwar nad allen Syftemen 
defjelben tritt eine Beichränfung der Ehefrau in ihrer Berfügungs- 
befugniß ein: da die Verwaltung ihred Vermögens auf den Mann 
als dad Haupt der Ehe übergegangen ift, fol fie — vorläufig ab- 
gejehen von den Modifikationen, welche fich ergeben, wenn fie Son- 
dergut beſitzt — ohne Genehmigung ded Manned nicht ihr Ber: 
mögen veräußern oder mit DBerbindlichleiten belaften. Diele 
Beſchränkung ergiebt ſich theild aus der partifularrechtlic noch feftge- 
haltenen ehelichen Vormundichaft des Manned, theild aus der allge- 
meinen Stellung, welche nach germaniſcher Rechtsauffaſſung die Frau 
im Haufe einnimmt. 

2. Weber die Wirkung des von der Frau ohne Conſens des 
Mannes abgefchloffenen Geſchäfts gehen die partikulären Beitimmungen 
auseinander: Ä 

a) Nah mehreren Partilularrehten ift die Frau beichränft 
handlungsfähig; das Geſchäft ift nicht nichtig, Tann aber, ſoweit da— 
durch die Rechte des Mannes an dem in feiner Verwaltung ſtehenden 
Vermögen gekränft würden, nicht geltend gemacht werden. Dagegen 
haftet fofort ihr Sondergut und nah Auflöjfung der Che auch ihr 
übriged Vermögen?). 

b) Dagegen find nad allen neueren Partikularrechten, welche 
diefe Frage geregelt haben, Verfügungen, welche die Frau mit Ueber⸗ 
Ihreitung ihrer Befugnifje getroffen hat, für fie unbedingt unverbind- 
Ih und fünnen gegen fie auch nicht nach Auflöfung der Che geltend 


1) Märkifches Provinzialreht bei Neubauer S.9f., 11; für Nürnberg 
Erk. d. RchsG. I. n0.37; für heffifche und baier. Partikularrechte Roth K. 
©. 342f., 412, 436, Roth B. I 8 83 NR. 98; Coburger R. (BL f. 
Rechtspfl. in Thür. XXIV. ©. 216: iſt fie erheblich lädirt, ſo kann fie das 
Rechtsgeſchäft anfechten; der Mann hat das Anfechtungsrecht, wenn ſie leichtſinnig 
und hinter des Mannes Rücken zur Gefährde gehandelt hat); älteres ſächſ. Recht, 
Emminghaus ©. 263 no. 24, S. 304 no. 3 (Haubold 8 71 N. c.). — Als 
dem Prinzip entſprechend und als gemeinrechtlich vertheidigen dies Beſeler 
5 121 N. 14, v. Gerber $ 231 N. 12, 8234 N. 9, Peterſſen S. 101f,, 
Roth B. J. 877 N. 58. — Wie aber die folgende Note zeigt, befolgen alle 
neueren Partikularrechte die gegentheilige Auffaſſung. 
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gemadt werden?). Indeſſen ift nad einigen Partikularrechten das 
Nechtögefchäft der Frau ein negotium claudicans, fo daß, bis ed 
ſich entjcheidet, ob der Mann nadhträglich feine Genehmigung ertheilt, 
der dritte Contrahent gebunden ift?). Hatte der Dritte der Frau 
auf Grund bed Nechtögejchäftd bereitd eine Leiftung gethan, fo barf 
er, wenn dafjelbe nicht nachträglich bindend wird, dasjenige, was ſich 
noch bei der Frau befindet, resp. die Bereicherung zurüdfordern‘). 
Hat die Frau die Verbindlichkeit ihrerſeits erfüllt, jo bat fie Feine 
Forderung auf NRüdgabe ihrer Leiftung?). 

Berweigert der Ehemann ohne Grund feine Zuftimmung zu dem 
Bertrage, jo kann die Einwilligung vom Gericht ergänzt werden®). 

3. Wenn der Mann feine Genehmigung zu einem Bertrage 
der Frau giebt, jo entfteht an und für fih nur eine Verbindlichkeit 
der Frau?) und kann fi der Gläubiger niht an den Mann halten; 


3) Preuß. Lor. I. 1 8 320: „In Anfehung des eingebrachten Bermögens 
find alle von ber Frau während der Ehe, ohne Bewilligung bes Mannes ge- 
machten Schulden nichtig” (Über das Ältere Preuß. R. Reuling Thöl versus 
ROH. Gericht. 1875 ©. 46 N.) — C. Max, B. I. 6 827, C. civ. 217, 1124, 
Bern. SB. art. 85, Züri. SB. 8 146, Sächſ. GB. $ 1638, 1641, Oldenb. 
©. v. 24. Apr. 1878 art.8 81. — Heimbah 8 AN. 3, Emminghaus 
©. 289 no. 55 (Weimar), no. 57 (ihre Ouittungen find nichtig), S. 304 no. 6, 
Agricola S. 119 N. 6, Roth B. I. 877 N.59, 883 N. 99, 100, Stahl 
im Württ. Gerichtsblatt XVII. ©. 149 ff. — Seuffert III. no. 179 (Stuttg.). 
— Bluntfhli Zür RO. II. ©. 158 f., Neuling ©. 33 ff. 44 ff. — Titate 
bei Roth D. 8 106 N. 7, 8 118 N. 36, 8 140 N.17. — Ueber die Wechſel⸗ 
fähigfeit der Ehefrauen unten Anmerkung zu $ 230. 

2) 0. Max B. I. 6 8 27, C. eiv. 225, 1125, Zahariä 8 472 N. 66 ff. 
— Im allgemeinen kommen bier verwandte Grundſätze, wie bei Rechtsgefchäften 
ber Minderjährigen zur Anwendung; vgl. oben I. $40 N. 46 fi. 

*) Tipp. BO. v. 1786 8 11 no. 3, Preuß. Lor. II. 1 $ 334 (der Glaͤu⸗ 
biger fordert zuräd, „was von ben gegebenen Sachen oder Geldern erweislich 
noch vorhanden ober nüßlich verwendet ift“; vgl. auch $ 324), Sädi. GB. 
8 1641 (Hanbold 8 277 N. c.). — Kraut II ©. 406 N. 2, Heimbad 
895 N. 4, Zahariä III. 8472 N.23, Baumeifter II. S.86 N. 4. 

5) Sächſ. GB. $ 1641. — Wo dies beſtimmt ift, liegt aljo feine abfolute 
Nichtigkeit, fondern eine obligatio naturalis mit ſchwachen Wirkungen vor; vgl. 
oben III. $ 166 N.3 fi. 3 

6) C. eiv. 218, 219; Sächſ. GB. 8 1644, Seuffert II. no. 191. 

) Das Sidi. ©B. 8 1639 fagt: „das bloße Berfprechen bes Ehemanns 
eine Verbindlichkeit der Ehefrau zu erfüllen, enthält nicht eine Genehmigung bes 
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der Mann ift nur dann verpflichtet, wenn er jeine Genehmigung in 
diefem Sinn gegeben bat®). 

4. Die Einwilligung des Mannes ift in&bejondere vorhanden 
bei Rechtögefchäften, welche er ſelbſt mit feiner Frau abjchließt. 
Diejelben find, falls durch fie die Frau belaftet oder verpflichtet 
wird, partilularrechtlih nur gültig, wenn bejondere Formen beob» 
achtet werden: oder ein bejonderer Vertreter (curator) zugezogen 
wird, welder in Vertretung der Intereffen der Frau die Genehmi- 
gung zu dem Geſchaͤft ertheilt?). 

Fehlt e8 an der Beobachtung der Formen, jo ift dad Geſchäft 
nichtig!%) oder ein negotium claudicans, aus welchem für die Frau 
Befugnifje, aber nicht Verbindlichkeiten entftehen!!). 

5. Eine bejondere Beranlaffung lag für die Partikularrechte 
bor, die Frage nach der Gültigkeit der Schenkungen unter Che 


Geſchäfts der Ehefrau, aus welchem dieſe Verbindlichkeit entftanden ift“ (vgl. 
auch Ztſchr. f. R. Pflege XXXVIH. ©. 511 ff.); ih glaube nicht, daß für Diefe 
Unterſcheidung ein praktiſcher Grund vorliegt. 

8) v. Gerber Abhh. S. 339 N. 2, Baumeifter IL. ©. 85 N. 2. — 
Anders Preuß. Lor. II. 1 8329 ff. (Dernburg II. 822 N. 10 ff.), e8 werde 
ber fonjentirende Mann verhaftet, außer wenn der Gläubiger fih ein Unterpfand 
am Bermögen der Frau beftellen ließ oder der Dann fi) gegen bie Selbfthaf- 
tung bei Ertheilung des Confenjes verwahrte. — Für das gemeine Sachſenrecht 
wird behauptet, daß der Mann mit feinem Bermögen fubfidiär hafte, Heimbach 
EITN.2. — Roth 8106 N.11 nimmt unridtig gleiche Wirkungen bei Auf- 
trag und bei Genehmigung des Mannes an; inbeffen Tontrahirt die Frau im 
erften Sal in dubio für den Mann, im zweiten für ſich ſelbſt. — Ueber den 
ben Fall des Auftrags vgl. auch Runde $41 2. 

9) Ueber derartige Euratoren im M. X. vgl. oben $ 215 N. 15, 8 216 
N. 13. — Nah dem Preuß. Lor. II. 1 8 198 bebarf e8 der Gerichtlichkeit, 
wenn die Frau fih dem Manne ober zu deſſen Bortheil verbindlich macht. 
Auch bei jolchen gerichtlichen Berhandlungen fol die Frau einen Beiftand haben 
und der Richter Darauf jehen, daß fie fich nicht übereilt oder hintergangen wird, 
II. 1 8200, 201, vgl. aud 8 343. — Sächſ. Decif. v. 1661 no.5; Sächſ. 
GB. 8 1650, 52, 53: das Gericht foll fie iiber den möglichen Vermögensverluſt 
belehren; Heimbach $ 95 no.1, Emminghbaus S. 321 no. 3. — Zürich. 
GB. $ 147, 149: Zuziehung eines aufßerdrdentlihen Vormunds auf Grund 
vorhergehender obrigkeitlicher causae tognitio; in wichtigeren Fällen find auch 
die Anfichten ihrer nächſten Verwandten zu hören. — Bern. ©. v. 26. Mai 1848 
art. 4. — Falck IV. ©. 473, V. ©. 127 (auch bei reciprofen Teftamenten). 

10) Sächſ. GB. $ 1650. 

1), Preuß. Lor. II. 1 $ 199. 
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gatten zu regeln. Die römiſchen Grundfäbe‘?), daß fie abgejehen von 
einzelnen Ausnahmen, inöbefondere von Gelegenheitögejchenfen, nichtig 
leten, daß fie aber durch den Tod des Geſchenkgebers, welcher fie 
nicht widerrufen hat, convalesciren, entipradhen dem Sat des Sachſen⸗ 
Iptegeld, daß die Frau dem Mann nichtd ſchenken jolle und daß der 
Mann an dem Gut feiner Frau feine andere Gewere gewinnen 
fönne, als er zur Zeit der Eheſchließung empfing”). Demgemäß 
fanden die römiſchen Säge in der gemeinrechtlihen Praxis Aner⸗ 
fennung und wurden auch in zahlreichen Partikularrechten recipirt. 
Allgemein gelten Heinere Gelegenheitögeichente als zuläffig"*), aber im 
übrigen follen Schenfungen unter Ehegatten nichtig fein"). Andere 
Partikularrechte emanzipiren fih vom Römiſchen Recht und geftatten, 
unter Beobachtung der Vorjchriften über Nechtögefchäfte unter Ehe⸗ 
gatten, auch Schenkungen, falls fie nicht übermäßig find!®). 


12) Windſcheid $ 509. — Daß die römifhen Süße über bie donatio 
divortii causa nicht recipirt feien, Seuffert XXXV. no. 135. 

13) Sachſenſp. I. 31 82: dar umme ne mach nen wif ireme manne 
nene gave geven an irme egene noch an irer varende have ...; 
wende die man ne mach an sines wives gude nene andere were 
gewinnen. wen alse he to dem irsten mit ire untving in vormuntscap. 

14) 3.8 Emmingbaus ©. 324 no. 16; auch bei Gütergemeinfchaft, 
Lippeihe BD. v. 1786 87 no. 3. 

15) Wormſ. Re. IV. 2 tit. 8, Tirol. desO. III. 2 Abſ. 2, Henneb. 
LdesO. III. 2.4 Abſ. 1. — C. Max. Bav. I. 6 $S31 (Roth B. 8 67 NR. 42). 
— Emminghaus S. 321 no. 24, Haubold 868 N. b, Sächſ. ©B. $ 1647, 
1649, Heimbach 892 N. 4. — Roth 8. ©. 343 N.9, Fald IV. ©. 474, 
Baumeifter IL S.98 N. 3. — Korn Brandenb. ehel. Güter. ©. 93 ff. be- 
banptet die Anwendbarkeit der römiſchen Beflimmungen auch für die Marl: 
Brandenburg. — Weitere Eitate bei Roth D. $ 91 N. 160, 161. 

Unter den Gefichtspunkt der unzuläffigen Schenkung fiel e8 auch nach 
ſächſiſchem Recht, wenn der Mann an einzelnen Illaten auf feinen ususfructus 
maritalis verzichtet und dieſelben dadurch zu Receptizgut macht (Emming- 
haus ©. 323 no. 12, ©. 336 no. 22; anders ©. 332 no.5); auch nad dem 
Sidi. SB. 5 1694 iſt ein Verzicht nur mit Bezug auf foldhes Frauenvermögen 
zuläffig, welches die Frau noch nicht erworben bat. 

16) Nürnb. Ref. v. 1564 XXVIIL 7, revid. Lüb. R. I 6. 1, 2, Franff. 
Ref. III. 5, Lüneb. Ref. III. 8, Preuß. Lor. II 1 8 310, 311, Oeſtr. GB. 
8 1246 (in Oeftreih auch ſchon früher, Unger II. ©. 204 R.10), Züri SB. 
$ 1083, 1084, Heffe 853 N. 16 (gerichtlich vorgenommen ober eiblich beftärkt), 
Didenb. ©. v. 24. Apr. 1873 art. 37 (dffentlih beurkundet). — Citate bei 


144 8 228. Die Berfügungsgewalt ber Frau. 


Indeſſen darf die Schenkung, gleichviel ob fie gültig ift oder 
nicht, wenn fie zum Nachtheil der Gläubiger gereicht, von dieſen im 
Konkurs oder außerhalb defjelben angefochten werden”). 

6. Beftritten und in den Partilularredhten regelmäßig nidt 
eingehend geregelt ift die Frage, in wie weit die Frau, wenn ihr 
ein Erbrecht deferirt oder ihr Pflichttheilgrecht verlegt ift, über Er: 
werb oder Nichterwerb, resp. über Anfechtung des Zeftamentd allein 
entjcheiden darf oder von dem Willen des Mannes abhängig ift. 
Die Frage ift — abgejehen von dem reinen Dotalrecht, bei weldem 
der etwaige Erwerb ihr Sondergut vermehrt — für alle Güterredhtö- 
ſyſteme von Bedeutung, da der Erwerb einer Crbichaft das Ber: 
mögen, jei e8 bloß der Frau, jei es dad gemeinjchaftlihe Vermögen 
nicht bloß vermehren, ſondern aud wegen der auf der Erbfchaft 
laſtenden Schulden gefährden Tann. 

a) Da die Frau durch die Ehe ihre Handlungsfähigkeit nicht 
einbüßt, die Erbjchaft ihr und nicht dem Manne deferirt wird und das 
Antretungdrecht ein hoͤchſt perjönliches Recht ift, fo darf der Mann 
die der Frau deferirte Erbſchaft nicht gegen ihren Willen antreten‘) 
und die Frau, wenn fie die Erbichaft ausfchlagen will, nicht zum 
Antritt nöthigen"?). 

b) Entiprehende Sätze gelten, wenn ihr eine Erbſchaft ipso jure 
angefallen ft”). 

c) Will fih die Frau bei einem fie angehenden Teftament 


Roth D. 891 N. 160—162; geſchichtliche Nachweifungen bei Hofmann in 
Grünhut's Ztſchr. VIII. ©. 302 fi. 

17) Ueber die gemeinrechtlihen Borjchriften $ 227. 5; über älteres Partikular⸗ 
recht vgl. z. B. Preuß. Lor. IL. 1 $ 312 ff., PufendorfL. obs. 77, Senkel 
868 Anm. 2, Heimbach 8 92 N. 7. 

18) Nah der Bremiſchen Nachlaßordnung v. 1843 8 282 entſcheidet bei 
SG. der alleinige Wille des Mannes, Poft Sammtgut $ 81 N.6, Seuffert 
IX. ©.388 N. 

19) Emminghaus ©. 297 00.67, Runde S. 97, Beterffen S. 10 ff, 
Seuffert IX. no. 301. — Roth D. 8105 N. 2 will dem Mann die Be- 
fugniß geben, fie and in dieſer Hinficht zu vertreten und bie Erbſchaft für fie 
gegen ihren Willen anzutreten. — A. %. auch Dernburg III. $30 N. 26. 

2), AN. Runde ©. 97, Seuffert IX. 801, es handele fih um Auf- 
gabe eines bereit8 erworbenen Rechts und kämen daher die Grundſätze von der 
Veräußerung zur Anwendung. Bgl. Dagegen aber bie Bemerkung bei Wind⸗ 
ſcheid $ 599 N, 6. 
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beruhigen, jo darf der Mann es nicht gegen ihren Willen anfech- 
ten?!). Ä 
d) Will die Frau eine Erbihaft erwerben und verlangt der 
Mann, daß fie darauf Verzicht leiſtet, fo entſcheidet nach Partikular- 
rechten der Wille de Manned?). In Crmangelung einer pofitiven 
Vorſchrift ift anzunehmen, daß fie die Erbichaft mit der Wirkung 
erwerben Tann, daß diefelbe ihr Sondergut wird®). 


8 229. Die Erweiterung ber VBerfügungsgewalt der Frau 
für die Hauswirthſchaft und aus befondern Gründen. 


Bon der Beichränfung der Handlungsfähigfeit der Frau treten 
allgemein einzelne Ausnahmen ein: 

I. Zufolge ihrer Schlüfjelgewalt. Wie die Frau ſchon 
früher Berträge von geringfügigem Umfange abichließen und Schul: 
den in Meinem Betrage machen durfte ($ 220 NR. 11—13), fo bat 
fie jetzt allgemein!) diefe Berechtigung zufolge ihrer Schlüffelgewalt, 
d. 5. ihrer Befugniß und Verpflichtung die engere Hauswirthichaft 
zu führen?). Diejelbe beruht weder auf einem ausdrücklichen noch 
auf einem ftillichweigenden Mandat (mandatum praesumtum), 
fondern darauf, daß zufolge eines objektiven Rechtsſatzes der deutjchen 
Hausfrau dad Gebiet der Hausbaltung in beftimmtem herfömmlichem 
Umfange zuftebt?). Demgemäß darf fie die für die Führung des 


2) Seuffert IL no. 191 (Emminghaus ©. 288 n0.51), XXI. no. 130, 
Emminghaus ©. 293 no. 68. — Anders Baumeifter II. S.63 N. 4, 
Plitt Lüb. Erbr. S. 26 N. 

22) Baier. Lor. I. 6827. 1, 0. civ. 776 vgl. mit 934; Lüb. Erk. bei 
Pitt S. 25 N. 35. 

#2) Hommel rhaps. 278. 

1) Auch wo das römiſche Dotalrecht gilt, Runde S. 99 N.d. 

2) In alter Zeit fcheinen ihr bei Eingehung der Ehe die Schlüffel ſym⸗ 
boliſch übergeben zu fein, Grimm Rechtsalterth. S. 176, 447, Sengler Lehrb. 
©. 1107. — Die Wittwe, welche für die Schulden des Mannes nicht perjünlich 
einftehben will, legt die Schlüffel auf fein Grab, oben $ 221 R. 25 ff. 

2) Runde S:99, Kraut II. S. 557 ff., Gerber 8231 N.8. — Da- 
gegen Fald IV. ©. 399: „Folge eines der Frau vom Manne ertheilten Auf- 
trages”, Zahariä 8 472 N. 51: „vermöge einer von dem Manne ftillichweigend 
erhaltenen Vollmacht“; fo feheint e8 auch noch Gengler Lehrb. ©. 1109 f., 
1111 anzufehen. 

Stobbe, Privatredt. IV. 1.0.2. Aufl. 10 
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Hausweſens und der Wirthſchaft erforderlichen Verträge auch ohne 
Sonjend des Mannes mit voller Wirkſamkeit abjchließen. Im Zweifel 
erfcheint nicht die Ehefrau, fondern der Ehemann, welcher durch die 
Frau vertreten ift, ald Contrahent und ald Schuldner; er, welcher 
die onera matrimonii zu tragen bat, muß ihre Verfügungen aner- 
fenmen und haftet für Diefelben mit feinem, resp. wo GG. gilt, mit 
dem gemeinfamen Vermögen‘). 

In welchem Umfange aus diefem Gefichtöpunft heraus die 
Frau den Mann vertreten und verpflichten darf, ift aus den allge 
meinen Rechtsanſchauungen heraus und nad den Beltimmungen der 
Partifularrechte, aber mit Berüdfichtigung der konkreten Verhältniſſe 
zu enticheiden?). Im allgemeinen gilt fie als befugt zum Miethen 


9 Daß ber Mann und nicht die Frau verhaftet if, Zürich. RathsVO. 
v. 1557 (Bluntfhli I. S. 147 f.), Zür. GB. 8 150, Sächſ. GB. 8 1645, 
Oldenb. ©. v. 24. Apr. 1873 art. 4 (fie madt „ben Ehemann als alleinigen 
Schuldner verbindlich, foweit nicht mit dem Gläubiger ein Anderes vereinbart 
worden if“), Eitate bei Gengler S.1108. — Runde ©. 101, Langenn u. 
Kori I. ©. 107 f., Zadhariä SAT2N. 52, Gerber Abhh. S. 339 N., 
Roth 8. S. 413 NR. 19, D. 8 106 N. 9, 8119 N. 12, SION. 19. — 
Seuffert V. 29. — 8raut II. S. 560 will mit Unredt die perfönliche Haf⸗ 
tung des Mannes ausihließen. 

Unter Umftänden Tann der Dann Erfag aus ihrem Vermögen fordern 
(Preuß. Lor. II. 1 $ 822, 323) oder der Gläubiger fih an ihr Receptizgut 
halten, Seuffert V. no. 29. 

Da die Fran nit Schuldnerin ift, braucht fie nach dem Tode des Mannes 
die Schuld nur zu bezahlen, wenn fte feine Erbin geworden if, Emmingbaus 
©. 259 no. 13. 

5) Preuß. Lor. II. 1 $ 321: fie darf auf Borg nehmen Waaren oder 
Saden „zu gemwöhnliden Haushaltungsgefchäften oder Nothdurften“, alfo nicht 
überhaupt Schulden im Interefie des Haushalts machen, Dernburg III. 8 21 
N. 20 ff. — Zür. GB. 8 150, Sächſ. GB. 8 1645, Tippe'ihe VO. v. 1786 
811 no.1, — Kraut II. S. 557 0.8, Langenn u. Kori II. ©. 108 f., 
Emminghaus S.301 no. 101, Heimbach $ IHN. 2, Falck IV E. 399 
N. 28, Baumeifter II. S.85, Gengler ©. 1108, Roth D. 8 140 NR. 19. 
— Seuffert XIV. n0.98 (falls es fi um eine bäuerlihe Wirtbichaft han⸗ 
delt). — Der Mann wird durch die Rechtsgefchäfte der Frau nicht verpflichtet, 
wenn der Dritte nach ben fonfreten Umſtänden erſehen konnte, baß fte ihre 
Machtvollkommenheit überſchreitet; 3. B. eine Tagelöhnerfran beftellt bei einem 
Zahnarzt für ſich ein Gebiß; der Gläubiger weiß, daß die Frau mit dem Mann 
in Eheſcheidungsdifferenzen lebt, u. f. w., Zachariä $ 472 N. 52, Bau- 
meifter II. ©. 85 f. 
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des weiblichen Gefindes, zum Einkauf von Lebendmitteln, von Bes 
Hleidungögegenftänden für fih und die Kinder, von Schmud und 
Pub innerhalb ded ftandemäßigen Aufwandd, von Leinen, Küchen⸗ 
und Haudhaltungsgeräth, zum Verkauf defjen, was für den Anzug 
und die Haudhaltung überflüffig und entbehrlidy geworden ift, u. |. w., 
dagegen 3. B. nicht zum Miethen einer Wohnung, zum Ankauf 
eined neuen Mobiliard u. |. w. 

Aber auch in diefer Verwaltung tft die Frau nicht unbefchräntft, 
ſondern muß fi) dem Willen des Mannes fügen. Sie hat die all 
gemeinen Grundfäge, weldhe der Mann für ihre Verwaltung aufge 
ftelt hat, und feine konkreten Vorſchriften zu befolgen und der Mann 
darf, — nicht willlürlih, — aber wenn fie gegen feinen Willen 
handelt oder ihre Gewalt mißbraudt, ihr die Haushaltungdbefugniß 
entziehen‘). Um im Fall diefer Entziehung den dritten Contra⸗ 
henten nicht zu baften, genügt nicht eine private Anzeige in der 
Zeitung”), jondern es wird die vorherige Benachrichtigung ded Dritten 
oder eine gerichtliche Bekanntmachung?) oder erfordert, daß der Dritte 
irgendwie ſonſt Kenntniß davon erhalten hat?). 

Die Berechtigung der Frau hängt davon ab, daß fie den 
Haushalt thatfächlich führt, und fällt fort, wenn fie vom Manne 
ſeparirt ijt"9). 

II. Eine Erweiterung der Handlungsfähigkeit der Frau erfolgt, 
wenn der Mann an der Verwaltung ded Vermögend und der Sorge 
für die Bedürfniffe der Ehe dauernd behindert ift, 3. B. wenn er 


6) Dernburg III 821 N. 26. — Zür. GB. 8 152. — Insbeſondere 
darf der Mann, wenn er auch feine Klage auf Rechnungslegung bat, ihr bie 
Führung der Wirthſchaft nehmen, wenn fte ihm über den Berbraud nicht Rech⸗ 
nung legen will oder kann. U. A., wie es fcheint, Emminghaus, ©. 328 
no. 13. 

7), Sie wirkt nur gegen denjenigen, welcher fie in Erfahrung gebracht bat, 
Emminghaus ©. 300 no. 100. 

8), Preuß. Ldor. II. 1 $ 323: der Mann fol „richterlihe Hülfe durch öffent⸗ 
liche Bekanntmachung nachſuchen“,; Zür. GB. $ 152: es if eine öffentliche 
Kundmadhung nach Prüfung durch die Vormundſchaftsbehörde auf Begehren bes 
Mannes amtlih vom Bezirksrath zu erlaffen. — Neubauer ©. 140. 

9) Sächſ. GB. 8 1645, Oldenb. ©. v. 24. Apr. 1873 art. 4, Baumeifter 
I. ©. 86 R.5. 

10) Zachariä $ 472 N. 52. 

10* 
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abmwejend oder anhaltend frank it. Im ſolchen Fällen tritt die Frau 
im Intereſſe der ehelichen Gemeinſchaft mit Rüdjicht auf die Ber- 
waltung an die Stelle des Mannes); doc weichen die Partifular- 
rechte unter einander ab, indem nad einigen dieſe Befugniß ohne 
weitered auf fie übergeht, nach andern aber eine obrigfeitliche Ueber— 
tragung erfordert wird. 

Auch kann die Frau verlangen, dab dem Mann die Ber- 
waltung abgenommen und ihr übertragen wird, wenn er ver- 
ſchwendet, unordentlih wirthſchaftet, unter Vormundſchaft u. ſ. w. 


kommt!⸗). 
II. 1. Sn weiterer Ausbildung des bereits im Mittelalter 


geltenden Rechts hat die freie Verfügung über ihr Vermögen eine 
Frau, welche ein kaufmänniſches oder ſonſtiges Gewerbe betreibt'?), 


1) Lippe'ſche BO. v. 1786 $ 11 no.4, 5, Preuß. Lor. II. 1 $ 202—204, 
324— 328 (Dernburg IL.$21N.23 ff), Sächſ. GB. 8 1642, 43, Beterffen 
S. 107 f. Roth B. 5 77 RN. 62 (1. Aufl. $ 61 N. 52), D. $ 106 N. 10, 8 119 
N. 12, 8140 NR. 21, Neubauer ©. 140. — Seuffert XIX. no. 99, XXIV. 
no. 43, XXXVIII. no. 135. — Preuß. ©. betr. d. ehel. Güterr. in d. Prov. 
MWeftfalen v. 16. Apr. 1860 84: „das Verwaltungs- und VBerfügungsredht Des 
Mannes ruht und wirb von ber Frau ausgelbt: 1) wenn der Mann wegen 
Verſchwendung, Wahnſinns, Blödſinns oder Berurtheilung zu einer Zuchthaus⸗ 
firafe unter Vormundſchaft zu fegen ift; Die Befugniß der Frau beginnt alsdann 
mit der Rechtskraft des Erlenntniffes, doch kann ihr dieſelbe auch ſchon im Laufe 
des Verfahrens vom Bormundfchaftsgerichte Übertragen werben; 2) wenn wegen 
Abwejenheit des Mannes eine Vormundſchaft Über ihn einzuleiten if. In 
diefem Falle beginnt die Befugniß der Frau erft, fobald ihr auf ihren Antrag 
biefelbe von dem Vormundſchaftsgerichte ertheilt iſt“; vgl. auch 8 5. 

12) Es ift Überfläffig, Die partilulären Grundfäge im Detail darzuſtellen; 
vgl. 3.38. Lippe'ſche BO. v. 1786 $ 10, C. civ. 221, 222, 224, 1427 (Zadariä 
8 472 R. 35 ff), Badiſches GB. art. 2228, Zür. GB. $ 162, Sädi. GB. 
8 1700, 1701. — Runde ©. 100, Gengler Lehrb. ©. 1115, Fald V. 
©. 127, Dernburg III. 822 N.19, Roth D. 8 140 N. 22. — Seuffert 
VII. no. 104. 

13) Hand. GB. art. 6: „Eine Frau, welche gewerbemäßig Hunbelsgefchäfte 
betreibt (Handelsfrau), hat in dem Hunbelsbetriebe alle Rechte und Pflichten eines 
Kaufmanns ..... Es macht hierbei feinen Unterſchied, ob fie das Handels- 
gewerbe allein ober in Gemeinfchaft mit Anderen, ob fie daſſelbe in eigener 
Perjon oder durch einen Prokuriſten betreibt.” — Gewerbe⸗O. $ 11. — Schweiz. 
Obl. R. art. 35. 

Heife und Eropp I. no. 1, Kraut II. ©. 324 ff., 573 ff, Bluntſchli 
3ürih I. ©. 159 ff., Thöl l. 4, Endemann Hand. R. 523, Behrend 





für die Hauswirtbfchaft und aus befondern Gründen. 149 


gleichviel ob allein oder in Gemeinschaft (als socia)) mit ihrem 
Mann oder mit einem Dritten. Bon der Kauffrau oder der ein 
jonftige8 Gewerbe betreibenden Ehefrau ift eine Frau zu unter 
jheiden, welche in dem von einem Andern (ihrem Mann oder einem 
Dritten) betriebenen Gewerbe in der Stellung eined Profuriften, 
Bevollmächtigten, Gehülfen thätig ift!s). 


Hand. R. I. $ 34, 85, v. Völderndorff in Endemann’s Handb. I. $ 30—82, 
Mandry Neichegejege S. 18 ff. 

14) Nach dem Code de commerce art. 5 ift fie eine Kauffrau nur 
lorsqu’elle fait un commerce separe. Daraus wird für das franzdi. R. 
regelmäßig geſchloſſen, fie dürfe feine socia fein. Diefe Annahme ift bedenklich. 
M. E. will das Gefeg, welches vorher von ber Stellung einer Frau gefprochen 
bat, welche Gehülfin des Mannes ift, nur jagen, fie folle Geſchäftsinhaberin fein, 
ohne damit auszufchliegen, daß fie in Sozietät mit dem Dann ober einem 
Andern fteht. j 

15) Preuß. or. II. 8 8 496, Zür. GB. 8173, C. civ. 220 Abi. 2, 
C. de comm. 5 Abf. 2, Hand. GB. art. 7 Abſ. 3. — Seuffert I. no. 240, 
vgl. auch XI. no. 158. — Nach den Gefegebungen ber Receptionszeit haften 
die Öatten, wenn ſie das Gewerbe thatſächlich gemeinjchaftlich ausüben, auch 
gemeinfchaftlich für Die Gewerbeſchulden und gilt bie Frau ale socia, wenn fie 
fih an dem Gewerbebetrieb betheiligt, Nürnb. Ref. v. 1522 XII. 5 (Gewand«- 
ſchneider und Krämer, die zu Kram, Gewölbe oder Laben fiten und gemeines ' 
Kaufens und Verkaufens warten, Wechsler, Gaftwirthe und die zu offnem Kram 
und Markt fiten oder pflegen zu handeln und da Mann und Weib ihre Käufe 
und Handtbierung zu gemeinen und ihrer beiber Gewerb oder Nahrung vor- 
nehmen“), v. 1564 XXVIII. 6 („So Mann und Weib zu offnem Kram und 
Markt figen und gemaine Handtierung und Gewerb mit fauffen und verlauffen 
treiben” u. |. w.; vgl. Goldſchmidt 3. VL S. 571 f.), Frankf. Ref. III. 7 
8 12 („ba zwey Eheleut einen gemeynen Handel treyben und bie Haußfrau jomwol 
als der Mann im Gaben oder offnen Kram fitet, kaufft und verlaufft, Gelt 
einnympt und aufgibt, Das Regifter heit und dergleichen übet“; Darüber Cropp 
1. ©. 21 ff.), V.5 $6 (in Betreff ver Handwerker), Züri. BO. v. 1488 und 
1512 (Bluntſchli I. ©. 447: wenn die Frau mit dem Mann „zu bangk oder 
gaben inn gewinn ober gewerb .... geflaunden ift“, fol fie im Konkurs des 
Mannes auch mit ihrem Vermögen haften), Mainzer Landr. IV. $ 3 („Diejenigen 
Weiber, jo mit ihren Dlännern eine gemeinfchafftlicde Handelſchaft treiben”). — 
Beitere derartige Beftimmungen bei Eropp J. S.17 N. 19. — Baier. Lor. 
I. 6 $32 no. 4 ff. (darüber Goldſchmidt 3. II. ©. 895 ff.). — Es entipricht 
daher den Altern Partilularredten die Annahme von Kraut II. S. 580 ff. 
daß als Kauffrau aud die Ehefrau gelte, welche fih als bloße Gehülfin beim 
Geſchäft des Mannes betbeiligt. 

Hür den Begriff „Kauffrau“ und die Anwendung ber für fie geltenden 
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2. Nur mit auödrüdlicher oder ftillfehweigender Genehmigung‘) 
ihre8 Ehemanns darf die Frau Handelöfrau fein”). Dagegen fehlt 
ed in der Gewerbeordnung ($ 11) für Frauen, welde jelbitändig ein 
Gewerbe betreiben, an einer entiprechenden Vorſchrift. Es it daher 
anzunehmen, daß die familienrechtliche Frage, in wie weit eine Che- 
frau dem Manne gegenüber befugt oder nicht befugt ift ohne feine 
Genehmigung ein Gewerbe zu betreiben, nad Partikularrecht zu 
beurtheilen, und, weil fie ſich regelmäßig ohne feine Genehmigung 
nicht verpflichten kann, auch regelmäßig zu verneinen ift. Dagegen 
fommen die Säbe der Gewerbeordnung über die rechtliche Stellung 
der Gewerbefrauen überhaupt für alle Frauen zur Anwendung, 
„welche felbftändig ein Gewerbe betreiben”, gleichviel ob mit oder 
ohne Genehmigung ded Mannes). | 

Berweigert der Mann ohne Grund feine Einwilligung oder 
ift er außer Stande feine Erklärung abzugeben u. |. w., jo Tann 
von Seiten des Gerichtd der Conſens ergänzt werden‘). Als Ein- 
willigung gilt es aud, „wenn die Frau mit Wilfen und ohne Ein- 


banbelsrechtlihen Beftimmungen kommt gegenwärtig nur das Handels EB. in 
Betracht. Inſofern aber ein Partikularrecht beftimmt, daß eine Frau, welche 
nad dem Begriff des HGB. eine Gehülfin des Mannes in feinem Gewerbe if, 
auch mit ihrem Bermögen für bie gewerblichen Schulden haftet, bleibt e8 bei 
biefer Beſtimmung. Frankf. und Berl. Praris bei Goldſchmidt 3. XIV. 
S. 478 ff, Behrend $ 35 N. 31. 

Für Die Frage, ob eine Frau socia ober bloße Gehülfin if, ftellte das 
ältere Recht Präfumtionen auf, Behrenb $ 85 N. 29, 30. 

16) Partikularrechtlich fol die Genehmigung zum SHanbelsbetrieb in Das 
Handelsregifter eingetragen werden, Behrend $ 39 Zuſ. 3 ©. 249, v. Hahn 
Commentar zu art.7 N. 6. 

17) Preuß. br. II. 1. 195, C. de comm.art.4, Zür. GB. 8 169. — 
HGB. art. 7 Abf. 1, 2, Schweiz. OH. NR. art. 35. — Kraut II. ©. 584 f., 
Geuffert II. no. 192. — Nach früherem Recht nahm man an, daß eine Frau, 
welche ihr Gewerbe bloß mit Receptizgut betreibt, der ehemännlichen Genehmi⸗ 
gung nicht bedarf, Haubold II. 8 415 N. c; gegenwärtig kann dies nicht mehr 
gelten; auch die nach römiſchem Dotalrecht lebende Ehefrau bedarf der Einwilli- 
gung des Mannes. 

18) Mandry S.26 ff. — Die Frage, in wie weit bie thatfählih ein 
Gewerbe betreibenden Frauen durch ihre Gewerbegefchäfte bloß ihr Vermögen 
oder auch das des Mannes belaften, ift nach Partikularrecht zu entjcheiben. 

1) 9. Hahn Kommentar zu art. 7 $2—4. — Eine Zufammenftelluug 
ber Beſtimmungen ber Einf. Geſſ. 3. HGB. bei Behrend ©. 189. 
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ſpruch defjelben Handel treibt" (art. 7 Abſ. 2)%). Seine einmal 
ertheilte Genehmigung darf der Mann zurüdziehen?!). 

Treibt eine Ehefrau ohne Genehmigung ihres Mannes Handel, 
jo wird fie durch die betreffenden Rechtsgeſchäfte in gleicher Weile 
verpflichtet oder nicht verpflichtet, wie eine Ehefrau, welche überhaupt 
ohne Einwilligung des Mannes ein Rechtsgejchäft abgeichloffen hat?). 

3. Handelsfrauen und „Frauen, welde jelbftändig ein Gewerbe 
betreiben”, werden durch Handeldgeichäfte*), resp. durch gewerbliche 
Geſchaͤfte verpflichtet, ohne daß e8 zu den einzelnen Gejchäften einer 
bejondern Einwilligung ihres Ehemanns bedarf”); fie können aljo 
auch Geichäfte gegen feinen Willen eingehen. Die Handelsfrau hat 
„in dem SHandelöbetriebe alle Rechte und Pflichten eined Kaufe 
manns“ (art. 6). Sie iſt wechlelfähig®), kann mit Andern Societäts⸗ 
verträge eingehen, für ihren Ehemann intercediren?), hatte fchon 
vor der Civilprozeßordnung die Fähigkeit in Handelsjachen felbitändig 
vor Gericht aufzutreten?) und darf fich nicht „auf die in den ein- 
zelnen Staaten geltenden Rechtswohlthaten der Frauen“ berufen®). 


2) 9 Hahn S6 ff., v. Völderndorff S.155. 

31) Ausdrücklich ausgeſprochen im Zür. GB. 8 172. Aber baffelbe ift 
auch fonft anzımehmen, insbefondere für Deutichland; denn HGB. art. 7 
Abi. 1 fagt: „Eine Ehefrau kann ohne Einwilligung ihres Ehemannes nicht 
Handelsfrau fein”. In Betreff des Württ. R Mandry S.25 N. 9. — Ueber 
den Widerruf auch v. Völderndorff ©. 153. 

22) Goldſchmidt Hanbbuh I. 848 N.4; a. A. v. Hahn zu art. 276 
8 8. 

38) Auch bier kommt die allgemeine Präfumtion des HGB. art. 274 zur 
Anwendung, Thöl $42. 3, Behrend I. $ 34 RN. 14, 15. 

3) Const. Sax. II. 15 Abſ. 2, Lüb. Statt. J. 10. 1, IH. 6. 21, Hamb. 
Statt. II. 8 art. 1, Preuß. or. U. 1 $ 335, Zür GB. $ 170, Heimbad 
8 95. 3. — HGB. art. 8 Abf. 1, Gem. O. art. 1. 

35) Entf. d. ROHGer. XXI. ©. 401 ff. 

%), Behrend 8 35. N. 22, 23, Entſch. d. ROHGer. IX. S. 172 ff. 

7) HB. art.9. — Anders C. civ. art. 215, 218. 

3%) Preuß. Lor. II. 8 $ 488, HGB. art. 6, Gew. O. $ 11. — Vgl. aud 
oben I. 889 N.3, III. $ 192 R. 56. 

In Betreff ihres Rechts ihre Immobilien in Bezug auf den Handelsver⸗ 
kehr mit Schulden zu befchweren und zu belaften, vgl. für das franzöfliche Hecht 
C. de comm. art. 7, Preuß. Einf. ©. art. 39, Elſ. Lothr. Einf. G. $5. — 
Großherzgl. Hefl. Einf. Geſ. art. 26: wenn Dotalrecht gilt, kann fie die Immo- 
dilien, welche Dotalgut find, nur unter ben regelmäßigen Beſchränkungen verpfänben. 


r 
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4. Die Frau haftet für ihre Handelöfchulden resp. ihre ges 
werblichen Schulden mit ihrem ganzen Vermögen, gleichviel ob fie 
dad Gejchäft mit ihrem Sondergut oder auch mit ihrem fonftigen 
in der Verwaltung des Mannes ftehenden Gut betrieb; denn fie wird 
für ihre Perjon, nicht für eine beftimmte Bermögendmafje durd ihre 
Opligationen verpflichtet. Eingehende gemeinrechtliche Beftimmungen 
befigen wir nur für die Handelsfrau (HGB. art. 8), während in 
betreff der ein ſonſtiges Gewerbe betreibenden Frau nur die Gültig- 
feit der betreffenden Schulden audgefprochen ift?). Die Handelöfrau 
„haftet für die Handelsfhulden mit ihrem ganzen Bermögen®), 
ohne Rückſicht auf die Verwaltungsrechte und den Nießbrauch oder 
die Jonjtigen an diefem Vermögen dur die Che begründeten Rechte 
des Ehemanns?i). Es haftet auch das gemeinfchaftliche Vermögen, 
ſoweit Gütergemeinfchaft befteht”, alſo bei- allgemeiner GG. nicht 
bloß eine ihr an dem gemeinschaftlichen Vermögen zugejchriebene 
Duote, jondern died ganze Vermögen“) und bei partifulärer GG. 
die geſammte Errungenſchaft resp. auch noch ſämmtliche Mobilien. 


29) M. E. ift ihr Vermögen auch falls es an der Genehmigung des Mannes 
fehlte, nach denfelben Grundfägen in Anſpruch zu nehmen, wie wenn es fih um 
eine jonftige gültige Schuld einer unverehelichten Frau handelt, Mandry ©. 28 f. 
Oldenb. ©. v. 24. Apr. 1873 art. 8 $2: „Wenn eine Ehefrau mit Einwilli- 
gung des Ehemannes felbftändig einen Erwerbszweig betreibt, jo faun fie inner- 
balb defjelben über Gegenftände des eingebrachten Vermögens verfügen”. Da- 
gegen ift der Mann für diefelben unbedingt nicht verhaftet; Über den Fall der 
GG. vgl. Mandry ©.29. 

30) Da nad art. 3 die Rechte des Ehemanns an ihrem Vermögen ben 
Gläubigern nicht entgegenftehen follen, jo gilt Pr. Lor. II. 1 8 620 nicht mehr, 
wonach die Handelsgläubiger fih an ihr eingebrachtes Vermögen erſt „nad 
ihrem Tode” halten Dürfen. 

31), Alſo haftet auch Das Dotalgut, v. Hahn zu art. 3 83; vgl. auch Schweiz. 
Obl. R. art.35 Abi. 2. — Nah dem Grherzgl. Heſſ. Einf. ©. art. 28 fol, 
wenn die Berurtheilung nur gegen fie, nicht gegen ihren Mann ergangen ift, 
bie Erelution nur im ihr Vermögen, welches nicht Dotalgut ift, vollftredt 
werben. 

3) Sp auch Schon nach der Lippe'ſchen BO. v. 1786 $ 11 no.2, C. civ. 
art. 220, C. de comm. art. 5, Schweiz. Obl. R. art. 35 Abſ. 2. — Nah dem 
Grhzgl. Heff. Einf. ©. art. 28 fol, wenn das Urtheil nur gegen fie, nicht auch 
gegen den Mann ergangen ift, mit dem Urtheil „ſowenig das gätergemeinjchaft- 
liche Bermögen als das privative Vermögen des Ehemanns angegriffen werben”. 
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„Ob zugleich der Ehemann mit feinem yerjönlichen Vermögen haftet, 
ift nad) den Landeögefehen zu beurtheilen” (art. 8)®). 

5. Bei Gütergemeinfhaft fallt der Erwerb der Frau aus 
ihrem Gewerbe in das gemeinichaftliche Vermögen; wo Güterjonde- 
rung bejteht, vermehrt er ihr Vermögen). 


5 230. Das Sondergut ber Frau. 


I. Wenn das Vermögen der Frau nad deutihem Recht im 
allgemeinen ſich in der Verwaltung des Mannes befindet, jo fünnen 
doch einzelne Vermoͤgensmaſſen oder VBermögensftüde der Berwals 
tungd- oder Bermögendgemeinihaft entzogen jein, Sondergüter!). 


33) Zufammenftellungen bei Behrend S.190. — Nad Preuß. Lor. II. 1 
$ 337 (im Preuß. Einf. ©. art. 19 ausdrücklich in Kraft belaffen) haftet ber 
Ehemanu jolidarifh (Entf. vd. ROHGer. XXIV. ©. 362), wenn fi die Frau 
nicht ausdrüdiich die Einkünfte ihres Gewerbes vorbehalten bat. — Nach fran- 
zöſiſchem Recht (Behrend ©. 185 f.) haftet der Mann, wenn er fi die Ein- 
fünfte aus dem Hunbelsbetrieb der Frau aneignet, je nad dem für die Ehe 
geltenden Güterrechtsſyſtem perfünlich oder bloß mit den Gejchäftserträgniffen. — 
Nach dem Lüb. Einf. ©. zum HGB. v. 26. Oft. 1863 art. 2 haftet er mit feinem 
perfönlichen Vermögen, wenn er nicht vor dem Handelsgericht erklärt hat, für 
die Handelsfchulden feiner Ehefrau nicht haften zu wollen; dieſe Erklärung joll 
im Handelsregifter vermerkt werben. 

34) Dabei unterjcheiden die Partikularrechte. Nach Preuß. Lor. II. 1 
8 216-220 fällt der Erwerb in ihr Sonbergut, wenn fie das Gewerbe bloß 
mit ihrem Sondergut betreibt; Doch folen dann die aus demfelben erworbenen 
Grundftüde und Kapitalien auf ihren Namen gejchrieben werben. Betreibt fie 
das Geihäft auch mit ihrem andern Vermögen, fo erhalten bie Ueberſchüfſe 
Illatenqualität (vgl. auch Schmidt Vorlefungen II. ©. 49). Es tritt hier aljo 
eine Ausnahme von dem Prinzip des $ 211 ein: „Was die Frau in ftehender 
Ehe erwirbt, erwirbt fie der Regel nah dem Mann“; vgl. Koch zu dieſem 8 und 
Entſch. d. ROHGer. XXIV. ©. 361 f. — Nach Lüb. Gef. v. 10. Febr. 1862 art. 2 
Abi. 2 Fällt ihr Erwerb als Handelsfrau in ihr Vermögen, wenn fte denfelben 
„von der Berwaltung des Manires ausgefchloffen bat“. Vgl. au noch Beh⸗ 
rend S©.185, Emminghaus ©. 329 n0.20; daß der Erwerb dem Manne 
zufalle, Emminghaus ©. 328 no. 14. 

1) Für den Mann liegt wohl nur jelten ein Grund zu einem foldyen Bor- 
behalt nor; indeffen find auch für ihn Sondergüter zuläffig, 3. B. bei Der allge» 
meinen Gütergemeinfaft, wenn er fih die freie, von der Fran nicht behinderte 
Beräußerungsbefugniß Über ein Grundftüd vorbehalten will. — Darüber, daß 
bei der allgemeinen GG. gewiffe dem Maun gehörige Maffen nicht in Die Ge- 
meinihaft fallen, vgl. unten $ 238 R. 4 ff. 
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Daß dies da, wo römifches Dotalrecht gilt, der Fall ift, liegt im 
Weſen dieſes Güterrechtöfyftems, die Frau behält die Verfügung und 
Nupung mit Bezug auf das nicht inferirte Paraphernalgut. Aber 
auch bei allen deutjchrechtlichen Syſtemen können Sondergüter vor- 
fommen?). 

II. Nur im weiteren Sinn fann man als Sondergut bes 
zeichnen, was feiner Natur nach lediglich für den Gebraudy der 
Frauen beftimmt ift, ihre Kleidungsſtücke, ihr Schmud, die ihr aus⸗ 
gejehten Nadelgelder u. |. w.®). Derartige Gegenftände fallen auch 
da, wo GG. beiteht, nicht in dad gemeinjchaftliche Vermögen*) und 
unterliegen, ſoweit die Frau einen ordnungsmäßigen Gebrauch von 
ihnen macht, ihrer freien Verfügung?). 


2) Diefe Sondergäüter find von den bei der partifulären GG. im Sonber- 
eigenthbum ber einzelnen Gatten verbleibenden Gütern zu unterfcheiden. Um 
Berwehslungen zu vermeiden, werde ich Daher die leßteren regelmäßig Einhands⸗ 
güter nennen, — ein Ausdrud, welchen Andere oft für die Sondergüter ber 
erſten Kategorie braucden. 

2) Das Preuß. Lor. II. 1 $ 206 nennt dies „gefetslich vorbehaltenes Ver⸗ 
mögen”; es zählt dahin „was nad) feiner Beichaffenheit zum Gebrauch ber Frau 
gewidmet iſt“ und die Morgengabe ($ 207). — Sächſ. GB. 8 1656, 1671: 
„Segenftände, welche zur Belleivung, zum Schmude ober fonft zum Gebrauch 
bloß für die Perjon der Ehefrau beftimmt find“; gleichviel ob Diefelben von ihr 
bei Eingehung der Ehe befeffen oder ob fie fpäter vom Ehemann aus feinem 
Bermögen angeſchafft wurden; Oldenb. ©. v. 24. Apr. 1873 art. 17851. — 
Bern. GB. $ 90: „Kleider, Zierrathen und Bewegfichkeiten, welche für ihren per⸗ 
ſönlichen Gebrauch ausſchließend beftimmt find”; die vom Mann ihr zum will- 
kürlichen Gebrauch ausgejetsten Gelder; die Morgengabe. — Zür. GB. 8 144: 
bie Gaben zur ausſchließlichen Verfügung der Frau; die vom Mann ihr ausge- 


festen Spiel- und Nadelgelder. — Bair. or. I. 6 $ 23 no.3: „Das fog. 


Spiel- oder Stecknadelgeld“; aber nicht die Morgengabe. — Bgl. au Roth B. 
1. Ss 77 N. 6. — (Gegen die Natur der Spielgelder als Sonbergut Emming- 
haus ©. 326 no. 2.) — Bereits im M. A. wurben berartige Zuwendungen 
bes Mannes als spelepenninghe, denarii truphales, Iudibiles bezeichnet, 
Pauli Abhh. II. ©. 52 ff. 

9) Lippe'ſche BO. v. 1786 $ 7 no. 3 („Hochzeits⸗ und andere Heine Ge- 
ſchenke, die fih Eheleute zur Bezeugung ihrer Liebe einander geben”), Preuß. 
tor. II. 1 8 364 (die „nothwendigen Kleivungsftlide der Frau“). 

°) Preuß. Lor. II. 1 $ 224: der Mann kann fie hindern an einem „un- 
wirthſchaftlichen Betragen“, Sächſ. GB. $ 1671: an einem andern als dem be= 
zwedten Gebrauch. — Die Frau ift nach Preuß. Lor. II. 1 8 223 beſchränkt in 
Pfand» und Veräußerungsverträgen über Juwelen, Gold, Silber und andere jur 
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IH. 1. Eigentliches Sondergut ift, wa8 — abgejehen von den 
für den unmittelbaren Gebrauh der Frau beftimmten Gegenftänden 
— in Zolge bejfonderer Beitimmung von der Verwaltung bed 
Manned ausgenommen und ihrer Verwaltung und Nutzung vorbe— 
halten: ift. 

a) Die Frau kann fi) Sondergut vertraggmäßig bei Eingehung 
der Che oder während derjelben vorbehalten haben®). 

b) Es Tann der Frau Vermögen von einem Dritten durch 
Schenkung oder Teftament mit der Beitimmung zugewendet fein, 
daß ed ihr Sondergut fein fol”); ohne eine derartige Beftimmung 
darf fie nicht die ihr während der Ehe zufallenden Erbſchaften ſich 
vorbehalten wollen®). 

c) Sondergut wird ferner, wad die Frau gegen den Willen 
des Mannes erwirbt?); der Mann, welcher fich gegen den Erwerb 
erflärt, gilt als verzichtend auf feine Nutzung und Verwaltung, resp. 
bei GG. auf feinen Miterwerb. 


Pracht befiimmte Sachen; nach IL. 1 $ 316, 317 gelten dieſe Sachen, wenn fie 
vom Dann berrühren, in dubio nur al® geliehen. — Daß dies nicht Branbenb. 
Provinzialrecht ſei, Korn Brandenb. ehel. Güter. ©. 60 f. — Bgl. auch 
Senffert XXXII. no. 56. 

6, Preuß. Lor. II. 1 $ 208, 209, 215; Grundſtücke uud Kapitalien erlangen 
in Beziehung auf Dritte diefe Eigenfchaft nur, wenn fie auf ben Namen ber 
Fran gejchrieben werben, $ 216 (Dernburg III. 528 N. 13). — Sächſ. GB. 
$ 1693, 94 (nur beſchränkt zuläffig ift eine folche Feſtſetzung während der Ehe; 
oben 8 227 N. 16). — Seuffert X. n0.177. — Roth D. 8 104 N. 16, 
8137 NR. T—I. 

) Preuß. Lor. II. 1 $ 214, Sächſ. SB. $ 1693, Bern. EB. 8 MW. 4, 
Oldenb. ©. v. 24. Apr. 1873 art. 17 („joweit baffelbe nicht einen ihr gebüh- 
renden Pflichttheil befaßt”). — Roth D. 8 137 N. 6. — Seuffert V. 
no. 186, XXIII. no. 37. — Es ift Dies auch mit der allgemeinen GG. ver- 
träglich, Preuß. Lor. IL. 18373 ff, Baumeifter II. S. 100f. — Roth D. 
8 104 N. 14, 15, Neubauer ©. 136. 

8), Anders Stabtr. v. Freiburg in d. Schweiz v. 3. 1508 (3. f. ſchweiz. 
R. XXI. S. 46), mit dem ihr gefchenkten ober ererbten Gut bürfe fie nad 
freiem Gefallen ohne Hinberung bes Mannes ober ihrer Kinder thun. 

9) Roth D. 8 137 N. 11. — Freilih ift für die einzelnen Partikular- 
rechte zunächſt die Borfrage zu beantworten, inwiefern bie Frau einen Erwerb 
überhaupt gegen ven Willen bes Mannes machen darf; vgl. 3. ©. oben $ 228 
N. 22, 28. 
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d) Eriparniffe, weldhe die Zrau mit ihrem Sondergut malt, 
vermehren dafjelbe'°). 

2. Ueber das Sondergut kann die Frau, unbeſchränkt Durch den 
Mann, ebenfo jelbitändig, wie eine unverbeirathete Frau verfügen. 
Eine Frau, welche Sondergut hat, ift partiell unbedingt handlungs- 
fähig; fie bat die freie Verwaltung und Nupnießung"), hat Die 
Laften und Koften diejed Vermögend zu tragen”), kann ed mit 
Schulden belaften, haftet mit demjelben nicht für die Schulden des 
Mannes) und konnte auch fchon in früherer Zeit darüber jelb- 
ſtändig procelfiren“). 

Doch hat der Beſitz von Sondergut für diejenigen Partikular⸗ 
rechte, nach welchen Verpflichtungen der Frau ohne Genehmigung 
des Manned nichtig find (vgl. $ 228 N. 2), nicht überall die Bes 
deutung, daß alle von ihr abgefchloffenen Verträge gegen ihr Son- 
dergut geltend gemacht werden können”). Vielmehr follen nad) den 


10) Bern. GB. art. 91, Oldenb. Gef. v. 24. Apr. 1873 art. 1782, 
Kraut II S. 391 N. 19, Seuffert VI. no. 48; Preuß. Lor. II. 1 $ 217, 
218 (e8 muß aber „ar erhellen, daß fie den Beſitz der erjparten Sachen ober 
Gelder noch nicht aufgegeben babe”); vgl. au noh Roth D. $ 104 N. 26. — 
Dagegen läßt fih nicht mit Roth D. 8 137 N. 12 allgemein behaupten, Daß ber 
„Erwerb aus einem mit Genehmigung des Ehemanns felbftändig betriebenen 
Geſchäft“ Sondergut werde; vgl. oben $ 229 R. 33. 

1) Breuß. tor. II. 1 8 221, 222, Bern. art. 91, Zr. GB. 8 144, Sächſ. 
GB. 8 1693, Roth D. 8 140 N. 3. — Nah dem Landr. v. Hohenlohe I. 4 
S4 fol im Ehevertrage beflimmt werden, ob der Vorbehalt fih bloß auf das 
Eigentfum oder auch anf die Nutung bezieht; vgl. auh Neubauer S. 137 
N.14, 15. Walls fie verſchwendet, kann fie einen Eurator erhalten, insbefondere 
unter die Euratel ihres Mannes kommen, Preuß. Lor. II. 1 $ 225—227. 

19) Breuß. or. IL. 1 8 228, 229. 

18) Bern. GB. art. 91. — Nah Hamburger Recht (Baumeifter II. 
&.95, 97 fi.) hat der Vorbehalt von Sondergut durch die Frau anf die. Ane 
ſprüche der Gläubiger des Mannes keinen Einfluß. Durch die Abfonderuug, für 
welche auch thatſächliches Getrennthalten erfordert wird, fo daß das Gut nicht 
in die Were des Mannes fommt, wirb nur die Verwaltung des Mannes aus- 
geſchloſſen. Nur die Ausnahme gilt, daß wena ein Dritter der Frau Bermögen 
zuwendet und beftimmt, daß e8 Sondergut bleiben fol, dafjelbe dann ben Gläu- 
bigern des Mannes nicht haftet, wenn für bie Kunde ber dabei Betheiligten ge- 
forgt wird (S. 100 f.). 

14) Bgl. oben $ 216 N. 9. 

15) Für Die unbedingte Verhaftung der Frau das frühere fächfiiche Recht; 
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Beitimmungen einzelner Geſetzbücher ihre Rechtsgeſchäfte nur dann 
gültig fein, wenn fie diefelben mit Bezug auf dad Sondergut, zu 
Zwecken des Sondergutd eingegangen ift oder wenn fie die Verbind- 
lichkeit mit dem Sondergut zu deden übernommen bat!) Für 
diefe Verbindlichkeiten haften nur die Sondergüter, nicht auch die 
Illaten der Frau”). | 

Hat fie über ihr Sondergut feine letwillige Verfügung ge- 
teoffen, jo theilt Dafjelbe bei Auflöjung der Che das Schickſal ihres 
übrigen Vermögens'®). 


Anmerkung. 


Die Wechſelfähigkeit der Ehefrauen. 

Wo wie nach gemeinem Hecht die Hanblungsfähtgkeit der Ehefrauen Durch 
ihre Verheirathung nicht beeinträchtigt wird und höchſtens die Erelution in das 
unter der Berwaltung des Mannes ftehende Bermögen während der Ehe fus- 
pendirt ift (5 223 N. 1), find auch Ehefrauen wecjelfähig!). Wo fie aber, wie 
nah den meiften Bartilularrechten ($ 228 N. 2), fih überhaupt nur mit Zu- 
ftimmung des Mannes verpflichten können, bedarf e8 feiner Zuftimmung, wenn 
fie Durch ihre Wechfelerflärung verpflichtet werben follen?). Wo Frauen, welche 
Sondergut befigen, Dur ihre Obligationen ohne Genehmigung des Mannes 
fih mit ihrem Sondergut verpflichten können, während das unter der Verwaltung 
des Mannes ftehende Vermögen ohne feine Genehmigung nicht belaftet wird 


es würbe dolus jein, wenn die Fran behaupten wollte, daß fie nicht habe mit 
dem Sondergut haften wollen, Emminghaus ©. 327 n0.9, Schmidt Vorleſ. 
Il. ©.47f. — 36 balte e8 für richtig dieſe Verhaftung auch Überall Da anzu⸗ 
nehmen, wo das Partikularrecht nicht das entgegeugefegte beſtimmt. 

16) Preuß. Lor. II. 1 $ 318, 319, 619, (Reuling Thöl versus ROS. 
Gericht 1875 ©. 48 ff.), Sächſ. GB. $ 1640, Zür. GB. 8 146 Abi. 2 vgl. mit 
8 144 Abſ. 2, Bern. GB. art. 92. — Nah Preuß. Lor. IL. 1 8 319 fol, wer 
feine Befriedigung während der Ehe fordern will, fih durch Eintragung im 
Grundbuch oder Uebergabe des Obligationsinfiruments oder der beweglihen Sache 
figer ftellen laffen; vgl. darüber auch Reuling S. 51 f. 

17) Preuß. Lor. II. 1 8 619, Bern. GB. art. 92. — Anders Sächſ. GB. 
$ 1640: nach Beendigung der Ehe haftet fle auch mit den Illaten. 

18) Baumeifter II. S. 101 N. 9, 10; vgl. aber au Preuß. Lor. U. 1 
8 636. 

19) Erf. d. ROH. Ger. II. ©. 408 f., RchsG. I. no. 37. 

20) Reuling S.54 ff. — Die Frage, in welcher Weiſe die Genehmigung 
des Mannes zu erflären fei und ob fie fih aus dem Wechſel jelbft ergeben 
müffe, gehört in das Wechfelreht, vgl. Thöl Wechſelr. $ 23. 3, Entſch. d. 
ROH. Ger. II. ©. 176 ff., beſonders IV. ©. 265 ff. 
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(hier NR. 15), entſteht für fie durch ihre Wechfel eine wechſelrechtliche Verbind⸗ 
Tichfeit, für welche aber nur das Sondergut in Anfpruh genommen werben 
kann. 

Zweifelhaft ift Dagegen bie Wechjelfähigleit der Frauen nad denjenigen 
Partikularrechten (N. 16), nach welchen fie an fih ohne Beitritt des Mannes 
nicht verpflichtungsfähig find, aber falls fie Sonbergut befien dann verpflichtet 
werden, wenn fie Die Obligationen mit Bezug auf ihr Sondergut eingegangen 
find oder mit dem Sondergut zu deden übernommen haben. 

Nah der einen Anftcht?!) find foldhe Ehefrauen mwechjelunfähig: „denn ein 
Wechſelverſprechen, welches nur kraft des unterliegenden Verhältniſſes gültig if, 
jei fein Wechjelverfpredden, fein Summenveriprechen, fondern ſei ein Schuldver- 
ſprechen“. Nach einer andern Anficht jollen Ehefrauen, welche Sonbergut be» 
fiten, überhaupt wecjelfähig fein ?7). Als richtig und als den partikularrecht⸗ 
lichen Beflimmungen allein entjprechend erfcheint die dritte Anficht, wonach, wie 
bie Ehefrauen relativ verpflihtungsfähig find, fo auch ihre Wechjelfähigkeit weder 
allgemein geleugnet noch allgemein bejaht werben darf, fondern ihre Wechſel je 
nad „willlürlichen Nebenabreden” gültig ober. ungültig find. Die Ehefrauen 
find relativ wechjelfähig und e8 darf foweit auf das unterliegende Gefchäft 
zurldgegangen werben, um zu beflimmen, ob die Frau den Wechfel in dem Um⸗ 
kreis ihrer Handlungsfähigkeit ausgeftellt hat ober nicht?2). 


21) Thöl Wechſelrecht $ 25 N. 2. 

#2) Sp das frühere Preuß. DO. Trib.; vgl. Reuling ©. 57. — Bei 
biefer Anſicht würde die Frau ihrem urfprünglichen Gläubiger gegenüber auf 
das unterliegende Gefchäft fich berufen können, um wenn baffelbe in feiner Be⸗ 
ziehung zum Sondergut fteht, einredeweife ihre wechſelrechtliche Verpflichtung 
zu leugnen, während gegenüber einem britten Gläubiger fie diefe Einrebe nicht 
haben würde. 

3) Dafür Reuling ©. 56 ff., Erf. d. ROHGer. VII. ©. 26 ff. (in 
Bezug auf die verwandten Beftimmungen des Preuß. Rechts, daß Hausſöhne 
über ihr freies Vermögen bisponiren innen), XXIII. ©.183 f. (in Betreff 
ber mecklenb. Beftimmung, daß Lieutenants, Unteroffiziere und Soldaten 
ohne AZuziehung ihres Chefs befchränkt verpflichtungsfähig find), Erf. d. RchsG. 
IV. ©. 350 ff. (mit Bezug auf bie franzöſ. Beftimmung, baß unter ge- 
wiffen Borausjegungen die Frau die freiere Verwaltung ihres Vermögens habe; 
bie Gültigkeit ihrer Wechfel hänge davon ab, ob in concreto bie Contrahirung 
ber Wechſelſchuld eine Verwaltungshandluug war). 
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II. Bas Syftem der Berwaltungsgemeinfchaft!), 


8231. Im allgemeinen. 


1. Unter den heute geltenden Güterrechten fteht dem Recht 
der älteften Zeit und den Grundfäben ded Sachſenſpiegels am 
nächſten dad Syftem der fg. Berwaltungdgemeinshaft; auch ift 
dafjelbe dem römiſchen Dotalrecht verwandter ald die allgemeine 


1) Leider fehlt e8 zur Bezeichnung dieſes Syftems an einem allgemein an⸗ 
erfannten und treffenden Namen. Längere Zeit hindurch war am gebräuchlichften 
ber von v. Gerber empfohlene Ausdruck Gütereinheit, über beffen Genefis 
v. Gerber Abhh. S.347 zu vergleiden ift; ihn haben z.B. angenommen 
Roth 8. 8 104 N. 64, im Jahrb. II. ©. 314, Befeler 8 121 N. 4, 


v. Marti ©. 81, Gengler (3. Aufl.) $ 140. Derfelbe läßt aber nicht deutlich ° 


bervortreten, daß e8 fi) im Gegenſatz gegen bie Gütergemeinſchaft um eine nur 
änßerlihe Bereinigung der Güter handelt. Dies haben Andere durch die Xer- 
mini Güterverbindung (Bluntfhli $ 152 ff), Öütervereinigung 
(Runde ©. 5, 73, Lewis Fam. Fideikommiß S. 39 N. 16), äußere oder 
formelle ©ütergemeinfhaft (Eropp in f. Abhh. II. S. 509, Bejeler 
Volksrecht S. 191, Plitt S.25 ff.; auch das O. App. Ger. zu Oldenburg bei 
Seuffert XXIV. no. 43) auszubrüden verſucht. — Neuerdings ift der von 
Schröder (Zeitjchr. f. Rechtss. X. S.448 N. 18, Güterr. I. 2 S. 17, II. 3 
S. 297 N.6) gewählte Name Berwaltungsgemeinfhaft in Aufnahme ge- 
fommen; ihn bat Roth D. II. 135 und — wie man hört — auch die Redal- 
tions⸗Commiſſion des bürgerliden Geſetzbuchs acceptirt. Freilich ift auch er bes 
gründeten Einwendungen ausgefett. U Heusler (Zeitichr. f. ſchweiz. R. 
XXI. S.25R.1) wirft mit Recht ein, „daß er das Gegentheil von dem jagt, 
was er fagen will, nämlich Gemeinſchaft der Verwaltung zwijchen ben beiden 
Ehegatten. Wie Gütergemeinfchaft ausdrüdt, daß bie Güter beiden Ehegatten 
gemein find, jo muß Berwaltungsgemeinfchaft bezeichnen, daß die Berwaltung 
beiden Ehegatten gemein ifl. Aber das Gegentheil ift der Fall“. Cbenfo ift die 
Bemerkung Siegel’s (in den Berr. der Wiener A. Band LXXXXIX. ©. 94) 
begründet, daß die Berwaltung des Vermögens durch den Mann fih bei allen 
Syſtemen findet. — Indeffen ift es wünfchenswerth, daß an ber herkömmlichen 
Terminologie nicht gerüttelt wird; daher bleibe ich unter dem Zugeftändniß, 
daß der Ausdrud nicht völlig treffend tft, bei dem gegenwärtig gebräuchlichem Ter- 
minus „VBerwaltungsgemeinfchaft”. 

Wollte ich mich Über den bisherigen Gebrauch hinmwegjegen, fo würde ich 
ftatt Gütergemeinſchaft: Gütereinheit jagen und berfelben die Berwaltungseinheit 
entgegenftellen: dort find die Güter zu einer Maffe in Rüdfiht anf das Eigen- 
thum, bier nur in Rückſicht auf die Verwaltung vereinigt. 
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oder die partielle Gütergemeinshaft. Der Mann nimmt das Ber- 
mögen der Frau, ſoweit fie ſich nicht einzelne Theile ald Sondergut 
vorbehalten hat, in jeine Verwaltung und zieht die Nutzungen des⸗ 
felben in feinem Intereſſe. Seinem Recht fteht die Pflicht gegen- 
über die ſämmtlichen ehelichen Laften zu tragen. 

Im Bergleih zum Römiſchen Recht erjcheint das Vermögen 
der Frau, foweit ed nicht vorbehalten ift, der römiſchen Dos ver: 
wandt und hat ihr vorbehaltenede Gut den Charakter von Para- 
pherna. Im Römiſchen Recht bat die Frau an ihrem Vermögen 
regelmäßig dad Recht der Berwaltung und Nutznießung und bedarf 
ed zur Dotalqualität der befondern Beltellung; im deutſchen Recht 
bildet dad DVerwaltungdredht ded Mannes die Regel und find nur 
aus bejondern Gründen einzelne Güter der Frau von demjelben 
außgenommen. Sodann: während nad der römiſchen Auffafjung 
der Mann Cigenthümer der Dos ift unter der BVerpflichtung fie 
bei Auflöfung der Ehe zu reftituiren, tritt nach deutſchem Recht 
feine DBeränderung in den Gigenthumdverhältniffen ein, jondern 
gebt auf den Mann nur das Recht der Verwaltung und Nugung 
über. 

Aber wegen der im übrigen beftehenden Berwandtichaft brachte 
man zur Zeit der Neception befonderd in den ſächſiſchen und den 
verwandten Rechtsgebieten vielfach die römijchen Säbe zur Anwen- 
dung?). Doc konnte man es nicht verfennen, daß wenn auch die 
praftiichen Conſequenzen in mandyen Beziehungen die gleichen wären, 
doch das Recht des Mannes anderd ald nah römiſchem Recht zu 
fonftruiren jei: man betrachtete daher fein Nutzungs- und Ber: 
waltungsrecht ald eine deutichrechtliche Modifilation des gemeinen 


3) An den Grundfägen des Sachfeniptegels wurde bereits im 15. Jahr⸗ 
hundert gerüttelt. Unter nichtigen Redensarten Über generelle unb fpezielle Ge⸗ 
fee wandten die Juriften in ihren Eonftlien auf die Illaten ber Frau bie 
Grundfäge des römiſchen Rechts über die dos und deren Privilegien an und 
ließen den Sacdjjenfpiegel einfach unberüdfichtigt, 3. 8. H. Goden in f. Con- 
silia no. 99, 100. — Um ben nad vielen Partilularrechten geltenden Satz: 
„Hrauengut wächſt nicht und ſchwindet nicht” (ogl. oben $ 221 N. 18) zu redit- 
fertigen, wurden bie privilegia dotis auf das ganze Frauengut ausgebehnt. — 
Ueber die Ausbildung bes ſächſiſchen Rechts unter romanifirenden Einflüffen vgl. 
Hänel in d. Ztihr. f. RG. I. S. 329 ff., v. Marti S. 289 N. 23. 
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römiihen Rechts?) und bezeichnete ed, um eine römiſchrechtliche 
Kategorie zu gewinnen, als ususfructus maritalis‘). Man batte 
damit aber nur einen römijchen Namen; denn römifcher usus- 
fructus war fein Recht nicht. Mit dem römischen Recht ließ fich 
3. B. jeine Befugniß Bermögensftüde der Frau zu veräußern und 
die Aufhebung ſeines Rechts an folden Gütern nicht vereinigen, 
welche aus dem Bermögen der Frau herausfallen“). Mochten auch 
einzelne römische Säge Aufnahme finden und mochte auch die rö- 
miſche Terminologie Berwendung finden, die Hauptgrundlage blieb 
in Sadjen und vielen andern Ländern das deutiche Recht; das 
unveränderte römiſche Dotalreht bat hier keinen Cingang ges 
funden®). 

2. Die Berwaltungdgemeinichaft ift gegenwärtig das Güter: 
recht einer Anzahl der wichtigiten, neueren Gefeßgebungen?). Dies 
gilt vom Preußiſchen Landrecht, jo weit nicht für einzelne Theile 
des Preußiihen Staatd die alten provinziellen oder ftatutarijchen 
Beitimmungen dad Eherecht regeln®), von dem Säcfiichen Ges 
ſetzbuch, dem Oldenburgiſchen Geſetz v. 24. April 1873, einer 
Anzahl ſächſiſch-thüringiſcher Partikularrechte, dem Lübiſchen Geſetz 


3) Auch in nenerer Zeit hat man das Syſtem der Berwaltungsgemeinjchaft 
häufig als modifizirtes Dotalfyften bezeichnet. 

9 Ueber die Ausbildung der Theorie vom ususfructus in ber fächflichen 
Literatur des 16. Jahrh. vgl. v. Marti ©. 288 f. Einige Zufammenftellungen 
ans der Literatur auch bei C. Jäger de origine ususfructus maritalis. 
Halis 1872 (nur das Titelblatt diefer Differtation ift lateiniſch). 

5) Ueber die Verkehrtheit jein Recht als ususfructus zu cdharakterifiren vgl. 
v. Gerber Abhh. ©. 830 f., 346, Agricola S. 118 ff., Roth D. 8 134 
N. 19. 

6, Heimbach Über die Anwendbarkeit des römischen Dotalrechts in den 
Ländern des Sächf. Rechts, in Ortloffs u. f. juriſt. Abhh. I. ©. 161 ff., ber 
fonders ©. 178 ff. 

N Statiftifche Nachrichten Über feine Verbreitung bei Roth D. IL. $ 135; 
es gilt daſſelbe nah Roth D. 8 92 S.28 in einem Gebiet von 13,320,000 
Einwohnern. 

8) Detail Über die Geltung der Berwaltungsgemeinichaft in Preußen bei 
Roth D. 8 135 N. Eff. und bei Neubauer ©. 2 ff. — Ueber die ehemals 
Schauenburgiſchen Diſtrikte Holſteins vgl. v. Fiſcher-Benzon ehel. Güter. 
u. ſ. w. S.51ff., 130 ff. 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0.2. Aufl. 11 
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v. 10. Febr. 1862 und v. 26. Dft. 1863°), auch von dem Züricher 
Geſetzbuch 8 138 ff.io). Für die moderne Geftaltung der Verwal⸗ 
tungsgemeinſchaft in den Partiularrechten find die einzelnen Bes 
ftimmungen ded Preuß. Landrehtd von maßgebendem Einfluß ge 
wejen. 


8 232. Während Der Ehe. 


1. Bei der Berwaltungsgemeinihaft iſt zwilhen dem Ver⸗ 
mögen des Mannes und dem der Frau zu unterjcheiden. Wenn 
auch — abgejehen von dem Gut, welches etwa die Frau ihrer Vers 
waltung und Nutzung vorbehalten bat, — beide Mafjen in der 
Hand ded Mannes vereinigt find („Mann und Frau haben fein 
gezweited Gut”), jo gebt doch durch die Ehe in den Eigenthums- 
verhältniffen der beiden Gatten feine Veränderung vor fih"): über 
jein Bermögen verfügt der Mann ald Cigenthümer, ohne daß der 
Frau irgend welche Rechte daran zuftehen, an dem Vermögen der 
Frau bat er Berwaltungd- und Nubungsredte. 


9) Daffelbe gilt auch für das mittelalterliche und für das revidirte Lübiſche 
Recht von 1586, welches in ben gäterrechtlichen Partien noch gegenwärtig in den 
Städten von Schleswig - Holftein, Medlenburg und Pommern gilt (vgl. Roth 
8 147 N. 3 ff.). Die fehr Keftrittene Controverſe, ob bier Gütergemeinfchaft 
ober Bermwaltungsgemeinichaft befteht (Über Das ältere Hecht vgl. oben $ 224 
N. 16) ift m. Anficht nach zu Gunſten ber Berwaltungsgemeinfchaft fowohl für 
die beerbte als für die unbeerbte Ehe zu entſcheiden, Eropp IL ©. 504 f., 
Fald IV. S. 458 f., v. Wilmowski S. 98 ff., Plitt ©.19 ff., Roth D. 
8 147 N. 13—18. — Ausführlichfte Fiteraturangaben bei Plitt a. a. O.; über 
Neubauer's Inlonjequenz vgl. bereits oben ©. 66 R. 6. 

Wenn aber ein Ehegatte unter Hinterlaffung von Kindern ftirbt, fo ift Das 
jetst zwijchen dem Überlebenden und ven Kindern eintretenbe Rechtsverhältniß 
nad den Grundjägen von der fortgefegten Gütergemeinjchaft geregelt. Wir 
werben daher in dieſer Hinficht das Lübiſche Hecht erft bei der Gütergemeinichaft 
zur Darftellung bringen. 

10) In’ Betreff mancher Partikularrechte ift e8 zweifelhaft, ob fie zur Ber- 
waltungsgemeinjchaft oder zum Dotalrecht zu ftellen find. So zählen Roth D. 
8 95 N.20 und Neubauer ©. 33 Waldeck auf Grund von Weigel S. 42 ff. 
zum Dotalrecht. Aber gerade nah feinen Mittbeilungen ſcheint e8 fih zu 
empfehlen, Walde der Verwaltungsgemeinſchaft zuzurechnen, welche in einzelnen 
Beziehungen vom römifchen Recht beeinflußt if. " 

1) Nach dem Berner Civilgeſetzbuch $ 88, 94 wird der Mann Eigenthlimer 
bes Vermögens der Frau und ift ihr nur auf ben Werth deſſelben verpflichtet. 
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2. Zu dem Bermögen der Frau gehört, was fie zur Zeit der 
Eheſchließung bejaß oder fpäter durch Erbihaft, Schenkung (auch 
von Seite ded Manned, falls Schenkungen unter Ehegatten zu= 
läſſig find) oder durch Glücksfälle Hinzuerwirbt?). Hochzeitägejchente®) 
gelten, falls nit etwas andered vom Geſchenkgeber beftimmt 
oder aus der DBeichaffenheit des Geſchenks zu entnehmen ift, in 
dubio als beiden Gatten geſchenkt und ftehen in ihrem Miteigen- 
thum®). Ä 

Was nit zum Vermögen der Frau gehört, ift Vermögen des 
Mannes. Dafjelbe wird nicht bloß vermehrt durch das, was dem 
Manne durch jeine Thätigkeit oder von außen ber zufällt, fondern 
auch durch die Erwerböthätigkeit der Frau und durch den Nutzen, 
welchen ihr Vermögen abwirft?). Was die Frau duch ihre Thätig- 
feit erwirbt, fällt in das Eigenthum des Mannes, welcher die onera 
matrimonii zu tragen hatt). Doch wird died in manchen Parti- 


2) Preuß. Lor. IL. 1 $ 212. — Der Lotteriegewinn auf ihr Loos vermehrt 
ihr Vermögen (Emminghaus ©. 324 no. 15, 336 no. 19 [= Seuffert II. 
no. 303)), auch wenn der Mann den Einfat aus feinen Mitteln bezahlte ober 
fie denſelben aus ihrem Wirthichaftsgelde entuahn, Koh zu Pr. Lor. IL 1 
& 212. 

3), Weber die Sitte der Hochzeitsgefchenke im Mittelalter Schröber IL. 1 
S. 15 N., S.17, 23 N. 13. 

9 Br. Lor. II. 1 8 172, 776 (auch in Betreff ver ſonſt von einem Dritten 
während der Ehe gemachten Geſchenke). — Const. Sax. III. 22 (Scäletter 
Const. Sax. ©. 219 ff), Haubold 868 N.a, Heimbach 892 N. 2, 
Emmingbaus ©. 239 no. 89, 9%, S. 332 no. 4, Sächſ. GB. 8 1658. — 
Zür. 62. $ 213. — Die Beftimmung des Lüb. Gef. v. 10. Febr. 1862 art. 2 
u. Zür. GB. $ 1946, 1956, daß dem ülberlebenden Ehegatten Die Hochzeitsgeichente 
gehören, ift lediglich erbrechtlicher Natur. 

5) Meber die Frage, ob wenn zum Bermögen der Frau ein Bergwerk ober 
Bergwerksfure gehören, in das Vermögen des Mannes die Erträgniffe deſſelben 
oder bloß die Zinfen der Erträgniffe fallen, vgl. oben $ 143 N. 40°. 

6, Preuß. Lor. II.1 8211. — Lüb. ©. v. 1862 $ 2, Olvenb. ©. art. 2,3, 
(„das während der Ehe durch Fleiß und Arbeit Erworbene gehört zu dem Ver⸗ 
mögen des Mannes. Der Ehemann bat die Laften des ebelichen Lebens zu 
beftreiten”). — Zür. GB. $ 142 („was die Frau durch ihre Arbeit erwirbt“). 
— Berner Erf. bei König I. S. 130: der Mann wird Eigenthümer von dem 
Erwerb der Frau in Dienftverhältniffen, in welden fie mit Einwilligung ihres 
Mannes fteht. — Roth D. 8 136 N. 7. — Anders mit Bezug auf. eine ver 
Frau zuftehende Penfion, Emminghbaus ©. 330 no. 31. 

11* 
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fularrechten auf den Erwerb beichränft, den fie durch Häusliche 
Dienfte oder durch Beihilfe im Gejchäft de Mannes macht, mwäh- 
rend was fie jelbitändig durch Handwerk oder jonftige gewerbliche, 
fünftlerifche oder literariſche Thätigfeit oder durch Dienfte außerhalb 
des Haujed erwirbt, in ihr Vermögen fallen fol”). 

Wird Vermögen der Frau vom verwaltenden Manne zu Ers 
werbungen verwendet, jo fallen die erworbenen Gegenftände nicht 
ohne weitered in das Vermögen der rau, jondern ed bedarf der 
befonderen Erklärung, daß die mit ihrem Gelde oder mit dem Erlös 
aud der Beräußerung ihrer Sachen angefchafften Gegenftände ihr 
Eigentbum werden jollen und es fteht ihr oder ihren Erben im ent= . 
gegengejegten alle nur ein Erſatzanſpruch bei der künftigen Ab- 
fonderung der beiden Vermögensmaſſen zu). Daffelbe gilt auch 
dann, wenn an Stelle der von der Frau eingebrachten Mobilien 
während der Ehe andere angeichafft worden find?). 


7) Sächſ. GB. $ 1668: ſie wird Eigenthümerin von dem, was fie „Durch 
Dienfte erwirbt, welche weder auf das Hausweſen noch auf das Gewerbe des 
Ehemanne Bezug haben“). — Märk. Provinz. R. bei Dernburg III 8 25 
N.Af. — In Betreff Des Erwerbes der Frau aus einem von ihr felbfländig 
betriebenen Handels⸗ oder fonftigen Gewerbe vgl. oben $ 229 RN. 34. 

8) Preuß. Lor. II. 1 8 240, 241: „Grundftüde und Gerechtigkeiten, welche 
während der Ehe aus dem Eingebraditen der Frau angefchafft oder Eapitalien, 
welche von diefem Bermögen ausgethan werben, werben nur in jofern ein Eigen- 
thum ber Frau, als fie auf ihren Namen gefchrieben find. Außer dieſem Falle 
ift fie, wegen ber folchergeftalt verwendeten Summen nur als Gläubigerin des 
Mannes anzufehen”. — Sädf. GB. $ 1676: „Was der Ehemann während 
der Ehe mit den Mitteln feiner Ehefrau erwirbt, gehört ber lebteren nur, 
wenn bie Erwerbung mit ihrer Einwilligung und in ihrem Namen gejchehen ift.“ 

Zu allgemein vertheidigt Kraut II. ©. 341 ff. für derartige Erwerbungen 
ben Sag: res succedit in locum pretii. 

N) Koh zu Preuß. Lor. II. 1 8560 und Dernburg II. $ 25 a. €. 
nehmen an, baß die Neuanfchaffungen Eigenthbum ber Frau werden, weil bie 
Illaten der Frau als Sachgefammtheiten anzufehen feien, welche ber Nießbraucher 
im Stande zu erhalten und zu ergänzen babe. Indeſſen fpricht Preuß. Lbr. 
II. 1 8 560 nicht von dem Eigentbum während der Ehe, jondern von der Ber- 
mögensabtheilung bei Auflöfung der Ehe: „Sind an die Stelle der nicht mehr 
vorhandenen Stüde andere angeichafft worden, fo können die Frau oder deren 
Erben die letzteren ftatt der eingebradten zurüdnehmen.” — Auch wo fonft ber 
Sag gilt, daß bei der Vermögensſonderung neu angeſchaffte Stüde an Stelle 
ber in Abgang gekommenen treten follen (3.38. Zür. GB. 8 159, Emming- 
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3. Abgejehen von dem Sondergut geht dad Vermögen der 
Frau auf Grund der rechtlichen Ordnung, welche für die deutiche 
Ehe gilt, in die Verwaltung und Nutzung ded Mannes über: e8 bedarf 
keines bejonderen Akts der Illation!o), woher auch im Grundbud 
feine Eintragung jeined Rechts bei den der Frau gehörigen Grund- 
ftüden zu erfolgen brauchtu)y. Demgemäß bat abgejehen vom 
Sondergut dad geſammte Vermögen der Frau, jowohl dad zur 
Zeit der Cheichliefung vorhandene als das fpäter erworbene den 
Charakter von Illaten. Wenn im fächfiichen Necht feit der Recep⸗ 
tion zwiſchen Dotal- und Paraphernalgut unterfchieden wurde, fo 
hat dieje Unterfcheidung mit der des römijchen Rechts nichtd gemein. 
Denn ald Dotalvermögen bezeichnete man die Illaten im engern 
Sinne ded Wortd, — was die Frau dem Manne zur Zeit der Che- 
Ichließung zubradyte, — und ald Parapherna, was fie jpäter erwarb. 
Aber weder ging jenes in dad Eigenthum des Mannes über, nod 
blieb Ddiejed in der Verwaltung und Nutzung der Frau. Vielmehr 
Itanden in Bezug auf Eigenthum, Verwaltung und Nutzung beide 
Mafjen einander vollfommen gleich. Nur in Rüdjiht auf das 
Pfandreht oder die ſonſtigen Sicherungsrechte der Frau traten andere 
Grundſätze ein, je nachdem es ſich um gleich anfangs eingebracdhtes 
oder um |päter erworbened Frauengut handelte Daher hat mit 
der Später auch in dieſer Beziehung eintretenden gleichmäßigen recht- 
lichen Behandlung der Unterjhied von Dotal- und Paraphernal⸗ 
vermögen im ſächſfiſchen Recht feine Bedeutung verloren). 

4. Die Frau hat während der Ehe die Verwaltung ihres Ber- 
mögen? an den Mann abzugeben und kann abgejehen von Berfü- 


baus ©. 337 no. 27, v. Wilmowsli ©. 167), wird nicht Davon ausgegangen, 
daß fie ſchon während der Ehe der Frau gehörten. — Einen berartigen Erjat 
läßt nicht eintreten Blitt S.46 N. 73. 

20) Preuß. Lor. II.1 8205. — Der Mann hat diefe Rechte auch einer 
von ihm getrennt lebenden Ehefrau gegenüber, Roth D. 8 138 R.1. 

11) Eine folde Eintragung erfolgt nach Bair. Recht, Regelsberger Hyp. 
R. J. S. 71 N. 10, um die Beräußerungsbeichränfung der Frau hervortreten zu 
laffen, und nah Preuß. R., Gef. v. 5. Mai 1872 8 12 und dazu Adilles 
Kommentar (3. Aufl.) S. 135. 

12) Haubold 8 74, Heimbach Abhh. I. ©. 176 ff, 180 ff, Emming- 
baus S. 279 no. 14, Fald IV. ©. 417, Roth D.IL. $ 134, 136 N. 11,12. 
— Unten R. 38. 
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gungen zu Zwecken ded Haushalt und von ihrer Mitwirkung bei 
Nechtögefchäften über ihre Grundftüde feine Dispofitionen treffen, 
wodurd fie die Verwaltung des Mannes behinderte. Dagegen iſt 
ſie nach den meiften Rechten nicht in lebtwilligen Verfügungen be- 
ſchränkt, welche erſt nah Auflöfung der Ehe in Vollzug gejeht 
werden??). 

5. Der Mann verwaltet da8 DBermögen der Frau, nicht bloß 
in ihrem Sntereffe wie ein Bormund, fondern im Intereſſe beider 
Ehegatten und ihrer Kinder; er hat died Mecht gleichviel, ob eine 
ehelihe Vormundſchaft noch weiter angenommen wird oder nicht, 
ald Haupt der Familie. Wenngleich mit feiner Verwaltung auch die 
Nutznießung verbunden ift, jo hat er doch eine andere Stellung als 
der regelmäßige Ufufruftuar (oben $ 231 zu N. 5), kann in be 
ſtimmtem Umfange veräußern und ift zu feiner Cautionsleiſtung 
verbunden. 

Das baare Geld und die vertretbaren Sachen der Frau gehen 
in fein Eigenthum über und find bei Beendigung feines Rechts dem 
Werth nad zu erftatten!). Auch andere bewegliche Sachen können 
dem Manne für einen beftimmten Preis zu Eigenthum übertragen 
fein, fo daß bei Abfonderung des Vermögend nur der Werth zu re 


13) 3.8. Const. Sax. II. 15 Abf. 3, Haubold $ TI N. d, Heimbad 
895 N. b, Bridner $ 56, Bair. Lor. I.6 $ 27 no. 5, C. civ. 226, 905 
n.f.w. Dagegen fol nah den Freiburger Statuten fol. 64® letzt. Abj. kein 
Gatte ohne den andern tefliren, außer mit Genehmigung ber Obrigfeit zu mil- 
ben Zweden. Nach dem Lüb. Gef. v. 1862 art. 21 jollte die Frau aus dem 
Geſichtspunkt der Geſchlechtsvormundſchaft nur „unter Zuflimmung ihres Ehe- 
mannes“ legtwillige Berfügungen treffen und ein ad hoc beftellter Curator zu⸗ 
gezogen werden, wenn fie ihrem Mann mehr als feinen gejetlichen Erbtheil 
zuwenden wollte. Daß des Ehemanns Genehmigung erforderlich fei, gilt auch 
gegenwärtig nach Aufhebung der Gejchlechtsuormundfhaft durch Das Lüb. Gef. 
v. 15. März 1869, Plitt S. 122 N. 176. — Dagegen wird in ben Pommer- 
ſchen Städten, welche nah Lübiſchem Hecht leben, ber ehemännliche Conſens 
nicht gefordert, Plitt a. a. O. — 

Dafjelbe wie für Teftamente muß m. €. auch für Erbverträge gelten; a. U. 
Emminghaus ©. 263 N.2; aud fordert das Sächſ. GB. 8 2545 die Ein- 
willigung des Ehemanne. 

14) Preuß. Lor. II. 1 $ 548, Sächſ. GB. $ 632, 1762, Roth D. 8 138 
N. 2. 
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jtituiren it"); nach Partifularrehten geht entipredhend dem römijchen 
Recht auch ohne Verlauf das Eigenthum überhaupt an jolchen 
Saden über, welche ihm unter Angabe des Werth zugebradt 
find '*), 

Meber die fahrende Habe hat ebenfo wie nach älterm deutſchem 
Recht der Mann die freie Verfügung”); nad Sächſiſchem Recht foll 
er die Mobilien der Frau nicht gegen ihren Widerjpruch veräußern 
und darf die Frau die ohne ihre Genehmigung veräußerten Sachen 
jchon während der Che mit Klage zurüdfordern). Diefelbe Ber: 
fügungöfreiheit ded Mannes gilt auch für Inhaberpapiere, falls fie 
nicht auf den Namen der Frau außer Kurs geſetzt find’). 

6. Während der Mann über feine eigenen Immobilien ohne 
Einſchränkung von Seiten der Frau verfügen”) und aud die 
Smmobilien der Frau frei verwalten”), inöbejondere fie verpachten 
und vermiethen?) und die Frau dazu nöthigen darf, in foldhe Aud- 
gaben zu willigen, welche durch eine wirthichaftliche Verwaltung er= 
fordert werden und von den regelmäßigen Erträgniſſen nicht beftritten 


15) Preuß. Lor. II. 1 8 563; bat Fein Verkauf, fondern nur eine ZTaration 
des Eingebrachten ftattgefunden, fo beftebt bei Abtheilung bes Vermögens für 
die Frau oder ihre Erben die Wahl zwiſchen den Sachen jelbft und der Tare. 
Bol. auch Lüb. Gef. art. 7 (revid. Lüb. Statt. I. 5. 8). 

16) Sächſ. GB. $ 1672. 

1) Preuß. Lor. II. 18247, Züri. GB. $ 139, Roth 8.5.4553, Heim- 
bad 8 94 N. 4, Reyſcher III. 8561 N. 8. 

1) Emminghaus ©. 277 no.7, auch S.295 no. 73; jest Sächſ. GB. 
8 1674, 75. — Die ohne ihre Genehmigung verpfändeten Mobilien hat nad dem 
Tode des Mannes fein Erbe und nicht die Frau einzuldfen, Haubold s TON. d. 

19) In Betreff des Preuf. Rechts Koch zu Lor. II.1$247, Dernburg 
II. 8 30 N. 17. — Im Sächſ. Recht kommt noch $ 628 des GB. in Betracht, 
wonach der Nießbraucher eines Werthpapiers dafjelbe nicht veräußern barf. 

”) 9. Wil mowski S.136 ff. — Abweichend bedarf es nad dem Recht 
der Srafihaft Schaumburg (Roth K. S.433 f.) der Genehmigung der Frau, 
wenn der Mann feine eigenen in fäbtifhen Gemarkungen liegenden Güter ver- 
äußern will. 

2) Er kann in ihren Waldungen Holzſchläge vornehmen, Heſſe ©. 31. 

39), Nach feinem Tode kann die Frau die vom Danne abgefchlofjenen Mieth- 
oder Bachtverträge Hinbigen; fo nah Preuß. (Dernburg III. 830 N. 11) und 
nad) älterer Sächſ. Praris (Emminghbans ©. 341 no. 41—43); der Miether 
oder Pächter erlangt aljo ein beftändiges Recht nur, wenn bie Frau beim Ver⸗ 
Trage zugezogen war. 
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werden fünnen®), fol er diefelben nicht ohne ihre Genehmigung) 
veräußern, belaften oder verpfänden®), überhaupt feine Dispofitionen 
ohne fie treffen, für welde die Eintragung in dem Grundbuch vor 
geichrieben ift. Während früher der Fall der echten Noth ihn von 
dem Erforderniß ihrer Einwilligung entband*), gelten gegenwärtig, 
abgefehen von wenigen partifularrechtlichen Ausnahmen”), diefe Grund» 
ſätze uneingeſchränkt. | 

Ebenſo darf der Mann auch nicht die auf den Namen der 
Frau lautenden bypothefariihen Forderungen Fündigen oder ein- 
zieben?®); nach neuerem Recht ift man zum XTheil geneigt died auch 
für einfache chirographariiche Forderungen oder für Werthpapiere an⸗ 
zunehmen®). Dagegen darf er die Zinjen für der Frau gehörende 


23) Preuß. Ldor. II.1 $ 235. 

4) Aeltere Partilularrechte verlangen noch die Zuziehung weiterer Perfonen: 
Wormſer Ref. V. 1. 1 fol. 970: von drei Berwandten ber Frau, welche Darauf zu achten 
haben, Daß das Geld wieder angelegt wird. — Nah Züricher Älterem Recht 
(Bluntſchli II. ©. 142) follen in die Verpfändung ihrer Immobilien auch zwei 
von ihren nächſten Verwandten und ein befonders beftellter Vogt willigen; jet 
Züri. GB. 8 141. — VBgl. auh Heimbach 8 94 N. 5. 

25) Tirol. Landes⸗O. III. tit. 1 Abf. 4, Henneb. LdesO. III. 2. 3 Abf. 1, 
Sächſ. Decifion v. 1661 no. 24, Emminghbaus S.279 no. 15, 280 no. 17 
bis 19, Heimbach 8 94 N. 5, Abhh. I. S. 167 ff, Paulfen 8.231, Fald 
IV. ©, 422, Plitt S.26 (auch Lüb. Statt. I. 5.8, 9) Roth D. 8147 N. 17, 
Reyſcher III. 53561 N. 7, Preuß. Lor. II. 1 $ 232, 234, Züri. GB. 8 140, 
Sächſ. GB. 8 1674, 75. — Oldenb. ©. art. 7: Die Genehmigung der Frau 
ift erforderlih „zur Veräußerung, Berpfändung oder fonftigen dinglichen Be- 
loftung von Grundbeſitz oder Grundgerechtigfeiten, auch von ſolchen Schiffen 
oder Antheilen von ſolchen Schiffen, welde den Grundſtücken glei geachtet 
werden”, zu Bergleihen über ſolche Bermögensobjelte, auh „zum Erwerbe von 
Grundbefig für die Ehefrau.” — Roth D. $ 139 N. 11. 

26) 3.3. Lüb. Statt. I. 5.9. 

7) Die Zuftimmung wird nicht gefordert in einigen Holftein’ihen Diftrikten, 
Fiſcher-Benzon ehel. Güter. u. |. w. ©. 88f. — Das O. A. Ger. zu Olden- 
burg hatte angenommen (Seuffert XXIV. no. 43), der Mann könne nicht bloß 
necessitatis (echte Noth), fondern auch utilitatis causa ihre Immobilien ohne 
ihre Genehmigung veräußern und mit Hypotheken belaften; anders jett nach dem 
Oldenb. Geſetz v. 1873 (N. 25). 

28) Preuß. Lor. II. 1 $ 233, 243, 244. 

29) Sächſ. GB. 1677 (Haubold 8 70 N.e), Emminghaus ©. 279 
no. 13, 287 no. 46, 291 no. 60, Heimbach $ 94 N. 6, Abhh. I S. 171 ff. — 
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Kapitalten als zu feinem Niehbraud gehörig auch ohne ihre Kon⸗ 
kurrenz einfalliren?). | 

Derweigert die Frau grundlod ihre Einwilligung zu ſolchen 
Handlungen, welde zur ordnungsmäßigen Verwaltung gehören, fo 
fann der Conjend vom Gericht fupplirt werden?!). 

7. Während die Frau den Caſus zu tragen hat, von weldem 
ihr Vermögen betroffen wird), haftet der Mann für ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung und muß den durch feinen Vorſatz oder dur 
fein Verſehen berbeigeführten Schaden erjegen®). Für die regels 
mäßige Abnupung oder für den Berbraud von Illaten, welche ihrer 
Natur nach für denfelben beftimmt find, hat er nicht einzuftehen und 
darf die Srau oder ihr Erbe bei der Auseinanderfegung des Ver—⸗ 
mögend feinen Erjab beanjpruchen®), ebenfowie auch andererjeitd für 


Dernburg III 8 30 N. 19 f. — Oldenb. ©. v. 1873 art. 7: Die Genehmi- 
gung der Frau ift erforberfih „zur Veräußerung, Erhebung oder Berpfändung 
von Bermädtniffen und Erbſchaften, von verbrieften Korberungen und Werth. 
papieren, welche auf ihren ober ihrer Rechtsoorgänger Namen lauten.” — Roth 
D. 8 139 N. 8. — Der Mann darf daher gegen feine Gläubiger au nicht 
mit Forderungen ber Frau compenfiren, Pufendorf I no. 78. 

Die ältere jächftiche Praris band ihn in diefer Beziehung nidht an die Zu- 
fimmung der Frau, Emminghaus ©. 280 no. 22 (Hommel rh. 278), 286 
no. 45, 292 n0.63, 294 no. 71 (Seuffert II. no. 301), 72, Heimbad 
Abhh. I. S.170f. Auch das Züriher Gel. B. 8 139 läßt ihn ihre Forderun⸗ 
gen veräußern ober verpfänden, „jeien biejelben verfichert ober nicht” (ebenſo 
ülteres Recht, Bluntſchli II. ©. 141). — Roth D. 8139 N. 6,7. 

3) Emmingbaus ©. 291 no. 60, Ha ubold 8 70 N. o. 

2) Preuß. Lor. II. 1 $ 234-239, 588, Sächſ. GB. 8 1657. 

3) Sp weit ihr Bermögen in das Eigenthum des Mannes überging 
(NR. 14— 16), trägt der Mann den Casus und bat er bei Auflöfung ber Ehe den 
Werth zu erftatten. 

33) Für grobes und mäßiges Berjeben, Preuß. Lor. II. 1 $ 554, 555, 608; 
unter Umftänden nur für grobes Verſehen, $ 561. — Für negligence, ©. civ. 
1562, 67. — Für Schuld, Zür. GB. 8 158. — Für abſichtliche Verſchuldung 
und für Unterlaffung des Fleißes, welchen er in eignen Angelegenheiten anzı- 
wenden pflegt, Sächſ. GB. $ 1655, 1673, Oldenb. ©. art. 13. — für grobe 
Fahrläſſigkeit, Lüb. ©. art.4 u. ſ. w. 

4) Preuß. Lor. II. 1 $ 561, Zür. GB. $ 159, Lüb. Gef. art. 6, Emming- 
haus S. 337 n0.27, Falck IV. S.418, v. Wilmowski S. 166f., Seuffert 
XXIV no. 247. — Anders befiimmt das Oldenb. ©. art. 13 $ 3: „für bie 
eingebrachten beweglichen Sachen, welche nichl zurldgegeben werben können oder 
durch Abnutzung eine weſentliche Wertbverminderung erlitten haben, ift bie 
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die Wertherhöhung, welche feit Eingehung der Ehe für die Illaten 
eingetreten ift, der Mann fein Aequivalent fordern darf®), außer in- 
jofern eine befondere Verwendung aus jeinem Vermögen zu Gunften 
der Illaten ftattgefunden bat). 

8. Um die Frau wegen Reftitution ihrer Illaten ficher zu 
ftellen, wurde zur Zeit der Reception dad privilegirte Pfandrecht, 
welches fie nah römiſchem Recht für ihre Dos hatte”), auf ihre 
ſämmtlichen Slaten ausgedehnt. Im fächfiichen Recht indbejondere 
gab man ihr für daß bei der Begründung der Ehe inferirte Vermögen 
(Dotalvermögen) eine privilegirte ſtillſchweigende Hypothek, für die 
Ipäter inferirten Sachen (Paraphernalvermögen) ein einfaches ftill- 
ſchweigendes Pfandrecht von der Zeit der Illation an®). 

Seit der allgemeinen Durchführung des Publicitätöprincips ®) 
bat die Frau wegen ihrer eingebrachten Mobilien und Forderungen 
nicht mehr eine gejeblihe Hypothek, fondern nur einen gejeplichen 
Titel auf Beftellung einer Hypothek an den Grundftüden des Mannes). 


Ehefrau beredtigt, au ohne Rüdfiht auf ein Verſchulden des Ehemannes 
Erjat des Werthes beziehungsweije der Werthuerminderung zu fordern.“ 

3 9 Wilmowsti ©. 167, Plitt ©. 45 N. 71. 

3 Sächſ. GB. 8 1690; Preuß. or. TI. 1 8 586 in Betreff der Ver- 
befferung von Grundftüden. Nach Lüb. ©. art. 5, 6, 8 gilt der Sat nur für 
Immobilien. 

37) Am römiſchen Recht und an ber Befchräntung auf die Dos hält feft 
Wormſer Ref. V.5 tit.2 (fol. 137 f.), Lüneb. Ref. II. 20 87 ff. 

3) Oben N. 12. — Mynsinger obs. V. no.4, Emminghaus ©. 341 
no. 39, Haubold 8 76, Heimbach 8 100 NR.4,5, Abhh. I. ©. 161 ff., 
Kümpel 8 187.2, Brüdner 8 60, 61, Entf. d. RchsGer. VII. no. 36. — 
Vgl. im Mebrigen auh Nürnb. Ref. v. 1522 XXIII. 2, v. 1564 XXVIII. 4, 
Roth 8. 8116 N. 13. — Tirol. sO. III. tit. 1 Abſ. 4 vgl. mit Henneb. 
%0D. III.2.3 Abſ. 1. — Fald IV. S. 417, 418 N. 73, S. 423, Seuffert 
XX. no. 139 (zum Theil abweichender Anſicht Paulſen S. 227 N. 4, 5) 
u. ſ. w. 

39) Ueber Einſchränkungen der geſetzlichen Hypothek beſonders im Intereſſe 
des Handelsſtandes Goldſchmidt Handb. I. (1. Aufl.) S. 887 N. 20. 

40) Preuß. Lor. IL 1 8 254, Preuß. ©. v. 6. März 1879 84 (Recht auf 
Eintragung innerhalb eines Jahres nah Beginn des Verwaltungsrechts bes 
Mannes, resp. nad dem Erwerb des Grundftüds dur den Dann). — Sädf. 
SB. 8390, Haubold 8206 N.a, l, Siegmann ſächſ. Hyp. R. S. 45—47. 
— Bair. Hyp. ©. v. 1822 8 12 no. 6, 8 104 no. 5, Regelsberger Hyp. N. 
I. ©. 223. — Römer Würt. Unterpfandsr. S.144 ff. — Heimbach $ 100 
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Dagegen ift der Mann zu feiner weitergehenden Sicherheitäleiftung 
verpflichtet, wie fie ein Nießbraucher jonft zu beftellen hat»); ja es 
fann von den Gläubigern des Ehemannes angefochten werden die in 
den lebten zwei Jahren vor Sröffnung des Konkurſes, resp. vor der 
Rechtshängigkeit des Anfechtungsanipruch8 von dem Ehemann „bes 
wirkte Sicherſtellung ... eines Heirathsguts ober des geſetzlich in 
ſeine Verwaltung gekommenen Vermögens ſeiner Ehefrau, ſofern er 
nicht zu der Sicherſtellung ... durch das Geſetz ober durch einen 
vor diefem Zeitraum gefchloffenen Vertrag verpflichtet war"). 
Partikularrechtlich kann die Frau dann befondere Sicherheitäbeftellung 
fordern, „wenn fi) Umftände ereignen, welche die wahrfcheinliche Be- 
jorgniß eines bevorftehenden Verluſtes begründen”), oder fie darf 
in ſolchen Sällen verlangen, daß ihr die Verwaltung ihres Ber 
mögend unbejchadet des ehemännlichen Nießbrauchs überlafjen wird®) ; 
auch darf fie partitularrehtlih dem Mann, wenn er ihr und den 
Kindern nicht mehr den ftandesmäßigen Unterhalt zu gewähren 
vermag, die Verwaltung und den Nießbrauch an den Sllaten ent⸗ 
ziehen“), | 


N.6. — Oldenb. ©. v. 24. Apr. 1873 art. 14 u. v. 8. Apr. 1876. — Nad 
franz. Recht befteht eine geſetzliche Hypothek auch ohne Eintragung C. civ. 2121, 
2135, 2136. — (Wegen ber Gleichheit der Rechtsgrundjäge in dieſer Beziehung 
babe ich auch Duellen mit partieller Gütergemeinſchaft hier berückfichtigt). 

402) Sächſ. ©B. 8 1669 (Haubold 8 206 N.m). — Dagegen kann fie 
nah Zürich. GB. $ 153 jederzeit die Berficherung ihres Weiberguts be- 
gehren und darf auch der Gemeinderath ($ 154 ff.) von Amtöwegen die Sicher⸗ 
ftellung forbern (anders nah älterem Recht, Bluntſchli IL ©. 145, vgl. 
auch 185). 

#1) Deutſche Konk. O. $ 25 no. 2, RchsGeſ. v. 21. Juli 1879 83 no. 4. 

42) Preuß. Lor. II. 1 8255. — üb. Statt. J. 5 10: bei Verſchwendung, 
unordentlicher Wirtbichaft, Flucht des Mannes, v. Wilmowski ©. 142ff. — 
Nürnb. Ref. XXVIII. 5 Abi. 1. — Oldenb. ©. art. 11: „Wenn der Ehemann 
das Bermögen der Ehefrau durch unorbentlide Verwaltung ober durch eige- 
nen Bermögensverfall beichäbigt ober gefährbet, wenn er bie Beftreitung ber 
Laften des ehelichen Lebens vernachläffigt, .... fowie wenn eine längere Ab- 
weienheit des Mannes e8 erforderlich erfeheinen läßt, find auf Antrag ber Ehe- 
frau gerihtlihe Maßregeln zur Sicherftellung des eingebrachten Vermögeus ober 
ber Berwendung der Auflünfte beffelben für bie ehelichen Laften anzuorbnen. 
Röthigenfalls können dem Ehemanne zu biefem Behufe feine Rechte an dem Ver⸗ 
mögen ber Ehefrau entzogen werden”. 

#2) Sächſ. GB. $ 1684. 
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9. Meber die Verhaftung des Vermögend der Frau für ihre 
Schulden enticheiden im allgemeinen die oben über ihre Verfügungs⸗ 
gemalt mitgetheilten Grundfäge ($ 228, 229). Im übrigen haften 
für ihre vorehelihen Schulden nicht bloß ihre Sondergüter, fondern 
auch die Sllaten, gleichviel ob fie vor oder während der Che er- 
worben wurden“); für die Schulden, welche auf einer der rau an- 
gefallenen Erbſchaft ruhen, Tönnen, fal8 der Mann in den Erwerb 
der Erbſchaft nicht einmwilligte, nur die Erbſchaftsgüter in Anſpruch 
genommen werden“). Für ihre Deliktöichulden haftet ihr Vermögen; 
weber haftet der Ehemann für diejelben, noch darf er dem Ver⸗ 
legten, welcher Befriedigung aud dem Vermögen der Frau verlangt, 
entgegenhalten, daß fie fi) ohne feine Genehmigung nicht verpflich- 
ten und ihm nicht Bermögen entziehen dürfe, an welchem er den 
Nießbrauch habe). 

10. Für die Schulden des Mannes hafteten den Gläubigern 
nach vielen Quellen des mittelalterlihen Rechts außer feinem Ber- 
mögen auch die Mobilien der Frau, nad) andern Quellen dad ge= 
fammte nicht vorbehaltene Vermögen der Frau. Nach dem Redt 
der Gegenwart find es nur wenige, kleinere Rechtsgebiete, in welchen 


4) Pr. br. II. 1 $ 256, 258. Zur Interpretation vgl. Entſch. d. RchsGer. I. 
no. 55; dieſer Fall fei noch nicht eingetreten, fo lange ver Mann feine rau und 
Kinder troß feiner Verfhuldung aus den Nußungen ihres Vermögens zu erhalten 
im Stande fei. — Oldenb. ©. vgl. N. 42. 

#5) Preuß. Lor. II.1 8 338 f., Sächſ. GB. 8 1679, Berner GB. 8 88, 
Lüb. ©. art. 9, Oldenb. ©. art. 9, v. Öerber Abhh. S. 339, v. Wilmowski 
©. 115 ff. 

46) 9, Gerber Abhh. S. 339 f. 

7, Sächſ. GB: 81680 (Haubold 8 73), Heimbach 597N. 3, Emming- 
haus S. 303 no. 1, 310 no. 19, 312 no. 22, Oldenb. ©. art.9, Kraut II. 
©. 555. — Das Preuß. Lor. enthält keine direfte Beſtimmung; Koch jchliekt 
aus II. 1 8 320: „in Anſehung des eingebrachten Vermögens find alle von ber 
Frau während der Ehe ohne Bewilligung des Mannes gemanhten 
Schulden nichtig”, daß für Deliktsihulden nur ihr vorbehaltenes Vermögen 
hafte. Indeſſen ergiebt fih aus dem Wortlaut, daß es fih bier nur um ver? 
tragsmäßige Verbindlichkeiten handelt. 

Poſitiv beftiimmt die Preuß. Vormundſchafts-⸗O. 8 32 Abſ. 3: „ver Ehe» 
mann einer zum Vormund beftellten Frau haftet, wenn er nicht der Vater des 
Mündels ift, für die vormundjchaftlihe Verwaltung als Bürge”; vgl. darüber 
Dernburg Vormundſchaftsr. S. 13. 
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in subsidium dad Bermögen der Frau zur Befriedigung feiner 
Gläubiger herangezogen werden darf“); die Regel bildet, daß ihre 
Illaten nicht für feine Schulden verhaftet find“). Diefelben Tönnen 
nur in Anſpruch genommen werden, wenn die $rau mit Genehmt- 
gung des Manned und unter Beobachtung der Formen, welche bei 


8) Nachweiſe bei Roth D. 8 141 N.10—19 für Stade, einzelne Bezirke 
von Pommern, Holftein, Heffen, für Lübeck, Wismar und Roftod. 

In Lübed, wo nad Älterem Hecht das Bermögen ber Frau nur bei bes 
erbter Che für die Schulden des Mannes haftete (oben $ 221 N. 18, 22, 
v. Wilmowski S. 117), ift durch das Geſetz v. 16. Okt. 1863 beflimmt worden, 
daß ebenfo bei beerbter wie bei unbeerbter Ehe die rau mit dem eingebrachten 
und mit dem fpäter erworbenen Bermögen und zwar nicht bloß in subsidium 
baftet, jondern daß die Glänbiger auch ihre Immobilien ohne den vorherigen 
Nachweis angreifen dürfen, daß die Erekution gegen den Ehemann fruchtlos aus- 
fallen würde (Plitt ©. 24 N. 34). Jedoch kann fie diefe Haftung durch bie 
Erflärung vor der zufländigen Behörde ausſchließen, „daß fie für die Ber- 
bindlichleiten ihres Ehemannes überall nicht haften oder daß fie einen befiimm- 
ten Theil ihres bemjelben zuzubringenden bezw. zugebrachten Vermögens von der 
Haftung für jene Berbindlicfeiten ausnehmen wolle” (Plitt S. 37 N. 61.). 
Das borgen und dachdings auftragen, wodurch bie Frau nah dem 
Tode des Mannes ihren jpätern Erwerb von der Haftung befreien konnte (Lüb. 
Statt. IH. 1 10, oben 8 221 R. 27), ıft noch in Stralfund im Gebraud, 
Seuffert XXXV no. 39. 

Roth D. 8 141 N.10 nimmt die Verhaftung des Frauenguts auch für 
die Marl Brandenburg an; vgl. aber Korn Güterrecht der Eheleute nad) Bran- 
denb. Provinzialrechte 1880 S. 77 ff. 

Dagegen befteht diefe Haftung in Walde in Rüdfiht auf die Mobilien der 
Frau (Weigel ©. 44), in der Stadt Braunfchweig, wenn die Männer von 
Handel oder bürgerlider Nahrung leben (Steinader ©. 50 f.), in Weimar, 
wenn die Männer fiskaliſche Rechnungsbeamte find und Defelte gemacht haben 
(Heimbah SIT N.5); vgl. auch noch das Recht von Friedland in Mecklen⸗ 
burg bei Böhlan in d. Lahr... RG.X. S.159. — Nah dem Landbuch von 
Klofters und von Davos (Statutarrechte von Graubünden VII. 2 ©. 54, 92) 
kann die Frau ausrufen laffen, daß fie für künftige Schulden nicht haften will. 

Sehr verbreitet war früher bie irrige Anftcht, daß wo bie Frau verhaftet 
if, Gütergemeinichaft gelte; jo Scherer J. S. 110, Eichhorn 8300, Runde 
S. 118; au das Preuß. O.⸗Tribunal fagte: „bie Verhaftung ber Frau mit 
ihrem Vermögen für die Schulden des Mannes ift das unträgliche Zeichen einer 
ftattfindenden ehelihen GG.“; vgl. dagegen v. Wächter I. ©. 726 R., 753 f., 
v. Wilmowski ©. 102 u. ſ. w. 

19 z. B. Preuß. BO. v. 7. Apr. 1838 (auch bei Koch zu II. 1 8 247), 
Sächſ. GB. 8 1678, 1683, Heſſe S. 31 u. ſ. w. 
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einer etwaigen Verbürgung der Frau für ihren Mann erfordert werden, 
ſich gleichfalls verbindlich gemadyt hat). Daraus folgt au, daß 
der Vermiether dad Pfandrecht resp. Retentionsrecht an fi nur an 
den dem Chemann gehörigen invecta et illata geltend machen 


darf®!), 

11. Wenn die Slaten der Frau im allgemeinen für bie 
Schulden des Mannes nicht verhaftet find, jo dürfen ſich doch die 
Gläubiger an feinen ususfructus maritalis, an die Nutzungen bal- 
ten, weldhe er aus dem weiblichen Vermögen zieht‘), joweit dadurd) 
nicht der Unterhalt de8 Manned und die ihm gejeßmäßig obliegende 
Pfliht zum ftandesmäßigen Unterhalt der Familie beeinträchtigt 
wird"). Bricht über dad Vermögen ded Mannes Konkurs aus, fo 
fol nad einigen Rechten der Nießbrauch des Manned fuspendirt 
ſein“). Wo dies aber nicht der Fall tft, „gehört der Nießbrauch, 
welcher dem Gemeinfchuldner mährend der Dauer ded Berfahrend 
an dem Vermögen feiner Ehefrau‘... nach den Landedgefeben zu= 
fteht, zur Konkursmaſſe. Aus den Nupungen kann der Gemein- 


0, Heffe S. 31, Heimbah 897 N. 2, Roth 8. 8 115 N. 10 ff., 
Emminghaus ©.577 no.6, Roth D. 8 141 N.23. — Das Ienaer Urth. 
v. 1770 (Emminghaus ©. 576 no. 5) nimmt bei gemeinfamer Schuldver- 
ſchreibung beider Gatten feine Verhaftung der Frau an. 

5) Emminghaus ©. 286 N.44, Sächſ. GB. 8 1228 (vgl. aber in Rüd- 
fit auf $ 1656 Entſch. d. RchsG. Straff. IV. no.12). — Eine Mobpiftlation 
tritt infofern nach Preuß. R. ein, als nah ber Deklaration v. 21. Juli 1846 
fi die Rechte des Vermiethers auch auf ſolche Sachen und Effekten erftreden, 
welche der Miether „ohne Einwilligung des Eigenthümers zu verpfänden be- 
fugt iſt.“ 

59), Diefe Befugnif findet nah der Preuß. VO. v. 7. Apr. 1838 $ 3 feine 
Anwendung auf die eingebrachten Mobilien, aljo nur auf Immobilien und Ka- 
pitalfien. — Die Einkünfte aus einer den Ehegatten gemeinichaftlich zuftehenden 
Leibzucht find verhaftet, Seuffert XXIII. no. 240. 

53) Preuß. Lor. II. 1 $ 257, 258, Sächſ. GB. 8 1683 (Emminghaus 
©. 302 no. 105, Haubold 8 216 N. o ff.). 

%) Zürich. GB. 8 162 (,„bis zum gerichtlichen Accord oder zur Rehabilita⸗ 
tion“). — Das Oldenburger Geſetz über eheliches Güterrecht hatte art. 10 be⸗ 
ſtimmt: „Das Recht des Ehemannes auf den Nießbrauch an dem eingebrachten 
Vermögen kann zur Befriedigung ſeiner Gläubiger nicht herangezogen werden.“ 
Da dieſe Beſtimmung mit der RchsKonk. O. (vgl. N. 55) nicht verträglich iſt, 
ſo verordnet art. 52 des Oldenb. G. v. 10. Apr. 1879, daß der Nießbrauch mit 
der Eröffnung des Konkurſes aufhören ſoll. 
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ſchuldner die Mittel beanjpruchen, weldye zu feinem angemeljenen 
Unterhalt und dazu erforderlich find, um eine gefehliche Verpflichtung 
defjelben zum Unterhalt feiner Ehefrau oder zum Unterhalt und zur 
Erziehung feiner Kinder zu erfüllen" ®). 

Weil die Frau mit ihren Illaten den Gläubigern nicht ver- 
haftet iſt, kann fie die ihr gehörigen Saden aus dem Konkurſe ded 
Ehemanns heraudziehen®). Während fie aber nad) früherem Recht, 
joweit ihre Illaten nicht in ihr zu Eigenthum gehörigen Sachen, 
jondern in einem Forderungsrecht gegen den Mann beitanden, ein 
Vorzugsrecht im Konkurs hattes”), beiteht nach der Reichskonkurs⸗ 
Ordnung $ 54 ein ſolches Vorzugsrecht nicht mehr‘). 

An den aus dem Konfurd von der Frau geretteten Sachen 
erhält nach Preuß. Landrecht”) die Verwaltung und Nupnießung 
die Frau, welche aber aus den Einkünften den Mann ımd die 
Kinder zu unterhalten und ihm die Verwaltung und Nutznießung 
zurüdzugeben bat, wenn er zu beſſern Bermögendverhältnifjen gelangt. 
Nach andern Rechten dagegen fällt Verwaltung und Nubung ohne 
weitere dem Manne zu). 


8 233. Bei Aufldfung der Ehe. 


I. Wird die Che durch Tod oder Scheidung aufgelöft, jo 
zerfällt regelmäßig das in der Hand des Mannes geeinte Gut in 


55) Reichs Konk. DO. $ 1 Abſ. 2; vgl. auch S5l no. 3. — So ſchon nad 
älterm Recht 3.8. Haubold $ 377, Heimbach Abhh. J. S. 187 f, Emming- 
haus S. 301 no. 102, 103, Preuß. Konk. O. v. 1855 893, — Entid. d. 
ROH. Ser. XVI. S.359f. — Gegen bie Heranziehung des Nießbrauchs zur 
Konkursmafſe erflärt fih de lege ferenda v. Gerber Abhh. S.337 N. 3. 

56) Preuß. Lor. II. 1 $ 258—260, Sächſ. GB. $ 1685, Roth 8. ©. 436, 
Heimbach Abhh. I. S. 187, Roth D. $ 140 N.29. 

5T) Weber älteres Recht Förfter III 8 208 R. 60 ff., Zeimbach Abhh. I. 
S. 161 ff., Grefe II. ©. 56. 

58) Vgl. aber bie Uebergangsbeftimmung im Einf. Geſ. 3. Konk. O. $ 13 und 
3.8. das ausführende Sächſ. Ge. v. 11. März 1879 und die Verordnung v. 
9. Aug. 1879. 

59) Preuß. Lor. II. 1 $ 261 fi. 

©, Sächſ. GB. 8 1685 (vorbehaltlich feiner Verpflichtung Sicherheit wegen 
Erhaltung ihres Vermögens zu beftellen), Züri. GB. 8 162, Oldenb. ©. 
art. 15. 
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das dem Manne und in das der Frau gehörig geweſene Gut; der 
Ueberlebende erhält dann feinen Vermögenstheil und ein Erbrecht 
an dem Vermögen ded BVerftorbenen, die ſg. ftatutarifche Portion. 
Nach einzelnen Rechten bleibt aber dann, fei es überhaupt jet 
ed in gewillen Fällen, das Vermögen zufammen und wird nad) 
Quoten zwiſchen dem MWeberlebenden und den Erben des Berftor- 
benen getheilt oder ganz und gar dem Ueberlebenden überwiefen. 
Mährend bisher nur äußerlich das beiderfeitige Vermögen vereinigt 
geweſen war, bildet es jegt eine einheitlihe Maffee Man nennt 
dieſes Syſtem Gütergemeinfhaft von Todes wegen. Faft 
überall ift der überlebende Gatte günftiger geftellt als nad) römiſchem 
Recht; er erbt nicht bloß in Ermangelung von Verwandten, jondern 
regelmäßig auch mit den nächſten Verwandten zufammen. 

I. Kommt es zur Abjonderung ded Vermögens, jo joll die 
jelbe ſofort nad Auflöfung der Ehe erfolgen; die römildhe Bes 
ftimmung, daß bewegliche Dotalfadyen erft nah einem Jahre zu 
reftituiren find, findet bet ung feine Anwendung‘). In Umgeftaltung 
der praesumtio Mutiana gilt partifularrehtlih die Vermuthung, 
daß ale Gegenftände, deren Sllation?) oder bejonderer Erwerb nidt 
leitend der Frau nachgewiejen werden fann, dem Manne gehören?). 

Der Frau oder ihren Erben find die Dokumente über die ihr 
gehörigen Kapitalien einzuhändigen und ihre Mobilien herauszugeben, 
wobei dem Manne für die über feine Pflicht hinausgehende Melio- 
rationen Erſatz zu leiften iſt, ebenjo wie er für Deteriorationen 
einſteht. 

Sind Fungibilien, Mobilien und eingebrachtes Geld dem Mann 


1) Sächſ. GB. 8 1688, Heimbach Abhh. J. S. 191ff, Roth D. 8 143 
N. 21. 

2) Nach den Lüb. Statt. J. 5. 4 kann ber Überlebende Gatte bei unbeerbter 
Ehe, wenn dieſelbe 20 Jahre beſtanden hat, in Ermangelung anderer Beweis⸗ 
mittel die Illation durch feinen Eid bemeifen; nach dem Lüb. Gef. v. 1862 art. 12 
gilt daffelbe audy für die beerbte Ehe (Plitt S. 53—56). — Ueber den Beweis 
ber Illation vgl. au Senffert XXIII. no. 97. 

3) Preuß. or. II. 18544 (Dernburg III. $ 27), Heimbach 8 I2N.6, 
Roth D. 8 143 N. 19. — Sidi. GB. 8 1656: „alle beweglichen Saden in 
der Wohnung des Ehemannes gehören im Zweifel dem Ehemann eigenthämlich, 
ausgenommen wenn fte zur Belleivung, zum Schmud oder fonft zum Gebrauche 
bloß für die Perjon der Ehefrau beftimmt find.“ | 
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nah einer Taxe venditionis causa eingebracht, jo ift der Frau 
oder ihren Erben der gleiche Werth zu reftituiren. Die übrigen 
Mobilien find, ſoweit fie vorhanden find, audzuliefern; für vom 
Mann veräußerte Stüde und für Verſchlechterungen oder Berlufte, 
welche der Mann zu vertreten hat, ift Erfah zu leiften u. |. w.9 

ID. Das Erbreht des überlebenden Gatten geftaltet fih in 
manchen mit dem älteren Recht den Zuſammenhang erhaltenden 
Partitularrechten verjchieden, je nachdem die Ehe beerbt oder un- 
beerbt ift, der Mann oder die Frau veritorben ift, die Che längeren 
oder fürzeren Beftand gehabt hat; auch ift es bißweilen dem über- 
lebenden Gatten überlafjen, zwiſchen der Abfonderung der beiden 
Maſſen und der Gütergemeinihaft von Todes wegen zu wählen. 
Aus der großen Mannigfaltigfeit der Beftimmungen wird im fol- 
genden nur Einzelned hervorgehoben. 

1. Im Anſchluß an das ältere Recht beftimmt das revidirte Lü⸗ 
biſche Recht von 1586, welches mit feinen erbrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen allerdings nicht mehr in Lübeck jelbft, aber do an andern Orten 
noch gilt®): bei unbeerbter Che erhält der Weberlebende fein Gut 
nnd die Hälfte vom Vermögen ded Berftorbenen, wogegen er bei - 
beerbter Ehe einen Voraus und die Hälfte von dem Gefammtgut 
und die Kinder die andere Hälfte erhalten‘). Die Praris ſetzte fich 
im Lübed über dieje Beitimmungen hinweg und ließ e8 zu, daß 
au) bei beerbter Ehe der Weberlebende fein Vermögen aus ber 
Geſammtmaſſe herausnahm und das Bermögen des BVerftorbenen 
zwilchen fid) und den Kindern theilte”). Auch ging man in manchen 
Gebieten des Lübiſchen Rechts von der urſprünglichen Zotaltheilung 
zur SPartialtheilung über®); insbeſondere ftelt ed dad Roſtocker 
Stadtrecht audy bei beerbter Ehe in das Belieben des Meberlebenden, 
ob er alles gemeinjhaftliche Gut theilen (Grunbtheilung, Totthei- 


4) Bgl. oben $ 232 N. 8, 9, 14ff., 28f., 32 ff. 

59) Das Roftoder Stadtrecht ſchließt fi auch enge an daſſelbe an. 

6) Lub. Stadtr. II. 2, 3, 12, 25, 8, v. Wilmowsti ©. 158 ff., Plitt 
S. 59 N. 87. 

) Cropp II. ©. 504 f., Plitt S. 57; über bie hiſtoriſche Entwicklung 
Panli II. ©. 205 ff. 

9 Plitt S. 59 N.87, Roth, D. 8 147 N. 48 ff. 


Stob be, Privatrecht. IV. 1. u. 2. Aufl. 12 
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lung) oder fein eigened Gut herausnehmen und das des Verftorbenen 
theilen will?). 

2. Ein derartiged Wahlrecht des Ueberlebenden zwiſchen Güter- 
gemeinschaft von Todeswegen und Sonderung der beiden Bermögend- 
maffen findet fih an vielen Orten’®). 

Sn den Ländern ſächſiſchen Rechts traten auf Grund des 
Sachſenſpiegels und der kurſächſiſchen Konititutionen andere Grund⸗ 
fäbe ein, je nachdem der Mann oder die Frau der überlebende Theil 
war"), Der Mann erbte den gefammten Mobiliamahlaß der 
Frau, auch alles Geld, alle außenftehenden, auch die bypothecirten 
Gapitalien, das durch den Berfauf von Grumdftüden der Frau ge- 
löfte Geld, auch die Hälfte der Hochzeitögeichente. Waren Feine 
oder feine hinreichenden Grunditüde vorhanden, jo hatte er aus dem 
Mobiliarnachlaß die Mittel berzugeben, um den Pflichttheil für 
Defcendenten oder Adcendenten zu ergänzen. Bon den Grundftüden 
war er völlig ausgefchloffen. Die überlebende Ehefrau hatte die 
Wahl zwilhen der Nüdforderung ihrer Illaten und dem Recht auf 
die Sg. ftatutarifche Portion, d. h. auf eine Duote von dem vereinige 
ten dem Manne und ihr gehörigen Vermögen). Im lepteren Fall 
fiel von der Geſammtmaſſe, zu welcher Zehen, Familienfideikommiſſe 
und audwärtige Immobilien nicht gehörten und von welder die 
Schulden abgezogen wurden, der Frau bei Konkurrenz mit Dejcen- 
denten ein Biertel, in allen andern Fällen ein Drittel zu. 

Diefe im Kurfürſtenthum Sachſen und in den ſaächſiſchen Fürften- 


9) Roftoder Stadtr. II. 2. 12, 18. Der Ueberlebende verliert das Wahl⸗ 
recht, wenn er ohne die Theilung vorgenommen zu haben, zur zweiten Ehe 
fchreitet, II. 2. 19. 

10) Schröder II.3 ©. 136 N.55 glaubt es ſchon in dem Stabtreht von 
Pritzwalk v. J. 1256 zu finden. Indeſſen ſcheint der betreffende Sat gar nicht 
von dieſer Frage zu reden, fondern zu beflimmen, daß wer verheiratbet ift und 
feine Eitern beerben will, entweder dasjenige, was er bereit8 früher auf feinen 
Erbtbeil erhalten bat (je nah den Umftänden das Ganze oder die Hälfte), zu 
fonferiren oder feinen Erbanſpruch aufzugeben bat. 

m) Haubold 8 317?ff., Heimbach 8 279 — 282; vgl. auch Schletter 
Konftitutionen Kurfürft Auguſt's S. 242 ff., 279 ff. 

12) Const. Sax. III. 20, Eropp II. S. 454. — Bol. auch Hänel in d. 
Ztſchr. f. RO. I. ©. 329. — Die befonderen Beftimmungen für bie ablige 
Wittwe vgl. unten ©. 188. 
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thümern geltenden Grundfäge wurden zunächſt in einzelnen der letz⸗ 
teren theilweiſe durch befondere Geſetze modificirt ?). In der neueren 
Zeit ift dann das Erbrecht des Ueberlebenden durch das Kgl. ſaäͤchſiſche 
Geſetz v. 1. Sept. 1829 (vgl. unten N. 31) neu geregelt und nad 
dem Mufter deffelben auch in den meiften fähfiihen Fürftenthümern 
umgeftaltet worden. Nur noch in vereinzelten kleineren Rechts⸗ 
gebieten hat ſich die ältere Normirung erhalten, ift aber auch bier 
mehrfach modificitt'). So hat z. B. nah Anhaltiſchem Redt') 
die Frau nur im Fall der beerbten Ehe dad Wahlrecht; wählt fie 
die ftatutarifche Portion, welche ein Viertel resp. einen Kindedtheil 
beträgt, fo braucht fie in die zu theilende Gejammtmaffe nicht ihr 
gefammted Vermögen, fondern nur ihr Heirathsgut zu Eonferiren. 
In Konkurrenz mit andern Erben als mit Dejcendenten erhält fie 
ihre SUaten und ein Drittel resp. ein Viertel vom Vermögen bed 
Manned. 

3. Das Wahlrecht fteht nach einzelnen Rechten nicht bloß der 
überlebenden Wittwe, jondern dem überlebenden Gatten überhaupt 
zu. So im Anfchluß an die Beftimmungen des Preußiſchen Land» 
rechts v. 1620'%) noch gegenwärtig in Dftpreußen nad dem dor 
tigen Provinzialrecht!?) für adlige Ehen!®): der adlige Wittwer hat 
im Fall der unbeerbten Che und die adlige Wittwe überhaupt die 
Befugniß zwiſchen dem fonftigen gejeglichen Erbrecht und der Hälfte 
ded Gejammtguts, der |g. Cöllmiſchen Hälfte zu wählen. 

In der Mark Brandenburg hatte dad Crbfolgegejeb des 


13) Heimbach $ 282. 

14) Bgl. viel Detail bei Roth D. 8 144. — Nicht angeführt ift Das Statut 
von Harburg v. 1739 (bei Pufendorf obs. IV. no. 162 $ 1), wonad die über- 
lebende Wittwe vom gefammten Bermögen Kindestheil erhält, wenn fte dotem et 
illata fonferiren will. 

15) Heimbach $ 282. 2. 

16) Vgl. darüber v. Brünned zur Gefchichte des ehelichen Güterrechts 
von Todes wegen im Rechte bes Adels von Oftpreußen und Litthauen (Sep. 
Abdr. aus der Altpreuß. Monatsjchrift XII) 1875 ©. 9 ff. 

7) Oftpreuß. Provinzialvecht v. 1801 und 1802 Auf. 96. 

18), Oſtpr. Brov. R. Zuf. 96 $ 1: „Wenn ber Mann zur Zeit ber geichloffe- 
nen Ehe die Rechte des Adele gehabt bat, fo wird die Ehe für abelig 
geachtet, ohne daß es darauf anlommt, ob auch die Frau damals zum Abel 
gehört habe.“ 

12* 
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Kurfürften Joachim v. 1527 (die fg. constitutio Joachimica) be 
ftimmt, e8 jolle beim Tode eined Gatten Gütergemeinjchaft von Todes 
wegen eintreten!). Indeſſen wie e8 vor diefem Gefeh ſchon vor: 
gefommen war, daß Ehefrauen unter Verzicht anf jedes Erbrecht 
(etwa wegen Inſolvenz ihres verftorbenen Ehemanns) aus jeinem 
Nachlaß Iediglih ihre Illaten berauszogen”), fo wurde das jus 
optionis für den überlebenden Gatten allgemein im 16. Sahrhundert 
eingeführt?!) und aud gegenwärtig darf nady märkiſchem Provinzial: 
recht der Weberlebende je nad) feiner Wahl jein Vermögen aus der 
Geſammtmaſſe herausziehen oder eine Quote von derfelben nehmen®). 
Aehnliche Grundfäge gelten in den Schauenburgiſchen Theilen 
von Holftein®) und einigen andern kleineren Redhtögebieten*). 

4. Dhne ein ſolches Wahlrecht gilt Gütergemeinfchaft von 
Todes wegen im all beerbter Ehe zu Gunften der überlebenden 
Wittwe in der heifiihen Grafihaft Shaumburg®) und im ber 
Stadt Dtterndorf*), ferner im Fall unbeerbter Ehe, wenn fie Jahr 
und Tag gewährt bat, für den Meberlebenden überhaupt und bei 
beerbter Ehe für die Wittwe nah dem Recht von Neumünfter in 
Holftein”) u. |. w.*). 


19) tit. J. $1, 3. Heydemann Elemente der Joachimiſchen Eouftitution 
©. 222 ff. 238f., L. Korn Güterrecht der Eheleute nach dem brandenb. Pro- 
vinzialrechte S. 139 ff. 

%) Heydemann ©. 317 ff. 

21) Heybemann ©. 320 ff., Korn ©. 148 ff. 

23) Neubauer ehel. Güterredt S. 10, 11, Roth D. 8 146 N. 7 ff. 

2) Kifher-Benzon ehel. Güterr. ©. 98 ff. 

2) Bol. Roth D. 8146 N. 17—20; Über Schwerin auh Neubauer 
S. 62 f. — Solde Wahlrechte finden fich überdies bereits im Mittelalter in 
Blarus, vgl. Blumer Rechtsgeſch. I. S. 495 ff. 

3, Roth 8. ©. 8383 f., 438 ff., 455 ff, D. 8 148 N.8, 14. 

Roth D. $ 145 N.7, 12. 

7) Baulfen $ 155, Roth D. 8 145 N. 5 f., Iff. 

38) Auch nach den Statuten von Freiburg im Breisgau von 1520 galten 
ähnliche Säße (fol. 56® f., 60): bei unbeerbter Ehe nimmt der Mann brei Vier⸗ 
tel, die Überlebende Fran zwei Drittel vom Vermögen bes Berftorbenen und hat 
an ber andern Quote lebenslänglichen Nießbrauch. Für den Fall der beerbten Ehe 
werben neue Normen eingeführt: ber Überlebende Vater erhält zwei Drittel, 
die Überlebende Mutter ein Drittel vom gefammten Vermögen; überdies be- 
tommen fie noch einen gewiffen Voraus: Kleider, Roß, Harniſch und Gewehr, 
resp. Kleider oder Morgengabe. 
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IV. Die neueren Gejebgebungen, welche die Erbfolge bei Ver 
waltungögemeinfchaft geregelt haben, verwerfen jede Gütergemeinjchaft 
von Tode wegen. Gleichviel, ob der Mann oder die Frau ftirbt 
und ob die Che beerbt oder unbeerbt ift, zerfällt da Vermögen in 
feine beiden Beftandtheile, nimmt der Weberlebende fein Vermögen 
und erhält von dem Vermögen des Veftorbenen, zu weldhem tm 
erbrechtlicher. Beziehung naturgemäß auch dad Sondergut gehört), 
eine Quote, die ſtatutariſche Portion, welche je nad) der Gradesnaͤhe 
der jonftigen Erben des Berftorbenen verjchieden 1jt?). 

Nach dem Preuß. Landrecht (II. 1 $ 621) erhält der Ueber⸗ 
lebende bei Konkurrenz mit Dejcendenten ein Viertel, resp. wenn 
mehr ald drei abfteigende Linien vorhanden find, Kindestheil; bei 
Konkurrenz mit Asdcendenten oder Geichwiftern oder Geſchwiſter⸗ 
findern erften Grades erhält er ein Drittel; find nur Erben ent- 
fernterer Grade vorhanden, fo erbt er die Hälfte oder den ganzen 
Nachlaß. Im Mangel von Defcendenten erbt der Weberlebende auch 
dad im gewöhnlichen Gebrauch befindlihe Tiſch- und Bettzeug und 
Möbel und Hausrath. Die Hälfte der Inteitatportion hat Pflicht⸗ 
theilsqualitat. 

In Sachſen wurde durch Erbgeſetz v. 1. Sept. 1829 die auf 
dem: Sachſenſpiegel und den Konſtitutionen beruhende fg. Mobiliar⸗ 
erbfolge bed Mannes aufgehoben und ein mit dem Preußiſchen 
Landrecht mehr harmonirendes Syſtem eingeführt). Nur in ges 
ringem Maß ift daffelbe durch das bürgerl. Geſetzbuch ($ 2049 ff., 
2578) modificirt worden. Bei Konkurrenz mit Defcendenten erhält 
der Meberlebende ein Biertel (zugleich Pflichttheil), mit Adoptiv» oder 
legitimirten Kindern des andern Gatten ein Drittel, in Gemeinſchaft 
mit Ascendenten, Gefchwiftern oder Dejcendenten der Gejchwifter des 
Erblafjers ift die Inteftatportion die Hälfte (wovon zwei Drittel als 
Pflichttheil gelten); find Feine jo nahen Berwandten vorhanden, jo 


2) Bol. z.B. v. Wilmowski ©. 101 ff. 

30) Zufammenftellungen auch bei Roth D. 8 143 III., 8. $ 86 II. — In 
Hannover wurde zufolge hiſtoriſcher Studien in neuerer Zeit der Wittwe ihr 
nah altem Recht zuſtehendes Erbrecht auf einen Kinbestheil von dem Nachlaß 
de8 Mannes wieder eingeräumt, Frensdorff Stadtverfafjung N 1888 
(Sep. Abdr. aus Hanf. Geſch. Blätter) ©. 25 f. 

a) Haubold $ 3319 ff. 
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erbt der Weberlebende den gefammten Nachlaß des Verftorbenen, wo⸗ 
von die Hälfte ihm ald SPflichttheil gebührt. | 

Die meilten ſächſiſch-thüringiſchen Staaten haben im 
Anſchluß an das Kgl. ſächfiſche Geſetz von 1829 ihr Erbrecht res 
gulirt?). Der Weberlebende befommt feine Sllaten und bei beerbter 
Ehe einen Kindeötheil oder eine andere Quote von dem Vermögen 
des Berftorbenen, deren Größe fih in mehreren Gefegen nad) der 
Zahl der Kinder richte. Bei unbeerbter Ehe erhält er außer den 
Illaten dad ganze Vermögen ded Werftorbenen oder eine Quote, 
ein Drittel, die Hälfte, zwei Drittel, u. |. w. je nach der Nähe der 
fonfurrirenden jonftigen Verwandten. 

Nach dem Lübiſchen Geſetz von 1862 (art. 1, 15) erbt der 
Meberlebende in Gemeinſchaft mit Defcendenten einen Kindeötheil, 
mit andern Erben die Hälfte, find feine andern Erben vorhanden, 
jo nimmt er die ganze Erbichaft. 

Berwandte Beitimmungen enthält dad Oldenburgiſche Geſetz 
vom 24. April 1873 (art. 41). 

Complicirter find die Vorſchriften des Züriher Geſetzbuchs 
($ 1945 ff.). Nach ihnen erhält abgejehen von einem gewifjen Voraus 
die Wittwe in Konkurrenz mit Defcendenten Eigenthum an ber 
Hälfte des Hausraths und, jo lange fie im Wittwenftande bleibt, 
den Nießbrauh an einem Viertel der übrigen Verlafjenichaft, bei 
Konkurrenz mit anderen Verwandten andere Quoten ded Erbrechts 
und Nupungsrechts; für den überlebenden Ehemann gelten ent- 
Iprechende, aber ihn zum Theil etwas mehr begünftigende Grund» 
läge. In Grmangelung von Miterben erbt der MWeberlebende 
alles 3), 

Im übrigen bat noch nach verichiedenen Partilularrechten der 
Meberlebende an dem Erbtheil der Kinder oder der andern Ber- 
wandten dad Nutzungsrecht, fei ed überhaupt, fer es bis zu feiner 
Wiederverheirathbung oder bis zur Abjonderung einzelner Kinder), 


33) Weberfiht bei Heimbach $ 283, 284, Roth D. $ 143 N. 44 ff. 

33) 8 1995. — Ueber Pflichttheil $ 2038, 2039 über Ausichliegung vom 
Pflichttheil $ 2058. 

3), Nah dem Oldenb. ©. $ 3 bis zur Wiederverheirathung oder bis zur 
Bolljährigkeit der Kinder. 
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— ein Nupungsrecht, welches ihn zu Feiner Kaution verpflichtet und 
ihn zu Verwaltungsakten berechtigt, welche über die regelmäßige Be- 
fugniß des bloßen Nießbraucherd Hinausgehen®). Auch hat daffelbe 
fi öfter in der Art geftaltet, daß zwiſchen dem überlebenden Parens 
und den Kindern ein Miteigenthbum (communio bonorum) an der 
Geſammtmaſſe in derfelben Art entitebt, wie ed fich bei der Güter- 
gemeinjchaft zur ſg. fortgefepten Gütergemeinſchaft entwidelt hat 
(vgl. unten $ 241). 


8234. Morgengabe, Leibzucht, Gerade, Mußtheil. 


Im Mittelalter brachte e8 die Sitte mit fih, dab der Mann 
durch befondere Zuwendungen für feine Frau, wenn fie ihn überleben 
jollte, Sorge trug; überdied ftanden ihr von Rechtöwegen Erban- 
ſprüche an gemilfen Objekten zu, wenn fidh diefelben und foweit fie 
fih im Nachlaß des Mannes befanden. Dad neuere Recht kennt 
gleihfall8 vertragsmäßige oder leßtwillige Verfügungen zu Gunften 
der Stau, bat ihr aber auch regelmäßig ein gejegliched Erbrecht an 
einer Duote von dem Nachlaß ded Manned gegeben, neben welchem 
die alten Inſtitute der gejeplichen Morgengabe, der Gerade und des 
Muptheild in ihrer Bedeutung und Geltung —— 

I. Morgengabe. 

1. Wie man ſchon in alter Zeit mit dieſem Namen Berga- 
bungen zwilchen Ehegatten der verjchiedenften Art bezeichnet hatte, 
($ 223 N. 7ff., NR. 12), jo kommt diefer Name auch im neueren 
Recht in mannigfacher Anwendung vor, ohne daß man von einem 
beftimmt ausgebildeten  Suititut reden kann. Entſprechend der 
im Mittelalter vorfommenden Auffafjung der Morgengabe ald pre- 
tium virginitatis ift nady dem Bairiſchen Landrecht (I. 6 $ 16) 
Morgengabe ein Gefchent in Anjehen ded „jungfräulichen Standes”; 
Beehrungen an eine Braut nichtsjungfräulichen Standes find feine 
Morgengabe, jondern anderweitige Schenkungen. — Nach dem Preuß. 
Landrecht gehört die vom Manne verjprochene Morgengabe zum 
gejeglich vorbehaltenen Vermögen der Frau; wegen der ihr noch 
nicht audgezahlten Morgengabe bat die Frau diejelben Sicherungs⸗ 


35) Bol. z. B. Roth 8. $ 117 ©. 44 ff. 
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rechte, wie wegen ihrer Slaten; ift die Frau als ſchuldiger Theil 
von dem Manne gefchieden, fo verliert fie die Morgengabe‘). — 
Dad Deftreidh. Geſetzbuch $ 1232 nennt fo dad Gefchent, „weldes 
der Mann feiner Gattin am erften Morgen zu geben verfpridt”. 
— Nah Gothaiſchem Recht fol fie nur in Mobilien beftehen umd 
in einem fjchriftlichen, vor der Hochzeit errichteten Vertrage verjproden 
werden?). — Nah) dem Berner Civilgeſetzbuch $ 90 gehört „die ihr 
von dem Ehemanne vor der Vollziehung der Che verjprochene oder 
wirklich ausgerichtete Morgengabe" zu dem vorbehaltenen Gut der 
Ehefrau. | 

2. Bon der gegebenen oder verjprochenen ift die gejeglice 
Morgengabe zu fondern, welche mwejentlich ein Inſtitut des Adels 
im ſächſiſchen Recht iſte). Schon nah den Zujähen zu dem ur 
\prünglichen Sachſenſpiegel (I. 24 $ 1, 2) bat die Frau von Ritters: 
art den gejehlichen Anſpruch auf diejenigen im Nachlaß ded Mannes 
befindlichen Gegenftände, an denen man früher ihr eine Morgengabe 
zu bejtellen pflegte: fo tritt neben die Gerade der gejehliche Erb⸗ 
anjpruch auf eine Morgengabe‘). 

Die Ipätern fächfiichen Duellen und die ſächſiſche Doftrin be- 
jtimmten genauer, zum Theil in. einjchränfender und neubildender 
Meile den Umfang der adligen Morgengabe: man recdhnete zu 
ihr — in Rüdjiht darauf, dab die Frau regelmäßig auch das 
lebenslänglihe Nupungsreht an einem Grundftüd erhielt — das 
Meidevieh (insbeſondere das weibliche), dad Bauholz und die zu 


1) II. 1 8207, 269, 774. — Daß die vom Bräutigam verſprochene Mor- 
gengabe nach Preuß. Recht ein Geichent, eine freigebige Verfügung fei, Erf. d. 
NOS. Ger. XXI. ©. 292 ff. 

2) Brüdner $ 761—763. 

2) Auch in manden Schweizer Quellen findet fich die geſetzliche Morgengabe 
und bier au für den Bauernfland; und zwar befteht fie in einer Geldſumme, 
z.B. Bluntſchli Zür. RG. J. S. 432, Landbuch für Davos und für Klofters 
(Statutarrechte Graubündens VII. 2 ©. 77, VII. 3 ©. 68 f.). 

H Ueber bie hiſtoriſche Entwicklung Hänel ©. 323 f., v. Martitz ©. 224 ff., 
Schröder II. 3. 335 f. — In dem fg. polniſchen Rechtsdenkmal (herausgeg. v. 
Volckmann Elbinger Gymn. Programm 1869) c. 14 begreift bie geſetzliche 
Morgengabe theils Gegenftände, welde zur Morgengabe gegeben zu werben 
pflegten, theils ſolche, weldhe zur Gerade gezählt wurden. — In der Stabt 
Schleswig betrug die gejegliche Morgengabe 3 Marl (Schröder IL 3 ©. 50). 
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Zäunen beitimmten Bretter und Pfähle, außerdem noch bie Kutiche). 
Später wurde ed Gebraud, in der Eheſtiftung oder nachher vergleich» 
weile mit den Erben die Morgengabe auf eine beftimmte Summe 
feſtzuſetzen, welche die Frau resp. er Erbe ftatt jener Gegenftänbe 
erhielt®). 

Nachdem fchon längft die Abſchaffung der abligen Morgengabe 
beantragt war, ift das Suftitut in unſerm Sahrhundert in den jäch» 
fichen Landen aufgehoben worden’). 

II. Zeibzudt und Gegenvermädtniß. 

1. Da e8 ſchon in alter Zeit Gebrauch geweien war, daß der 
Mann feiner Frau eins Wittmenverforgung, oft unter Berückſichti⸗ 
gung der Größe ihrer olusfteuer beftellte (Widerlage, Gegenvermädht- 
niß, contrados)°), jo war man zur Zeit der Reception geneigt, die 


5) Genauere Details bei Haubold 8404, Heimbach $ 329, Brüdner 
8670 ff. Nah Anhalt. R. hat die Wittwe dies Erbrecht nur, wenn keine leib- 
lichen Söhne vorhanden find, Heimbach $ 329 N. 2. 

Abweichend fagt das Bremer Ritterrecht tit. 6: es fer ein abliges. Her- 
fommen, baß ber Mann nah dem Beilager einen Hof oder ein Landgut oder 
eine Summe aus feinen Stammgätern leibzuchtsweife und eine goldene Kette 
ober fonft etwas derartiges zu Eigenthum als Morgengabe verleihe. Fehlt es 
an einer ſolchen Beftellung, „fo follen die Erben nichts deſto weniger dazu ver- 
bunden fein.” Die dem Nitterreht an Autorität gleichftehenden Anmerkungen 
beſchränken dieſe leßtere Berpflihtung auf die „unbewegliche Morgengabe”; fte 
beziehe ſich nicht auf die goldene Kette. 

C. Max. Bav.1. 16 83 jagt allgemein, daß wenn es an der Beftellung 
fehlt, „jo fol folhe auf Inſtanz des intereffirten Theils von ber Obrigfeit aus» 
gefprogen und das Duantum theild nad dem Gebrauch, theild nad dem Ver⸗ 
mögen des Ehe-Manns, jedoch niemal Über ben dritten Theil bes bebungenen 
oder fofern fein Pactum desfalls vorhanden iſt, pro qualitate pereonarum 
gewöhnlichen Heyrath⸗Guts beftimmt werben”. 

6, An fih fteht die Wittwe mit ihrem Erbrecht hinter den Gläubigern des 
Nachlafſes, Hau bold 8 404 N. c, Heimbach 8 329 N. 6, Brückner $ 676. 
Sft aber die Summe fixirt und hypothekariſch eingetragen, fo gebt fie den ein- 
fachen Gläubigern vor, Haubold N. K, Heimbach R.6. 

) 1829 im Konigreich Sachſen und in Sondershaufen, 1833 in Beimar, 
1841 in Altenburg und Meiningen, 1844 in Gotha u. |. w., Heimbach N. 7. 

8, Oft beftellte ihr ebenfo wie nach altem Recht (ogl. 8223 N. 27) der 
Mann eine contrados von gleiher Höhe wie ihre dos war und verſchrieb ihr 
die doppelte Summe ihrer dos auf feinen Gütern. Wurde der Wittwe Dies 
Kapital nicht ausgezahlt, fo hatte fie von ben Erben die doppelten Zinfen ihrer 
Ausftener zu beziehen, Pufendorf obss. II. no. 39 8 18 ff. 
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römiſchen Beltimmungen über donatio propter nuptias in Ans 
wendung zu bringen®). Indeſſen fand, abgefehen von wenigen Parti⸗ 
kularrechteno), der Sat feine Aufnahme, daß der Mann oder jein 
Bater für ihn der Ehefrau eine contrados zu beftellen verpflichtet 
lei, und ebenjo wenig, daß bei befinderter Ehe nad) dem Zode des 
Manned die Wittwe das Eigenthum mit den Kindern zu theilen 
und an den übrigen Theilen der contrados nur Nießbrauch habe; 
vielmehr erbt jie nach den deutichen Partikularrechten dad Ganze zu 
Eigenthbum, oder wenn ed ſich um Leibzucht handelt, zu. lebend 
länglihem Nutzungsrecht. In Betreff der Höhe der donatio prop- 
ter nuptias ſchwanken die Partitularrechte. und nehmen vielfach nicht 
an, daß fie dem Heirathsgut gleich ftehen jolle. Aber im Anſchluß 
an den alten Gebraud und an das Römiſche Recht wird doch aud) 
bejtimmt, daß wenn der Frau ein’ Gegenvermädhtniß ohne Angabe 
der Größe beftellt ift, dafjelbe in einem beftimmten Verhältniß zu 
ihrem Eingebrachten ftehen fol). Daraus erklärt fih, daß man 
eine ſolche Widerlage oft ald augmentum dotis bezeichnete. 

Der römiſche Sab, daß‘ die Immobilien der contrados vom 
Manne nicht veräußert werden jollen, wurde partikularrechtlich dahin 
modificirt, daß mit Zuziehung einer Anzahl von Verwandten die 
Veräußerung geftattet, baß aber der Erlös wieder in Grunditüden 
anzulegen jei!)., Auch bat die Frau wegen ihrer contrados fein 


9) Haubold 8 78. — Bol. Überhaupt Edardt das Witthum oder Dota- 
litium und Vidualitium in ihrer hiſtor. Entwidlung, in d. Z. f. d. RX. 
©. 437—493. 

10) Nah dithmarſiſchem Landrecht bat die Frau, wenn fein Vertrag ein⸗ 
gangen ift, einen gejetlihen Anſpruch auf eine Widerlage im Betrage ihrer 
Illaten, Fald IV. ©.476 f., Paulfen $135 N.3, 4; aud die Urkk. bei 
Michelſen dithm. Rechtsquellen S. 299 ff. — Pgl. im Übrigen unten ©. 187f. 
in Betreff des adligen Witthbums. 

11) Gleiche Höhe mit der Dos nad ber Lüneb. Bol. O. bei Grefe IL 
©.55. — Nah dem Preuß. or. II. 1 8 459 ift je nach den Umftänden „bas 
Gegenvermädtniß auf die Hälfte des Eingebrachten feftzufegen” ober „dem Ehe⸗ 
vermäctniß [d. 5. dem „Theil des Vermögens, welden die Ehefrau dem Manne 
auf den Todesfall durch Vertrag ausfegt”“, II. 1 $ 452] gleich zu fegen, resp. 
vom Richter arbiträr zu beftimmen. — Nah Böhmiſchem Recht das andert- 
balbfache des Einbringens, Edardt S.475 N. 122. 

18) Wormfer Reform. V.1. 1 fol. 98. 
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gejepliched Pfandreht am Vermögen des Mannes), fondern nur 
einen Pfandrechtätitel'*), 

Während ſolche Wittmenverforgungen, welche mit dem Tode 
des Mannes Eigenthum der Frau werden, ihr auch bei Cingehung 
einer zweiten Che eigenthümlich verbleiben, fällt nad) den neueren 
Partilularrechten eine der Frau ausgeſetzte Rente oder ein ihr be= 
ſtellter Nießbrauch mit der zweiten Ehe fort). Dafjelbe gilt auch, 
wenn fie ſich ald Wittwe einem liederlichen Lebenswandel ergiebt'‘). 

2. In den Partikularrechten Norddeutichlands entwicelten fich 
bejondere Grundjäge für die Verforgung der Wittwe eines adligen 
Nittergutsbefigerd: die Wittme erhielt dad Recht auf eine Berjorgung 
aus den Gütern ihred Manned. Se nachdem bei Abmeljung ihrer 
Höhe auf die Größe ihres Eingebrachten Rüdficht genommen wird 
oder nicht, pflegt man terminologisch zu unterjcheiden zwiſchen Dota- 
licium und Vidualicium. 

Steht die Verforgung in feinem notwendigen Berhältnik zu 
ben Illaten (Vidualieium), jo ift bei ihrer arbiträren Ausmeſſung 
auf die Größe ded Vermögens zu jehen, a 3 weldem bie Wittwe 
zu verjorgen ift. 

Sehr verichieden find Die — über den Umfang des 
Dotalicium. Nach dem Bremiſchen Ritterrecht'”) hat die Frau, ab» 
gejeben von dem vermachten Leibgeding, Morgengabe, Mußtheil und 
der Frauengerade, den Anſpruch auf „ihren eingebrachten Brautſchatz 
mit Berbejjerung des dritten Pfennings”, d. h. 50 Procent ihres 
Brautſchatzes. Mehr ald den dritten Pfenning zur Verbeſſerung ihres 
Brautſchatzes (augmentum dotis) darf ihr der Mann aus den 
Stammgütern nur mit Genehmigung der nädhften Stammedvettern 


13) Nach älterm Necht bat fie eine Hypothek, 3.8. Mynsinger obss. V. 
4. — Xeltere Geſetze, welche ihr fein Pfandrecht und keinen Vorzug vor andern 
Gläubigern zufchreiben, bei Heimbach $ 102 N. 1,2, PBaulfen 8 135 N. 18. 

4) Die Frau kann gleiche Sicherheitsbeftellung, wie wegen ihres Eingebrach- 
ten fordern, Preuß. Lor. II. 1 $ 465; Pfandredtstitel: Bair. Hyp. ©. v. 1822 
$ 12 n0.6. 

15) Preuß. Lor. II. 1 $ 471, Oeſtr. GB. $ 1242, 44, Sächſ. GB. 8 17085, 
Fald IV, 884 N.42. — Edardt ©.489. 

16) z. B. Preuß. Lor. II. 1 8 472. 

n IV.83, V.$1, VII. (Pufendorf IV. p. 21f.); vgl. au Pufen- 
dorf obss. I. no. 22. 
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verfchreiben. Außerdem kann fie auch ohne Beltellung von Seiten 
des Manned ein Leibgeding, d. h. Wohnung mit Ländereien von 
den Erben fordern. Aehnliche Beftimmungen wurden für die Marf, 
Mecklenburg u. |. w. getroffen'®). 

Sn Sadhjen’) hatte ſich der Landesgebrauch entwidelt, daß der 
adlige Ehemann feiner Frau ald Dotalieium eine Xeibrente im Werth 
von 20 Procent ihrer Illaten ausſetzte. Diefer Betrag hängt damit 
zufammen, daß man für dad Leibgedinge an dem alten Zinsfuß von 
10 Procent feithielt und indem man den Sllaten eine Widerlage 
von gleicher Größe gegenüber ftellte, ftatt der Auszahlung von dos 
und contrados beide Werthe mit je 10 Procent, d. h. mit 20 Pros 
cent von dem Betrage der Illaten verzinfte. Auch wenn ihr Tem 
Leibgedinge auögejeht war, hatte fie die Wahl, ob fie ihre Illaten 
aus dem Nachlaß herausnehmen oder die Rente beziehen wollte”). 
Berpflichtet zur Reihung der Rente. waren die Lehndfolger, wie 
ihnen auch die Sllaten und das Gegenvermächtniß anfiel. Die 
Wittwe verlor ihr Recht auch nicht durch zweite Ehe; denn fie 
hatte es titulo oneroso, nämlich durch Verzicht auf ihre Illaten er» 

worben?), 

Died geſetzliche Recht der adligen Ehefrauen ift im Königreich) 


18) Aehnlich als augmentum dotis die Hälfte des Heirathsguts nach einem 
Geſetz v. 1718 für die Märkiſchen Nittergüter, nah Mecklenburgiſchem Recht 
u. ſ. w, Edardt S.477 ff. — Anders nah dem Jus terrestre nobilitatis 
Prussiae I. 8 10: ift fein Witthum ausgefegt, quartae tamen partis bono- 
rum mariti defuncti uxor superstes usumfructum percipiet, donec ad 
secundas nuptias transierit; vgl. auch Brünned ($ 233 N. 16) ©. 16 ff. 

19) Zacharia fächf. Lehner. $ 197—200, Binder jädhl. Provinzialreht IL 
&.93 ff, Haubold 8 397ff., Heimbach $ 328, Edardt ©. 479ff., Schlet⸗ 
ter kurſächſ. Konftitt. S. 271 ff. Aehnlich nah Neumärkiichem Recht v. 1724 
(Kraut 8 171 no. 28—30). — Dagegen nad der Hinterpommer’schen Confti- 
tution v. 1691 (Kraut $ 171 N. 27): Rente von 10 Procent des Werths ihrer 
Illaten. — Bgl. auch Gothaifches Lehnsmandat v. 1800 $ 128 vgl. mit $ 121 
bis 123. — Ueber Anbalt Eckardt S.485f. — Wird das Witthum auf ein 
Lehngut gelegt, fo bedarf e8 Dazu des lehnsherrlichen und des agnatiſchen Eon- 
jenfes, Roth Medt. Lehnr. ©. 256 R. 3. 

2, Wählt fie das leßtere, fo kann fie die Illaten nicht mehr beanſpruchen; 
denn e8 gilt der Sag: „Leibgut ſchwindet Hauptgut”. 

21) Hommel rh. 253, Haubold $ 403° NR. b (in $ 398 Zuf. Lift „nicht“ 
zu ftreihen), Heimbach $ 328 R. 16. 
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Sachſen durch Gefeb vom 31. San. 1829 aufgehoben und auch in 
den ſächſiſchen Fürftenthümern durch die neuere Gejepgebung befeitigt 
oder beichranft worden). 

II. Gerade. 

Auch die Wittmengerade des ſächſiſchen Rechts ($ 218. 5) ver- 
ſchwand ſchon in den früheren Jahrhunderten oder wurde direkt durch 
die Geſetzgebung aufgehoben”). Am laͤngſten erhielt fie ſich parti— 
kulär als adlige Gerade. Auch fie wurde im Königreich Sachſen 
durch Geſetz v. 24. Mat 1815 aufgehoben“) und gilt nur noch 
höchſt partikulär als ein der adligen Wittwe neben jonftigen Berech⸗ 
tigungen zuftehended Erbrecht). 

IV. Mußtbeil. 

Aehnlich fteht ed mit dem Mußtheil ($ 218 N. 32). Auch 
dieſes erhält fih in Ländern ſächſiſchen Rechts am längften für bie 
adlige Wittwe*). Indeſſen wurde e8 Gebraud) der Wittwe ftatt 


32) Hanbolb 8 4035, Heimbach $ 327. 

23) v. Marti ©. 320 ff., 323 f, Schröder IL.3 ©. 860 ff. — Geſetz 
gebungen, welche ſie im 17. und 18. Jahrhundert aufheben bei Roth D. 
S144 N. 10. 

#4) Haubold 8 404 Auf. 2. 

25) Oſtpreuß. Prov. R. Zuf. 96 8 13: eine adlige Wittwe, welche nicht die 
Collmiſche Hälfte wählt (oben $ 233 N.17;18), iſt „berechtigt, aus dem Nachlaſſe 
des Ehemannes ein fertiges Bette, einen anf 12 Perfonen gebedten Tiſch, wie 
derſelbe zu Lebzeiten bes Ehemannes bei Saftmahlen auf das koſtbarfte und 
prächtigfte gebedt worben, ferner die befte Kutſche und den beften Zug Kutſch⸗ 
pferde nebft Gefchirren zu fordern. Sind Stüde diefer Art im Nachlaſſe nicht 
vorhanden, fo kann die Wittwe wegen bes Fehlenden keine Vergütung in Gelbe 
fordern” ; v. Brünned S. 19 ff. — In Medienburg-Strelig (Neubauer 
©. 64) beſteht die „fräuliche Gerechtigkeit” der Wittwe eines Lehngutsbeſitzers in 
ver „Bälfte des auf dem Lehn vorhandenen Viehs, Korns, VBettgewandes und 
alfen andern Eigentbums, jedoch die Baarichaft ausgenommen.” — In Holftein 
beftebt die fg. „Haubenbandsgerechtigleit” in der Hälfte gewifler Kategorien von 
Mobilien, wie fie der Gerade entipreden, Bauljen 8 137, Edardt ©. 492. 
— Das Bremiſche Ritterrecht IX. S1,2 (Pufendorf IV p.28f.) enthält 
die Gerade in dem alten umfafjenden Betrage. — Gothaiſche Beftimmungen bei 
Brüdner 8 655 ff. 

36) Brem. Ritter. tit. 8 (Pufendorf IV. p. 27 f.). — Die Constitt. 
Sax. III. 33—36 entſcheiden eine Anzahl Tontroverfer Fragen; III. 34 fagt, es 
gebühre das Mußtheil der „Wittfrau, fo von Rittersabel tft”. gl. im übrigen 
Heimbad 8 330, Brüdner 8 678. 
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der Naturalien eine Summe Gelded audzujehen””) und in unferm 
Sahrhundert ift diefe Erbberechtigung wohl überall aufgehoben). 


II. Bas modificirte Botalfyftem. 


$ 235. Im allgemeinen. 


Sn einigen Theilen, bejonderd Norddeutichlands hat das römilche 
Recht in höherem Maße das ältere deutſche Recht beeinflußt, als 
da, wo gegenwärtig Verwaltungsgemeinſchaft gilt. Man giebt dem 
Manne nicht Verwaltung und Nutzung an dem Vermögen der 
Frau, nimmt feinen ususfructus maritalis an, jondern geht von der 
römiſchen Grundanjchauung aus, daß während der Ehe das Gut 
der Gatten gezweit jet und daß, was die Frau dem Manne als 
Dos zubringt, zu feinem Vermögen gehört. 

Es find diefe zum Theil römischen Auffafjungen durch die Praris 
eingeführt worden. Diejelben haben ſich zufolge der gemeinrechtlichen 
Bedeutung ded römiſchen Rechts da, wo ihnen fein feiter Wiber- 
ftand von dem nationalen Recht geleiftet wurde, an die Stelle des 
deutſchen Rechts gefebt. Auch gegenwärtig fommt, wo ed an par—⸗ 
titulären Geſetzen fehlt und das deutiche Hecht ſich gegenüber dem 
römiſchen Recht nicht zu behaupten vermocht bat, dad römijche 
Dotalreht ald gemeined Necht zur Anwendung‘). So gelangte es 
zur Herrſchaft in Kurbeljen?), in einzelnen Theilen von Weftphalen?), 
von Pommernt), Hannover’), im Herzogthum Lauenburg‘), in ein- 


2) Haubold 8405. 

28) 1829 im Königreich Sachſen und in Sondershauſen, 1833 in Weimar, 
1841 in Altenburg und Meiningen, 1844 in Gotha, Haubold $ 407, Heim- 
bach 8 283 NR. 10, $ 330 N.6, Helle 8 322. 

1) Windfheid 8491 N. 3 a. €, Roth D. 895 N. 21. — Nah Roth D. 
892 N. 5 gilt es für 2,740,000 Einwohner. 

) Roth K. 8 104 S. 377 ff, $105 S. 388, 8 119 N. 2, Neubauer 
©. 32 f. 

3) Neubauer ©. 13f., 15; vgl. auch d. Preuß. ©. f. Weſtphalen v. 16. 
Apr. 1860 8 1. — Entſch. d. ROH. Ger. II. S. 408 f. 

9 Im Bezirk des Greifswalder App. Gerichts, Neubauer ©. 9. 

5, Neubauer ©. 29—32. 

6) Neubauer ©. 36. 
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zelnen Theilen von Batern”), vom Großherzogthum Heffen?), in 
Mecdlenburg mit Ausnahme einer Anzahl von Städten?), im Herzogs 
thum Braunſchweig!o) u. |. w."). 

In einzelnen Gebieten aber hat die Geſetzgebung dad eheliche 
Güterrecht in der Weile geordnet, daß wefentliche Grundfäge des deutſchen 
Rechts preiögegeben und die römilchen Principien in partifulärer 
Weiſe geftaltet wurden). Died ift ganz beſonders im Deftreichiichen 
Geſetzbuch $ 1218 ff. und zum Theil auh im Code eivil ge 
Scheben 2). 

Aber auch in diefen Gebieten ded gemeinen römischen oder des 
dur Partikulargejebgebung firirten römiſchen Rechts hat fih doch 
mancher deutichrechtliche Satz feine Geltung zu bewahren vermodt, 
jo daß man dies Syſtem ald das ded modificirten Dotaliyftemsd 
zu bezeichnen hat. Das Maß, in welchem deutjche neben römi- 
chen Grundfägen zur Anwendung kommen, ift in hohem Grade 
verfchteden und bei einigen partilulären Geftaltungen Tann man 
zweifeln, ob man fie zum modificirten Dotaliyften oder zu ber 
durch römiſches Recht modificirten Berwaltungsgemeinfchaft zählen fol. 

Die Hauptgegenfäbe zwiſchen Dotalreht und Berwaltungs- 
gemeinichaft find folgende: | 

Nach deutihem Recht kommt alle Vermögen der Frau, joweit 
fie e8 ſich nicht beſonders vorbehalten hat, in die Hand ded Mannes, 


7) Neubauer ©. 86—%, Roth B. 1.873 N. 2ff. 

8) Neubauer ©. 56, 61. 

9), Neubauer ©.62, 631. 

10) Neubauer ©. 67, Steinader 8 15 ©. 48. 

1) Im Oldenb. Fürftenth. Kübel Neubauer S.65, in einigen zu Lübeck 
gehörigen Dörfern Neubauer ©. 81, in einem Heinen Bezirk von Sachjen- 
Meiningen, Neubauer ©. 69 f. 

Daß im Salzburgifhen das römische Recht nicht zur vollen Herrichaft ge- 
langt fei, Siegel das Güterrecht der Ehegatten im Stiftslande Salzburg 1882 
(Berr. d. Oeſtr. Alad. Band 99 ©. 84 ff.). 

12) Die Nürnd. Reformation, weldhe als Regel die Gütergemeinfchaft be- 
trachtet (XX VIII. 1), ftellt für die fg. „verdingten Heyraten” „mit gebing und 
befimmung der Heyratgüter und vworbehaltung jrer nebenglter, bie man ains- 
handgüter zu nennen pflegt”, Sätze des Dotalrehts auf (XXVIIL. 2 ff.). 

18) Derfelbe unterjchetbet den Fall völliger Gütertrennung, qu’ils seraient 
Separ6s de biens, art. 1536 ff. und das ré gime dotal, art. 1540 ff. 
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nad römiſchem Recht geht in diejelbe nur über, was ihm als Dos 
ausdrücklich oder ftillichweigend übertragen tft. 

Nach deutichem Necht behält die Frau die Nukung und Dis- 
pofition nur über ihr vorbehaltened Vermögen; nad) römijchem Recht 
behält fie diefelbe an ihren Parapherna, an allem, was nicht ala 
Dos dem Mann inferirt ift. 

Nach deutſchem Recht hat der Mann am Vermögen der Frau 
nicht Eigenthum, jondern nur Verwaltung und Nutzung; die römiſche 
Dos wird fein Eigenthum, ift von ihm aber bei Auflöjung der Ehe 
zu reſtituiren. 

Nach deutſchem Recht fällt der Erwerb, welchen die Frau durch 
ihre Thätigfeit macht, im allgemeinen in das Vermögen ded Mannes; 
nad römischen Recht vermehrt er ihr Paraphernalgut. 

Nach deutihem Recht Tann der Mann die Grumbditüde der 
Frau mit ihrer Genehmigung veräußern; nad römiſchem Recht ſoll 
der fundus dotalis nicht einmal mit ihrer Genehmigung veräußert 
werden. 

Nach deutjchern Recht hat der überlebende Gatte regelmäßig ein 
Erbrecht am Vermögen ded veritorbenen; nach römiſchem Recht be 
fteht ein Erbrecht nur in Grmangelung von Verwandten des ver- 
ftorbenen Gatten, resp. für die arme Wittwe. 

Indem wegen der römiſchen Grundjäge auf die Pandekten ver- 
wiejen wird’), kommt dad Dotalrecht hier nur unter Hervorhebung 
derjenigen Beziehungen zur Darftellung, in welchen das deutiche Recht 
von Einfluß geblieben ift. 


8 236. Die einzelnen Grundfätze. 


1. Die Dos (Heirathsgut, Eheſteuer, Ausftener‘)) iſt dasjenige 
Gut, welches die Frau oder ein Dritter für fie dem Manne ad 
onera matrimonii sustinenda zugewendet hat?),. Falls der Mann 
fih vor Eingehung der Ehe fein Heirathögut bedungen hat, Tann 


14) Bol. aber auch Roth 8. 8 106, B. 1. 8 73, D. II. S 95-99. 

1) Beftritten ift e8, ob die der Fran mitgegebene Ausftener Dotalqualität 
babe; Literatur bei Roth D. 896 N.26 (das Citat: Seuffert XXX. 249 
ift zu verbeflern in XXV. 249). M. €, ift die Frage in dubio zu bejahen. 

2) Deftr. GB. $ 1218, C. civ. art. 1540, 41. " 
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er ein folche8 nicht nachträglich fordern?); doch ift dann die Frau 
partitularrechtlich verpflichtet, einen Theil der onera matrimonii 
zu tragen‘). Die Dos kann ausdrüdlich, aber auch durch fchlüffige 
Handlungen bejtellt werden. Nah roͤmiſchem Recht liegt feine 
ſtillſchweigende Beſtellung einer Dos darin, dab die Frau ihr 
Vermögen ohne Borbehalt in die Hand ded Mannes giebt. ALS 
gemeinrechtliher Grundſatz gilt Died auch gegenwärtig’). Indeſſen 
hat die nad deutjhem Recht dem Manne im allgemeinen zuftehende 
Verwaltungsbefugniß an vielen Orten auf die Bildung eined Ges 
wohnheitörecht8 hingewirkt, wonach Die vorbehaltlofe Ueberlaſſung 
von Frauengut der jtiljchweigenden Beltelung einer Dos gleich 
fteht®). 

2. Die römildhe Dos geht in das Eigenthum ded Mannes unter 
der Berbindlichfeit über, die Dotalfachen resp. ihren Werth Tünftig 
zu reſtituiren. MWährend dies auch für dad Heutige gemeine Recht 
gilt und demgemäß dad Eigenthum an den Dotalgrundftüden im 
Grundbuh auf den Mann zu überjchreiben tft”), geben ihm die Par- 
tifularrechte an den Dotalſachen oft nur dieſelben Befugniſſe, welche 
er bei der Verwaltungsgemeinſchaft hat: d. b. er wird Eigenthümer 
des eingebrachten Geldes, der Zungibilien, der abgetretenen Forderungen 


3) Deftr. GB. $ 1225. 

4) C. civ. 1537, 1575 bis zum Drittel der Einkünfte von ihren Gütern. 

5) Literatur über die EControverfe, ob nicht das deutſche Rechtsbemußtjein den 
Sat des römischen Rechts befeitigt hat (Winpiheid $ 494 N. 13) und Nad- 
weilungen Über den Standpunkt ber Partikularrechte befonbers bei Roth D. 
896 N.21, B. 873 N. 36—39; vgl. auh Roth 8. 8 106 N.7 fi., 17, 
Örefe II. ©. 54. 

6) 3.B. Bamberg. Lor. J. 1. 1914 (S.13): „Ueberhaupt iſt auch das⸗ 
jenige unter das Heyrathsgut zu rechnen, was zwar nicht ausdrücklich darzu 
beftellet worden, jeboh das Weib dem Mann Gebraudshalber in die Händ 
fieferet, oder ihn fonften mit ihren Wiffen und Willen benugen laſſet“. — 
Seuffert XXVII. 141 (Roftod): die worbehaltlofe Illation von Frauengut weift 
auf die beabfichtigte Veftellung einer Dos hin; dies ift mit Sicherheit bei vor⸗ 
behaltloſer Slation einer Geldfumme anzunehmen; vgl. auch XXXI.55. — 
Seuffert II. 304 (Darmft.). — XXIX. 145 (Wolfenb.): es ift anzunehmen, 
daß eine Frau, welde dem Mann die Verwaltung ihres Vermögens überließ, 
ihm zugleich die Verwenbung der Früchte ad onera matrimonii geftatten und 
durch dieſelben nicht ihr Vermögen vermehren wollte. 

) Regelsberger Bayer. Hp. R. SITN. IF. 

Stobbe, Privatredt. IV. 1.1.2. Aufl. 13 
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und der von ihm zu einer beitimmten Taxe venditionis causa 
übernommenen Sachen, hat aber an allem übrigen, in&bejondere an 
den Grundftüden und den umvertretbaren Sachen nur Nießbrauch 
und Berwaltung®). Dieler Gegenfab betrifft aber weniger die praf= 
tiiche Behandlung der Rechtöverhältniffe, als die juriftiihe Conftruf- 
tion: denn dad Eigenthum der Frau erjcheint bei der Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaſt in feinen Wirkungen ald juspendirt und das Eigenthum 
des Mannes äußert fi) beim Dotalrecht wefentlih in Verwaltung 
und Nupung?). 

3. Nach römiſchem Recht fol der fundus dotalis jelbft nicht 
mit Genehmigung der Frau veräußert werden; nach kanoniſchem 
Recht!) aber fol eine Frau die mit ihrer Zuftimmung erfolgte 
Veräußerung nicht anfechten, falls fie eidlich ihre Einwilligung be- 
träftigt hat. Neuere Partilularrechte behandeln auch ohne eidliche 
Beftärfung"!) die Verpfändung oder Veräußerung von Dotalgrund- 
ſtücken als rechtsbeſtaͤndig, wenn richterliche Genehmigung?) oder in 
Fällen der Befürdtung, dab der Mann die Veräußerung zu feinem 
eignen Vortheil vornehme, die Zuftimmung eines bejondern Ku- 
rator8 der Frau erfolgt tft"); nad einzelnen Rechten genügt ohne 
weitered der Conſens der beiden Gatten‘). 

4. Gemeinredhtli bat die Frau am Bermögen de Manned 
eine gejegliche Hypothek wegen ihre Dotalguts'); mit der Durd- 


5) Heimbach Abhh. J. S.183. — Def. 63. 8 1228, 29. — C. civ. 
1549, 1551, 1552 (das Eigentbum von Grundftüden erlangt der Mann nur 
bei ausdrücklicher Willenserflärung ber Gatten, nicht ſchon in Folge der Taration 
bei der Illation). — Baier. Part. Rechte bei Roth B. 8 73 N. TI, Neu- 
bauer ©. 93 f. 

9 Es laſſen fih mit biefem Gegenfat bie verſchiedenen Eonftruftionen des 
Berfangenihaftsrechts vergleichen, vgl. $ 225 N. 14 ff. 

10) 6.28 X. II. 24, c. 2 in VI II. 11. 

1) Emminghaus S. 280 no. 20. 

19) Hannov. ©. v. 30. Juli 1840 (auf Antrag beider Gatten), Roth 8. 
8106 N. 24, Emminghbaus ©. 279 no. 16. 

12) In Betreff des ältern ſächſiſchen Rechts Hommel rh. no. 909, Heim- 
bad I. ©. 183 ff. ( 

1) Roth D. 8 98 N. 13, B. 8 73 N. 72. — Nach C. civ. 1554 ff. nur in 
gewiſſen Ausnahmefällen. 

15) Ueber das Verhältniß der Dotalhypothek zur Kaufgelderhypothek Erf. d. 
RchsGer. III. no. 50. 
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führung des Publicitätprinzips iſt diefelbe partifulär ziemlich al- 
gemein in einen Pfandrechtötitel umgewandelt worden"). Dagegen 
bat fie gemeinrechtlich Teinen weitern Anſpruch auf Sicherftellung 
de8 Dotalvermögend, außer wenn .fie fich diefelbe bet Eingehung 
der Che resp. bei Uebergabe des Heirathsguts hat verfprechen laſſen 7). 
Doh kann fie nad) gemeinem Recht und nad) Partikularrechten ihre 
Dos zurüdfordern, wenn der Mann in Vermögendverfall geräth'*); 
einige Partikularrechte geben ihr in diefem Falle dad Recht auf 
Sicherftellung'). Im Konkurs ihres Manned genießt fie, foweit fie 
nicht für ihre Forderungen durch eine Hypothek fichergeftellt ift, kein 
Vorzugsrecht vor den andern Gläubigern des Mannes”). Während 
fie im allgemeinen berechtigt ift ihre Dotalfachen aus dem Konkurs 
herauszuziehen, jollen diefelben nad einzelnen Rechten unter Um- 
ftänden auch den Gläubigern verhaftet fein”). 

5. An ihren Parapherna behält die Frau Eigenthum, Nutzungs⸗ 
und Berwaltungsreht und hat der Mann nur diejenigen Rechte, 
weldhe fie ihm einräumt. Hat fie ihm daran die Verwaltung 
übertragen, jo hat fie dafjelbe Pfandredht, resp. denſelben Pfand- 
rechtötitel wie wegen ihrer Dos*) und Tann ihm die Verwaltung 
jederzeit wieder entziehen®). 

Einzelne*) Partilularrechte gehen weiter und präjumiren für dad 
Berwaltungdrecht des Mannes, fo daß hier das Dotalrecht ſich ftarf 
an dad Syitem der Berwaltungdgemeinichaft annähert. So gilt nad) 
dem Deftreichiichen Geſetzbuch ($ 1238 ff.)*) die Vermuthung, dab 


16) Dben 8 232 N. 37 ff., Roth D. 898 N. 32, 33. 

1) C,civ. 1550, Erf. d. Reber. VIL S. 110 ff. — Nah Der. SB. 
81245 Tann fie dieſelbe auch bei Gefahr für ihr Vermögen forbern. 

18) C. civ. 1563, Roth 8. $ 106 R.27ff., D. 8 98 N. 29. 

19) Deftr. GB. 8 1260, Roth D. 898 N. 31. — PBgl. im Übrigen 8 232 
N. 41. 

20) Oben 8 232 N. 56—58. 

21) Steinacker S. 50 N. 8, Rotb 2. 873 N. 88, 89. 

23) Winpdfhein-$ 507N.4, Steinader S. 48 N. 4, Neubauer ©. 87 
N.3, Roth K. 8 106 N. 46. 

23) Roth D. 898 N. 19. 

24) Es iſt irrig dies für das deutſche Dotalrecht Überhaupt zu behaupten; 
vgl. Dagegen Roth 8. 8 106 N. 2, 3, D. $ IE N. 17, B. 8 73 N. 61, 76 ff. 

25) Bei Gengler (3. Aufl.) 8 151 vor N. 10 ſteht irrig „Dotalguts⸗ 
Verwaltung“ für „Paraphernalguts⸗Verwaltung“. 

13* 
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die Frau, fo lange fie nicht widerfprochen hat, dem Manne ald ihrem 
geſetzmäßigen Vertreter die Verwaltung ihred Vermögens anvertraut 
bat und ed braucht in diefem Fall der Mann die Nutzungen nicht 
zu verrechnen. Sn dringenden Fällen oder bei Gefahr eined Nach— 
theild fann dem Mann die Verwaltung des Vermögend abgenommen 
werden. Andererſeits ift auch der Mann befugt der unordentlichen 
Wirthſchaft feiner Frau Einhalt zu thun und fie ſogar als Ber: 
ſchwenderin erflären zu laffen. — Ebenſo braucht er nad) dem Code 
eivil art. 1578, 79 feine Rechnung wegen der Zrüchte zu legen, 
wenn er ohne Auftrag, aber auch ohne Widerjprud der Frau ihr 
Vermögen verwaltet hat. Auch ſoll die Frau ihre Güter nicht ohne 
Genehmigung des Manned, resp. wenn er diejelbe verweigert, nicht 
ohne Autoriation des Gericht3 veräußern (art. 1449, 1538, 1576) *). 
— Auch nah dem Bairiſchen Landrecht (I. 6 27) darf fie nicht 
einjeitig über ihre Parapherna verfügen und kann der Mann die 
von ihm nicht genehmigten Verfügungen binnen 5 Sahren wider: 
rufen”). | 

6. Bei Auflöfung der Ehe find, falls nichts anderes bedungen - 
ift, indbefondere nicht beftimmt ift, daß das Heirathsgut an den 
Beiteller zurücdfallen jol®), die Illaten an die Fran oder ihre Erben 
herauszugeben. Während nad gemeinem Recht?) die dos profec- 
ticia d. b. die vom Vater oder Großvater der (noch in väterlidher 
Gewalt ftehenden) Frau gegebene Dos an den Beiteller zurüdfallen 
joU®), läßt die Praxis mancher Gerichte, und zum Theil auch die 
Gefeßgebung, unter bejonderer Bezugnahme darauf, dat die Tochter 
durch ihre Verheirathbung aus der ‚väterlichen Gewalt ausſcheidet, 
auch für diefe Dos bafjelbe wie für das übrige Vermögen der 


26) Roth D.$ 100 III. 

7) Roth B. 873 N. 78f. 

238) Oeſtr. GB. $ 1229, Sächſ. GB. $ 1689. 

29) Ueber die Eontroverjen defjelben Windſcheid 8 49. 

20) Am gemeinen Recht hält feft Die Praris von Hannover (Pufendorf 
I. observ. 69, befonders 8 12, auch in neuefter Zeit, Grefe IL. $S20 E. — 
Bol. auch die folgende. Note), Darmflabt (Senffert XVIII. no. 258; aber nidt 
mit Bezug auf. die Ausfteuer), Iena (Emminghbaus ©. 332 no. 4, 842 
no. 45, Senffert VI. no. 214), Roſtock (Seuffert XXVIII. no. 33). 
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Frau eintreten und das Heirathögut der Tochter oder ihren Erben 
zufallen®®). 

Auch find die gemeinrechtlichen Vorſchriften über die Zeit, in 
welcher die Dos zu reftituwiren ift, in unſern Partikularrechten auf- 
gegeben®). 

7. Im Gegenjah gegen dad römijche Recht jchreiben die deut- 
Ihen Partikularrechte dem überlebenden Gatten ein regelmäßiges 
Erbrecht an dem Vermögen des Verftorbenen zu, welches in ähnlicher 
Meile wie bei der Berwaltungsgemeinihaft normirt iſt. Nach 
Deftreichiichen Geſetzbuch ($ 757 — 759) erbt der Weberlebende in 
Konkurrenz mit ein oder zwei Kindern ein Viertel, mit mehr Kin- 
dern einen Kindestheil „zu Iebenslangem Genuß; dad Eigenthum 
davon bleibt den Kindern” *); in Kokurrenz mit andern Erben fol er 
ein Viertel zu Eigenthum, beim Mangel gefehlicher Erben die ganze 
Erbſchaft erhalten. Doc beſteht bier kein Pflichttheildrecht und es 
hat der Weberlebende, wenn der Verftorbene ein Teſtament errichtet 
und ihn übergangen hat, nur einen Alimentationdanfpruh bis zur 
zweiten Ehe ($ 796). — Das Bairifche Landrecht (I. 6 $ 35 ff.) 
verwirft die gemeinrechtlichen Beftimmungen über das Erbrecht der 
Shegatten und orbnet daſſelbe für den Fall der beerbten und ber 
unbeerbten Che in detaillirter Weiſe. — Nah Braunjchweiger 
Recht?) erbt der Meberlebende mit Dejcendenten einen Kindestheil, 
mit Ascendenten die Hälfte vom Vermögen ded BVerftorbenen, in 
Srmangelung von Berwandten nimmt er den ganzen Nachlaß 
u. f. w. 


a), Heimbach Abhh. I. S. 180 f., Appelius im Arch. f. Rechtswifſ. 
3. Folge J. S. 76 ff. — Emminghaus ©. 318 no. 13, ©. 332 no. 1—3. — 
Roth 8. 8 106 N. 38. — Aeltere Hannöverfche Praris bei Pufendorf IV. 
no. 137. — Münden, Seuffert VI. 214, vgl. auch Stuttgart, Seuffert 
XXXVI. no.48. — Nachweiſungen bei Roth B. 8 73 N.92ff., D. 899 
N. 4 ff. 

32, Roth D. 899 N. 8—12. 

22) Daß demgemaß dev Ehegatte in Konkurrenz mit Kindern nur die Stel⸗ 
fung eines Legatar8 bat, Unger Erbrecht 8 35, befonders R. 11. 

a), Steinader ©. 644 ff. 
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IV. Bas Syflem der allgemeinen Gütergemeinfchaft. 


$ 237. Im allgemeinen. 


1. Nur in wenigen Rechtögebieten hatte fich bereits im Mittel- 
alter mit Entichiedenheit die Auffaffung entwidelt, daß während der 
Ehe das Bermögen der Gatten und jeder weitere Erwerb ihnen 
beiden zuſammen ohne jede Sonderung gehöre ($ 224)'). Im der 
Neceptiondzeit erlangte fie weitere Verbreitung. Die in vielen Ge- 
bieten geltenden Rechtsſätze, daß alle Grumdftüde nur mit dem Willen 
beider Gatten veräußert werden dürfen, daß über Mobilien ohne 
Unterjchied ihres Urſprungs der Mann verfügt, daß für rechtögültig 
begründete Schulden das beiderjeitige Vermögen verhaftet ift, daß 
bei Auflöfung der Ehe Feine Sonderung des Vermögens in feine 
urfprünglichen Beftandtheile ftattfindet, jondern da8 gefammte Ber- 
mögen nach Duoten vertheilt wird oder unvertheilt beiſammen bleibt, 
— ſolche Rechtsjäte veranlaßten die Annahme, daß ſchon während der 
Ehe das beiderjeitige Vermögen zu einer einheitlichen Mafje verſchmolzen 
und die beiden Chegatten gleichmäßig Subjekt dieſes Vermögens 
fein. So entwidelte ſich die allgemeine Gütergemeinjchaft zu einem 
bejondern Snftitut?), Um das Bermögendverhältnig zu bezeichnen, 
in welchem jich die Gatten befinden, kamen Sprüchwörter auf, wie 
„Leib an Leib, Gut an Gut“, oder „Hut bei Schleier, Schleier bei 
Hut“>). 

2. Wo die Gütergemeinjchaft gilt, beherrſcht diefelbe die Nechtö- 
verhältniffe, in welchen die Ehegatten während der Ehe leben. 
Darüber, ob fie vorhanden ift oder nicht, enticheiden die Normen, 
weldhe dad Verhältnig während der Che regeln, nicht diejenigen, 
weldhe bei Auflöfung der Ehe eintreten. Daher find Diejenigen 
Gejebgebungen, welche eine ſg. Gütergemeinchaft von Todes wegen 


1) Aus der hiſtoriſchen Darftellung in $ 224 ergiebt fi die Unrichtigfeit 
ber Annahme, daß die Gütergemeinſchaft lediglich aus einem Mißverſtändniß 
bes alten Rechts und aus ber UMANGEIRENEREN Anwendung des römiſchen Rechts 
hervorgegangen jet. 

2) Die Nürnberger Reform. XXVIII. 1. 1 nennt die Ehe mit GG. ver- 
samnete ober unverdingte heyrat. 

2) Graf und Dietherr S. 153, 158, Thomas II. S. 29 u. ſ. w. 
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beftimmen, nicht zu dem Syftem der allgemeinen Gütergemeinfchaft 
zu zählen. Und andererfeitö find ſolche trreguläre Geftaltungen, bei 
weldhen da8 während der Ehe als gemeinichaftliche Maſſe erjchei- 
nende Vermögen bei Auflöjung der Ehe nad) feinen urjprünglichen 
Beitandtheilen auseinandergelegt wird, dem Syſtem der Güter- 
gemeinjchaft zuzumweilen. Hier gilt für die Che Gütergemeinichaft, 
aber bei Auflöfung der Ehe Güterſonderung“. Auch im übrigen 
enthalten manche Partikularrechte einzelne Srregularitäten, indem ſie 
im allgemeinen das beiderfeitige Vermögen als eine einheitliche Mafle 
behandeln, dann aber doch auch gelegentlich zwijchen dem Vermögen 
des Manned und dem der Frau unterjcheiden, jo daß bier ed zwei- 
felhaft fein fann, ob fie zur Verwaltungs⸗ oder zur Gütergemeinſchaft 
gehören). 


4) Roth D. 5102 N. 2 Hat mit feiner Behauptung Recht, es fei „kein 
wejentlihes Unterjcheidungsmerkmal dieſes Nechtsverhältnifjes, daß die Abtheilung 
bei Auflöfung der Gemeinſchaft immer nach Quoten des gemeinfamen Vermögens 
zu geichehen babe.“ 


Zu bdiefen abnormen Legislattionen gehört das Landr. der Grafihaft von . 


Hohenlohe v. 1738; nah J.4 $1 find alle Güter der Ehegatten „beyder ein 
Guth, wann nemlich dieſelbe Kinder mit einander erzeugt ober über Jahr und 
Tag beyfammen in der Ehe ohne Kinder leben.” Aber nah V.2 81 ſoll der 
Ueberlebende im Falle der unbeerbten Ehe feine Illaten und die Hälfte von 
dem übrigen Bermögen erhalten. — Vgl. im übrigen au für bie Altſtadt 
Schwerin Neubauer S. 62f., über derartige Eatrijche Statuten Roth B. 8 79 
N. 5ff., 581N. 51ff. D. 8 110 N. 40ff., 8 112 N. 60, Neubauer ©. 151ff., 
159 f. — Freilich dürfte es bei manchen dieſer Statutarrechte zweifelhaft fein, 
ob fie überhaupt Gütergemeinſchaft haben. Um dieſe Frage zu enticheiben, 
würde eine Unterfuchung des gefammten Details ihrer Beftimmungen erforderlich 
fein, was über die Grenzen einer derartigen allgemeinen Darftellung, wie fie bier 
beabfichtigt wird, hinausgeht. 

5) Eine folhe Mifchgeftalt bietet das Hamburger Hecht dar: baffelbe enthäft 
in’ überwiegendem Maße Grundſätze der GG. Aber es beflimmt, daß wenn ber 
Mann zur Zeit der Eheſchließung überjhulbet war, die Frau mit ihrem Ber- 
mögen nicht für voreheliche Schulden haftet (II.5. 11, vgl. auf II. 5. 10, 
II. 11.13), daß auch unter gewiffen Borausjegungen die verheirathete Frau über 
ihr Gut verfügen fann (III. 1.14, IH. 6.9). Alfo find vie beiden Gütermaffen 
in Rüdfiht auf das Eigentfum nicht zu einer Maffe verſchmolzen, jondern 
werben nur durchgehends von gleichen Grunbfägen in Rüdfiht auf Verwaltung, 
Berbaftung u. ſ. w. beherrſcht. Sobald aber nur in einer Beziehung eine 
Sonderung in NRüdfiht auf das Eigenthum flattfindet, kann man von feiner 
Bütergemeinfchaft ſprechen. Demgemäß gilt Berwaltungsgemeinichaft, für welche 
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3. Die Gütergemeinichaft gilt gegenwärtig in den verjchieden- 
ften Gegenden von Deutichland, vorwiegend aber im Norden‘). Das 
Preußiſche Landredht (TI. 1 $ 345), welches fie da weiter gelten 
läßt, „wo fie durch Provinzialgefege oder Statuten eingeführt ift“"), 
bat (II. 1 $ 346 ff.) allgemeine Beltimmungen über die Güter- 
gemeinfchaft aufgeftelt. Was den Preußiſchen Staat angeht, 
jo gilt fie in Dftpreußen mit Ausnahme ded Adeld®), in Weſt— 
preußen?), in der Provinz Pofen, in Pommern auf dem flachen 
Lande und in einigen Städten, in einigen Ortichaften der Mark, 
in Weftphalen und den rheinischen Kreifen Eſſen, Duisburg 
und Need, wo die früheren jtatutariichen Beitimmungen dur dad 
Geſetz v. 16. Apr. 1860 erſetzt find, in Hohenzollern-Sigmaringen, 
in Hohenzollern-Hechingen mit Annäherungen an die Errungenjchafts- 


aber in vielen wefentlichen Beziehungen die fonft bei ber GG. vorlommenden 
Srundfäge zur Anwenbung kommen. Indeſſen da es fih für uns nicht um 
ein einzelnes Partilularrecht, foudern um eine Gefammtdarftellung handelt, und 
in den wefentlihften Beziehungen für das Hamburger Recht die Regeln ver 
allgemeinen GG. eintreten, fo haben wir auch die berfelben entfpreddenden Be⸗ 
fimmungen zu der GG. geftellt. 

In der ältern Literatur (ogl. Nachweife bei Cropp Abhh. II. S. 481 N. 100, 
©. 506 N. 136, S. 510 N. 38) nahm man regelmäßig GG. an, weil auch das 
Frauengut fir die Schulden des Mannes haftet, der Mann die Immobilien der 
Frau ohne ihre Genehmigung veräußern darf und bei Auflöfung der Ehe durch 
ben Tod eines Gatten die Gefammtmaffe nach ibeellen Quoten vererbt wird. 
Dagegen bat fih Eropp Abbh. II. S. 427 —578 mit Entſchiedenheit er- 
Härt, dem fih v. Gerber 8 231 N.1, Roth K. ©. 385 N. 65 und Andere, 
auch das Lüb. O. A.⸗Gericht (Plitt S. 22 N. 26) anfchließen: es finde nur 
eine gleihmäßige Berwaltung beiber Gütermaſſen durch ben Mann ftatt; Die 
Beränßerungsbefugniß des Mannes und bie Verhaftung des Franenvermögens 
ſei Tebiglih aus einer ftarf gefteigerten ehelichen Bormunbfchaft des Mannes zu 
erflären und bie Behandlung bes Vermögens nad dem Tode eines Gatten laffe 
feinen Schluß auf das Verhältniß während ber Ehe zu. — Baumeifter $ 89, 
befonders N. 11 (vgl. auch $ 77 N. 2) verwirft beide Anfichten und nimmt 
allerdings auch ein Geſammtgut an, aber ein Gefammtgut, weles dem Manne 
gehört. Bgl. dagegen v. Gerber Abhh. S. 315 N. ** und unten $ 23IR.4 ff. 
— Neuerdings für Gütergemeinſchaft Roth D. 8 103 N. 60, Neubauer 
©. 83. 

6) Nachweiſe bet Phillips GG. S. 34—86, Roth D. $ 103 und Andere. 

T) Genaueres bei Koch zu II. 1 $ 345. 

8, Oftpreuß. Prov. R. v. 1801 und 1802 Zuf. 92,96 $ 18. 

9) Weftpreuß. Provinz. R.v. 1844 8 17. 


m 
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gemeinschaft), im Theilen vo 
n Schleswig - olſteinu 

| ee r "taffau-Heffen®) — fe 5 Be 
— ayernd‘), in Theilen des Großherzogthums 
in Bezirken ai medlenburgifden Stäbten®) 
iſch⸗zthüringi 
ee Bremen») Re in 
——— een Recht (Gefegh, 5.1233 — 1236 
ehelihe Güt f > auläffige, b trag zu begrünbenbe 
denn fie „ ee Tem eigentlihe Gütergemeinfchaft; 
„Sie giebt dem Ehegatte A nur auf den Todesfall verftanden“. 
von ben der Gemeint dad Recht auf die Hälfte deifen, mas 
Ableben ded anderer RNaft wechieljeitig unterzogenen Gütern nad) 
Eintragung erhäls J Ehegatten noch vorhanden fein wird." Durch 
die Hälfte der ff ein Gatte an den Grundftüden des andern „auf 
deſſen der guyf Subitanz des Guted ein dingliches Recht“, vwermöge 
darf. Auch Kigenthümer feine Anordnung über diefe Hälfte treffen 
Vertragsſck 9 bezieht ſich Die Gemeinſchaft nur auf dad zur Zeit des 
dad zufüg Hluſſes gegenwärtige Vermögen, außer wenn ausbrüdlic 
‚gaftige mit begriffen ift; unter diefem verjteht man nur „das 



















10, | 
Bi Neubauer ©. 14. 
Rarſchyeh Falck IV. S. 455 ff, Baulfen $ 147—151, v. Fifher-Benzon 
I dreht 1874 S. 93 ff, Neubauer ©. 18 ff. 
en) Grefe II. 824, Neubauer S. 26 ff. — Ueber Osnabrück vgl. bie 
5.65 citirte Schrift von Peterjjen. 
R3) Neubauer ©. 33, insbejondere im Fuldaiſchen. 

bie 929 Roth B. 876 N. 2ff., Neubauer S. 131ff. (amtlicher Bericht an 

Commiſſion für Ausarbeitung des bürgerl. Geſetzbuchs). 
J 15) Neubauer ©. 52, 61. 
J 16) Neubauer ©. 62f., 63f. 
&.F5 11) Heimbad 893. — Ueber Meiningen und Coburg-Gotha Neubauer 
mid Jos, 72. — Ueber Schwarzburg-Rubolftadt vgl. Roth D. 8 103 N. 55 ff. 


Neubauer ©. 74. 














Bi 19) Neubauer ©. 78ff. — Befonbers wichtig ift bie in den folgenden 
I: Jragraphen oft in Bezug genommene Fürſtlich-⸗Detmoldiſche BO. v. 27. März 
abs W6 (32 Paragraphen), welche auch bei Runde ehel. Güterr. S. 511—541 


ebrudt if. 
19) Neubauer S. 81 ff.; vgl. auch unten $ 238 N. 41. 


=”) Bol. aber Über Hamburg oben N. b. 


\ 


—“ 


202 8237. Das Syftem ber allgemeinen Sütergemeinjchaft 


erworbene, nicht das ererbte, außer es wäre beides ausdrücklich be 
dungen worden." 

4. Die Gütergemeinshaft kann für eine beftimmte Che auf. 
Grund des Geſetzes oder zufolge Vertrages eintreten. Das gejehliche 
Güterrecht wird durch dad Recht am Domizil der Ehegatten beſtimmt. 
Gilt nach demjelben für eine beſtimmte Ehe Gütergemeinjchaft, fo 
erfaßt diefelbe auch das in andern Gebieten, wo die Gütergemeinſchaft 
nicht das gefegliche Güterrecht ift, liegende Vermögen (1.340. 11° ff.). 

5. Wo die Gütergemeinjchaft_ nach geſetzlicher Vorſchrift eintritt, 
gilt fie regelmäßig für alle Perfonem, welche in dem betreffenden 
Nechtögebiet ihr Domizil haben. Da äher gewiſſe Arten von Im: 
mobilien, wie fie beſonders der Adel befist (SN2O5F.), nicht Gegenftand 
der Gütergemeinschaft fein können, ſoll nad) manden Partikularrechten 
der Abel, inöbejondere der vormals reichdunmittelhare Adel nicht der 
Gütergemeinſchaft als geſetzlichem Güterrecht unterliagen”‘). Ander⸗ 
waͤrts find auch Perſonen des ſg. höheren Bürgerſtandes, Beamte, 
Aerzte, Geiitlihe u. |. w. von der Gütergemeinjchaft ausgenommen?) 
Nah Preuß. Landrecht (II. 1 $ 346) erſtreckt fie ſichd, nicht auf 
Eheleute, die vermöge ihres Standed von der Gerichtäßhrfeit der 
ordentlichen Obrigkeit des Orts auögenommen find“; bieje Befknmung 


21) In Oftpreußen gilt nidt GG., „wenn der Mann zur Zeitder ge⸗ 
ſchloſſenen Ehe bie Rechte des Adels gehabt hat,“ Oſtpr. Prov. R. v. 181 und 
1802 Zuf. 92 und 96. — Nach dem Geſetz für Weſtphalen v. 1860 8 > bie 
GG. ausgefchloffen „bei Eben, in welchen der Ehemann einer ber vorm uns 
mittelbaren deutſchen reichsſtändiſchen Familien angehört; rüdfichtlich ihr beer⸗ 
bleibt es bei dem beſtehenden Rechte.“ — Geſetz für Lippe-Detmold v. 17802: 
„alle in dieſer Grafſchaft domicilirte Eheleute adeligen Standes, wenn auchur 
der Ehemann von Adel iſt“, ſind von der GG. ausgeſchloſſen, können —* 
vertragsmäßig einführen. — Die Beſtimmung bes Badiſchen Landrechts 13 
daß beim Adel bie „Nicht⸗Gemeinſchaft“ die Regel bilden foll, if Durch Seit 
25. Now. 1831 aufgehoben. — Beſtimmungen für einzelne Bezirke Baiernel 
Roth B. 8 76 N. 24 ff, Neubauer S. 167; außerdem auch Phillips S 
S. 90f. Runde ©. 78. 

23), Eichſtädter Recht bei Roth B. 8 76 N.24. — Andere — 
Phillips S. 96f., Runde S. 78 ff, Roth D. 8 70 N. 29; über Mecklenb 
Neubauer ©. 63. | i 

Die Lüneb. Ref. III. tit. 4 ff. fagt, GG. gelte für gemeine Leute; reict 
machten Eheftiftungen. — Eine Ausfchließung ber Iuden von der GG., wi- 
früher öfter behauptet wurde (vgl. Strube Beb. IV. no. 163 ©. 415, £Hot 
I. ©. 407 ff.), findet nicht ftatt, vgl. Gengler Lehrb. S. 1086 f. 
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bat nad) Aufhebung des privilegirten Gerichtsſtandes für die früher 


Erximirten ihre Bedeutung nicht verloren. 


6. Im Mittelalter begannen die vermögendrechtlihen Wirkun- 
gen der Ehe nicht fofort mit der Trauung, ſondern erft mit dem 
ehelichen Beilager ($ 212 RW. 20 ff.) und nad) manchen Partikular⸗ 
techten trat Gütergemeinſchaft nur für die mit Kindern gefegnete Ehe 
ein ($ 221 NR. 16, $ 224 N.12f.). Reſte diefer Auffafjung haben 
fi noch gegenwärtig erhalten. Aber die Regel bildet e8, daß die 
Gütergemeinichaft, wo fie das gefegliche Cherecht ift oder von den 
Gatten in einem der Ehe vorangehenden Vertrag verabredet wird, 
mit der Trauung eintritt, resp. wo fie erſt während der Ehe durch 
Vertrag eingeführt wird, in dubio mit dem Tage ded vollgültigen 
Bertraged beginnt?). Doch finden fich auch einzelne Partikularrechte, 
nady denen mit der Eheſchließung Verwaltungsgemeinſchaft, Dotal- 
recht oder partielle Gütergemeinihaft und erft ſpäter unter gewiſſen 
Vorausſetzungen die allgemeine Gütergemeinfchaft für die betreffende Ehe 
eintritt. Nach manchen Partikularrechten ift dafür die Borausjegung, 
daß die Che bereitd ein Jahr oder Jahr und Tag hindurch Beftand 
gehabt hat”), nach andern, daß in ihr ein Kind geboren ift?); nad) 
noch andern tritt, in Combination mit der erften Beftimmung die 
Gütergemeinihaft nach Jahr und Tag oder mit der Geburt eines 
Kindes ein‘). Nah Preuß. Landredht (IL. 18 8 780 ff.) bleibt, 
ers De, i | 

33) Preuß. Lor. II. 1 $ 361, 362, Lippe'ſche BD. v. 1786 8 2, Neubauer 
©. 136. 

2%) eher das Mittelalter oben 8 224 N. 13; von neueren Rechten das 
Bamberger Landr. J. 2. 1 83,9, 11, 1.2.2 81, das Recht von Hildburg⸗ 
haufen (Kümpel ©. 37, Heimbach $ 93 N.3), von Koburg (Gengler 
Lehrb. S. 909 N. A); zahlreihe Statuten bei Scheerer LI. ©. 49 ff. — Zum 
Theil auch andere Zeiten, Siebenkees Beiträge IV. ©. 10f. 

35) Oben $ 224 N. 14, 15; jpätere Statuten bei Scheerer I. S. 56 ff. 
— Gewohnheitsreht von Wiedenbrüäd im Fürſtenthum Osnabrück (Koch zu 


ı &2andrecht II. 1 8 345), Nordſtrander Lor. (Fald IV. S.459, mit der Be- 
ſtimmung, daß wenn die Kinder wieder abfterben, die GG. wohl beftehen bleibt, 
ı aber ber jpäter gemachte Erwerb Sondergut des einzelnen Gatten wirb), Delsner 


LandesO. v. 1617 (Neubauer S. 13). — Die Legitimation eines unehelichen 


; indes per subsequens matrimonium bat nad dem Recht von Dortmund 


nicht gleiche Wirkung (Koch a. a. D.). 
*) Im Mittelalter nah dem Recht von Landshut (Schröder II. 1. 


- ©&.155), in neuerer Zeit nah dem Landrecht von Hohenlohe I. 4 8 1. Uebri⸗ 
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wenn ein unter Vormundichaft ftehender Minderjähriger fi vers 
beirathet, „die Gemeinschaft bis nach erfolgter Aufhebung der Vor⸗ 
mundſchaft ausgeſetzt“; es kann aber der Vormund ſich der Ausſetzung 
begeben). 


5 238. Die einzelnen Grundſätze. 


I. 1. Das Weſen der allgemeinen Gütergemeinfchaft befteht 
darin, dab — abgejehen von einzelnen Ausnahmen — die beiden 
Ehegatten!) gleihmäßig als Subjeft von alle dem erjcheinen, was 


gens ift Das Tettere ungenau abgefaßt, indem nah V.2 81 feine GG. gilt, 
wenn ber DBetreffende „ohne Hinterlaffung Teiblicher oder angewünfcter Kinder“ 
verftirbt, jo Daß hiernah nicht die Geburt, fonvern das Vorhandenſein von 
Kindern zur Zeit der Auflöfung der Ehe entfcheibet. 

Meberhaupt ift ebenfo wie im Mittelalter für bie einzelnen Partikularrechte 
jorgfältig zu unterfuchen, ob die Geburt von Kindern definitiv eine Aenderung 
des während der Ehe beftehenden Güterrechts bewirkt oder ob Lediglich andere 
erbrechtliche Grundſätze für Die beerbte und für die unbeerbte Ehe eintreten follen. 
Entgegen der regelmäßigen Annahme (Roth, Neubauer u. f.w), daß in 
Würzburg uach der fränk. Land⸗G. O. mit der Geburt von Kindern allg. GG. 
gelte, nehme ich an, daß hier während der Ehe partielle GG. gilt (III. 96 $4), 
daß aber das Erbrecht ſich im Falle ver beerbten Ehe nad den Grundjägen ber 
allg. GG. regelt. Denn wenn auch III. 96 8 5 fagt, daß bei der Geburt von 
Kindern nach altem Herkommen die Ehelente „gegen und mit einander vererbt 
ſeyn“, fo folen doch nah S 7 (vgl. auch III. 97 8 6), wenn alle biefe Kinder 
vor der Eltern Tod fterben oder volllommen abgetheilt werben, die Eltern „mit 
einander nicht mehr vererbet“ fein. Auch ergiebt fi aus III. 96 $ 6, daß 
in der That während bes Lebens der Kinder jeder Gatte Sondereigenthümer 
feines Bermögens war. 

Wie Eropp II. S. 512—515 ausgeführt hat, Liegt fein Grund zur An» 
nabme der allg. GG. vor, wenn gütergemeinfchaftliches Erbrecht nicht von ber 
Geburt, fondern von dem Borbandenfein von Kindern abhängig gemacht wird. 

7) Daß diefe Beftimmung dur die Preuß. Vormundſch. D. v. 1875 nicht 
befeitigt ift, Erk. d. RchsGer. V. no. 59, vgl. auch III. n0.68. 9. A. Dern⸗ 
burg Vorm. Recht S. 228 ff., Preuß. Priv. R. III. 8 34 N. 28. 

1) Subjekt des Vermögens ſind die beiden Gatten. Bisweilen findet ſich 
die Auffaſſung, es ſeien auch die Kinder, welche in der Ehe geboren werben, 
Theilnehmer der Gemeinſchaft. So beutlih ausgeſprochen in dem Weudiſch⸗ 
Rügianifchen Landgebrauch (vgl. oben $ 224 N. 15). Es erinnert dies an einzelne 
im frieſiſchen Hecht fi findende Andeutungen einer Bermögensgemeinfchaft 
zwiſchen Eltern und Kindern; vgl. oben II. SET N.5. — Anklänge an eine 
derartige Auffoffung auch im fränkiſchen Recht bei Saudhaas S. 591 ff. N. 2. 
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fie bei Eintritt der Gütergemeinfchaft beſaßen und fpäter aus irgend 
welchem Rechtsgrunde erwerben. Die Gemeinihaft erſtreckt ſich auf 
das Altivvermögen und auf die Schulden, und zwar ebenfo auf die 
borehelichen Schulden der beiden Gatten als auf diejenigen, welche 
fie in rechtögültiger Weiſe während der Ehe madhen?). Die Gatten 
find nicht etwa nur obligatorisch verpflichtet, fich gegenfeitig Mechte 
an ihrem Vermögen einzuräumen, jondern ed tritt in Folge des 
Geſetzes die Gemeinichaftlichkeit ihre! Vermögens ein?). 

2. Bon der Gemeinſchaft können einzelne Objekte ald Sonder- 
güter ausgejchloffen werden und im Alleineigenthbum des einzelnen 
Gatten verbleiben. Died ift nicht bloß zu Guniten der Frau, ſon⸗ 
dern auch des Mannes möglich (vgl. darüber $ 230 N. 1.) Der bes 
treffende Gatte kann ſich Sondergut bei der Eheſchließung vorbe- 
halten‘) oder dafjelbe als ſolches von einem Dritten zugemwendet 
erhalten haben. Soll ein Grundftüd Sondergut fein, jo ift da, wo 
Gütergemeinſchaft von Geſetzes wegen gilt und daher die Vermuthung 
für gemeinjchaftliches Vermögen befteht, ein bejonderer Vermerk im 
Grundbuch erforderlih, ohne denfelben „gilt die Ausſchließung der 
Communion zwar unter den Cheleuten, aber nicht in Anjehung 
eined Dritten“ °). 

Sodann fallen nicht in die Gemeinichaft ſolche Vermögens⸗ 
ftüde, welche der freien Veräußerung des Eigenthümers entzogen find‘): 
alſo der Ususfructus, Lehen, Yamilienfideifommille”), Bauergüter, 


2) z. B. Preuß. Lor. II.1 8 363, 3725; Roth B. STTN.1 (1. Aufl. 
3861 N. 1). 

2) Roth D. $ 102 N. 26, 27 nimmt neben einander „eine Obligation auf 
Eommunilation ber betreffenden Vermögenstheile unter den Ehegatten“ und 
„al deren Wirkung” an, daß die Objekte von ſelbſt gemeinfam find resp. 
werden. — Lediglich eine derartige Obligation vertheidigt Roth (8. S. 400) für 
die Errungenihaftsgemeinfchaft. 

H Ein einfeitiger Vorbehalt während der Ehe if regelmäßig unzuläffig, 
Rürnd. Ref. XXVIIL.1 Abſ.7; Roth D. S 104 N. 16. 

5) Preuß. Tor. II.1 $ 374—376. 

6) Preuß. Lor. II. 1 $ 363. 

7) Lewis Familienfideikommiß S. 225, Roth D. 8 104 N. 4. — Tippe’fche 
80.0.1786 8 7: „Lehen, Stamm- und Familien-Fiveilommiß- und überhaupt 
jolde Güter, worüber die Eheleute keine freie Dispofition haben.“ 
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fal8 die für fie geltenden Succeffionsgrundfäge vom Willen des 
Eigenthümerd oder Befigerd nicht durchbrochen werden koönnen?). 

Wenn au die Subitanz ſolcher Güter im Alleineigentbum des 
betreffenden Gatten verbleibt, jo fallen doc ihre Nugungen in die 
Gefammtmaffe. Beftritten ift, ob wenn eim Chegatte, deffen einer 
Parens verftorben ift, mit feinem andern Parens in fortgejehter 
Gütergemeinſchaft Iebt, der von dem dorfigen Gefammtvermögen ihm 
gebührende Antheil einen Beftandtheil feiner eigenen Gütergemeinſchaft 
bildet). Die Frage ift zu verneinen, weil weder er felbit noch 
der andere Gatte eine Dispoſition über den betreffenden Antheil am 
der fortgefegten Gemeinichaft hat. Auch kommt hinzu, daß in vielen 
Gejtaltungen der fortgefehten Gütergemeinſchaft dem Kinde feine feſte 
ideele Quote an dem dortigen gemeinfamen Vermögen gebührt. 
Erft wenn die Auftheilung ded Vermögens ftattfindet, fällt das⸗ 
jenige, was dem Kinde gebührt, in die Geſammtmaſſe, welche jein 
Vermögen mit dem des andern Gatten bildet. 

3. Die Partikularrechte enthalten verjchtedene Normen darüber, 
in wie weit dad Verhältniß der Gütergemeinihaft au im Grund- 
buch mit Bezug auf die den Ehegatten gehörigen Grundftüde zum 
Ausdruck zu kommen bat, in wie weit indbejondere aud) der andere 
Gatte ald Miteigenthümer einzutragen if. Nah Hamburger Recht 
werden die Grundftüde der Frau auf den Namen des Mannes um- 
geſchrieben!o); einzelne Partilularrechte erflären die Eintragung des 
andern Gatten oder. den Vermerk, daß der Eigenthümer mit feinem 
Gatten in Gütergemeinchaft lebt, für überflüflig'), andere verlangen 


8) Runde Interimswirtbichaft S. 20 ff., Pfeiffer Meierredt S. 292 ff., 
Buſch Meierreht S. 88 f. — In beſchränktem Umfang erftredt fi die GG. 
nach Lippe'ſchem Recht auch auf Eolonate, Lippe'ſche BO. $ 4, Meyer Eolonat- 
reht 1.2 ©. 302 ff. und Neubaner Zufammenftellungen bes Rechts, betr. 
Stammgiüter, Familienfiveilommiffe u. |. w. 1879 ©. 37. 

9) Für die Bejahung Runde ©. 85, Roth D. 8 104 N.9, 8 111 N. 66, 
in Betreff des Tübifchen Rechts der anonyme Auflag in d. Ztichr. f. d. Recht 
VI. ©. 322 ff.; für die Verneinung Kraut II S. 366 (Roth führt ihn unter 
Berufung auf S. 179 für die entgegengefettte Anfiht an), Eropp I. ©. 488f., 
575 f.; vgl. auch Über einen verwandten Kal Koch zu II. 1 S 368. 

10) Schon feit alter Zeit, Baumeifter II. ©. 70 f. 

1) 3.38. Bremer Handfeftend. v. 1860 $ 14. 
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denjelben!?) theild weil dad Eigenthum nur durch Eintragung über- 
geht-und die Gütergemeinſchaft nur einen Titel für die Eintragung 
bildet'®), theils weil erjt durch dieſe Eintragung der Einzelne in 
jenem Verfügungsrecht über feine Grundftüde eingeſchränkt wird"). 

Nach neuerem Preußiſchem Recht geht dad Miteigenthum an dem 
Grundſtück eo ipso mit Eingehung der Ehe, resp. mit dem Erwerb 
des betreffenden Grundſtücks über; der Auflaffung und Eintragung 
bedarf ed nur für freiwillige Beräußerungen®); für den anderweitigen 
Erwerb bleibt e8 bet dem früheren Recht!e). Indeſſen joll da, 
wo die Gütergemeinichaft für die betreffenden Gatten nicht auf Geſetz, 
jondern auf verfragsmäßiger Emführung beruht oder dad Grund» 
jfüd in einem Bezirk liegt, in weldem die Gütergemeinſchaft nicht 
das gejehliche Güterrecht ift, die Eintragung erfolgen!). Auch, kann 
überhaupt die Gütergemeinichaft auf den Antrag eined Chegatten 
eingetragen merden‘). Iſt die Eintragung da, wo fie erforderlich 
ift, unterblieben, jo fanıı die Gütergemeinjchaft nicht demjenigen ent- 
gegengejeht werden, „welcher fih auf Verträge und andere Verband: 
lungen über ſolche Grundftüde nad) den Regeln ded gemeinen Rechts 
eingelafjen bat”, d. b. fie ift nicht demjenigen nachteilig, welcher von 
dem eingetragenen Cigenthümer ohne Zuziehung ded andern Gatten 
Rechte am Grundftüd erworben hat"). Doc kann ſich der Dritte 
auf die Unterlaffung der intragung nicht berufen, wenn er es 
wußte, daß die betreffende Perfon verheirathet ift und weiter es 


13) z. B. auch Weimar'ſche Minift. Bekanntmachung v. 1. Apr. 1862. 

18) z. B. Sächſ. GB. 8 1695. | 
14) Nenvorpommerſche Hyp. DO. v. 26. Mai 1873 $ 11, 12. — Ueber das 
. Baier. R. Roth B. 8 183 N. 39 ff., 8 188 N. 45 ff.; zum Theil abweichender 
Anfiht Regelsberger Bayer. Hyp. R. S. 72 N. 12. 

15) Preuß. Gejeß über den Erwerb von Grundeigenthum 1872 $ 1,5. 

16) Entſprechend jagt auch das Darmft. DO. Landes-Ger. (Arch. f. prakt. R. W. 
3. Folge I. ©. 172 ff.), daß Das Miteigentbum aud ohne Eintragung des andern 
Gatten eintrete. 

1) Preuß. Wr. IL. 1 $ 365, 366; vgl. au Negelsberger Bayer. 
Hyp. R. ©. 72. 

18) Preuß. Grundb. DO. 8 50. — Wo für das Grundbuch Perfonaffolien an- 
gelegt find, follen die der Frau gehörigen Güter im Artikel des Mannes ein- 
getragen werben, $ 16. 

19) Preuß. Lor. II. 1 8 367 vgl. mit $ 376. 
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wußte oder nur fahrläffiger Weile nicht wußte), daß fie mit 
ihrem Gatten in Gütergemeinjchaft lebt. Auch darf, resp. joll- der 
Richter die Legitimation des Bucheigenthümerd zu Dispofitionen be- 
anftanden, wenn er weiß, daß derjelbe in Gütergemeinjchaft lebt?). 

II. 1. Der Mann führt im allgemeinen die Verwaltung des 
gemeinjchaftlichen Vermögend?); fein Recht beruht auf objektiven 
Rechtögrundfägen, nicht auf einem ſtillſchweigenden Mandat der Frau®). 
Die Frau behält die Verfügung über ihr Sondergut und ift im übrigen 
befugt, Rechtögejchäfte mit Beziehung auf die engere Hauswirthichaft 
abzujchließen und in bejonderen Ausnahmefällen auch an Stelle des 
Mannes zu dißponiren (vgl. oben $ 229). 

Sein Verwaltungsrecht berechtigt den Mann gemeinjchaftliches 
Bermögen zu veräußern, verbindliche Verträge zu ſchließen, Schulden 
aufzunehmen, über dad Vermögen zu progelfiren u. |. w.*). Auch 
darf er einfeitig Schenkungen machen, joweit fie nicht dad Vermögen 
der Gatten gefährden”). 


20) z. B. wenn am Domizil der betreffenden Perfonen die GG. das gefeß- 


liche Güterrecht ift. 

21) Dernburg und Hinrichs Preuß. Hyp. R. S. 284 N. 15, Regels- 
berger ©.72, 106. 

22) Unzuläſſig ift ein Vertrag, durch welchen der Mann gegenüber der Frau 
ganz und gar auf Die Verwaltung des Bermögens Verzicht leiftet, Seuffert 
XXX. no. 38. 

3) Wie 3.2. die Lippe'ſche VO. 89 eine „ſtillſchweigende“ Einwilligung 
ber Frau vermutbet. 

24) Br. Lor. II. 1 8 377 ff., Sächſ. GB. $ 1697, Lippe'ſche VO. 89, Weſtph. 
8.83, Seuffert I. no. 72. 

35) Br. Lor. II.1 $ 381-383: die Fran Tann die Schenkung anfechten 
foweit als ihr, wenn fie die Schenkung gemacht hätte, ein Widerruf zuſtünde 
ober als ihr bei Auflöfung der Ehe nicht einmal fo viel verbliebe, als fie in die 
Gemeinſchaft eingebradht hat. — Weftphäl. ©. $ 3: bie Einwilligung der Frau 
ift erforderlih zu umentgeltlihen Berfügungen über Immobilien oder die ge- 
fammte fahrende Habe oder eine Quote berfelben oder wenn fih der Mann Ar 
ben verſchenkten Mobilien den Nießbraud vorbehalten will, ferner zu Verträgen, 
„durch welche das gemeinjchaftlihe Vermögen ganz oder theilweife ſchon bei 
Lebzeiten der Eheleute in Rüdficht auf eine künftige Erbfolge abgetreten“ wird 
(Uebertragungsverträge)“. — Seuffert I. no. 351: feine „den Vermögens⸗ 
verhältniffen der Ehegatten unangemefjenen reinen Schenkungen”, xxxi 
no. 147: „keine beträchtlicheren Schenkungen“; vgl. auch Die Notizen bei Rotl 
D. 8105 N.5. — Ohne daß ein ausdrückliches Geſetz dies vechtfertigt, will 
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2. Nah Partikularrehten finden von Ddiefen Prinzipien Ab- 
. weichungen. oder Ausnahmen ftatt: 

a. Nah der Münfterihen Polizeiordnung darf jeder Gatte 
einfeitig und ohne daß der Widerſpruch ded andern zu beachten ift, 
über das Vermögen verfügen). 

b. Nad der Nürnberger Reformation jollen die Gatten alle 
Berträge gemeinichaftlich ſchließen. Macht ein Gatte einfeitig Schul: 
den, jo haftet nur feine Hälfte und der andere Gatte ift nur im 
Fall der in rem versio verpflichtet”). 

c. Vielfach iſt dad Verwaltungsrecht des Mannes rüdfichtlich 
der Smmobilten eingeſchränkt. Cinzelne Partikularrechte allerdings 
geben ihm die Verfügung über dad geſammte Vermögen, auch über 
Smmobilien und wollen nur, daß er Feine erheblichen Xiberalitäts- 
handlungen einfeitig vornimmt*). Jedoch entiprehend dem alten 
Recht, wonad der Mann über die Mobilien frei verfügt, aber für 
Grundſtücke und dem Grundbefib gleichgeftellte Nechte die Regeln 
von der geſammten Hand gelten, ſoll nad vielen neueren Gejehen 
der Mann Grunditüde oder immobiliare Rechte nur mit Einwilli- 


Roth N. 4 dem Manne jedes Recht zu einfeitigen Schenkungen abſprechen. Das 
von ihm angef. Weftph. Geſetz jagt das nicht; das citirte Bamberger R. (1.2 7 
$ 3) beftimmt nur, er folle feine Schentungen „über feinen Stand und Orts» 
gewohnheit machen.“ — In der baierifhen offiziellen Darftellung (bei Nen- 
bauer ©. 137) heißt e8: „zu unentgeltlihen Verfügungen unter Lebenden über 
das Sammtgut ift der Ehemann nur injoweit berechtigt, als Sitte und Anſtand 
den Bermögensverhältniffen der Ehegatten entſprechende Gelegenheitsgejchente 
gebieten. Zu darüber hinausgehenden Schenkungen bebarf berfelbe darum ber 
Zufiimmung der Ehefrau“. 

%) Runde $ 90, 91, Niehbaus im neuen Hann. Magaz. III. ©. 187f., 
Roth D. S105 N. 21. 

7) Nürnb. Ref. XXVIII. 1 $SA—T, Roth D. $105 N.15, 8. 8 77 
N. 32, 50. — In Betreff ver Schulden auh R. v. Hohenloge III. 11 87. 

8) Praxis von Mannheim, München, Iena, Celle, Osnabräd, Seuffert 
I,po.71, 248, 351, XVI. 227, Peterſſen S. 96 ff.: — Weſtph. ©. 83: 
„Er ift berechtigt, ohne Einwilligung der Fran Über alle zu diefem Vermögen 
gehörende Gegenflände dur läſtige Verträge zu verfügen, insbefondere auch 
Grundſtücke und Gerechtigkeiten zu veränßern unb zu verpfänden, fowie Kapita- 
Ijen, bie auf den Namen der Frau ... ober auf den Namen beider Eheleute 
uſchrieben find, aufzulündigen und einzuziehen.” — Hamburger R. (Bau- 
‚zpifter $ 78, Eropp II. S. 472 ff), R. v. Habeln (Seuffert xvL 
no. 227). 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0.2. Aufl. 14 
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gung der Frau veräußern, verpfänden oder belaften”), insbeſondere 
auch Teine Hypothefen, mweldhe auf den Namen der Frau oder auf 
beider Namen eingetragen find, kündigen oder einziehen”). Daffelbe 
gilt bier auch für Nechtögefchäfte über die Gelammtheit des Ber: 
mögend inter vivos°!). 

Auch werden partikulär einzelne Geichäfte aufgeführt, bei denen 
gleihfall8 die Genehmigung der Frau erforderlich fein —* jo Bürg- 
Ihaft””), Vergleiche”) u. |. w.**). 

Berweigert die Frau in ſolchen Fällen: grundlo8 ihre Einwilli⸗ 
gung, jo Tann diefelbe durch richterliched Dekret ergänzt werden). 

d. Nach einigen wenigen Partikularrechten tft die Frau befugt, 
die von ihrem Ehemanne gegen ihr Intereſſe getroffenen Verfügun- 
gen binnen kürzerer Frift zu widerrufen, |g. reclamatio uxoria®). 


29) Bamb. or. J. 2. 6 84 (nad S 2 darf er veräußern, wenn er für ben 
Erlös fofort andere Immobilien kauft), Hohenloher Lor. 1.4 8 5, III.2 84, 
Preuß. Lor. II. 18378, Sächſ. GB. 8 1698, Oldenb. G. $ 25, Seuffert 
XXVI. 135, XXX. 38, XXXI. 147, Regelsberger Bayer. Hyp. R. ©. 259. 
— Roth D. $S 105 N. Iff., 28. 

30) Preuß. Lor. II. 1 8 379, Roth D. 8 105 N. 11. 

2) Bamb. hr. I. Anh. 2 Tit.1 85, Weſtph. G. 83 (Erf. d. RchsGer. I. 
S. 393 ff.). 

3) Nürnb. Ref. XIX. 5, Thomas II S. 42f., Runde S.207, Roth 
D. 8105 N. 11, 14. 

33) Bergleiche, bei denen bie Frau verkürzt wird, Lor. v. Hohenlohe ILL. 18 6. 

3%) Bamberg. Lor. 1.2.6 84. 

25) Landr. v. Hohenlohe III. 2 84, Thomas IL. ©. 44, Preuß. hr. IT 1 
8 387, 388. 

36) Bamb. Lor. 1.2. 7 8 4 - 6: Die Frau kann ſolche Gejchäfte bes Monned 
binuen 4 Wochen nach ihrer Wiffenfchaft widerrufen, „wann er fi in ınge- 
wiefe und gefährliche Handlungen oder Geſchäfte begiebt, worzu er weder erzohen 
iſt, noch ſonſten hinlänglich Wiſſenſchaft oder Fähigkeit darzu beſitzet.“ — Fränk. 
LandGer. O. III. 102 82 [der Zweifel, ob dies Geſetzbuch die allg. ober bie 
part. GG. vorſchreibt (oben $ 237 N. 26), iſt in dieſer Beziehung ohne Einfluß), 
Würzburger VOO. v. 1700, 1758, 1759: bie Frau bat das Reſeiſſionsrecht 
binnen 6 Wochen nach ihrer Wiffenfchaft; bei Gelddarlehen bat fie dieſe Be 
fugniß nicht; v. Schelhaß Würzb. Landredit $ 38, Negelsberger Baier. Hyp. 
R. ©. 258 N.9. — Die reclamatio ift zuläffig bei Viehhandelsgeſchäften, Erk 
d. ROH. Ger. V. ©. 369 ff.; bei Börfen-, insbefondere Differenzgefchäften XIX. 
©. 320 (gegen das in Haufers Ztſchr. II. S. 203. ſtehende Erf. des Nilrub. 
. Hanbels-App. Gerichts): 

Bol. auch Roth D. S105 N. 16ff., B. 877 N. 33ff., Neubauer 
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DI. Die vorehelihen Schulden der beiden Gatten, die vom 
Manne während der Ehe gemadten und die von der Frau während 
der Ehe innerhalb der ihr zuftehenden Sphäre gemachten Schulden 
werden gemeinfchaftlih und haften auf dem gemeinfamen Gut”). 

1. Zür die vorehelihen Schulden Tann dad gemeinsame Gut 
und überdied perjönlich derjenige Gatte in Anſpruch genommen wer- 
den, welcher der urjprüngliche Schuldner ift®). 

2. Zür die während der Ehe vom Manne, resp. von der Frau 
innerhalb ihred Kreiſes rechtögültig begründeten Schulden find beide 
Gatten verpflichtet; für diefelben haftet das ganze Geſammtgut, 
niht bloß eine Duote defjelben?). Während im allgemeinen das 
Sondergut der Frau freibleibt, muß der Mann aud fein Sonder: 
gut für diefe Schulden opfern, weil er ald verpflichtet erjcheint, die 
Laſten der Ehe zu tragen und die Verwaltungsbefugniß hat. Doc 
enthalten in diejer Beziehung die Partikularrechte meiftend nur un- 
genügende Vorſchriften und lafjen zum Theil auch die Verhaftung 
ded weiblichen Sonderguts eintreten“). 

Auch joll nad) einzelnen Partikularrechten die überlebende Wittwe 
für die ehelichen Schulen nit bloß mit dem an fie anfallenden 
Geſammtgute oder der betreffenden Duote deflelben, fondern aud) 


S. 138 f. — Daß die Klage nur gegen denjenigen zu richten if, mit welchem 
der Ehemann das fragliche nachtheilige Geſchäft abſchloß, Entfcheibungen in 
Haujer’s Ztſchr. IV. S. 179 f., 180 f. 

T Br.%or. II.1 8380, 391, C. civ. 1409, Lippeſche BD. $ 12, Sächſ. GB. 
8 1636, Fald IV. S. 463 f. 

2%, Pr. Zr. II.1 8391 vgl. mit 395, Cropp II. ©.521 R.158. — Ueber 
partiluläre Abweichungen Roth D. 8 107 N. 6ff, Neubauer &.141f.; über 
Das R.v. Medienb.-Strefik aud Neubauer S.63f. — lieber die perfünliche 
Berpflihtung des Maunes für vorehelihe Schulden der Frau nach dem R. von 
Bremen unten NR. 41. 

39) Preuß. Lor. IL.1 8.3894, Seuffert IV. n0.46, XXVIII. no. 268. 
Die Frau haftet auh aus feinen Wechielfhulben, Erf. d. ROH. Ger. XIV. 
©. 233 fi. 

) In Betreff des Hamb. Rechte oben 8 230 R. 13; ferner Verweifungen 
auf Partikularrechte bei Roth D. 8 107 N. 13 ff. — Für das Preuß. R. nimmt 
Das ROH. Ger. X S.419 ff., XIX. S.42 ff. an, daß für die während befteben- 
der GG. entftandenen Berbinbfichkeiten des Gefammtguts die Ehefran nach ein- 
getretener Ausſchließung ber GG. auch mit dem fpätern Erwerb haftet, welchen 
fie noch während ber Ehe macht. 

14* 
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mit dem Erwerb haften, weldhen fie nach aufgehobener Ehe macht. 
Doch Tann fie, ebenfo wie nad) älterem Recht durch Borgen und 
Dachdings-Auftragen ($ 221 R. 23 ff.), fo audy nad) neuerem Recht 
fih von jeder weiter gehenden Berbindlichfeit befreien, wenn fie 
vollftändig auf das gemeinſchaftliche Bermögen Verzicht Ieiftet (d. ſog. 
flebile beneficium cessionis omnium bonorum)“). Dadurch befreit 
fie fi) von allen Sammtgutsfhulden, aud von den von ihr jelbft 
kontrahirten Wirtbichaftöfchulden, ſowie von den vorehelihen Schulden 
ded Mannes, bleibt dagegen verhaftet für ihre vorehelichen und für 
die von ihr für ihre eigene Perſon während der Che Fontrahirten 
Schulden. 

3. Die aus Delikten eined Ehegatten hervorgegangenen Schul: 
den, Gelbftrafen, Entihädigungsanfprüdhe, Unterfuchungstoften u. f. w. 
find aus dem gemeinſchaftlichen Bermögen zu bezahlen, unter dem 
Vorbehalt, daß diefe im Intereſſe des einzelnen Gatten gemachten 
Aufwendungen bei der fünftigen Abtheilung des Vermögens ihm 
auf feinen Theil angerechnet werden“). 


4) Lüneb. Ref. II. 13 Abi. 7, Nördl. Statt. v. 1650 III.7 3 (Arnold 
Beytr. zum Priv. R. I. ©. 476; hier noch die Sitte, daß fie „die Schlüffel auf- 
zulegen und wie fie bie Gürtel begreifet, von ihrem Haab und Gütern zu gehen 
ſchuldig fein jolle”), BO. für Lippe $ 15, 17. — Im Betreff Bremens Berd 
828 ff., Pot S 81 N.2, 82—85. Berd nimmt feine Gütergemeinihaft an; 
indeffen dürfte doch der von ihm ſelbſt (S.507) bemerkte Umftand, daß der 
Ehemaun troß Berziht auf das Geſammtgut nad ihrem Tode für ihre vorehe- 
lichen Schulden verhaftet if, mit Sicherheit darauf hinmweifen, daß für die 
Schulden, alfo überhaupt für das Vermögen die Gemeinfchaftlichleit eingetreten ift. 

Für das Hamburger Recht behanptet Baumeifter 8 79 N. 16, dem ſich 
Roth D. 8107 N. 14 anfchließt, es ſei demſelben jede Haftung ber Wittwe 
über das Sammtgut hinaus fremb geblieben. Indeſſen bejagt das Stabirecht 
von 1603 I. 11 art. 14—16, daß fie den Släubigern ded Mannes nur, wenn 
fie fich des Nachlaffes ganz entichlagen hat, mit ihrem jpätern Erwerb nicht ver- 
haftet if. Insbeſondere muß fie nach dem Testen Sat von II. 11 art. 16 aud 
mit dem fpätern Erwerb einftehen, wenn fie aus dem Gefammtgut „viel oder 
wenig“ an fi bat genommen. — Nad dem Weftph. ©. 8 12 haftet die Wittme 
nicht, wenn fie binnen gefeßlicher Frift von dem beim Tode des Mannes vor- 
handen geweſenen gemeinfchaftlihen Bermögen ein Inventar bei Gericht nieber- 
gelegt hat. 

2) BD. für Lippe 8 14 (überfteigt die Delitteſchuld die Hälfte des Geſammt⸗ 
guts, fo kann der unſchuldige Theil „gegen den Fiscum ohne Nachtheil des zu 
Entiehädigenden und der übrigen Erebitoren”. auf Theilung bes Bermögens 


die einzelnen Grundſätze. 213 


4. Berfällt ein Ehegatte in Konkurs, jo wird zu bemfelben 
das gemeinjchaftlihe Vermögen und fein Sondergut gezogen“); das 
Sondergut ded andern Gatten bleibt frei, injoweit nicht nah Par» 
tifularrechten auch fein jeparate® Vermögen für die Schulden in 
Anſpruch zu nehmen ift. 

IV. Sn Betreff der teftamentarischen Verfügung der Ehegatten, 
welche in Gütergemeinjchaft leben, befolgen die Partikularrechte ver- 
ſchiedene Prinzipien): 

a) Jeder Gatte kann letztwillig über fein Sondergut und über 


provociren und auf diefe Art feine Hälfte retten), Preuß. Lor. II.1 $ 384, 385, 
390 (Seuffert XXXIV. no. 309. Die Preuß. Praris hat geihwantt, Koch 
zu I.1 8 389), C. civ. art. 1424, Sächſ. GB. $ 1696, Oldenb. ©. art. 26. — 
Ueber Bartilularrete noch Neubauer ©. 142f., Roth D. 8 107 N. 22. — 
Erf. des RchsGer. VII. no.51 (mit Literaturnachweifen). 

Baumeifter $ 81 II. (welcher das Gefammtgut als Vermögen des Mannes 
anftebt, giebt den Sat zu, erflärt ihn aber „für eine prinziplofe Singularität”). 
Fald IV. S.466f. und Schüler S. 491 erflären ſich dagegen, die betreffende 
Zahlung dem fehuldigen Gatten anzurechnen. — Gegen die Berhaftung des Ge- 
fammtvermögens für Deliktsfchulden ſprechen fih aus Paulſen 8 140 a. E. und 
Koch a. a. O. (der Sat ſei unlogifh, „indem die Frau das, was fie durch 
rechtlide Handlungen zu thun nicht vermag, nämlich die GG. zu belaften, durch 
Berbrehen in vollem Maß ſoll thun Finnen“; vgl. dagegen aber die Fortjeker 
des Koch'ſchen Kommentars). 

*) Allg. Preuß. Ger. ©. 1.50 $ 326, Preuß. Lor. II.1 8 421. — Die 
Konkursordn. $ 44 beftimmt: „Wer fih mit dem Gemeinfchuldner in einem Mit- 
eigenthum, in einer Gefellihaft ober in einer anderen Gemeinſchaft befindet, 
kann wegen ber auf ein folches Verhältniß fi gründenden Forderungen abge- 
jonderte Befriedigung aus dem bei ber Theilung oder fonftigen Auseinander- 
fegung ermittelten Antbeile des Gemeinſchuldners verlangen.“ 

Das Erf. des Reichöger. VIII. no. 26 jagt darüber, daß „bie Reichskonkurs⸗ 
ordnung der Eröffnung des Konkurjes Über das Vermögen des Ehemannes jeben 
Einfluß auf die Rechte entzogen habe, weldhe der Ehefrau in Anjehung ihres 
Bermögens nach den Beftimmungen des Civilrechtes zuftehen”, und „Daß zur 
Konkursmaſſe nur der außerhalb des Konkurſes feftgeftellte Antheil des Ge- 
meinfchuldners an dem gütergemeinfchaftlihen Vermögen gehört“. — Die Frage 
läßt ſich meines Erachtens nit mit einer allgemeinen Entſcheidung erledigen, 
fondern ift je nad der Natur, weldhe die GG. in dem einzelnen Partikularrecht 
bat, zu entſcheiden. Bgl. darüber Sarwey die Konlursorbnung 2. Aufl. 1882 
S. 274, 415. 

4) Deiters zur Lehre von letztwilligen Verfügungen bei der ehel. GG., in 
d. Ziſchr. f. d. R. I. S.115—132, Neubauer S. 145, Roth D. $ 108. 
Nachweiſe au bei Seuffert XXI. no. 131. 
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denjenigen Theil des Geſammtguts verfügen, welcher bei jeinem Tode 
als fein Nachlaß ausgeſchieden werden wird*). Es ift die überall 
da anzunehmen, wo das Partikularrecht feine entgegengejehte Be— 
ftimmung enthält. 

b) Nad) einzelnen Partikularrechten jollen aber die Gatten nur 
gemeinichaftlich teftiren oder es ſoll wenigftend feiner ohne die Ge- 
nehmigung des Andern etwas aus dem gemeinjchaftlihen Gut zu 
vermachen befugt ein“). 

c) Nach nody andern foll dies wenigftend für den Fall der be 
erbten Ehe gelten“). 

V. Da die Gütergemeinfhaft eine für die ganze Dauer der 
Ehe berechnete Ordnung des ehelichen Vermögens ift, jo findet ihre 
Auflöfung in der Regel nur bei Beendigung der Ehe ftatt (Tod, 
Todederklärung, Eheicheidung). ine vertragsmäßige Aufhebung der 
Gemeinihaft und die Einführung eined andern Güterverhältniffes ift 
nach vielen Rechten unzuläffig; theild ift died direkt audgelprochen, 
theil8 folgt e8 daraus, daß Cheverträge überhaupt nicht während der 
Ehe geichloffen werden jollen ($ 227 R.15, 16). Wo aber die 
vertragämäßige Aufhebung nicht unterfagt ift, dürfen dur fie Die 
für dritte Perfonen gegen dad gemeinfame Vermögen begründeten 
Berechtigungen nicht beeinträchtigt werden“). 


#5) Stadtr. v. Wimpfen v. 1775 IV.185 (0.2. Nahmer ©. 1160f.), 
Lor. v. Hohenlohe IV. 185, C. civ. 1423, Fald IV.©.463, Seuffert N. 
no. 181, XXI no.131, Heimbach 893 N. 3, Baumeifter IL. 8 120, Roth 
B. J. 87T N. 91 - 93, auch III. $300 N. 32; dafür auh Dunder Gejammt- 
eigenthbum S. 229 ff., welcher fih auf zahlreiche franzöſiſche Coutumes beruft. 

4) BD. f. Lippe $8, Bamberger R. 1.2. 7 81; Eitate bei Roth 2.1. 
E TUR. 94 ff, D. $S108 N.3 — Dafür and Justus Veracius consuetudd. 
Bamberg. (ed. 1733) 9.69 ff, Runde Beyträge IL. S. 427 ff, Thomas 
Fulda II. ©.48, IH. ©.148, Beterffen S. 112f. und Deiters S. 119f., 
welcher dies dann für geboten erachtet, wenn für die GG. das Prinzip der ge 
fammten Hand befteht. 

) Wefiph. G. $ 6: „Bei nicht beerbter Ehe kann jeder Ehegatte für fi 
allein von Todes wegen über die Hälfte des gemeinſchaftlichen Vermögens ver- 
fügen; bei beerbter Ehe dagegen können Berfügungen von Todeswegen über das 
gemeinfchaftliche Bermögen nur von beiden Eheleuten gemeinfchaftlich getroffen 
werben.” 

) Neubauer ©. 145, Roth D. 8109 N. 2,3. 

49, Preuß. Lor. II.1 $ 428—481. 





die einzelnen Grundſätze. 215 


Einjeitig darf ein Ehegatte, befonderd die Frau, die Aufhebung 
fordern, wenn durch den Fortbeitand der Gütergemeinihaft fein. Ver⸗ 
mögen bedroht ift; fo nach Partitularrechten, wenn das Vermögen - 
des andern Gatten bereit bei Cingehung der Che überjchuldet 
war’), wenn über dafjelbe Konkurs eröffnet ift®), wenn wegen eine? 
vom andern Gatten begangenen Delikts große Summen zu bezahlen 
find 2). | 

Die Frau kann partifularrehtlih Vermoͤgenſtrennung bean- 
tragen, wenn der Mann ein Berfchwender ift®), wenn über ihn oder 
jein Bermögen eine Kuratel verhängt wird“) u. ſ. w. Wo in fol 
hen Fällen nad) Partilularrecht die Aufhebung der Gütergemeinichaft 
unzulälfig ift, fann dem Mann die Verwaltung ded Vermögens ent- 
zogen und der Frau übertragen werden‘). 


8 239. Die jurifiifhde Natur der Sütergemeinjdhaft?). 


Veber die juriftifche Natur der Gütergemeinjchaft und über dad 
Nechtöverhältniß, welches für beide Gatten während der Ehe an dem 
gemeinſamen Vermögen befteht, herrſcht feit alter Zeit ein auch in 
der Gegenwart nody nicht außgetragener Streit. Sp wie in den 


50) Preuß. Lor. II.1 $ 392, 395, 420, vgl. auch Lor. v. Hohenlohe I.A 86, 
Bamb. II.3 1. 1811 (S.283), Neubauer ©. 141f., 145 f. Dieſer Auf- 
bebungsgrund joll nicht gelten nach der BO. f. Lippe 8 13. 

5) Prenß. Lor. II. 1 $ 421, Baumeifter II. S.83f., 102 ff. Natürlich 
wirft Diefe Aufhebung der GG. nur für die Zukunft, vgl. N. 9. 

52) BD. f. Lippe, oben N. 42. 

55) Por. f. Hohenlohe I.4 87, 8, Falck IV. S. 463 N.9, Paulſen $148 
N.A4, Roth B. 878 N.5,6. — Wo dies nicht anerkannt if, darf die Frau 
nur beantragen, baß der Maun für einen Verſchwender erllärt wird, Roth K. 
S. 425 N.13, Baumeifter IL S.105f., v. Stemann ©. 245 (R. v. Hufum), 
Nenbauer ©. 146. 

59) z. B. Oldenb. ©. art. 27: „im Falle der Verhängung einer Curatel 
über den Ehemann oder das Bermögen des abweienden Ehemannes“. 

55) Oben $ 229 N. 12. 

1) Bgl. darüber Dunder Gefammteigenthbum 1843 S. 195 — 231, Schüler 
in Ortloff’s, Heimbach's und ſ. Abhh. 1.1847 S. 485 — 539, A. Schwarz bie 
GG. der Ehegatten nach fränk. R. 1858 ©. 104—113; dann aber auch die in ben 
folgenden Noten citirte Literatur. Wir berüdficgtigen hier auch Literatur und 
Duellen, welche ſich auf die partielle GG. beziehen, weil bei berfelben verwandte 
Rechtsfragen vorhanden find. 
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Gefegen verfchiedene Auffaffungen zum Ausdrud gelommen find und 
die Praxis bald nach dieſer bald nach jener Seite hinneigt, jo werden 
auch in der Wilfenichaft verjchiedene Anfichten vertheidig. Sehen 
wir vorläufig von den feineren Nüancen ab, jo befteht bier. derjelbe 
Gegenfag, welcher ſich jeit alter Zeit überhaupt für die Behandlung 
ded Rechts mehrerer Perfonen an derjelben Sache oder demſelben 
Vermögen in den deutichen Quellen und in der Literatur geltend 
gemacht bat: der Gegenfab der gefammten Hand und der Theilung 
nach intellectuellen Quoten (oben II. $ 81). Die Einen nehmen 
an, daß dem Mann und der Frau feitbeitimmte Duoten (regelmäßig 
Hälften) an dem gemeinjamen Vermögen gehören, die Andern leug- 
nen während der Ehe jede Duotentheilung und betrachten die Gatten 
ald Gefammthänder ded gemeinfchaftlichen Vermögend. Zu dieſen 
beiden Anfichten fommt die dritte hinzu, dab der Mann das alleinige 
Subjelt des Gefammtvermögend fei. Obgleich fie am Tpäteften 
aufgeftellt ift, beiprechen wir fie doch zuerit, weil fie außerhalb bes 
eigentlichen Streits fteht und ohne nachhaltige Vertheidigung ge- 
blieben iſt. 

Der Kritik im einzelnen ift die Bemerkung vorauszuſchicken, 
daß die Differenz ſich weniger auf die Geftaltung der einzelnen prak⸗ 
tiſchen NRechtöjäge, ald auf ihre Zujammenfafjung zu einem Prinzip, 
auf die Conftruftion bezieht. Die Ordnung der Güterverhältniffe bei 
Lebzeiten der Gatten ift überall im welentlichen die gleiche. Darum 
hat auch die in einzelnen Geſetzgebungen ausgefprochene juriftifche 
Definition der Gütergemeinjchaft keinen tief greifenden Einfluß; es 
fommt in ihr nur die zur Zeit der betreffenden Kodifilation in den 
Kreifen ihrer Berfaffer herrſchende doftrinäre Anficht zur Erfeheinung, 
welche oft genug fich mit einzelnen jpeziellen Beftimmungen in Wider- 
ſpruch ſetzt. 

Ferner iſt zu bemerken, dab es — ſtreng genommen — in⸗ 
korrekt iſt, wenn man bei der Conſtruktion des Rechtsverhältniſſes 
immer von Eigenthum, Miteigenthum, Eigenthum zu geſammter 
Hand u. ſ. w. redet. Denn es handelt ſich nicht bloß um Obiekte, 
welche im Eigenthum des Mannes oder der Frau ſtehen, ſondern 
um ein ganzes Vermögen, zu welchem auch Beſtandtheile gehören, 
welche nicht Objekte des Eigenthums ſind, z. B. dingliche Rechte, 
Forderungen, Schulden u. ſ. w. Es wird hier wie ſo oft das Wort 
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„Eigenthum“ in einem weiteren vulgären Siun genommen, um bie 
mannigfaltigften Herrichafts- und Vermögendrechte zu umfaljen. Hat 
man fich aber dies einmal zum Bewußtjein gebracht, jo unterliegt 
ed feinem Bedenken, in der herkömmlichen Weile auch weiter von 
„Eigenthum“ — gewilfermaßen pars pro toto — zu reden; denn 
dad zu löfende Problem betrifft nicht die Natur der Herrſchaft über 
dad Vermögen, jondern dad Berhältnig der Subjekte, welchen dieſe 
Herrſchaft zufteht. 

I. Berhältnigmäßig wenig zahlreiche Anhänger bat die Anficht 
gefunden, daß der Mann der alleinige Eigenthümer ded geſammten 
Vermögens jei; die Frau habe nur ein eventuelles Recht, welches 
erit bei Auflöfung der Ehe wirkſam werde. Nachdem Einzelne die 
Möglichkeit diefer Anficht für einzelne Partilularrechte vertheidigt 
batten?), hat fie Dunder (Gefammteigentbum 1843 ©. 218 ff.) 
am eingehendjten zu begründen verſucht; Kraut ftimmt ihr für das 
ältere Luͤbiſche Recht zu?), nach welchem der Mann Eigenthümer ver 
Immobilien jeiner rau werde, und Baumeifter vertheidigt jie für 
dad Hamburger Recht‘). 

Dunder ftügt ſich weſentlich auf franzöfiiche Coutumes und 
auf die franzöfiihe Jurisprudenz, welche dad Verfügungsrecht des 
Manned dadurd zu erklären verjuchen, daß er en quelque facon 
seul seigneur et maitre absolu fei°). Freilich finde diefe Anficht 
in den deutſchen Statutarrechten Teine ausdrückliche Beltätigung; 


N) Bol. Über Donandt und Saraum, welche feine eingehendere Begründung 
ihrer Anficht geben, Dunder ©. 206 ff. 

3) Bormundfchaft II. 1847 S. 511 ff. 

9 Baumeifter II. 1856 $ 89 III, IV: es beſtünde hier feine GG., ſon⸗ 
dern Alleineigenthbum des Mannes. — Auch Schwarz GG. nah fränkiſchem 
Rechte 1858 S.109 giebt unter allen Theorien der Dunder’ihen den Vorzug, 
ſtellt danu aber ©. 110 eine eigene Theorie auf, welde von ben bisherigen ab⸗ 
weicht und den Quellen ftrift widerſpricht: jeder Gatte bleibe Eigenthümer feines 
Bermögens, e8 trete aber das beiberfeitige Gut in eine fo innige Verbindung, 
daß während der Ehe in feiner Beziehung mehr eine Scheidung ftattfinde. Da⸗ 
durch nähert er die GG. der Berwaltungsgemeinichaft an. 

5) Citate aus dem franzöfifhem Recht auch bei Mittermaier $ 399 N. 20, 
Schwarz S.107. Gegen dieſe Aufiht auch Zadariä III. $ 505 N. 1. — 
Die franzöfiiden Stellen verlieren Dadurch an Bedeutung, daß fie Die Gemeinſchaft 
nur auf die Mobilien und die Errungenfchaft erfireden und an den Grundftiden 
das Alleineigenthbum der einzelnen Gatten fortbeftehen Taffen. 
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dieß gelte aber au von den andern Anfichten. — Abgeſehen davon, 
daB dad letztere nicht richtig ift, jagen die franzöfiichen Quellen doch 
auch nicht, dak der Mann wirklih Gigenthümer jet, ſondern deuten 
nur feine Herrihaft an; seigneur bedeutet hier überall weniger 
Eigenthümer, ald Herr, Verfügungäberechtigter. 

Im übrigen ftügt fich dieſe Anficht lediglich auf das dem Manne 
zuftehende Recht über das eheliche Vermögen zu verfügen und dafjelbe 
mit Schulden zu belajten®). Dabei bleibt außer Acht, dab auch nad) 
manchen Partikularrechten mit Verwaltungsgemeinſchaft der Mann 
die gleichen Befugniffe befist, daß nad zahlreichen Partikularrechten 
mit Gütergemeinjchaft eingreifende Dispofitionen des Manned von 
der Genehmigung der Frau abhängig find, dab nach unfern Duellen 
durchgängig beide Gatten ald Subjekt ded Vermögens erjcheinen, 
ihr Vermögen ald gemeinjamed, als Geſammtgut angejehen wird 
und daß nirgends die verheirathete Frau — etwa wie die römiſche 
uxor in manu — als vermögendlos gilt”). Auch müßten nad) der 
Dunderihen Theorie die vorehelihen Schulden der Frau mit dem 
Mebergang ihres DVermögend auf den Mann lediglid diefem zur 
Loft fallen, während in der That fie noch weiter perjönlich ver- 
haftet bleibt. 

II. Die verbreitetfte Anficht fieht die Gatten als Miteigenthümer 
nad ideellen Duoten an; fie wird insbeſondere von allen denen ver- 
treten, welche eine civiliftiiche Konftruftion verlangen und das Ber- 
haͤltniß direlt den römiſchen Kategorien unterordnen wollen?) In 
älterer Zeit erklärte man die Gütergemeinfchaft für eine societas°) 


6, Bon der Theorie Dunder’s fcheint das Mannheimer Erf. bei Seuffert 
I. no. 71 beeinflußt zu fein: „daß während der Ehe dem Mann die ausjchließ- 
liche Verfügungsgewalt über das gemeinſchaftliche Vermögen, jomit das volle 
Eigenthbum zuftand und der Ehefrau nur eventuelle Rechte für den Todesfall Des 
Mannes zukommeu.“ 

7) 9. Gerber Abhh. S. 315f. N. 

8, Diefen Ausdrud brauchte v. Gerber 8 233 N. 9 in den früheren Auf- 
lagen. Roth, welder in Beller’s und Muther’s. Jahrb. III. S. 355 fi ſehr 
entfchieden gegen ven Verſuch erflärt hatte, „deutſchrechtliche Inftitute, für welche 
das römische Recht keine Analogie bietet, mit demjenigen römiſchrechtlichen In- 
fitut zu amalgamiren, das am wenigften Unähnlichleit bat“, erklärt ſich gegen- 
wärtig $ 102 hinter R. 25 für die Gerber’iche Anficht, „weil fie allein Die Mög⸗ 
lichkeit einer geeigneten eiviliſtiſchen Eonftruftior gewährt”. 

9) So jagt 3.8. Fichard consilia I. no.34 8 2: videtur contracta 
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und ſetzte ſich darüber hinweg, dab eine societas lediglich durch 
Bertrag entiteht und ein einfeitig aufkündbares Verhältniß fchafft, 
wogegen die Gütergemeinichaft nad vielen Rechten die unmittel- 
bare Folge der Ehe ift, welche auch ohne Vereinbarung über das 
Güterreht eintritt. 

Später hat diefe Theorie die Geftalt angenommen, daß das 
Güterverhältniß ald eine communio aufzufaſſen ſei; es beftehe Mit- 
eigenthum nad) ideellen Quoten. Dabei behauptet man bald, die 
Ehegatten feien nach Hälften oder nad) andern Quoten (der Mann 
zu zwei Dritteln, die Frau zu einem Drittel), bald, jie jeien 
zu denjenigen Quoten betheiligt, in welche die Geſammtmaſſe bei 
Auflöfung der Gütergemeinfchaft zerfällt. Diefe Anficht hat ſo— 
wohl in einzelnen Gejebgebungen beftimmten Ausdrud gefunden‘), 


soeietas quaedam universalis inter virum et uxorem per legitimum ma- 
trimonium .... Quapropter etiam omnia per eos constante matrimonio 
et quamdiu simul habitarunt, acquisita veniunt communicanda et aequa- 
liter dividenda. — Dogmengeſchichtliche Mittbeilungen aus jpäterer Zeit bei 
Dunder ©. 195f., Gengler Lehrb. S. 974 f., Roth 8. $ 104 N. 30, $ 107 
R.15. Lauterbach nennt fie eine vera societas, Mevi us aber societatis 
seu communionis genus admodum improprium et anomalum. — lieber 
bie franzöſiſche Literatur vgl. Dunder ©. 219; Zachariä III. 8 505 ver- 
theidigt gleichfalls die Gefellihaf. — C. Max. Bav. 1.6 832 fagt, es jeien 
die Gemeinſchaftsverhältnifſe zu beurtheilen „nach denen allgemeinen Gejellichafts- 
Rechten und Reguln, ſoweit ſolche nicht durch befondere Berorbnungen ober 
Geding beichränkt ſeynd“; ngl. dazu Roth B. 8 71 N. 47 ff. — Auch das Oeſtr. 
GB. $ 1233 vgl. mit $ 177 erklärt den Bertrag, welder GG. einführt, für 
einen Geſellſchaftsvertrag. 

10) Bgl. au oben 8 224 N. 3, 11, 15; franzöſiſche Coutumes bei Dun- 
der ©.225, Schwarz S.107. — Nah dem Rügianiſchen Landgebraud (oben 
8 224 N.15) tritt mit der Geburt eines Kindes GG. ein und zwar der Art, 
daß jeder Gatte und jebes Kind gleich viel bat, aljo bei zwei Kindern Jeder 
ein Biertel, und daß beim Tode eines von ihnen feine Quote allen übrigen zu 
gleichen Theilen anfällt. — Heſſiſche Ger. Orbn. v. 1497 art. 37 (Pfeiffer 
praft. Ausführ. II. S. 207): „nachdem ihrer jedes in der Ehe an folder ihrer 
beider verjamenter Haab und Gut den halben Theil bat” u. ſ. w. — Nürnberg. 
Reform. XXVIII.1 Ab. 3: „Dieweil an dem allem jr yvedem der halb teyl zu- 
gepürt.“ — Landr. der Grafſchaft Lingen v. 1639 (aud bei Gengler Lehrb. 
©. 1011 f.): Betheiligung nach Hälften (vgl. darüber Niehans im neuen Mag. 
f. Hannov. R. II. S.380 ff.). — Landr. f. Hohenlohe L.4 82, vgl. au IV. 
185, V.1 83 (dem Manne gehört ?/,, der Frau ’/,). — Dettingen-Waller- 
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als auch wird fie im der Theorie!) und in der Prarid”) vielfach 
vertreten. 

Bei der gewöhnlichen Annahme, daß die Gatten nah Hälften 
betheiligt find, kommt man zu dem Refultat”): „Verwaltungsrecht 
ded Mannes an der eigenen Quote kraft Eigenthums, der fraulichen 
fraft Cherehts‘. Es liegt dann im Grunde: genommen nur eine 
modificirte Verwaltungsgemeinſchaft vor, bei welcher zufolge der Ehe 
die Unbegreiflichkeit eingetreten ift, daß jeder der beiden Gatten die 


ſtein'ſche BO. v. 1772 (v. Wächter I. S. 743): Eigentum nah Hälften. — 
Stadtr. v. Wimpfen v. 1775 IV.IS5 (v. d. Nahmer S. 1161). — Lippe'ſche 
BO. v. 1786 8 14 (vgl. darüber Dunder ©. 212 f. und unten N. 30). — 
Das Preuß. Lor. fpricht auch von Miteigentfum, II.1 $ 365, 373; jeber Gatte 
babe an dem gemeinjchaftlichen Eigenthum die Hälfte, $ 637, 639 (die vollſtän⸗ 
digfte Zufammenftellung ber verſchiedenen Anfichten betreffend das Preuß. Lor. 
bei Göppert Miteigenthbum nach dem preuß. Lor. 1864 ©. 10 ff. Für Mit- 
eigentbum nach ideellen Ouoten auch der 2. Strafienat des Reichsgerichts, Entſch. 
Strafi. IV. no. 31). 

1) So ſchon viele Aeltere z. B. Tengler (Miteigentbum nad Hälften; die 
Stelle ſteht auch bei Gengler Lehrb. S. 973 f.). — Unter den Neueren: 
Maurenbreder Priv. R. 8 486, vgl. auch ſ. Rheinpreuß. Ldrechte I. S. 421 
N. 50, Runde ehel. Güterreht 563, Fald IV. ©. 427 ff. 430, Euler 
Güter» u. Erbrechte S. 80, in d. Ztſchr. f. d. R. X. S. 14 f., 26, Wächter I. 
S. 726 N. 3, 727 N. 4, v. Gerber 8233, Walter 8 208, Gengler Lehrb. 
S. 1094, Priv. R. 8 145 N. 5, Schmidt ſächſ. R. II. S. 50, Förſter IH. 
8209, v. Fiſcher-Benzon Marſchrecht S.94, Dahn Rechtsbuch S. 217 f., 
Privatr. S. 209, v. Roth D. 8 102. — Einige Anführungen noch bei Bau⸗ 
meiſter II. S. 160 N. 6. 

Mittermaier, welcher regelmäßig als Anhänger dieſer Anſicht angeführt 
wird, ift eigentlich gegen jede Conftrultion, $ 399 IV; bie GG. Iaffe ſich unter 
feinen ber in unferm Recht aufgenommenen Begriffe bringen; auch Die communio 
juris paffe nicht. — Roth in Bekker's und Muther’s Jahrb. III. ©. 355 er- 
Härt die Conftruftion al8 communio für „bebeutungslos, da fie von einer Ber- 
fennung ober fagen wir lieber Unkenntniß der hiſtoriſchen Entwidiung ausgeht”; 
Priv. R. 8 102 N. 25 dagegen bezeichnet er fie als diejenige Auffaſſung, welde 
„allein mit der hiſtoriſchen Entwidelung in Einflang ſteht“; vgl. auch oben N. 8, 

12) Belege bei Roth D. 8 102 N. 24; er fagt, es herrſche gegenwärtig in 
der Praxis dieſe Anfiht „faft ausſchließlich“ Aber die Anführung unten in 
N. 30 zeigt, daß fih im neuefter Zeit die Praris von ihr abwendet. — Vgl. 
auh Darmftadt (Seuffert XVI. 56), Stuttg. (XVIII. 146, XXI. 131, 
XXIX. 247). 

13) Wie e8 Dahn Priv. R. S. 209 rundweg ausjpridt. 
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Hälfte jeined Vermögend verliert und ftatt ihrer die Hälfte vom 
Vermögen ded Andern gewinnt und dab nun die Verwaltung der 
beiden neugebildeten Maſſen nach denjelben Grundjähen wie bei der 
Berwaltungdgemeinichaft geführt wird. 

Saͤmmtliche Vertreter diefer Konftruftion geftehen ein, daß die 
regelmäßigen Grundſätze des Miteigenthumd nach verfchiedenen Rich— 
tungen hin alterirt ſeien, und ebenſo enthalten die Geſetzgebungen, 
welche von dieſem Prinzip ausgehen, zahlreiche Rechtsſätze, welche mit 
ihm unvereinbar ſind. Dieſe Theorie will eben nur eine civiliſtiſche 
Konſtruktion liefern, unbekümmert darum, daß während der Ehe die 
den Gatten zugefchriebenen Duoten nirgends hervortreten. 

Dad Miteigentbum — fo erfennt man an — ift durch das 
Mundium des Ehemanns weſentlich modificirt: Teiner der Miteigen« 
thümer darf auf Theilung dringen, die Frau hat feine Verfügung 
über ihre ideelle Duote, der Mann darf nicht bloß über feine ideelle 
Duote, fondern über die ganze Maſſe verfügen; die Schulden, weldje 
der Mann überhaupt und welche die Frau in der engern Sphäre 
der Wirthſchaft macht, belaften nicht bloß die ideelle Duote des 
Schuldners, fondern ergreifen das ganze Vermögen; handelt es ſich 
um Beräußerungen und Belaftungen von Grundftüden dur den 
Mann, jo bedarf e8 der Einwilligung der Frau nicht bloß mit 
Bezug auf ihre Duote an dem gemeinjchaftlichen Grundftüd, ſondern 
auch in NRüdficht auf die dem Manne gehörige Quote. Kurzum 
nirgendd kommen die Regeln des Miteigentbumd zur Anwendung”). 

Für manche Quellen läßt fich die Duotentheilung, indbefondere 
die Halbtheilung direft widerlegen. Unbegreiflic wäre ed, wenn ber 
überlebende Gatte bei Auflöfung der Ehe weniger erhielte, ald er 
früher hatte und doch fallt ihm nad) vielen Partikularrechten nicht 
die Hälfte, fondern eine kleinere Duote zu. Man kann dieſer 
Schwierigkeit auch nicht durch die Ausflucht begegnen, er habe bereits 
während der Ehe diejenige Quote gehabt, welche bei ihrer Auflöfung 
für ihn auögefchteden wird. Denn die Größe diefer Quote ſchwankt 
oft je nach den konkreten Verhältniffen, je nachdem der Mann oder 
die Frau zuerft ftirbt, und je nad) der Zahl der Kinder beim Tode 
bed zuerft verftorbenen Gatten. So erhält der Meberlebende 3. B. 


14) Bgl. Schüler in Ortloff's, Heimbach's und feinen Abhh. I. ©. 507 fi. 
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oft einen Kindeötheil, alfo wenn mehr als ein Kind vorhanden it, 
weniger ald die Hälfte. Unmöglic darf man annehmen”), daß jeded- 
mal mit der Geburt eines Kindes während der Ehe ji die Duote 
verringert und beim Tode eined Kindes ſich wieder vergrößert. Die 
Duotentheilung läßt fich nicht rechnungdmäßig durchführen, vielmehr 
haben die Beftimmungen über Quoten lediglich für die Vertheilung 
des Vermögens bei Auflöfung der Ehe Bedeutung’). 

Wenn man fi) dann damit zu beruhigen jucht, daß die ideellen 
Theile nicht „ein für allemal unabänderlich beftimmt“ feien, daß die 
ideellen Quoten während der Che ruhen, nur Iatent vorhanden 
jeien!), jo liegt darin das Bekenntniß, daB die Annahme eines 
Miteigenthums unhaltbar fei und in der That ein Geſammthands⸗ 
verhältniß vorliege. 

III. Weil aljo dad gefammte Vermögen nicht dem Manne allein, 
— natürlich noch weniger der Frau — und weil es auch nicht beiden 
zufammen als Miteigenthümern nad ideellen Duoten gehört, fo 
bleibt feine andere Möglichkeit übrig, ald daß während der Ehe em 
Gemeinichaftöverhältni ohne ideelle Quoten befteht. Die Anhänger 
diefer Anficht zerfallen aber in zwei Klaffen, je nachdem fie die Ehe— 
gatten zu einem neuen Rechtsſubjekt zufammentreten laffen und als 
juriftiiche Perfon oder Genoſſenſchaft auffaffen, welcher als einer Ein- 
heit dad Vermögen gehört, oder die Gatten felbft als Subjekt des 
Vermögens, aber ohne fefte Duotentheilung betrachten. Manche 
Iprechen fi fo wenig präcis aus, daß es zweifelhaft bleibt, zu 
welcher Partei fie zu zählen find. 

A. 1. Da man, wenn Mehrere in gleichartiger Weile an dem- 
jelben Vermögen betheiligt find, das Eigenthum der juriftiichen Perfon 
ald den einzig denkbaren Gegenfap der communio mit intellektuellen 


15) Wie es in ber That der Rügianifche Landgebrauch (oben N. 10) thut. 

16) Schüler S. 511ff, Baumeifter II. 8 89 III., v. Stemann Güter- 
recht des Jüliſchen Lows S. 30 ff. 

1) Runde ©. 149, 150. — Aehnlich Förfter $ 209: „daß die Anteile 
des einen Ehegatten am Ganzen während der Ehe Feine rechtliche Wirkung 
äußern und erft hervortreten, wenn fich die Ehe auflöſt“; „Miteigenthum mit 
latenten Antheilen”. — Stuttg. Erf. (Seuffert XXIno. 131): „Die Antheile 
haben während der Dauer der Gemeinfhaft fi nicht äußern können, gleichſam 
geruht“. 
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Theilen anſah, fam man dazu die Ehegatten für eine juriftifche 
Perſon zu erklären. Nachdem diefe Löfung ſchon laͤngft von Ein- 
zelnen, 3.8. auch dem ältern Runde, meiltend ohne eingehende 
Motivirung vorgejchlagen war"), bat Haſſe (Beytrag zut Revifion 
der bisherigen Lehre von der Gütergemeinfhaft 1808, bejonderd 
S. 91 ff.) in Scharffinniger Weife fie zu vertheidigen verſucht: Die 
mehreren phufiichen Perfonen machen feine communio aus, ſondern 
werden ald ein Subjekt einer Summe von Rechten und DVerbind- 
lichkeiten betrachtet (S. 93); die Individuen haben an dem Bermögen 
„gar keinen Antheil", „die Maffe iſt nicht unter den Individuen 
getheilt" (S. 105); die Ehegatten verlieren ihre bisherigen Rechte 
„ganz und gar“ und zwar an die myſtiſche Perfon, wovon fie ein 
Mitglied werden, „ohne ald bejondere Rechtsſubjekte nur den gering- 
ften Antheil daran zu behalten" (S. 106). Der Manrr bat die 
Berwaltung des gemeinfchaftlichen Vermögens im Namen der myſti⸗ 
hen Perfon (S. 111f.). Beim Tode eined Gatten ift die myſtiſche 
Perjon nicht mehr vorhanden; es entjteht eine Erbmaſſe, deren Erb- 
laffer eine myſtiſche Perfon ift und deren Erbe durdy Statuten oder 
Bertrag beftimmt wird. 


Haſſe's Anficht Hat längere Zeit in der Literatur geherrjcht"°) 


18) Ueber die Borläufer der Haſſe'ſchen Anficht vgl. Mittermaier $ 399 
N.18,19, Deiters GG. S.153, Kraut II. S.332 N. 2, Gengler Lebrb. 
©.1096 8.395. Zu ihnen ‚gehört and Danz, gegen beffen Formulirungen 
im einzelnen Haſſe eingehend polemifirt. — Auch 9. Fr. Runde Beyträge II. 
1802 ©. 427: „Geſammteigenthum, welches beiden Ehengatten als einer mo- 
ralifhen Perfon ungetheilter Weife zufteht”, und Privatr. $ 603: „condominium 
pro indiviso, welches der ehelichen Geſellſchaft als einer moraliſchen Perfon 
zufteht”. — Da man im vorigen Jahrhundert noch nicht „juriftiiche Perfon“ 
und „PBerjoneneinheit” von einander unterfhied, jo liegt dieſe Auffaffung auch 
dem Bamberg. Lor. J. 2. 1 $ 1 zu Grunde: die beiden Gatten find „ordentlicher 
Weis für eine Perſon zu betrachten”, vgl. dazu Gengler S.989f. — Bol. 
ferner den Bericht ber Cleviſchen Regierung v. 1787, deſſen betreffende Stelle 
auh bei Deiters S. 153 N. und bei Gengler S.1011 abgebrudt if. — 
Caftell’i de BO. v. 1801 (Gengler S. 990): die beiden Gatten werden „mit 
einander das Subjelt ober die Perſon“ des Vermögens; es entſteht „eine Einheit 
der Perfon und des ... Vermögens“. — Bericht von Ahlen v. 1805 (bei 
Deiters ©. 153): das Bermögen wirb „von beiden Ehegatten als einer mora- 
liſchen Perſon beſeſſen“. 

19 Eichhorn $ 300: „Geſammteigenthum, kraft deſſen beide Ehegatten als 


224 $ 239. Die juriftifhe Natur der Gütergemeinfchaft. 


und ift au in der Prarid vertreten worden”), ohne daß alle Gon- 
fequenzen gezogen wurden, welche ſich aus ihr ergeben, und vor denen 
Haſſe jelbft nicht zurüdichredt. Nach ihr würde jeder Gatte zufolge 
der Berheirathung fein geſammtes Vermögen an eine fremde Perfon, 
an die nen entitandene juriftiihe Perjon der Che verlieren. Ab— 
gejehen von diefer unnatürlihen Auffaffung und von der Schwierig. 
feit ed zu erklären, daß beim Tode eined Gatten dad Vermögen an 
deſſen Erben und an den überlebenden Gatten fallt, müßte man 
auch annehmen, daß die Schulden, weil fie nicht mehr Schulden der 
Gatten, fondern der juriltiihen Perfon find, auch nur auf dem Ge: 
jammtvermögen haften; e8 würde für diejelben weder das Sondergut 
des einzelnen Gatten in Anſpruch zu nehmen fein, noch könnte nad 
beendetem Konfurd über das Sammtgut fi ein Gläubiger an den 
Ipätern Erwerb jeined Schuldners halten?‘). 

2. Nur eine Barietät diefer Anficht ift die Auffaffung, daß die 
Ehegatten freilich Feine juriftiihe Perfon, aber doch eine Perjonen- 
einheit, eine Genofjenihaft bilden. Verſteht man unter Genofjen- 
Ichaft ein die beiden Gatten umfafjendes neues Rechtsſubjekt, jo ift 
Dagegen dafjelbe einzumenden wie gegen die Annahme einer jurifti- 
ſchen Perfon. Will man aber andeuten, daß die beiden Gatten noch 
bejondere Rechtsſubjekte bleiben, aber in dauernden perjünlichen 
und DVermögendbeziehungen ftehen, jo kann man ſich damit einver- 
ftanden erflären. Dann befagt aber die Terminologie nichts bejon- 
dered und trägt die Theorie nichts zur Erklärung ded Bermögens- 


eine juriftifche Perjon betrachtet werben”, vgl. auch $ 3091. — Albrecht Gewere 
©. 258 N.722: das Mittelalter dachte fih „Das Vermögen als Gefammteigenthum 
der Eheleute, fie ſelbſt als moraliſche Perfon”. — Deiters GG. S. 25 ff. 
153 f., in d. Ztſchr. f. d. R. II.2 ©. 119: „Eine gedachte (ideelle) oder ju- 
riſtiſche Perſon“. 

%) Urtheil v. Caſſel v. 1832 (Duncker Geſammteigenthum S. 125 R. 1), 
des Preuß. O. Trib. v. 1840 (bei Koch zu II. 1 8 361): „Ehepaar als mora⸗ 
liche Perſon“. 

21) Gegen diefe Theorie Chr. 2. Runde Güterr. S. 158 f., Dunder 
S. 198, 215f., Gengler S. 1098 R., vgl. au Bolze jur. Berfon S. 69. — 
Wenn Niehaus S.197 gegen fie geltend macht, die Rechtsidee ber juriftifchen 
Perjon entfpreche nicht der Volksanſchauung ſelbſt, fo ift zu entgegnen, daß es 
fih bier nit um Rechtsnormen, Rechtsſätze, — diefe müfjen dem Geſetze oder 
der Bollsüberzengung entſprechen, — ſondern lediglih um eine frage der 
juriſtiſchen Technik handelt: für biefe aber ift die Volksüberzeugung inbifferent. 
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verhältniffes bei; denn eine Genoffenihaft in diefem Sinne bilden 
die Ehegatten nicht bloß bei der Gütergemeinfchaft, jondern auch bei 
den andern Syitemen; die Gigenthümlichfeit aber der Giütergemein- 
Ihaft iſt nicht in der Organtfation der Ehe, fondern in der befondern 
Drdnung der Vermögendverhältniffe zu fuchen. 

Am entſchiedenſten“) hat diefe Anfiht Schüler vertreten“): 
im Berhältniß zu Dritten, nach außen hin erfcheinen die Gatten als 
eine Perjon, welche bald durch den Mann bald durch die Frau ald 
Drgan repräjentirt wird, während nad) innen hin von feinem Eigen⸗ 
thum und von feinen ftrengen juriftiichen Verhältniſſen die Rebe fet. 
Es handele ji) bei der Gütergemeinſchaft nicht um eine befondere 
Art des Eigenthums, „jondern ed werden bloß mehrere Menjchen 
zu einer Perjon vereinigt gedacht"; man müffe „Mann und Weib 
als einen Leib, Beide ald ein Rechtöfubjelt in Beziehung auf das 
Bermögen auffallen.“ Es habe „nicht der eine Ehegatte nodh feine 
befondere Perjönlichkeit außer und neben der ehelichen Genoffenjchaft, 
tondern beide Perjönlichkeiten fallen zufammen und gehen in einander 
auf". Der einzelne Satte höre nicht auf Eigenthümer zu fein, er nehme 
nur noch in feine Perfönlichkeit eine phufiiche Perſon auf und ver- 
Ichmelze mit derjelben; dad Rechtsſubjekt jei erweitert, aber nicht ein 


22) VBgl. außerdem Befeler $ 122: „die Ehegatten felbft in ihrer genofjen- 
Ichaftlichen Verbindung”; das Nechtsverhältniß fei zu erflären aus der „eigen- 
thümlihen Organijation des Rechtsſubjekts“; das Rechtsſubjekt feien „pie Ehe⸗ 
gatten in ihrer genoffenfchaftlichen Verbindung”. — Auch er vermwirft die juriftifche 
Berfon (Volksrecht und Juriſtenrecht ©. 169): „die Berbindnng der Ehegatten 
bringt e8 zu keiner felbftändigen Perjönlichleit der Ehe, welche als ſolche weder 
berechtigt noch verpflichtet wird”; vgl. darüber auch Thöl Vollsreht ©.27f. — 
Bluntſchli $ 162. 5 ſchwankt zwifchen Eigenthum der Genoſſenſchaft und Eigen- 
thum der Ehegatten. Mann und Frau bilden „eine Genoſſenſchaft, deren Glieder 
nicht anfhören, auch felbft Perfonen zu bleiben. Sie ift eine wahre Zmeieinig- 
teit". Und 839.2: „In der Ehe ift offenbar beides zugleich da: erſtens zwei 
Berfonen, Mann und Frau, zweitens bie Berbindung beider zur Einheit. Daber 
ift es möglich, daß man, ohne unlogiſch zu werden, von Vermögen der Ehegatten 
und von Vermögen der Ehe reden uud an das nämliche Objekt denken kann“. 
Die Ehe fei keine universitas, vielmehr fei „die Einheit der beiden Ehegatten 
eine organiſche“. 

2) In Heimbach's und f. Abhh. I. 1847 ©. 485 ff. Durch Schüler hat 
fie auch Einfluß auf die Praris des Jen. OAGerichts gewonnen, vgl. Schüler 
©. 512 f. (Senffert I. no. 351). 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0.2. Aufl. 15 
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anderes, neues geworden. In der ehelichen Genoſſenſchaft „bilden 
mehrere Perfonen zufammen nur ein Nechtöfubjeft, ohne jedoch zu 
der feſten Form der juriftiichen Perſon gediehen zu fein”. Nach 
Schüler's eignem Belenntniß bleibt e8 der Doktrin noch überlaffen, 
den Begriff der Genofjenihaft den vorhandenen Lebenserſcheinungen 
gemäß audzubilden. Aber gelungen ift ihr das bisher nicht, Die 
Genoſſenſchaft bleibt ein nebelhafter, in ſich widerfprechender Begriff. 

B. Die Andern finden dad Weſen der Gütergemeinichaft in 
einer bejonderen Geftaltung des Eigenthumsverhältniſſes. Die An- 
hänger diefer Anficht zerfallen auch wieder in zwei Klafjen. 

1. Einige nehmen ein Gejammteigenthbum im Sinn eined con- 
dominium plurium in solidum an; Jeder fei Eigenthümer des 
ganzen Bermögend. Als frühefter Vertheidiger diefer Theorie gilt der 
pfeudonyme*) Justus Veracius*): sic utriusque conjugis bona 
eonfunduntur, ut quivis eorum totius patrimonii in solidum do- 
minus sit, et quae uxoris fuerunt, jam et ejusdem et mariti 
sint; vicissim quae maritus habuerat, jam sua et uxoris suae 
sint, uno verbo et maritus et uxor jure dicere potest, totum 
patrimonium meum est*). Die Lehre hat zahlreiche Vertreter in 
der folgenden Zeit gefunden?) und auch in der Gegenwart ift daß. 


#4) Weber den wahricheinlihen Berf., Hofratb Lehner vgl. Roth B. 85 
NR. 37, auch Gengler Lehrb. S. 202 N. 2. 

25) Libellus consuetudinum principatus Bambergensis (1681) denuo 
recusus. 1733 12° p. 59. 

36) Er verſucht p. 64 f. den logiſchen Widerfprud zu befeitigen. — Ent- 
ſprechend heißt es im Bericht des Hofgerichts Bamberg v. 1748 an das Kammer- 
gericht, (bei Scherer GG. J. ©. 103), es entitehe ein „gemeinfames dominium 
in solidum”. 

7) So Roßmann (1750) in Siebenkees Beyträge IV. 1789 ©. 12ff: 
„daß dem einen Ehegatten das Eigenthum über alle Güter allein zuftebet und 
dem andern ift e8 auch ganz allein gehörig”. „Jedes derjelben ift Herr allein: 
die Communion verbindet fie auf das genauefte und jedem insbeſondere gehört das 
ganze Gut”. — Lange die Rechts-Lehre von der Gemeinfchaft der Güther unter 
denen teutſchen Eheleuten. Bayreuth 1766 4°. Hier heißt es S. 162: „daß ſich 
das Dominium eines jeden der beyben Eheleuthe auf Das Gante, Teineswegs 
aber nur auf die Helffte ober einen andern ajfignirt ober determinirten größern 
oder geringern Antheil erfirede. ines jeden fein Recht fpreitet ſich durch Die 
gemeinſchafftliche Sache, wie die Seele durch den Eörper, aus. Sie ift in allen 
GSliedern, fie ift im gangen Leibe und ganz in jedem Theile des Eörpers*. — 
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condominium plurium in solidum noch nicht aus der Doktrin und 
der Prarid verſchwunden). Indeſſen wird daljelbe faum mehr 
ernftlich genommen, jondern fol nur negativ außdrüden, dab fein 
römiſches Miteigenthum mit intelleftuellen Quoten vorhanden fei. 

Der in dem condominium in solidum liegende Widerſpruch 
fann nicht mit Berufung auf die bejondere Geftaltung des deutſchen 
Rechts verdeckt werden und es bleibt für alle Zeiten der römiſche 
Satz beftehen: duorum in solidum dominium esse non posse?). 
Außerdem wird dieſe Theorie auch pofitiv dadurch widerlegt, daß 
nad ihr der überlebende Gatte in allen Fällen, gleichviel ob die 
She beerbt oder nicht beerbt ift, Eigenthümer des ganzen Geſammt⸗ 
gutd bleiben müßte Und doch it dies nur in einem Theil der 
Statuten beitimmt, während nad) dem andern der Weberlebende das 
Bermögen mit den Erben ded Verſtorbenen zu theilen bat. 

2. Die lepte Möglichkeit, welche übrig bleibt und welche durch 
die Polemik gegen die vorher beiprochenen Theorien zugleich ihre 
Kechifertigung findet, tft: Miteigenthum, aber nicht römiſche Com- 
munio mit intelleftuellen Ouoten, jondern deutſches Miteigenthum, 


Scherer GG. I. 1799 S. 96: „alles wird ihnen beiden alfo gemein, daß 
einem jeden das Kigenthum des ganzen Sammtvermögens ganz, jedem ein un- 
zertrenntes gleiches Recht daran zuftehet” u. ſ. w.; S.112. — Neuß Theorie 
der Lebre von der ehel. GG. Düffeldorf. 1808 S.25f.: „jeder Gefammt- 
eigentbümer hat auf Die ganze Sache ein ungetheiltes Eigenthum, weswegen fie 
dann auch rechtlich als eine Perfon angejehen werben”, Vgl. auch nody bie 
Nachweiſe bi Schwarz S.111f., S.113 N. 34, Roth B. 875 N. 9. 

28) Sie vertheidigt 3.8. ſelbſt Koh (zum Preuß. Lor. II.1 $ 361) und 
behauptet, „daß ſie der Lehre der bemährteften Rechtslehrer der vorlandrechtlichen 
Zeit” entjprede. Niehaus a. a. O. S. 193 fj. erflärt, daß die Theorie nicht 
auf alle Bartikularrechte pafje; aber für das Osnabrückiſche Hecht bleibe wegen 
der gleihmäßigen Dispofition beider Gatten über Das gemeinfame Gut „nichts 
übrig, als ein volles Eigenthbum zweier Perſonen an einer und derfelben Sache, 
ein jg. Gefammteigentbum oder condominium in solidum anzunehmen”. — 
Peterfjen (Osnabräd) darf nit mit Roth D. $ 102 N.I Hierher gezählt 
werben; freilich tritt feine eigene Anficht nicht beſtimmt hervor, aber er erklärt ſich 
ſowohl gegen ideelle Duoten als gegen das condominium in solidum (©. 83). 
— Bon oberften Gerichtshöfen vertreten das cond.i. 8. das Preuß. DO. Tribunal 
im 3.1863 (Seuffert XVII. 147) und das OAGer. zu Münden im 3. 1869 
(Seuffert XXX. 38): jeder der beiden Gatten hat das Eigenthbum an dem 
ganzen beiberfeitigen Vermögen. 

29) Bol. oben II. $ 82 N. 24, Runde ehel. Güterr. $ 66. 

15* 
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wie es fich jeit dem Mittelalter in der gejammten Hand audgebildet 
hat?%). Der einzelne Gatte ift weder Eigenthümer ded ganzen Ver- 
mögend, noch Miteigenthümer nach intelleftuellen Quoten. Bielmehr 
gehört ihm nur ein Theil, aber es liegt Fein Bebürfniß vor, diefen 
Theil zu beftimmen; denn während der Ehe fommt es nur in Betracht, 
daß ihm das Vermögen mit dem andern Gatten zulammen gehört, 
ganz ähnlich wie wenn ed nicht zwei Perjonen wären, fondern nur 
ein Subjeft vorhanden wäre. Nirgends tritt während der Ehe für 
den einzelnen Gatten ein Antheil an dem gemeinfamen DBermögen 
hervor, fondern jeder hat in feinem Kreife und in den ihm gejebten 
Schranken die Verfügung über dad gemeinfame Gut. Zum Xheil 
bedarf es des Zuſammenwirkens Beider oder der Diäpofition des 
Einen unter Zuftimmung ded Andern, zum Theil hat der Mann 
die alleinige Verfügung — da, wo ed fih um die Verwaltung 
im großen Ganzen handelt, zum Theil — im Gebiet der engeren 
Haushaltung — kann die Frau einfeitig verfügen. Nicht be- 
ſchränkt fih die Herrichaft des einzelnen Gatten auf feinen 
Theil, fondern feine Diöpofitionen find für beide Gatten bindend 
und verpflichten beide mit ihrem Geſammtgut. Cine ſolche Unge— 
theiltheit de8 Vermögens entipricht den Lebensverhältniſſen der Ehe— 


3), Stobbe in der Ztihr. f. RG. IV. ©. 215 ff. und oben IL. $ 81, 82. — 
Die Lippe’ihe BO. (vgl. auch oben N. 10) fehreibt $ 8 den Ehegatten „ein ges 
meinfchaftliches ungetheiftes Eigenthbum über die ganze Vermögensſubſtanz“ zu; 
biefer Ausdrud ift m. E. im obigen und nicht im Sinn eines condom. in Ss. 
zu denten. — Ebenſo findet fich Diefe Anficht bei Thomas Fulda II. $ 304. — 
Klar wird fie vertreten von Bed und Lauteren Landrecht "der Grafſchaft 
Erbach 1824 ©. 91: „Nur beide Ehegatten find Herr und Eigenthümer dieſes 
einen ungetheilten Vermögens und feiner derjelben ift befugt einzeln weber bas 
Ganze noch irgend einen Theil defjelben fein zu nennen und ausſchließlich als 
Eigenthum in Anjpru zu nehmen.” 

Dafür ſpricht fih auch der 3. Hilfs-Senat des Neichsgerichts aus (Entſch. 
Eivilf. I. no. 140; auders der 2. Straffenat, vgl. N. 10): „die eheliche GG. ift 
nicht als ein Miteigentum der ‚Eheleute an dem ehelichen Bermögen im römiſch⸗ 
rechtlichen Sinn, fondern als ein gemeinfchaftliches Bermögen beider Eheleute 
anzujeben, weldhes ganz unter der Vogtſchaft bes Mannes fteht, bei welchem 
Berbältniffe während des Beftehens der Ehe von beftimmt zu fondernden An- 
theilen der Eheleute nicht die Rebe fein fann. Erſt mit der Auflöfung der Ehe 
treten Sonderrechte der Eheleute, beziehungsweife der Erben an der gemeinfchaft- 
lien Maſſe hervor”. 
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gatten, während deren Verbindung ed an jeder Veranlaffung fehlt, 
den Umfang ded Rechts ded Einen am gemeinfamen Vermögen 
gegenüber dem Andern auch nur in Gedanken abzujondem®*). 


8, 240. Die Srundfäße bei Auflöfung der Ehe, 

1. Bei Auflöfung einer gütergemeinschaftlichen Che zufolge des 
Todes eined Gatten wird entweder dad Gelammtvermögen zwilchen 
dem Weberlebenden und den nächſten Erben des Verſtorbenen nad) 
Duoten getheilt oder es fällt ganz und gar an den Weberlebenden!). 
Im einzelnen treten aber ſehr mannigfaltige Modalitäten ein, welche 
theild auf altem Gebrauch beruhen, theild willfürlich duch die Ges 
jebgebung eingeführt find?). Nur die wichtigften derjelben follen bier 
bejprochen werden. 

2. Wenngleich beim Zode eined Ehegatten im allgemeinen nicht 
unter den verjchtedenen. Objekten der Geſammtmaſſe  unterjchieden 
wird, fondern Alles zufammen bleibt oder nad) Quoten getheilt wir, 
jo fommt doch auch oft ein kleiner Voraus vor, welcher für den 
Veberlebenden oder für die Erben des Verſtorbenen zunächſt aus der 
Geſammtmaſſe ausgeſchieden wird?). 


31) Auch liegt bei dieſer Auffaſſung in: der GG. nichts Verletzendes und 
Beſchämendes. Denn dann wird ſie nicht von der (von v. Gerber Abhh. 
S. 317 angenommenen) Vorſchrift beherrſcht: „ſobald du heiratheſt, verlierſt 
du die Hälfte deines Vermögens, gewinnſt aber die Hälfte des Vermögens deine 
Gatten“. 

1) Zu enge begrenzt v. Wächter I. ©. 727 N. 4 das Gebiet der GG., 
wenn er nur ſolche Rechte hieherzieht, welche bei kinderloſer Ehe dem Ueberleben⸗ 
den das geſammte Vermögen (zur Hälfte als Erben des Verſtorbenen), bei be⸗ 
erbter ihm den Beſitz des geſammten ungetheilten Vermögens zuſchreiben und 
in dieſem Falle erſt bei zweiter Ehe des Ueberlebenden eine Theilung, aber nicht 
Herausgabe des den Kindern zugetheilten Gutes eintreten laſſen. 

2) Eine jehr reichhaltige Zufammenftellung der partikulären Beftimmungen 
bei Roth D. $ 110—112. — 8110 N.1—3 fagt Roth, nad gemeinem Recht 
werde das Bermögen zwijchen dem Weberlebenden und den Erben des Berftorbe- 
nen nad Hälften getheilt und babe der Veberlebende weder Beifig an dem An- 
theil des Berflorbenen noch eine portio statutaria anzufprechen; Doch finde fich 
biefe Form nur ganz vereinzelt. M. E. fehlt es an jeder Beranlaffung won 
einem gemeinen Recht bei ber ehel. GG. zu ſprechen; jebenfalls kann bafür 
nicht ein Rechtsſatz ausgegeben werden, welcher in jo geringem Grade ber Ratur 
ber GG. entſpricht, Daß er nur vereinzelt vorkommt. 

3) Oben $ 222 N. 10. — 3.8. Hamb. R. III. 3. 6: für die Frau das befte 
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3. Wo das Vermögen zwijchen dem MWeberlebenden und den 
Erben des Berftorbenen getheilt wird, läßt fih unter Umftänden 
nicht glatt der ganze Betrag des Vermögens vertheilen. Sind wäh- 
rend der Che zu Gunften eined Chegatten über das regelmäßige 
Mad hinausgehende Aufwendungen gemacht oder ift durch ihn das 
gemeinjchaftlihe Vermögen beeinträchtigt worden, jo find die ent- 
Iprechenden Summen von feinem Theil abzuziehen und dem Xheil 
des Andern zuzurechnen‘). - 

Fur die Berhaftung wegen der Schulden kommen die regel- 
mäßigen Grundfäge über Miterben zur Anwendung; mit feinem 
Sondergut oder mit feinem jpätern Erwerb haftet der Heberlebende 
nur dann, wenn er bereitd während der Che ald perfönlicher Schuld- 
ner galt’). 

4. Die Duotentheilung zwiſchen dem Weberlebenden und den 
Erben des Verftorbenen ift partifularrechtlich jehr verjchieden normirt: 


Bett, ihre Kleider, Leinen, ihr Schmud; Ahnli ILL. 3. 4 für den Mann (Bau- 
meifter II. S.246 f.). — or. f. Hohenlohe V.2 $ 3: für den Weberlebenden 
„das Chebett mit einfachem Weberzug, nebft feinen eigenen Kleidern, Zierad und 
Geſchmuck“. — Im Großberzogth. Medi. Strel. (Neubauer ©. 64): ein Ehe- 
bett, ein Tiſch, ein Stuhl, eine Rampe ober ein Leuchter, Spiegel, ein Tifchlalen 
und ein Handtuch. — Preuß. br. II.1 8 640, 641: der Ueberlebende erbäft. 
bie zu feinem perſönlichen Gebrauch beftimmten Kfeidungsftüde, Betten und 
Leibwälhe zum Boraus, während die zum perfönlichen Gebraud des Verftorbe- 
nen beftimmt gewejenen entjprechenden Gegenftände den Kindern als Voraus 
zufallen; 8643: find feine Kinder vorhanden, fo erhält der Meberlebende auch 
noch alles Bett- und Tifchgeug, welches die Eheleute in gewöhnlichem Gebrauch 
hatten, und alle Möbel und den Hausrath. — Pal. auch noch z. B. v. Wächter 
I. ©. 760f., Neubauer ©. 152. — Ein ähnlicher Boraus findet fih auch da, 
wo bei Berwaltungsgemeinihaft nah dem Tode des einen Gatten GG. von 
Todes wegen eintritt, 3. B. oben 8 233 N.6, Oftpreuß. Prov. R. Zuf. 96 87 
(die Wittwe ihr beftes Kleid, der Wittwer fein beftes Kleid und feine Waffen). 
— Es erinnern derartige Beſtimmungen an die alten Imftitute des Heergewedde 
und ber Gerade. 

4) In Betreff der Deliktſchulden oben 8 238 N. 42; ebenfo wenn ber 
Mann zu Unvecht große Schenkungen gemacht hat, Preuß. Lor. II. 1 $ 383. 

5) Falck IV. S. 463, Runde $ 109. — Ueber die Möglichkeit für ben 
Weberlebenden, beſondets für bie Wittwe, durch Verzichtleiftung auf das Gefammt- 
gut den fpätern Erwerb von jeber Verhaftung zu befreien vgl. oben $ 238 
N. 41. 
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a) Der Ueberlebende erhält die Hälfte, die andere Hälfte fallt 
an die übrigen Erben®). 

b) Nach mandyen Rechten gilt died nur für die beerbte Che, 
während bei unbeerbter Ehe der Weberlebende das ganze Vermögen 
behalt”). Dies Alleinerbrecht des Meberlebenden wurde durch Sprüd- 
wörter angedeutet, wie „längft Leib längft Gut”, „langes Leben 
langed Gut”, „der legte macht die Thüre zu” u. |. w.®). 

c) Die Duoten find je nach der Nähe der fonftigen Erben ver» 
Ichieden; 3.8. erhält nad) dem Preuß. Landrecht (II. 1 $ 637—639, 
647) der Meberlebende bei Konkurrenz mit unabgefundenen Kindern 
die Hälfte (er erhält fie ald „fein Eigenthum zurück“); find nut 
andere nähere Verwandte vorhanden, fo theilt er auch nod die 
Hälfte, welche ald Nachlaß des Verftorbenen gilt, mit ihnen und 
erhält von derfelben je nach der Nähe ihrer Berwandtichaft die 
Hälfte oder ein Drittel. In Crmangelung von Dejcendenten, Adcen- 
denten, Gejchwiftern und Gefchwilterfindern des nn behält 
er dad ganze Vermögen?). 


6) Oeſtr. GB. 8 1234, Sächſ. GB. 8 1702, Recht des alten Landes 
(Pufend.IV. p. 40), v. Fifher-Benzon Marſchrecht ©. 159, Lor. v. Lingen 
v. 1639 (Gengler Lehrb. S. 1012), Weftph. Gef. von 1860 $ 7, Medi. Strel. 
Stadtrehte (Neubauer ©. 64). — Bol. überdies Roth D. S 111 N. 23, 
77, 8112 R. 62. 

) z. B. Lüneb. Ref. VI.8 (mit Ausnahme von Heergewebde und Gerade), 
BO. für Lippe 8 15. — Litate bei Roth D. $ 111 N. 22, 8112 N.23, 
DB. SEIN. 2F., Neubauer ©. 147. 

8, Eifenhart S. 289 ff, Graf und Dietherr ©. 153, 158, Roth R. 
©. 369. — Anch wurde durch Einrüden des Sprüdmworts: „Hut bei Schleier 
und Schleier bei Hut” (8 237 N.3) in den Ehevertrag dem Weberlebenden für 
ben Fall ber kinderlofen Ehe das Alleinerbrecit zugefagt, Eifenhart ©. 136 f., 
Weigel Walded ©. 53. — Aber diefe Sprüchwörter find vieldentig; in Olden- 
burger Cheftiftungen 3.8. ſoll „längft Leib längſt Gut” bisweilen das Allein- 
erbrecht, bismeilen aber nur den usumfructum ad dies vitae anbeuten, 
Runde ©. 40 N. a, S. 41 f.; fie beweiſen alſo nicht überall, daß für die Ehe 
GG. gilt, Roth K. S. 369. 

9 Nürnb. Ref. XXXIII. 4, 5: mit Kindern erhält der Ueberlebende bie 
Hälfte, mit andern Erben noch von der andern Hälfte die Hälfte, resp. ein 
Drittel. — Ueber Hildburghaufen Heimbach 893 N.3, Neubauer ©. 68; 
über das Nordſtrander Landrecht Paulſen $ 156, Bald IV. S. 450 f. 
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d) die Quote ift verjchieden, je nachdem der Mann oder die 
Frau zuerſt ftirbt'), 

e) oder je nad) der Zahl der Kinder!!). 

f) Partilularrehtlih tritt no, wie nad altem Recht, für 
Mobilien und Smmobilien ein verjchiedened Erbrecht ein, jo daß 
3. B. der Meberlebende die Mobilien allein und von den Smmobilien 
einen Kopftheil erhält?2). 

5. Sm allgemeinen erjcheinen die Kinder, wenn fie beim Tode 
eined Parens ihren Theil von dem gemeinfamen Gut durd Ab- 
Ihichtung erhalten, nur mit Bezug auf ihr Erbrecht gegenüber dem 
veritorbenen Parens ald befriedigt und behalten noch ihren Erban- 
ſpruch gegenüber dem überlebenden Parens. Jedoch wird diefe Negel 
durch zahlreiche Ausnahmen durchbrochen, nad denen fie durd die 
Abſchichtung von dem beiderfeitigen elterlichen Vermögen abgefunden 
werden. Hier erlangt der Weberlebende durch die Abjchichtung die 
freie Dispofition über feinen Theil und verlieren die Kinder ihm 
gegenüber ihr Pflichttheilöreht. Auch haben bier, wenn nur einzelne 
Kinder ihren Theil erhalten haben, während die andern mit dem 
überlebenden Parens noch in Gemeinſchaft fortleben, die bereitö ab⸗ 
geihichteten, wenn der überlebende Parens auch ftirbt, fein Recht 
ihn mit den unabgefchichteten in Gemeinſchaft zu beerben"). 

6. Im Uebrigen aber treten nody folgende Verfchiedenheiten ein: 

a) der Weberlebende bat noch an den Theilen der andern Erben 
ein mehr oder weniger zeitlich beſchränktes Nubungsrecht (dad Recht 
des ſg. Beiliges); 


10) Schwerttheil, resp. Kunkeltheil, vgl. oben $ 222 N. 9, 13, nach N. 13. 
— In Gegmeinſchaft mit Kindern erbt der Vater %,, die Mutter Y/,, Lor. f. 
Hohenlohe V.1 $ 3; der Vater %, resp. !/,, die Mutter Y, resp. \/,, Hamb. 
Statt. III. 3. 8, Baumeifter II. S.245 (N.11); der Vater 1/,, die Mutter 
Kopftheil, Roth D. 8 112 N. 64. 

11) Der Bater erbt bei einem Kinde ?/,, bei mehreren Kindern Y/,, bie 
Mutter bei einem Kinbe !/,, bei mehreren Kindern Y/,, Hamb. Statt. III.3 6. 
— Nachweiſungen bei Roth D. 8 111 N. 78 ff. 5S 112 N. 65 f.; Über Bamberg 
Neubaner S. 156. 

12) Nah dem R. v. Salzungen, Schüler Abhh. S.522ff., Neubauer 
S. 68. 

13) Vgl. darüber im folgenden, insbeſondere F 241 N. 45, 8 242 N. 14 und 
über das Preuß. Recht Dernburg II. $ 191 N. 19. 
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b) falls die Che beerbt ift, bleibt dad Vermögen zunächft 
beiſammen und findet erft fpäter, fei e8 noch bei Xebzeiten des Ueber- 
lebenden, ſei es erſt bei deflen Tode, die Abtheilung ftatt (fortgefeßte 
Sütergemeinfchaft); 

c) falls die Ehe beerbt ift, bleibt der Weberlebende nicht bloß 
im Genuß des gemeinfamen Gute, fondern er ift der einzige Eigen- 
thümer und da8 Erbrecht der Kinder tritt erft bei feinem Tode ein. 


8.241. Insbefondere das Recht des Beifites und der fortgejekten 
Gütergemeinſchaft. 


I. Zahlreiche Partikularrechte beſtimmen entſprechend der mittel- 
alterlichen Entwicklung (oben 8 222 IV.), daß der Ueberlebende außer 
ſeiner Quote von dem gemeinſchaftlich geweſenen Vermögen auch noch 
ein lebenslääͤngliches oder temporär begrenztes Nutzungsrecht an den 
Quoten der Kinder, resp. der ſonſtigen Erben des Verſtorbenen 
haben ſoll: e8 ift dies der fg. Beiſitzi), mit welchem zugleich die 
Verwaltung der den Miterben gehörigen Quoten verbunden ift?). 
Während des Beiſitzes fteht das nach ideellen Duoten getheilte Ver- 
mögen im Miteigenthbum des Überlebenden Gatten und der Mit- 
erben?). „Wa8 der ungetheilten Mafje zuwächſt oder von derſelben 
verloren gebt, trifft ſämmtliche Miteigenthümer nad) Verhältniß ihres 
Antheils““). Alles aber, was fonft einer der Theilnehmer erwirbt, 


1) z. B. Nürnb. Ref. XXXII 3 (Beifls an der Hälfte der Kinder), Bre⸗ 
mer R. im Falle die Mutter der Überlebende Theil ift (Poſt $ 44; Neubauer 
8.82 nimmt fortgejegte GG. an; dagegen fpricht, Daß her jpätere Erwerb ber 
Wittwe nicht in das gemeinfame Gut fällt), Lüb. ©. v. 1862 art. 13 ff., Preuß. 
%r. II. 1 $ 645, 646, II. 18 8410, 414 (bier gilt feine fortgefekte GG., 
Sörfter III. 8211 N. 58), Weftpb. ©. v. 1860 $ 7 Abi. 3 (Tebensfänglicher 
Nießbrauch an ben Antheilen der Miterben „in allen Fällen, in welden er mit 
andern Verwandten als Ablümmlingen bes Berftorbenen aus früherer Ehe an 
befien Nachlaß Theil nimmt.” „Diefer Nießbrauch und tie Hälfte der ihm 
ſelbſt gebührenden Erbportion bilden den Pflichttheil, welcher dem Überlebenden Ehe- 
gatten bei dem Nachlaffe des Berftorbenen zufteht”). — Bgl. im übrigen N 
D.HL1IO N. 6Fff., Neubauer ©. 156. 

) Seuffert II. no. 62. 

3) Preuß. Lor. II. 1 $ 653. 

. 4% Preuß. or. IL. 1 9 654. — Der Überlebende Parens fitt mit den Kin- 
bern in Rüdfiht auf das reell ungetheilt gebliebene Bermögen in einer Ge- 
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fallt nicht in die gemeinſchaftliche Maffe). Es findet alſo, wenn 
ſpäter zwilchen dem Weberlebenden und den andern Erben, bejonderd 
den Kindern reell zu theilen ift, eine Theilung ex tunc ftatt. Dem⸗ 
gemäß fordern manche Partilularrechte, um den Anjprud der Mit- 
erben in Betreff feines Umfangs zu Tonftatiren, daß fobald die Che 
dur den Tod gelöft it, über dad damals vorhandene Vermögen 
ein Inventar aufgenommen wird®). 

Stirbt eined der Kinder während des Beifigverhältniffes, jo 
wächſt fein Antheil nicht allen übrigen Sntereffenten der Gemeinſchaft 
zu, jondern er fällt an feine nächſten Suteftaterben. 

Der Beiſitz ift regelmäßig Iebenslänglih, wenn die Miterben 
nicht Defcendenten find”), dagegen temporär, wenn der Ueberlebende 
mit Dejcendenten in den gemeinichaftlihen Gütern fipen bleibt. 
Abgejehen davon, daß der MWeberlebende freiwillig abtheilen kann?), 
dürfen partifularrechtli die Kinder die reelle Abtheilung fordern, 
wenn fie majorenn geworden find, eine eigne Haushaltung anjtellen 
oder fich verheiratben wollen), ferner wenn der Parens jdhlecht 
wirthichaftet oder in Vermögensverfall kommt!o), ganz beſonders 
aber wenn fich der überlebende Parens wieder verheirathen will‘). 


meinſchaft auf Gedeih und Berberb, Poft $ 44, Runde Interimswirthichaft 
©. 26 fi. 

5) Preuß. Lor. II. 1 8 660: „Was der Überlebende Ehegatte nach dem Tode 
bes Verfiorbenen ohne Rüdfiht auf den Beſitz der Erbichaftsmafle erwirbt, Darf 
er nicht zur Theilung bringen”. — Poft $ 45. 

6, Fald V. ©. 25, Roth D. 110 N. 26—28, Neubauer ©. 157. 

3.8 Nürnb Ref. XXXII. 5, Landr. v. Lingen (Gengler Lehre. 
-&. 1012), Preuß. or. II. 1 8 646, 647. 

8), Nürnb. Ref. XXXIII.4, Lüb. ©. v. 1862 art. 14. 

9, Wenn die Kinder fich verheirathen oder eine eigene Haushaltung anftellen, 
Lor. f. Hohenlohe V.1 $3; wenn die Kinder majorenn werben oder die Tochter 
fi vorher verheirathet, Kleve» Märliihe GG., vgl. Koch zu IL.1$ 645; wenn 
die Töchter beirathen oder die Söhne eine eigene Wirtbichaft anftellen, Preuß. 
Ldr. II.18 $ 412. 

10) Preuß. Lor. II. 18 $413, 414 vgl. mit S 36 und II.2 8 179, Lüb. ©. 
art. 14. 

1) Nürnb. Ref. XXXIII. 4, Preuß. Ldr. II. 18 $ 35,411, Lüb. ©. art. 14. 
— Roth D. 8 110 N.23. — Eine Zufammenftellung der verſchiedenen Grund- 
ſätze bezüglih ber Abtheilung resp. Sicherftellung der Rechte der Kinder erfter 
Ehe bei v. Sicherer Perjonenftand ©. 436 ff. 
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Sind im lehteren Fall die Kinder noch minderjährig, jo wird nad) 
Partikularrechten ihnen ihr Erbtheil nicht ausgekehrt, jondern auf 
eine feſte Geldjumme firitt, ihnen unter Zuziehung der Obrigkeit ein 
ig. Ausſpruch gethan, für deſſen Fünftige Audzahlung, beſonders 
dann, wenn fie majorenn geworden find, ihnen die beiden Gatten der 
zweiten Che verhaftet find‘). 

I. 1. Nach andern Partifularrechten hat der Weberlebende, 
wenn Kinder vorhanden find, nicht bloß ein Beiſitzrecht an den 
Duoten der Kinder, ſondern er lebt in ähnlicher Weije, wie zur Zeit der 
She mit dem andern Gatten, fo jebt mit jeinen Kindern in Güter: 
gemeinschaft, Tg. fortgeſetzte Gütergemeinjhaft (communio 
bonorum prorogata). Dabei ift zu bemerken, daB auch einzelne 
Rechte, welche der Verwaltungsgemeinſchaft angehören, aber bei Auf- 
löfung der Che das gefammte Vermögen nah Duoten theilen (fg. 
Gütergemeinihaft von Todeöwegen), im Falle der beerbten Ehe die 
Grundſätze von der fortgefegten Gütergemeinfchaft eintreten lafjen >). 


12) Die betreffenden Beftimmungen des Lüb. Gef. v. 1862 art. 16 (vgl. 
Plitt S.76 ff.) find durch Geſetz v. 17. Dez. 1877 aufgehoben. — Ueber den 
Ausſpruch beim Syſtem ber fg. communio bonorum prorogata vgl. den ano- 
nymen Aufjag in d. Ztſchr. f. d. R. VI. ©. 246 ff., 250. 

13) Detgillirte Grundſätze über die fortgeſetzte GG. z.B. in der Lippe’fchen 
BD. v. 1786, in dem Weftph. Geſetz v. 16. Apr. 1860. — Ueber andere Rechte 
Roth D. 8 111 N. 3ff., 8147 S.243Ff., Neubauer ©.153. — Bgl. aber 
auch Sandhaas 8 56 beſonders ©. 593, $ 57° S. 675f. 

In Betreff mander Rechte ift Streit, ob fie zur fortgefeßten GG. gehören; 
jo für Lüneburg, weldes Roth D. 8 112 N.6 zum Alleinerbredht des Über- 
lebenden Gatten ſtellt. Daß die Lüneb. Ref. fortgefegte GG. annimmt, halte 
ih für zweifellos, wegen VI.i pr. und VI. 19. Freilich bat die BO. v. 1778, 
resp. 1779 $ 14 (bei Pufendorf animadversiones I. no. 141) beftimmt, 
daß der Parens mit Bezug auf dad Gefammtgut die Kinder auf ven Pflichttheil 
einjegen oder ganz und gar enterben bürfe; aber auch dieſe BO. geht in 8 13 
und 14 davon aus, Daß communio bonorum prorogata beftehe, fo daß jene 
Teftirbefugniß nur als Irregularität angejehen werden kann (vgl. auch unten 
N.31). — Ebenfo ift beftritten, ob die Münſterſche Pol. O. Alleinerbrecht oder 
fortgef. GG. enthält. Roth D. 8112 N. 4 Tpricht fich für das erfte aus; jeden⸗ 
falls würde die Entſcheidung des D. Zribunals (bei Koch zu II. 1 $ 654) damit 
‚unerträglich fein, wonach ein unabgejchichtet verfterbendes Kind nach allgemeinen 
Grundſätzen beerbt wird; vgl. unten $ 242 N.1. — Zu den Rechten, welche 
‚Berwaltungsgemeinichaft, aber GG. von Todes wegen haben und nad) dem Tode 
eines Ehegatten fortgef. GG. eintreten laffen, gehört das Lübifche Hecht vor dem 





236 5 241. Das Syſtem der allgemeinen Gütergemeinfchaft. 


2. Der überlebende Parens und die unabgefonderten Kinder 
bleiben in ungetheilter Gemeinſchaft des ehelichen Vermögens; bei 
der Später erfolgenden Abtheilung wird aber nicht auf den Zuftand 
des Vermögens zur Zeit des Todes des zuerft verftorbenen Ehegatten 
zurüdgegangen, fondern das Vermögen fo getheilt, wie es fich zur 
Zeit der jebigen Abtheilung geftaltet hat. Das Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niß ift ahnlich aufzufaffen, wie das der Gatten während der Güter- 
gemeinichaft; es iſt dad Verhältni von Gefammthändern. Wenn 
auch bier zufolge des Todes des zuerjt verftorbenen Gatten fich 
herausgeitellt bat, zu welchen Quoten der Weberlebende und die 
Kinder berechtigt find, jo treten doch diefe Duoten während der fort- 
gejegten Gütergemeinjchaft nicht hervor). Auch bei der Annahme 
eined Miteigenthbumsverhältniffeg muß man anerkennen, daß die Be 
theiligten an dem Geſammtgut nicht gleichmäßig berechtigt find, fon- 
dern ein Prävaliren des Parens ftattfindet, welcher nicht bloß über 
feine Quote, fondern über die ganze Mafje herriht. „Es ift den 
Kindern während der communio bonorum prorogata, obwohl ihnen 
ein Miteigentbum nominell zufteht, virtuell die Ausübung aller 
wejentlichen aus dem Cigenthum fließenden Rechte entzogen!«)"., 

3. Dad Berhältniß wird nicht durch ein beſonderes Rechts— 
gejhäft Eonftituirt°), fondern tritt als gejegliche Folge der Auflöfung 
der Ehe ein. Doc kann partifulär von dem zuerit verfterbenden 


Gefeg von 1862; vgl. oben $ 231 N.9 und auferbem den anonymen Auffak 
in d. Ztſchr. f. d. R. VI ©. 225—256, v. Wilmowski ©. 178ff., Entſch. d. 
ROHGer. IX. S. 252 ff. und Über das Recht von Lübeck und Roſtock Roth 
D. 8 147. 

1) Schüler S. 514 ff, Schröder IL.3 ©. 170. — Die Meiften nehmen 
intelleftuelle Quoten an, 3. B. Pauli Abhh. II. S. 121, v. Wilmowski 
©. 179 ff., v. Fifher-Benzon Land- und Marſchrecht S.112, Roth D. 8111 
N. 55, Seuffert XIV. 99 und zahlreiche Andere, natürlich auch alle Diejenigen, 
welche bereits während der GG. fih für intellektuelle Quoten ausfpreden. Im 
ber That führt diefe Annahme bei der fortgefegten GG. nicht zu foldden Un- 
gereimtheiten, wie für die GG. unter den Ehegatten ſelbſt. — Einen offenbaren 
Widerſpruch enthält die Berliner Entſcheidung bei Seuffert XXXIV. 310: es 
beftünde „ein Gejammteigentbum”; der Meberlebende fei „wor der Hand (!) 
als der Alleineigenthlimer der gäütergemeinfchaftlichen Gefammtmaffe anzufehen“. 

144) Entſch. d. ROHGGer. IX. ©. 253. 

15) Es Tann aber auch durch Bertrag begründet werben, Seuffert XXIX. 
247 (Stuttg.). 
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Gatten angeordnet fein, daß die Gemeinſchaft nicht eintreten, fondern 
Abſchichtung erfolgen fol’). Xheilnehmer der Gemeinjchaft find der 
überlebende Parens und die unabgejonderten Kinder, resp. die Defcen- 
denten verjtorbener unabgejondeter Kinder”). Objekt der Gemeinfchaft 
ift a) der gejammte Vermögensbeſtand zur Zeit der Auflöfung der 
Ehe, mit Einſchluß des SondergutS des verftorbenen Gatten!e); 
b) der jpätere. Erwerb des überlebenden Parens!?); dagegen ift von 
derjelben regelmäßig ausgejchloffen der Erwerb, welchen die Kinder 
während der Gemeinichaft machen“). Es beiteht demgemäß die 


16) Baumeifter II. ©. 135, Weftph. ©. $ 14. 

17) Weber die Möglichkeit der Gemeinſchaft des Großvater, resp. der Groß⸗ 
mutter mit Kindesfindern vgl. z. B. v. Fiſcher-Benzon Marſchrecht S. 107 ff., 
Roth D. 8 111 N. 28. — Dagegen läßt fich daſſelbe nicht allgemein für 
ben Überlebenden Gatten eines vorverftorbenen unabgefundenen Kindes mit Roth 
D. S111 N. 29 behaupten; vielmehr hängt Dies von dem Güterverhältniß ab, 
in welchem das verftorbene Kind mit feinem Gatten lebte; vgl. auch v. Wil- 
mowsti S. 193 fj., Entf. in einer Koburger Sache im 17. Jahrh. bei Schiller 
in Heimbach's u. ſ. Abhh. ©. 518 ff. und das Weftph. Geje $ 16 (unten R. 32). 
— Bol. auch oben 8 238 N. 9. 

18) Auch das Handelsgefchäft, welches ber Berftorbene betrieb, wird, falls es 
nicht aufgelöft wird, Gegenftand der GG., Entſch. d. ROHGer. XXI 57. — 
Eine Ausnahme muß aber für Diejenigen Sondergüter eintreten, welche wegen 
ihrer rechtlichen Dualität nicht Gegenftand der GG. fein können, vgl. oben 
23ER. 6 ff. 

19) Pauli U. ©. 146 ff, Schröder II.3 S.180f., 206, Baumeifter 
I. ©.113, 118$., v. Fifher-Benzon Marſchrecht ©. 114, Roth D. $ 111 
N.34, 8 147 N.35. — Lüb. Stabtr. II. 2. 16, Rofloder Stabtr. II. 2. 9, 
Lippe’ihe VO. 8 19 (mit Ausnahme deſſen, was ihm durch ausbrüdliche Be- 
fimmung als Sondergut vermacht oder geſchenkt if). — Gengler (3. Aufl.) 
8148 NR. 4 will in die Gemeinſchaft nur fallen laffen, was Eltern oder Kinder 
aus ihrem Arbeitserwerb erübrigen, und fließt aus, was fie durch Erbgang, 
Schenkung, Glüdsgewinnft erwerben ober aus den Erträgnifjen ihres Sonder- 
guts eriparen; Paulfen 8 141 N. 7, 8 ſchließt nicht bloß ben jpäteren Erwerb 
der Kinder, fondern auch den des Parens aus. 

%) Pauli II. S. 148 f, Schröder II.3 S. 180 N.86, 87, v. Wil⸗ 
mowski S. 201, Falck V. S. 26 (Kraut 8 188 N. 26), anon. Aufſatz in d. 
Ztſchr. f. d. R. VI. S. 231f., v. Fifher-Benzon Marſchrecht S. 113, 115, 
Baumeiſter II. S.113, Roth D. 8 111 N. 35, 36, vgl. and Entſch. d. 
ROHGer. XXIII. S.167. — Nah dem Land- und Marſchrecht fließen auch 
die Revenlien aus dem von den Kindern während ber fortgef. GG. ererbten 
Bermögen oder ihrem fonftigen Sondergut nicht in Die Kommunion, v. Fiſcher⸗B. 


> EEE nn EEE nn — EEE —— 


Mn GE DEE En 2 0 —— 


238 $ 241. Das Syſtem ber allgemeinen Gütergemeinfchaft. 


Gemeinihaft der Güter nicht in dem ausgedehnten Maße, wie 
zwilchen den Ehegatten felbjt?). Gehören Grundftüde zur Gemein- 
Ihaft, jo ift partifulär auf den Antrag eines an derjelben Bethei- 
ligten dad Miteigentbum im Grundbuch einzutragen®). 

4. Der überlebende Parens hat in der fortgefebten Güter: 
gemeinſchaft regelmäßig diejenige rechtliche Stellung, welche während 
der Ehe mit Gütergemeinichaft dem Chemann zufommt®). Daher 
ift die Wittwe, welche die Gütergemeinjchaft fortjegt, wenn die 
Kinder noch minorenn find, in der Verwaltung duch die Bormund- 
ſchaftsbehörde weniger beſchränkt, als es fonft der Fall wäre 
und es tritt für fie überhaupt eine Steigerung derjenigen Rechte ein, 
welche ihr während der Che gebührt hatten“). Die Kinder nehmen 
in Rüdfiht auf die Verwaltung nicht die Stelle des verftorbenen 
Parens ein; fie haben nicht wie die verftorbene Mutter da8 Recht 
zur Berwaltung ded Haushalts und nicht wie der verftorbene Vater 
dad Recht zur Diöpofition im großen Ganzen. 


S. 117; auders in Betreff Holftein’s Fald V. ©.26. — Auch nad dem 
Hamb. Stdtr. IIT.3. 4 hat der Vater an den fpäter ererbten Gütern der Kinder 
nicht die Nutznießung. — Nach der Lippe'ſchen BO. 8 19 fällt in die Gemein 
ſchaft, was fie mit gemeinſchaftlichem Vermögen acquiriven oder al8 Iuteftaterben 
erhalten; dagegen bleibt außerhalb der Gemeinſchaft, was fie fonft, insbeſondere 
von Verwandten teftamentarifch oder durch Schenkung erwerben. — Weftpb. ©. 
$ 10: „dagegen fällt Alles, was derjelbe [der Überlebende Parens] aus irgend 
einem Rechtsgrunde erwirbt, in Die Gemeinſchaft. Bon dem Erwerbe der Kinber 
fließt nur der Ertrag ihrer Beihülfe in dem elterlichen Gewerbe oder Haushalte 
der Gemeinſchaft zu”. — Abweichende Anfichten Über die Vermehrung des Ber- 
mögens bei Niehaus im neuen Mag. f. hann. R. III. ©. 409 ff. 

21) Daher ift auch der Ausdrud „fortgejegte GG.“ nicht ganz bezeichnend, 
Baumeifter II. ©. 113. 

2) 3.2. Preuß. GrundbuchO. 8 50: „bei fortgefekter GG. ift das Mit- 
eigenthbum der Kinder auf Antrag des Überlebenden Ehegatten, der Kinder oder 
deren gejeglicher Vertreter einzutragen“. : 

23) 3.8. Baumeifter II. ©. 112, 114, 117 ff., Seuffert VII. 63, 
XVI. 227. 

24) Baumeifter IL. ©.120ff.; Fald V. ©. 24f.: die Mutter kann fi 
jelbft Die Affiftenten wählen, welche ihr kontrolirend zur Seite ftehen follen, ohne 
an der Berwaltung ſelbſt theilnehmen zu dürfen. — Bei einem Hanbelsgefchäft 
bat aljo die Mutter auch die alleinige Dispofitionsbefugniß, Entſch. d. ROHGer. 
XXIU. ©. 167. 
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Der Weberlebende führt die Verwaltung, Tann das Gut mit 
Schulden belaften, ald Kläger und ald Bellagter für die Gefammt- 
beit auftreten u. |. w. So weit als während der Ehe zu einzelnen 
Dispofitionen der Mann die Frau zuzuziehen hatte, wie dies bejonders 
mit Bezug auf Immobilien der Fall ift, ſoweit wird jetzt auch die 
Zuziehung der Kinder erfordert”). Cine Verpflichtung des Parens 
zur Errichtung eined Inventars, Beftellung einer Caution oder zur 
Rechnungslegung befteht regelmäßig nicht“). Doc können im Fall 
verjchwenderiicher Verwaltung die Kinder die Abfhichtung fordern”). 

Die Kinder dürfen abgejehen von der erwähnten erforderlichen 
Zuftimmung (N. 25) über dad gemeinjchaftliche Gut nicht verfügen 
oder dafjelbe mit Schulden belaften?®); aber fie find aus dem Ge— 
ſammtgut zu unterhalten und bei ihrer Verheirathung zu dotiren®). 

5. Regelmäßig hat der Parens die Befugniß zu lebtwilligen 
Verfügungen über die ihm bei einer Fünftigen Theilung zufallende 


25) Genehmigung der Kinder: Schröder IL.3 S. 172 ff. 209, Seuffert 
XXXI. no. 341 (Münden), Stdtr. v. Roftod IL.2. 4. — Gie wird nidt er⸗ 
fordert nah Münfterjhem Recht, Entſch. d. Preuß. DO. Trib. (1844) X, ©. 282. 
— Der Bater disponirt frei, aber die Mutter bedarf ver Zuftimmung der Kinder 
resp. ihrer VBormünder, Hamb. R. bei Banmeifter II. ©.115, 125, Neu- 
vorpommerſche Hyp.O. v. 21. März 1868 8 62, v. 26. Mai 1873 812. — 
Nach der Gruppe des Lüb. Rechts kann der Bater Immobilien mit Genehmigung 
der Rinder veräußern, die Mutter nur im Falle echter Noth, Pauli IL ©. 115ff., 
142 ff, v. Wilmowski ©. 186 ff., 189 ff.; im Falle der Unmiündigfeit der 
Kinder bedarf es nah neuerem Partilularrecht noch der Genehmigung der Ober- 
vormundſchaft. — Weitere Detail bei v. Filher-Benzon S.118f., Neu- 
baner S.153 f., Roth D. 8 111 N. 42—58, 8 147 N. 30. 

3) Baumeifter II. ©. 114, 125, Plitt S. 67f. N.; Seuffert XIV. 99; 
BO. f. Lippe $ 17. 

ZT) Unten N. 39. — Abgeſehen davon kann partilufär die Obrigleit einer 
jolhen Verwaltung Einhalt thun, BO. f. Lippe $ 17. 

28) Ihre Gläubiger haben feinen Anſpruch aus demſelben befriedigt zu 
werben, Hommel rhaps. 872 817ff., 32ff. Partikulär können fie eine 
Hypothek auf den Fünftigen Antheil der Kinder fordern, BO. f. Lippe $ 18. 

29) Hamb. Stadtr. III.3. 4 (Baumeifter II. S. 114f.), Lippe'ſche BO. 
art. 18, Roth D. 8 111 N. 41. — Ein Anfpru auf Beifteuer zur Etablirung 
ftehe nicht allgemein dem aus der gemeinſchaftlichen Haushaltung ausſcheidenden 
Sohne zu, Seuffert XXXIV. no. 310 (Berlin); vgl. auch unten 8 260 
N. 41 ff. 


240 8 241. Das Syſtem der allgemeinen Gütergemeinichaft. 
Duote ded Gejfammtguts?), darf aber den Kindern nicht den Theil 
entziehen oder ſchmälern, weldyer ihnen bei einer realen Theilung 
zufallen würde). Dagegen ift den unabgejchichteten Kindern regel- 
- mäßig die Befugniß abgefprochen, über den ihnen künftig zufallenden 
Theil lehtwillig zu verfügen). 

6. Stirbt ein Kind unter Ginterlaffung von Dejcendenten, fo 
treten dieſelben an feiner Stelle in die Gemeinſchaft ein und erhalten 
bei der fünftigen Abtheilung einen Stammantheil®). SHinterläßt es 
feine Defcendenten, fo iſt die Behandlung verfchieden, jenachdem man 
während der fortgefebten Gütergemeinſchaft ideelle Quoten oder ein 
Berhältniß der gefammten Hand annimmt. Bei der erften An- 
nahme wird der Theil des vwerftorbenen Kindes nad) allgemeinen 
Grundſätzen vererbt, jo daß inöbejondere auch die bereit8 vorher ab— 
geichichteten, außerhalb der were ftehenden Geſchwiſter mit den un- 
abgejchichteten konkurriren“). Bei der zweiten, der hiſtoriſchen Ent- 
widlung entſprechenderen Auffaffung®) tritt Feine Beerbung ein, ſon⸗ 
dern fällt nur einer der zur Gemeinſchaft gehörigen Interefjenten 


0, Schröder II.3 S.174. — Roftoder Stötr. I. 2. 8, Weſtph. ©. $ 10 
Abſ. 4, 5. — Nach Bamberger Recht Tann er nur Über die Hälfte diefer Quote 
teftamentarifch verfügen, Roth B. III. $ 341, 1.1, nad) Lippe'ſcher BO. art. 20 
erft, nachdem er geſchichtet hat. 

21) Bon 542 N.14,15, Roth B. III. $ 841 IL. 1f. — Daher darf er 
feine ungleihe Theilung verfügen. — Freilich kommt es auch vor, daß ber 
Parens bie Kinder auf den Pflichtheil anfeen oder enterben kann, (über Lüue⸗ 
burg oben N.13), was bei der Annahme intelleftueller Quoten zufolge des 
Todes des zuerft verfiorhenen Gatten unmöglich wäre, und nur bei dem Ber- 
bältniß der gefammten Hand denkbar if; Schüler in Heimbady’s u. feinen 
Abhh. I. S. 515. 

32) Hommel rhaps. 872 $ 12 ff. 21ff., v. Wilmowski S. 199, ®eng- 
ler (3. Aufl.) $ 148 N. 11, Roth D. 8 111 NR. 67, 68. — BD. f. tippe $ 18 
Abſ. 3. — Weftph. Gef. $ 16: die Kinder dürfen tefliren zu Gnnften ihrer 
Defcendenten, ihres Ehegatten oder ber Übrigen Mitbetheiligten der GG. „In 
Ermangelung einer folden Berfügung wächſt ver Antheil eines verftorbenen 
Kindes, fofern derjelbe nicht auf defſen Nachkömmlinge oder binterlaffenen Ehe- 
gatten übergeht, ben Antheilen der übrigen Kinder zu“, 

33) Vgl. oben N.17; daſelbſt auch Über den Ehegatten bes verftorbenen 
Kindes. 

3%) Ueber das Münfterihe Recht oben R. 13; Roth D. S 111 N. 61. 

3) Schröder II.3 ©. 176. 
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fort (was in der Were ift, bleibt auch in der Were) und wird bei 
der künftigen Abſchichtung nur die Zahl der dann vorhandenen 
Defcendenten berüdjichtigt?®). 

7. Die Aufhebung des Verhältnifjes Tann theils für alle Kin- 
der gleichzeitig, theild nur für einzelne erfolgen. Im allgemeinen ift 
der Parens zur Abfchichtung der Kinder jederzeit berechtigt”), ver- 
pflichtet ift er dazu bei nochmaliger Verheirathungs) und auch im 
übrigen treten ähnliche Grundfähe wie bei der Aufhebung des Bei- 
figed ein (N. 8 ff.). So können die Kinder die Auftheilung fordern, 
wenn der Parens verjchwenderijch lebt, fchlecht wirthichaftet, unfähig 
zur Vermögendverwaltung wird u. |. w.ꝰ); und ein einzelnes Kind kann, 
während die übrigen in ungetheiltem Gute figen bleiben, feine Ab» 
ſchichtung (fg. Partikularſchichtung) partikulär beantragen bei erreichter 
Volljährigkeit, Anſtellung einer eignen Wirthſchaft, eine Tochter bei 
ihrer Verheirathung u. |. w.*). 

Da während der fortgejeßten Gütergemeinſchaft die Theilneh- 


3) Hommel rhaps. 872 8 16, Schüler Abhh. I. ©. 535, Baumeifter 
II. ©. 140 ff. N. 36, Roftoder Stotr. II.2. 10, für das Lüb. R. Entſch. d. Prenf. 
D. Trib. XXII. ©. 420. 

zT) Weſtph. G. $ 13, Baumeifter II. S.136, Roth D.$ 111 N.69. — 
Nach wenigen Rechten bedarf es auch der Einwilligung der Kinder, Neubauer 
©. 150, 154. 

38) Lüneb. Ref. VI.1, Hamb. Statt. III. 3. 3-6 (Baumeifter U. ©. 134), 
Lippe'ſche BO. 8 22, Weſtph. G. 8 14, Pauli II. S. 175 ff., Neubaner S. 155, 
Roth D. 8111 N. 70. — Nah einigen Rechten gilt dies nur für die fi 
wieber verheirathende Wittwe, älteres frief. R. bei Schröder IL.3 ©. 403, 
für Bremen Boft $ 55. — Nah dem Wurfter Redt J.2 $1, 2 (Pufendorf 
I. p. 62) foll bei zweiter Ehe abgetheilt werden; aber der Bater behält noch 
ven Nießbrauch am Bermögen ber Kinder, fo lange er fie in feinem Brod 
bat, während die Mutter die Güter von fih thun und Vormünder erbitten fol. 

9, Hamb. Statt. III.3. 3 (Baumeifter II. S. 134 f.), Pauli Il. S, 177, 
v. Wilmowski ©. 205, Poft $ 43, Lippe'ihe PO. 8 17, 21, Neubauer 
8.155, Roth D. 8111 N. 71, 8147 N. 27. — Nah Bremer R. auch bei 
nnorbentlichen Lebenswanbel der Mutter, und ohne befondern Grund gegenüber 
der Stiefmutter, Poft $ 56, 54 N. 3. — Nah dem Weſtph. ©. $ 14 bei 
Stellung des Parens unter Vormundſchaft wegen Wahnfinn ober Blödfinn, 
wegen Abwefenheit, „wenn gegen ihn ... folde Gründe vorliegen, welde ... 
den Berluft ber väterlichen Gewalt zur Folge haben“. 

10) 3.8. v. Wilmowski S. 206 ff., Roftoder Stabtr. II. 2. 4—6, II. 2. 
5,6, Roth D. $111 N. 74, 8 147, N. 37. 

Stobbe, Privatredht. IV. 1.0.2. Aufl. 16 
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mer toe gewinne end toe vorlos -figen“), iſt Gegenitand der Thei- 
lung dad Vermögen in dem Beſtande, welchen es jept hat (Theilung 
ex nunc, nicht ex tunc)“). Sit da8 Geſammtgut vom Parens 
dur ſchlechte Verwaltung gejchädigt worden, fo beiteht partikulär 
eine Pflicht des Erſatzes“), ebenjo wie anderjeitd, wenn Kinder im 
voraus bereits einzelnes erhalten haben, die Grundjähe von der 
Eollation zur Anwendung kommen“). 

Regelmäßig bezieht fich die Abfchichtung nur auf dad Erbredt 
der Kinder am Vermögen des zuerit verftorbenen Parens und 
behalten fie ihr fernered Erbrecht gegenther dem abſchichtenden 
Parens®). 


$ 242. Insbejondere das Alleinerbreiht des Überlebenden 
Ehegatten. 


III. 1. Eine dritte Geftaltung des Rechtönerhältnifjes bei Auf- 
löfung der Ehe ift es, daß der überlebende Ehegatte nicht bloß im 
Fall der Einderlofen, fondern auch im Fall der beerbten Ehe Alleineigen- 
thümer des gefammten gemeinjamen Guts wird!) und daß dad Erbredt 


4) Schröder II.2 ©. 113 f., vgl. au IL.3 ©. 171f., 181, 206. 

“9, Lüneb. Ref. VI. tit. 19, Baumeifter II. ©. 139, Seuffert XIV. 9. 
— Ueber diefen Beftand bat ber Parens ein Inventar vorzulegen, Hamb. Statt. 
111.3. 4, 6, Lippe’iche BO. $ 22, Roth $ 111 N. 75. 

#3) Lippe'ſche BD. 8 21: e8 wirb ihm angerechnet, „was er unerlaubt ber- 
durchgebracht und unnöthig an Schulden a bat”; 8 22 Abi. 6; 
Poſt 556. - 

4) Roth 8111 N. 76. 

#5) An. Aufſatz in d. Ztihr. f.d.R. VI. ©. 250 ff. und oben $ 241 N. 13. 

I) Ueber die Verbreitung dieſes Syſtems Scherer I S.189f. (bei un- 
beerbter Ehe), S. 280 ff. (auch bei beerbier Ehe), Neubauer S.149f., Roth 
D. J. 8 112 N. 2ff. B. J. 881. — Bed un. Lauteren Landr. der Grafichaft 
Erbach 1824 ©. 233. — Ueber Osnabrück Andre in d. Ztſchr. f. d. R. XIX. 
S. 395 ff., Peterſſen S. 119 ff., 153 ff, 168 ff. — Im Münfterfchen tritt 
nach der überwiegenden Anſicht in Literatur und Praxis das Alleinerbrecht nur 
für ven Fall der beerbten Ehe ein, während bei unbeerbter Ehe die Verwandten 
des Berfiorbenen Quoten des Gefammtguts erben, an welchen aber ber Ueber⸗ 
. lebende Iebenslängliches Nukungsredt bat, Nie haus a. a. O. ©. 360 ff.; vgl. 
auch oben $ 241 N. 13. — Kür Fulda ift es beftritten, ob Alleinerbrecht ober 
communio bon. prorogata gilt; vgl. die Nachweiſe bei Sandhaas ©. 673 
N. 9; nah der BO. v. 1719 813 (Roth B. J. $81 N. 19) ift Aleineigen- 
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der Kinder fo lange juspendirt bleibt, bis auch der überlebende 
Parens ftirbt oder fonftige Gründe für ihre Abfchihtung eintreten: 
fie erhalten dann nad) denjelben Grumdjäben wie bei der fortgefegten 
Gütergemeinfhaft dad Vermögen oder Quoten defjelben je nad) dem 
Beftande, welchen es jetzt hat (successio ex nunc). Die in der 
Zwilchenzeit zwijchen dem Tode des zuerft verftorbenen Gatten und 
der Zeit der Schichtung ohne Hinterlaffung von Dejcendenten ver- 
itorbenen Kinder fommen bei der Schichtung gar nicht in Betradht; 
vielmehr. find ZTheilungsinterefjenten nur die zur Zeit der Abtheilung 
vorhandenen Kinder und die Defcendenten der in der Zwiſchenzeit 
verftorbenen Kinder. 

So wie ed Fälle einer anticipirten Erbfolge giebt, bei welcher 
die Erben einer Perſon bei deren Lebzeiten mit ihren Erbanfprüchen 
in der Weile abgefunden werden, daß fie aus dem damald vorhan- 
denen Vermögen befriedigt werden, jo liegt bier der Fall einer ſus⸗ 
pendirten, einer verlangfamten Erbfolge vor, bei welcher nicht beim 
Zode ded zu Beerbenden, jondern erit ſpäter juccedirt wird und 
zwar nicht in das zur Zeit ded Todes vorhanden gewelene Vermö⸗ 
gen, fondern in dad Vermögen, wie es fich zur Zeit der thatlächlich 
erfolgenden Succejfion geitaltet hat. Zritt in folchen Fällen die 
Abſchichtung nicht erft beim Tode des überlebenden Parens, fondern 
früher (bei feiner zweiten Verheirathung oder bei andern ‚Gelegen- 
beiten) ein und wird durch diejelbe das abgeichichtete Kind zugleich 
mit jeinem Erbrecht gegenüber dem überlebenden Parens abgefunden, 
jo erjcheint das Erbrecht in Ruͤckſicht auf den zuerft verftorbenen 
Parens al3 ein —— und in Rückſicht auf den Ueberlebenden 
als ein anticipirtes. 

2. Für die Behandlung dieſes Syſtems gelten ähnliche Grund⸗ 
ſätze wie für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, nur daß die Rechte 
der Kinder während des Alleineigenthums des überlebenden Gatten 
noch mehr zurücktreten. In der That handelt es ſich weniger um 
einen tiefgreifenden Gegenſatz, als um eine Differenz in der An⸗ 
ſchauung. Bei der fortgefetzten Gütergemeinſchaft hat ber Ueber⸗ 


thum bis zur zweiten Ehe des Ueberlebenden anzunehmen; ſo insbeſondere auch 
Thomas II. $ 316, 317. — Nach einigen Rechten tritt das Alleinerbrecht nur 
ein, wenn der nr der Ueberlebenbe if, Roth D. $ 112 RN. 28. 

16* 
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lebende Nutzung und Verwaltung an den unausgeſchiedenen Antheilen 
der Kinder, beim Alleinerbrecht hat er die Rechte des Cigenthümers, 
eingeichränft durch die Ruͤckſicht auf das fünftige Erbrecht der Kinder. 
Auch bier koͤnnen die Kinder unter Umftänden bei Lebzeiten des 
Parens die Schichtung fordern; ed gilt daher dad Erbrecht der Kin 
der bei Auflöfung der Ehe nicht als durch den überlebenden Parens 
abforbirt, jondern nur als juspendirt. 

3. Ueber die Natur des alleinigen Eigenthums des überleben 
den Gatten beftehen zwei verfchiedene Theorien. Nach der einen 
waren die Gatten während der Che zu ideellen Quoten beredtigt 
und wird der Weberlebende bet Auflöfung der Che Erbe ded Ber- 
ftorbenen). Da für die ehelihe Gütergemeinichaft das Beſtehen 
intelleftueller Quoten geleugnet worden ift (oben $ 239), erſcheint die 
zweite Theorie, welche die Erflärung in der gefammten Hand der Ehe: 
gatten bei Gütergemeinihaft ſucht, als die dem Rechtsverhältniß 
entfprechende: durch den Tod eined Gatten ſchrumpft Die gefammte 
Hand ein. Statt der beiden Gatten ift nur noch der Weberlebende 
Subjeft des Geſammtvermögens (Conſolidation)). Der Meber- 
lebende ift nicht Erbe des DBerftorbenen, fondern die gejammte 
Hand verwandelt ſich durch den Zod des einen Geſammthaͤnders in 
Alleineigentbum. Daraus erflärt es ſich jehr einfach, daß nad 
Partikularrechten der Weberlebende nicht den Nachlaß des Verftorbenen 
ausichlagen darf. Ein folcher ift überhaupt nicht vorhanden, es wird 
vielmehr der Weberlebende fofort Alleineigenthümer und bat fir alle 
Schulden aufzulommen‘). 

Uebrigens läßt fi die Conſolidation nicht ohne weiteres aus 
dem Weſen der gefammten Hand folgern; denn mit ihr ift es eben- 
ſowohl verträglid, daß die Erben des verftorbenen Geſammthänders 
an feiner Stelle in die gefammte Hand aufgenommen, wie daß fie 


2) Dafür erflären fih Roth D. 8 112 N. 32, 33 und die dort Angeführ- 
ten. — Mit diefer Anſicht ift der Sag Roth's (zu N. 35) unvereinbar, baß 
der Weberlebende nicht Das Recht hat, den Nachlaß bes Berftorbenen auszuſchlagen. 
Ein derartiges Zwangserbrecht läßt ſich nicht Tonfteuiren und Baumeifter $ 84 
N. 4, auf welchen ſich Roth beruft, enthält nichts, was in die Frage ae 
— Bgl. no unten N. 4. 

2) Thomas Fulda II. $ 304, Bejeler 8 122 N. 29, Niehaus ©. 203 
214 ff. 

*) Thomas $ 304, 316; vgl. au oben N. 2. | 

[ 
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auögefchloffen werden. Vielmehr handelt es fi) hier um eine pofi— 
tive Normirung?). | 

4. Der überlebende Parens ift im allgemeinen zur freieften 
Berwaltung jeined Vermögens befugt; nur in Rüdficht auf Schen- 
tungen iſt er im Snterefje des künftigen Erbrechts der Kinder be 
ſchraͤnkt). Dafjelbe gilt aber auch, ähnlich wie bei der fortgejeßten 
Gütergemeinihaft, für legtwillige Verfügungen; er darf nur über 
diejenige Quote diöponiren, welde, fall8 er noch bei Lebzeiten ab» 
theilte, an ihn fallen würde; den Kindern fol er die von ihnen zu 
erwartenden Quoten nicht entziehen oder Tchmälern?). 

5. Der überlebende Gatte Tann auch jchon bei feinen Lebzeiten 
in ähnlicher Weile, wie bei dem Syſtem der fortgejehten Güter: 
gemeinichaft den Kindern einen Theil des Vermögens ausfehren; 
au dürfen nach manchen Partikularrechten die Kinder ihn im Falle 
feiner ferneren Verheirathung dazu nöthigen®), während nad) andern 
dann von Rechtswegen die Grundfäbe der Einkindſchaft eintreten. 
Weitere Gründe der Abtheilung find fein freier Wille®), der Antrag 
der Kinder wegen feiner fchlechten Berwaltung!®) u. j. w."). 

Gegenftand der Theilung iſt das Vermögen des überlebenden 
Parens, wie ſich dafjelbe bis zum Moment der Theilung geftaltet 
bat). Doc finden ſich in ben Partifularrehten auch irrationelle 
Abweichungen"). 


5) Zn dieſer Hinficht kann ich alfo nicht der fehr verbienftlichen Abhandlung 
von Niebaus (S. 218f.) zuflimmen. 

6, Bol. 3.3. Poſt 839 N. 8. 

) Roth D. 8112 N. 41, 44, 45, B. III. 8 341 S. 525 — 527. Ab⸗ 
weichungen Davon bei Roth D. N. 39, 40, 42, 43. — Nach einigen Rechten 
barf er Kinder aus rechtmäßigen Urſachen enterben, Schüler ©. 515, 522; 
Thomas III. $ 817 behauptet, er dürfe, wenn er ihren Pflichttheil nicht verlekt, 
die Kinder in feiner letztwilligen Verfügung ungleih behandeln. — Vgl. auch oben 
KU N. 31. 

8) Peterſſen S. 177ff, Neubauer ©. 150 f., Su D. 8 112 N.54, 
DB. 881 N. 40 fir 

9) Roth D. $ 112 N.58, B. 8 81 N. 4. 

0) Thomas II. 8317 N. a, Peterjien ©. 178f., Neubauer ©. 151, 
Roth D.H 112 N. 56, B. 881 N. 44. 

1) Neubauer S.151f., Roth B. $81 N. 45. 

22) Roth D. 8112 N. 380. 

13) Einzelne Baier. Rechte (Neubauer S. 151, Roth B. $S8L N. 58), 
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6. Die Abtheilung bei Lebzeiten des überlebenden Parens befrie- 
digt regelmäßig die Kinder nur mit Bezug auf ihr Erbrecht gegen» 
über dem verftorbenen Parens, welches durch dad Alleinerbrecht des 
Weberlebenden fudpendirt worden ift, und läßt ihren Erbanſpruch 
gegenüber dem Ueberlebenden beftehen. Nach einzelnen Partifular- 
rechten aber werben fie durch die Abſchichtung mit allen ihren An- 
ſprüchen gegenüber dem gefammten Vermögen der Gütergemeinichaft 
amd zugleich gegenüber dem Vermögen, welches der Meberlebende noch 
jpäter erworben hat oder erwerben wird, abgefunden“). Sie haben 
dann dem Weberlebenden gegenüber fein Pflichttheildrecht mehr, jelbft 
für den Fall, daß er fich wieder verheirathet und weder Kinder noch 
den andern Gatten diefer Ehe zurückläßt, und können ihn nicht daran 
hindern, daß er mit ihrer völligen a letztwillig über fein 
Bermögen anderweitig verfügt. 


Wo im Falle der fortgejegten Gütergemeinfchaft oder des 
Alleinerbrecht3'5) der überlebende Parens im Falle der zweiten Che 
mit den Kindern abjchichten ſoll, genügt ed nach manchen Rechten, 
daB der Bermögenstheil des Kindes berechnet und fejtgeftellt wird, 
und behält der Parens die Nubung deffelben, bis ihn eine weitere, 
im Recht anerfannte VBeranlaffung zur Auslieferung des Vermögens 
nöthigt. Insbeſondere bat er das Nutzungsrecht jo lange, ald er 
die Kinder in feinem Haushalt hat und zu ihrer Alimentation ver- 
prlichtet ift, und er braucht ihnen erſt bei ihrer. Abjonderung ihr 
Bermögen heraudzugeben'*). 


insbejondere auch das Würzb. R. (Schelhaß 540) ziehen in die zu theilende 
Maffe gewiffe von den Kindern feit dem erſten Todesfall gemachte Exrwerbungen. 
— Andere Irregularitäten bei Roth D. $ 112 N. 61. 

14) Neubauer ©. 160, Roth B. 8 81 N. 59, 60, D. $ 112 N. 67. — 
Meber das R. v. Osnabrüd Andre (Ziſchr. f. d. R. XIX. ©.398 ff.), Pe- 
terjjen ©. 213 ff. 

15) Weber den Fall des Beifiges vgl. bereits oben 8 241 h 12. 

16) Bgl. z. B. Pauli I. S. 193 ff, Fald IV. S©.27, Neubauer ©. 
152, 155f., Roth D. 8 111 N. 77. — Hamb, Statt. III. 3 4: der Bater foll 
den Kindern „in fein Erb und Eigen und da er die nicht hat, im Stadt-Rente- 
buch oder mit genugfamen Bürgen verfichern”; gegen bie Berbindlichfeit zur Ali⸗ 
mentation bat er, bis fie 18 Jahr alt werben, „bie Abnützungs⸗Gerechtigkeit“. 
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8243. Einkindſchaft. Geſchichten). 

I. Um den Schwierigkeiten zu begegnen, welche für einen zum 
zweiten Male fich verheirathenden Gatten aus der Nothmwendigfeit 
hervorgingen die Kinder erſter Che abzufchichten, wurde es ſeit dem 
13. Sahrhundert in einzelnen Gegenden, bejonders jeit der Mitte des 
14. Zahrhundertd im Gebiet des fränfiichen Rechts Gebrauch?), bei 
Eingehung der zweiten Ehe vertragämäßig feftzufepen, daß die Kinder 
eriter Ehe in die zweite jo aufgenommen werden follten, als ob jie 
aus ihr herftammten und vollbürtige Gefchwifter der Kinder wären, 
welche in der zweiten Ehe erzeugt werden würben: man madte bie 


— Lippe'ſche BO. $ 22: unter ber Verbindlichkeit der Sicherftellung (Caution, 
Eintragung im Grundbuch) und gegen die Verpflichtung zu ihrem Unterhalt hat 
er die Nußnießung ihres Bermögens bis zu ihrer Volljährigkeit, Verheirathung 
oder Anftellung eigener Oekonomie. 

1) Beſeler Erbverträge I. S. 7—11, I.2 ©. 150 ff., Euler die Güter- 
und Erbrechte Der Ehegatten in Frankfurt a. M. 1841 S.61ff., Schröder 
ehel. Güterr. II. 2 ©. 263 — 272, 11.3 ©. 161 ff., 388, Gengler Lehrb. 
©. 861 ff. 

2) Befeler I. ©. 7f., 11 findet bie erften Spuren des Geſchäfts im Re⸗ 
ceptionszeitalter; in einiger Ausdehnung zeige es fich erft in ber 2. Hälfte des 
15. Jahrhunderts; vgl. au 11.2 ©. 153. Ich glaube die Entftehung früher 
baten zu können. Freilih ift die viel beiprochene Urkunde v. 3. 1296 
(Schröder Urkk. 163 [136]) kein wahrer Einfindiaftsvertrag, ſondern nur eine 
Borfiufe deffelben; denn zwei bereits früher verheirathet gewejene Perfonen er⸗ 
klären, daß ihre beiderfeitigen Kinder an ber Errungenſchaft der jett zu jchließen- 
ben . Che gleich berechtigt jein follen (tanquam veri fratres et sorores et 
legitimi coheredes) und daß bei Geburt von Kindern in der neuen Ehe das 
Rechtsgeſchäft hinfällig fein fol. Auch die Stellen bei Kraut 8 190 no. 2 u. 3 
gehören nicht bieher; nach ihnen kann der ſich zum zweiten Male verheirathende 
Satte mit Genehmigung feiner Kinder ohne Abtheilung fein Vermögen in die 
zweite Che bringen; Doch es ift nicht gejagt, daß das Erbrecht ber Kinder beiber 
Ehen gleichmäßig fein fol. — Aber feit der Mitte des 14. Jahrh. finden ih in 
Franken zahlreiche wirkliche Einkindſchaften; vgl. Schröder. ehel. Güterr. a. a. O. 
und außerdem Schröder Urkk. no. 223, 225, 227 (199, 201, 207); in andern 
Gegenden zum Theil noch früher, 3. B. im 13. Jahrh. in Oeſtreich (Schröder 
ebel. Güterr. II.1 ©. 215), in Wismar Urk. v. 1324 bei Schröder Url. 
no. 178 (155); über das Jüt. Low vgl. v. Stemann ſchlesw. RO. L ©. 108. 
Berwandt ifi Glogauer Rechtsb. 158, wonach ber Stiefuater feinem Stieflind 
Erbrecht wie feinen eignen Kindern giebt. 
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Kinder verjchiedener Chen zu „Einkindern“ (Einkindſchaftsvertrag)?). 
Auch gilt nad) einigen Rechten geſetzliche Cinfindihaft, wenn die 
Kinder aud der früheren Ehe nicht abgetheilt waren‘). 

Bereit in den Verträgen ded 14. und 15. Jahrhunderts tritt 
und dad Geichäft in denjenigen Grundzügen entgegen, welche durch 
die Gejebgebung feit dem Ende des 15. Sahrhundert® weiter aus- 
gebildet find. Der Bertrag wird bei Eingehung der zweiten Che, 
möglicherweife auch ſpäter, nachdem bereit? Kinder in ihr geboren 
ſind?), vor Gericht geihloffen®); Contrahenten defjelben find die beiden 
Gatten und die Kinder der eriten Ehe (die fg. Vorkinder); find 
legtere unmündig, fo find ihre Berwandten zuzuziehen, beſonders wenn 
dad Vermögen der erften Ehe ihnen verfangen war und durd bie 
Einkindſchaft an demfelben auch die Nachkinder Erbrechte erhalten 
Ijollen”). Den Borkindern wird ein beitimmter Boraud, welcher ihnen 
außer ihrer Erbquote zufallen jol®), oder auch ein Erbrecht gegen- 
über den Aöcendenten ded Stiefparend für den Fall ausgemadt, daß 
er vor feinen Eltern ftirbt®). Gelegentlich wird auch verabredet, daß 
der Vertrag wirkungslos fein ſoll, wenn zur Zeit der Auflöjung der 
zweiten Ehe feine Kinder aus derjelben vorhanden find’). 


3) Die Kinder ber verjhiebenen Ehen equalem habeant porcionem, 
Schröder II.1 ©. 215 N. 36; die verfchiebenen Kinder to einen kindere 
oder eine kinde machen, Kraut $ 190 no.4—6, Schröder II.3 ©. 388, 
Url. no. 223, 225, 229; „zu glichen Finden machen”, Freib. Statt. DIL. 4 
fol. 62. 

4) Landshuter R. v. 1423 (Roſent hal Beiträge zur deutſchen Stadtrechts⸗ 
geſchichte I. S. 166 ff.), R. der Zipſer Sachſen (Schröder V. 1 S. 200, 218 
N. 45); vgl. auch über Schleswig v. Stemann Schlesw. RG. J. S. 233. 

5) So in den Fällen bei Kraut 8 190 no. 4—6, Schröder Urff. 
no. 225. 

6) Zn Frankfurt a. M. genligte bis 1463 eine von Rathsfreunden ober 
andern Perfonen befiegelte Urkunde; ſeit 1463 wird bie gerichtliche Verhandlung 
gefordert, Euler ©. 64f., Gengler Lehrb. S. 865 f. 

7) Schröder II.2 ©. 267—269, Kraut no.4—6. — In no.5 foheint 
das mündig gewordene Kind die von feinen Verwandten abgeſchloſſene Einkind⸗ 
ſchaft widerrufen zu bürfen. 

8, Schröder I.2 S.270 N. 12, Urkk. n0.223, Kraut no. 6. 

9) Schröder Urkk. no. 223. 

10) Urk. v. 3. 1383 bei Schröder I.2 ©. 266. 
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Der Einkindſchaftsvertrag regelt die vermögensrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der neuen Ehe und die Erbrechte der in ſie aufgenommenen 
Vorkinder. Dieſelben leiſten Verzicht auf ihre Rechte gegenüber dem 
erſtehelichen Vermögen, insbeſondere auf ihre Rechte aus der Ber: 
fangenſchaft, und erlangen dafür Erbrechte am Vermögen der zweiten 
Che, zu welchem jest auch dad Vermögen erfter Che, insbeſondere 
die verfangenen Grundftüde gehören. Demgemäß haben fie nicht 
mehr dad aud der Verfangenſchaft fich ergebende Recht, die Ver—⸗ 
Außerung der erftehelichen Grundftüde von ihrer Ginwilligung ab— 
bängig zu machen"). Andere ald vermögend- und erbredtliche Wir—⸗ 
fungen waren mit der Einkindſchaft nicht verbunden; inöbejondere 
war man urſprünglich weit entfernt davon, dem Stiefvater das 
Mundium über die Vorkinder zuzufchreiben.. 

II. Dazu ging man aber in der Receptiondzeit über. Da die 
Romaniſten in ihrer Belämpfung der Erbverträge an der vertragd- 
mäßigen Feſtſtellung erbrechtliher Verhältnilfe Anſtoß nahmen?), 
ſuchte man das Inſtitut in feiner Eriftenz dadurch zu fichern, daß 
man ed für eine Adoptio oder Arrogatio erklärte oder nad) ihrer 
Analogie behandelte und demgemäß annahm, daß zwiſchen dem 
Stiefparend und feinen Stieflindern dafjelbe Berhältnig wie bei 
leiblicher Verwandtichaft entftünde. Sm der Literatur, welche die 
Gültigkeit ded Inſtituts fernerhin nicht mehr beftreiten mochte, be- 
gann eine lebhafte Controverſe über fein Wejen, ob ed Erbvertrag 
oder Adoption fei, ob der Stiefparend die Rechte der elterlichen, 
resp. väterlichen Gewalt habe'?). Negelmäßig blieb die Geſetzgebung 


1) Bol. die Urkunde bei Schröder II. 2 S. 271. — Seine Annahme, 
daß die Kinder in der Einkindſchaft auf ihr Eigentbum an ben verfangenen 
Gütern verzichten, vermag ich nicht zu theilen, weil ich feiner Anficht über bie 
juriſtiſche Natur der Berfangenfchaft nicht zuſtimme; vgl. oben 8 225 II. 

12) Das Reichskammergericht beantragte im J. 1526 beim Neichsregiment, 
wegen ber weiten Verbreitung bes Inftituts eine BO. Über die Errichtung 
dieſer Verträge zu erlafien, Eichhorn III. 8 442 N.d; es forderte bie 
Zuziehung von Bormündern und Berwandten der Kinder und richterliche 
Cognition, Gaill DI. no. 125; demgemäß wurde aud bie ordinatio Mogun- 
tinensis de unione prolium vom Kammergericht beftätigt, Gaill 1.1.8 7. 

13) Ueber die Dogmengeſchichte Befeler II. 2 S.164—169, ganz bejonders 
aber bie fleißige Zufammenftellung der verjchiedenen Theorien bei Gengler 
Lehrb. S. 878—887. 
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in der von dem ältern Recht geſchaffenen Richtung und die zahlreichen, 
unter einander vielfach übereinſtimmenden Statuten beſchraͤnken ſich 
meiſtens auf Normirung der vermögens⸗ und erbrechtlichen Wirkungen. 
Einzelne aber nehmen weitere familienrechtliche Folgen an und erklären 
die Einkindſchaft für eine Adoption!) oder für ein Rechtsgeſchaͤft, 
welches die Stieffinder den ehelichen gleichitelt u. |. w. Das Preuf. 
Landrecht (II. 2 8 720, 732, 752) charakterifirt fie folgender Weiſe: 
„Die Abfiht der Einkindſchaft ift, daß zwiſchen den Stiefältern und 
Stieflindern, die perjönlihen Rechte und Pflichten, wie zwiſchen leib- 
lichen Aeltern und Kindern, ingleichen wechjelleitige Succeſſionsrechte 
hervorgebracht werden ſollen; in dubio „erlangen der Stiefvater 
oder die Stiefmutter über die Perfon der in die Einkindſchaft ges 
brachten Stieflinder alle Nechte Ieiblicher Aeltern.“ „Durch die 
Einkindſchaft entiteht weder VBerwandtihaft noch Erbrecht, unter den 
zuſammengebrachten Kindern, noch mit oder unter ihren wechſelſeitigen 
Familien.” 

Da hierin eine Abweichung von dem urjprünglichen Weſen des 
Inſtituts liegt, welche aud nur in einzelnen Statuten anerkannt 
worden ift, dürfen über das Vermögensrecht hinausgehende Wir- 
fungen nur da angenommen werden, wo fi für fie eine gefegliche 
Baſis findet. 

II. Die Einkindſchaft gehört hauptſächlich denjenigen Rechts⸗ 
gebieten an, in welchen nad Auflöjung der beerbten Che zufolge 
fortgejegter Gütergemeinjchaft oder Alleinerbreht des überlebenden 
Gatten dad Vermögen zufammenbleibt. Am bäufigften fommt fie 
bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft, bei welcher ſich aud am ein⸗ 
fachiten ihre Prinzipien durchführen laffen, zum Theil auch bei der 
yartifulären Gütergemeinschaft!5), ausnahmsweiſe auch bei andern 
Syſtemen vor‘). Am verbreitetften?”) ift fie im fränfifchen Rechts⸗ 


14) 3. B. Henneb. LdesO. III. 12: die Einkindſchaft werde gemacht „durch 
ſonderliche verträge, Adoption und Pacta“; über dieſe Theorie Ringelmann 
©. 45 fi., 64, Gengler S. 881ff. — Eine wirkliche Adoption wird in ber 
Urkunde v. 1717 (Pufendorf III. no. 46) als Einkindſchaft bezeichzet. 

15) Wir nehmen bie derſelben angebörenden Beflimmungen bier vorweg; 
über die Behandlung der Einkindſchaft bei der partiellen GG. Roth D. 8 157 
N. 3, 42. 

16) Bgl. Nachweiſe bei Roth D. 8 157 N. 3. So in Lübeck, wo Ber- 
waltungsgemeinſchaft gilt; vgl. Erbrechtsgeſetz v. 10. Febr. 1862 art. 19 und dazu 
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gebiet, aber fie findet fi) z. B. auch in Lübeck (N. 16), Hamburg”), 
Bremen’), auch in Riga'*e). 

In neuerer Zeit iſt dad Geltungdgebiet mehr eingeengt worden?) 
ud die Einkindſchaft im einzelnen Gefehgebungen mit mehr oder 
weniger Unbedingtheit unterfagt worden?). Andererſeits bedarf es 
nad dem Recht einzelner, befonderd oftfränfifcher Gebiete nicht eines 
befonderen Vertrages, jondern ed treten im Fall einer zweiten Che 
ohne Abichichtung der Kinder bereit auf Grund des Geſetzes ähn- 
lie Wirkungen ein, wie bei der Aufrichtung einer vertraggmäßigen 
Eintindichaft?). 


Pitt S. 83 Fff. N. 136. — Ueber die Bremifhen Marien Seuffert XXXV. 
n0. 137; vgl. auch noch Kehdinger Ldr. XIX. (Pufendorf obs. I. p. 155). 

17) Detail Über die Verbreitung bei Roth D. 8157 N. 6, 7, 8. 1.893 
N. 6; vgl. auch Hillebrand in d. Ztihr.f.d.R. X. S.434 N. 15. 

18) Seit dem 17. Jahrh. nicht ungewöhnlih, Baumeifter II. ©. 149; auch 
bat die Hamburger Vormundſchaftsordnung v. 25. Juli 1879 art. 22, 32—35 
die Einkindſchaft noch nenerbings geregelt. 

19), Die Bremiſche Borm. D. v. 14. Mai 1882 8 9—12, 79 enthält Beftim- 
mungen über die Einkindſchaft. 

20) Im Anſchluß an das Frankfurter R., vgl. v. Bunge livl. R.S43L1N. i. 

2) Die Frankf. Ref. III. 10 $ 8 ſagt, daß file Hanptfächlich für weniger 
wohlhabende Perſonen zur Anwendung Tommen folle; gegenwärtig ift fie in 
Frankfurt faſt ganz zur Antiquität geworben, Euler S. 68. — Aehnlich in 
Heften, Roth 8. S. 377 N. 19, vgl. au Bopp Beitr. IL. S. 157 ff. — In dem 
landrechtlichen Preußen ift fie hanptſächlich in Weftphalen in Hebung, Suarez 
Schlußvorträge S. 147; da aber das Preuß. Lor. fie ohne Beſchränkung auf- 
genommen bat, kann fie auch in andern Theilen der Monarchie errichtet werden, 
Förſter IIL.S 221 nah N.7. — Nah Beſeler II.2 S. 191 R. 39, 40 fol 
fie nicht in der Medi. und Schleswig⸗H.'ſchen Praris gelten; ebenjo nicht in 
Hofftein, Paulſen 8 161 NR. 3, 4. Aber v. Stemann Güterr. des Jütiſchen 
Low S. 170. nimmt ihre Gültigkeit an (indeffen bedürfe es ber Töniglichen Be⸗ 
fätigung); vgl. Überdies Seuffert V. no. 190, 191, 198. 

21) Sie gilt nicht im franzöſiſchen Recht, Zachariä 8 504 N. 8. Nach Deftr. 
GB. 8 1259 foll der Vertrag „feine rechtliche Wirkung“ haben; nach dem C. Max. 
Bav. 1.5 $12 gilt fie nur in der Oberpfalz und fol in den andern Theilen 
„nicht eingeflihrt” werben (vgl. auh Roth B. $ 93 N. 4). Abgeſchafft wird fie 
im Baden'ſchen Landr. v. 1622, Befeler II.2 S. 172 N. 72; nad der Naffau⸗ 
Catzenelleub. LO. v. 1616 IL. 4 $ 4 fol fie nur mit Iandesherrliher Genehmigung 
vor den Eanzleien abgejchloffen werden. — Bgl. außerdem Gengler Lehrb. 
©. 875 f. 

2), Sandhaas S.596Ff., Thomas Il. S.5Lff., Neubauer S.161N. 3,4, 
Roth D. 8 112 N. 49—53, B. 8 EIN. 40. — Bgl. auch Lippe'ſche BO. $ 31. 
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Demgemäß handelt es fi um fein Inſtitut, für deſſen An- 
wendbarfeit die Präfumtion ſpricht. CS dürfen daher bei der Un- 
gunft, welche ihm in der Gefebgebung begegnet, Einkindſchaftsverträge 
nur da abgeichloffen werden, wo Geſetz oder Gemohnbeitsrecht fie 
bisher zugelaſſen haben?). 

IV. Da die Eintindichaft weder ein bloßer Erbvertrag ift, noch 
familienrechtliche Wirkungen weſentlich mit fich führt, da fie ferner 
regelmäßig nur bei allgemeiner Gütergemeinjchaft vorfommt, empfiehlt 
es jich dad Snftitut in Verbindung mit der Lehre von der Güter: 
gemeinjchaft vorzutragen*). 
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I. Die Tendenz der Einkindſchaft ift e8, bei der neuen DBer- 
beirathbung eines Wittwerd oder einer Wittwe, weldhe Kinder aus 


23) Bejeler IL.2 S.188 ff., Bluntjhli 8173 a. E. Gengler Lehrb. 
8.876 |. — AU. v0. Gerber 5262 N.3, Roth D. 8 157 N.5, B. 8 93 
N.5. — Sind die Kinder volljährig, fo wird allerdings fein Bedenken gegen 
einen ſolchen Vertrag vorliegen. Wenn fie aber, wie wohl in den meiften Fällen, 
minberjährig find, darf durch die VBormundichaft ober Durch den Willen der 
Familie eine von der gefeglichen abweichende Regelung des Vermögensrechts nur 
eingeführt werben, wenn Dies das objektive Hecht geftattet. 

#4) Aehnlich foftematifirt Bejeler Priv. R. $ 127, Baumeifter 8 88, vgl. 
auch Hillebrand Ziſchr. f. d. R. X. S.435f. — Andere ftellen es in die 
Lehre von den Eheverträgen (Kraut in den Ältern Ausgaben, Maurenbreder 
s 512 ff., Gengler Lehrb. $ 172, Priv. R. $ 137) ober in das Recht der Eltern 
und Kinder (Mittermaier $ 368 ff. [vgl. denfelben aber auch $ 369 N.5], 
Renaud $17I, Kraut [in ber neueflen Ausgabe] 8 190, Bluntſchli 8 173 
Walter 8241ff., Roth D. 8 157, 8. 8%. — So auch Preuß. Lor. IL tit. 2 
[ehelide Kinder, Kinder aus einer Ehe zur Tinten Hand, uneheliche Kinder, 
Aboption, Einkindſchaft, Pflegelinder] und demgemäß auch Förfter IIL 8221, 
Dernburg III. $ 65 ff.) oder in die Lehre von den Erbverträgen (Eihhorn 
$ 348, v. Öerber 8 262, Reyſcher $ 692 ff.). 

) Quellen: Wormſer Ref. IV. 4 tit.4, V.5 tit.4. — Freiburg. Statt. 
III. 4 fol. 62 ff. — Frankf. Ref. III. tit. 10 (Frankfurt hatte ſich bei König 
Marimilian um ein Einkindihaftsprivileggum beworben und von ihm im I. 
1494 entiprehende Zufage erhalten (dies Verſprechen ift gedrudt in Janſſen 
Reichskorreſpondenz II. ©. 583). Das Königliche Privileg ift mehrfach gebrudt, 
3.8. in: Privilegia et Pacta ber H. NRöm. Reichs⸗Stadt Frankfurt a. M. 
1728 fol. S. 352 f.). — Solmfer Lor. I. 20. — Jül. Berg. Lor. c. 75, 76. — 
Churköln. Lor. v. 1663 tit.10. — Sponheim. Lor. c. 105. — Wildenbr. Lor. 
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einer früheren Che haben, die im allgemeinen vorgejchriebene Ver⸗ 
mögendtheilung zu vermeiden: zu dieſem Zwed werden die Kinder 
in die neu zu jchließende Che berübergenommen, jo als ob fie aus 
derjelben herſtammten. 

Da im allgemeinen die Abtheilung der Kinder vor Eingehung 
der neuen Ehe erfolgen joll, fo ift es angemeffen, daß aud der 
Einkindſchaftsvertrag vor der. Chefchließung erfolgt”); indeſſen ge- 
ftatten einzelne Partikularrechte feine Eingehung auch nad) gefchloffener 
Ehe, jo daß die bereitö erfolgte Abichichtung wieder aufgehoben 
wird?). Eine Einkindſchaft kann ferner nur geichloffen werden, wenn 
e8 eheliche Kinder find, welche ein Gatte dem andern zubringt‘); 


I. ec. 16 $12fj. — Trier. Br. tit. 9 (im wefentlichen aus der Trier. Unt. GO. 
v. 1539). — Mainz. Lor. tit.2. — Kurpfälz. For. I.25. — Würt. Lor. II. 9. 
— Fränk. OD. III. tit. 80, 85, 87, 108—121. — Zweibrüd. UGO. c. 105 
(G. d. Nahmer S. 1032 ff.). — Statt. v. Offenburg (Walch III.) art.6, 15, 16, 
18, 19. — Landr. v. Hohenlohe I. tit. 6 (fol. 41 auch das Formular einer 
Einkindſchaftsnrkunde). — Stadtr. v. Wimpfen vo. 1775 IL. tit. 6 (wörtlich aus 
dem Hohent. Lor.). — Bamb. or. II. 1 tit. 5 und 6 (die ausführlichfte Geſetz⸗ 
gebung: 19 Quartſeiten; außerdem finden fi noch in anderen Titeln zahlreiche 
und ermübende Borfchriften Über Die Einkindſchaft). — Lippe'ſche BO. 0.27. März 
1786 8 25—31. — Preuß. or. II.2 8 717752. — Bgl. auch noch Gengler 
Lehrb. ©. 869 ff, Roth D. 8157 N. 6,7. 

Literatur: Außer den Lehrbüchern des deutſchen Privatrechts: Pufen- 
dorf obss. I. no. 200 p. 483—513, vgl. auch III. no. 114. — Hertel über 
die Einkindſchaft nach den Grundſätzen des gem. teutſchen Privatrehts 1818. — 
Bed n. Lanteren Landr. der Grafſchaft Erbach 1824. S. 269-302. — Rin- 
gelmann über die hiſtoriſche Ausbildung und rechtl. Natur ber Einkindſchaft. 
Würzb. 1825. — Befeler Erbverträgr II.2 S. 173—192. — Gerber de 
unione prolium observationes. Jenae 1844. — Hillebrand in d. Ztfchr. 
f. d. 8.X. ©. 420-436. — Sand haas S. 596 ff. — Thomas II. S.5iff.; 
v. Schellhaß Darftellung des heut. Würzburger Landrechtes, Würzb. 1856- 
©. 105-134; Roth B. J. 8 93; Reyſcher III. 8 692—6%; Baumeifter 
II. $ 88; Beterfjen ehel. Süterr. des Fürftenth. Osnabr. S. 231 ff.; Förſter 
IH. 8221; Dernburg III. S 65—67; v. Bunge livl. R. $ 431, 432. 

7) 3.8. Frankf. Ref. III. 10 82, Bunge 8432 N.c. — So au nad 
allen Bartitularrechten, welche die Abſchließung von Eheverträgen vor Eingehung 
der Ehe fordern, Roth B. 8 93 N. 20. 

3) Wormſ. Ref. V.5. 4 Abi. 6, Würt. Por. IIL.9S 1, Fränk. SD. III. 110 
81, Preuß. Bor. II.2 8 722, Roth D. 8 157 N. 23. 

9 Gengler Lehrb. S. 903—905, Seuffert XXX. no. 151. 
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aber gegen ihr Weſen ift fie biöweilen auch auf uneheliche Kinder 
ausgedehnt worden’). Ferner ift fie auch zuläjfig, wenn beide Gatten 
aus früheren Ehen ſich Kinder zubringen (fg. zweileitige Einkind⸗ 
Ihaft)‘). Dagegen treten partikularrechtlich Beichränfungen ein, wenn 
ein Chegatte, welcher ſchon in einer geeinfindfchafteten Che gelebt 
bat, ſich noch einmal verheirathen und Kinder aus diefer Che dem 
neuen Gatten zubringen will”). 

II. Paciscenten des inkindichaftövertraged find die beiden 
. Ehegatten; die Stellung der Kinder zu diefem Bertrage ift nit 
einheitlich geregelt: manche Partikularrechte betrachten fie als Mit- 
kontrahenten und fordern, falls fie minderjährig find, die Eimwilli- 
gung eined befondern Bormundd für fie). Anderwärtd aber genügt 
ed, wenn nur von den Kindern oder ihren Vertretern fein Wider⸗ 
ſpruch gegen den unter den Gatten abgejchlofjenen Vertrag erhoben 
wird?). Ä 

Da die Eintindihaft zum Nachtheil der Kinder ausſchlagen 


5), Roth D. $ 157 NR. 16. 

6, Das Mainzer dr. II. S 1 läßt fie Überhaupt nur zu, wenn beibe 
Gatten Kinder aus früheren Ehen haben. — Das Oldenb. Stadtredht (Kraut 
$ 197 no. 17) geftattet nur dem Wittwer, nicht der Wittwe eine Einkindſchaft 
abzufchließen. 

7) Zuläffig ift die Einkindſchaft auch bei dritter und folgender Ehe nad 
den Jül. Berg. Ldr. c. 76, Mainz. Lor. $6, Preuß. or. II. 2 Anh. $ 103 zu 
8 719, Sandhaas ©. 648 N.71. — Nur ausnahmsweiſe zuläffig, Bau⸗ 
meifter II. S. 150, vgl. aud Fränk. WED. tit. 115; nach Hohenloher hr. 
8 11 verboten. Jusbeſondere ift die Einkindſchaft unterfagt, wenn der conjux 
binubus geftorben ift und ber Stiefparend fich wieder verheirathen will, BO. f. 
tippe $S26.2, $ 30.2; vgl. au v. Schelhaß S.129. — Weiteres Detail bei 
Gengler Lehrb. S.899— 903, Roth D. NR. 18—21. 

8) z. B. Lippe'ſche BO. 8 25, Preuß. Lor. IL. 2 $ 723 vgl. mit 8 724. — 
Nah dem Jül. Landr. (Kraut $190 no. 12) ift die Einkindſchaft nur zuläffig, 
wenn die Kinder ſämmtlich mündig find und einwilligen. 

9 3.8. na dem Würt. Landr. IIL9 8 4 follen die Kinder, falls fie über 
14 Jahr alt find, um ihren Willen befragt „und ba ihnen foldde Union zn» 
wiber, fie auch ihres wiberfprechens erhebliche urſachen anlzu]zaigen, ſolche Ver⸗ 
gleihung nicht leichtlich wider ihren Willen beflättigt werden”; S 16. — So if 
denn für das Würt. und für andere Rechte die Ausführung von Bejeler V.2 
©. 157 f., 160f., 174 f. begründet, daß Die Kinder nicht eigentliche Paciscenten 
find und nur eine negative Stellung bei dem Geſchäft einnehmen. Aber als all- 
gemein gültige Auffaffung läßt fich Dies nicht vertheidigen. 
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kann, bedarf ed, befonderd wenn die Kinder noch minderjährig find, 
der Beobachtung zahlreicher Cautelen. Man überläßt es nicht dem 
Belieben der Ehegatten und der Kinder, resp. ihrer VBormünder, ob 
fie. Einkindſchaft machen wollen, jondern fordert, daß die Verwandten 
der Kinder mit ihrer Abſchließung einverftanden find, man läßt das 
Gericht eine eingehende Unterfuhung darüber anftellen, ob fie dem 
Snterefje der Kinder entipriht und verlangt die Aufrichtung einer 
obrigkeitlichen Urkunde. 

Den Kindern werden, auch wenn fie in väterlicher Gewalt 
jtehen, Kuratoren bejtellt, bejonderd Verwandte von der Seite ihres 
verftorbenen Parens ber, e8 werden öfter in größerer Zahl Perjonen zu- 
gezogen, von denen man annehmen darf, daß fie dad Wohl der Kinder 
im Auge haben werden‘). Das Geſchäft fol von der Vormund- 
ichaftöbehörde oder überdied noch vom Richter nad) freiem Ermeſſen 
beftätigt werden‘). Manche Gelee enthalten bejondere Inſtruktionen 
für die Obrigkeit; fie fol darauf achten, daß nicht durch zu große 
Bermögendimgleichheit die Kinder erfter Ehe benachtheiligt werden"); 


10, Die Vorſchriften find ſehr mannigfaltig, 3.8, Wormf. Ref. V. 5 tit.4 
Abſ. 2, 3, Jül. Berg. Lor. c. 76, Freib. Statt. Abf. 2 fol. 62®, Frankf. Ref. 
8 3,4, Solmf. Lor. II.20 $ 3, Fränk. BED. tit. 109-111, Lippe'ſche BO. $ 25 
no.5, Preuß. Lor. II.2 8 274 n.f.w., Bed u. Lauteren S. 275ff., Hamb. 
Borm. O. v. 1879 art. 32 (Befragung ber beiberfeitigen nächften Verwandten; 
auch wenn der Bater einkindichaften will, find jenen Kindern Bormünder zu 
beftellen), Seuffert II. 65. — Roth D. R. 25. 

Nah Preuß. Lor. II.2 8 728, 729 follen, wenn bie Gatten ſelbſt noch 
Ascendenten haben, auch Diefe in das Geſchäft einwilligen, weil daſſelbe möglicher- 
weiſe ihr Notberbenrecht bedroht; aber ohne ihren Eonjens ift der Vertrag nicht 
nichtig, jondern Täßt fie nur ihres Notherbenrechts nicht werkuftig gehen, .S 742 
(vgl. unten N. 29). Bol. an Hamb. Borm. O. art. 33.3. 

1) 3.8. Wormſ. Re. V.54 Abſ. 3—5, Freib. Statt. IIT.4 Abi. 2, 3, 
Solmſ. Lor. 8 8, Lippe'ſche BO. 8 25. 4, Preuß. Lor. II. 28 724, Prenf. Vorm. O. 
$ 42, Hamb. Borm. O. art. 32 (Baum eiſter I. &.150), Sandhans ©.630f. 
— Ueber die Frage, welches Gericht kompetent it, Ringelmann ©. 68 ff., 
Dernburg III. 8 66 R. 5. 

Ein unter Anwendung diefer Cautelen mit obrigleitlicher Genehmigung ab- 
geichloffener Vertrag darf Daher auch nicht nach erreichter Mündigkeit ex causa 
minorennitatis widerrufen werben, Trier. Lor. $ 9, Fränk. Ld0GO. 111 $ 11, 
Bamb. Lor. II.3. 1.2 823; au Senffert IV. no. 135. — Bol. auch noch 
Roth D. 8 157 N. 32. 

Im) Juül. Berg. !or. c. 76, Mainz. Lor. $3ff., Lippe'ſche BO. 526, Bed 
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um die Vermögendverhältniffe zu überjehen, jol fie fih ein Inven- 
tar der verjchiedenen in Betracht fommenden VBermögendmaffen vor 
legen lafjen'). Sit e8 wahrjcheinlidh, daß dad Erbrecht der Kinder 
durch die Einkindſchaft gejchmälert wird, jo fol ihnen in dem Ber: 
trage ähnlich, wie das ſchon im Mittelalter vorfam ($ 243 N. 8), 
ein beftimmter Borauß, ein Praecipuum ausgeſetzt werden, welches 
ſie außer ihrem Erbrecht neben den aus der zweiten Ehe zu erwar⸗ 
tenden Kindern (dem fg. Nachlindern) bei der Auflöjung der zweiten 
Ehe erhalten jollen'). Andererfeits kann auch, wenn das Bermögen 
des Stiefparend viel größer, ald da8 des verftorbenen Gatten der 
eriten Ehe it, den Nachlindern eine Summe, welde gleichfalls 
Boraud (au Refervat) genannt wird, vorbehalten werden ®). 
Endlih fol der in diefer Weile zuftande gefommene Vertrag 
in einer gerichtlichen Urkunde aufgezeichnet werden‘). Ob bei Unter: 
lafjung einzelner Vorſchriften der Vertrag doch ald gültig oder ob 
er als nichtig anzujehen fei, hängt von partifulären Normen ab”). 
II. Der Einkindſchaftsvertrag hat einen doppelten Inhalt; er 


u. Lauteren ©. 280 ff. — Sie foll das Geſchäft nicht zulaffen, wenn bie Bor- 
finder wohlhabend find; denn die Einkindſchaft jet wejentlih ein Inſtitut für 
Handwerker und unvermögende Leute, Frankf. Ref. 88 u. ſ. w. 

13) 3.8. Wirt. for. $2, Lippe'ſche VO. 825, Hamb. Borm.D. art. 32, 
(Banmeifter II. ©. 150) u.f.w. Bgl. aber auch Ringelmann ©. 73f. 

1) 3.8. Wormj. Ref. V.5. 4 Abſ. 3, 10, 11 (unter Umftänden ihr ganzes 
Erbrecht am Bermögen der erften Ehe), Jül. Berg. c. 76, Frankf. Ref. $5, 
Solmf. Lor. $5, Würt. br. $7, Mainz. Tor. $ 14, 15, Fränk. WED. tit. 121, 
Thomas II. S. 53, Bed u. Lauteren ©. 283—2%, Hamb. V. D. art. 33. 4, 
(Baumeifter ©. 150f.), Sandhaas ©. 617 ff, Roth D. $ 157 N. 38. — 
Nah Preuß. Lor. II.2 8 725, 726, Anh. 8 103 zu 8 179 foll der Borans (für 
den fünftigen Todesfall) mindeftens die Hälfte des Vermögens betragen, welches 
der fi) neu verheiratbende Parens in die Ehe einbringt. 

15) Würt. Lor. III. I $3, Ringelmann ©. 78f., Sandhaas ©. 624, 
Banmeifter II. S. 1531 N. 7, Seuffert XI. 251, Roth D. 8 157 N. 39. 
— Unzuläſſig nah Preuß. Lor. II.2 8 739, 740. 

16) Frankf. Ref. $ 6, 7, Trier. Lox. $3, Preuß. Lor. II. 2 $ 721 (die Par- 
teien können fih das Gericht wählen, II. 17 Anh. 8 147 zu $ 58), Roth 
$ 157 R. 30. 

IM Er fei nichtig, Solmf. br. II. 20 Abſ.2; wenn die Kinder an ihm 
fefthalten wollen, bleibt er flehen, Erläut. zur Kurköln. Ref. X. — Bol. au 
Bed u. Lauteren S. 277 ff. 
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regelt dad Güterverhältniß während der Ehe und das Erbrecht, wenn 
ein Borfind oder ein Parens ſtirbt. 

A. 1. Unter Berziht der Vorkinder auf dad Recht der Ab- 
theilung gebt das in der eriten Che vereinigt gemwejene Bermögen 
in die neue Ehe über, ſei es, daß dafjelbe durch den Verzicht der 
Kinder zunächſt ald Alleineigenthum des Parens binubus gilt und 
von ihm jeinem zweiten Gatten zugebracht wird, jei ed daß man den 
Parens binubus und die Borkinder als Subjefte des in die neue Ehe 
eingebrachten Vermögens betrachtet, welche mit dem zweiten Ehegatten 
die Vermögensgemeinſchaft eingehen '®). 

2. Für die NRechtöverhältnifje an dem gemeinjchaftlih gewor- 
denen Vermögen gelten diejelben Grundſätze, wie wenn ſämmtliche 
Kinder aud derjelben Che berjtammen”),. Demgemäß fällt der 
ipätere Erwerb der Eltern in die Gemeinſchaft; außerhalb derjelben 
bleibt der Boraus der Borkinder (vgl. unten no. 4) und, was die Kinder 
nah Eingehung der Einkindſchaft, insbeſondere durch Erbſchaft er- 
werben; es wird ihr Sondergut?). 

3. Sit der Parens binubus der Vater, jo verfteht ed ſich von 
jelbft, daß er audh an dem Somdergut der Kinder, ſoweit ed die 
Natur des peculium adventicium hat, dad Nupungsrecht hat. 
Aber au, wo die Mutter fih zum zweiten Male verheirathet, fommt 
dem Stiefvater ebenjo wie einem leiblichen Vater regelmäßig?!) das 
Nutzungsrecht am Sondergut der Kinder zu®). 


18) Das Verhältniß im Fall der partiellen GG. laffen wir hier außer Be⸗ 
tracht; vgl. darüber Roth D. $ 157 N. 42. 

19) Lor. f. Hohenlohe I.6 S 1; Lippe'ſche BO. $ 28.3: „Auch der gemachte 
Bater erhält die Verwaltung Über das ganze in die neue Ehe zufammengebradhte 
Bermögen, und bat überhaupt davon alle Rechte, die dem erften Dann in ber 
GG. zukommen“; u. |. w. 

%) Tippe’ihe BO. 8 26.3, Hamb. Borm. DO. art. 33.2, Roth D. 8 157 
N. 36. — Anders die fränk. WED. 118 8 3,5: der künftige erbrechtliche Erwerb 
der Kinder fällt auch in die Gemeinfchaft, außer es wäre ihnen das Gut mit 
der Beftimmung hinterkafien, daß es ihr Eigenthum bleiben ſolle. — Dagegen 
erſtrekt fi) nach dem Hohenl. Lor. $7 die GG. nur auf „Das gegenwärtige 
Bermögen“ und verbleibt, was einem der Intereffenten ſpäter anfällt, demſelben 
in Rädficht auf das Eigenthum „zur freyen Dispofition auf den Todesfall“; nur 
der Nutzung nach wird es gemeinſchaftlich. 

21), Abweichend Preuß. Lor. II.2 8 733. 

37) Wormſ. Ref. IV.4.4 Abſ. 4, Freib. Statt. III. 4 Abſ. 4, Franff. 

Stobbe, — IV. 1. u. 2. Aufl. 17 
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. 4. Zu dem Sondergut wird regelmäßig auch der Boraud der 
Borkinder gerechnet. Während nah dem Preuß. Landreht (II. 2 
8 725— 727, 738) die Ausſetzung des Voraus den Borkindern im Ver⸗ 
haltniß zu den Nachkindern nur ein ausgedehnteres Erbrecht vertrags- 
mäßig einräumt, indem fie bei Auftheilung des Vermögens über ihre 
Quote hinaus eine beftimmte Summe wie ein Prälegat erhalten follen, 
ericheint meiſtens der Voraus als ein ihnen zufolge feiner Beftellung 
gehöriged Vermögen, ald ein Sondergut, ein peculium adventicium, 
welches feinen Beitandtheil des ehelichen Vermögens bildet*). Bei 
diefer Natur des Voraus findet alfo eine Auftheilung ded Vermö⸗ 
gend, welche man dur die Einkindſchaft im allgemeinen vermeiden 
will, bis zur Höhe ded Voraus doch ftatt. 

Auch an dem Boraud hat der Stiefparend gewöhnlid das 
Nuyungdreht?*); nad einigen Rechten aber findet eine gejonderte 
vormundichaftliche Verwaltung defjelben ftatt*). Die Kinder find, 
wenn die Eltern die Verwaltung führen, durch ein geſetzliches Pfand- 
recht, resp. durch einen Pfandrechtötitel gegenüber dem elterlichen 
Bermögen®) und in deren Konkurs duch ein Vorzugsrecht ges 
fihert®). | 


Ref. III. 10 8 13, Solmf. Lor. $ 13, LTippe'ihe BO. $ 28.3; Roth D.$ 157 
N. 44. — Nah der Frankfurter Ref. 8 11 kann er im Fall echter Noth fogar 
die Immobilien der Kinder veräußern. 

33) Hohenloher Tor. 88 (der Boraus gehört in das gemeinfchaftliche Ber- 
mögen „nur nah der Nutznießung“), Bamb. Lor. II.1 819, 20 (er ift ihr 
Eigentbum; Berträge, wonach er erft zur Zeit ber Fünftigen Haupttheilung 
fällig wird, find nichtig). — Ringelmann S.77f, Beſeler II.2 S.185, 
v. Schelhaß S.118, Sandhaas ©. 634. 

23) Solms. or. $ 23, Hohenloh. I.6 $ 8, v. Schelhaß ©. 118 N.9. — 
Lippe’ihe VO. 8 28.4 (Berwaltung und Nießbrauch des Stiefparens unter Auf- 
fit der fortvauernden Bormundichaft). 

#4) Baumeifter II. S. 151 R. 10, v. Stemann ©. 171. — Unten 
Note 48. — Nah der Hamb. Borm. O. art. 33.5 können den Eltern, da ſie zur 
Ernährung und Erziehung der Vorkinder verpflichtet find, dafür die Zinſen des 
Boraus bewilligt werben. 

3) Mainz. Lor. $ 21, Lippe'ſche BO. 8 28.4, Baier. Hyp. DO. $ 12.7, 
v. Bunge livl. Priv. R.S 171 NL, 8 432 N. g., Kurl. Priv. R. $ 281 N. f., 
Sandhaas ©. 636 N. 59, Gengler Lehrb. S. 892 N. 77. 

20) Reichs⸗Konk.O. 8 54 n0.5. — Bamb. Bor. II. 1. 58 11, Thomas 
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Bei ihrer Verheirathung oder fonftigen Anftellung eined eignen 
Haushalts, resp. ihrer Großjährigfeit können fie, wo fie während 
der Einkindſchaft Cigenthümer des Voraus find, die Herausgabe 
defjelben beanfpruchen?”). 

5. Die Vorkinder haben, weil fie zufolge der Einkindſchaft auf 
die Abtheilung vom erjtehelichen Vermögen verzichtet haben, auch 
dem Stiefparend gegenüber den Anipruh auf Alimentation und, 
wenn fie jelbftändig werden (Heirath, Abſonderung vom elterlichen 
Haushalt), auf Ausfteuer in gleicher Weife, wie leibliche Kinder®). 

B. Die Einfindichaft führt weiter erbrechtliche Folgen mit fid). 

1. Die Vorkinder haben nicht bloß dem natürlichen Parens, 
jondern auch dem Stiefparend gegenüber Erbrechte fo als ob fie feine 
rechten Kinder wären; fie erben mit den Nachkindern zufammen 
und ſchließen, auch wenn der Stiefparend feine rechten Kinder hinter- 
läßt, deſſen ſonftige Verwandte von feinem Nachlaß aus”). 

Und zwar erftredt fich dies Erbrecht nicht bloß auf die zur Zeit 
der Eheſchließung gemeinſchaftlich gewejene Maſſe, fondern auch auf 
den jpätern Erwerb der Eltern, inöbefondere auf dasjenige, wad nad) 
dem Tode des Parens binubus der Stiefparens erworben bat?). 
Außer der ihnen anfallenden Duote erhalten fie den bejonders «aus» 
bedungenen Boraud und weiter dasjenige Vermögen, welches ihnen 
während der Einkindſchaft etwa von auswärts zugefallen ift®t). 

Im übrigen aber bejtehen mandherlei Berjchiedenheiten®), je 


I. ©. 54f., v. Schelhaß ©. 118 N. 8S, Sandhaas ©. 637 N. 592. — 
Seuffert XI. 251 (Darmft.). 

FT) Frankf. Ref. III. 10 $ 13, Solms. Lor. $ 13, Hohen!. Lor. $ 7, 8, Lippe⸗ 
ide BO. 528.4, Thomas S.55, Sandhaas S.635f. — Nach andern 
Rechten erft beim Tode des conjux binubus, Sandhaas ©. 634. 

28) Mainz. Lor. 8 20, Hohenl. 8 11, Lippe'ſche BO. 528.6, Sandhaas 
8.612 N. 12, S.641N.66 ff., Baumeifter S.152, Roth D. $ 157 N. 45. 

29) Dies ift allgemein anerkannt. Eine Ausnahme enthält nur das Preuß. 
Ldr. II.2 5 737— 741, vgl. mit $ 728, 729, 742, injofern als Ascenbenten des 
verfiorbenen Stiefparens, welche in befien Einkindſchaftsvertrag nicht eingewilligt 
baben, den Pflichttheil in Conkurrenz wit feinen Stieflindern fordern dürfen; 
vgl. oben N. 10. 

20) Seuffert II. 67. Anders nah dem Hohenl. Lor.; vgl. oben R. 20. 

2) z. B. Würt. Lor. 87, Mainzer br. $. 16 und fonft häufig. 

32) Piteraturnachweije bei Seuffert XXIII. 232, Roth 8. $ 300 R. 44 ff, 

17* 
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nachdem ihr Erbrecht als ein vertragdmäßig firirteö, durch den Willen 
der Eltern nicht mehr zu modificirended angeſehen wird, oder die 
Kinder nur ald den leiblichen Kindern gleichgejtellt erjcheinen und 
daher auf den Pflichttheil gejeht oder enterbt werden können. 
Manche Partikularrechte gehen davon aus, daß die Kinder zu 
folge des Verzichts auf ihr frühered Erbrecht titulo oneroso ein ver» 
tragsmäßiged Erbrecht erworben haben, welches ihnen, falld der Ein- 
kindſchaftsvertrag nichts andered beftimmt, durch legtwillige Verfügung 
der Eltern nicht entzogen werden fann®). Wo diefer Standpunft 
eingenommen wird, muß Died von beiden Eltern gelten; nicht bloß 
bat der Stiefparens feine freie Teſtirbefugniß durch den Vertrag ver: 
foren, jondern ed kann auch der parens binubus jeinen leiblichen 
Kindern erfter Ehe das Erbrecht nicht letztwillig Tchmälern*). 
Ä Andere Partikularrechte gehen von der ig. Filiationdtheorie aus; 
die Kinder hätten nicht ein feſtes vertraggmäßiges Erbrecht gewonnen, 
jondern ſeien nur den leiblichen Kindern gleichgeftellt; fie hätten Fein 
befjeres Recht als dieſe und müßten es fich daher gefallen laſſen, 
daß fie von den Eltern auf den Pflichitheil gejegt würden“). 
Ebenſo gehen die Partikularrechte und die Anjichten der Litera- 
tur darüber auseinander, ob die Eltern die Vorkinder aus den ge- 
jeglih anerkannten Gründen enterben dürfen“). Die Enticheidung 


Erf. des RchsG. VI. S. 166 R.1. — Daß bei der Entſcheidung des ein- 
zelnen Falls insbejondere auch auf bie Fefllegungen des konkreten Vertrages 
zu feben ſei, Reicheger. Erf. bei Seuffert XXXVIL. no. 233. 

3) Pufendorf I. no.200 $49, Hommel rhaps. 500, Bed u. Lau⸗ 
teren ©. 296 fi., Sandhaas ©. 643 N.68. — GSeuffert XII. 108, 
XXL. 52. — Ef. d. RG. VI n0.43. — Statt. bei Roth B. $ 300 
N. 47 ff., Lippe'ſche BO. 8 29. 2, Preuß. Lor. 8 747, 748 (Breuß. O. Trib. bei 
Koh zu 8 747, Dernburg IH. $S67 N. 8). — v. Gerber $ 262 N. 9; Citate 
bei Roth D. 8 157 N. 53, 54 und Roth felbft nah N. 54. 

4, Walter Priv. R. $ 248 N. 3, Reyſcher III. $ 694 N. 13, v. Gerber 
8 248 N. 3, Beterffen S. 233; entgegengejettter Anfiht Förfter III. 8 221 
N. 25, Roth D. $ 157 N. 56. 

35) Braris von Kiel (Seuffert V. 198), Oldenb. (XXIII. 232), Berlin 
(XV.230, XXV.138), Samburg (Baumeifter $88 N. 21). — Trierer for. 
87: „in etwas wenigen” Tonnen die Eltern ein Kind vor den andern bevor- 
zugen. — Ringelmann ©. 89, Befeler II. 2S. 185, Priv. R. $ 127.12, 
13, Bluntſchli $ 173. 3d. 

3) Es beftehe das Enterbungsredt, Preuß. Ldt. II.2 8 749, Hamb. Praris 
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hängt für das einzelne Partikularrecht von der Bedeutung ab, welches 
bie Einkindſchaft nach deſſen allgemeinen Beitimmungen bat; in 
dubio ift anzunehmen, daß weil die Kinder zur Zeit der Eingehung 
der Che ein ihnen beitimmt zuftehended Recht gegen Cinräumung 
eined neuen Rechts aufgaben, deifen Geftaltung fernerhin nicht mehr 
von Willenderflärungen der Eltern abhängig ift. 

Vebrigend fönnen die Kinder, wenn ein Ehegatte der neuen Che 
geftorben ift, da, wo beim Tode eined Gatten nach allgemeinen Grund- 
lägen fortgejehte Gütergemeinichaft eintritt, ihr Erbrecht nicht ſofort 
geltend machen, fondern es entiteht zwiſchen den Vorkindern, den 
Nachkindern und dem überlebenden Elterntheil, jet dies ihr Leiblicher, 
let e8 ihr Stiefparend, zunächſt fortgeſetzte Gütergemeinchaft. 

2. Die Kinder haben das vertragsmäßige Erbrecht mur gegen- 
über ihren Eltern, zu den Verwandten ihres Stiefparend treten fie 
in fein Verwandtichaftsverhältnig?”). 

3. Demgemäß wird durch die Einkindſchaft auch zwiſchen den 
Vorkindern und Nachkindern oder zwiſchen den Vorkindern der beider: 
feitigen Chegatten feine Erbberechtigung begründet. Vor⸗ und Nad’ 
finder beerben fich nicht wie Kinder aus derjelben Ehe, jondern wie 
halbbürtige Geſchwiſter?). 

4. Sterben die Kinder vor den Eltern, jo trandmittiren fie 
ihr Recht auf ihre Defcendenten, aber nicht auf andere Perjonen?”). 


bei Banmeifter a.a.D. N. 22, Ringelmann S. 90. — Gegen das Ent- 
erbungsrecht Bamberg. Lor. II.2.1 8 21, Lippe'ſche BO. $ 29.2, Pufendorf I. 
200 8 50, Eihhorn 8 348 N. o, Sandhaas S. 643 N.68, Befeler IL.2 
S. 187f. — Der Stiefparens habe es nicht, wohl aber der leibliche Parens 
Gengler Lehrb. S.895 N. 81. | 

37) Wormf. Ref. IV.4 tit.4 Abſ. 2, Freib. Ref. III. 4 Abſ. 6 fol. 63®, 
Solmf. dr. 8 12, Franff. Ref. 8 21, Würt. Lor. IIT.9 8 11, fränk. LWGO. TIL 
80 8 5ff., Preuß. Lor. $ 752 m. f.w. Roth D. 8157 N. 61. 

3, Wormſ. Ref. IV.4 tit.4 Abſ. 2, Freib. Ref. a. a.O. Abf. 6,7, Solmjer 
Ldr. 8 14, Frankf. Ref. 8 20, Churpf. Lor. 8 5,6, Preuß. Lor. S 752, Ringel» 
mann ©. 94 f. — Einzelne wenige Rechte geben ihnen aber gegenfeitige Erb⸗ 
rechte: Churföln. Reform. X. SA, Hamb. Borm. DO. art. 33.1 (Baumeifter 
S. 153); vgl. auch Lippe'ſche BD. 829.6, Fränk. PGO. II. 119 8 13, 14; 
über derartige beiftihe Gebräude Pufendorf I. 200 8 53. 

39, Mainz. or. $ 12, Würt. Lor. 10, Fränk. OD. IIL 8083, v. Bülow 
n.Sagemann IV. no. 71, Seuffert X. 180, XXXII. 250, XXXILU. 235 
(Münden, Celle), Roth D. N. 57. 
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5. Vielmehr fol, wenn fte feine Defcendenten binterlaffen, der 
Stiefparend gegen ſie daffelbe Erbrecht, wie gegen feine leiblichen 
Defcendenten haben, aljo, wo gemeined Recht gilt, mit den vollbür- 
tigen Geſchwiſtern und dem leiblichen Parens des verftorbenen Kin- 
des fonkurriren“). Doch erftreckt fich died Erbrecht ded Stiefparend 
nur auf dad in der Ehe vereinigte Vermögen, nicht auf den Voraus 
und nicht auf dasjenige, wad ihnen anderwärts durch Erbrecht, 

Schenkung u. ſ. w. zugefallen ift*); im dies Sondergut erben nur 
der leibliche Parens und die fonftigen regelmäßigen Suselameren, 
resp. die durch Teſtament berufenen Erben. 

Wenn übrigens die zahlreichen angeführten Statuten (N. 4) 
dem Stiefparend ein Erbreht mit Bezug auf das vereinigte Ber: 
mögen ertheilen, jo tritt dafjelbe, jo lange feine Abichichtung ftatt- 
gefunden hat, regelmäßig nicht in Wirkſamkeit; denn Die Kinder be 
figen ihr Vermögen in der Gemeinihaft“) und, wenn einzelne von 
ihnen fterben, wird nicht ein Antheil für fie ausgeſchieden, fondern 
gilt der Sag: „Was in der Were verfticht, erbt wieder an die Were.” 
So bringt den Eltern der Tod eined Kinded nur injofern einen 
vermögensrechtlichen Vortheil, als fich die Zahl der Intereſſenten 
verringert. Jene Beſtimmung bedeutet alfo nur, daß in Ermange⸗ 
lung von Dejcendenten (resp. einem zurüdgelafjenen Ehegatten) die 
jonftigen Verwandten des verftorbenen Vorkindes den Stiefparend 
nicht dadurch benachtheiligen jollen, daß fie mit Nüdficht auf das 
in der Einkindſchaft befindliche a ein Erbrecht geltend 
machen. 


0) Jül. Berg. Lor. Abi. 7, Knrköln. Ref. X. 4, Mainz. Lor. $ 18, Trier. 
Lor. 8 5, Frankf. Ref. 819, Solmf. Lor. 8 11, Churpf. Lor. 83, Hohenl. $6, 
Preuß. Tor. $ 720, 734, 743, 744, Hamb. Borm. DO. art. 338.1 (Baumeifter 
©. 153), Ringelmann ©. 93f., Roth D. N. 58. — Die Kinder follen dies 
Erbrecht den Eltern nicht durch Teftament ſchmälern, Pr. Lor. $ 748; Dagegen 
Mainz. Lor. $ 17: fie follen ihnen mindeſtens die Legitima hinterlaſſen. 

u) Wormſ. Ref. IV.4 Abſ. 4, Freib. Statt. III. 4 Abſ. 4, 8, Kurköln. Ref. 
X. 5 3, Frankf. Ref. $ 13, 15, Solmf. Lor. 8 10, 13, Churpf. Lor. $ 4, Lippe'ſche 
BO. 829.5, Hohenl. 88, Preuß. Ldr. II.2 8 736, 745, 746, Roth D. 8 157 
N. 59. 

2) Es erflären fich daher gegen dies Erbrecht des Stiefparens Eichhorn 
5348 N. n, Gerber $ 262 N. 12, Beſeler 8 127 R.12, 13, Walter 
8 248, 249. 
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C. Einzelne Rechte geben gemäß der zur Receptiondzeit aufs 
fommenden Theorie, daß die Einkindichaft eine Adoption fer ($ 243 
N. 14) weiter, fie beichränten ihre Wirkung nicht auf das ver» 
mögendrechtliche Gebiet, ohne daß aber das Maß dieſer weitern 
Folgen ded Rechtsverhältniſſes irgendwie gleichmäßig angeordnet 
wäre: die Eltern find den Kindern „zur Verpflegung und chriftlichen 
Auferziehung verbunden, dagegen audy die Kinder gegen die ange⸗ 
wünfchte Eltern gebührenden Reſpect und Gehorſam zu erweilen 
ſchuldig“); die Kinder werden „in allen natürlihen Rechten" den 
leiblichen Kindern gleich und haben den Anſpruch auf Unterhalt und 
Srziehung*). Auch nad dem Preuß. Landrecht (II. 2 $ 718) wer- 
den „in gewiſſer Maſſe“ Bamilienverhältnifje durch die Einkindſchaft 
begründet, „die perjönlichen Rechte und Pflichten, wie zwiſchen leib- 
lihen eltern und Kindern” ($ 720, 732); aber auf dad Ber: 
mögen der Stieflinder erwirbt der Stiefvater keineswegs die einem 
leiblichen Bater unter Lebendigen zulommenden Rechte ($ 733)*). 

Daß die Kinder von den Eltern zu alimentiren find, ergiebt 
ih ohne weiteres aud ihren vermögendrechtlihen Beziehungen, gilt 
aber auch nach manden Rechten für Stieflinder überhaupt, aud) 
wenn fie nicht in die Einkindſchaft aufgenommen find (unten $ 252. 
N.8); daß fie ihnen zu Reſpekt und Gehorſam verpflichtet find, 
folgt aus der Hausgenoſſenſchaft und gilt auch für Stieflinder, welche 
nicht in einer Einkindjchaft fich befinden. Daß nad einzelnen Red- 
ten der Stiefparend audy an dem Sondergut der Kinder dad Nutzungs⸗ 
veht bat, ijt oben bemerkt worden (N. 32) und wird auch ohne 
ausdrüdliche Vorjchrift da anzunehmen fein, wo den Stiefeltern die 
Rechte leiblicher Eltern zugeichrieben find. 

Aber weiter pflegt die Gleichſtellung mit den leiblichen Kindern 
nicht geführt zu werden: insbeſondere treten die Stiefkinder ohne 


) br. f. Hohenlohe I.6 $ 6. 

#4) Lippe'ſche BO. 8 28. 1,6. — Fränt. WED. tit. 118 8 2: der Stief- 
parens befommt die Kinder in feine „Gewalt, Zudt und Gehorſam“; $ 4: er 
hat fie zu erziehen und unterhalten; v. Schelhaß S. 121f. — Sandhaas 
©. 641 ff, Sengler Lehrb. S. 880 ff., Roth B. 8 I3 N. 32. 

5) Nach dem Meining. ©. v. 27. Novb. 1875 art. 10 wird für ben Stief- 
vater eine „väterliche Gewalt” begründet; vgl. auh v. Sicherer Berfonen- 
fand ©. 122. 
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ausdrüdliche Adoption nicht in den Stand des Stiefvaterd ein und 
erhalten nicht feinen Namen. Auch ftand, wo nicht ungweidentig 
dad Entgegengeſetzte vorgefchrieben oder aus allgemeinen Beftimmun- 
gen zu folgern ift, dem Stiefparend nicht das Recht der Conſens⸗ 
ertheilung bei einer Eheſchließung des Stieffinded zu“), umd gegen 
wärtig iſt es ihm in ganz Deutichland abzuſprechen“). Auch bleibt 
regelmäßig die Vormundſchaft für die Kinder, deren Mutter eine 
neue Ehe fchließt, beftehen, und fällt nur da fort, wo dem Stief⸗ 
vater die Rechte der väterlihen Gewalt und Die gleichen Rechte, wie 
gegen jeine ehelichen Kinder zugeiprochen find“), u. |. w.®). 

Es wird alſo auch da, wo familienrechtlihe Wirkungen ange 
nommen werden, die Gleichftellung mit den leiblichen Kindern nicht 
völlig durchgeführt. Der Einkindſchaftsvertrag bleibt wefentlich ein 
das Vermögensrecht bei beitehender Che und nah Auflöfung der 
jelben normirender Bertrag, welchem einzelne familienrechtliche Wir 
fungen je nad) der Richtung des einzelnen Partikularrechts noch zu- 
gefügt werden. Die ganze Gejchichte und ökonomiſche Bedeutung 
des Inſtituts lehrt, daß es fich nicht um die Begründung von Eltern: 
rechten oder Rechten der väterlichen Gewalt handelt, als deren Folge 


4) Es wird fein Konjensreht angenommen von NRingelmann ©. 81, 
v. Schelhaß S.121 N. 6, geleugnet von Baumeifter II. ©. 152. 

47) Denn wenn aud eine Anzahl von Partilularrechten dem Stiefparens 
Rechte der väterlichen Gewalt zufchreibt, fo gebührt doch das Conſensrecht nad 
dem Reichsgeſ. v. 6. Fehr. 1875 8 29, 31 dem Bater, resp. demjenigen, welcher 
das Kind „an Kindesſtatt angenommen bat“, falls er zugleih bie Rechte der 
päterlihen Gewalt bat. Aber die Einkindſchaft ift nicht eine Annahme an 
Kindesftatt, v. Sicherer Perfonenfland S. 189 f.; a. A. Dernburg II. 
SET N. 5. 

#) Kraut Vorm. II. S. 187—189. — Aufhebung der Vormundſchaft nad 
der fränk. GO. 117 8 1, 118 $8-(v. Schelhaß S. 107, 122 N. 3). — 
Nah Tippe’iher BO. 8 28.4, welche die Kinder den ehelichen gleichftellt, bleibt 
es in Rüdfiht auf das Sondergut doch noch bei der Vormundſchaft; ebenfo 
nah Preuß. Lor. IL.2 8 733; Dernburg Vormundſchaft S. 231; nad) Bremer 
Recht Krant II. S. 188 R. 52, 57. — Hamburg. Borm. DO. art. 33. 7: „Der 
Stiefpater wird dur die Einkindſchaft nicht Bormund feiner Stieflinder” (Bau - 
meifter II. ©. 151.). 

4, Auch nimmt die fränk. ED. tit. 95 $ 3 troß ihrer Gleichſtellung mt 
den ehelichen Kindern nicht an, daß Stieffinder die verarmten Stiefeltern zu 
alimentiren haben. 
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dann auch erbrechtliche Wirkungen einträten, jondern, daß dad In—⸗ 
ftitut dem ehelichen Güterredht angehört. 

IV. Die Einkindſchaft beabfichtigt, daß die Vorfinder wie leib- 
liche Kinder und mit den Nachlindern zufammen die Eltern beerben. 
Die erbrechtlichen Wirkungen find aber nicht davon abhängig, daß 
Kinder in der zweiten Ehe geboren werden und bei einem Erbfall 
Vor⸗ und Nachkinder mit einander Tonkurriren®). 

V. Das Rechtöverhältni kann durch Einwilligung ſämmtlicher 
Intereſſenten aufgehoben werden!) und erliſcht natürlich auch, wenn 
ſaͤmmtliche Kinder völlig abgetheilt) oder ohne Deſcendenten ge- 
fterben find, ebenjo wenn beide Gatten geftorben find“) oder die 
Che durch Richterſpruch aufgehoben wird), nad einigen Partikular- 
rechten auch, wenn ein Ehegatte geftorben ift und ber überlebende zu 
einer neuen Ehe ſchreiten will (oben N. 7). Schlechte Wirthſchaft 
oder Verfchwendung der Eltern oder des überlebenden Parens giebt 
den Kindern dad Recht, die Aufhebung zu beantragen®). 


V. Bas Syflem der partiellen Gütergemeinfchaft. 
$ 245. Im allgemeinen. 
1. Bei der partiellen Gütergemeinfchaft kommen für gewiffe 


50) Freib. Statt. III. 4 Abſ. 5, fränf. ED. III. 80 82, Lippe'ſche VO. 
$28 no. 7, Preuß. or. $ 741, Hamb. R. (Kraut 8 190 no. 30). — Pufen- 
dorf I. 200 820, Sanphaas ©. 616 NR. 16*, ©. 640 R. 642. — Seuffert 
11. 66 (Münden), V. 190 (Kiel), VII. 188, X. 180, XIII. 108 (Celle), XXII- 
53 (Iena), XXIII. 38, (mit Literaturangaben), XXVI. 248 (Liibed). — Einzelne 
Partikularrechte beftimmen aber das Entgegengefette, Frankf. Ref. $ 18, Solmſ. 
or. $ 16, Würt. or. III.9 8 8, 9, Pfälz. Lor. S 7, Wilbenbr. II. 16 $ 20 und 
dafür auch Eichhorn N. g. 

sh) Preuß. or. 8 751. 

5 Fränk. LdGO. III. 85 82. 

) Churköln. br. X. 8 5, Mainz. hr. II. 819. — Nah Würt. Lor. IIL 
9811 aud beim Tode eines Elterntheile; nach von Gefeßes wegen eintretenbem 
Einfindfhafteredht beim Tode des conjux binubus, zum II. ©. 62f., 
Sandhaas ©. 644ff., 651 ff. 

) Preuß. Lor. 8 750, Sandhaas ©. 669 N. 90, Roth D. 8 159 N. 47. 

55) Fränk. MED. tit. 117 8 3, Por. f. Hohenlohe 8 11, Lippe'ſche BO. 
530.1, Sandhaas ©. 669 ff. — Keine Aufhebung durch Konkurs Senffert 
XXI. 53. 
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Beitandtheile de Bermögend der Chegatten die Prinzipien der 

— — Gütergemeinjhhaft, für andere die der Gütertrennung (Berwaltungs- 
gemeinſchaft, resp. Dotalrecht) zur Anwendung. Nach der in Deutſch⸗ 
land regelmäßigen Geftaltung diefer Tomplicirteren Behandlung des 
ehelihen Bermögend bleibt jeder Gatte Eigenthümer feined Einge⸗ 
brachten und wird in gewiſſem Umfange auch Eigenthümer von dem, 
was ihm während der Ehe zufällt; dagegen wird die durch Arbeit 
oder Thätigkeit ſei es eines einzelnen, fei ed beider Gatten erfolgte 
Bermehrung ded Vermögens, die fg. Errungenſchaft, nicht, wie bei 
der Derwaltungsgemeinichaft Eigenthum des Chemannd, fondern 
gemeinschaftliche8 Vermögen beider Gatten: Errungenſchaftsge— 
meinſchaft. Nach einigen Rechten, indbejondere dem franzöftichen 
erſtreckt fi die Gemeinfchaft abgefehen von der Errungenschaft auch 
auf ale Mobilien: Mobiliargemeinihaft. Beide Arten der 
Geftaltung des Güterrechts fallen wir ald partielle Gütergemein- 
Ihaft zujammen. 

2. Borläufer der Errungenſchaftsgemeinſchaft finden fich bereits 
in der Zeit der Volksrechte, mindeftend nach der Richtung hin, daß 
bei Auflöjung der Ehe die Errungenſchaft zwilchen dem überlebenden 
Gatten und den Erben des verftorbenen getheilt wird, wobei es ſich 
nicht mit Sicherheit entfcheiden läßt, ob man fie bereit3 während 
der Ehe ald gemeinfam behandelte ($ 217 NR. 15 ff.). Im jpätern 
Mittelalter bildete fich befonderd im fränkiſchen Nechtögebiet die Er- 
rungenſchaftsgemeinſchaft in der Art aus, daß die während der Ehe 
hinzu erworbenen Smmobilien als gemeinſchaftlich angejehen wurden). 
Sn der fomplicirteren Geftaltung, welche während der Ehe drei Güter- 
maſſen gegenüberftelt, Illaten des Mannes, Illaten der Frau und 
die Errungenſchaft, zu welcher jowohl die errungenen Immobilien als 
auch die Mobilien gehören, iſt dad Prinzip der Errungenſchafts⸗ 


1) Euler in d. Ztſchr. f. d. R. X. ©. 44. hebt mit Recht hervor, daß mau 
zur Errungenfchaft im Mittelalter regelmäßig nur Immobilien rechnete; andere 
Schriftfteller haben dies nicht genügend berüdfichtigt. — Die errungenen Mo- 
bilten werben im ältern Recht von ben bereits früher vorhandenen deswegen nicht 
befonders unterſchieden, weil meiftens dem überlebenden Ehegatten fänmtliche 
Mobilien, fowohl die eingebrachten als auch bie während ber Ehe erworbenen 
zuflelen. 
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gemeinjchaft erſt ein Produft der Gejepgebung?). Man geht bier 
von der Auffafjung aus, daß wenn die Gatten ihr Bermögen ver- 
mehren, dies nicht alleinige Verdienſt des Mannes tft, und daß, 
bejonderd wenn Beide Vermögen eingebraht haben, es ange- 
meſſen ift, dad Eigentbum an der Errungenſchaft Beiden zuzu- 
Iprechen. Belonderd, wenn der Mann ein Gewerbe betreibt und die 
Frau ihm bei demjelben hilft, fer zu präjumiren, daß fie durch ihre 
Thätigkeit und durch gute Führung der Wirthſchaft zum ökonomiſchen 
Wohlſtande beigetragen habe. 

Die Reformationen und jonftigen Gejebgebungen feit dem 16. 
Sahrhundert beftimmen, was zu den drei verjchiedenen Maſſen ge- 
hört, und führen das Prinzip durch, daß die an Stelle eined Ver— 
mögendbeitandtheild tretenden neuen Erwerbungen derjenigen Maſſe 
zuzuweilen find, zu welcher das audgefchiedene Objekt gehört hatte. 
Demgemäß bat bei Auftheilung ded Bermögend nad Auflöjung der 
Ehe eine jehr verwidelte Abrechnung ftattzufinden, um nicht bloß die 
den einzelnen Mafjen zugehörigen Gegenitände von einander zu 
ſondern, fondern auch die Aufwendungen aus einer Maſſe zu Gunften 
der andern gegen einander audzugleichen?). 

3. Der Errungenjhaftsgemeinjchaft jtellen wir die ſg. Mobiliar- 
gemeinſchaft zur Seite, bei welder die ganze Errungenſchaft und 
ſämmtliche Mobilten gemeinjchaftlih werden und nur die von den 
Gatten eingebrachten oder ererbten Immobilien ihr Cinhandegut 
bleiben. Auch bier hat bei der Auflöfung der Ehe gleihfall eine 
Abrechnung zwiſchen den drei Mafjen ftattzufinden. Weil aber in 
vielen Ehen fein Gatte zur Zeit ihrer Eingehung Grundftüde befigt 
oder während derjelben ererbt, jo geftaltet fich dad Verhaͤltniß hier 


2) Ich kann daher nicht der Auſicht von v. Gerber (Abhh. S. 321 ff.) zu- 
flimmen, .wonad) die Err. ©. „gar nicht dem reinen deutſchen Recht, jondern ber 
fpätern Doftorenjurisprubenz” angehört; fie jei „eine neue Entvedung ber ratio» 
naliſtiſchen Jurisprudenz, welche das angeblich in der Ehe enthaltene Societäts- 
prinzip auf fein natürliches Maß zurüdführen wollte”; vgl. gegen ihn auch 
Roth in Bekker's und Muther’s Jahrb. III. ©. 351 f. — Beſonders beachtens- 
werth iR auch, daß die Err. ©. dem alten ſchleswig'ſchen⸗holſtein'ſchen Hecht 
angehört (vgl. N. 4), welches fih unabhängig von ber Doltrin ausgebildet hat. 

8) Ueber die Schattenjeiten der partiellen Gütergemeinſchaft v. Gerber 
0.0.0. ©. 320 ff. 
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infofern einfacher, ald das gefammte Vermögen als gemeinjchaftliches 
Gut erfheint und für ſolche Ehen thatſächlich die Grundfähe der 
allgemeinen Gütergemeinshaft zur Anwendung kommen. 

4. Die partielle Gütergemeinihaft gilt abgejehen von einzelnen 
Theilen Schleöwig-Holfteindt) weſentlich im fränkiſchen Rechtögebiet®) 
und zwar ald Errungenſchaftsgemeinſchaft: jo in großen Theilen von 
Baiern®), in Würtemberg”), in Hohenzollern Hechingen), in Theilen 
von Kurheffen?) und von dem Großherzogthum Hefjen!®), in Nafs 
jau®), Frankfurt a. M.’?), in einzelnen Gebieten von Hannover") 
und der Nheinprovinz"), in Sadhlen- Meiningen und Sadlen=Kos 


9 Ueber das Jütiſche Low Fald IV.8 74, Paulſen S 144—146, v. Ste» 
mann Güterr. im Gebiet des Sit. Low. 1857, Rechtsgeſch. I. S. 106, 116 ff. 
Neubauer S.20 ff. — Ueber das Ditbmarf. u. Fehmarn'ſche Landrecht Falck 
IV. 873, Paulſen $ 142, 143, v. Stemann Redtsg. II. ©. 245 f. — Nach 
dem Nordftrander Landrecht gilt, fobald ein Kind in der Ehe geboren wird, 
allg. GG., Dagegen bei Tinderlofer Ehe partielle GG., Falck IV. $ 73.3, 8 75 
©. 459f., Banlfen 8 156, v. Stemann II. ©. 246, Neubauer ©. 24f. 
— Auch im Offrief. Lor. II. 177 f. finden fih Beſtimmungen über Err. ©. 

5) Genauere Nachweiſungen Über ihre Verbreitung bei Roth D. 8 114; 
vgl. auch noch v. Wächter I. ©. 245 f., 427 ff., 729, 735 ff., 762 ff., 765 f., 
768 f. — Danad find auch einige Behauptungen bei Gengler (3. Aufl.) $ 145 
II. zu mobiflciren. 

e Roth B. I. 8 82, Neubauer ©. 101 ff. — Ueber die fränf. LandGO. 
v. 1618 vgl. oben 8 237 0.28. — Im übrigen Tommen bier in Betracht ber 
C. Max. Bav., die Solmſer Landesordnung, das Mainzer Landr. u. |. w. 

) Gemäß dem Würt. Ldr. v. 1610; in vielen ſchwäbiſchen Orten, welche erfl 
nah Erlaß des Landrechts mit Würtemberg vereinigt wurben, aber hereits vorher 
ihre eigenen Grundſätze über Err. ©. befaßen, ift fpäter Die landrechtliche Err. ©. 
eingeführt worden, v. Wächter I. S.728 fi. 

s) Neubauer ©. 14f. zählt daffelbe (auf Grund amtlicher Berichte) zur 
allg. GG., jedoch mit verſchiedenen an die Err. ©. erinnernden Abweichungen. 
Indeſſen beweilen bie Mittheilungen felbft für Err. G.; vgl. auh Roth D. 
ELIEAN.I. 

9%) Roth 8. $ 105 II, Neubauer ©. 33 ff. 

10) Roth D. 8 114 N.39 ff. — Ueber ten Breidenbacher Landbrauch 
Stammler Recht des Breidenbacher Grundes. Breslau 1882 ©. 40 ff. 

m) Roth D. 8114 N. 16 (Hefl. Darmſt. Verordn. v. 2. März 1795 8 5 ff.). 

19) Nach der Frankf. Ref. v. 1611. 

13) Neubauer S©.29. 

14) In dem Bezirk des Yuftizfenats Ehrenbreitftein, insbefondere nad ben 
Landrechten von Kurföln und Kurtrier. Roth D. 8 124 N.4, 5 und Neu» 
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burg"). Auch das Preuß. Landrecht (II. 1 $ 396 ff.) enthält Vor⸗ 
Ichriften für die Errungenfchaftsgemeinichaft, wenn ſie „in den Ver—⸗ 
trägen, Provinzialgelehen oder Statuten feſtgeſetzt iſt“; doch gilt 
thatjächlih nirgends in dem landrechtlichen Preußen die Grrungen- 
Ichaftögemeinichaft als gejegliches Recht!*). 

Bisweilen findet ſich eine ftändiihe Beſchränkung; jo joll die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft in Altheffen auf Eheleute von gleicher 
Handtierung beſchränkt jein, wofür |päter authentiih alle Bürger und 
Bauern erflärt wurden). Auch ſoll höchſt partikulär fie nur für 
finderlofe Chen gelten und mit der Geburt eined Kindes allgemeine 
Gütergemeinſchaft eintreten!®). 

5. Die fg. Mobiliargemeinihaft ift das gejegliche Necht des 
Code eivil, deſſen Beitimmungen großentheild auf den im Norden 
von Frankreich entitandenen Coutümes, bejonderd der von Paris bes 


bauer ©. 17 ftellen fie nicht zur Err., fondern zur Mobil. ©. Meines Erach⸗ 
tens gehören fie in die obige Kategorie, denn e8 wird weder im Kölner Landrecht 
(VOI. 8 3ff.), noch im Zrierer Lor. (VI. $ 3, 6ff.) gejagt, daß zur gemein- 
ſchaftlichen Mafje ſowohl die Mobilien als die Errungenfchaft gehören, jondern 
es tritt nur in erbrechtlicher Beziehung der Grundſatz ein, daß der Überlebende 
Gatte die Mobilien oder eine Quote der ſämmtlichen Mobilien erhalten fol 
(Köln. Lor. VIII. $5, Trier. Lor. VI. $ 3, 6, 23). — Aud die Statuten von 
Greußen und Frankenhauſen, weile Roth D. $ 124 N.7,8 für die Mob. ©. 
anführt, enthalten Lediglich erbrechtliche Vorſchriften. — Aehnliche erbrechtliche 
Grundſätze enthalten aber auch das Pfäher, Solmfer, Frauffurter und Kateneln- 
bogener Recht —, ja in ben drei zuerft genannten Rechten wird bejtimmt, daß 
der Uebewlebende eine gleiche Duote fowohl von der Errungenjhaft als auch von 
den Mobilien, resp. die ganze Mafje erben foll, jo daß bier die Errungenſchaft 
und die Mobilien Überhaupt in ihrem Schidjal fih vollkommen genähert find. 
Jedenfalls ift die Differenz nicht jo groß, um dieſe Quellen zur Err. ©. (vgl. 
darüber auch noch die Bemerkung bei Roth D. $ 124 N. 8) und jene zur 
Mob. ©. zu ftellen. 

15) Heimbach 893 N.4, 5, Roth D. 8 114 N. 58. 

16) Dernburg III. $41 N. 2, Roth D. $114 N. 2. 

m Roth 8. 8 104 N. 32—34, $ 105 NR. 15. 

18) Ueber das Nordftrander R. oben N. 4. — Für die fränk. LWGO. nehme 
ih nicht diefen Wechfel an; vgl. oben $ 237 N. 26. — Nach altfriefiihem Recht 
tritt die Err. ©. nach der Geburt eines Kindes, Schröder IL.3 S. 390, nad 
franzöfiihen Coutumes erft nah Jahr und Tag ein, d’Olivecrona p.62 
N. 6. 
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wuhen®). Sie gilt demgemäß in den Zändern ded franzöfijchen 
Rechte, auf dem linken Nheinufer von Preußen, Baiern und Helfen, 
in Eljaß = Lothringen und auf Grund des Badiſchen Landrechts im 
Baden. 


8 246. Die einzelnen Grundfäße!). 


1. Bei der Grrungenichaftögemeinichaft bleibt jeder- Gatte 
Eigenthümer jeined eingebrachten Vermögens; was ihm durch Erb⸗ 
haft oder Schenkung weiter anfällt, wird gleichfalls fein Allein« 
eigenthum; jeder andere Erwerb und jede weitere Vermehrung feines 
Bermögend fällt dagegen in dad Miteigenthum beider Gatten. Es 
find demgemäß drei Mafjen zu unterfcheiden: 1) das Einhandögut?) 
des Mannes, 2) das Cinhandögut der Frau, 3) das gemeinfame 
Gut (die Erkoberung, die Errungenſchaft). 

Da bei Auflöfung der Ehe die einzelnen Mafjen, weldhe wäh- 
rend derjelben vom Manne verwaltet werden, von einander zu jon« 
dern find, jo ift zur Erleichterung dieſes Geſchaͤfts vielfach vorge⸗ 
jhrieben, daß bei Eingehung der Ehe ein Inventar über die von 
jeder Seite eingebradhten Bermögendmaffen aufgenommen, resp. auch 
bie jpätern Erwerbungen von Einhandsgut in demfelben nachgetragen 
werden Jollen?). 

2. Ueber die Durchführung der Prinzipien dieſes Syſtems bes 
jteht viel Streit und es gelten zahlreiche partifuläre Abweichungen‘). 

Als Einhandsgut erfcheint im allgemeinen dasjenige, was der 


19) Die Coutume de Paris jagt: Les conjoints sont communs en biens 
meubles et conquöts immeubles faits durant et constant le mariage 
(Zadariä III. 8 497). — Ueber das ältere franz. R. Zachariä a. a. DO. 
Sandhaas S. 88 Ff., Schäffner ©. der Rechtsverfaſſung Frankreichs IIL 1859 
S. 192 ff., ’Olivecrona p. 61ff. 

1) 3% fehe im folgenden von den partikulären Borfchriften des Schleswig. 
Holftein’ihen Rechts ab. 

2) Um Berwechslungen zu verhüten vermeibe ich den Ausprud Sonder- 
gut, weil er vielfach in anderen Beziehungen und nicht in dem Sinne von im 
Alletneigenthum einer Perſon flehendem, tonbern von ihrer alleinigen Dispofition 
unterworfenem Gut gebraucht wird. 

3) Preuß. Lor. IL. 1 $ 397—401, Wächter I. S. 442f., Neubauer ©. 108 
821N. Iff. Roth D. 8117 N. 5. 

9 Biel Detail enthält Roth D. 8 115, 116. 
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Ehegatte in die Che einbringt, ferner was er während derjelben durch 
rein Infrativen Titel (Schenkung?), legtwillige Verfügung ®)) erwirbt, 
jodann aber auch, was aus den Mitteln des einzelnen Gatten an- 
geihafft ift, um an die Stelle der veräußerten Sachen oder der auf- 
gewendeten Mittel zu treten, nad) dem Satz: res succedit in locum 
pretii et pretium in locum rei”). 

Nach Franzöfiihem Hecht gehören zum Einhandsgut eined Gat- 
ten lediglid die von ihm eingebrachten und die ihm während der 
Che duch Schenkung oder Erbſchaft zugefallenen Grundftüde 
(C. eiv. art. 1404, 1405)°). Auch bier gilt dad Prinzip, daß Die 
gegen Einhandsgut eingetaufchten Grundftüde oder die fonftigen 
Surrogate?) derjelben gleichfalls diefer Maſſe angehören (art. 1407). 

3. Zu dem Zweihandögut der Errungenschaft gehören die Er⸗ 
werbungen durch Thätigkeit oder Nechtögejchäfte der Gatten, ſei es 
eined einzelnen von ihnen!o), fei es von ihnen beiden zufammen!!), 


5) Auch Schenkungen unter Ehegatten, Roth 8. 8 108 N.17. — Trier. 
Ldr. VI 8 12: von Ascendenten geſchenkte Immobilien werden Einhandsgut; 
find fie von andern Perfonen gefchenkt, jo werben fie Gemeingut. 

6) Straßb. R. v. 1455 (Schröder II.2 ©. 50), Frankf. Ref. V.5 $3, 

Catzenelnb. LO. IV.9 $3, Mainz. Lor. III. $ 2, Br. Lor. II. 1 $ 402, 4083. 

Ä 7 Nach älterem Elſäß. R. follten, wenn Einhandsgut veräußert und ftatt 
beffelben andere Sachen angeſchafft werben, biefelben gemeinfchaftlich werben, 
Schröder II.2 ©. 50, 51, 54. — Andere Ouellen des Mittelalters nehmen 
das Prinzip: res succedit u. f. w. an, Schröder IL.2 S. 70. — Bgl. auch 
im Uebrigen Frankf. Ref. V.5 SA, Katenelnd. LO. IV.9 84, Turpfälz. Lor. 
IV. 12 Ab. 7, Trier. Lor. VI. $ 32 (mas durch Retrakt erworben wird, fällt in 
das Eigenthum beffen, welder die Mittel für ben Erwerb aufgebracht hat, 
$ 11). — Unter Einfchränfungen Reyfcher III. $ 559 N.8, 9, Roth K. 
$ 108 R. 18, 19. 

2) Dagegen fallen die Beiden geſchenkten oder hinterlaffenen Grundftüde in 
das Gejammtgut, Zahariä 8 507 R. 27. 

9) 3.8. die Berfiherungsfumme für ein abgebranntes Grundflüd, Roth 
D. 8 126 R. 13. 

10) Trier. Lor. VI. $ 10: „Was im ftehbender Ehe von einem Ehe⸗Gatt er- 
rungen wird, fommet beyden zu Vortheil und ift pro acquisito zu halten, wann 
ihon in dem Acquisitions-Instrument von einem Ehe⸗Gatten allein Meldung 
beſchehen“. — Beſoldung des Ehemanns, Renten, welde ein Gatte bezieht, 
u. ſ. w. — Auch der Erwerb aus dem „mit einem Dritten errichteten contractu 
vitalitio“, Heff. Darmſt. BO. v. 2. März 1795 8 5. 

11) In dubio gehört daher zur Errungenfchaft au, was bie Verlobten ge- 
meinſchaftlich erfauften, Seuffert I. no. 73, Reyſcher $ 560 N. 7. 
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ferner die aus den Mitteln der Errungenſchaft gemachten Erwerbur- 
gen’?), die Nubungen und jonftigen Erträgnilje der Einhandsgüter”) 
und des gemeinjchaftlichen Vermögens, die von dritten Perjonen ihnen 
zufammen gemadten lukrativen Zumendungen”), die von ihnen Yelbit 
aus ihrem Einhandsgut dem gemeinfamen Vermögen gemachten Ju: 
wendungen's), endlich dasjenige, wad während der Ehe an Stelle der 
zum gemeinjamen Vermögen gehörigen Objekte tritt. 

Nach dem Code eivil (art. 1401) gehören zur Gemeinschaft 
überdied auch ſämmtliche andern Mobilien, aljo überhaupt alle Mo- 
bilien, welche die Gatten zur Zeit der Eheichließung beſaßen oder jpäter 
duch Erbſchaft, Schenkung oder aus einem andern Titel erwarben, 
alle Früchte und Nutzungen aus dem Einhandsgut oder gemeinjumen 
Bermögen und die errungenen Immobilien. Und zwar gilt auch in 
Betreff der Grundftüde die Präjumtion, da fie zur Errungenschaft 
gehören, falls nicht ihre Einhandsqualität nachgewiejen wird (C. civ. 
art. 1402). 

4. Dies find die allgemeinen Grundſätze für die Abgrenzung 
der drei verjchiedenen Mafjen, welde aber in ihrer Durchführung 


12) Nach der Frank. Ref. III. S1—5 fol beim Anlauf von Grund» 
ftüden deflarirt werden, ob fie Einer aus feinem Vermögen oder ob fie Beide 
zujammen aus der Errungenjhaft faufen, und demgemäß von ber Obrigfeit bei 
der Auflaffung verfahren werden. — Ueber den Erwerb eines Grundftüde zu- 
folge erfrühter Erbfolge Roth 8. $ 108 N. 11. — Unmotivirt ift Die Annahme 
des Berl. O. Trib. (Seuffert XXXIV. no. 54) „daß Mobilien, welde in 
der Ehe für den gemeinfamen Haushalt erworben werden, ... nubeſchadet ihrer 
Eigenſchaft als Theile der demnächſt zu wertheilenden Err. ald im Eigenthum 
des Mannes ſtehend zu beobachten find”. 

13) Auch der etwaigen Familienfideikommiſſe und Lehen eines Gatten. Alſo 
auch die Nutzungen des einem Gatten vermachten ususfructus und zwar gehören 
zur Errungenjhaft die Nutungen ſelbſt, nit etwa bloß die Erträgniffe Der 
Nutzungen, Erk. d. Rhs®. VI. n0.58. — Dagegen gehören nicht dahin „Die 
Nutungen von den bonis recepticiis oder denjenigen Gütern, worüber fi Die 
Ehefrau die völlige und freie Dispofition vorbehalten hat“, H. Darmft. BD. v 
2. März 1795 $ 6. 

14, Alſo ebenjo wie bei den andern Syitemen (oben 8 232 R. 4) die Hoch⸗ 
zeitögeichenfe, Würt. Lor. III. 7 S2 (Reyſcher III. $ 560 N. 8), Baier. Yor. 
1.6 8 19, Darmft. BO. v. 2. März 1795855. AN. Kraut Vorm. I. S. 339 
N.7, Roth 8. $108 N. 17. 

15) Frankf. Ref. V.5 87, Naſſau⸗Catz. WO. IV.9 $5. 
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mannigfachen Zweifeln unterliegen, zu deren Enticheidung bei dem 
Mangel einer einheitlichen. Ausbildung des Inſtituts und bei der 
Dürftigkeit der in den Codififationen enthaltenen Beitimmungen'*) 
es häufig an ausreichendem Material fehlt. 

Aus der großen Mafje kafuiftiicher Fragen werden im folgenden 
einzelne hervorgehoben: 

a) Nah Frankfurter Recht!”) vermehrt der Erwerb eines Che- 


16) Frankf. Ref. V.5 $2: „foldde Güter, fo zwey Eheleut in flehenver Ehe 
bey einander, es feye durch jr eins (doch daß daffelbig Ehegemächt kein eignen 
jondern Handel führe), oder fie beybe, mit ihrem mühjamen Fleiß, guter treu- 
licher Haußbaltung und fürfichtiger Geſchicklichkeit Über dasjenig, jo fie beyder⸗ 
jeit8 zufammengebracht haben, durch den Segen Gottes erobern und an fi 
bringen”. 

Solmj. or. II. 18 $ 3: was die Eheleute während der Ehe „mit einander 
erzeugt, erfaufft und famentlicy durch ihre Mühe, arbeyt und fleiffige Haußhaltung 
erobert haben“. 

Würt. tor. III.7 82: „in wehrender Ehe errungen und gewonnen Gütter“ 
(ohne weitere Detaillirung). 

Kurpf. Lor. IV. 12 Abi. 6: „alles was zwey Eheleuth in ſtehender Che 
mit ihrer fleifftgen Arbeit, fitrfichtiger Haußbaltung und Geſchicklichkeit (über ihr 
jubringens, ererbts, legirts oder gejchendts) durch Gottes Seegen erlangen, er- 
obern, oder an ſich bringen und dadurch ihr Nahrung beffern“. 

Fränk. WED. 96 84: „Aber die Zink, Abnugung und Gebrauch joldher 
Güter, auch was beyde Ehe⸗Leuth in flehender Ehe mit benfelbigen Gütern, 
auch durch ihre Hand-Arbeit, Handtbierung oder fonften erobern und gewinnen, 
das alles ift nach altem Herkommen und Landrecht unfers Stifts, beyder Ehe- 
leuthen gemein“. 

Mainz. br. III. $ 3,5: „Hingegen folle dasjenige, was zwey Cheleut in 
Zeiten ihres Eheſtands von der Abnußung des einen ober ihrer beeden zuge- 
brachten Gütern zurück gelegt, mit Handlen gewonnen, mit Arbeiten oder. Dien- 
ftien erworben und erjpahret, und nah Abzug deren Zeit ftehender Ehe con- 
trahirten Passiv-Schulden, übrig laffen, für Errungenes gehalten werden“. 
„Wenn ein Gut ober dergleichen nur von einem beren Eheleuten Zeit ftehender 
Ehe erhandlet wird, jo folle es gleihwohlen pro acquestu conjugali geachtet 
werden”. 

Eine Abweichung enthält C. Max. Bav. 1.6 $ 20, 21; gemeinjam iſt, „was 
die Eheleut von ihren Einkünften erfpahren oder durch gemeinjchaftlichen Fleiß 
und Mitwürkung erringen”; Dagegen nicht, was einem Gatten „durch Erbichaft, 
Schankung, Vermächtniß oder fonft ohne Zuthbun und Mitwärlung des 
andern Ehegattens zugegangen ift”. Außerdem ift gemeinjchaftlich die Haus⸗ 
fahrniß, welche genauer detaillirt wird. | 

7) Frankf. Ref. V.552,5 (N. 16). Die Praris will die Beſtimmung auf den 

Stobbe, Privatredht. IV. 1.0. 2. Aufl 18 
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gatten aus einem von ihm allein betriebenen Gejchäft fein Einhands⸗ 
gut; dagegen joll ein von ihm betriebened Handwerk ald gemeinjam 
angejehen werden. Andere Partikularrechte rechnen allgemein den 
Erwerb aus einem einjeitig betriebenen Geſchäft zur Errungen⸗ 
Ihaft'?). 

b) Während Schenkungen im allgemeinen in dad Einhandsgut 
fallen, gehören Schenkungen remuneratoriſcher Natur (daher auch 
ZTrinfgelder) zur Crrungenjhaft"). 

e) Zur Errungenschaft wird oft auch der mühelos gemachte 
Erwerb gezählt, jo der gefundene Schaß®), der im Spiel oder im 
der Lotterie gemachte Gewinn). 

d) Das Prinzip: res succedit in locum pretii et pretium in 
locum rei fchränft den Sab ein, daß Erwerbungen auf Grund von 
Nechtögefchäften der Errungenjchaft zufallen; derſelbe gilt im allge- 
meinen nur für den Erwerb durch „Mühe, „Fleiß“, „treuliche 
Haushaltung”, „Kunft und Geſchicklichkeit“. Andererfeitd aber ift diefe 
legtere Auffaffung in der Praxis nicht konſequent durchgeführt und 
e8 wird oft behauptet, daß alle gegen ein Aequivalent gemachten 
Erwerbungen zur Errungenſchaft gehören und dem Einhandsgut 
gegen diejelbe nur injoweit eine Forderung erwächſt, ald aus ihm 
Aufwendungen zu Gunften der Crwerbung gemadt find?). 


Fall befchränten, daß das Separatgeſchäft ausdrücklich als Sondergut Tonftituirt 
fei, oder behauptet, fie fei durch Gewohnheitsrecht außer Uebung geſetzt; vgl. 
aber Dagegen Souchay Anmerkungen II. ©. 969 ff. 

18) z. B. Roth 8. 8108 N. 6. 

19) Kraut IL ©. 339 5. N.7, Reyſcher 8560 NR. 10, Souday II. 
©. 960, Preuß. Lor. II. 1 $ 408. 

2) Souhay S. 960, Dernburg II. 84 N. 6, a. A. Kraut I. 
S. 339 N., Roth 8. 8 108 N. 21 

2) Preuß. Tor. II. 1 8404, Kraut II. S. 339 N.5, Roth 8. 8 108 
N. 7; vgl. auch die Literatur bei Senffert XVII. no. 252. — Iſt aber das 
2008 vor der Ehe von einem Gatten genommen, fo gehört ber Gewinn zum 
Einhandsgut, Seuffert XVII. 252, Roth D. 8 115 N. 15; a. A. Seuffert 
X. n0.59. — Leber die Frage, wohin die Lebensverfiherungsfumme gehört, 
Lit. bei Neubauer ©. 108 N. 8. 

22) Literatur bei Roth K. S 108 N. 18,19, D. 8 117 N. 7T—10. — So 
gehören 3.8. nach der H. Darmſt. BO. v. 2. März 1795 8 5 zur Errungenschaft: 
„liegende Grundftüde, jo während der Ehe erfauft oder ertaufcht worben, wenn 
gleih ... ber Tauſch gegen ein zugebrachtes Grundftüd gefchähe oder das von 
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e) Weberhaupt find Verwendungen aus einer Mafje zu Gunften 
einer andern von dieſer zu erjeßen, resp. bei der jpätern Abtheilung 
in Anrehnung zu bringen®). Sat fich aber der Werth eines zum 
Einhandögut gehörigen Objefts ohne Verwendung von Mitteln der 
Errungenſchaft erhöht, fo gereicht dieſe Werthserhöhung uneingefchränft 
dem Einhandögut zum Bortheil*), ebenfo wie andererfeitd ein kaſueller 
oder durch Sorglofigkeit oder Schuld des Eigenthümers herbeige- 
führter Verluft von Einhandögut demfelben nicht aus dem gemein- 
ſchaftlichen Vermögen zu erjeben tft). 

Um Die vielen Zweifel über die Zugehörigleit der einzelnen 
Vermögensobjekte zu den verschiedenen Mafjen bejeitigen zu können, 
wurde partifularrechtlich der Grundſatz aufgeftelt und oft auch all⸗ 
gemein wertheidigt, daß zu Gunften der Errungenſchaft die Prä- 
ſumtion ſpreche und daß, wer Einhandsgut behaupte, dieſe Qualität 
zu erweiſen habe). 

5. Durch die Eheſchließung geht in den Eigenthumsverhaͤlt⸗ 
niſſen der beiden Gatten keine Veränderung vor ſich: jeder bleibt 
Eigenthümer ſeines bisherigen Vermögens. Die Errungenſchaft 
aber ſteht in ihrem gemeinſchaftlichen Eigenthum; die Quellen neh— 
men großentheils feſtbeſtimmte Quoten für die einzelnen Gatten an, 
theils Hälften, theild für den Mann zwei Drittel und für die Frau 
ein Drittel (Schwert-, resp. Spinbeltheil)”). 


einem zugebrachten Grundftüd eridjete Kaufpretium dahin verwendet würde; im 
welch beiden letzteren Fällen jedoch der ehemalige wahre Werth des zugebrachten 
vertaufchten Grundſtücks oder die dafür erldfete Kaufjumme von der Errungen- 
haft wieder abgezogen werben muß, und zu dem zugebrachten Vermögen gehörig 
verbleibt”. | 

23) Würt. Lor. IV.4 $6,7, Seuffert IH. 178, Roth D. $ 117 IV.; 
z. B. wenn die Separatgläubiger eines Gatten aus dem gemeiufchaftlichen Ver⸗ 
mögen befriedigt worden find, Preuß. Lor. II. 1 8 409. 

A) Roth D. S 117 N. 12. 

35) Wirt. for. IV.4 89. 

36) Mainz. Lor. III. $4, Preuß. Lor. II. 1 $ 400, 401, Neubauer S. 109 
N. 19 ff, Roth D. 8 117 N.6. Bgl. anh Euler Mittheilungen über ehel. 
Süterr. mit befonderer Hinficht auf Fränk. u. Frankf. Recht 1869 (Sep.-Abbr. 
aus dem Arch. f. Frankfurts Geſch. u. Kunſt. N. F. IV) ©. 32. 

2) z3. B. Mainz. Lor. III. 1. Bei Berathung bes dritten Würt. Landrechts 
wollte ein Theil der Redaltoren die bisher in Würtemberg geltende Halbtbeilung 
in Drittbeilung ändern; Doch Tieß man es fchließlich beim Alten (Würt. Lor. IIL.7 

18* 
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Sn der Theorie aber wiederholt fih über die juriftiiche Natur 
dieſes Gemeinſchaftsverhältniſſes derjelbe Streit, weldyer oben für die 
allgemeine Gütergemeinjchaft dargeftellt worden ift ($ 239)*), ins⸗ 
bejondere ob roͤmiſches Miteigenthbum nad ideellen Duoten oder 
Miteigenthbum zu gefammter Hand anzunehmen ſei. Obgleich auch 
bier die lebtere Annahme im allgemeinen vorzuziehen iſt, läßt fi 
doch das römiſche Miteigenthbum nicht mit gleicher Beftimmtheit, wie 
bei der allgemeinen Gütergemeinjchaft zurückweiſen; auch entipridht 
dafjelbe für mande Partikularredhte der Geſtaltung ihrer einzelnen 
Rechtsſätze. Unter der Herrjchaft der Theorie vom römiſchen Miteigen- 
thum ift dies Syftem andgebildet worden und ed fommt dad Duoten- 
verhältniß auch während der Ehe in beftimmten Richtungen zur 
Geltung (vgl. unten ©. 280 f.). Die Auffafjung von intellektuellen 
Duoten führt hier regelmäßig zu feinen unlösbaren Widerjprüchen, 
weil meiftend den Ehegatten rechnungsmäßig beftimmte und nicht 
mit der Zahl der Kinder mwechjelnde Quoten -zugeichrieben werden). 

In manden Partitularrechten findet fich aber eine ganz ab- 
weichende Behandlung der Errungenſchaft. Entiprechend den einan- 
der gegenüberjtehenden Ausbildungen bei der allgemeinen Güter— 
gemeinſchaft von einer Gütergemeinjchaft von Todeswegen und einer 
Gütergemeinichaft unter Xebenden kehrt auch bei der partiellen Güter: 
gemeinjchaft gewifjermaßen eine Gütergemeinfchaft von Todes wegen 
wieder: indem der neue Erwerb zunächſt nicht gemeinjchaftlich wird, 


8 2), vgl. v. Wächter I. S. 431—433. — Die Drittheilung galt auch in Schwä- 
biſch⸗Hall, in den Befißungen des deutſchen Ordens u. |.w., v. Wächter I. 
©. 737, 769; andere Nachweifungen bei Euler in d. Ztſchr. f. d. R. X. S. 47 
NR. 147. 

38) Vgl. z. B. Runde ©. 188f., Reyſcher $ 558, Roth K. S 107 N. 7 ff. 
— Für die gefammte Hand erflärt fih Bühler bünbnerifches Erb» u. ebel. 
Güterr. ©. 9. 

2) Freilich gilt Dies nicht ohne Ausnahme: es finden fi auch Formen, 
nad) denen das Quotenverhältniß, welches bei Auflöſung der Ehe eintritt, es 
nicht geftattet, bereit3 während ber Ehe fefte Quoten anzunehmen. 3.8. fol 
nad) dem Regensburger Recht der überlebende Ehemann die Hälfte, die über⸗ 
lebende Frau ein Drittel der Errungenschaft (Roth D. 8 122 N. 37), nach bem 
C. Max. Bav. I. 6 $ 36, 37 der überlebende Mann die ganze Errungenjchaft, 
bie Überlebende Frau Kindestheil erhalten. Bgl. au die Beftimmungen bes 
Dithm. u. Fehmarn’ihen Rechte bei Roth D. $ 121 N. 36, 37. 
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jondern dem Gatten zufällt, welcher ihn machte, wird erft bei Aufs 
löfung der Ehe dasjenige, was über die Sllaten und. deren Surro- 
gate hinaus vorhanden iſt, ald eine befondere Errungenſchaftsmaſſe 
ausgejchieden und nad) eigenen Grundſätzen vererbt (die fg. Gemein- 
ſchaft des Zugewinnftes)?). 

6. Während der Ehe treten, je nachdem es ſich um Einhands⸗ 
oder um gemeinjchaftliched Gut Handelt, theild die Grundfäße der 
Verwaltungsgemeinjchaft theild die der Gütergemeinſchaft ein. 

a) Meber fein Einhandögut hat der Mann die alleinige Ver- 
fügung®®); partifulär fol jeder Gatte über die zu feinem Einhands⸗ 
gut gehörigen Grundftüde nur mit der Genehmigung ded andern 
verfügen ®). 

b) Ueber da8 Einhandsgut der Frau bat der Mann, ſoweit fie 
ſich nicht einzelne Beftandtheile ald Sondergut vorbehalten hat, dies 
jelbe Verfügung, wie nad) dem Recht der Berwaltungdgemeinichaft®), 
wogegen die Frau ed weder veräußern, noch verpfänden foll®). 
Veräußerungen und Belajtungen ihrer Smmobilien fol er nad) vie 
len Partilularrechten nur mit ihrer Genehmigung vornehmen®); noch 
weiter geht die Beichränfung nach baieriichen Partikularrechten, ine 
dem bei jeder Verfügung über ihr Vermögen die. Frau zugezogen 
werden ol) und nach dem Baieriſchen Landrecht (I. 6 8 26), ab⸗ 
gejehen von Zungibilien, ſowohl von ihm felbft wie von der Frau 


30) Runde 883, 84. Ganz befonbers befolgte diefe Auffafjung die Praris 
für Kurbefien, Roth 8. S. 398 ff., 403, 426 ff.; über das Großherzgth. Heflen 
Neubauer ©.52, 57; über Baier. Bart. Rechte Neubauer S. 108, Roth ©. 
883 N. 42ff. (1. Aufl. 858 N. 16, 17); vgl. auch Roth D. 8117 N.2F. 

3) Seuffert XVI. no. 55, Roth B. 8 83 N. 65 ff. 

32) Frankf. Ref. III.6 $ 2, 4; einige andere Statuten bei Roth D. $ 118 
N. 6. 
33) Würt. Lbr. III. 7 $ 3 (das erfte Landrecht beichräntte das Verwaltungs⸗ 
recht des Mannes in hohem Mafe, v. Wächter I. S. 246f.), Fränk. WED. 
96 83, C. Max. Bav. I.6 8 22; Zachariä $S 510, Roth B. 583 N.68. 

4) Seuffert XXXIV no. 52. | 

35) Frankf. Ref. III.6 84, 5, Mainz. or. XXIII 7, Preuß. Lor. II.1 
8 378, 379 gl. mit $ 411, C. civ. 1428, Fald IV. S. 486, Roth B. $ 83 
N. 78, 79, Römer Würt. Unterpf. R. S. 145, Neubauer S. 110N.3 ff., 17. 

3) Neubauer S.110 N. 10 ff.; Über die reclamatio uxoria nad ber 
fränk. ADGO. vgl. oben $ 238 N. 36. 
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jede Beräußerung oder Belaftung angefochten werden darf, welde 
nicht zum Nupen der Frau oder zufolge einer Nothwendigfeit er: 
folgt ift. 

Wenn übrigens einzelne Statuten in dem Vermögen der Frau 
unterjcheiden und dasjenige, was fie dem Manne zubrachte, ald Dotal- 
vermögen ihrem übrigen Einhandögut, dem Paraphernalgut, gegemübers 
ftellen, fo hat doch der Mann über Dotal- und Paraphernalgut die 
gleiche Verwaltungsberehtigung ?”); die. Früchte des Dotalgutd werden 
nicht Eigenthum des Mannes, die ded Parapbernalgutd nicht Eigen⸗ 
thum der Frau, jondern beide fallen in das gemeinfame Vermögen. 
Vielmehr hat die Unterfheidung nur Bedeutung in Rüdjicht auf die 
Sicherſtellung der Frau), indem fie für ihr Dotalvermögen eine 
Widerlage vom Mann erhielt und durch die Dotalprivilegien ges 
ſchützt war”). Mit der Nengeftaltung des Hypothekenweſens hat 
aber diefe Gegenüberftellung ihre Bedeutung verloren. 

c) Ueber die gemeinfame Maffe fteht dem Manne die allge: 
meine Berwaltung und Verfügung, der Frau die Diepofition in dem 
Gebiet der engeren Wirthichaft zu. Er und in Diefem beichränften 
Umfange die Frau haben die Bedürfnifje der Ehe zunächſt aus den 
Mitteln des Gelammtguts zu beitreiten. Während bei der allge 
meinen Gütergemeinichaft der Mann Immobilien der Geſammtmaſſe 
regelmäßig nur mit Einwilligung der Frau veräußern und belaiten 
darf, fteht er bei der partiellen Gütergemeinjchaft in Rückſicht auf 
die errungenen Immobilien gewöhnlich felbftändiger da“) und es iſt 
eine jeltenere Bern daß auch hier die Zuftimmung der Frau 
erfordert wird). 


20) Abweichend in d. Nürnb. Re. XXVIII.2 8 2,3. 

3) Roth D. 8 116 III, B. 8 83 N. 32 ff., 86 (1. Aufl. 8 58 N. 22 fi. 
27 ff., 60 ff.). 

39) Frankf. Ref. II.19 85, II. 20 $ 4, Fränk. WED. 97 82, Baier. br. 
I.6 836 n0.7, $38 no. 3, Falck IV. ©. 435. 

40), Trier. Lor. VI. 31 (Berfligung über ſämmtliche Mobilien und über die 
errungenen Immobilien), Reyſcher III. $ 561 N. 13, Römer Würt, Unterpf.- 
R. S.141f., Zachariä $509, Seuffert VII. 330, XVI 55, Roth K. 
8109 N. 4, 5, B. SEEN. 87 f., D. 8 118 N. 26. 

“1, Frank. Ref. II.3 $ 12, IIL.6 $3, Preuß. Lor. II. 1 8 378 vgl. mit 
411, Roth B. 8 83 N. 89, 90, D. 8 118 N. 27. — Beſondern Beſchränkungen 
unterliegt der Mann bei Schenkungen, Zachariäns 509 N. 5f. 
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1. In Betreff der Verhaftung für die Schulden der Ehegatten 
fehlt ed jowohl an ausreichenden Säben in den Partikularrechten als 
auch an einer gleichmähigen Entwidlung in Theorie oder Prarid. 
Es herrſcht Partikularismud und Individualismus über die Frage, 
in wie weit dad Einhandsgut (Sonderjchulden) oder dad gemeinjame 
Gut verhaftet iſt (Eheſchulden, Socialihulden)*). 

a) Unter Sonderſchulden verfteht man ſolche Schulden, für 
welche das Einhandsgut de eigentlichen Schuldnerd, aber niemald 
das Einhandsgut ded andern Gatten in Anſpruch genommen werden 
fann; ob für fie in Ermangelung oder bei Erſchöpfung des jchuld- 
neriihen Einhandsguts dad Gefammtvermögen, ſei ed überhaupt, jet 
es diejenige Duote defjelben, welche der Betheiligung des betreffenden 
Gatten an ihm entjpricht, gleichfalld haftet, ift eine nicht allgemein 
zu enticheidende Frage). ALS ſolche Sonderſchulden ergeben ſich 
die vorehelichen“), jodann die im Widerſpruch mit den Interefjen der 
Ehe“), in einjeitigem Sntereffe oder durch eimjeitige Verſchuldung 


4) Bgl. 3.8. bei Fald IV. S. 449 die Zufammenftellung der mit Bezug 
auf das Jütiſche Low vertretenen verfchiedenen Theorien, — Partiluläres Detail 
bei E. Hoffmann in dem Arc. f. prakt. Rechtswiſſ. II. (1854) S. 191—259 
und Roth D. $ 118 IV., 119. — Es giebt wenige Partien, in welchen Rath- 
lofigfeit und prinziplofe Willkür in gleihem Maße herrſchten, wie bier: nur durch 
Geſetzgebung läßt fih bier helfen. — Ich verzichte darauf, die hoffentlich bald 
unpraftiiche Lehre in allen ihren Einzelnheiten zur Darftelung zu bringen. 

#) Roth B. 883 V.1, 2, D.$119 I., II. will für Diefelben lediglich das 
Einhandegut haften laffen; wie die bier folgenden Noten ergeben, ftimmt das 
zu vielen Partilularrechten nicht. 

4) Nah dem Trier. Lor. VI. 8 26, 27 haftet für fie nur das Einhandsgut; 
ebenfo nach Baier. Partikularrechten, nach welchen nur vereinzelt Die Errungen- 
haft oder eine Quote berfelden in Anſpruch genommen werben kann, Neu- 
bauer ©. 115. — Nah dem Mainz. Ldr. IV.1 haftet für „alle Schulden, bie 
währenb ber Ehe gemacht worben, es jeye von Mann oder Weib” ohne Unter- 
ſchied die Errungenfhaft und für Sonderfhulden in subsidium das Einhands- 
gut bes betreffenden Gatten; für bie vorehelichen [heint nur das Einhandegut 
zu haften. — Dagegen nach Preuß. Lor. II.1 $ 406-408 gehen bie vorehelichen 
Schulden jowohl gegen das Einhandsgut des Schuldners als gegen den gemein- 
Ihaftlihen Erwerb. — Runde ©. 187f. vertheidigt in Rückſicht auf die Frau 
die Haftung ihres Einhandsguts und besjenigen Quantums von der Errungen- 
ſchaft, welches durch fie Hinzu erworben ift. 

) Würt. Lor. IV.4 $ 3: Schulden, welche ber betreffende Gatte verurfacht 
bat, „mit feinem verthonifchen, zehrhafften, prächtigen und ohnnügigen Weſen 
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begründeten Berbindlichkeiten, feien es vertragsmäßige feien es De- 
Iktsjchulden“). 

b) Socialſchulden find Diejenigen, für welche zunächſt das ge— 
meinſchaftliche Vermögen und nad deſſen Erſchoͤpfung die Ehegatten 
mit ihrem Cinhandögut unter ſehr verfchiedenen partikulären Moda- 
Iitäten haften. Dahin gehören: 

&) Die während der Che von beiden Gatten gemeinjam fon- 
trahirten Schulden; jo wenn die beiden Gatten gemeinjchaftlich ein 
Gewerbe betreiben”) oder gemeinfchaftlich einen Schuldichein audge- 
ftelt haben“); hier haften abgejehen von der Grrungenjchaft die 
beiden Gatten nad) manden Quellen ſolidariſch“), nad anderen 
pro rata je nach dem Maßſtab, nad welchem fie ald an der Errun- 
genſchaft betheiligt gelten, jedoch fo, daß wenn bei dieſer quoten- 
mäßigen DVertheilung über das Einhandsgut der Gläubiger nicht 
vollkommen befriedigt ift, der Gatte, deffen Vermögen noch nicht er- 
ſchöpft ift, auch noch weiter haftet). 

6) Die eigentlichen ſg. Ehejchulden, d. b. die von einem Gatten 


oder fträfflihen Handlungen und bergleihen Excefſen“; Berhaftung mit der 
Duote, weldhe dem betreffenden an der Errungenichaft gebührt und in subs. mit 
feinem Einhandsgut; ähnlich Fränk. LdGO. tit. 104 I9I—11. — Nad Mainz. 
Lor. IV. 1 für die Schulden, welche der Gatte „nicht in gemeiner Nahrung ver- 
wendet”, Haftung mit der Errungenichaft und dem Einhandsgut. 

6) Nah Mainz. Lor. IV.1 für Delikts- und Spielſchulden Haftung bes 
Gefammtguts und des betreffenden Einhandsguts; nach baier. Partik.⸗Rechten 
nur des Einbandsguts, Neubauer S. 115 N. 8. 

AT, Trier. Lor. VI. $ 28, Roth B. 8 83 NR. 125 — 130, Neubauer 
©. 117. 

8) Für denjelben wurde zum Theil als gemeinrechtliche Regel vertheibigt, 
daß der Mann Prinzipalſchuldner und die Frau Intercedentin und nur dann 
verhaftet fei, wenn bei ihrer Verpflichtung die für Bürgfchaften der Frauen er» 
forderlichen Formen beobadtet find, Mainz. or. IV. 84, Roth 8. S 111 
©. 413, 415, 418 N.41, B. 883 N. 123, 124, Reyicher $ 564 N.5, 6. — 
Vgl. auch Fränk. LDGO. 104 $ 12. — Ein Wechſel kann, auch wenn es fich 
um eine Socialfehuld handelt, gegen eine Ehefrau. nur dann geltend gemacht 
werben, wenn fie ihn unterfchrieben bat, Entſch. d. ROH. Ger. XXIV. ©. 57 ff. 
9) Frankf. Ref. III. $11, 12, Pfälz. Lor. IV.17 94, Fränk. ED. 
104 86, 7, Neubauer ©. 117. 

50) Mainz. Lor. IV. $2 (?/, resp. \/,), Würt. Lor. IV.4 $2, Trier. Lor. 
VI. $28 (nah Hälften), Neubauer ©. 117. 
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zur Beftreitung der ehelichen Bedürfniffe oder zur Erhaltung ober 
Berwaltung des gemeinjchaftlichen Vermögens gemachten Schulden, 
jei e8 daß der Mann diefelben allein macht, ſei es dab die Frau fie 
innerhalb der ihr während der Ehe zuftehenden Verfügungdgewalt 
fontrahirt?). Dabei wird öfter präfumirt, daß der Mann bei feinen 
Berträgen im Sntereffe der ehelichen Gemeinſchaft gehandelt habe, 
und von demjenigen, welcher eine Sonderjchuld behauptet, der Be— 
weis diejer Qualität gefordert‘). 

Für diefe Schulden haftet gleichfall8 zunächft das Gefammtgut 
und in subsidium dad Cinhandögut der Ehegatten; doch ift der 
Umfang diefer Iegteren Haftung höchſt beftritten. Wenn nad) allge 
meiner Auffafjung der Mann ald vorzüglich verpflichtet erjcheint die 
Bebürfnifje der Ehe zu deden, jo wurde doch die Auffafjung einer 
Societas unter den Ehegatten maßgebend. Wie fie gemeinjamen 
Erwerb machen, jo follen fie auch gemeinfam die Schulden tragen 
und, falls die Errungenschaft nicht hinreicht, ihr Einhandsgut, fei es 
gleichmäßig, ſei ed nach dem Antheil, nach welchem fie an der Er- 
rungenfchaft betheiligt find, hergeben“). Doc kann in verſchiedenem 
Umfange und unter verjchiedenen Boraudjegungen partikularrechtlich 
die Stau durch Verzichtleiftuug auf ihren Antheil an der Errungen- 
Ichaft oder auf jedes Erbredht am Vermögen ded Mannes fi von 
der Haftung für die von ihm kontrahirten Schulden befreien‘). 


51) Ueber den Begriff der Eheihulden nah Solmjer R. Roth 8. 8 111 
N.40. — Mainz. Lor. IV. $2: einfeitige Schulden „zu ihrem gemeinen Hauß⸗ 
wejen oder Güterbau”; aber auch fonftige einfeitige Schulden, von benen ber 
andere Gatte weiß und gegen die er nicht proteftirt. 

52) Seuffert XXX. no. 155, 251, Roth K. 8 111 N. 8, Neubauer 
©. 116 R. 15. 

53) Der Mann haftet zu 2/,, die Frau zu Y,, Mainz. Lor. IV. $2, Neu- 
bauer S. 118 N. 44ff. — Sie find nad Hälften betheiligt: Frankf. Ref. III. 7 
83, Würt. Lor. IV.4 88, Pfälz. Lor. IV. 17 $1, Seuffert IV. no. 60, 
XXX. 155; vgl. au v. Wächter I. ©. %2f., 771. — Nah andern Rechten 
prinzipale Verhaftung des Mannes und fubfipiäre Verhaftung der Frau pro 
rata ihres Errungenjchaftsantheils, Roth 8. 8 111 S. 414f., 416f., B. 8 83 
N. 138 ff, D. 8 119 N. 29, Neubauer S. 118 N. 53, oder ſolidariſche Ver⸗ 
haftung beider Gatten, Roth B. 883 N. 142, Neubauer S. 118 N. 48 f., 
ober lediglich Verhaftung des Mannes, Frankf. Ref. III.7 8 18, Roth B. 8 83 
N. 143, Neubauer S. 118 N. 50 ff. 

5) Frankf. Ref. III.7 8 18, Solmf. br. II. 28 87, Pfälz. Lor. IV. 1781, 
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8. Durchaus abweichend find die Grundjäge über Schulden- 
baftung im franzöfiihen Redt®). 

a) Daffelbe betrachtet als Gemeinichaftsichulden, welche auf dem 
Gelammtvermögen lajten und überdie8 von den Gatten zur Hälfte 
getragen werden: 

æ) vorehelihe Mobiliarjchulden, d. h. Schulden, welche auf die 
Leiltung von Mobilien gehen (C. eiv. 529), weil diefelben ald Be 
ftandtheile de8 Mobiliarvermögend erjcheinen, — vorbehaltlich der 
Rechte der Gläubiger gegen den eigentlichen Schuldner; auch ift die 
Gemeinſchaft aus deſſen Vermögen zu entichädigen, wenn die Zah— 
lung zu feinem Vortheil gereichte; 

8) Schulden, welche auf Objekten laften, die durch Erbſchaft 
oder Schenkung während der Ehe in die Gemeinſchaft fallen; 

y) Schulden, welde der Mann“) oder welche mit feiner Ge 
nehmigung die Frau während der Ehe macht, insbeſondere Ausgaben 
für den Eheftand und Haushalt; 

d) Zinjen von Schulden der Gemeinſchaft oder von Sonder 
Schulden u. f. w.”). 

b) Sonderjhulden find alle übrigen Schulden, indbejondere 
die vorehelihen Immobiliarſchulden, die auf einer aus Immobilien 
beftehbenden Erbichaft laftenden Schulden, die Schulden, welche die 
Ehefrau ohne Genehmigung des Mannes gemacht hat’), 

c) In Betreff der Deliktöjchulden wird zwilchen dem Mann 
und der Frau unterfhieden, Geldftrafen des erfteren find aus ber 
gemeinfchaftlichen Mafje vorbehaltlich ded Erſatzes aus dem Sonder- 
gut, Geldftrafen der Frau nur aus ihren Immobilien beizu- 
treiben??). 

9. Seder Ehegatte ift zu lestwilligen Verfügungen über jein 


Catzenelnb. or. IV. c. 15, v. Wächter I. S. 762 f., Reyſcher III. $ 467 ff. 
571, 572, Roth 8. S. 415 f., D. 5 119 N. 36, 39 ff, 8 120 N. 8 FL, 8 123, 
Neubauer S. 118 N. 55 ff. — Die Ehefrau haftet Überhaupt nicht mit ihrem 
Einhandsgut nad der H. Darmft. BO. v. 2. März 1795 8 8. 

55) Badhariä $ 508, 509. 

6 Modifikationen bei Zahariä 8 509 N.10f., 32 ff. 

5) C. eiv. 1409 ff, 1418, 1419. 

58) O. civ. 1412 ff., 1426. 

59) CO. civ. 1424, Zachariä 8509 N. 19 fi. 
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Einhandsgut und über diejenige Duote ded gemeinfchaftlichen Ber ' 
mögend berechtigt, welche bei Auflöfung der Ehe ſich ald zu feinem 
Vermögen gehörig ergiebt®). 

10. Abgejehen von der Auflöjung der Gemeinſchaft zufolge der 
Auflöfung der Che können die Gatten, ſoweit derartige Verträge 
nicht durch Partikularrecht unterfagt find), ihr Güterrecht vertrags- 
mäßig abändern; doch jollen dadurch die einmal begründeten Rechte 
der Gläubiger nicht beeinträchtigt werden®). Auch darf partifular- 
rechtlich bei Ueberſchuldung oder Konkurs eines Gatten der andere 
die Aufhebung der Gemeinichaft für die Zukunft beantragen“). 


8 247. Die Grundſätze bei Aufldjung der Ehe. 


Neber die Behandlung des Vermoͤgens nad) Auflöfung der Ehe 
durch den Tod eined Gatten enthalten die Partikularrechte jo außer: 
ordentlich mannigfaltige Grundſätze, daB fich dieſelben nicht unter 
beftimmte Gruppen zufammenftellen laſſen. Es genügt daher die 
verichiedenen vorfommenden Modalitäten, welche jelbft wieder in 
buntefter Weiſe mit einander kombinirt werden, einfadh aufzu- 
führen!). 

Nah Auflöfung der Ehe find zunächſt die drei Gütermaffen 
von einander zu jondern resp. in ihrem Beftande zu konſtatiren und 
dabei die aus einer Maffe zu Gunften einer andern gemachten Vers 
wendungen in Anrechnung zu bringen. 

1. Nah faft allen Rechten nimmt der überlebende Gatte jein 


©) Frankf. Ref. V.7 82, Würt. dr. III.7 $3 (früher waren nur ge- 
meinſchaftliche Teftamente der Gatten geftattet gewefen und durfte bem andern | 
Gatten das ihm gejetlich zuftehende Erbrecht nicht letztwillig gejchmälert werben‘ 
v. Wächter L ©. 218 N., Hartmann Erbverträge S. 109 N. 3), Fränk. 
MED. 39 8 23, Baier. or. I.6 $ 27 n0.5, Fald IV. ©. 439f., Zachariä 
8609 N. 7, Roth D. 8118 N. 37. 

6), Oben 8227 N.15, Neubauer ©. 119 N.8,9. 

2) Seuffert XIII. no. 41. 

6) Preuß. Lbr. II. 1 $ 410, 420, 421, Roth B.5 84 NR. 2—4. — Bei Ber 
ſchwendung des Mannes darf die Frau nur die Anorbnung einer Kuratel für 
ihn beantragen, Roth 8. $ 113 N. 13. 

2) Ueberfihten über zablreihe Bartilularredte bei Roth B. S 84, 886 
N. 21ff. D. 8 121—123, Neubauer ©. 121—127. 


a 
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Einhandsgut und eine Quote von der Errungenſchaft; biöweilen 
fällt diefelbe ihm ganz zu”). Wo während der Che für die Gatten 
fefte Duoten an der Errungenfhaft anzunehmen find (vgl. $ 246. 5) 
und dem Weberlebenden eine Duote zufällt, erhält er alſo aus der 
gemeinſchaftlichen Maſſe dasjenige, was ihm bereits bei Lebzeiten des 
andern Gatten gehört hatte. Das ift der Fall, wo die Errungen 
haft in Hälften oder in Schwerdt- und Spindeltheil E/, resp. '),) 
zerlegt wird. In andern Partikularrechten aber ift eine ſolche 
Duotentheilung während des Beſtandes der Ehe nicht anzunehmen, 
indbejondere da nicht, wo der Meberlebende (namentlich der Ehemann) 
die ganze Errungenschaft oder wo er einen Kindeötheil oder je nad 
ſeinem Gefchlecht eine verſchiedene Duote erhält, aber die betreffenden 
Quoten, wenn man fie zujammen rechnet, nicht gerade die ganze 
Errungenſchaft ausmachen?). 

2. Das übrige Vermögen, alſo dad Einhandsgut des Ver— 
ſtorbenen und die übrig bleibende Quote des Gemeinguts fallen an 
deſſen Erben, ſeine Kinder oder ſonſtigen Verwandten, resp. an ſeine 
teſtamentariſchen Erben. Oft wird aber dem Ueberlebenden der 
Nießbrauch, der Beiſitz an dem Vermögen des Verſtorbenen, ſei es 
bloß an dem jetzt ausgeſchiedenen Theil der Errungenſchaft, ſei es 
auch an feinem Einhandsgut eingeräumt‘). Se nad den Partikular⸗ 
rechten währt der Beiſitz für den Heberlebenden Iebenslänglich oder 
bis zu feiner Wiederverheirathung) (bejonders für die Wittwe), oder 
im Falle beerbter Ehe bis zur Abfonderung der Kinder. 


2) Eine Ausnahme macht das Kurkölniſche Landrecht VIII. S3ff.: bier 
nimmt der Ueberlebende alle Mobilien und erhält nur, wenn feine Kinder vor- 


Banden find, die Hälfte von ben errungenen Grunbftüden, während er bei 


Konkurrenz mit Kindern nur Leibzuchtsredht an ſämmtlichen Grundſtücken hat. 

3) Oben 8 246 0.29; 3.8. erhält nach Regensb. Recht der Überlebende 
Mann die Hälfte der Errungenschaft, die überlebende Frau ein Drittel. Diele 
Duoten innen ihnen nicht ſchon während ber Ehe gehört haben; wem hätte denn 
das nicht inbegriffene Sechstel gehört? | 

4) Während dem franzöftihen Hecht der Beiſitz unbekannt ift, enthält ihn 
das Badiſche GB. art. 738° für den Fall, daß der Berfiorbene eine Kinder 
binterläßt. 

5) Nach dem Breidenbacher Landgebrauch galt lebenslängliches Leibzuchts⸗ 
recht, während die Juriſten dafſelbe auf die Zeit bis zur Wiederverheirathung 
beſchränken wollten, Stammler Recht des Breidenbacher Grundes S. 45f. — 
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3. Während nad) manchen Rechten der Weberlebende nur das 
Vermögen, welches er während der Che hatte, und die Errungenſchaft 
oder einen Theil derjelben erhält‘), gehen die meiften darüber hinaus 
und geben ihm auch nod ein Erbrecht (eine ftatutarifche Portion) 
am Vermögen ded Berftorbenen?), fei e8 bloß an deſſen Mobilien, 
jet es auh am immobiliaren Nachlaß. Auch im übrigen ift dad- 
jelbe partifulär jeher verjchieden geregelt, indem die Größe feiner 
Duoten nad der Gradesnähe der nächſten Verwandten des Berftor- 
benen oder bei Konkurrenz mit Kindern nach der Zahl derjelben be- 
mefjen wird; biöweilen erhält er in Grmangelung näherer Erben den 
ganzen Nachlaß. Auch kommt partifulär ein Voraus vor, indem 
der Weberlebende, bevor es zur Theilung mit den anderen Erben 
fommt, gewiffe Sachen vorwegnehmen Joll®). 


VI Bermögensredhtlihe Wirkungen der Wiederverheirathung 
und der Ehefcheidung. 
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1. Das ältere Recht mißbilligt die MWiederverheirathung !) der 
Wittwe?) und verbindet mit derſelben verjchiedene Vermoögensnach— 


Daß nad einzelnen Partilularrechten mit partieller GG. im Fall der Wieber- 
verbeirathung auch Einkindſchaft eingeführt werden konnte, vgl. oben $ 243 N. 15. 

6) So nimmt nad C. civ. 1474, 1482 der Ueberlebende fein Einhandsgut 
and die Hälfte von dem gemeinfchaftlihen Vermögen unter der Verbindlichkeit 
die Hälfte der Schulden zu bezahlen; ein Erbrecht hat er nur, wenn der Ber- 
florbene weder fuccejfionsberechtigte Verwandte noch anßerheliche Kinder binter- 
läßt, O. eiv. 767. 

) Roth D. $ 122, 123. 

. 9) So das Ehebett, Würt. Lor. IV. 48 4, 5 (Wächter I. S. 763f., 766f.), 

Baier. or. 1.6 $ 38. | 

1) Ausbrüde dafür 3.8. lectum suum non conservare (3.8. Ried 
C.D. I. no. 29a. 833, Meichelbeck I. no. 627 a. 843), ben Wittwenftuhl 
verrüden. Auch den Wittwenftand verrüden (Nafſau⸗Catz. WO. IV.7 82), 
Hand verbrehen (Henneb. LO. III. 3 c. 11). 

3) Tacit. Germ. c. 19: unum accipiunt maritum, quo modo unum 
corpus unamque vitam, ne ulla cogitatio ultra, ne longior cupiditas, ne 
tanquam maritum, sed tanquam matrimonium ament. 
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theile. Nah Saliihem Recht?) fol die Wittwe ihre zweite Che 
mit Genehmigung der Familie ihres erften Mannes eingehen (paren- 
tes infantum suorum consiliare debet) und an diefelbe (ut pacem 
habeam parentum) oder wenn feine nähern Verwandten da find, 
an den Fisfus eine Abgabe (achasius) zahlen; hat fie Kinder aus 
eriter Ehe, fo fol an diefelben die Wittwenverjorgung (dos), welche 
fie vom erften Mann erhalten hatte, nah ihrem Tode unverfürzt 
fallen; hat fie feine Kinder, jo darf fie ſich mit zwei Dritteln ihrer 
Dos zum andern Manne begeben. Ueberdies aber joll fie von 
ihrer Ausſteuer nicht da8 Chebett und den Tiſch in die zweite Ehe 
berübernehmen‘). Nach Burgunderreht hat fie die Wittmenverjor- 
gung des erften Manned an deffen Erben herauszugeben‘), Nach 
andern Volksrechten und nad dem Recht des ſpätern Mittelalters 
verliert fie durch Die zweite Ehe regelmäßig nicht ihr Witthum 
($ 223 N. 40—42), aber fie ſoll zur neuen Chefchließung die Ges 
nehmigung ihrer Familie einholen (vgl. unten $ 253 N. 10) und, 
falld fie dies unterläßt, von Nachtheilen in Rüdficht auf das vom 
eriten Mann ererbte Vermögen betroffen werden). 


23) L. salica ed. Merkel c. 71, ed. Behrend-Boretius p. 90 c.7; 
zulet darüber Dargun Mutterrecht und Raubehe 1883 (in Gierke's Unter- 
ſuchungen XIII) S. 141 ff. (Diefe während des Druds erfchienene Schrift fonnte 
für Die erften Bogen dieſes Bandes nicht mehr benutt werden). 

*) Lectum stratum et lectaria condigna et scamno cooperto et ca- 
thedras, quae de casa patris mei exhibui, hic dimitto. Das Bett, in dem 
fie mit dem erſten Manne gefchlafen, und der Tiſch, an welchem fie mit ihm 
gegefien bat, joll ihr nicht bei der Gemeinjhaft mit dem zweiten Manne 
dienen. 

5) Schröder I. ©. 45. 

6% 3.8. Hamb. Stdtr. v. 1270 VI.7: von beffen Bermögen joll fie nur 
haben, was ere kinder ofte ere vrunt er geven willet. — Amberger Stbtr. 
v. 1294 8 15,16 (Gengler c. j. munic. I. 34): Wittwer ober Wittwe, welche 
fih ohne Genehmigung der Familie, verheiratbhen, follen nur Kinbestheil haben. 
— Ehevertrag v. 3. 1296 (Schröder Urkk. no. 163 [136]: wenn fidh der 
überlebende Gatte wieder verheirathe, ſolle fein Vermögen, jo als ob er ver- 
ftorben wäre, fofort an die Kinder fallen. — Bgl. au die Mittheilungen in 
8 223 N.A Über die Morgengabe resp. Abendgabe an eine Wittwe. — Inter⸗ 
effant ift auch bie Wiener Brüdenzollordnung v. I. 1489 bei Tomafdel 
Rechte von Wien no. 137: Bei einem Hochzeitszuge Über die Brüde zahlt die 





5 248. Wirkungen der Wieberverheirathung. 2837 


Andererjeitd gab es joziale Kreije, in denen man die Wiederver- 
heirathung der Wittwe faft zur Pflicht machte, indem ihr nur in diefem 
Fall gewiſſe Rechte zuftehen ſollten. So fol die junge und gefunde 
Wittwe eined Handwerkerd in Fahr und Tag wieder heirathen, falls 
fie da8 Meifterrecht ihred Mannes ausüben will”); und die bäuerliche 
Wittwe, welche unmündige Kinder hat, kann, falls fie ſich bald wie— 
der verheirathet, ihrem Mann das Bauergut zur Interimswirthſchaft 
zubringen (II. 8 135 R. 11 ff.). 

I. Im Sntereffe der Kinder wurde im Mittelalter und wird 
in der neueren Zeit oft gefordert, daß ehe der überlebende Parens 
zu einer neuen Che fchreitet, dad Vermögen fejtgeftellt oder abgetheilt 
wird;, ed gilt dies theild nur für die Mittme, theild auch für den 
fih wieder verheirathenden Wittwers). Bor der Abtbeilung oder 
fonft vorgefchriebenen Vermögensregulirung ſoll die Verheirathung 
nicht erfolgen; der Geiftliche darf nicht früher trauen, als bis ihm 
über Diejelbe eine Beſcheinigung beigebracht ift (aufjchiebendes Che: 
bindemiß?)). Das Neichögefeb v. 6. Febr. 1875 8 38 läßt die „Vor⸗ 
Ihriften, weldye vor der Ehejchließung eine... Außeinanderfegung oder 
Sicherftellung des Vermögens erfordern”, beftehen, doch ſoll ihre_ 
Nichtbeachtung „auf die Rechtsgültigkeit der gejchloffenen Ehe" „ohne 
Einfluß fein". 

Aber auch die zweite Ehe an fich ift nach einzelnen Partikular- 


Jungfer Braut 12 Pfenninge Zoll, aber die Wittwe, welche ſich wieder verhei- 
rathen will, das doppelte. 

7), Gierke Genoffenihaftsredt I. S.370 N. 57. 

8, Solche Befimmungen find in großer Zahl bei der Darftellung ber ver- 
ſchiedenen Güterrechtsſyſteme angeführt; vgl. außerdem Lüb. Statt. II.2. 21, 29, 
31, 33, Roftod. Statt. II. 2. 4, 14—16, Pauli II. S.178ff., Heimbach 
8104 N. 3, Brüdner $ 104 N. 3, Roth B. 5379 N.9, SEAN. 23, D. 8 147 
N. 41. Ganz befonders reichhaltig find die Zufammenftellungen bei v. Sicherer 
Perfonenftand und Eheichließung 1879 S. 297 — 326. 

9) 3.8. Lüneb. Ref. III.4 Abi. 3, 4, Nafſau⸗Catz. LO. IV.782 (fie follen 
nicht vorher den Kirchgang thun), Falck IV. S. 329 f. Steinader S.43N.T, 
Heimbach 8 103 N. 4. — Nah der Henneb. LO. IIL.3 c. 11 dagegen genügt 
es, wenn diefe Auseinanderjegung 4 Wochen nad der Eheſchließung erfolgt. — 
Nah Hamb. R. gilt die Beſtimmung nur für die Wittwe; der Wittwer kann 
ſich ohne weiteres verheiratben, joll aber die Abtheilung fpäteftens 4 Wochen nad) 
der Eheſchließung vornehmen, Baumeifter II. S.133 f. 
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rechten mit Bermögendnachtheilen bedroht: die Wittwe joll die ihr 
aus dem Vermögen ihres erſten Manned beftellten Verforgungen 
einbüßen (oben $ 234 N. 15), der fid) wiederverheirathende Gatte 
verliert jein ſtatutariſches Recht auf den Nießbrauch am Vermögen 
des Berftorbenen!‘). Nach Deftreihiichem Geſetzbuch ($ 1257) hat der 
fich wiederverheirathende Gatte den ihm vom Berftorbenen vermachten 
Fruchtgenuß von deifen Vermögen an die Kinder „gegen einen ans 
gemefjenen jährlichen Betrag zu überlafjen, ebenjo wie er, falls ihm 
feine ſolche Verſorgung bedungen ift, den ihm zuftehenden Anfprud 
auf den „mangelnden anftändigen Unterhalt” mit feiner zweiten 
Berheirathung verliert ($ 796). 

III. Bei diefer Richtung der einheimiichen Rechtsbildung ftand 
der Neception der römiſchen poenae secundarum nuptiarum für 
den Fall, daß aus der eriten Ehe Kinder vorhanden find, nichts im 
Wege. Indeſſen haben die neueren Geſetzbücher, von Preußen, 
Defterreih, Sachen, Frankreich, diefe römischen Beftimmungen nicht 
beibehalten, resp. nicht zum geltenden Recht erhoben"); ebenjo haben 
in einer Anzahl von Staaten Gefehe aus neuefter Zeit die Anwend- 
barfeit der gemeimrechtlichen Vorſchriften aufgehoben‘) oder es ift 
auch ihre Geltung durdy Gewohnheitsrecht ausgejchloffen oder einge- 
ſchränktis). Mo es aber in Gebieten ded gemeinen Rechts an der- 
artigen partifulären Rechtsſätzen fehlt, da find auch nod) gegenwärtig 
die im römilchen Recht angedrohten Nachtheile mit der zweiten Ver⸗ 
beirathung verbunden). Demgemäß joll 

1. Der parens binubus an dem lucrum nuptiale, an dem, 
wad er durch Diöpofition feined verftorbenen Gatten (Schenkung, 
ZTeftament, Erbvertrag”)) erworben bat, das Eigenthum zu Guniten 


10) z. B. Roth 8. 8117 N.43, 8 121 N.51, bisweilen gilt dies nur für 
die Wittwe $ 119 N.24, 25. — Nah Zür. GB. $ 1954 vermindert fich die ber 
Wittwe zuftehende Nutznießung auf bie Hälfte. 

1) Bol. die Eitate bei Roth D. 8 150 N. Lff. 

12) Roth D. $ 150 N. 5, 6, 8; vgl. auch N. 10. 

18) Boft 855 N.1, Paulfen $ 161 ©. 278. 

14) Bol. auch die Titate Über die Praris in den folgenden Noten; fir Kur- 
befien Roth 8. $ 122, für Baiern Roth B. 888. Der C. Max. Bav.1.6 847 
nimmt die poenae ausdrücklich auf. 

15) Weber Erbvertrag Seuffert XXI. 60 (Celle). 
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feiner Kinder verlieren und nur den Nießbrauch behalten. Dagegen 
verbleibt ihm, was ihm auf Grund bed Geſetzes zugefallen ift, alfo 
ganz beſonders jein Antheil an der gemeinfamen Maffe bei Güter- 
gemeinichaft!*) und feine portio statutaria””). 

2) Es joll der Parens an dem, was er zufolge davon, daß 
er eined jeiner Kinder mit andern Kindern gemeinfam beerbt, aus 
dem Vermögen des verftorbenen Gatten erwirbt, nicht Eigenthum, 
fondern nur lebendlänglichen Nießbrauh haben. Die Controverfe 
des gemeinen Nechtd, ob dies nur für die Wittwe oder auch für den 
Wittwer gilt, ift in Geſetzen öfter dahin entſchieden, daß die Be- 
ffimmung für beide Gatten zur Anwendung fommt*). 

3) Es ſoll der parens binubus jeinem zweiten Gatten nicht 
mehr zumenden dürfen, ald das fchlechteft bedachte von feinen Kin⸗ 
dern erfter Che aus jeinem Bermögen erhält; das, was er ihm mehr 
zumwendet, joll unter die Kinder erfter Ehe gleichmäßig vertheilt 
werden. Diele Vorfchrift wurde in zahlreiche Partikularrechte, auch 
in joldhe aufgenommen, welche die übrigen poenae secundarum 
nuptiarum nicht recipirt hatten’°). 
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1. Die Nachrichten, welche die mittelalterlichen Quellen über 
die vermögendrechtlichen Folgen der Eheſcheidung enthalten, find fehr 


16) Roth D. 8 150 N. 16, 8. 8 122 N. 3, Grefe II. 8 24 a. €. 

m Roth D. 8 150 N. 17; zu denen, welde ihm die p. stat. entziehen 
wollen, gebört auh Pufendorf obs. I. no. 23. 

18) Außer den Nachweijungen bei Roth 8. $ 122N.6—9, D. 8 150 N. 18 
[das Darmftädter Erk. fteht bei Senffert XXVII. no. 254] vgl. auch Jül. 
Berg. Lor. c. 82, Trier. Lor. IV. $6, 7. — Für die Beichränfung auf bie 
Wittwe erflärt fih das Berl. O. Trib. (Seuffert XXXV. 40) und das Reichs⸗ 
ger. (Entſch. IV. no. 37). 

19) Roth D. 8 150 N. 19—23. Außer den dortigen Nachweifungen vgl. 
auch Oftfrief. Lor. IL. 185, Naſſau⸗Catz. LO. IL. 48 2, Siebenkees Beitr. IL 
6.102 ff. (über Ansbach), Bülow n. Hagemann III. no. 38, Bauljen $ 161 
N.13,14, Steinader 8 291 N. 14 ff. — Mopifilation in Würtemberg Rey⸗ 
ſcher II. 8594, v. Wächter I. ©. 438f. — Daß dies nur von ben frei- 
willigen Zuwendungen, nit von ber portio statutaria gilt, vgl. außer ben 
Anführungen bei Roth D. 8 150 N. 19 noch Runde Beytr. II. ©. 468 ff., 
Seuffert XXV. 136 (Celle). 

1) Die fporabifchen Nachrichten der Volksrechte ſtellt Schröder I. ©. 174 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1. u. 2. Aufl. 19 
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unvollftändig und entbehren eines einheitlichen Prinzipd. Auch bie 
ten fie der Interpretation manche Schwierigkeit, weil man im Mittel: 
alter ebenfo wie im heutigen vulgären Sprachgebrauch mit Eheſchei⸗ 
dung zweierlei bezeichnete: bald die Annullirung einer formell gültig 
eingegangenen Che, weil ihr trennende Hindernifje entgegenftehen, 
bald die Auflöfung der Lebendgemeinjchaft bei einer gültigen Che 
(die separatio quoad mensam atque thorum)?). 

1.. Annullirung der Che. Nah dem Sachſenſpiegel?) fol bie 
Frau ihre Leibzucht behalten“), auch das Gebäude, welches darauf ſteht, 
dagegen nicht das Morgengabsgebäude; weiter erhält fie Gerade), Muß— 
theil und ihr Gingebracdhted oder fo viel ald ihr bei Eingehung der 
Ehe für dafjelbe vom Manne gelobt war. Es werden aljo die Ver- 
mögensöverhältniffe in weſentlich gleicher Weije geregelt, wie wenn die 
Ehe durch den Tod des Mannes gelöft iſte). Auch jonft wird oft 
beftimmt, es jolle die Frau ihr Vermögen und außerdem diejenigen 


bis 176 zufammen; über das fpätere Mittelalter v. Martig ©. 126 ff., 332 ff., 
v. Schilling ©. 320ff., 361 und Schröder im 2. Theil an verjchiebenen 
Stellen. — Ueber neuere® Recht Ortloff Über die Bermögensftrafen bei der 
Eheſcheidung, in f., Heimbach's u. f. w. Abhh. IL. 1857 S©.1—82, Roth 2. 
8 87, D. $ 149. 

2, Wo von einer Scheibung „mit Recht” geiprochen wird, und von feiner 
Schuld eines Theils die Rede ift, fcheint regelmäßig nur an eine Annullation 
ber Ehe wegen eines impedimentum dirimens gedacht zu werben, 3. B. Sadı- 
fenfp. 1.21 $2, III. 27, II. 74, Schmwabenfp. 146, Prag. Rechteb. c. 45, 
Brünn. Schöffenb. c. 188 (si legitimi convicti ... canonice ab invicem 
separentur), ebenjo Const. Sax. III. 26, Lüneb. Ref. III. 9. 

3) JII. 74; über den Inhalt der Beftimmung vgl. oben $ 223 N.22. — 
Die Beſtimmung ift in das Rechtsb. n. Dift. I. 22 d.2 übergegangen; bie 
Fortſetzung dieſer Stelle handelt von den Orten, wo Drittheilsrecht gilt: bier 
fol die Frau ihre Kleider, ingetüme, ihre Hochzeitsgefchenke und in dubio ein 
Drittel von des Munnes Gütern nehmen. 

9) Ebenſo Sadfenip. I. 21 $ 2. 

5) Da fie die Gerade, alſo Erſatz für ihre eingebrachten Mobilien erhält, 
ift es zweifelhaft, ob unter dem Eingebrachten bloß ihre Grunpftüde oder aud) 
die Mobilien zu verfiehen find. Nimmt man das letztere mit v. Martitz 
&. 128 (vgl. aber auh ©. 192) und Agricola ©. 323 ff. an, fo ift der 
Anſpruch auf die Gerade prinziplos und wird die Frau In unbegreiflicher Weile 
bereichert. 

6) Auch bier if v. Martik, dem fih Schröder II.3. S. 20 f. anſchließt, 
anderer Anficht und behauptet, e8 werde der status quo ante hergeftellt. Dem 
widerfpricht Doch aber Leibzucht, Gerade und Mußtheil. 
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Gaben vom Mann fordern dürfen, welche er ihr in Rüdficht auf die 
Ehe gegeben oder veriprodhen hat”). Man zerlegt alfo nicht einfach 
dad Vermögen in feine urjprünglichen Beitandtheile oder in Duoten, 
jondern jpricht der Frau auch dadjenige zu, was ihr ald Wittwe aus 
dem Vermögen ded Manned zugefallen wäre. Wird die Annulli- 
rung durd die Schuld eined Gatten hervorgerufen, 3. B. weil er 
. eine bigamiſche Ehe eingegangen war, jo treffen ihn Bermögendnadh- 
theile®). 

2. Tritt aber eine separatio quoad mensam atque thorum 
ein, jo verliert der Schuldige feine Rechte am Vermögen ded An- 
dern und der Unjchuldige behält nicht bloß fein Vermögen, jondern 
fann aud Diejenigen Rechte am Vermögen ded Sculdigen bean- 


7) Die Frau behält ihre Leibzucht und nimmt alle ihre fahrende Habe, 
joweit fie unverthan ift, ſächſ. Weichb. (v. Daniels 89%) 28 88; fie erhält bie 
Gerade und was ihr vor gehegtem Dinge gegeben if, Syſt. Schöffenr. IV. 2. 
22; ſie behält ihre Morgengabe und Gerade, Magdeb. Blume I. 18; die Gerade 
und, was ihr der Mann gegeben bat, IL. 2. 132. — Nah Schwabenſp. 24 
nimmt fie ihr eigenes Gut, die Morgengabe und ihr Leibgedinge (flatt und 
sin eigen ift zweifellos zu leſen an sin eigen; vgl. au 146); 146: ihr 
Eingebracdhtes, foweit es noch vorhanden ift, und das Leibgedinge. — Gosl. 
Statt. ©. 10 3. 32: ihre Leibzucht, ihre Kleider und die Hälfte von dem noch 
vorhandenen inghedöme; ift ihr feine Leibzucht beftellt, jo nimmt fie ihr Ein- 
gebrachtes und kann Erſatz für das fordern, was davon verthan ift; ift Erſatz 
nicht möglich, fo erhält fie Die Hälfte von allem vorhandenen Gut; vgl. Göſchen 
©. 265 und Rechtsb. n. Dift. I. 22 d. 1. — Brünner Schöffend. 188: die Frau 
erhält das dotalicium, welches der Mann bei Eingehung ber Ehe verfprad. — 
Auf eine derartige Scheidung ift wohl auch Augsb. Stadtr. (Meyer) art. 85 
$ 2 zu beziehen, wonach die Frau ihre Heimfteuer erhält. — Saarbrüder R. 
(Schröder II.2 ©.53): fie behält das Witthum, jeber nimmt fein Einge- 
bradhtes und die Errungenjhaft wird getheiltl. — Frief. Recht (Schröder II.2 
©. 392 N.13): jeder nimmt fein Vermögen. 

Vo man Gemeinfchaft des Vermögens annahm, wird ihr beiderjeitiges Ver⸗ 
mögen nad Quoten getheilt, Wiener R. (Schufter) art. 94. 

Defter fanden vertragsmäßige Auseinandberjegungen unter den Ehegatten 
ftatt, Pauli Abhh. II. S.50f. — Auch kommt e8 vor, daß gleich bei Ein- 
gehbung ber Ehe vertragsmäaßig feftgefett wurde, wie im Falle der Scheibung 
die Vermögensverhältniſſe regulirt werben jollen, Schröder II.2 ©. 257. 

8) Nah Lüb. R. erhält ver unſchuldige Theil fein Vermögen und überbies 
die Hälfte vom Vermögen des Andern, Schröder II.3 ©. 34; ebenfo nach dem 
Recht der Zipfer Sadfen, IL. 1 ©. 219 R. 47. 


19* 
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ſpruchen, welche Geſetz oder Vertrag ihm für den Fall der Auflö- 
fung der Ehe gewähren?). 

I. 1. Seit der Reformation galt — abgejehen von der Annul- 
lation der Ehe — ein doppeltes Scheidungsrecht, indem für Katho: 
lifen nur eine immer währende separatio quoad mensam atque 
thorum, für Nichts Katholifen die separatio quoad vinculum aus 
geiprochen werden durfte. Diejer Unterjchied hat im allgemeinen für 
dad Vermögensrecht keine Bedeutung!) und betrifft nur dad Recht 
der Wiederverheirathbung für den Gejchiedenen. In Deutichland ift 
er neuerdings bejeitigt worden und darf fernerhin nur auf Auflöfung 
des Bandes der Ehe erkannt werden!!). 


9) Die wegen Schuld des Mannes feparirte Frau nimmt nach feinem Tode 
Drittheilsreht an feinen Gütern, Waſſerſchleben I. S. 318 c. 170; fie erhält 
dotem promissam et omnem donationem antenuptialem in vestibus, 
lectisterniis et aliis diversis clenodiis, in quibus fuerit, ebenfo wie, wenn 
die Frau ſchuldig ift, der Mann foll lucrari dotem et antenuptialem dona- 
tionem habere, Brünn. Sch. 8. c.5ll. — Die unjhuldige Frau behält ihre 
Morgengabe, Augsb. Stadtr. (Meyer) c. 84 $5, vgl. auch 8 223 N.24, fie 
nimmt ihr Eingebradhtes und bie gelobte Handtreue, v. Schilling S. 321f. — 
Merkwürdiger Weije beftimmt der Schöffenfpruch bei Wafferfhleben S.117 
c. 242, daß wenn die Ehe wegen Ehebruchs des Mannes getrennt wird, die 
Frau nicht Erfa für Zahlungen beanfprucden darf, welche fie zur Zeit, wo er 
noch vecht that, für ihn geleiftet hat, und daß auch ihr gegenjeitiger Erbvertrag 
bei Kräften bleibt. — Ebenso fagt die Gloſſe zu Sachſenſp. 21 (Ortloffa.a.d.), 
daß nad ber Praris des Magdeb. Schöffenftubls uxor retineat bona etiam 
propter adulterium a viro divortiata. Bielleiht wurde dieſe Praris durch 
Sachſenſp. I. 5 $ 2 veranlaßt, wo allerdings Über das eheliche Güterrecht nichts 
gejagt, aber beftimmt wird, daß eine unkeuſche Fran ihren Eltern gegenüber ihr 
Erbrecht nicht verliert. 

Die ſchuldige Frau fol nit nah dem Tode des Mannes dotem vel 
dotalitium suum repetere, c.4 X. IV. 20. Sie verliert ihr Morgengabs- 
recht, Augsb. Stotr. c. 84 $5. — Bgl. auch Berd Bremiſches Güterr. S. 331 
N. 337. 

Für derartige Nachtbeile fprechen alle die zahlreihen (unten Bd. V beim 
Erbredt der Ehegatten anzuführenden) Beftimmungen, nach ‘denen auch ohne 
Scheidung die ehebrecheriiche Frau die ihr jonft am Vermögen des Mannes zu- 
ſtehenden Rechte und oft auch ihr eigenes Gut zum Bortheil für den Mann verliert. 

10) Doch verichiedene Wirkung nah Oeſtr. GB. $ 1264 und 1266 und nad 
franz. R., Zachariä III. $ 486, 494. 

1) Eine gerichtliche temporäre Trennung oder eine bloß thatfächlicde Tren- 
nung von Tiſch und Bett begründet keine Beränderung in den Vermögens 


—— — — 
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2. Auf die Behandlung der Bermögendverhältniffe der gejchies 
denen Gatten wurde dad römische Recht von Einfluß. Nach dem⸗ 
jelben verliert die ſchuldige Frau ihre Dos und den Anjprud auf 
fünftige 2eiftung der Donatio propter nuptias und der jehuldige 
Mann muß der Frau fofort ihre Dos zurüdgeben und die ihr auß- 
gejeßte Donatio propter nuptias leiten. In Grmangelung der Be 
ftellung einer Dos oder Donatio propter nuptias fol der ſchuldige 
Theil dem andern den vierten Theil jeined Vermögens, aber nit 
über 100 Pfund Gold zur Strafe entrichten. In gewifjen Fällen 
wird dieſe Privatitrafe noch erhöht. Was der unfchuldige Theil in 
Folge der Chejcheidung aus dem Vermögen ded fchuldigen' Gatten 
befommt, wird bei Tinderlofer Ehe fein Eigenthum, während wenn 
Kinder vorhanden find, diefen das Eigenthum zufällt und der Gatte 
nur den Nießbrauch erhält. 

Im Anſchluß an diefe Säge wurde dad Eheſcheidungsrecht in 
den Partifularrechten geregelt") und in der Prarid gehandhabt"). 
Wo ed an einheimifhen Grundjägen fehlt, kommen die römiſchen 
Beltimmungen auch gegenwärtig in den Ländern ded gemeinen Rechts 
zur Anwendung. Freilich können fie ohne Modififation nur da zur 
Geltung gebradyt werden, wo dad eheliche Vermögensreht in ähn⸗ 
licher Weije wie im roͤmiſchem Recht geftaltet if. Wo feine Dos 
und darum auch feine Donatio propter nuptias beftellt ift, kann 
die Strafe nur dahin gehen, daß der Schuldige den vierten Theil 
feined Vermögens an den ſchuldloſen Gatten verliert‘) und ed barf 


verbältnifien. Im Betreff der thatſächlichen Trennung befteht Streit; für den 
Fortfal des Erbrechts Schirmer Erbr. S. 232, Roth DB. $ 355 N.1, 10; 
a. A. Windſcheid III. 8 570 N. A. 

19) z. B. Franff. Ref. V.6 S2, 3, Würt. or. II. 32 $1, 2 (vgl. auch 
Drtloff S. 38 f.), markgräfl. Badiſches Landr. IV. 24 8 11 (die Frau verliert 
nur ihr zugebrachtes Heirathsgut, nicht auch die paraphernalia). 

13) Weber die ſächſ. Praris Ortloff S.24ff. — Seuffert XVIIL 259, 
XIX. 158 (Iena), XXV. 135 (Darmſt.) XXIV.44, XXV.134, XXIX. 35 
(Selle). — Ueber Lübed Plitt S. 31 N. 46, Roth D. $ 149 N. 39, über 
Kurhefien Roth 8. 8 100 N. 31ff. $ 114 N. 34. — Bol. au no Ortloff 
©. 44, 45, 48, Roth D. $ 149 N. 25, 34 -40. 

Unanwendbar find die römiſchen Strafen in Hamburg, Baumeifter IL. 
883 ©.108 (a.A. Eropp II. ©. 578, Ortloff S. 50), Holftein, Paulſen 
8 160 (ſchwankend Falck IV. S. 491). 

14) So in vielen Partikularrechten, z. B. auch der Lippe'ſchen BO. v. 1786 832. 
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ficherlidh nicht, was das römiſche Recht für die Dos beftimmt, im 
heutigen Recht auf die Illaten überhaupt ausgedehnt werden®). 
Auh haben Prarid und Partikularrechte regelmäßig nicht zwiſchen 
beerbter und unbeerbter Che unterfchieden, fondern auch wenn Kinder 
vorhanden find, dem unjchuldigen Gatten nicht bloß den Nießbrauch, 
ſondern dad volle Eigenthum zugeſchrieben!e). 

3. In manchen Fällen wird die Scheidung den unſchuldigen 
Gatten in eine üblere Vermögenslage bringen, als für ihn während 
der Ehe beſtand; ſo, wenn er ſelbſt kein Vermögen beſitzt und der 
andere Gatte fein oder wenig Vermögen, aber erhebliche Einnahmen 
hat, oder wenn die an ihn fallende Dos oder Donatio propter 
nuptias von geringem Belang ift u. ſ. w. Dann fol nad Parti- 
fularrechten”) und einer weit verbreiteten Praris!®) der fchuldige 
Gatte den unjchuldigen im Bedürfnißfall zu alimentiren verpflichtet 
fein. Sa, die Prarid einiger Gerichte giebt auch dem ſchuldigen Gat- 
ten einen ſolchen Alimentationdaniprudy, wenn er Vermögen an den 


15) Seuffert XXIX no. 246. 

16) Vgl. auch Ortloff ©. 60. 

1) Preuß. Lor. II.1 8798 ff.: die unfhuldige Frau kann ftatt der Ehe- 
fheidungsftrafen oder des vertragsmäßigen Erbrechts eine ftandesmäßige Ver⸗ 
pflegung fordern, welche fie auch in die zweite Ehe herübernimmt; $ 809: der 
unſchuldige Mann darf flatt der Abfindung Alimente nur fordern, wenn er 
wegen Alter, Krankheit oder anderer Unglüdsfälle fih den Unterhalt nicht ver- 
dienen Tann. — Lippe'ſche BO. vo. 1786 $ 32.4, Sächſ. GB. 8 1750, ſächſ. thür. 
Geſſ. bei Heimbach 8 105 N. 2, Ortloff S. 63ff.; über das franz. R. vgl. 
unten N. 34. — Bei zweiter Ehe fällt die Alimentationsberehtigung fort nach 
dem Sächſ. GB. 8 1750, franz. R. (Zachariä III. $ 486 N. 12); anders nad) 
dem Preuß. Ldr. 8 805; vgl. auch Zür. GB. $ 220. 

18) Seuffert XII. 40 (Celle), XXV. 135 (Darmft.), XXIX. 245 (Oldenb.; 
bier auch weitere Nachweifungen), XXXV. 218 (Münden). — Paulſen $S 160 
S. 275, Fald IV. ©.492, Roth D. $ 91 N. 124. — Es tritt dies auch ein, 
wenn das Bermögen des fehuldigen Gatten untheilbar ift, z. B. ein Bauergut, 
‚Seuffert XIV. 42 (Wolfenb.). — Gegen eine derartige Subftitution des Ali- 
mentenanſpruchs an die Stelle der gemeinrecdhtlichen Eheſcheidungsſtrafen erflärt 
fih das Medi. O. A. Ser. (Seuffert XIII. 146): die Alimentationsverbind- 
fichleit beftehe nur unter Ehegatten; wer die Eheſcheidungsklage, fei e8 auch bei 
Schuld des andern Gatten anftelle, wolle das eheliche Band aufldfen und er- 
ſcheine daher als auf die Alimentation verzichtend. Ebenſo das Neichsgericht 


Entſch. VIII. no. 48, wo fih auch Nachweifungen Über Praxis und Literatur 
finden). 
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Unſchuldigen abtreten follte und in Folge davon außer Stande ift, 
and eignen Mitteln zu leben?°). 

III. 1. Zufolge der Ehejcheidung find die Vermögendmaffen 
der Gatten von einander zu fondern und hört bei Verwaltungsge— 
meinichaft und Dotalrecht dad Verwaltungs: und Nutzungsrecht des 
Manned am Vermögen der Frau und bei Gütergemeinjchaft feine 
Verfügung über dad Gefammtgut auf. Ferner fallen, vorbehaltlich 
ber bejondern Beftimmungen über Dos und Donatio propter nup- 
tias, für den Schuldigen und. für den Unfchuldigen auch die erbredit- 
lichen Bortheile fort, weldhe ihm durch Geje oder Vertrag in Aus» 
ficht geftellt waren). Der Sonderung bedarf e8 auch zu dem 
Zweck, um wo den Schuldigen noch eine Privatftrafe durch den 
Berluft eined Theils von feinem Vermögen trifft, deren Höhe feft- 
zuftellen; er muß daher ein Inventar über fein Vermögen vor: 
legen ?'). 

2. Während bei Verwaltungdgemeinichaft oder Dotalrecht die 
Sonderung in einfacher Weiſe vor fih gehen kann”), beftehen in 
Betreff der allgemeinen Gütergemeinſchaft größere Schwierigkeiten. 


19) Selle bei Seuffert XXXVI. no. 47; Anhalt. R. bei Ortloff ©. 66 
N. 26; vgl. dagegen Emminghbaus ©. 357 no. 23 (Zerbfi). 

Selbfiverftändlich wird bei einer bloß temporären Separation und während 
bes Cheicheidungsprogeffes die gegenfeitige Alimentationspflicht nicht alterirt, 
Preuß. Lor. II. 1 8 725, Baumeifter II. ©. 106, Seuffert XXXV.no. 36, 
Roth D. 8 91 no. 121, 122,123, Büngner Alimentationspflit 1879 ©. 178. 

%) z. B. Zür. $ 2135, Sächſ. GB. 8 2055, 2557, Heimbach 8 105 N.1, 
Falck IV. S. 490, Reyſcher S5ET N. 7, Roth 8. 8 117 N. 49, Oeſtr. GB. 
$ 1266 (bei separatio quoad mensam atque thorum behält nach 8 759 ber 
ſchuldloſe Gatte jein Erbreddt — in dem Gedanken, daß quoad vinculum die 
Ehe fortbefteht). — Ebenjo fällt das teſtamentariſche Erbrecht fort, Baier. Lor. I. 6 
8 43, Sächſ. GB. $ 2222; vgl. auch Preuß. Lbr. II. 1 $489, falls nicht den 
Umftänden nad anzunehmen ift, daß es ber Teftator beftehen laſſen wollte, fo 
3. B. wenn er das Teftament nach ber Scheidung ober nad feiner Kenntniß 
von der zur Scheidung Beranlaffung gebenden Thatjache errichtete, Frankf. Ref. 
V.683 — Das Altentheilsrecht fällt für die gejchiebene ſchuldige Frau fort, 
Bülow u. Hagemann I. no. 52. 

a) Roth 8. $100 N. 35, Seuffert IH. 68, XVIII. 259 (Jena); dieſe 
Pflicht Teugnet Seuffert XXV. no. 134 (Celle), vgl. auch III. 69 (Lub.), weil 
fie im röm. Recht nicht Direkt auferlegt fei. 

22) Preuß. Lor. II. 1 $ 766. 
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Hier fann eine doppelte Behandlung eintreten: entweder man gebt 
auf die urfprünglichen Beitandtheile zurüd oder man theilt die ge 
meinſchaftliche Maffe nach Quoten in derjelben Weiſe, wie bei - der 
Auflöfung der Che durch den Tod eined Gatten. 

Dad leptere Verfahren ift da befonderd bedenflih, wo andere 
Quoten eintreten, je nachdem der Mann oder die Frau zuerjt- ftirbt 
oder wo der überlebende Gatte einen Kindeötheil oder eine fonitige 
Duote und überdied den Nießbrauh an den andern Duoten erhält, 
oder wo ihm dad Ganze zufällt und eine Auflöfung des Vermögen? 
erjt nad feinem Tode eintritt. MWeberdied Tann die Duotentheilung 
zu Ungeredtigfeiten und zu einem unverantwortlihen Nachtheil für 
den unjchuldigen Gatten führen, insbeſondere wenn das gemeinfchaft- 
liche Vermögen wejentlih von ihm herrührt und bei der Duoten- 
theilung der jchuldige Gatte nun viel mehr erhält, ald er eingebracht 
bat. Obgleich die Duotentheilung fih nur für die Auflöfung der 
Ehe dur den Tod eignet, ift fie doch auch für die Chejcheidung 
nicht bloß in der Literatur vertheidigt, jondern auch in der Praris 
und in Partilularrechten angenommen worden®). 

Angemefjener ift e8 daher, daß von dem gemeinfchaftlichen Ver- 
mögen jeder fein Eingebradyted und dasjenige erhält, was er wäh- 
rend der Che durch Schenkung oder Erbſchaft erworben bat und 
daß, falls fo viel nicht vorhanden ift, nach dem Verhältniß des auf 
jenem Wege für die Einzelnen Eonftatirten Anſpruchs das Vermögen 
zwilchen beiden getbeilt wird, ebenjo wie andererfeitd, wenn ſich dad 
Bermögen vermehrt hat, die Errungenfchaft nach demjelben Maßſtab 
ihnen zufällt®). 


33) Deftr. ©B. 8 1266, Seuffert VII. 193 (Celle), Baier. Bart. Rechte bei 
Neubauer ©. 162, Runde $ 101, Roth D. $ 149 N. 19 ff. (mit den dorti⸗ 
gen Nachweiſen; Seuffert IH. no. 332 (München) beweift nicht für Roths 
Anſicht). 

#4) Lèdr. f. Hohenl. J. 8 $ 11, Preuß. Lor. II. 1 $ 755, 812, Anh. 8 82 (mit 
der praktiihen Modifikation, daß die Errungenfchaft nach Hälften getheilt wird). 
— Eihhorn S310 N. c., Heife u. Cropp II. ©. 578, Walter 8216 R.1, 
DOrtloff S.47 (mit der Modifikation, daß die Errungenfhaft dem Manne 
allein gebührt), — Roth D. 8 149 zu N. 19 behauptet apodiktifch, es fei jett 
allgemein zugegeben, daß bie für bie im ZTert vertheidigte Anficht angeführten 
Gründe nicht maßgebend feien. Jedenfalls find die gegen die zuerft befprochene, 
auch von ihm getheilte Anficht geltend gemachten Gründe nicht widerlegt. 
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Einzelne Partikularrechte laſſen den Unjchuldigen wählen, ob 
er nad) Quoten theilen oder die Herausgabe feiner Illaten fordern 
will®). | 
Einfacher geftaltet fich die Abjonderung bei der Errungenfchafte- 
gemeinjchaft: jeder Gatte erhält feine Illaten und von der Errungen- 
Ihaft die Duote, welche ihm bei Auflöjung der Ehe durch den Tod 
zufallen würde*); denn bier ift die Annahme, daß die Errungen- 
haft im Miteigenthbum der Gatten fteht, allgemeiner in den Parti- 
fularrechten durchgeführt. 

3. Nachdem auf diefem Wege das Vermögen feftgeftellt ıft””), 
hat wo gemeined Recht gilt, dann wenn feine Dos oder Donatio 
propter nuptias beftellt ift, der Schuldige dem Unfchuldigen den 
vierten Theil ſeines Vermögens zur Strafe abzutreten”). Partikular⸗ 
rechte laſſen den Richter arbiträr die Höhe der zur Strafe abzu- 
tretenden Vermoͤgensquote beftimmen?) oder verordnen, daß je nad) 
dem Maß der Schuld”) eine verjchiedene Quote zu leiten ift?). 


35) Lippe'ſche BO. 1786 8 32.4, Bamb. Lor. 1.2.8 S 18ff. Preuß. Lor. 
II.1 8 811: überall im Fall der Duotentheilung Sonderung nad Hälften. 

36) Preuß. Lor. II. 1 $ 821 vgl. mit 637, Neubauer ©.129, Roth &. 
8 144 N. 33, D. 8 149 N. 25. 

7) Daß dabei der Gehalts- oder Penfionsanfpruch eines Beamten als zu 
feinem Bermögen gehörig zu betrachten ift, von welchem ber Frau auch ihr Theil 
gebührt, nehme ih mit Seuffert XXVIIL. 138 (Roftod) an; a. 4. Dernburg 
III. 8 20 R. 14. 

28, Manche Partilularredhte jehen von der Dos und Donatio pr.n. ganz ab 
und beftiimmen allgemein ben Berluft des BVierteld von Vermögen; vgl. auch 
Reyſcher 8 588 N. 6 ff. 

29) Ueber älteres Gothaifches Recht Brüdner 892ff. — Nah dem Zil- 
riher GB. $ 214 ff. nicht Über ein Viertel des Bermögens oder bei Alimentation 
nicht Über ein Viertel der Einkünfte. Iſt die Frau der ſchuldige Theil, jo Tann 
dem Mann die Nubtnießung eines Theils von ihrem Vermögen, aber nicht fiber 
ein Drittel zugewiejen werben. 

0, Das römiſche Recht hatte die Strafe für gewiffe Fälle, befonbers bei 
Ehebruch der Frau um ein Drittel erhöht, fo daß fie die Hälfte verlor. Es ift 
beftritten, ob dieſe Beſtimmung im gemeinen Recht noch gilt; bafür Wind- 
iheid S 510 N. 7, Mandry Reichsgefege S. 259 N. 20 (anders in d. 1. Aufl. 
S.183 R. 19), dagegen Seuffert XVIII. 259 (Iena), Ortloff ©. 36 N. 1 
(es Iaffe fi fein Fall ihrer Anwendung nachweiſen), 

2) So im Preuß. br. II.1 $ 785, 786, 813, 822: bei gröberen Ber- 
gehungen habe der Schuldige ein Viertel, bei geringeren ein Sechstel als Ab- 
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Einige Rechte gehen in der Beitrafung ded Schuldigen viel weiter, 
ald das gemeine Recht. So verliert im Falle der Gütergemeinjchaft 
partifularrechtli der Schuldige feinen Antheil am gemeinfamen Ber- 
mögen; der unjchuldige Theil erhält daffelbe ganz und hat höchftens 
aus ihm dem Schuldigen Alimente zu reichen®®). 

4. Viele Partikularrechte nehmen einen ganz andern Stand- 
punkt ein: wer an der Auflöfung der Ehe unſchuldig ift, fol, ent- 
jprechend der mittelalterlichen Behandlung, in diejelbe Lage verjegt 
werden, wie wenn die Che durd den Tod ded Schuldigen gelöft 
wäre. Während der Schuldige alle aktuellen und alle Erbredhte am 
Bermögen ded andern Gatten verliert, fol der Unjchuldige dafür 
entihädigt®) werden, daß die Ehe aufgehoben wird und er im 
Fall ſeines Heberlebend den Andern nicht beerben kann; ihm wird 
zugewiejen, was er geerbt haben würde, wenn der Schuldige zuerft 
geftorben wäre*). 


findung dem Unfchuldigen zu leiften. — Ein Biertel, ein Sechstel oder eine noch 
geringere Quote in einzelnen thür. ſächſ. Geſetzen, Heimbach $ 105 N. 2, Heſſe 
Altend. S.35, Ortloff S.63ff., Roth D..$ 149 N.23. — Complicirte 
Vorſchriften in d. Nürnd. Eheſcheidungsordnung v. 1803 8 5 ff. (Arnold Beitr. 
3. Brivatr. J. S. 519 ff.). 

22) Sp in Bremen, Hohenlohe, Fulda, Um, Poft $ 36, Ortloff S.51, 
Neubauer ©. 130, 162, Roth D. 8 149 N. 15, 26. 

3), Wunderbar ift die Motivirung biefer Entihädigungspflicht in einer 
Wolfenb. Entſcheidung (Seuffert XIV. no. 42): fie ſei bei Ehebruch eine Folge 
der „einfeitigen Eontraftsverlegung“. 

34) Weber die Ausbildung des jpätern ſächſ. Nechts, bejonders auf die Auto» 
rität von Carpzov hin, Ortloff S. 52ff., 56ff., auch Haubold 8 82, Emming- 
baus ©. 855 no. 18. — Ueber die ſächſ. Partilularrehte Heimbach $ 105 N.2, 
Roth D. 8149 N.31,32. — So aud nad dem C. Max. Bav. 1.6 $43 
(Ortloff S.67f.) und nad franzöſiſchem Recht (Zachariä III. $ 485487): 
der Schuldige geht aller Vortheile (tous les avantages) verluftig, welche ber 
unſchuldige Theil ihm im Heirathsvertrage oder durch eine Schenkung zugewen- 
bet bat (C. eiv. art. 299), wogegen der Unſchuldige die Bortheile behält, welche 
ihm vom andern Gatten zugewiejen find (art. 300). Reichen diefe ihm aus- 
geſetzten Vortheile nicht bin, um ihn zu ernähren und fehlt es ihm auch an aus⸗ 
reichenden eigenen Mitteln, fo kann das Gericht ihm gegen den Schuldigen bie 
Alimentationsberehtigung zufprechen, welche aber nicht ein Drittel der Einkünfte 
defjelben überfteigen darf (art. 301). 

Aehnlich ift der Standpunkt des Oeſtreichiſchen Rechts. Das gejetliche Erb- 
vecht geht Durch bie Scheidung verloren ($ 759), aber die vertragsmäßigen An- 
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5. Noch andere Partikularrechte geben dem Unfchuldigen die 
Wahl zwilchen einer Abfindung, entiprechend den Eheicheidungsftrafen 
und dem Erbrecht gegen den Schuldigen?). 

Die Beftimmungen des Preub. Landrechts ſchwanken zwiſchen 
der Zuweiſung des erfrühten Erbrechts (Schadenserſatz) und der 
Behandlung der zu leiſtenden Vermögensmaſſe als Strafe: der 
Schuldige ſoll den Unſchuldigen „wegen der künftigen Erbfolge aus 
feinem Vermögen abfinden” ($ 783) und es ſoll jo angeſehen wer- 
den, als ob der Schuldige am Tage des Scheidungdurtheild ver- 
ftorben jet. Der Unjchuldige erhält, was ihm vertragemäßig für 
den Grbfall zugefichert ift; fehlt ed an vertragsmäßigen Feſtſetzungen 
oder betragen diefelben weniger ald die gejebliche Abfindung, fo be- 
fommt er eine Duote vom Vermögen ded Schuldigen ($ 785, 792 
bi8 797). Diefer Standpunkt einer Abfindung wegen der fünftigen 
Erbfolge erjcheint aber infofern ald verlaſſen, als die Höhe dieſer 
Quote nah dem Maße der Schuld bemefjen wird (N. 31); weiter 
tritt der Strafcharakter infofern hervor, als der fchuldige Gatte, 
wenn er die Abfindung zu leiften außer Stande ift, mit Gefängniß 
belegt werden ſoll. 

6. Endlih geben einzelne Partikularrechte dem unfchuldigen 
Gatten gegen den jchuldigen gar feinen Vermögensanſpruch; er wird 
weder entjchädigt wegen des verloren gegangenen Erbrechts noch er= 
hält er eine Privatitrafe, jondern nimmt dad ihm gehörige Gut und 
bat lediglich im Fall der Bedürftigfeit gegen den chuldigen Gatten 
einen Alimentationsanſpruch ®). 

IV. 1. Cheicheidunggftrafen fönnen wie überhaupt Strafen 
nur wegen Schuld eintreten. Doch war ed in der Praris beftritten, 


ſprüche aus den Ehepakten bleiben zu Gunften des unfchulbigen Theils beftehen, 
der im übrigen auch vollen Schadenserfag, unter Umftänden auch Alimentation 
fordern Tann ($ 1266 und v. Kirchſtetter zu diefem Paragraph). 

35) 3.8. Gothaiſches R.: Wahl zwifchen dem vertragsmäßigen Erbrecht und 
ber Abfindung von einem Biertel, resp. Sedhstel, Ortloff ©. 63f. 

36) z. B. von älteren Geſetzgebungen Freib. Statt. fol. 56 letzter Abf., 
Tirol. Landes O. TIL. 1 Abf. 6 (Henneb. 2O. III. 2.3. Abi. 1), Ortloff ©. 52. 
— So gegenwärtig das Sächſ. GB. 8 1750 (Sächſ. Mand. v. 31. Jan. 1829, 
Hanbold 8 82, Ortloff S. 60f.), weldes auch 8 1706 ausdrücklich erflärt, 
daß die Cheftiftungen erloſchen feien; ferner Hamb. R. bei Baumeifter II. 
©. 108 fi. j 
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ob in jedem Fall, wo die Ehe wegen Schuld eined Gatten geſchie⸗ 
den wird, die Privatitrafe gefordert werden dürfe, oder bloß bei 
Ehebruc und ſolchen Verſchuldungen, welche infofern dem Ehebruch 
gleichftehen, als fie nad kanoniſchem Recht zu einer separatio 
perpetua führen können?). Die neueren Partifularrechte machen 
feinen derartigen Unterjchied und laſſen in allen Fällen den ſchuldi⸗ 
gen Gatten die Strafe tragen®). 

2. Wo aber feiner als der überwiegend ſchuldige Theil erjcheint 
oder wo beide ſchuldig find, kann nur eine Auflöfung der Vermoͤgens⸗ 
gemeinjchaft nad den oben audgeführten Grundjägen erfolgen”), 
insbejondere au dann, wenn die Ehe wegen Geifteöfranfheit eines 
Gatten gejchieden wird. In foldhen Fällen tritt aber für denjenigen 
Gatten, welcher die Scheidung veranlaßte, die Verbindlichkeit ein, den 
bedürftigen andern Gatten zu alimentiren ). 

3. Die Eheſcheidungsſtrafen können nur gefordert werden, wenn 
die Ehe gejchieden wurde, dagegen nicht, wenn ledigli Gründe zur 
Scheidung vorlagen, weldhe aber nicht zu ihr bei Lebzeiten der Gat- 
ten geführt haben“). Die Erben dürfen, wenn die Che wohl ge 


FT) Bol. darüber Ortloff S.18 ff., 28 fj., welcher fih in Bezug anf das 
gemeine Recht für die Einſchränkung erklärt; ebenſo der heſſiſche Gerichtsgebraud 
(Roth 8. 8 100 N. 33), die Praris von Roſtock (Seuffert XVII. 253) und 
von Jena (XIX. 158, XXVII. 143); vgl. auch Windſcheid $ 510 N.1. — 
Bloß auf Ehebruch wollte die Strafe beſchränken Haubold $ 82. — Auch wurde 
darüber geftritten, ob bloß bei erwiefenem Ehebruch oder auch dann die Strafe 
zu entrichten fei, wenn wegen eines adulterium praesumtum geſchieden jet, 
Seuffert VI. 212, VII. 326, Ortloff ©. 34 ff. 

3) Roth D. 8 149 N. 5; vgl. au noch Seuffert XXXVIII. no. 136. 

39) 3.3. Lippe'ſches G. v. 1786 $ 32. 4, Gothaifches ©. v. 1834 8 157 
(Heimbach 8 105 N. 2), Preuß. Lor. II. 1 $ 751ff. 

#0) Seuffert XXIX. 245 (Oldenb.), Brüdner $ 9, Preuß. Lor. IL1 
$ 759 f. (bet Scheidung wegen Geiftesfranfheit, wegen während der Ehe einge- 
tretener Unfähigkeit zur Leiftung der ehelichen Pflicht, wegen anderer körperlicher 
Gebrechen), Sächſ. GB. 8 1751. 

Thurgauer Erk. (Ztiſchr. f. ſchweiz. R. XXIII. S. 228 ff.): das Teſtament 
einer Ehefrau zu Gunſten ihres Mannes erſcheint als aufgehoben, wenn er ſich 
wegen ihrer Geiſteskrankheit hat ſcheiden laſſen. 

41) Partikularrechte bei Heimbach 8 105 N. 1 und unten Bd. V im Erb⸗ 
recht der Ehegatten. — Nah Preuß. Lor. IL. 1 8 827 ff. können unter Umſtänden 
die Erben „die Scheibungsffage zum Behufe der Auseinanberjeung des Ber- 
mögens verfolgen”, aber fie dürfen nicht die Vermögenswortheile als Erben be 
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ſchieden iſt, aber ihr Erblaffer nicht auf die Strafe geklagt hatte, 
nicht nachträglich diefe Klage, — weil fie eine vindictam spirans 
it — erheben und ebenjo wenig darf der unfchuldige Gatte fie 
gegen die Erben des verftorbenen: fchuldigen Theils anftellen). 
War aber die Klage von dem Gatten felbft angeftellt, jo tritt mit 
dem Tode einer Partei aktiver und paffiver Mebergang auf die Erben 
ein®). 

V. Aehnliche Grundfäge wie bei der Eheſcheidung treten ein, 
wenn die Che wegen eined impedimentum dirimens, jei ed ex officio 
jet e8 zufolge der Anfechtung durch einen Gatten, vernichtet wird; 
auch bier fommt in Betracht, ob ein Gatte als fchuldiger Theil er- 
ſcheint. 

Beſtand eine Putativehe, d. h. hatten von dem impedimentum 
dirimens beide Gatten oder wenigſtens der eine keine Kunde, ſo 
kommen je nach den Partikularrechten ſehr verſchiedene Grundſätze 
zur Anwendung, auf die hier nicht des näheren eingegangen wird. 
Die Putativehe hat, wenn beide Gatten im guten Glauben waren, 
für beide, wenn nur einer in gutem Glauben war, für ihn bie 
Wirkungen einer gültigen Che“); doch erftreden fie fih nur „bis 
zu dem Zeitpunfte der erlangten Kenntniß von dem Ehehinderniſſe“ 8). 

Viele Partikularrechte ftellen die geſchiedene Ehe und die wegen 
Ehehinderniß aufgehobene Putativehe in ihren Wirkungen gleich und 
laffen daher, wenn beide Theile fid) in bona fide befanden, das 
Bermögendverhältnig fich nach gleichen Grundfägen wie bei ber 


unſchuldigen Gatten einfordern. — Nach Const. Sax. IV. 21 können die Erben 
des unfchuldigen Gatten die Klage erheben, wenn dieſer bei feinen Lebzeiten 
die Abficht zu Hagen gezeigt hatte, aber durch den Tod daran verhindert wor- 
den war. 

“3, Ortloff S. 76 ff, Seuffert X. 57 (Celle), Windſcheid S5ION. 10. 

“3, Nürnb. Eheich. O. 1803 $ 72 (Arnold LI ©. 522), Roth 8. 8 100 
N. 34, Ortloff S.81f. — Sächſ. GB. $ 2055. — Dagegen nad Preuß. Lor. 
11.1 $ 830 „Eönnen die Erben des unfchuldigen Theiles eine Abfindung aus 
dem Vermögen des Schuldigen nur alsdann fordern, wenn biefelbe dem Erb» 
laſſer bei feinem Leben bereits zuerlannt war”; ebenfo Goth. R. bei Heimbad 
$ 105 R.2. 

4) C, civ. 201, 202, Sächſ. GB. $ 1628, Schweiz. ©. v. 24. Dez. 1874 
art. 55 u. ſ. w. 

*8) Sidi. GB. $ 1628. 
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Scheidung auflöfen (N. 39), wogegen wenn nur ein Theil ſich in 
bona fide befand, der andere Gatte feine Erbrechte verliert und 
diefelben Privatitrafen erleidet, wie bei einer Scheidung der jdhul- 
dige Theil“). Andere Rechte geben dem fchuldlofen ein Recht auf 
Entihädigung, gleichfalls in ähnlicher Weile wie bei der Eheſchei⸗ 
dung”). 


6) Heimbach 8 105. 

N, Preuß. Lor. II.1 9963 ff., Oeſtt. GB. 102, 1265, Züri. GB. $ 116, 
121. — Nach dem Pr. br. II. 1 $ 952 beftimmt die bona oder mala fides 
die Verpflichtung des Mannes bei Reftitution des Frauenguts für Veräußerungen 
und Berlufte einzuftehen. 











Bueite Abtheilung. Behtsuerhältuiffe zuiſchen Eltern und Kindern.) 


8 250. Einleitung. 


Das blutsverwandtſchaftliche Verhältniß zwiſchen Eltern und 
ehelichen Kindern iſt überall mit Rechtswirkungen außgeftattet; doch 
find die died Verhältniß beherrichenden NRechtögrundjähe bei den ver⸗ 
Ichiedenen Völkern je nach ihrer Kulturftufe und ihrer Individualität 
mannigfady entwidelt. | 

1. Nach dem urfprünglichen Römiſchen Recht hatte der Vater 
über fein Kind in feinem eignen Snterefje eine Gewalt (patria po- 
testas), er verfügte über das Kind und erhielt den gefammten Er⸗ 
werb, weldyen dafjelbe machte, für fi), während dad Kind ald ver- 
mögendunfähig galt. Das jpätere Recht hat died Prinzip nicht auf- 
gegeben, aber dur zahlreihe Ausnahmen und Beſchränkungen 
in dem Maße modificitt, daß es thatjächlih nur nody ald Ausnahme 
geltend blieb. 

Das ältere deutiche Recht hat einen andern Ausgangspunkt. 
Das Kind Steht im Schug und in der Pflege des Vaters; ed ift 
von vorme herein vermögendfähig und hat auch dem Vater gegen- 
über Rechte. Indem man das römifche Prinzip nicht recipirte, find 
die Grundlagen der deutjchen Rechtögeftaltung bis zur Gegenwart 
erhalten geblieben. Der Bater hat das Kind in feinem Schug, in 


1) Hiſtoriſch: Kraut Vormundſchaft II. 1847 ©. 586 — 669, Rive Ge- 
ihichte der deutſchen Vormundſchaft II. 1. 1866. S.174—202, II.2. 1875 
S. 149—173. — Dogmatifh außer den Lehrbüchern Über deutſches und par⸗ 
tituläres Privatreht und den bei ben einzelnen Abfchnitten citirten Schriften 
Stölzel das Recht der väterlichen Gewalt in Preußen. Berl. 1874 (Sep. Abdr. 
aus dem Preuß. Iuftiz-Minifterialblatt). 
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feinem Mundium; er hat e8 zu erziehen und zu vertreten, er ver 
waltet jein Vermögen und zieht, jo lange das Kind zu feinem Haus- 
halt gehört oder in feiner unmittelbaren Pflege ſich befindet, die 
Nubungen des Vermögens zu eignem Bortheil. Died Vertretungs- 
recht und dieſe Vertretungspflicht find der Mittelpunkt des Inhalts 
der väterlichen Gewalt oder dsd väterlihen Mundiumd nad deut- 
ſchem Recht. Naturgemäß ift mit diefer Stellung des Vaters aber 
auch zugleich eine Herrichaft verbunden, welche er der Perjon und 
dem Vermögen ded Kindes gegenüber ausübt. 

2. Nah Römiſchem Recht ift das Kind der Gewalt ded Va— 
ters bis zum Tode des Vaters oder ded Kindes unterworfen. Die 
Unjelbitändigkeit ded Kindes ijt eine lebenslänglihe, wenn ihr nicht 
der Vater durch Emancipation aud freien Willen oder in Folge 
eined in einzelnen beitimmten Fällen eintretenden rechtlichen Zwanges 
ein Ende macht: höheres Alter, Verheirathung, angejehene Stellung 
im Leben verſchafft dem Kinde feine Selbftändigfeit gegenüber dem 
Vater. Nach deutihem Recht ift die Abhängigkeit ded Kindes eine 
Folge jeiner Jugend und jeiner ökonomiſchen Haltlofigkeit; ähnlich 
wie ein Vormund fol der Vater dad Kind ſchützen und vor Schaden 
bewahren. Died Verhältniß nimmt daher bier ein Ende, wenn dad 
Kind auf eignen Füßen ftehen kann, wenn ed einen eignen Heerd 
begründet hat oder — wenigftend nach manchen neueren Partikular: 
rechten, — wenn ed dad Alter erreicht hat, mit weldem für dad 
vaterlofe Kind die Bormundfchaft aufhören würde. Die väterliche 
Gewalt (da8 väterlihe Mundium) befteht jo lange, ald das Kind 
„im Brode ded Vaters iſt“ und endigt, ſobald es fich definitiv von 
dem väterlichen Haufe fcheidet. 

Mährend für vaterlofe Kinder ebenfo wie im Römiſchen Recht 
die Unfelbftändigfeit ohne Rüdficht auf die individuellen VBerhältnifje 
mit einem beftimmten Xebendalter aufhört, gilt died für Kinder, 
welche einen Vater haben, bisher nur nad, einigen Partikularrechten. 
Die Regel ift e8 noch, daß fie auch über die Jahre der Minder- 
- jährigfeit hinaus währen kann und ihr Ende erſt mit der thatjädh- 
fichen Abfonderung vom Haushalt der Eltern erreicht. 

3. Es handelt fi aber nicht bloß um dad Rechtsverhältniß 
zwilchen dem DBater und dem Hauskind, jondern allgemein um die 
Stellung, welche ſowohl der Vater ald die Mutter zu den Kindern 


’ 
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und zwar nicht bloß zur den Hauskindern, fondern aud zu denen 
einnehmen, welche ſich von dem elterlichen Haushalt getrennt haben, 
d. h. welche emancipirt find. Manche Familienrechte find von der 
Hausgenoſſenſchaft abhängig, andere erjcheinen ald Folge der Fami- 
lienzugehörigfeit. Manche Rechte ftehen allein dem Vater zu und 
gehen regelmäbig nach jeinem Tode weder auf die Mutter noch auf 
den Bormund über, andere fallen nad feinem Tode an den Vor—⸗ 
mund, noch andere an die Mutter. In manchen Beziehungen er- 
ſcheinen beide Eltern ald berechtigt. 

4. Auch in diefer Richtung zeigt fi ein bedeutfamer Gegen- 
jaß gegen da8 Römiſche Recht. Dafjelbe kennt nur eine patria, 
aber feine materna potestas und läßt die Stellung der Mutter zu 
den Kindern unbedingt Hinter die ded Vaters zurüdtreten; Dagegen 
räumt dad deutſche Recht der Mutter viel weiter gehende Nechte ein. 
In den ältern deutjchen Duellen treten diefelben weniger hervor, weil 
die Frau felbft einer Bormundichaft, fei es ihre Mannes, fei ed nach 
dejlen Tode eined Verwandten, unterlag. Aber als die Frau von 
Jahrhundert zu Jahrhundert eine größere Selbitändigleit und un⸗ 
beſchränktere Handlungsfähigkeit für ihre Perjon erlangte, wurde auch 
ihre Stellung den Kindern gegenüber eine inhaltöreichere. Während 
des Lebens beider Eltern tritt der Wille des Vaters und feine Herr 
ihaft bejonderd hervor, aber nad) feinem Tode übt die Mutter die 
elterlichen Rechte, zum Theil allein, zum Theil unter Betheiligung 
des Vormunds aus, welchen die Kinder erhalten haben (Recht der 
Erziehung, des Heirathskonſenſes, der teftamentariichen Beftellung 
eined Vormunds, ded Nießbrauchs am Vermögen der Kinder, der 
Pupillarjubftitution u. |. w.). Es machte fidh hier befonderd geltend, 
daß nad vielen Rechten die Wittwe gemäß den eherechtlidhen Grund- 
fügen mit Bezug auf dad in der Ehe vereint gewejene Vermögen 
viel weiter gehende Verfügungs⸗ und Nutzungsrechte beſaß, als ihr 
nad Römiſchem Recht zuftanden. 

Bisweilen ericheinen ihre Befugnilfe ald Inhalt einer mütter- 
lichen Bormundichaft, indem ihr nad dem Tode ded Vaters die 
Bormundihaft zufält.e Doch laſſen fih einzelne ihr zuftehende 
Rechte nicht fo charafterifiren, weil fie ihr auch dann gebühren, 
wenn fie die Vormundſchaft nicht bat. Auch wird in eimigen Par- 
tikulareechten beim Tode des Vaters gar keine Vormundſchaft beitellt 

Stobbe, Privatredt. IV. 1.4.2. Aufl. 2 
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und die Mutter gilt nicht als Vormünderin, jondern übt die be 
treffenden Befugniſſe als elterliche Rechte aus?). 

Dieſe mütterlichen Rechte werden in manchen Geſetzen und zum 

Theil in der Literatur als mütterliche Gewalt bezeichnet?). Es kommt 


2) 3.8. in Reuß ä. L., ©. v. 2. Jult 1864 (die Wittwe tritt „in Die mit 
der väterlichen Gewalt des BVerftorbenen verbundenen Rechte und Pflichten”), im 
der Grafichaft Lingen, vgl. barliber Nieha us im neuen Mag. f. Hann. R. II. 
©. 301 ff.; in Wismar, wenn die Mutter mit den Kindern in fortgejeßter Güter- 
gemeinjchaft lebt, Böhlau II. S.218 N. 11. 

3), Stellen ans den Volksrechten bei Eropp in f. Abhh. I. S. 286, 298 fi. 
(doch gehört L. Wisig. IV. 2. 13 nicht hierher, weil der Text, wie Cropp ihn 
citirt, inlorreft ift; vgl. ant. Reccar. 321 und Bluhme zur Terteskritik des 
Weſtgothenrechts. 1872. ©. 23ff.); aus dem ſpätern Mittelalter daſelbft S. 287 ff., 
Kraut Borm. II. S. 684 N.10, aus den fpätern Baierifhen Statuten bei 
Roth B. I 8102 N. 4ff. — Außerdem Stabtr. v. Freiburg v. 1120 $ 56: 
filius sub patre aut matre degens; Stadtr. v. Hörter des 13. Jahrh. $ 8: 
filius ... existens sub potestate aut in pane sui patris aut matris sue; 
v. Dattenrteb v. 1358 $ 36 (Gengler c. j. munic. I. p. 728): filius ... in 
paterna vel materna potestate constitutus; vgl. auch R. v. Colmar 1293 
8 36, v. Murten $ 28 (Gaupp I. ©. 120, II. ©. 156 f.). — Lüttidher Gewohnh. 
R. (Warnkönig S. 145, 165) art. 16: mater habet liberos in potestate 
post obitum patris non aliter atque pater; art. 129: mortuo marito 
uxor superstes habet in sua potestate et tutela proles ex se per dietum 
maritum procreatas neutiquam conjugatas; estque earundem suarum 
prolium tutrix et mamburna legitima., — Nürnb. Ref. XXVIIL.9: „in 
gewalt und fürfehung irer Eltern“ ; ebenfo Jül. Berg. Lor. c. 73. — Badiſches 
GB. 1. tit.9: „von der elterlihen Gewalt“ (C. civ. I. tit.9: de la puissance 
paternelle). — Berniſches Civ. GB. art. 153: „Die Rechte, weldhe den Eltern 
zufteben, um fie in den Stand zu fegen, ihre Pflichten gegen bie Kinder zu er- 
füllen, maden die efterlihe Gewalt aus. Diefelbe wird von dem Bater als 
dem Haupte der Familie ausgeübt: iſt der Vater bebogtet.oder tobt, fo übt fie 
die Mutter... aus” u. ſ. w. — Gef. f. Weimar v. 1872 8 1: die Kinder „flehen 
in der elterlichen Gewalt des Vaters, wenn dieſer tobt ift, in ber elterlichen 
Gewalt der Mutter“. 

Entiprehend nehmen eine mütterlihe Gewalt an 3.8. Thomas II. S. 88f. 
(mit dem unglädlicden Ausprud, fie babe mit dem Bater zufammen „bie väter- 
lihe Gewalt“), die bei Eropp S. 285 N.1 Ungeführten, Hommel rbaps. 
no. 406, Falck V.©.27f., Reyſcher 8 606, v. Bunge Kurland $ 209, ganz 
bejonders auch Roth D. IL. $ 169 (do kann ich deſſen Behauptung nicht zu- 
flimmen, daß für ganz Preußen durch die Vormundſchaftsordnung von 1875 $ 11 
die mütterfiche Gewalt befeitigt fei._ Denn zweifellos fiehben der Mutter noch 
wichtige elterfiche Rechte neben dem Bormund zu), B. L 8 102 (a. A. K. 
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nicht viel darauf an, ob man fie unter diefem Namen zufammenfaßt 
oder nicht, und der Streit iſt müßig, ob das deutſche Recht eine der 
patria potestas analoge mütterlihe Gewalt kennt oder nicht. 
Zweifellos ift einerjeits, daß der Mutter nad) dem Tode des Vaters 
vielfach Rechte zuftehen, welche das Römiſche Recht ihr nicht ver- 
leiht, ebenjo wie andererfeits, daß man ihr nicht ohne weitere alle 
die Befugniffe zufchreiben darf, welche der Vater befist. Bielmehr 
bandelt e3 ſich darum, welche rechtliche Stellung ihr nach der Aus- 
bildung des pofitiven Rechts in den einzelnen Beziehungen gebührt. 

5. Die römijche Beitimmung, daß die patria potestas auch 
dem Großvater über feine Enkel zufteht, falld fein filius familias 
ohne der Gewalt entlaffen zu fein fich verheirathet und Kinder 
gezeugt hat9, ift nicht in unjer Hecht übergegangen’); die väter 
liche Gewalt fteht nur dem leiblihen Vater, nicht dem väterlichen 
Großvater zu‘). Es entipricht dies auch dem deutſchen Rechtsſatz, 
daß der Sohn zufolge feiner Verheirathung regelmäßig aus der 
väterlichen Gewalt heraudtritt; wer ebeliche Kinder hat, Tann =. 
filins familias fein. 

6. Wenngleich die Rechtöquellen ded Sittelalters”) und zum 


S. 472). — Gegen die mütterliche Gewalt erklären fich beſonders Eropp I. 
©. 283 ff., Kraut II. ©. 681 ff., Gengler Lehrb. ©. 1208 f., Privatr. 
$ 157, 162. 

“) Windſcheid II. $ 521 N. 3 trägt dies noch als gemeines Recht vor; 
vgl auch Falck V. ©. 29. 

5) In der Receptionszeit ſprechen mehrere Duellen von der Gewalt bes 
Großvaters: Purgoldt 1.87 (unter Berufung auf das Röm.R.), Wormf. Ref. 
III. 2. 28 a. E. IV.1.2, Frauff. Ref. II. 184,8, Wirt. dr. IV.228 6 1. ſ. w., 
vgl. au Kraut II. S. 685; fie denken dabei hauptfächlih an den Fall, daß 
ber Bater geftorben ift, und laffen dann die Gewalt an den Großvater anfallen. 
— Gegen einen folhen Aufall der väterlichen Gewalt C. Max. Bav. 1.5 $7 
no. 6, 7, Hommel rhaps. 507, Reyſcher III. 8 606 N. 9, auch Erf. d. 
Reichs⸗G. IV. ©. 151. 

6, Haubold SET N.a, Roth K. S. 497 N. 4, D. 8 159 N.5, Heſſe 
8 67.1, Dernburg Priv. 8. IL 847 N. 3, Vormundſchaft S. 103 N.5. — 
Auch hat ber Großvater Feine väterlihe Gewalt Über die unebelihen Kinder 
feiner Tochter, Dernburg Borm. S. 134 N.3; ander Reyſcher III. $ 606 
N. 8; allerdings fteht ihm partikularrechtlich eine geſetzliche Vormundſchaft über 
das unehelihe Großfind zu; vgl. unten $ 261 N. 14. 

7) 3.8. Ed. Roth. 195, 196. 
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Theil auch der fpäteren Zeit) die Gewalt der Eltern, namentlich 
des Vaters, oft ald Bormundfchaft (Mundium) bezeichnen, fo ift doch 
diefe väterliche resp. mütterliche Vormundſchaft in ihrem Inhalt auf 
das beitimmtefte von der eigentlichen Vormundſchaft über das vater- 
loſe Kind zu unterfheiden. Mag aud in alter Zeit dad Recht des 
Vormunds und ded Vaterd fich fehr nahe geftanden haben, fo ift 
ed doch eine irreführende oder inhaltäleere Vorftelung, wenn man 
aud für die Gegenwart dad Recht des Vaters ald väterlihe Vor⸗ 
mundichaft auffaßt?); nad unferm Sprachgebrauch verftehen wir 
unter Bormundfchaft regelmäßig nur das Schutzverhältniß, welches 
eine des Schuged bedürftige Perjon nicht ſchon auf natürlichem Wege 
innerhalb ihrer Familie findet. - 

Nach mannigfaltigen Richtungen ftehbt die Vormundſchaft in 
einem Gegenſatz zur väterlichen oder elterlihen Gewalt: 

Die heutige Vormundichaft befteht Lediglich zum Vortheil des 
Kindes, welches eined Vertreters und Vermögensverwalters bedarf. 
Die Gewalt der Eltern geht weiter und ift auch für fie unter Um⸗ 
ftänden mit Vortheilen verknüpft. Während der Vormund dad Ber: 
mögen des Mündels in deſſen Intereffe verwaltet, haben die Eltern 
auch die Nutznießung deffelben. Dad Recht der elterlichen Gewalt 
it egoiftiih; wie die Eltern ihr Vermögen im Intereſſe der Kinder 
verwenden, fo ziehen fie andererfeitd auch die Nubungen von dem 
Vermögen ihrer Kinder und mander Erwerb, welden die Kinder 
machen, fällt in das elterliche Vermögen. 


8) Bol. unten N. 10. — Mit der Reception des Röm. Rechts tritt eine 
Veränderung in der Terminologie ein und man jpricht, feltener von einer Bor- 
mundfchaft, als von einer Gewalt des Baters oder der Eltern; 3.8. flellt bie 
Nürnb. Ref. v. 1564 XIII. 4 die „Gewalt der Eltern” der „Berjehung der Bor- 
minder” gegenüber. — Dagegen ſpricht das Züri. GB. 8 230 ff. Überall von 
gäterliher Vormundſchaft. 

9 Das thut insbefondere Kraut Borm. II. ©. 586 ff.; vgl. auch Bau⸗ 
meifter II. ©. 44, Roth B. 899, D. 8 163 III, Stölzel ©. 425. — Bgl. 
Dagegen oben 8 207 N. 6 und die dort angeführte Literatur; über bas ältere 
Hecht ſchon Pufendorf obss.I.no. 98 $13; dann Rive J. S.XL, IL.1 
S. 175 fi., 177, I.2 ©. 151. — Roth 8. ©. 127, 473, 496 vertheibigt für 
das Kurheſſiſche Recht die Auffaffung als natürlihe Vormundſchaft, jagt aber 


doch (S. 497), daß diejelbe ohne Einfluß auf die Wirkungen der väterliden Ge- 
walt fei. 
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Die Bormundfhaft nimmt ihr Ende, wenn da8 Kind die 
Jahre der Volljährigkeit erreicht; die Gewalt der Eltern aber dauert 
\o lange, ald die Kinder dem elterlichen Haushalt angehören, und 
bleibt in einzelnen Wirkungen auch nody darüber hinaus beftehen. 

Auch ift zu beachten, daß die Quellen von einer Vormundſchaft 
ded Vaters regelmäßig nur dann ſprechen, wenn es fih um die Ber- 
waltung eines jelbitändigen Vermögens der Kinder handelt, d. h. 
alſo hauptfählih dann, wenn die Mutter verftorben ift und den 
Kindern Vermögen hinterlaffen hatio). Ald Vormund erfcheint der 
Bater bejonderd, wo es fi um Vermögenöverwaltung handelt. 

Wenn aljo im Mittelalter der Vormund und der Bater mit 
demfelben Wort bezeichnet werden, jo empfiehlt es ſich doch nicht für 
die Gegenwart wegen diefer Altern Terminologie die beiden Ber 
hältniffe mit einander zu identificiren. Dagegen ift darauf auf 
merkſam zu machen, dab nach altem deutjchen Recht und auch nad) 
manchen neueren Partilularrehten die Handlungdfähigkeit des Mün- 
deld und die ded Hauskindes, auch wenn das letztere volljährig ift, 
gleichen Beichränkungen unterliegt und daß fi) auch im dieſer Hin« 
fiht da8 deutiche vom römiſchen Recht unterjcheidet. 

7. Trotz der verjchiedenen Grundauffalfungen des römijchen 
und deutihen Rechts darf man nicht behaupten, daß in dieſer Ma⸗ 
terie das römilche Recht nicht recipirt worden ſei. Vielmehr find 
wohl die allgemeinen Prinzipien der dentichen Rechtsanſchauung 
ftehen geblieben, aber es find auch zahlreiche römiſche Beftimmungen 
befonder8 in Bezug auf die vermögendrechtlichen Verhältniſſe des 
Kindes für unjer Hecht maßgebend geworden und haben das ältere 
Recht modificirt oder ergänzt!) Doch herrſcht wegen des inner» 


10) Bol. die Stellen bei Kraut Grundr. $ 184 no. 1ff, 8 187 no.1, 
Borm. I ©. 587 N. 1, Recht v. Hörter v. 1376 $1 (Gengler ©. 203. — 
Nürnb. Ref. v. 1522 XVII. 2, v. 1564 XXXIX. 3: er ift „in der mütterlichen 
Haab feiner Kinder Bormund und Berforger”; Frankf. Ref. VIL.2 88: er if 
nah dem Tode der Mutter „ber Kinder und beren Güter rechter Vormünder 
und Abminiftrator im kraft feines väterlichen Gewalts.“ — Doch foll nicht ge- 
lengnet werben, daß in einigen Stellen ber Bater auch, wenn beide Eitern leben, 
Bormund genannt wird, vgl. Kraut Vorm. II. ©. 587 N. 2. 

1) Richtig Gengler Lehrb. S. 1169, Förſter III. $ 218, Lippmann in 
Haufer’3 Ztſchr. V. S. 249 f. 
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lichen Gegenſatzes ded römiſchen und des deutichen Rechts in der 
ganzen Lehre eine gewiſſe Haltlofigkeit und ein unfichered Schwanten 
zwifchen römiſchen Sägen und deutſchrechtlichen Reminidcenzen; ind: 
bejondere fehlt ed an einer gleichmäßigen Rechtöbildung in Anjehumg 
der Stellung der Mutter und ferner der Rechte, welche den Eltern 
auch nach Trennung der Kinder vom elterlichen Haushalt verbleiben. 
Was in einem Partikularrecht lediglich als Recht des Vaters er 
Icheint, da8 fteht im andern beiden Eltern zu und Befugniffe, welche 
in dem einen Partikularrecht von der Hausgemeinſchaft abhängig 
find, bleiben in andern aud nad Aufhebung derſelben beftehen. 
Daher ift e8 bei Darftelung des in Deutichland geltenden Rechts 
angemefjen, nicht die väterliche, die mütterlihe Gewalt und die auch 
nad Auflöfung der Hausgenoſſenſchaft fortbeftehenden Befugnifje und 
Derpflihtungen der Eltern von einander zu jondern und bejondern 
Abſchnitten zuzuweiſen!); vielmehr empfiehlt ed ſich, die einzelnen 
Nechtöverhältniffe, welche überhaupt in Betracht fommen, der Reihe 
nad durdhzugehen und für fie auszuführen, wie weit die Rechte und 
Berpflichtungen der Eltern im allgemeinen und indbejondere die 
des Vaters oder der Mutter geben. 

Zunaͤchſt ift von dem Nechtöverhältniß der ehelichen Kinder 
zu ihren Eltern zu handeln; erft in einem fpäteren Abjchnitt ift die 
Legitimation und die Adoption darzuftellen, weil für fie nicht ſämmt⸗ 
liche Grundſätze ded regelmäßigen Eltern und Kinderverhältnifſes 
zur Anwendung fommen. 


8 251. I. Die ebelihe Abftammung. 


I. Die vollen Wirkungen ded Eltern- und Kindedverhältnijfee 
wurden nad altem Recht lediglih durch die ehelihe Abftammung 
begründet; erft in fpäterer Zeit, bejonderd unter Vermittlung der 
fremden Rechte, konnte die Aufnahme in das Kindedverhältniß durch 
Legitimation und dur Adoption erfolgen. 

II. Cheli find die in der Ehe geborenen Kinder‘). 


| 2) Dieje Syftematiftrung ift nur bei Darfiellung eines einzelnen Partiku- 
larrechts durchführbar. 
1) Als ehelich gelten auch die in einer Putativehe, d. 5. bie einer nichtigen 
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Nach dem Recht ded früheren Mittelalterd galten nur die⸗ 
jenigen Kinder als ehelih, welde in der Ehe nicht bloß geboren, 
jondern auch erzeugt waren. Hatten fih die Eltern erft nad) der 
Erzeugung, aber noch vor der Geburt verheirathet, jo waren bie 
Kinder nicht ehelich und hatten Fein Erbrecht gegenüber den Eltern!*). 
Aber ſchon während des Mittelalterd verbreitete ſich die entgegenge- 
jebte Auffaffung und fam es nur auf die Geburt in der Ehe an: 
hatte der Vater das in der Ehe geborene Kind ald das feinige am- 
erkannt, fo hat es die Rechte eined ehelichen Kindes und darf nad 
dem Tode ded Vaters Niemand fein Erbrecht beftreiten?). Dies 
gilt audy für dad neuere Net: wird ein Kind in der Che zu früh 
geboren, fo darf nur der Ehemann jeine Baterfchaft beftreiten und 
die Vermuthung der Chelichkeit des Kindes widerlegen?). | 


Ehe geborenen Kinder, bei beren Eingehung aber beide Gatten oder wenigftens 
einer berfelben in bona fide fich befand. Entiprehend dem kanoniſchen Recht 
(e. 2, 8, 14, 15 X. IV. 17) beflimmte fo bereit8 der Sachſenſp. III. 27, Cost. 
Statt. S. 15 3. 8 ff. (anders bei bigamifcher Ehe S. 15 3.5 ff.). Ebenfo durch⸗ 
gehends auch Die neueren Partikularrechte C. Max. Bav. 1.3 82n0.8, 1.6844, 
Deftr. ©B. $ 160 (die hier noch gemadten Ausnahmen find fpäter bejeitigt, 
Unger Erbr. $ 31 N. 8), C. civ. 201, 202, Sächſ. GB. 8 1771, Zür. 8 311, 
313 (fie fteben den Brautkindern gleih), Schirmer Erbredt S. 213 ff., Heim- 
bad 8.270 R.3, Roth D.$. 152 N. 4ff. — Nah dem Preuf. or. IL. 2 
850 ff. (Dernburg III.$ 8, 72, 186 N.9 f.) und dem Schweizer Bundesgeſ. 
v. 24. Dez. 1874 art. 55 haben die Kinder aus einer nichtigen Ehe ohne Rück⸗ 
fiht auf die bona fides der Eitern die Rechte ehelicher Kinder. 

- 12) Bol. die Ausführungen I. $47 N. 23 und für das altnordifche Recht 
K. Maurer in d. Münd. Akad. Berr. 1883 S. 68. Vgl. auch Ed. Liutpr. c. 
105. Dieſe ftrenge Auffafiung vertreten die Magdeburger Schöffen nod im 
J. 1532 (Neumann Weisth. no. 71 ©. 223, 224): das vor der Ehe erzeugte, 
aber in ihr geborne Kind ift unehelick und bat fein Erbrecht. — Anderer Anficht 
Wilda Ztſchr. f.d.R. IV. &.288, welcher glaubt, daß uur die Geburt in ber 
Ehe gefordert fei und daß man bei zu früher Geburt das Kind nur habe wegen 
des Verdachts beichelten innen, daß feine Mutter fi mit einem Anbern als dem 
nachherigen Ehemann eingelaffen habe. 

3), Brünn. Schöffend. c. 349, Waſſerſchleben Suec. DO. ©. 149 reg. 35. 
— Auch nach dem nordifhen Recht gelten die im Brautſtande coneipirten und 
nad der Hochzeit gebornen Kinder in Folge einer Präfumtion der Baterfchaft 
für legitim, 8. Lehmann Berlobung u. Hochzeit 1882 ©. 99f. 

2) Fuchs die Rechtsvermuthung ber ehelichen Baterfhaft nah Rom. u. 
nenerem Redt. Wien 1890. S.18ff. 
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Doch befteht in Betreff der Stellung zu früh geborner Kinder 
eine verjchiedene Behandlung in den verjchiedenen Hechtögebieten. 
Sn einigen gilt für alle in der Ehe gebornen Kinder die Regel: 
pater est, quem nuptiae demonstrant‘). „Die Geſetze gründen 
die Vermuthung, daß Kinder, die während einer Che erzeugt oder 
geboren worden, von dem Manne erzeugt jind?)." Anderwärtd aber 
gelten fie nicht als eigentlich eheliche Kinder, ſondern als durch nady= 
folgende Ehe legitimirt®). 

III. Während der Sachjenfpiegel nur unbeitimmt von Kindern 
ſpricht, welche zu früb oder zu ſpät geboren find, haben andere 
mittelalterlihe Rechtsquellen bereit feite Termine?) und kommt ſpä⸗ 
ter die Annahme ded gemeinen Nedhtd?) zu allgemeiner Geltung, 
daß die Geburt früheftend am 182. Tage, Ipäteftend 10 Monate 
(300 Zage) nad) dem befruchtenden Beijchlaf erfolge und daß dem⸗ 
gemäß ein Kind, welches früheftend am 182. Tage nach Cingehung 
der Ehe und jpäteltend? 10 Monate nad) ihrer Auflöfung durd Tod 
oder Scheidung geboren werde, in der Ehe concipirt ſei. Im wes 
fentlichen haben fich dem auch die neueren Gefegbücher angefchloffen®); 


4) Ueber dieſe Regel vgl. Stinting in Ihering's Jahrbb. IX. ©. 416 ff., 
Fuchs (N. 3), v. Sicherer Berfonenftand u. Eheichliefung. 1879 ©. 84 ff., 
Bernhöft in d. Ztichr. f. vergleichende Rechtswiſſ. IV. ©. 227 ff. 

5) Preuß. Lbr. II. 2 81; Oeſtr. GB. $ 156, Züri. EB. 8 131 („Für 
Kinder, welche in der Ehe erzeugt oder in der Ehe geboren werben, befteht bie 
Rechtsvermuthung des ehelichen Standes.”), Sidi. EB. 8 1775. — Förfter II. 
8219 N. 11 ff, Fuchs S.5ff. 

6) So inshefondere nah gemeinem Recht, Windſcheid $56hN.T, 8 522 
N. 3. — Reichhaltige Nachweife über ben Gegenfat bei Roth D. $ 152 N. 20. 
— Der Gegenjat if nicht unpraltifh: denn wenn man nicht die Ehelichkeit, 
fondern nur die Legitimation des Kindes annimmt, ift daſſelbe von denjenigen 
Erbrechten ausgefchlofien, welche den legitimirten Kindern nicht zuftehen. 

7) Der Schwabenfp. 40 nimmt an, daß bei Knaben die Schwangerſchaft 
minbeftens 41, bei Mädchen 40 Wochen dauert; der Deutichenfpiegel bat noch 
nicht diefen Zuſatz zu Sachſenſp. I. 36 $1. — Das Brünner GStabtr. c. 349 
fagt, daß man in manchen Gegenden bie Schwangerichaft einer virgo auf 39, 
die einer mulier anf 40 Wochen rechne vel ad plus una (sc. septimana) super 
addita. 

5) Winpfheid 856 N. 3, 8 475 N. 17, Roth D.IL.$ 152 N. 12—14, 
Schmidt Sächſ. Priv. R. II S. 71ff., Stölzel S. 5f. 

9 C. eiv. 312, 815 (180 bis 300 Tage), Oeſtr. GB. 8 138 (vom 7. bis 
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nur dad Preußiiche Landrecht hat in Rückſicht auf neuere medizini- 
Ihe Lehren den Zeitraum enger begrenzt und den Satz aufgeltellt, 
daß die Schwangerjchaft zwilchen 210 und 302 Tagen währt und daß 
die Geburt regelmäßig am 270. Tage nad) der Gonception erfolgt"). 

IV. Die auf Grund diejer Regeln eintretende Praͤſumtion 
für die Chelichkeit eines Kindes kann aber durch einen Gegenbeweis 
entfräftet werden; insbeſondere ift der Water befugt die Chelichkeit 
des Kinded anzufechten. Diejer Gegenbeweis darf aber nicht darauf 
geitügt werden, daB die Mutter innerhalb der Zeit, in welche die 
Conception des Kindes fallt, mit einem Andern in fleiichlihem Ver⸗ 
kehr geitanden hat!!), — denn die Möglichkeit, daß der Ehemann 
der Vater ijt, bleibt trogdem beſtehen — oder dat die Mutter er= 
Hart, das Kind rühre nicht von dem Ehemann her??). Vielmehr 
ift zu erweilen, daß der Mann unmöglich Vater ded Kindes fein 
koͤnnens); er ſei in der ganzen Fritiichen Zeit unvermögend gewejen'*), 
babe von feiner Frau getrennt gelebt") oder ihr überhaupt in dieſer 


zum 10. Monat), Züri. GB. $ 132, 133 (180 bis 300 Tage), Sidi. GB. 
8 1771 (182 bis 302 Tage). — v. Sicherer ©. 85 ff, Roth D. 8 152 
N.15ff., Bernhöft ©. 246 ff. 

10) Preuß. Lor. II. $ 2, 19, 22, 40. — Bol. auch Zür. GB. $ 293: „Im 
der Regel ift anzunehmen, daß ein gehörig ausgetragenes Kind nicht vor ber 
zweiundvierzigſten und nicht nach ber achtunddreißigſten Woche vor dem Zeitpunkt 
der Geburt erzeugt worben fei.” 

Ueber ben Fall, daß eine Wittwe ober geſchiedene Frau ſich zu früh ver- 
beiratbet hat und es zweifelhaft ift, ob das Kind vom erften ober vom zweiten 
Mann erzeugt ift, Preuß. Lor. II. 2 $ 22 —25, Sidi. GB. $ 1779. 

11) DOftfrief. Lor. II. 35, Preuß. Lor. II. 2 $5, C. civ. 313, Oeſtr. GB. 
8158, Zür. $ 137, Sächſ. GB. 8 1773. — Nach C. eiv. 313 darf im Fall des 
Ehebruch® der Frau der Mann feine Vaterfchaft beftreiten, wenn ihm bie Ge- 
burt Des Kindes verheimlicht worden if. — Abweichend berechtigt der Ehebruch 
der Fran überhaupt den Mann zur Berleugnung des Kindes nad) der Altenb. 
Eheordn. v. 13. März 1837 8 149. 

12) G, Max. Bav. 1.489 no. 3, Preuß. Lor. I. 286, Oeftr. 5158, Sächſ. 
51773. — Roth K. S. 479 N. 11. 

18) O. Max. Bav. 1.4 $9 no. 2, C. eiv. 312, Oeftr. GB. 158, Bern. $ 144, 
Seuffert VIIL 229, XVII. 115, Steinader sSIR.1, Heimbach $ 112 
N.2, Böhlau II. 8 81 ©. 18 ff. 

14) Preuß. Lor. I. 283. — C. civ. 313 Täßt nicht den Beweis durch son 
impuissance naturelle zu; vgl. darüber Fuchs ©. 48 f. 

15) Preuß. or. II. 2 84, Fuchs ©. 45 ff. 
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Zeit nicht beigewohnt !%), oder die Frau fei bereits damald, als er 
mit ihr zuerjt Tonkumbirte, ſchwanger geweſen!). 

Unzuläffig ift ed weiter, die Ehelichkeit des Kindes durch Bes 
zugnahme auf den Grad feiner Reife!) zur Zeit der Geburt anzu- 
fechten; e8 fei dad in der Ehe geborene Kind im Verhältniß zu der 
nach jenen Regeln anzunehmenden Gonceptiondzeit jo audgebildet ge 
weſen, daß ed bereitd vor Cingehung der Ehe conzipirt fein müſſe 
(e8 könne nicht lediglih 182 Tage im Mutterleibe gewejen fein), 
oder umgekehrt, es jei dad nad Auflöfung der Ehe geborene Kind 
jo wenig entwidelt geweſen, dab man feine Conception erft nad 
Auflöfung der Ehe zu vermuthen habe: Ebenſo wenig kommt die 


16) Preuß. Lor. II. 2 82, Zürich. $ 134, Sächſ. GB. 8 1772. — Seuffert 
1. 162, X. 267, XIX. 9, XX. 198, XXIX. 4, XXXIII 189, XXXVII. 205. 
— Fuchs S. 51ff, Bernhöft S. 261. — Ueber die Frage, in wie weit bie 
Nicht-Beimohnung während der Hritiihen Zeit durch Die Ausfage der Mutter 
bewiefen werben dürfe, Fuchs S. 6Lff., Seuffert XXIX.4.II. — Zu weit 
gehen Beflimmungen, wie Breuß. Tor. II. 2 8 6, welde auf ihre Erklärungen 
gar fein Gewicht legen wollen. 

Unbegreifliher Weife wirb üfter der Beweis, daß der Mann in ber friti- 
fhen Zeit feiner Frau nicht konkumbirt habe, für nicht ausreichend erklärt, vgl. 
Seuffert XII. 36, XXII. 287 Anm., XXIV. 207. 

17) Seuffert II. n0.254. — Wer zur Zeit der Eheſchließung die Schwan- 
gerihaft ver Frau kennt und ſich nicht gegen feine Baterfchaft verwahrt, Tann fie 
jpäter nicht ableugnen, C. civ. 314, Sächſ. GB. $ 1777; vgl. au Oeſtr. 8 156, 
Zür. GB. $ 133, Fuchs S. 41f. — Indeſſen, wenn auch in foldem Falle 
in der Ehelihung ein Anerlenntniß dafur gefunden werden kann, daß der Mann 
vor der Ehe mit der Fran konkumbirt babe, jo müßte e8 doch für den Mann 
zuläffig fein, nach ber Geburt des Kindes in Rüdficht auf deren Zeitpunkt ven 
Beweis zu erbringen, daß er nicht der Vater fein könne, weil er in ber kritiſchen 
Zeit nicht mit der Mutter konkumbirt habe. 

18) Ueber die Streitfrage, ob der Reifegrad zu berüdfichtigen fei, vgl. bie 
Literaturangaben bei Windſcheid $ 56 N. 3, Fuchs ©. 65 ff., 71 ff., bei 
Seuffert XL 11., XX. 198 ©. 328. N. 1, XXI 8; vgl. auch noch unten in 
ber Lehre von den unehelidhen Kindern, $ 262 N. 30. Daß e8 nur auf den Ter- 
min der Geburt und nicht auf den Reifegrab des Kindes anlomme, v. Savigny 
II. ©. 390, Rotb 8. S. 478 N. 5. — Roſtock Seuffert XXI. no. 199, 
Flensburg XX. no.10, Dresden I. 161, XIII. 123, Iena VII. 229, Lüded 
XV. 98, Wolfend. XVII. 115, Kaffe XVIII. 109, au XXXIV. 86, Oldenb. 
XXV. 250; vgl. auch die bei Büngner zur Theorie und Praris der Alimen- 
tationspfliht 1879 ©. 112 angeff. Gefete. — Dagegen nehmen anf den Reife- 
grad Rüdfiht: Stuttgart (Seuffert XL. 11, XX. 9, XXI. 8. Yang Perfonen- 
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Unähnlichleit des Kindes mit jenem Vater oder feine Aehnlichkeit mit 
einer andern Perjon in Betracht, mit welder die Mutter Umgang 
gepflogen bat; wohl aber kann die Ehelichkeit angefochten werden, 
wenn dad Kind einer anderen Race angehört, ald die Mutter und 
deren Ehemann). 

V. Iſt dad vor dem 180. Tage oder dem fonftigen gejeblichen 
Termine geborene Kind von dem Ehemann einmal als das jeinige 
anerkannt, jo darf er partifularrechtlich die Chelichkeit nicht ſpäter 
anfechten®). Die Anerkennung kann ausdrüdlih oder ftillfchwei- 
gend erfolgen, 3. B. dadurch, daß er das Kind auf feinen Namen 
taufen läßt?!), da er den Geburtöfchein unterzeichnet), daß er 
den Geburtöfall ohne Vorbehalt in die Standedregiiter eintragen 
läßt®). 

Die Anfechtung der Chelichfeit darf regelmäßig nur innerhalb 
eines fürzeren Zeitraums nad der Geburt des Kindes erfolgen“). 

VI. Sft die Chelichkeit des Kindes durch ſtillſchweigende oder 
ausdrückliche Anerkennung von Seiten des Vaters feſtgeſtellt, jo darf 
fie im allgemeinen nit von anderer Seite, insbeſondere nicht von 
der Mutter oder dem Kinde felbft oder von dritten Perjonen in 
Frage geftellt werden®). Da es aber im Interefje des Kindes liegen 


recht 5 76 N. 6), Wiesb. (VI. 210, XXI. 9), Wolfenb. (XII. 161), in ber Lite⸗ 
ratur zulegt Bängner ©. 108 ff., Fuchs ©. 67 ff. 

Das Preuß. Lor. II.2 8 21 läßt bei nach dem Tode bes Mannes geborenen 
Kindern ben Reifegrad des Kindes in Betracht kommen, wenn „bie Wittwe 
eines nad feinem Tode mit anbern Mannsperjonen gepflogenen verbächtigen Um⸗ 
gangs überführt werden” Tann. DBgl. aud Deftr. GB. $ 157. 

19) z. B. die Eltern gehören der kaukaſiſchen Race an und das Kind ift ein 
Negerknabe, Fuchs ©. 73 f. 

2), Sächſ. GB. 1774, Bern. Eiv. GB. 8 145, Roth K. ©. 478, 

21) 3.8. Seuffert XIII. 232, XXI. 200. 

22) 0C. civ. 314. 

33) 9. Sicherer ©. 87f., Roth 8. ©. 478 N. 10, D. $ 152 N. 39. 

%4) Binnen Iahresfrift Preuß. Lor. IL. 2 $ 7, binnen 3 Monaten Oeftr. GB. 
8 156—158, Bern. GB. 8 145, binnen 90 Tagen Sächſ. GB. $ 1775, 1777, 
binnen einem Monat Zür. GB. $ 136. Nach C. civ. 316: im einem Monat; 
ift der Dann zur Zeit der Geburt abwejend oder wurde ihm bie Niederkunft 
verbeimlicht, fo binnen 2 Monaten nad feiner Rückkehr oder Kenntniß von ber 
Geburt. 

2) Roth D. 8 152 N. 26, 40, fo auch nah Preuß. R., Dernburg III. 
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- Tanın®), von der Gewalt ded Mannes feiner Mutter und von deſſen 
väterlihem Nießbrauchsrecht lodzulommen und einen Alimentationds 
anfpruch gegen ſeinen außerehelihen Erzeuger zu erheben”), fo ift es 
partikularrechtlich, durch Geſetz oder Prarid, auch dem Kinde oder 
feiner Mutter in deifen Intereſſe geftattet, die eheliche Erzeugung 
anzufechten und eine andere Perjon, mit welder fie in Geſchlechts⸗ 
verfehr geftanden haben will, ald Water des Kindes in Anfpruch zu 
nehmen”): man geht bier davon aus, daß „ein Anerfenntniß der 
Baterfchaft von Seiten des Ehemannes weder den Rechten Dritter 
noch den Rechten des Kindes Eintrag thut"). Ebenſo wie wenn 
der Ehemann feine Baterfchaft beftreitet, ift hier der Beweis von 
Seiten ded Kinded oder der Mutter darauf zu richten, daß der 
Ehemann unmöglidy der Erzeuger ded Kindes fein Tünne”), insbes 
jondere daß die Mutter in der Tritiichen Zeit mit ihm nicht Ton- 
kumbirt habe®t). 


Wenn im allgemeinen dritten Perfonen die Anfechtung der Ehe⸗ 
Iichteit de8 vom Bater anerkannten Kindes abzufprechen it), fo 


SATIN 2,4, Stölzel S. 8 (a. X. Firfter IH. 8 219 N. 38 ff.), nach 
Franz. R. Zahariä III. 8 546 N.T, ferner Roth 8. S.478 N.10 unb 
unten N. 27. 

 Bernböft ©. 258 ff. 

m ZA die Mutter zur Zeit der Konception verbeirathet, fo fol das Kind 
feinen Alimentationsanſpruch gegen ben unehelihen Erzeuger baben nach dem 
Preuß. ©. v. 24. Apr. 1854 $ 13 vgl. mit $ I, Züri. GB. 8 291 c.; auch 
Böhlau IL.S 83 N. 31. 

2) Sächſ. SB. 8 1778 (Seuffert XI no. 10), Seuffert VIII. 344 
(Lübed), Fuchs ©. 80 ff., 86 ff. 89 f., vgl. auch die Eitate der folg. Noten. 

29) Sächſ. GB. $ 1778. 

0) Seuffert V. 176 (MWiesb.), VIIL 344 (Lüb.), XXI. 287, XXXILII. 
280, XXXIV.87, vgl. au 86 (Berl), — Baumeifter I S. 431, Heim- 
bach 8112 N. 1, Lang Perſonenr. SIO N.4, Roth D. HITZE N. 39, R. 
164 N. 13, B. 8 106 N. 20 ff., Winpfheib $ 475 zu N. 25, Büngner 
©. 85 ff. 

2) Seuffert II. 186, Emminghaus ©. 403 n0.20, Sidi. GB. $ 1860. 
— Der Nachweis, daß in der kritiſchen Zeit die Frau mit einem Andern als dem 
Ehemann konkumbirt habe, reicht nicht bin, Seuffert XIII. 232. — Irrig 
nimmt Seuffert IV. 234 (Iena) an, es dürfe ein Dritter als außerebelicher 
Bater bereits in Anſpruch genommen werben, wenn er zufolge des Beiſchlafs in 
der fritiihen Zeit Vater des Kindes fein könne. 

39) A. A. Seuffert XXI 200, Aum. zu XXI.287, Fuchs ©. 83 ff., 
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haben doch partikularrechtlih die Erben des Ehemanns die An- 
fechtungöbefugniß, wenn es fih um nad feinem Tode geborene 
Kinder handelt?) oder wenn er, ohne jich erklärt zu haben, zu einer 
Zeit ftirbt, zu welcher die für die Anfechtung geſetzte Frift noch nicht 
abgelaufen ift*) oder wenn er gerichtlich feine Vaterſchaft befteitten 
hatte, aber vor dem Audtrage der Sade ftarb®). 


II. 8 252. Die perfünligen Berhältniife. 


Eheliche Kinder gehören zur Familie des Vaters, haben deſſen 
Namen und Stand, feine Staatdangehörigkeit und fein Domizil. 

Das durdy die Blutöverwandtichaft begründete Verhältniß zwiſchen 
den Eltern und ihren ehelichen Kindern wird von ethiſchen Grund⸗ 
jagen beherriht und Iäßt fih nur unvolllommen buch juriftifche 
Regeln normiren. Es iſt ein fiftlihed Prinzip, daß „die Kinder 
beiden Eltern Ehrfurcht und Gehorfam ſchuldig find!)” und daß die 
Eltern für die Kinder forgen und deren Wohl fördern follen. Den 
Eltern fteht über die Kinder in deren Intereſſe eine weitreichende 
Gewalt zu, welche in jehr verichiedenem Sinn gehandhabt und leicht 


87 f., welcher allen denen ein Anfechtungsrecht giebt, welche bet Annahme ber 
Ehelichleit des Kindes in ihrem Erbrecht beeinträchtigt würden. Bgl. auch Sächſ. 
GB. 8 1778 oben zu N. 29. 

Eine Specialbeftimmung enthält Preuß. Lor. II. 2 8 17, 18 in Betreff der 
Lehnse⸗ und Fideilommißanmwärter; foweit ihre Succeffion in das Lehn ober 
Fideilommiß davon abhängt, dürfen fie die Rechtmäßigkeit des Kindes noch drei 
Fahre nach dem Tode bes vorgeblichen Vaters anfechten. 

35) Preuß. Ldr. II.2 8 20. 

3) Preuß. Lor. II.2 8 15, C. civ. 317, Oeſtr. $ 159, Zür. sm, Bern. 
8146, Sächſ. GB. 8 1775. 

35) Preuß. Lor. II.2 814, Zür. GB. 8134. — Beftritten tft, ob bei Cu- 
rator eines Abwejenden bie Legitimität bes ihm während feiner Abweſenheit 
geborenen Kindes anfechten barf; dafür Dernburg Vormundſchaftsrecht S. 258, 
Priv. R. III. 843 N.5, dagegen Seuffert I.164, aud Förſter III. 8219 . 
N.31. Ih glaube, daß dieſe Befugniß ihm abzufpredden if, weil die Abweſen⸗ 
heitskuratel in ihrer ganzen Ausbildung fih nur auf vermögensrechtliche Anger 
legenheiten beichränft. 

1) Diefe Worte des Preuß. Landrechts II. 1 8 61 gehören in den Katechismus, 
aber in fein Geſetzbuch. — Der C. Max. Bav. I.4 83 n0.2 fagt, ſie feien 
ihnen zu Gehorfam, Ehrfurcht und Dankbarkeit verpflichtet; vgl. = C. civ. 
371, Oeſtr. EB. 8 144. 
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mißbraucht werden kann. Wegen der in mancher Beziehung did- 
fretionären Gewalt ift dad Kind nicht dem unbedingten Belieben der 
Eltern überlaffen, fondern ein obrigfeitliches Einfchreiten von Seiten 
der Obervormundſchaft möglich oder geboten. Bei gewillen Ber: 
fügungen, bejonderd bei wichtigen Diöpofitionen über dad Vermögen 
der Kinder bedarf ed der Genehmigung der Oberpormundichaft; 
auch kann den Eltern die Ausübung ihrer Gewalt entzogen werden, 
wenn gegründete Bedenken gegen ihre Dualififation obwalten und 
bet der Obrigkeit geltend gemacht find. 

Allerdings übt die Obrigkeit nicht, wie bei der eigentlichen 
Bormundfchaft, eine fortlaufende Controle über die Eltern im Ber- 
hältniß zu den Kindern aus, aber fie kann gegen einzelne Ver— 
fügungen einfchreiten, ihnen einzelne Befugnifje nehmen, für gewiſſe 
Beziehungen den Kindern einen Pfleger oder unter Aufhebung der 
elterlichen Rechte einen Vormund beftellen. Wenn der DBater zur 
ordnungdmäßigen Ausübung feiner Nechte unfähig, wenn er fonft 
behindert ift (längere Freiheitäftrafe), oder wenn er feine Erziehungs⸗ 
oder Berwaltungsrechte mißbraucht (Verſchwendung, lüderliche Wirth⸗ 
haft) und in ſolchen Fällen die betreffenden Rechte nicht nach ge= 
- jeglicher Beftimmung auf die Mutter übergehen, kann von der Ober- 
vormundichaft, fei e8 aus felbitändiger Entjchliegung, fei e8 auf Ans 
trag, eine Pflegihaft oder Vormundſchaft angeordnet werden?),. 8 
findet died auch dann ftatt, wenn der Vater ſelbſt (3. B. wegen 
Geiftesfranfheit) unter Vormundſchaft fteht oder kommt, oder es er- 
ſtreckt ſich in ſolchen Fällen die für ihn beitellte Bormundichaft zu« 
gleich auf feine Kinder?). 

II. Rad älteftem Recht hatte der Vater (nicht die Mutter) 
innerhalb gewiſſer Schranken das Recht über Leben und Freiheit 


) So bereits im Mittelalter, z. B. Blumer Rechtsg. I. S. 503 mit 
N. 287, vgl. auch unten $ 264 N. 2, dann aber auch in allen neueren Quellen, 
O. Max.B.L58$7no.1, 2, Preuß. Lor. II.2 $ 90, 91, 182 ff., 206 ff., 255 ff., 
268, (Dernburg III. $49), Deftr. $ 149, 176, Zür. $ 257, 279 f., Sächſ. GB. 
81803, 1815, 1834, Lüb. Vormundſchaftsordnung v. 11. Oftob. 1820 $ 24, ©. 
f. S. Weimar v. 27. März 1872 $ 16, Baumeifter II. ©. 39. — Wiudſcheid 
SHLTN.a mit dortiger Titeratur, Roth D. 8 159 N.4,34, 8164 V., 8 170L, 
8. ©.485 f., 499, B. 8 100 N.43 ff, $ 101 N.78, $103.1. — Seuffert 
XXIV. no. 201, XXX VI. no. 203. 

3) 3.8. Preuß. Borm. DO. 8 11, Sädf. GB. 8 1834, Zür. GB. 8 278. 
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jeiner Kinder. Er durfte das neugeborene Kind*) tödten oder au» 
leben, — ein Recht, welches mit Annahme ded Chriftenthbums auf: 
gehoben wurde) — und durfte bis in das fpätere Mittelalter hinein 
im Fall einer Hungerönoth feine Kinder verfaufen®). 

Davon iſt längft Feine Rede mehr: die Eltern find verpflichtet, 
ihre Kinder zu alimentiren, wie andererjeitd auch die Kinder im 
Dedürfnikfall die Eltern ernähren müfjen. Die Alimentationdpflicht 
iſt nicht abhängig von der Gemeinſchaft ded Haushalts, fondern eine 
Folge der Blutsverwandtichaft; fie beiteht aud nach Aufhebung der 
väterlihen Gewalt fort und liegt ebenjowohl dem Water wie der 
Mutter ob. Die wechjelfeitige Alimentationdverbindlichkeit gilt auch 
für die höheren Ascendenten und ihre Dejcendenten?), wogegen tegels 
mäßig unter Stiefeltern und Stieflindern?) und unter Schwieger- 


9 Als neu geboren galt im Norden das Kind, welches noch nicht die Waffer- 
weihe erhalten hat; in der Regel erfolgte biefelbe gleih nah ber Geburt, 
KR. Maurer Über die Wafferweihe bes germanifchen Heidenthums. 1880. S. 5, 
9f. Im Friesfand ein Kind, welches noch Feine Nahınng, insbefondere nicht 
die Mutterbruft erhalten hat, S. 49 f. 

5) Grimm AN. S. 4565 ff, Kraut Borm. I. S.45, Wilda ©. 725 f., 
Gengler Lehrb. S. 1180 f, Friedberg Bußbücher S.39 f., Pla Gedichte 
bes Verbrechens der Ausjegung von den älteften Zeiten bis ins 16. Jahrh. 
Stuttg. 1876 ©. 30 ff., ganz befonders jett Maurer (N.4) S.1ff.; Über die 
Aufhebung dieſes väterlichen Rechts zufolge des kirchlichen Einfluffes in Island 
(im 3.1016) und in Norwegen S. 12 ff. — Borläufig blieb es aber im Norden 
noch erlaubt ein Monftrum zu tödten, ©. 14. 

6) Kraut Grunde. $ 184 n0.9, 10, Borm. I. S.46, 297 ff, Srimm 
RA. S.461f,, Rive I. S. 48 N. 57, Platz S.28f. — Noch Schwabenip. 
357 geſtattet dem Vater in ehehafter Noth fein Kind, — aber nicht in daz 
hur hus — zu verlaufen und ſelbſt Geiler v. Keifersperg in ber bei Grimm 
0.0. O. abgedrudten Stelle anerkennt dieſe Befugniß des Vaters. 

) Preuß. or. II.2 864f., 251 ff., II.3 $ 14, Oeſtr. GB. 8 141, 143, 
C. eiv. 205. 207, Zür. $ 254, 258, Sächſ. GB. $ 1837—39. — Bgl. im all- 
gemeinen Büngner zur Theorie und Praris der Alimentationspflicht mit Be⸗ 
rüdfichtigung partilulärer Rechte. Leipz. 1879 ©. 31ff. 167ff., Roth D. SI6LL, 
8.8130, Dernburg III. 5 45 und unten $ 255 N. 44 ff. über die Alimentations- 
beredtigung der Hauskinder. — Bol. au Erf. des RchsG. IV. ©. 150 ff. 

8 Roth D. SIELN.T, 8.5.43 N. 3. — Eine Berpflichtung ber 
Stiefeltern befteht nach dem R. v. Hamburg (Baumeifter IL. ©.88, 144,152, 
Hamb. Vorm. O. v. 1879 art. 31) und Holftein (Baulfen $112, Fald IV. 
S. 311f., Entſch. d. RchsG. V. S.159); auch hält fie für gemeinrechtli das 
Er. bei Emminghaus S.265 n0.30. — Daß fie im Falle einer Einkind⸗ 
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eltern und Schwiegerfindern?) Teine derartige Verpflichtung befteht. 
Und zwar find den Kindern gegenüber der Reihe nad der Vater, 
die Mutter und dann die Großeltern alimentationdverpflichtet; auch 
tritt im allgemeinen feine Aenderung in der Reihenfolge ein, wenn 
die Eltern geſchieden find und die Erziehung der Kinder einem 
Elterntheil überwieſen ift!). Während nach gemeinem Recht die Ver: 
bindlichkeit fortfällt, wenn der zu Alimentirende durch fein Benehmen 
ſich des Anſpruchs unwürdig erwiefen hat, worüber richterliches Er⸗ 
meſſen entſcheidetu), ſchränken die neueren Geſetzbücher und zum 
Theil auch die gemeinrechtliche Praxis die Verbindlichkeit nur in der 
Art ein, daß dem zu Alimentirenden lediglich der nothdürftige Unter⸗ 
halt zu gewähren ift!?). 

III. Nah altem Recht ftand beiden Eltern das Recht zu, die 
in ihrem Haudhalt lebenden Kinder zu erziehen und zu diefem Zwed 
auch Züchtigung gegen fie anzuwenden); auch durften fie dad un- 
gerathene Kind in eim öffentliches Gefängniß einiperren lafjen’*). 


haft gilt, ergiebt fih aus der mit ihr eintretenden befonderen Vermögens⸗ 
geftaltung, vgl. oben 8244 N. 43 ff. 

9) Förfter III. 8239 N.25, Roth D. 8161 N.6, Erk. d. RchsG. IV. 
&.152f. — Eine Verpflichtung der Schwiegereltern gilt nad C. civ. 206, 207. 
— Auch wird oft angenommen, e8 babe der Parens fein Kind infoweit zu ali- 
mentiren, daß es auch feinen Gatten unterhalten Tünne, 3.8. Roth 8. ©. 493 
N.3, Dernburg III. $45 N. 33. Indeſſen ift in Ermangelung einer ab- 
weichenden gejeßlihen Grundlage anzunehmen, daß das Schwiegerfind fih an 
feine Ascendenten zu halten habe. 

10) Preuß. Lor. I.2 8 103 ff. (Förſter III. 8 222 N. 22, 23), Sächſ. GB. 
81749, Roth 8. ©. 494. 

2) Erk. d. RchsG. V. no. 40 (bier S.157 auch Fiteratur Über die Eontro- 
verje), insbejondere wenn Enterbungsgründe vorliegen, Oftfrief. Landr. II. 245, 
Seuffert XXVIII. 219 (Darmft.). 

12) Preuß. Lor. II.2 8 253, Oeſtr. $ 795, Zr. $ 1096, Sächſ. GB. 
$ 1854, Seuffert XXIV. no. 41, 255 (Wolf.), XXXVIIL 39 (Kaffe). - 

13) Kraut I. S. 292ff., Plat S. 27f., Schnultz höfiſches Leben I. S. 163. 
— L. Wis. IV. 5.1: flagellandi ... et corripiendi eos, quamdiu sunt in 
familia constituti, tam avo quam aviae seu patri quam matri potestas 
manebit. — Weſterw. Lor. XII. 8 14 (v. Richthofen ©. 273): die Eltern 
können die Kinder dwingen sonder broke. — Augsb. Statt. art. 40, 68: ein 
Kind unter 15 Jahren fol richten sin vader unde sin muter. — FI. Kaiſerr. 
II.4. — Diejen von beiden Eltern ſprechenden Stellen gegenüber erfcheint es 
bebeutungsios, wenn andere bloß vom Vater fprechen, 3. B. Augsb. Stbtr. 100 
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Ebenſo ift nach neuerem Recht dad Erziehungsrecht, welchem 
die Erziehungspflicht gegenüberfteht, fein Ausfluß der väterlichen 
Gewalts), fondern ein Recht und eine Pflicht der Familie, zunächft 
beider Eltern'), jedoch in der Weile, daß bei ihrer beider Leben 
die Mutter zurüdtritt und bei einer Differenz der Anfichten der Wille 
des Vaters enticheidet?"). Iſt dagegen der Vater todt oder. dauernd 
behindert, jo hat die Mutter die Erziehung zu führen‘) und behält 
dies Recht, auch wenn fie fi) zum zweiten Mal verbeirathet?). 


$ 1: Der Bater darf den ungerathenen Sohn bis zu 18 Jahren zuhtigen unde 
banden; Gosl. Statt. S. 48 3.25 ff.: er darf ihn ſchlagen; vgl. anch Kl. Kaiſerr. 
II.6, Schröder Urkt. no. 341 (300), Saalfeld. Statt. $ 169 (Wald I. ©. 55). 
— Bald. Er. Lehnr. art. 59 (v. Bunge Altlivlands Rechtsbücher S.70): de 
vader is des sones richter, dewile de sin son nicht gut entvangen heft 
van sinem heren. 

Wenn auh nah manden Stellen der Vormund gegen das vaterlofe Kind 
bafjelbe Züchtigungsrecht hat, wie der Vater gegen fein Hauskind, fo darf man 
doch nicht dieſe Befugniß der Mutter abfprecheu wollen. Kraut II. S. 603 
meint freilich, die Mutter babe das Erziehungsredht bei Lebzeiten des Vaters 
nur in feinem Auftrage ober mit feiner Genehmigung gehabt. Aber wenn auch 
natürlid das Recht des Baters mehr als das der Mutter hervortritt, fo wird 
fie fih doch auch ſchon in alten Zeiten nicht bedacht haben, gelegentlih proprio 
jure ein ungezogenes Kind durchzuprügeln. — Daß nah altem Recht der Vor⸗ 
mund das vaterlofe Kind zu fich nehmen durfte, vgl. unten $ 267 N. 3 ff. 

14) In Lübeck läßt ein Bater im J. 1442 feinen Sohn in des Rades 
tornep unde sloten ... bewaren (Pauli Lüb. Zuftände II. ©. 82, 93); 
in Münden läßt ein Bater im 3. 1557 feinen verfchwenderiihen Sohn in ein 
Klofter einfperren, Anz. f. 8. dtſch. Vorzeit 1876 ©. 325 ff. 

15) Stölzel S.21. — Anders Roth 8. S©.485, Dernburg III. $ 51 
NR. 1; ſchwankend Roth D. 8 159 I. mit R. 5. 

16) 3.8. Oeſtr. GB. $139, 141, 143, 144, Seuffert XXV. 33. 

1) O. Max. Bav. 1.4 $3 no.5, Pr. or. II. 2 $ 74, Oeſtr. $147, Zir. 
8 259, Sächſ. GB. $ 1802, Roth K. ©.485. 

18) Preuß. Lor. II. 18 8 315, Preuß. Vorm. DO. $ 28, C. civ. 384, 385, 
Oeſtr. GB. $ 143, 218, Sächſ. $ 1922, 1923, Roth 8. ©. 486 f., D. $ 159 
N. 19 ff, Eropp Abhh. J. S. 287 |. — Nah Kurhefſ. R. ſteht ihr das Er⸗ 
ziehungsrecht nicht ohne weiteres zu, fondern die Obervormundſchaft beftimmt 
den Erzieher und die Mutter fol nur nicht ohne Grund Übergangen werben, 
Roth 8. S.486f., 568; vgl. au C. Max. Bav. L.7 S11no.3. 

19) Anders ale nah Römischen Hecht (Windſcheid $ 514 N. 7; Kaffel 
Seuffert III. 274, Lüb. XXXIV. 135): Preuß. Lor. II. 18 $ 317, Oeſtr. 
8 218, v. Bunge Liol. Priv. R. 8302.4, Fald V. S. 23, Baumeifter IL 
©. 38, 145 N.1, Kraut IL. S.128f., Roth D. 8 159 N.18. — Nur nad 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.u.2. Aufl. 21 
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Nach dem Tode beider Eltern geht partikularrechtlich das Erziehungs- 
recht auf die Großeltern und nah ihnen auf fonftige nähere Ver- 
wandte über”). Wird für das Kind nah dem Tode ded Vaters 
eine Vormundſchaft angeordnet, jo fteht dem Vormunde bei der Er- 
ziehbung eine Mitwirkung zu?). Sm allgemeinen-find von der Mutter, 
den fonftigen Verwandten und dem Vormund fo viel ald möglich . 
die Grundjähe bei der Erziehung zu beobachten, e welche der verftorbene 
Bater befolgt oder aufgeftellt hat). 

Die Erziehung wird unter Oberauffiht der Obrigkeit ausgeübt 
und kann den Eltern wegen Mißbrauchs ober Ungeeignetheit ent- 
zogen werden). 

Zür den Fall, dab die Ehegatten gejchieden find oder in Vor⸗ 
bereitung der Ehefcheidung getrennt von einander leben, enthalten Die 
Partikularrechte zahlreiche Beitimmungen darüber, welchem Elterntheil 
die Erziehung der Kinder zu überlafjen ift; regelmäßig ſoll der un- 
Ihuldige Theil die Kinder behalten. Indeſſen ift e8 ſowohl in den 
Geſetzen als in der Prarid anerkannt, daß die gefeglichen Regeln 
nur eine allgemeine Richtichnur enthalten und dab es Aufgabe der 
Behörde bleibt, im Tonfreten Fall unter Erwägung der thatlächlichen 
Verhältniſſe die Entſcheidung zu treffen. Dabei fommt indbefondere 
in Betracht, daß ein Kind in jehr zartem Lebensalter regelmäßig beffer 
bei der Mutter, ald dem Vater aufgehoben tft”). 


Ermefjen der Obervormundfchaft, Roth 8. ©. 568. — Nach C. civ. 386 foll fie 
bei zweiter Ehe die Erziehung verlieren. . 

20) Preuß. Lor. II. S $ 318, Deftr. GB. S143. Das Ermeflen der Obrig- 
feit enticheibet, wer fih dazu am meiften eignet, Preuß. Ldr. II.18 $ 319 ff., 
Roth 8. ©. 568. 

21) 06.1 C.V.49, Chorinsky, Vormundſchaftsr. Niederäfterreichs 1878 
©. 168 ff., Wimpfen. Stbtr. IL. 3 $ 3, Sädf. GB. $ 1922, Preuß. Borm. DO. 
8 28, Roth 8. S.487, D. 8 200 N. 18 ff. 

2) Windſcheid 8514 N. 7, Preuß. Lor. IL. 18 $ 316, Sächſ. GB. 8 1922. 

3) Dben N. 2. — Im Betreff der Mutter vgl. auch Preuß. For. IT. 18 
8320 f., Preuß. Vorm. O. 828. 

24) Preuß. Lor. II. 2 892 ff., C. civ. 302, 303, 386 (Zadariä $ 485 
N. 14 ff.), Oeftr. GB. $ 142, Zür. $ 223 ff., Süchſ. $ 1749. — Seuffert VI. 213 
VIII. 269, XIV.48, XX.42, XXIII.36, XXIV.248, XXVI. 246, XXX.39, 
XXXI. 244,245, XXXIII.42, 312—314, XXXV. 296, BL. f. Rechtspfl. in Thür. 
XXI. ©. 75f. — Bluntſchli 8 174.4, Gengler Lehrb. S. 1167, Priv. R. 
5157. 4, Roth D. 8 159 N. 8 ff., Heinzerling im Arc. f. civ. Pr. LV'. 
S. 25ff. — Roth K. S. 486, Heimbach 8 105. 3. 
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Zum Zwed der Erziehung haben beide Eltern ein mäßiged 
Züchtigungsrecht®), gegen deſſen Mißbrauch von Seiten der Obrig- 
feit einzufchreiten ift®);, auch fönnen fie die Hülfe der Obrigkeit 
gegen ihre Kinder in Anfprucd nehmen”). Dagegen darf der Bater 
niht wie nah Röm. Recht (c. 3 C. VIII. 47) eine ftaatlih zu 
erequirende Strafe gegen das Kind verhängen und auch nicht mehr, 
wie nach älterem Recht (N. 14), feine Einjperrung in ftaatliche 
Strafanftalten verfügen). Dagegen dürfen nad dem Strafs-Gejep- 
buh 8 55 Kinder unter 12 Iahren wegen ftrafredhtlich zu ahn⸗ 
dender Handlungen auf den „Beihluß der Vormundſchaftsbehörde 
in eine Erziehungd= oder Beſſerungsanſtalt“ untergebracht werden. 

MWie lange das Erziehungsrecht der Eltern währt, wird regel» 
mäßig nicht beftimmt. Zweckmäßig fagt das Sächſiſche Geſetzbuch 
($ 1805): „jo lange diefe (die Kinder) noch ihrer Erziehung bedürfen 
oder in der häuslichen Gemeinjchaft ſtehen“. Irrig würde es fein, 
das Recht mit Aufhebung der väterlichen Gewalt aufhören zu laſſen, 


Ueber ben Anfpruch auf Veberweifung des Erziehungsrechts darf nach ber 
Civilproz. DO. $ 575 nicht im Eheſcheidungsprozeß un werden, Erk. d. RchsG. 
VI. no. 112. 

35) Hamb. Statt. IV.48, C.Max.B. L4 83 no.1, Preuß. tor. II.2 
886, C. eiv. 375, Deftr. $ 145, Sächſ. ©B. 8 1805. — Dies Necht haben beide 
Eitern, nicht allein der Bater, wie es nah Roth D. 8 159 N. 32 fcheinen 
Könnte. 

%) Breuß. Lor. II. 2 890, 91, Banmeifter II. S.39, Roth D. 8 159 
N. 34 und oben N. 2. 

7) Preuß. Lor. II.2 887 ff, Sächſ. GB. 8 1805, Zür. 8 255, Roth D. 
8139 N. 33. 

8) Früher wurde Dies öfter für das gemeine Recht angenommen, Kraut 
II. S. 621f.; vgl. auh Roth 8. S.489 N. 34. — Daß e8 gegenwärtig nicht 
mehr zuläffig fei, vgl. Dernburg II. 851 N. 23; auch in Baden find bie 
Beſtimmungen bes GB. art. 375 ff. (gleich C. civ. 875 ff.) durch ©. v.23. Dez. 
1871 art.2 I. aufgehoben. 

Aber nad C. civ. art. 376 darf der Vater ein Kind unter 16 Jahren auf 


höchſtens einen Monat faire detenir und der Gerichtspräfinent devra sur sa - . 


demande delivrer l’ordre d’arrestation; in Bezug auf ein älteres Kind, welches 
aber noch nicht volljährig oder emancipirt ift, darf er die Einfperrung auf ſechs 


oder mehr Monate requerir, aber das Gericht kann den Verhaftsbefehl ver- 


weigern. — Auch ber Mutter und dem Bormund fteht unter Beſchränkungen 
dies Ießtere Antragsrecht zu uach C. civ. art. 381, 468, Segen III. $ 549. 
— Bgl. au Bern. ©B. $ 155. 

21* 
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da ed dann die Mutter über die vaterlojen, in ihrem Hausweſen 
lebenden Kinder nicht befigen würde. Nur foviel ift richtig, daß bie 
Erziehungsgewalt bei Aufhebung der väterlichen Gewalt dur Ent 
‚Iaffung, Verbeirathung oder gejonderten Haushalt für beide Eltern 
und nach dem Tode ded Vaterd mit der Großjährigkeit der Kinder 
für die Mutter ihr Ende nimmt. 

IV. Die allgemeinen Grundfäge über die Erziehung der Kinder 
gelten im weſentlichen auch für ihre religiöje Erziehung: die Eltern 
beftimmen die Confeſſion, in welcher dad Kind zu erziehen ift und 
bei Differenz unter ihnen giebt der Wille ded Vater den Ausſchlag. 
Auch dieſes dem Bater zuftehende Verfügungsrecht ift Fein Recht 
der väterlichen Gewalt, jondern ein Ausfluß des Elternrechts; denn 
ed befteht nicht für die ganze Zeit, daß das Kind fich in der Gemalt 
oder im Haudhalt ded Vaters befindet, fondern nur bis zu einem 
regelmäßig früheren Zeitpunkt, gemöhnlih bis zum vollendeten 
14. Zahr des Kindes, mit welchem daffelbe feine Konfelfton felbftändig 
beftimmen Tann). 

Für den Fall der gemijchten Ehe gelten ſehr verjchiedene geſetz⸗ 
liche Vorſchriften ). Im derjelben Weiſe wie die katholiſche Kirde 
abfolut fordert, daß alle Kinder aus gemijchten Chen im katholiſchen 
Glauben erzogen werden), ftellten und ftellen zum Theil auch jetzt 
noch einzelne ftaatliche Geſetze feſte Normen über die Tonfeffionelle 
Erziehung auf). Meiſtens aber ift den Eltern die Verfügung da- 


39). Preuß. Lor. III2 $83—85, Braunſchw. ©. v. 10. Mai 1867 8 13, 

Oeſtr. ©. v. 25. Mai 1868 art.4, Grefe II. S. 72, Nachweiſungen bei 
Richter-Dove 8 265 N. 3. — 16 Jahre: Badiſches ©. v. 9. Oft. 1860 $ 5, 
Züri. GB. $ 253, Schwer. Bund. Bf. v. 1874 art. 49. — 18 3.: Kurbeffen, 
Roth 8. S. 487. — 21 3: Sächſ. ©. u. 20. Juni 1870 $ 20; weitere Gefeke 
mit 21 Jahren bei Richter-Dove a. a. O. 
30) Bol. Nachweifungen bei Mittermaier $ 115, Richter-Dove 8 264 V., 
Thudichum D. Kirdenr. I. S. 53ff., Roth D. 8 159 N. 31. — v. Linde 
Beitrag zur Lehre über die religiöſe Erziehung der Kinder aus gemiſchten Ehen 
(in Ztſchr. f. Civ. R. u. Proz, N. F. III. S. 287—866). Bol. auch Thaner 
das Religionsbekenntniß von Kindern der ſg. Konfeſſtonsloſen, in Grünhut's 
Ztſchr. X. ©. 598—612. 

31) Weber die Forderungen ber kathol. Kirche zuletzt B. Hübler Eheſchließung 
und gemifchte Ehen in Preußen. 1883, befonders ©. 47 ff. 

33) z. B. Schlesw. H.'ſche Gefebgebung des 18. Jahrh. bei Falck IV. 
&.162f., V. S. 8f. (aufgehoben durch Verfügung v. 23. Apr. 1864; das freie 
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rüber geftattet; fie dürften*?:) Verträge über die Erziehung der Kinder 
mit rechtlicher Wirkſamkeit fchließen®) und es follte nur in Er— 
mangelung eined Vertrages oder eined jonjtigen Einvernehmens 
in subsidium der gejepliche Grundfäß eintreten®). . In neuerer Zeit 
find aber die Verträge der Eltern über die konfeſſionelle Erziehung, 
der Kinder, resp. Berzichtleiftungen des Vaters auf fein Necht, die 
Konfelfion ded Kinded zu beftimmen, für unverbindlid erklärt 
worden®). Es joll, wenn die Eltern nicht mit einander übereinftimmen, 
lediglich der Wille des Vaters entjcheiden, weldher das Kind aud in 
einer andern als feiner eigenen Konfelfion erziehen darf). Auch 


Uebereinfommen der Eheleute fol entjcheiden), früheres Würt. R. bei Reyſcher 
1. 8 178 R.4 (Söhne des evangeliihen Vaters find evangelifch zu erziehen). 
— Nelteres Defterr. Recht bei Porubszky in d. Ztichr. f. Kirchenr. IX. ©.4, 
vgl. auch Richter-Dove $ 264 N. 17 (die Kinder eines katholiſchen Vaters 
mußten ſämmtlich katholiſch erzogen werden; ift er evangeliſch, fo war für bie 
Söhne das evangelifhe Belenntniß nachgelaffen). — Vgl. auch Weimarfches ©. 
v. 1823 bei Heimbadh 8 127 N. 10 und überhaupt v. Linde ©. 308 ff. — 
Gegenwärtig Braunſchw. ©. v. 10. Mai 1867 $ 5: wenn nicht der Vater nad) 
der Geburt des erften Kindes wor der Obrigkeit erflärt, daß er ſämmtliche Kinder 
in der Confeſſion der Mutter erziehen laſſen will, jo „jollen“ alle Kinder in der 
Eonfeifion des Vaters erzogen werben. 

33a) Bisweilen werden Verträge gefordert, Braunſchw. ©. v. 1768 $ 5 (Ztichr. 
f. Kuh. R. XI. S.113); Hamb. BO. v. 1851 (Baumeifter II. S.39 N. 4) 
für Ehen zwiſchen Juden und Ehriften. 

33) Nachweiſungen bei v. Linde S. 305 ff, Gengler Lehrb. S. 91, Thu⸗ 
dichum ©. 56 ff. — Gerichtliche Verträge ſeien gültig Haubold $ 90 Zuf. 2 
(Sächſ. ©. v. 1. Novb. 1836), Mittermaier 8 115 N. 30. (Oldenb., Frankf. R.), 
Reyſcher SITE N. 4, Lang Perfonene. 8 78 N. 6 (Kraut 8 185 no. 16). — 
Verträge der Ehegatten find gültig in jeder Form, 2. Beil. zur Bater. Bf. U. 
$ 12 (Kraut $ 185 no. 15), Deftr. ©. v. 25. Mai 1868 art. 1 (Porubszly in 
db. 3. f. Kirchenr. IX. ©. 76 ff.), aber Reverfe an andere Berfonen, insbejondere 
an bie Vorſteher einer Kirche find wirkungslos. 

3) 3.8. Braunihw. ©. v. 1768 58 (3. f. Kirch. R. XI S.114), Preuß. 
Ldr. I.2 8 76 ff. (jet aufgehoben), Baier. G. (Kraut 8 185 no. 15), Medi. 
BD. v. 30. März 1821 (Thudichum ©. 59 N. 2), Gothaifhes ©. v. 1835 . 
(Heimbad 8 127 N. 10), Deftr. ©. v. 25. Mai 1868 art. 1. Andere Geſetze 
bei Mittermaier $ 115 N. 30 f., 35, Gengler Lehrb. ©. 91, Richter N. 20. 

35) Preuß. Lor. II. 2 $ 77, Hannöv. &. vo. 1826 (Brefe II. S. 73, 
Kraut 8 185 no. 17), Kurh. ©. v. 1848 (Roth 8. S. 488 N. 22), Braunſchw. 
©. v. 10. Mai 1867 85, Zür. GB. 8 260. Weitere Eitate bei vw. Linde 
©. 307 f. und Thudichum ©. 56. 

36) Strube Bed. I. no.144, Falck V,S.8f. — Preuß. Deklar. v. 
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foll regelmäßig die Mutter nad) dem Tode des Vaters feine Aenderung 
in der Erziehung eintreten laffen. Hat der Vater bei feinen Leb⸗ 
zeiten feinen Willen nicht ausgeſprochen, fo ſollen nach einigen 
Geſetzen die Kinder in feiner Konfeffion erzogen werden), nad 
andern bat dann die Mutter zu enticheiden®). 

V. &benfo gebührt den Eltern die Beftimmung über die Wahl 
bed DBerufd für das Kind und auch bier giebt die Stimme: de 
Baterd den Ausſchlag. Es bedarf der elterlichen Einwilligung beim 
Beſuch einer Univerfität zum Studium, beim Eintritt in ein Gefinde 
oder Lehrlingsverhältnig®), bei der Beſtimmung für den Soldaten- 
ftand®) u. .w.). Wil ſich das Kind der elterlichen Anordnung 
nicht fügen und wendet ed ein, dab die Wahl der Eltern mit feiner 
eigenen Neigung im Widerſpruch ftehe, jo darf inäbejondere, wenn 
das Kind bereit über 14 Jahre alt ift, die vormundjchaftliche Be 


21. Novb. 1808, Kab. Ord. v. 17. Aug. 1825 vgl. mit Preuß. Lor. II.2 8 78, 
Sächſ. ©. v. 20. Juni 1870 8 20 (Ztſchr. f. Kirchen. IX. ©. 465), Hannov. G. 
v. 1826 (ngl. N. 35), Zür. GB. $ 259, 260, Badenſches ©. v. 9. Oft. 1860 
81 vgl. mit $3, Holſteinſches ©. v. 4. Zuli 1863 8 10, Roth 8. ©. 481, 
Reyſcher I. 5 178 N.5. — Schweizer. Bundesgef. v. 3. Dez. 1850 art. 6 
GGtſchr. f. Kirchenr. VI. ©. 141): Hat der Bater feinen Willen nicht ausge 
ſprochen oder ift er zur Ausübung „ber väterlichen Gewalt nicht befugt“, fo ent 
fcheidet die Perfon oder Behörde, welche ſich im Beſitz der väterlichen Gewalt 
befindet; Schweiz. Bunbesverfaflung v. 1874 art. 49: es beflimme „ber Inhaber 
ber väterlichen oder vormundſchaftlichen Gewalt“. — Weitere RE bet 
Thudichum ©. 59. 

7 z. B. Badiſches G. 81 Abſ. 2; doch darf nad 83 die Mutter, wenn 
auf ſie das Erziehungsrecht übergegangen iſt, bedingungsweiſe die Konfeſſion än⸗ 
dern. Anders das Schweizer Geſ. in N. 36. 

38) Holſtein'ſches Geſ. (N. 36) $ 10. — Bgl. Über die Stellung der Mutter 
ah Thudichum S. 67 f., Dove R. 23. 

39) Bol. oben I. SAO N. 55 f., III. $ 188 N. 7. 

0) Abweichend ift die Preuß. Kabin. DO. v. 10. Febr. 1825: „Der Soldat 
if in Bezug auf jeine freiwillige Entſchließung im flebenden Heere noch fort 
bienen zu wollen, fon vor dem 24. Jahre als großjährig zu betrachten und 
mithin die Zuflimmung feiner Eltern und Bormünder hierzu nicht weiter er- 
forderlih.” — Gegenwärtig bebarf es im Fall ver Minderjährigleit der Zu- 
Rimmung des Vaters oder Vormunds, Laband Staatsrecht III. $ 89 N. 4. 

“) Kirchliche Beſtimmungen für den Kal, daß katholiſche Kinder ohne Ge 
nehmigung der Eltern in den geiftlichen Stand eintreten wollen, bei Hinſchius 
Kirchenrecht J. S. 33 f.; vgl. au Roth D. 8 160 RN. 11. 
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hörde eine andere Beitimmung treffen“). Nach dem Tode ded Vaters 
geht deſſen Beftimmungsrecht auf die Mutter über, welche dafjelbe 
unter Zuziehbung ded Vormundd ausübt“). 

VI So lange die Kinder aus der elterlichen Gewalt nicht 
herausgetreten find, haben fie dad Domizil der Eltern, felbft wenn 
fie für längere Zeit von ihnen getrennt find“). Auch haben die 
Eltern ein Recht darauf, daß fie jo lange bei ihnen in ihrem Haus- 
alt leben. Die Römer gaben den Eltern zum Schub diefed Rechts 
eine vindicatio und die Snterdilte de liberis exhibendis und de 
liberis ducendis. Wenn auch gegenwärtig von einer Vindikatio und 
von einem eigentlichen Interdikt nicht mehr die Rede fein kann“), 
jo dürfen die Eltern doch richterliche Hülfe in Anſpruch nehmen, 
wenn ſich das Kind eigenmädhtig von ihnen fondert oder ein Anderer 
ed ihnen vorenthält“). Auch behalten fie died Recht, wenn fie 
dad Kind durch einen Vertrag einem Andern übergeben haben“). 
Eine Herausforderungdflage ift unter den Eltern ſelbſt möglich, wenn 
fie von einander getrennt leben“). 


42) Preuß. Lor. II.2 8 108—117 (kafuiftiiche Beftimmungen), Oeſtr. GB. 
8 148, Sächſ. $ 1804, vgl. auch Zür. GB. 8 257. — Gengler Lehrb. S. 1177 
bis 1179. — Seuffert I. no. 81. 

#3) Preuß. Lor. II. 18 8 311ff., 329 ff. — In der Preuß. Borm. DO. wird 
nur im allgemeinen ber Mutter das Erziehungsrecht zugeſprochen. 

4) Bol. oben I. 830 N.6. — Daß fie mit Genehmigung der Eltern 
auch ein anderes Domizil erhalten können, Senffert XXXI. no. 10; daß 
Militärperfonen, wenngleich fie der Gerichtsbarkeit ihrer Garnifon unterliegen, 
nach Preußiſchem Recht unter den Rechtsgrundſätzeu des Domizils bes. Baters 
fiehen, fo lange fie fih in beffen Gewalt befinden, Entſch. d. ROH. Ger. XL 
S. 118 ff. XXI. ©. 331 ff. 

#5) Srant II. ©. 6236. — Bon einer Vindikatio und von einem Näher- 
recht, falls ein Kind ſich bei einem Andern verbungen bat, ſpricht noch Thomas 
Fulda II. ©. 93f. — Die Klagen find gegenwärtig Statusflagen. 

#) O. Max. Bav. 1.4 S3 no.1, Oeſtr. GB. $ 145, Sächſ. GB. $ 1807, 
Förſter IL $ 219 N. 23 ff., Roth K. S. 483 f., 8.1.8 94, D. s 158 N.5fi. 
Seuffert XVI. n0.57, XXXI. no. 246. 

2) z. B. zur Erziehung, Seuffert I. no. 82 ober in Folge eines Lehr⸗ 
vertrages: der Water kann ben Lehrling jederzeit vom Lehrherrn zurädfordern, 
Entſch. d. ROH. Ger. IX. S. 280f., Behrend Handelsr. 8 47 N.23%. — 
Roth D. 8158 N.11. — Eine Retention wegen nicht berichtigter Alimenta- 
tions» ober Erziehungstoften tft unzuläffig, Seuffert I. no. 82. 

48) Es kommen hier die Grundfäge über die Erziehung ber Kinder geſchie⸗ 
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VII. So lange die Kinder zum Haudhalt der Eltern gehören 
und von ihnen unterhalten werden, find fie verpflichtet, denſelben, 
auch der Mutter, wenn fie Wittme ift, in ihrer Wirthichaft oder 
ihrem Gewerbe Beihülfe zu Ieiften“). Es ift dies feine aus der väter: 
lichen Gewalt, jondern eine aus dem $amilienverhältniß hervorgehende 
Berpflihtung, weldhe der Alimentationsflicht der Eltern entipridt. 
Das Kind hat Teinen Anfprud auf Bezahlung feiner Dienfte gegen 
über den Eltern, auch nicht, wenn es durch feine Thätigkeit ihnen 
eine Erſparniß gemacht, insbeſondere das Halten eined Dienftboten, 
Knechts, Geſellen u. |. w. eripart bat). Anders natürlich, wenn 
zwijchen dem Kinde und den Eltern ein Dienftvertrag abgefchlofjen 
ift und ein Xohnverfprechen ftattgefunden hat’!). 

VII. Der Bater hat das Net und die Pflicht, die zu feinem 
‚Haushalt gehörigen Kinder in ihren Rechtöverhältniffen vor Geridt 
zu vertreten; es erjcheint dies als ein Ausfluß des Mundium, der 
väterlichen Gewalt. 


bener Eltern in Betracht, vgl. oben N. 24 und überdies noch Seuffert XXV. 
n0.33, 34, XXXI. n0.247. 

#) C. Max. Bav. 1.4 $3 no.2, Preuß. %or. II. 2 $ 121, 122, Sidi. 
$ 1806, Zürich. GB. 8254. — Emmingbaus S. 380 no. 31, Roth K. 
©. 488. — Seuffert XVII. 256. 

50) Seuffert I. 354, VII. 196, XV.135 (Celle; über die ſchwankende 
Hannöverſche Praxis Grefe IL. S. 389), VIII. 59 ($ena), IX. 174 (Lübed), 
XVII. 256 (Roſtock). — Hommel rh. 67 82, 3, Befeler $ 117 N. 18, 
Gengler Lehrb. ©. 1165 N. 10. — Entſch. d. RchsG. IV. ©. 122 f. 

Vielfach wird ein Anfpruch auf Lohn behauptet, wenn die Eltern eine Er- 
fparniß machten, insbeſondere wenn ihr Vortheil größer war, als die Koften ber 
Alimentation: Strube Bed. III. 49, Bülow u. Hagemann II. no. 55, 
Pfeiffer Prakt. Ausff. VII. S.156 ff. (es komme auf die Umftände an; zahl 
reihe Erlenntniffe), Kraut II. ©.639f., Walter $ 232 IV, Windſcheid 
8516 N.12a (aus dem Gefichtspunft ber negotiorum gestio). — Baus» 
meifter II. 875 N.49, Rotb 8. ©. 488 f,, Steinader ©. 57 NR.5, 
Emmingbaus ©. 380 no. 31. 

51) Basler Ger. O. v. 1539 art. 163k, R. v. Pfeffers bei Grimm Weisth. 
VI. &. 371, vgl. au I. S.408. — C. Max. Bav. .4 83 n0.2, Fald V. 
S. 7, 0. Gerber 8241 N.5, Seuffert VII. 196, IX. 44 (Celle), XIV.44 
(Oldenb.). — Auch nehme ich Dies (entgegengejegt Seuffert VII 196) an, 
wenn nur ein allgemeines Lohnverfprechen erfolgt ift; denn dann tft bie 
Höhe des Lohnes vom Richter feflzufegen; man darf bier nicht lediglich ein 
Verſprechen annehmen, einen Miethloutraft abichließen zu wollen. 
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a) Sit das Kind durch ein Delikt verlebt, jo bat der Vater 
ben Anſpruch zu verfolgen®). Nach dem Strafgefepbud 8 65 ftellt 
für feine minderjährigen Kinder der Vater den Antrag auf Bes 
ftrafung; aber ed tft aud) das Kind, wenn ed das achtzehnte Jahr 
überſchritten hat, zur Antragftellung beredtigt; nah $ 195 Fönnen 
Beleidigungen gegen Kinder unter väterliher Gewalt fowohl 
von dem Kinde ald von dem Bater verfolgt werden‘). 

b) Der Bater hatte nad altem Recht fein Hauskind zu ver- 
treten, wenn es wegen eined Deliftd in Anſpruch genommen tft); 
er (nicht auch die Mutter) Tonnte die zum Haushalt gehörigen Kinder 
ohne Rüdfiht auf ihr Alter) durch feinen Eid von der An 
ſchuldigung befreien®). Auch ſollte der Vater ähnlich wie der Herr 
für einen 2eibeigenen oder Knecht, für fein Kind einftehen, wenn er 
es bei ſich behält, nachdem er von dem Delikt Kunde erhalten bat; 
wenn er fi) aber von dem Finde loßjagte, e8 indbelondere dem Ver⸗ 
lebten übergab, entging er aller Verantwortlicykeit'”). 

Im neueren Rechte forgt der Staat dafür, daß Angejchuldigte, 
welhe das fechözehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht 
ohne Vertheidiger find und ift der Vater eined minderjährigen An- 
gellagten in der Hauptverhandlung als Beiftand zuzulaffen und auf 


52) Für das Mittelalter Kraut I. S. 329 ff., 362 ff, Rive I. S. 204 ff., 
IL16©. 189. — Nah Magdeb. Blume II. 2. 247 verfolgt der Bater Injurien 
gegen das Kind; ift das Kind abgefondert, fo kann Bater und Sohn Hagen. 

53) Bei Verführung eines Mädchens unter 16 Jahren tritt die Verfolgung 
auf Antrag ber Eltern ein; vgl. Erf. d. RchsG. Straffahen IIL ©. 89 ff. 

5) Kraut I. S.366 ff, Rive IL.1 ©. 189. 

55) In Betreff der vaterlojen Kinder unter ihren Jahren hat diefe Be- 
fugniß der Bormund, Stobbe Beiträge S. 17, Behrend Stenbaler Urtheils- 
buch ©. 1. 

56) Kraut J. S. 378ff. Stobbe Beiträge S. 16ff., Rive II. 1 ©. 185ff., 
Pland Gerichtsverfahren II. ©. 24 ff.; vgl. auch Prager Rechtsb. 90. 

57) Biel Detail bei Kraut I. S. 339— 362 und die Stellen oben III. 
8200 N.9, 8 201 N. 10. — Prager Rechtsbuch art. 205: der Vater antwortet, 
wenn er will, für ven Sohn, welcher in feinem Brod ift und einen Mann er- 
ſchlagen haben fol. — Lütticher Gewohnbeitsr. art. 57, 126 (Warntönig 
©. 153, 164). — Defter in fohweiz. Weisthlimern: pater non tenetur de 
facto filii, si noluerit (3. 8. Forel pays de Vaud p. 25 S 71, p. 84, 
p. 225 8 72). 
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fein Berlangen zu bören®). ine vermögensrechtlicde Berhaftung 
des Vaters oder der Mutter für die Delikte der Kinder findet nur 
dann ftatt, wenn fie ed an ber erforderlichen Aufficht fehlen ließen 
oder ſonſt Schuld hatten®). In Ermangelung eigenen Vermögend 
des Kindes hat nah Sächſiſchem Recht der Vater den Unterhalt im 
Gefängniß und den durdy die Vertheidigung des Kindes verurjachten 
- Aufwand zu bezahlen®). 

e) In ihren civilrehtlichen Verhältniffen vertritt der Vater die 
Kinder regelmäßig in gleicher Weile, wie ein Bormund®); er 
verwaltet nicht bloß ihr Bermögen, fondern führt auch für fie ihre 
Nechtäitreitigkeiten®). Doc, galt die ausnahmslos nur für minder 
jährige Hauskinder und ed wurde für die 'großjährigen regel» 
mäßig die Audnahme gemacht, daß fie über ihr fg. freies, d. h. nicht 
unter der Berwaltung des Baterd ftehended Vermögen auch ohne 
feine Zuziehung prozelfiren durften“). Viele Partikularrechte gehen 
weiter und geben überhaupt den großjährigen Hausfindern die Pro- 
zebfähigfeit, aber mit der Einſchränkung, daß wenn der Prozeß ohne 
Zuziehung ded Baterd geführt ift, dad Erfenntniß nur in daß freie 
Bermögen zu vollitreden ift und die Befugniffe des Vaters an dem 
nicht freien Vermögen nicht beeinträchtigt werden“). Dieſen Stand» 
punkt führt allgemein die deutſche Civilprozeßordnung ein ($ 51): 
„Sine Perfon ift injoweit prozeßfähig, als fie fich duch Verträge 


58) Straf-Proz. DO. $ 140, 141, 149. 

59) Preuß. Lor. II.2 $ 139 ff., Zür. GB. 8 1872, 1873, Sächſ. GB. $ 1826 
und oben IIL. 8200 R. 19. — Dagegen haften die Eltern nad C. civ. 1384 
für dommage cause par leurs enfans mineurs habitant avec eux. 

©, Sächſ. SB. 8 1826. — Andere Befetbücher enthalten keine Beſtimmung 
über diefe Frage. 

6) Nah einigen ältern Quellen jollen Prozeffe gegen Perſonen unter Bor- 
munbdfchaft jo lange ausgejeßt werden, bis fie jelbftändig find (ogl. unten $ 268 
N. 14, 15); daß dies auch für Hauskiuder gegolten habe, ift nirgends beſtimmt. 

2) Meder als Beklagte noch als Kläger follen Kinder sine auctoritate 
parentum, in quorum sunt potestate, voor Gericht auftreten, Lutticher Ge⸗ 
wohnheitsr. art. 130 (Warnkönig ©. 165). Vgl. auh Seuffert III. 271 
no. 2, 3, 4, 272. 

63) Allg. Preuß. Ger. ©. s 13 ff. (Stölzel väterlide Gewalt ©. 27 f.). 

Roth 8. S. 501 N. 4, (Senffert III. no. 272), Heimbach 8111 
N.1,2, Sächſ. GB. $ 1821, Emminghbaus ©. 376 no. 15, 385 no. 56, 56, 
v. Langenn und Kori 1. ©. 133 ff., Schmidt VBorlefungen IL. S.89, 9. 
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verpflichten kann. Die Prozekfähigkeit einer großjährtgen Perfon 
wird dadurch, daß fie unter väterlicher Gewalt fteht, nicht bes 
ſchränkt.“ 

Demgemaß Tönnen minberfäßeige Haudfinder in dem Umfange 
jelbitändig prozeſſiren, ald e8 fih um Nechtöverhältniffe handelt, in 
denen fie ausnahmsweiſe verpflihhmgäfähig ſindes). Großjährige 
Hausfinder find unbejchränft prozekfähig, können aber den Rechten, 
weldhe dem Bater an ihrem Bermögen zuftehen, nichts vergeben. 
Dagegen haftet für die Prozeßkoſten, ebenjo wie dies für progeffirende 
Ehefrauen angenommen iſt (oben $ 216 N. 12a), nicht bloß ihr 
freie, ſondern auch das unter bäterlicher ftebende 
Vermögen. 

Zufolge der Prozeßfähigkeit des großjährigen Hauskindes darf 
der Vater für daſſelbe nicht prozeſſiren; vielmehr bedarf ed dazu 
einer bejonderen Willenderfärung und Beauftragung feitend des 
Kindes). Lediglich ſoweit es ſich um Rechte ded Vaters an dem 
Vermögen jeined Kindes handelt, darf er als Prozeßpartei auf- 
treten. 

IX. Auß dem. Gefichtöpunft der Fürforge für die Kinder dürfen 
die Eltern ihnen teftamentariich einen Vormund ernennen. 

Nah Römiſchem Recht hatten dies Necht nur der Vater und 
väterlihe Großvater, in deren patria potestas dad Kind fidh be- 
fand; hatte die Mutter das Kind zum Erben eingefegt und einen 
Bormund ernannt, fo war ihre Beltimmung zu beachten und von 
der Obervormundſchaft zu beftätigen, falls gegen feine Perfon Feine 
Einwendungen zu erheben find. Diefe gemeinrechtlichen Beſtimmungen 
haben großentheils ihre Bedeutung verloren. 

Bereits nach manchen Statutarrechten des Mittelalters durfte 


65) Vgl. oben I. $AO N. 62 ff.; insbeſondere daun, wenn das Kind in 
fremden Dienſten ſteht. 

66) Dies galt übrigens vielfach auch ſchon nach früherem Recht, Wind—⸗ 
ſcheid 5 517 N.6,7, Seuffert XIII. 266, Brüdner $ 122, 123. Anders 
Roth 8. S. 508 N. 19 ff, Preuß. Ger. ©. L.1 814. — Bgl. auch Mandry 
Inhalt der Reichsgeſetze S. 570 NR. 5. 

Falls der Vater Über die Subftanz des Vermögens (nicht über fein Mieß- 
brauchs⸗ und Verwaltungsrecht) prozeffirt, find nah dem Sächſ. GB. $ 1828 
„bie Koften aus dem Stamme dieſes Vermögens zu bezahlen.” Für das Preuf. 
Recht ift dies kontrovers, Förfter III. $ 222.5, Dernburg IL$55N.19, 
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nicht bloß der Vater”), fondern nach feinem Tode auch die Mutter 
den unmündigen Kindern einen Bormund beitelen®). In ähnlicher 
Weile haben zahlreiche Geſetze jpäterer Zeit der Mutter nad dem 
Zode des Vaters die Befugniß der teftamentariichen Vormundsbe⸗ 
ftelung in ähnlicher Weiſe wie dem Vater eingeräumt®), und auch 
die Neichöpolizeiordnung von 1548 (XXXI $ 1) giebt diefe Be 
fugniß den „Eltern. Indeſſen bedarf ſowohl der von der Mutter, 
wie der vom Vater ald Inhaber der väterlihen Gewalt beftellte 
Bormund no der obrigkeitlichen Beftätigung”). 

X. Endlich ift zu erwähnen, dab aud das Recht der Pupillar⸗ 
Jubftitution nach Partikularrechten nicht bloß dem Inhaber der väter- 
lien Gewalt, fondern den Eltern oder Aöcendenten überhaupt in 
Bezug auf das den Kindern hinterlafjene Vermögen oder in fonft 
normirtem Umfange zufteht?). 


) Kraut I. ©. 202 ff. — PBgl. Überhaupt über dieſe Frage unten $ 265 
N. 14ff. 8 270 N. 12 ff. 

68 Kraut J. S. 209 f.; Bremer Stdtr. v. 1303 art. 8, v. 1428 IL c. 13, 
14 (Delrichs ©. 25, 350). 

6), Freiburger Statt. (Kraut $ 191 N. 22), Lüneb. Ref. VIL.1 Abſ. 3,4, 
Hamb. Statt. III. 6. 1,2 (Baumeifter II. ©. 39 f.), C. Max. Bav. 1.785, 
Preuß. or. II. 18 8 174, Preuß. Borm. D. $ 17 (der Vater über die Kinder 
in väterlicher Gewalt, die Mutter, wenn fie bis zu ihrem Tode die Vormund⸗ 
ſchaft geführt hat), C. civ. 397,399, 400, Sächſ. GB. $ 1886, Bern. EB. 8 241. 
— Roth 8. S.520, Heimbach $ 109.3, $ 111.3, v. Bunge Livland $ 302 
N. 10, Roth D. 8185 N.13, B. J. 8 112 N.dHff. 

Strenger halten am Röm. Recht feft: Nürnb. Ref. 1522 XVIIL 11, 12 (mit 
Bezug auf das von ihr den Kindern hinterlaffene Vermögen), 1564 XXXIX.2 
(wenn fie die Kinder zu Erben eingefeßt hat), Wormſ. Ref. IV. 1 tit. 2 (bie 
Mutter nicht, weil die Kinder nicht in ihrer Gewalt find), Frankf. Ref. VIL. 1 
83 (Heife u. Eropp I. S. 306), — Die Mutter kann nur einen Kurator 
ernennen, Deftt. GB. 8 197. — Bol. auh Fald V. S. 24, Böhlau II. 8 103 
N. 8ff., Roth D. 5185 N. 11, 12. 

70%) Kraut I. S. 260 ff. interpretirt bier und in den ähnlich lautenden 
Statutarrechten in gezwungener Weife das Wort „Eltern“ durch „Vater ober 
päterliher männlicher Ascendent”; ihm folgt Chorinsky Vormundſch. Nieber- 
Öfterreihe 1878 ©. 76 ff. 

N) Kraut I ©.258 ff., Haubold $ 121. 

m, Frankf. Ref. IV.4 84, 5 Würt. Lor. III. 12, Kurköln. tor. I. 8 11, 
Trier. or. I. 8 29, 30, Preuß. tor. II. 2 $ 521 ff., 544, Sidi. &B. 8 2208, 
2206. — Hommel rh. 434, Heife u. Eropp Abbh. I. S. 289 f., 308 ff., 
Kraut II. S. 6883 N.5, Roth B. III. 8 313 N.9—16, Stölzel S. 24. 





8 253. Insbeſ. Die Genehmigung zur Berebelihung des Kindes. 333 


XI. Ueber die Verpflihtung des Baterd oder der Eltern, 
überhaupt, dem fi vom Haushalt der Eltern trennenden Sohn oder 
der ſich verheirathenden Tochter eine Außftattung zu geben, vgl. unten 
F 260 am Ende. 


8 253. 
Insbefondere die Genehmigung zur Berehelihung bes Kindes.!) 


I. Sn dem Eherecht ($ 209) ift bereitd audgeführt worden, 
daß in älterer Zeit das Mädchen ſich nicht ohne Genehmigung des 
Baterd oder Vormunds verheirathen follte, daß eine ohne die ers 
forderlihe Genehmigung gejchloffene Ehe freilich meiſtens ald gültig 
behandelt wurde, daß aber die Frau des Erbanſpruchs gegen ihre 
Familie verluftig ging. Bei den Weftgotben?) fommt aud) der Wille 
der Mutter, bejonderd nad dem Tode ded Baterd, in Betracht. Für 
die Söhne wird eine Beſchränkung durch die Samilie in der Zeit 
der Volksrechte nicht hervorgehoben. 

II. 1. Im jpätern Mittelalter und in den folgenden Jahr⸗ 
hunderten dagegen unterliegen aud die Söhne mannigfadhen Be- 
ſchränkungen in ihrer Cheichließung?). In Betreff der Dauer ders 
jelben finden fich die verfchiedenften Vorſchriften: bald jollen Haus» 
finder überhaupt ſich nicht felbftändig verheirathen“), bald gilt dies 
nur für die unmündigen Kinder’), bald nur für die unmündigen 


1) Zn Hiftorifcher Beziehung Kraut J. S. 320 ff, DI. S. 604 f., RiveL 
S. 92 f., 117 ff., 239 ff, II. 1 S. 116 ff, v. Wyß in d. Ztſchr. f. ſchweiz. R. 
XX. S. 119 ff. Richter Kirchenrecht 8 272. 

Auf die Grundſätze über die Zuſtimmung zur Verlobung gehe ich nicht be⸗ 
ſonders ein, weil im allgemeinen hier das gleiche gilt, wie für die Verehelichung. 
Dagegen berückſichtige ich großentheils gleich das Recht des Vormunds. 

Die Quellenausſprüche für dieſe Materie ſind ſehr zahlreich und mannig⸗ 
faltig. Obgleich fie mir in großer Fülle zu Gebote ſtehen, halte ich es Doch für 
angemeffen, in ihrer Anführung mich zu beſchränken. 

?) L. Wisig. II. 1.2, IL 1.7. 

8) 3.8. Hamb. R. v. 1270 X. 8, Augsb. Stdtr. (Meyer) S.154, 155, 
Amberger R. v. 1310 (Gengler C. jur. munic. I. p. 35), Tiroler Weisth. 
OL ©. 349 3.22 ff., 30 ff. (zugleich ſtrenge Kriminalftrafen) u. |. w.; vgl. auch 
in den folgenden Noten. 

9) R. v. Caſſel v. 1423 (Gengler p. 474): mundig oder unmundig, 
die sie unter irer gewalt han. 

5) Gosl. Statt. S.18 3. 4 f., Gosl. Priv. v. 1219 (Göoſchen S. 113 
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. Söhne, während Töchter, ſelbſt Wittwen, Iebenslänglich der Ge- 
nehmigung bedürfen‘), bald werden von der Volljährigkeit abweichende 
Alterögrenzen angegeben”). Es tritt dabei biöweilen der Geſichts⸗ 
punft hervor, daß die Kinder, wenn die Eltern ihnen, indbefondere 
den Töchtern, nicht innerhalb beftimmter Zeit einen Gatten gewählt 
haben, ſich ſelbſt verloben dürfen®). 

Man darf e8 als durchichnittliche Hegel bezeichnen, daß ber 
großjährige oder zu einem fonftigen, gejeplich beftimmten Alter ge 
fommene Sohn fich frei verheirathen darf?). Für die Tochter galt 
nach einigen Rechten dafjelbe; anderwaͤrts beitand für fie die Be 
ſchränkung lebendlänglid und war auch nicht davon abhängig, dab 
fie no zum Haushalt der Eltern gehörte; auch Wittwen bedurften 
nad vielen Quellen der Einwilligung der Zamilie!?). 


3.27 ff., nur in Betreff der unmilndigen Töchter), Frief. R. bei v. Richthofen 
6.104 813, 349 $ 11, R. v. Bremen v. 1303 art. 125, Zürich Bluntſchli 
I. ©. 426. 

6) 3.3. Hamb. Stabtr. v. 12970 X. 8. 

) 19 Jahre, R. v. Zürich bei Bluntſchli I. S.426f.; 20 Jahre R. v. 
Straßburg bei Rive II.2 ©. 111; 24 Jahre für Söhne und Töchter in elter⸗ 
Yiher Gewalt Solmjer R. II. 19 $ 34; 25 Jahre Hamb. Statt. II. 11 $3 
u. ſ. w. 

8) Kölner Statt. art. 106: die Kinder dürfen ſich verloben, wenn die Eltern, 
gbgleich fie e8 konnten, fie „nicht zu Ehren beftatten” wollen. Weſtph. Weisth. 
bei Orimm IO. ©. 129: es ift Pflicht der Eltern ihre mannbar werdenden 
Kinder zu verheivathen und fie find firafbar, wenn die Kinder sik besdapen 
laten, weil fie nicht werhetrathet find. — So tritt auch nad nordiſchem Recht 
(8. Lehmann Berlobung und Hochzeit S. 41) für eine Wittwe und für ein 
zwanzigjähriges Mädchen das Selbftverlobungsregt ein, wenn der Bormund 
zweimal eine fich ihr. Darbietende Heirathögelegenheit durch feine Weigerung ver- 
eitelt bat, um ſich das Erbe der Nupturientin zu erfchleihen. — Auch in in- 
diſchen Quellen findet fi die Beſtimmung, daß die Tochter fih einen Mann 
wählen darf, wenn der Vater nicht für ihre Verehelichung forgt; fo in Mann’s 
Geſetzbuch (Ztſchr. f. vgl. Rechtswifſ. IV. S.359; vgl. auch Kohler in derf. 
Ztſchr. III. ©. 358 f.). — Eine ähnliche Verordnung traf auch Juſtinian in ber 
Kovelle 115 c. III. S 11 und fie wurde von Einfluß auf die Gefehgebungen 
der Receptionszeit, vgl. unten R. 24, 25. 

9) Nach dem Freiberger Stadtr. c. 78 (Walch III. S. 190) verliert ber 
fih ohne den Willen der Eltern verlobende Sohn nicht fein Erbrecht. — Es ifl 
dies ſchon darum angemefjen, weil ber großjährige Sohn ein Recht darauf bat, 
fih von der elterlihen Gemeinſchaft zu feheiden. — Bol. au Kraut I. 8.324. 
193.8 Lub. R. (Hach) J. 17, I.5, III. 123, revid. Lüb. R. J. 4. 2, 
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2. Das Conſensrecht ift im Mittelalter durchaus Fein Ausfluß 
der väterlichen Gewalt; oft heißt ed, daß beide Eltern oder daß die 
parentes eimwilligen ſollenu), daß, wenn der Vater geftorben ift, 
die Mutter?) und nah dem Tode beider Eltern die jonftigen 
nächften Berwandten um ihre Einwilligung erjucht werden follen'®). 
Aber auch wenn nur ein Gatte lebt (gleichviel ob Vater oder Mutter) 
find nad einzelnen Rechten Verwandte, Freunde von Baterd- und 
Mutter Seite zuzuziehen“); aud wird biöweilen die obervormund» 
Ihaftlihe Genehmigung gefordert ®). 


Hamb. R. v. 1270 VI.7, X.8, Iglauer R. (Tomaſcheck Oberhof S. 117. 
e. 217), Brest. R. v. 1327 $2 (Gengler C.j.mun. I. p. 363). 

1) z. B. Hamb. R. v. 1270 X. 8, Hamb. Statt. II. 11.2, revid. Lüb. R. 
IV. 7. 2, Braunſchw. Statt. $ 35 (Gengler Stabtr. S. 39), R. v. Freiberg c. 77, 
73 (Wald II. S. 190), v. Neiße v. 1290 (Gengler ©. 314 N. 3), Kölner 
Statt. e. 106, R. v. Eaffel v. 1423 (Gengler ©. j. mun. p. 474), Solmfer Landr. 
11.19 834, Augsb. Stabtr. (Meyer ©. 154, 155), Bamb. 882 (3öpfl 
8.26), Dinkelsb. Statt. S 17 (Gengler EC. j. mun. p.789), Nürnb. Ref. v. 
1522 XI. 2, v.1564 XXVII.9, Stuttg. R. v. 1482 (Gengler Stabtr. 
S. 484), Tirol. Weisth. III. ©. 349 3.22 f., 30 ff, Iglauer R. v. 1365 
(Tomajhet Oberhof ©. 217 f. oc. 217); ferner Kraut II ©. 682. N., 
Roth DB. (1. Aufl.) 5 48 N. 16. — In manden biefer Duellen ift unter 
parentes- wohl die Familie im ‚allgemeinen zu verftehen, in vielen tritt es aber 
unzweibeutig hervor, daß es fih um Bater und Mutter handelt. Irrig nimmt 
Kraut II. S.604 an, daß die Mutter das Einwilligungsredht nur gehabt babe, 
wen fie Vormünderin ihrer Kinder war. 

12) Yugsb. R. (Meyer S. 154, 155), Frankf. Ref. III. 1 Abf. 4. — Ander⸗ 
wärts wird die Mutter: Übergangen und fol nach dem Vater der Bormund be- 
fragt werben, Gosl. Statt. S.18 3. 4, Bremer R. v. 1308 art. 125. 

28) Augsb. R. a. a. O., Dinkelsb. Statt. 817 -(Gengler C. j. mun. 
p. 789), Brest. R. v. 1327 82 und v. 1496 (Gengler p. 363, 387), Eölner 
Statt. e. 106 (Ahnherr ober Ahnfrau), R. v. Soeft art. 168 (Emminghaus 
8.192: drei Freunde von Vaters und drei von Mutters Seite), Frankf. Ref. 
II. 1 Abſ. 4 (nad den Eltern der Großvater, dann die Großmutter), Saalfelder 
Statt. 8 176 (Walch I. S. 58), Freib. Statt. fol. 50P (der Vormund mit den 
nächſten Verwandten, resp. mit Genehmigung bes Raths), Franff. Ref. III. 8 
$10, VII.6 86 (mit Genehmigung der nächſten Freundſchaft); vgl. auch Tirol. 
W. bei Grimm III. ©. 730, Schröder Urkk. n. 252 (233), Borm. D. f. Riga 
0.1591 c.27 (. Rapiersty S. 282). — Rive H.1 S. 119 0.150, II.2 
S. 111. — Der Bormund wird oft nicht erwähnt, — er iſt unter ben Ber⸗ 
wandten mitbegriffen. 

19 Hamb. R. vo. 1270 X.8 8 2, Rürnb. Ref. v. 1522 XII. 2. 
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Alfo nicht der Inhaber des Mundium, der Vater oder Vor⸗ 
mund, ift ed, defjen Einwilligung einzuholen tft, ſondern die Familie 
hat ein Recht darauf, bei der Verheirathung zugezogen zu werben. 

3. Hat die Verheirathung ohne die erforderliche Einwilligung 
ftattgefunden, jo tft die Che doch gültig; aber es tritt — abgefehen 
von friminellen Strafen —'°) für dad unehrerbietige Kind, befonderd 
für die Tochter, der Berluft des Erbrechtd gegenüber der Familie 
ein’). Das Kind erhält nur, was der Vater oder die Geſchwiſter 
ihm geben wollen!®); bisweilen findet ſich noch die Verſchärfung, 
daB ed auch fein eigened Vermögen zu Gunften der Familie ver- 
lieren joll'®). 

Anderwärtd traten Milderungen ein: dad Kind behält jein 
Erbrecht, wenn ed nicht enterbt wird”), oder ed fol nur nicht bei 


15) Saarbr. or. VI. 89 (v. d. Nahmer S. 1010), Wiener Stabtr. v. 
1526 (Tomaſchek II. ©. 156). 

16) z. B. Augsb. Stdtr. (Meyer ©. 155), R. v. Eaffel v. 1423 (Gengler 
C. j. mun. p. 474), v. Breslau v. 1496 (ebendaſelbſt p. 387), Zirol. Weisth. III. 
©. 349 3. 22ff. 

1) Es wird dies außerordentlich häufig beflimmt, 3.8. Hamb. Stadtr. v. 

1270 X.8, Kölner Statt. art. 106, Caffel, v. 1423 (a. a. O.), Augsb. Stdtr. 
(a. a. O.), Tirol. ®. (a. a.O.), Rive 1.26, 111, Bluntſchli I. ©. 426, 
v. Stemann II. S. 242 (BO. v. 1632), Falck IV. ©. 327, Brüdner 8 588 
n.f.w. In Betreff der Tochter z. B. R. v. Soeſt art. 168 (Emminghbans ©. 192), 
Brauuſchw. $ 35 (Gengler Stadtr. S. 39), Duberftabt $ 114 (S. 94), Neifle 
v. 1290 (5.314 NR. 3), Goldberg v. 1357 (S. 161), Samb. v. 1270 VI.7,X.4, 
Frieſ. R. $ 23 (v. Richthofen ©. 351), Dithmarſ. Lor. v. 1539 $ 131 
(Michelfen S. 133), R. v. Iglau c. 217 (Tomaſchek Oberhof S. 117), 
Rive II. 1 S.126 ff. u. ſ. w. — Mber die Gerade joll fie bekommen nach ber 
Leipziger Willkür v. 1361 (Leipz. Urk. 8. I. no. 61). 

18) R. v. Amberg v. 1310 (Gengler S. 34), v. Freiberg c. 77 (Wald 
III. ©. 190; e8 fteht im Belieben des Baters, ob er ihm etwas zur Aus⸗ 
ftattung giebt), Frieſ. R. $ 19 bei v. Richthofen S.193, v. Amira Erbenfolge 
S. 151. — Bisweilen ift e8 den Eltern unterfagt, den Kindern etwas zu geben, 
Rive IL2 S. 164 (Hegensburg). 

1) Die Tochter fol nur ihre Kleider behalten: Lüb. (Hach) 1.17, IL5, 
III. 123, revid. Lüb. R. J. 4. 2, R. vo. Dortmund III. 15, 41, IV. 130 ($ren$- 
borff S.69, 75, 139). Bgl. auh R. v. Dinkelsbühl $ 17 (Gengler C.j. 
m.p. 789), die Jül. Berg. Poliz. DO. bei Maurenbrecher Provinzialvechte I. 
S. 224 N. 29 und Friedberg Eheſchließung ©. 105. 

20) z. B. Freiberger R. bei Rive II.2 S. 165, Oftfrief. Lor. IT. 131, 158. 
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Lebzeiten der Eltern eine Ausſteuer oder die Herausgabe von DVer- 
mögen fordern?), oder ed hat nur den Anſpruch auf die halbe 
Legitima®), oder ed können, wenn auch nicht die Tochter felbft, jo doch 
nad ihrem Tode ihre Kinder den Erbaniprud geltend machen?). 
Im Anſchluß an eine Beitimmung Juſtinians“) wurde öfter ver- 
ordnet, daß die ungünftigen vermögendrechtlichen Folgen fortfallen 
und der Anſpruch auf die Außfteuer beftehen bleibt, wenn die Eltern 
feine Veranftaltung zur Berheirathung ihres Kindes getroffen haben”). 
II. 1. Dieſe deutihe Rechtsentwidelung ftimmte nicht zum 
Römiſchen Recht; denn nach demjelben bedurften nur die Hauskinder 
der Genehmigung und zwar von Seiten des Suhaberd der väter- 
lichen Gewalt*) und eine ohne diefe Genehmigung gefchloffene Che 
war nichtig. Aber das Fatholiiche Kirchenrecht, weldyes im Tridentinum 
feinen Abſchluß fand, entſprach dem deutichen Recht; ed verwarf den 
Sat, daß eine Che nichtig fei, wenn ed an dem consensus parentum 
fehle, ald eine Strlehre”), Dagegen erklärten die Reformatoren die 
elterlihe Genehmigung für ein wefentliches Erforderniß der Ehe und 
brachten diefen Sag aud in mehrere Kirchenordnungen hinein?®). 


a), R. v. Soeft art. 169 (Emminghbaus S. 19), Grimm W. J. ©. 314. 
— Wormſ. Ref. V.1 tit. 1 (gegen den Schluß bin), Nürnb. Ref. v. 1522 XII. 2, 
v. 1564 XXVIIL 9, Jül. Berg. Lor. c. 73, Frankf. Ref. III.8 8 11,12, Hamb. 
Statt. II. 1lart.3 (Baumeifter II S. 272 R. 18), Churköln. Lor. IL. $ 4, 
VI. $ 10, C. Max. Bav. 1.6 84 R.2. — Sandhaas S. 373, Roth 8.L 
(1. Aufl.) 877 N. 9. — Bol. auch noch die partifuläre Beftimmung des Wiener 
Stadtr. v. 1526 bei Tomaſchek Rechte v. Wien II. ©. 153. 

39) Tiineb. Ref. III. 1 die beiden legten Abſatze; vgl. auch Hannöv. BO. v. 
1733 bei Grefe II. S. 291. 

33) Bresl. R. v. 1327 82 (Gengler j. mun. p. 363). 

#4) Nov. 115 cap. III. $ 10. 

25) Zürich. BO. v. 1525 (night 1535) bei Bluntſchli I. S. 427, v. Wyß 
in d. Ztichr. f. jhweiz. R. XX. ©. 130, 139, Oftfrief. Ldr. II. c. 17, 131, 159, 
Freiburg. Ref. fol. 59® a. E., Nürnb. Ref. v. 1564 XXVIIL 9, C. Max. Bar. 
I.6 $4 no.6. — Bol. and N. 8. 

36) Ueberdies wurde der Ehelonjens auch verlangt, wenn eine minberjährige 
emancipirte Tochter fich verheirathen wollte, c. 18, 20 C. V. 4. 

a7) Friedberg Eheichliefung S. 123 ff. 

3) G. Heyer diss. de consensu parentum in matrimoniis liberorum 
contrahendis necessario. Vratisl. 1863 p. 36—41, Richter Kirchenr. $ 272 
N. 12, Friedberg Eheihliefung S. 105f., Sohm Eheſchließung S. 206, 
v. Scheurl Eherecht S. 165 ff. — Ueber das proteftantifche Hecht der Älteften 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0.2. Aufl. 29 
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Meder dad Roͤmiſche Recht noch das katholiſche oder proteftantijche 
Kirchenrecht haben in der Folge unfere Rechtsentwidelung beherrſcht. 
Vielmehr haben ſich die verfchievenen Richtungen in der mannig- 
faltigften Weiſe in unjern Partikularrechten Geltung verſchafft und 
nur in einzelnen Beziehungen hat da8 Reichsgeſetz v. 6. Zebr. 1875 
gemeintechtlihe Normen gejhaffen. Da eine vollftändige Statiſtik 
nicht beabfichtigt wird, genügt ed, die wichtigſten Punkte hervor- 
zubeben®). 

2. Das ältere deutſche Recht hatte regelmäßig die Einholung 
des Conjenfes für die zum Haushalt der Eltern gehörigen oder die 
minderjährigen Kinder und darüber hinaus oft allgemein für die 
Töchter gefordert. Im Widerſpruch damit finden zahlreiche Partikular- 
rechte den Grund für die Nothwendigfeit der elterlichen Einwilligung 
nicht in der häuslichen Zuſammengehörigkeit, jondern in der Blutd- 
verwandtſchaft und in dem metus reverentialis, in der Pflicht „des 
ſchuldigen Gehorſams“, der Chrerbietung der Kinder gegen die Eltern 
und beftimmen darum, daß die Kinder lebenslänglich des elterlichen 
Conſenſes bedürfen, auch wenn fie aus der väterlichen Gewalt oder 
häuslichen Gemeinſchaft herausgetreten find), oder ſchon einmal 
verheirathet waren®?), vereinzelt jelbft dann, wenn fie durch Adoption 
in eine andere Familie eingetreten find (vgl. unten $ 258 N. 52). 


Zeit, bejonders die Praris des Wittenberger Eonfiftorium Mejer in d. Ztichr. 
f. Kirchenr. XVI. ©. 35 ff. Hier war man geneigt, im Fall der conjumirten 
Ehe den Mangel der elterlichen Einwilligung nicht als ein impedimentum diri- 
. mens zu behandeln, insbejondere dann nicht, wenn ein matrimonium honestum 
vorliegt; auch koͤnnte der Conſens nachträglich ertheilt und wenn er grundlos 
verweigert werde, obrigleitlih jupplirt werben. 

29) Eine kurze Meberficht über die Partilularrechte giebt Richter $ 272, be- 
fonders N. 14; vgl. auch die Zufammenftellungen bei Friedberg Eheſchließung 
©. 140 ff. über die Hannöverſchen Befimmungen Bartels Ehe und Verlöbniß 
nach gemeinem und part. Rechte in der Provinz Hannover. 1871. S. 119 ff. — 
Sehr reiches Material enthalten die Kommentare zu dem Reichsgeſetz v. 6. Febr. 
1875 von Hinfhius und von v. Sicherer (I. $3T N. 22). 

30) Preuß. br. I.1 845, 46, II.2 $ 250, Sidi. GB. 8 1571, Braunfchw. 
BOD. v. 1685, 1704, 1725 im Gegenſatz gegen bie Kir. OD. v. 1569, welche 
den Conſens nur für Kinder in väterliher Gewalt gefordert hatte (Steinader 
S. 29 N. 2), Roth 8. I. ©. 320, Heſſe $ 13, Fald IV. ©. 327, Reyſcher 
III. 8 542 R. 14, Zadariä 8 467. 

3) Preuß. Lor. I.1 846, Emminghaus S. 257 no. 9, Haubold 
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Andere Partikularrehte halten am biöherigen Recht feft und 
unterwerfen dem elterlichen Gonfendreht nur die Hauskinder oder 
die Kinder, welche noch nicht ein beftimmted Alter erreicht haben). 

Dieſe Nechtöverfchiedenheiten find ausgeglichen durch $ 29 des 
Neichögejebed vom 6. Zebr. 1875: der elterlichen Einwilligung be- 
dürfen eheliche Kinder, „jo lange der Sohn das fünfundzwanzigite, 
die Tochter dad vierundzwanzigſte Lebensjahr nicht vollendet hat“. 
Die Verpflichtung gilt aljo weder lebenslänglich, noch für die Dauer 
der väterlichen oder elterlihen Gewalt, noch bloß für die Zeit der 
Minderjährigfeit, fondern nur für beftimmte Jahre und zwar auch 
für Kinder, welche nit mehr in der elterlidhen Gewalt ftehen. 

3. Nur wenige Geſetze forderten, wenn beide Gltern leben, 
bloß die Einwilligung ded Vaterd*); die meiften verlangten die Ge- 
nehmigung der Eltern, unter denen allerdings bei einer Meinungs- 
verſchiedenheit die vwäterliche Stimme den Ausſchlag geben jollte*). 
Sit der Vater todt®), fo fol es auf den Willen der Mutter an- 
fommen?®); doch gilt dies nach manchen Gelegen nur für die minder. 


8 57 Anm.5, Roth 8. ©. 3205. N. 46, Zaharii 8467. — Dagegen follen 
verwittwete Perjonen befreit fein, Roftod. Stbtr. I. 4. 19, Fald IV. ©. 327 f., 
Brüdner 8 13. 

39) Jül. Berg. R. c. 73: Kinder „in Berfehung und Gewaltfam ihrer leib⸗ 
Iihen Eltern”, Söhne unter 30, Töchter unter 25 Jahren; ähnlich C. Max. Bav. 
1.6 $4 n0.6, vgl. au no.7. — 25 resp. 22 Jahre Nikınb. Ref. 1522 XII. 2, 
1564 XXVIII. 9, Franff. Ref. III.8 89. — 25 resp. 21 Jahre C. civ. 148 
(nach Erreichung dieſes Alters treten noch gewiffe Beſchränkungen ein, welche 
dem franzöflichen Hecht eigenthümlich find, Zahariä 8 468.8). — Minder- 
jährige, Deftr. GB. $ 49, Züri. $ 61. — Zwanzig Jahre, Schweiz. Bundesgef. 
v. 24. Dez. 1874 art. 27. — Weitere partituläre Beftimmungen bei Roth 8.1. 
(1. Aufl.) 8 49 N. 37. - 

33) Preuß. Lor. II. 1 $ 45, 46, Oeſtr. GB. 849, Schweiz. Bunbesgef. v. 
1874 art. 27. 

29) C. Max. Bav. 1.684n0.2, C. eiv. 148 (Zadhariä 8467 N. 12ff.), 
Zürih. GB. 584, Sächſ. GB. $ 1571, 1600 (Haubolt 857 N.a), Roth 8. 
&.320, 321 R. 48, Brüdner 812, Steinader S. 29 N. 2, Helle $ 13, 
Fald IV. ©. 327, Reyſcher III. $542 N. 11, Roth 8.1. (1. Aufl.) $ 49 
N. 37. 

35) Der Stiefvater hat kein Conſensrecht, auch nicht im Fall der Einkindſchaft, 
vgl. oben $ 244 ©.46, 47. 

36) Roſtocker Stadtr. I. 4.8, C. civ. 149, Schweiz. Bunbesgef. art. 27, 

99* 
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jährigen Kinder und ed foll hier die Konkurrenz des Vormunds 
eintreten ”). 
Da die Verbindlichkeit der Kinder nicht aus der väterlichen 
Gewalt, jondern aus der Familienzugehörigleit folgt, jo wurde in 
vielen Partikularrechten nad dem Tode der Eltern die Genehmigung 
der Großeltern”), resp. wenn die Kinder minderjährig find, unter 
Betheiligung des Vormunds erfordert?). Andere Partifularredte 
lafien nach dem Tode der Eltern für minderjährige Kinder den Bor: 
mund den Ehekonſens ertheilen, ebenfo wie derjelbe auch nad) den 
zuerjt erwähnten Rechten einzuwilligen bat, wenn das minderjährige 
Kind weder Eltern noch Großeltern bat“). Partilulär wird dann 
auch noch die Zuftimmung der Obervormundſchaft erfordert“). 
Aud in Betreff der Frage, weſſen Conſens einzuholen ift, hat 
das Reichsgeſetz $ 29 gemeined Recht geichaffen: „Eheliche Kinder 
bedürfen... der Einwilligung ded Vaters, nad) dem Tode des Baterd 
der Ginwilligung der Mutter und wenn fie minderjährig find, aud 
des Vormundes. Sind beide Eltern verftorben, fo bedürfen Minder- 
jährige der Einwilligung ded VBormunded... Eine Ginwilligung de 
Bormundes it für diejenigen Minderjährigen nicht erforderlich, welde 
nah Landesrecht einer Bormundichaft nicht unterliegen. Inwiefern 


FT) Preuß. Lor. II.1 849, Züri. GB. $ 85, Badiſches Gef. v. 21. De. 
1869 8 76, Falck IV. ©. 329, Roth 8. S. 321 N. 47; vgl. auch Seuffert 
XXXIV. no. 134. 

38) Lüneb. Ref. III. 1 Abi. 4, Roft. Stotr. [.4$ 9, C. Max. Bav. I.6$4 
n0.5, O. civ. 150 (Zadhariä 8 467 N. 17 ff.), Sächſ. GB. 8 1671 (Haubolb 
857 N. a), Heffe $ 13, Brüdner 8 12, Reyſcher $ 542 N. 13, Badiſches 
SB. v. 21. Dez. 1869 $ 76. | 

39) Preuß. Lor. II. 1 $ 50-52. — Sind aud die Großeltern tobt, fo 
bedarf es für Kinder unter 21 Fahren der Zuſtimmung des Yamilienrathe, 
C. eiv. 160. 

0) Preuß. Lor. II. 1 $ 53, 54, Oeſtr. SB. 8 49, Sächſ. $ 1599, 1600, 
1921, Schweiz. Bundesgef. art. 27, Steinader S. 30 N. 3, Roth 8. S. 319 
N. 39; vgl. au Kraut IL. S.110. 

a) Sächſ. GB. 8 1921, Dernburg Vormundſchaftsrecht S. 170 ff., 274 
bis 276, v. Sicherer S. 303—310. — Nach Preuß. Recht iſt die bloß mit Ge⸗ 
nebmigung des Bormunds, ohne Zuziehung des Bormundfchaftsgerichts gefchlofjene 
Ehe nicht nichtig, aber es foll bis zur Ertbeilung der obervormundſchaftlichen 
Genehmigung der Standesbeamte die Eheichließung ablehnen, Erf. d. RchsG. 
Strafſ. V. no. 118. 
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die Wirkſamkeit einer Vormundſchaftsbehörde oder eined Yamilien- 
rathes ftattfindet, beftimmt fih nad Landesrecht". 

Es werden durch dad Reichsgeſetz alfo die Vorfchriften außer 
Kraft gejeht, wonach, wenn beide Eltern leben, auch die Mutter mit- 
zuwirken hatte und für elternloje Kinder die Genehmigung der Groß- 
eltern einzuholen war. 

4. Die Eltern ımd der Bormund follen nit willfürlich, fon- 
dern nur aus zureichenden Gründen ihre Einwilligung verjagen‘?). 
Wird die Genehmigung nad Anfiht ded Kinded ohne Grund ver: 
weigert, fo konnte baffelbe Thon nad früherem Recht die Obrigkeit 
anrufen, um fall8 die Sache jo angethan ift, den fehlenden Conſens 
zu ſuppliren“). Während aber nad zahlreihen Partikularrechten 
died auch minderjährigen Kindern zuftand, beftimmt $ 32 deß 
Reihögefebed: „Sm Falle der Verſagung der Einwilligung zur Ches 
Ihließung fteht großjährigen Kindern die Klage auf richterliche 
Ergänzung zu” *). 

5. Dagegen hat das Reichsgeſetz ($ 36) Feine allgemeine Bor- 
{hrift getroffen über die Frage, ob die ohne die erforderliche Ein⸗ 
willigung gefchloffene Ehe gültig oder nichtig oder anfechtbar fet 
und in diefen Beziehungen beftehen die biöherigen Verjchiedenheiten 
weiter fort. 

a) In einzelnen Partikularrechten iſt der deutjchrechtlihe Stand- 
punft feftgehalten: der Mangel ded Sonjenjed bildet ein impedimentum 
impediens. Die Geiftlichen oder Standedbeamten follen den Conſens 
fi beibringen laffen; wurde die Ehe ohne denfelben abgefchloffen, 
jo ift fie gültig“), aber je nad den befonderen Beftimmungen hat 


4) Ueber derartige Gründe vgl. 3. B. Preuß. For. II.1 859ff., Oeſtr. 
GB. 853, Heffe 815, Roth 8. S. 490 f., Pfeiffer prakt. Ausff. V.no. 4 
S. 148 ff, Sengler Lehrb. S. 820 N.10, Seuffert XIII. no. 259, XVI. 
n0.119, XXXIV. no. 133. 

48) Gelegentlich ſchon im ältern Recht, Sandhaas S. 873 N. 121. Dann 
zahlreiche geſetzliche VBeftimmungen, z.B. Preuß. Lor. II.1 8 68 ff., Oeſtr. GB. 
352, 1222, Sächſ. GB. $ 1602 (Haubold 8 57), Züri. 8 8bff., Roth R. 
6.320 N.42, Pfeiffer Ausff. V. no.4. 

4) Seuffert XXXV. no. 34 (Haufer Ztſchr. IV. ©. 160). — Nach 
franzöſiſchem Hecht kann die Einwilligung unbeichräntt den Söhnen unter 25 
und den Töchtern unter 21 Jahren verfagt werden, Zachariä III. 8467 N. 7. 

#) 5.8. C. Max. Bav. 1.6 $4 no. 1, Roth B. 897 N. 10, Bremifches 
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das Kind keinen Anſpruch auf Ausſteuer“) und kann auf den halben 
Pflichttheil oder ganz enterbt werden‘). 

b) Andere Partitularrechte erflären die Che für nichtig“) oder, 
was ald dad regelmäßige anzujehen ift, für anfechtbar von Seiten 
derer, deren Einwilligung nicht eingeholt it“). 


G. v. 31. Oft. 1875; vgl. auch bie folgenden Noten und v. Sicherer ©. 234. 
— Die Beſtimmung des Sächſ. GB. $ 1621, 1627 iſt durch das Sächſ. Belek 
v. 5. Nov. 1875 $ 6 aufgehoben; die Ehe ift gegenwärtig anfechtbar. 

#) Oben N. 18,21, Roth 8. ©. 492, B. SIT N. 9, Heſſe $ 16, Sächſ. 
GB. $ 1664; Baumeifter 11.8 74 N. 21. 

27) Oben N. 17,18, 20, 22,23. Preuß. Lor. II. 1 8 997, 998, 1000 (bie 
Ehe bleibt beftehen, wenn es fih um Söhne, welche nicht mehr im väterlicher 
Gewalt ftehen, oder um Töchter Über 24 Jahre handelt), C. Max. Bav. 1.684 
no.2,3 (kafuiſtiſche Borjchriften), Oeſtr. GB. $ 1222 (Unger Erbr. $ 83 R.3), 
Sächſ. GB. $ 2576 (Haubold $ 341” N. a), Heſſe $ 16, Roth 8. ©.4%, 
Grefe II. ©. 29. 

Beftritten ift für das Preußifhe Recht, ob die Enterbungsbefugniß der 
Eltern in ſolchen Fällen des Landrechts beftehen geblieben if, im welchen das 
Reichsgeſetz nicht mehr die Einholung der elterlichen Genehmigung fordert; alſo, 
ob die Eitern Söhne, welche über 25 Jahre alt find, aber noch in väterlicher 
Gewalt ftehen, und Töchter über 24 Jahre enterben dürfen, wenn fie fich ohne 
elterlihe Genehmigung verheiratben; Hinſchius zu 8 36 und Stölzel Ziſchr.f. 
Kirdenr. XVII. S. 110. — Meiner Meinung nad) ift die Frage zu verneinen, 
Mit dem Reichsgeſetz ift jede Berpflichtung, den Eonfens einzuholen, für die 
jenigen Perfonen fortgefallen, welche das Reichsgeſetz nicht erwähnt. Vgl. aud 
Mandry Inhalt der Reichsgeſetze S. 566 f. 

#8) Solmfer dr. II. 19 8 35, Roth B. J. (1. Aufl.) 8 77 N. 7, v. Side- 
rer ©. 235 ff. . 

9) Preuß. Lor. II.1 8 972, 973, 994—997 (für Söhne in väterlicher Ge⸗ 
walt, für Töchter unter 24 Jahren), 999, Oeſtr. SB. 8 95, 96, C. eiv. 182, 
183, Zür. GB. $ 120, Sädf. Gef. v. 5. Novbr. 1875 8 6, Schweiz. Bunbes®. 
art. 53, Roth 8. ©. 351 (bei Minberjährigfeit der Ehegatten), Grefe IL 
©. 29, Reyicher III. $ 542 R.17ff., v. Sicherer ©. 237 ff. 

Sn Betreff der Preuß. Beftimmung, daß Ehen der Töchter über 24 Jahre 
(d. 5. der großjährigen Töchter) gültig bleiben, ift e8 beftritten, ob mit Abände- 
rung des Grofjährigkeitsterning nicht fett 24 Jahre 21 Fahre anzunehmen feien 
(Dernburg III. $14 N. 12). Da eine pofitive Befimmung vorliegt, glaube 
id nicht, daß in Rüdficht auf die Veränterung ver Ratio die Norm felbft ger 
änbert werben darf. 

C. eiv. 182 beftimmt, daß aud das Kind felbft, welches die Einwilligung 
nicht eingeholt hat, die Ehe anfechten bürfe. 
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5 254. III. Die vermögensredtlihen Berhältniffe. 


I. Zwilhen dem urfprünglihen römiſchen und dem deutſchen 
Recht beiteht in Rüdfiht auf die vermögensrechtliche Stellung der 
Hauskinder der prinzipielle Gegenſatz, daß fie nad) jenem fein Ver⸗ 
mögen haben fonnten und ihr ganzer Erwerb dem Inhaber der 
patria potestas zufiel, wogegen fie nach diefem von jeher ald ver- 
mögendfähig galten. Indeſſen tritt dieſer Gegenfab zur Zeit der 
Reception weniger jchroff hervor, weil dad römiſche Recht in feiner 
Ipätern Ausbildung das urjprüngliche Prinzip dur fo zahlreiche 
Audnahmen durchbrochen hat, daß dafjelbe faum noch beſteht. So 
war ed möglich, dieſe Ausnahmen mit dem deutichen Prinzip in 
Parallele zu jeßen. 

Bereits nach älteftem deutjchen Recht waren die Kinder, welche 
jih in dem Mundium ihres Vaters befanden, vermögendfähig: fie 
fonnten Vermögen durch Erbgang oder Schenkungen, auch durch 
Zumendungen des Vaterd!) oder durch eigene Thätigfeit erwerben ?). 
Aber fie jollen, jo lange fie fi in dem väterlihen Mundium be> 
finden, über ihr Vermögen nicht verfügen; Nupung und Ber: 
waltung ſteht, ähnlicy wie nad Römiſchem Recht am Adventizgut, 
dem Vater zu. 

Da der Vater die Kinder unterhält, fie in feinem Brod hat, galt 
ed als angemeljen, ihm die Nupungen von ihrem Vermögen zuzu= 
weifen?); nur wenige Rechte verpflichteten ihn, dasjenige von den 


1) Eine Haffiihe Stelle in diefer Beziehung ift Sachſenſp. I. 10, worüber 
Stobbe Beiträge S. 20 f.; vgl. auch noch Laband vermögensredhtlihe Klagen 
S. 386 f. — Für völlig verfehlt halte ih die Annahme von Sachße in d. 
Ztſchr. f. d. R. XIV. S.16f. und neuerdings von Fitting castrense pecu- 
lium ©.649f., daß die Sachfenfpiegelitelle Römijches Recht enthalte; vgl. Dagegen 
auch Stobbe Geſch. d. Rechtsquellen I. S. 307 N. 41. 

27) Bol. z. B. L. Wisig. IV.5.5. — Freilich läuft Daneben auch die Auf- 
foffung, daß, was die Hauslinder durch ihre Arbeit erwerben, den Eitern, welche 
fie alimentiren, zufallen ſoll; z. B. Coburger Statt. des 16. Jahrh. art. 8: Was 
Kinder „in ihrer Eltern Brod“ erarbeiten, gehört den Eitern, außer wenn bieje 
ihnen etwas zu ihrer Nothdurft laffen. 

2) L. Wisig. IV. 2.13, Siadtr. v. Eleve bei Schröder II.2 ©. 115 
N. 48, Weisth. aus dem Kanton Zürich bei Grimm I. S. 98 $ 10 (so lang 
aber ein kind ledig und bim vater inn der husshaltung biybe, so gibt 
er im nüt usshin und hatt die nutzung von dess kindes gut). — Kraut 


344 Rechtsverhäftniffe zwifchen Eltern und Kindern. 


Nutzungen, wad durch ihren Unterhalt nicht verbraucht wird, zu ihrem 
Stammvermögen hinzuzufchlagen‘). Die Verwaltung foll er wie ein 
ordentliher Bormund führen®), insbefondere nichts von dem Kinder: 
gut, außer im Fall echter Noth, veräußern oder verpfänden®); führt 
er die Verwaltung ſorglos und unwirtbichaftlih, jo wird fie ihm 
von Obrigkeit wegen abgenommen’). Treten die Kinder aus der 
Gemeinſchaft mit dem Bater heraus, fo haben fie Anfpruh auf 
Auslieferung ihre Bermögend in feinem ganzen Umfange; der Vater 
braucht nur für kaſuellen Verluſt nicht einzuftehen®). 

Mannigfahe Mopdififationen führten aber die Grundſätze über 
das eheliche Güterrecht herbei. So weit nämlich, die Haußfinder in 
Folge des Todes eined der Eltern Vermögen ererbt hatten, ftand an 
demjelben nach vielen Partikularrechten nicht bloß dem überlebenden 
Bater, fondern ebenjo der überlebenden Mutter der Niebbrauch zu. 
Aud endete derjelbe durchaus nicht überall mit der Loslöſung der 
Kinder von dem elterlichen Haufe, fondern oft erft mit dem Tode 
oder mit einer zweiten Heirath des überlebenden Parens oder bereits 
mit Volljährigkeit der Kinder. Diefer Nießbrauch ift aljo fein 
Audfluß der väterlichen Gewalt; er iſt ein elterliched echt, welches 
von der Hausgenofjenfchaft unabhängig ift. Die Beitimmungen da- 
rüber, welde im äußerſten Grade partikulär find, gehören nicht hie- 
her, ſondern haben bereits im ehelichen Güterrecht ihre Darftelung 
gefundenꝰ?). 

II. Während nach dem urſprünglichen deutſchen Recht das 
Vermögen der Kinder, jo lange fie der väterlichen Gewalt unter- 


II. ©. 6125. — Freilih wird dies Nutzungsrecht verhältnigmäßig nur felten in 
den mittelalterlihen Quellen direkt erwähnt; aber es ergiebt fich indirekt Daraus, 
daß der Bater bei Aufhebung ber väterlichen Gewalt den Kindern nur ihr 
Stammvermögen herauszugeben und ihnen nicht auch bie Nugungen von dem⸗ 
jelben zu erfegen bat. 

9 Bol. das Recht von Härter bei Kraut II. ©. 613, Rive II. 1 ©. 18. 

5) Rive II. 1 S. 178 ff, Schröder I. 2 ©.115 N. 48. 

6 L. Wisig. IV. 2.13, Schröder II.2 S. 87,92, 115 N.48, Kraut 
II ©. 19 ff., 610f. Im Fall der Veräußerung foll das Geld wieber für bie 
Kinder angelegt werden, Naumb. R. v. 1337 89 (Gengler ©. 310). 

7) Bremer Stadtr. v. 1303 c.4 (Delrichs ©. 22f.). 

8) Sachſenſp. I. 11; unten 8 255 N.15, 8 260 N. 35 ff. 

9) Bol. auh Roth D. $ 162, B. 8 98. 
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worfen waren, unterjchied8los jich in der Nubung und Verwaltung 
des Vaters befand, hatte das fpätere römiſche Recht dafjelbe in ver- 
ſchiedene Maffen mit verjchiedener juriftiicher Behandlung zerlegt: 
a) Vermögen, an weldem der Vater gar fein Recht hat und über 
welches das Haudfind wie ein homo‘ sui juris, falls ed noch minder- 
jährig ift, unter Genehmigung des Vaters oder ſonſtigen Vormunds 
diöponirt, peculium castrense und quasi castrense, b) Vermögen, 
an weldem der Vater die Verwaltung, aber nicht die Nutznießung 
hat, peculium adventicium irregulare, c) Vermögen, woran der 
Vater Verwaltung und Nupnießung hat, peculium adventicium 
regulare, d) endlich Vermögen, welches der Bater dem Kinde zu 
ſelbſtändigem Beſitz resp. eigner Verwaltung überlaſſen hat; daſſelbe 
kann vom Vater jederzeit zurüdgenommen werden, verbleibt aber dem 
Kinde ald eigned Vermögen, wenn ed der Vater nidyt bei der 
Smancipation zurüdgezogen bat, peeulium profecticium. 

Diefe Unterfchiede wurden zur Zeit der Reception auch in 
Deutichland beachtet). Wenn auch mancher römiſche Sab dem 
deutſchen Nechtöbewußtfein wideritrebte und darum auf die Dauer 
feinen Gingang in das praftiihe Leben fand, insbeſondere daß 
peculium profecticium bald wieder aufgegeben wurde, jo nahm 
man doch aus dem römiſchen Recht die auch für unfere Xebenöver- 
bältnifje brauchbare Unterſcheidung herüber zwiſchen Vermögen, wos . 
ran dem Kinde Berwaltung und Nutznießung zufteht, und Vers 
mögen, woran ebenjo wie im urjprünglichen deutjchen Recht der 
Bater die Verwaltung und Nupniefung hat. Im Anſchluß an den 
römiſchen Gegenſatz zwiichen dem peculium castrense und quasi 
castrense emerjeitd und dem peculium adventicium regulare anderer- 
fette, unterjcheiden im allgemeinen die neueren Geſetzbücher in Be- 
folgung des dem Preußijchen Landrecht angehörigen Sprachgebraudyd 
zwilchen freiem und nicht-freiem Vermögen der Kinder, wahren fi) 
aber ebenjo, wie vielfach auch die Prarid, darin ihre Selbftändigfeit, 
daß fie manchen Erwerb des Kinded in eine andere Kategorie ftellen, 
ald wohin er nad der römijchen Auffaffung gehören würde. 

Eine Ausnahme macht das Defterreihiiche Geſetzbuch ($ 149), 


10, Die Bedeutung des römischen Rechts in diefer Lehre wird von manchen 
Sermaniften unterfhäßt, 3.8. von Bluntſchli Privater. 8 175 N. *. 
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welches dad Vermögen der Kinder ald einheitlihe Maſſe behandelt 
und an demjelben dem Vater die Verwaltung, aber den Nießbrauch 
nur foweit giebt, als derfelbe zum Unterhalt des Kindes erforderlich 
it. Hier fteht aljo der Vater in vermögendrechtlicher Beziehung 
dem DVormunde gleih"). 

Während von dem freien und nichisfreien Vermögen im folgen- 
den Paragraphen gehandelt wird, tft bier nod die Bedeutung des 
peculium profecticium zu erörtern. 

III. Zur Zeit der Reception nahm man in die Godififationen 
auch die Grundfäge über das peculium profecticium und die actio 
de peeculio ganz bejonderd für den Zal auf, daß der Hausſohn 
unter Zuſtimmung ded Vaters mit dem peculium Handel trieb’. 
Bon neueren Gejegbüdhern handelt der Codex Maximilianeus von 
dem peculium profeeticium und läßt ſogar für daſſelbe eine 
Präfumtion eintreten"), die übrigen Geſetze laſſen den Vater für 


11) Es ift Daher nicht genau, wenn Roth D. $ 165 a. E. fagt, das Oefterr. 
Recht „reproducire die urfprüngliche Geftaltung des ältern deutſchen Rechts.“ — 
Das Deftr. Recht behandelt alles Vermögen ber Kinder als pec. adv. irregu- 
lare, oder — mas bier daffelbe beveutet, weil die väterlihe Gewalt im Oeſtr. 
Recht mit der Großjährigfeit endet — als pec. qu. castr. 

Uebrigens ftellt auch das Recht der Oftfeeprovinzen einheitliche Grundſätze 
für das Kindesvermögen auf, v. Bunge liv- und eftbländ. Privatr. $ 303, cur- 
länd. Privr. 8 211. 

18) Während nach deutſcher Auffaffung durch Betrieb eines Gewerbes ber 
Hausfohn aus der väterlichen Gewalt ausſcheidet, fagen jene Eodifilationen, daß 
auch Hausfinder „mit wiffen und gebult jrer Eltern ... faufmannsweiß han 
dein” fönnen und nicht mehr handlungsunfähig feien, Nürnb. Ref. 1522 XIV.T, 
1564 XIII. 4, Zül. Berg. R. 104 $ 4, Bresl. Statt. c. 12 (Ztfchr. f. ſchleſ. Geſch. 
IV. ©.53f.), $reiburger Statt. fol. 45° (dev Bater müſſe die Schulden bes 
Sohns, welcher mit feinem Wiſſen und Willen ein offnes Gewerbe betreibt, fo 
weit bezahlen, als „fich der gewerb firedt und wyter nit“, aber der Sohn folle 
die Schuld voll bezahlen, nachdem er aus ber väterlichen Gewalt heransgetreten 
fei), Würt. Lor. II. 28 $ 4 (Üübereinflimmend); vgl. auch Frankf. Ref. II. 11 
8 13. Mit Unrecht leugnet Diesel in Goldſchm. Ztſchr. II. S.17, in Bekler's 
Jahrbb. III. ©. 108 die bier erfolgte Aufnahme der actio de peculio. — Da- 
gegen finden fih von ber Reception ber actio tributoria feine Spuren, Kraut 
I. ©. 642. 

18) 1,583; über die Präfumtion no.4. — Außerdem erwähnt von neueren Ge⸗ 
ſetzen Roth 8.5 134 N. 4 noch die Hanauer Unter®erd. v. 1764. — Bol. auch 
Zür. GB. 8270: für die Geſchäfte eines Hausſohnes, welchem die Betreibung eines 
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die Geſchäftsſchulden entweder haften oder nicht haften, ohne aber im 
eriten Fall ein peculium profectieium ausdzufondern. 

Für dad gemeine Recht läßt fih vom Standpunkt der Res 
ception in complexu die prinzipielle Gültigkeit ded peculium pro- 
fecticium nicht bezweifeln‘); andererfeits ift aber anzuerkennen, daß 
daffelbe unferen Sitten widerftreitet und thatſächlich eine nur Außerft 
geringe Anwendung gefunden bat). Denn regelmäbig tritt ein 
Hausſohn, weldher ein Gewerbe betreibt und zum Zweck deffelben 
vom Bater Vermögen überwieſen erhält, aus der väterlichen Gewalt 
heraus; es entiteht alſo thatfächlic Fein peculium profecticium 
(vgl. auch oben I. $ 40 R. 60, 61). Wenn aber der Sohn für den 
Bater mit deffen Vermögen ein Gewerbe betreibt, fo haftet nach den 
heutigen Grundfägen über Stellvertretung der Vater voll und der 
Sohn gar nicht; eine Verwaltung für Rechnung des Vaters ſchließt 
den Begriff eines Peculium aus). Auch bat der Römiſche Sap, 
daß der Vater dem Kinde nicht unwiderruflich ſchenken könne, mit 
feiner Grundlage, der Erwerböunfähigfeit des Hauskindes, feine Be⸗ 
deutung verloren!); der Vater kann auch ohne den Zwed der Ver- 
mögensabjonderung und Aufhebung der väterlichen Gewalt dem Haußd- 


Berufs oder Gewerbes für eigene Rechnung geftattet ift, haftet „das Kind und der 
Bater, das Kind, foweit das ihm zu ſelbſtändiger Wirtbichaft überlaffene eigene 
Bermögen reicht, der Vater für den Reſt.“ 

1), A. A. Kraut II. ©. 641, Förfter III. 8 223 N. 2 und die dort an- 
geführte Literatur. Bgl. Dagegen Windſcheid $ 434 N. 3,4. 

15) Vgl. einzelne Anwenpungsfälle bei Roth 8. ©. 502 N. 4, D. $ 167 
N. 14 und Seuffert XXVII. no. 38 (Roſtock). — Aus Baiern, wo e8 ge 
festlich zuläffig if, kenne ich feine Gerichtsentfcheibung. — Dernburg III. $ 53 
N.2 bezeichnet es als ganz unpraktiſch. 

16) Walter $ 232 II. nimmt ein pec. prof. an „wenn ber Vater einem 
Sohn, der fih anders zu ernähren ganz unfähig ift (!) unter feiner Aufficht ein 
Bermögen zu feiner Verwaltung und Beſchäftigung (!) anweifl.” In dieſem 
Fall wird aber der Vater durch feinen beauffichtigten, ftellvertretenden Sohn voll 
verbaftet. 

1) Windſcheid $ 484 N.2, 4, $516 N. 14— 16 Hält am Römiſchen 
Hecht feſt; Schenkungen bes Vaters feien bis zu feinem Tode resp. bis zur 
Emanzipation widerruflih; nur Schenkungen zur Begründung einer ſelbſtändi⸗ 
gen Wirthſchaft oder zur Abſchichtung hätten rechtlichen Beftand. Vgl. auch 
unten 8 256 NR. 35. — Warum foll aber ber Bater nicht ohne dieſen Zweck 
bem Sohn ein Grundſtück ſchenken Dürfen und im Grundbuch zufchreiben lafſen? 
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john unwiderruflich Vermögen zuwenden und dafjelbe — im Römijchen 
Sinne — zu einem peculium quasi castrense oder adventicium 
macden!®). Aber in einem andern Sinne eriftirt allerdings in weiter 
Verbreitung peculium profecticium; dahin gehören Sachen, welche 
der Vater jeinem Kinde zur Benupung, aber nicht zu Eigenthum 
überträgt und jederzeit wieder zurüdnehmen darf: Kleider, Bücher, 
Schmud, Taſchengeld u. |. w. Sie find precario übertragened Gut, 
unterfcheiden fich aber von dem Römiſchen Peculium darin, daß für 
die Schulden des Sohned der Bater nicht mit der actio de peculio 
haftet). Solche Sachen werden ebenſo wie das peculium pro- 
fecticium bei der Emancipation oder dem Tode ded Vaterd, wenn 
fie bi8 dahin nicht zurüdgenommen find, unwiderruflid Eigenthum 
des Kindes. \ 


$ 255. Das freie und bas nicht-freie Bermögen der Kinder. 


I. Da8 freie Vermögen. 

Bereitd das Römiſche Recht hat in entichiedenfter Weiſe das 
Prinzip der Bermögendunfähigfeit der Kinder durchbrochen: dad Kind 
jol mit Bezug auf gewiffe Erwerbungen einem paterfamilias gleich 
jtehen, Cigentbum an dem Gut erwerben, die freie Verfügung und 
Nutznießung haben und in Rüdfiht auf das Gut, nur falld es 
bandlungsunfähig ift, unter der Vormundſchaft ded Vaters oder eined 
andern Bertreterd ftehen. Es gehörte dahin der Erwerb durch 
Kriegödienft (peculium castrense) oder aud einem öffentlichen Amt, 
aus dem geiftlihen Beruf, aus der Advokatur, aus Geſchenken des 
Landeöherrn (peculium quasi castrense; beide zujammengefaßt als 
peculium militare). 


18) Mainz. Lor. bei Kraut $185 n0.25, Emminghaus ©. 376 N.16, 
Schmidt II. ©. 95f., Kraut Borm. II. ©. 640, Roth D. SI6TN.6, 
Seuffert XIV. ©.62f. R., XXVII.n0.38. — Zum „freien eigenthümlichen 
Bermögen der Kinder” rechnet das Preuß. Lor. II.2 151 „die Belohnungen 
ihres Fleißes und ihrer Gejchidlichkeit, die ihnen von den Aeltern .... ertbeilt 
worden”, $ 154 „alles, was ihnen von Aeltern ... unter der ausdrücklichen Be- 
fimmung, daß es dem väterlihen Nießbrauche nicht unterworfen fein folle, zu- 
gewendet wird.” — Die Widerruflichkeit beftimmt aber 3.8. das Würt. for. 
11.18 87,8. 

19) Vgl. aber auch unten $ 256 N. 11—13. 
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Die Reception diefer Grundfäbe unterlag feinen Schwierigfeiten!). 
Allerdings finden diejelben infofern ein geringered Anwendungdgebiet, 
als in ſehr vielen Fällen eined derartigen Erwerbs der Sohn oder 
die Tochter fih außerhalb der väterlichen Gewalt befinden wird?); 
andererjeit8 befteht aber in dem neueren Recht die Neigung, über 
die Fälle ded gemeinen Rechts hinauszugehen und in weiterem Um» 
fange die Nubniefung und Berwaltung ded Vaters audzufchließen. 
Man begriff unter dem peculium quasi castrense den Erwerb der 
Beamten, Geiftlihen, Advokaten, Lehrer, Profefjoren, Künftler — 
alfo überhaupt den Erwerb, den das Hauskind „der Bekleidung 
eined Öffentlichen Amted oder einer wilfenichaftlichen oder fünftlerifchen 
Würde oder Thätigkeit verdankt"), Im einzelnen ift die Praxis 
Ihwanfend und haltlo8 und die partifulären Gejepbücher gehen aus⸗ 
einander*). Ganz bejonderd verfchiedenartig ift die Behandlung deö- 


1) Schon in der L. Wisig. IV. 5.5 findet fich eine dem pec. castr. ent- 
ſprechende Bermögensmaffe. 

)) Aber Dies trifft durchaus nicht immer zu und es ıft daher Walters 
$ 232 I. Annahme irrig, daß „von einem pec. castr. und quasi castr. nicht 
mehr die Rebe fein Tann.“ 

2) Bgl. befonders Fitting das castr. pec. in feiner geſchichtlichen Ent- 
widelung und heutigen gemeinredhtlichen Geltung. Halle 1871 ©. 566 ff., 603 ff., 
622 fi., 639, 644 f.; demgemäß auch bei Haustöchtern möglich S. 647. — 
Bruns in d. Ztſchr. f. Rechtss. X. S. 187 erklärt diefen Standpunkt für un- 
haltbar: entweder müſſe man das römiſche Prinzip fefthalten oder über Die 
gemeinrechtliche Praxis hinausgehen und ftatt der bloß künſtleriſchen und wiflen- 
ſchaftlichen Thätigleit überhaupt Die eigene Thätigleit der Huuslinder — im 
Segenjag gegen Schenkung, Glücksfall, Erbſchaft — ein pec. qu. castr. begrün- 
den laffen, wie dies die modernen Geſetzbücher gethan haben. 

9 Kitate bet Fitting S. 651f. — Fränk. LoGer. DO. III. 36 $2: „wenn 
die Kinder wären in Fürften, Herren oder andern Dienften oder trieben Hand⸗ 
tierung und Gewerb und kämen alfo durch folde Handtierung, Gewerb, Dienft, 
Heyrath und dergleichen Weege, zu Haab und Güter“ u. ſ. w.; vgl. au 39 $ 12, 
— O. Max. Bav. 1.5 $4: Erwerb durch Kriegsdienſt, „Durch Begleitung an- 
derer Aemter oder durch Uebung freyer Künfte und Wiſſenſchaften“. — Preuß. 
tor. II. 2 8 148 ff.: Erwerb durch Fleiß und Gefchielicyleit außerhalb des Be- 
triebes des väterlichen Geſchäfts, was fie in Kriegs- oder Civildienſten vor fich 
bringen oder bei ©elegenheit deſſelben von ihren Eltern oder Andern zur Aus- 
rüftung oder Beihülfe erhalten, Lehen [dagegen nicht Familienfiveilommiffe], 
Belohnungen ihres Fleißes und ihrer Geſchicklichkeit, Geſchenke und Legate für 
geleiftete Dienfle oder erwiefene Gefälligfeiten, alles, was fie von dem erjparen, 
was ihnen von den Eltern zum Unterhalt außer dem väterlichen Haufe oder 
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jenigen Erwerbs, welchen die Kinder ihrer Gejchidlichkeit, ihrem Fleiß 
oder ihren Dienftleiftungen bei Anderen verdanken: nad) vielen 
Rechten fallt er in ihr freied Vermögen), anderwärtd wird er 
Eigenthbum ded Vaters, jo lange derjelbe für die Alimentation ded 
Kindes zu forgen bat‘); nad) noch andern Rechten wird er nichtfreied 
Vermögen der Kinder”). 

An dem fg. freien Vermögen hat auch nad) neuerem Recht der 
Bater feinen Nießbrauch, aber fo lange das Kind minderjährig ift, 
die vormundichaftlihe Verwaltung®); mit feiner Grobjährigfeit geht 
diefelbe auf das Kind über. Nach preußiihem Recht darf der Vater 
die Nutzungen des Guts zur Erziehung und Pflege der Kinder 
mit verwenden; ſoweit fie dazu nicht gebraucht werden, wachen fie 
der Vermögensſubſtanz zu°). 


fonft zu ihren Ausgaben angewiejen worden, „enblich alles, was ihnen von 
Aeltern, Berwandten oder Freunden, unter ber ausprüdlichen Beflimmung, daß 
ed dem väterlichen Nießbrauche nicht unterworfen fein folle, zugewenbet wird“. 
— C. civ. art. 387: der Erwerb par un travail et une industrie s6par6s. 
— Zürich. ©B. 8 265 ff. — Dagegen ftarte Einſchränkung nad dem Sächſ. GB. 
8 1810f.: der Bater hat nicht Berwaltung und Nießbrauh „an Gegenfländen, 
welche den Kindern von einem Dritten mit der Beftimmung zugewendet worben 
find, daß der Bater daran Feine Rechte haben fol, jowie an dem Erbtbeile, 
welcher den Kindern anfällt, weil ihr Vater fich feines Erbrechtes nnwürdig ge- 
macht bat, oder weil er rechtmäßig enterbt worden if.” — Oeſtr. GB. $ 151: 
„Meber das, was ein obgleich minderjähriges, jedoch außer der Berpflegung Der 
Aeltern ſtehendes Kind durch feinen Fleiß erwirbt, ſowie auch über Sadıen, bie 
einem Kinde nad erreichter Mündigkeit zum Gebrauche übergeben worben find, 
kann e8 frei verfügen”. 

5) Bgl. die in der vorigen N. mitgetheilten Stellen aus der Fränk. LoGer.⸗ 
D., dem Preuß. Lor. und C. civ. 

6) Züri. GB. 8 264, 265, Seuffert XXXII. no. 150 (Wenn ‘ver Bater 
Balletmeifter ift und feine Tochter tanzen läßt, fällt ihre Gage oder det ſonſtige 
Erwerb, den ſie als Tänzerin macht, in ſein Vermögen). — Partikulär vird in 
noch weiterm Umfange der Erwerb der Kinder Eigenthum des Vaters, Ruh D. 
8 167 R.15. 

7) 3.8. C. Max. Bav. 1.5 8 5, Sächſ. GB. $ 1810, 1811. — Seufert 
X. 60 (Lohn als Kellner, Küfer), XIII. 266 (ale Schäferknecht). — Rotk B. 
8 101 R.24 (aud der Erwerb als Schaufpieler), D. $ 167 R. 17. 

%) C. Max. Bav. 1.5.4, Preuß, Sr. IL2 $147, 188ff. (vgl. dauter 
Dernburg Private. III. $54 letzt. Abf.); vgl. auch Sächſ. GB. 8 1816. 

9) Preuß. Lor. II.2 8 161. 
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II Bon dem pec. castr. und qu. castr. jondert dad gemeine 
Recht diejenigen DVermögensbeftandtheile ded Kindes, an welchen das 
Nutzungsrecht des Vaters ausgeſchloſſen iſt und auch feine Ver⸗ 
waltung beſchränkt ſein kann, ſg. peculium adventicium irregulare. 
Insbeſondere gehört dahin der Fall, daß ein Dritter dem Kinde 
etwas unter derartigen Beſtimmungen vermacht hat). Hat an 
diefem Peculium der Vater die Verwaltung, jo fteht e8 in rechts 
liher Beziehung dem pec. castr. während der Minderjährigfeit des 
Kindes gleih. Es haben daher die neueren Partikularrechte die Fälle 
ded pec. adv. irreg. einfach zum freien Vermögen gerechnet'!); auch 
fällt eo ipso jeder Unterſchied da fort, wo die väterliche Gewalt 
mit der Minderjährigkeit ein Ende nimmt. 

II. Das nicht-freie Vermögen. 

1. So wie bei den Römern dad peculium adventicium die 
Regel bildete, jo ift auch nad) neuerem Recht dad Kindesvermögen, 
wenn ed nicht unter die für dad freie Vermögen außgebildeten 
Kategorien fällt, nicht-freied Vermögen: d. b. ed befindet fi im 
Eigenthum ded Kindes, aber in der Nutznießung und Verwaltung 
des Vaters. Ganz bejonderd gehören dahin die Grwerbungen des 
Kindes aud Erbrecht, Schenkungen und Glüdsfällen‘); im übrigen 
aber lafjen fi, wegen ded Schwantend der Praris und der Mannig- 
faltigfeit der Partitularrechte, Feine feite Grenzen ziehen (N. 4 ff.) 13). 


10) Weber andere Fälle und das gemeine Recht Überhaupt Windſcheid 
8 517.3, Roth 8. S. 504—506. — Ueber das von einem Dritten unter biefer 
Bedingung vermadte Gut 3. 8. C. Max. Bav. 1.5 $6, Preuß. Lor. II.2 
8 154 f., C. civ. 387, Zür. GB. 8 267, Sächſ. GB. 8 1811f; Seuffert XII. 
43. — Das Zürid. GB. $ 267 zählt dahin auch Spargut; Seuffert IIL 
no. 358 die Abfindungsfumme, welche beim Gutsüberlaffungsvertrage ein nicht 
in das Bauergut fuccedirendes Kind erhält. Vgl. auch Baumeifter II. S. 49, 
Stölzel S. 32 N. 38, Bern. Civ. GB. art. 157, 158 u. f. w. 

11) Bel. oben $ 254 ©. 345 und Dernburg II. 8 53 N. 4. So aud im 
C. Max. B.1.5 86, im Würzb. R. (v. Schelhaß S.79)u.f.w. — Ueber das 
Oeſtr. Recht oben 8 254 N. 11. 

19) Preuß. Lor. II.2 8 156: „Alles andere, was den Kindern durch bloße 
Schenkungen, Erhſchaften, Bermächtniffe oder Glüdsfälle zulommt, gehört zu ihrem 
nicht freien Vermögen“. 

2) Es gehören dahin 3. B. die Pathengefchenfe des Kindes (Emming- 
haus ©. 357 no. 8, Pr. or. II.2 8 157; früher zählte man fie irrig oft zum 
pec. castr.; Nachweifungen bei Fitting ©. 648), der Erbtheil bes Kindes 
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2. Berwaltung‘). 

Der Bater fol die Berwaltung des Kindeövermögend mit 
Sorgfalt führen und ift für jede Nadläffigkeit verhaftet!‘); ähnlich 
wie bei einer vormundichaftlichen bedarf es auch bei der väterlichen 
Verwaltung für wichtigere Angelegenheiten der Zuziehung der Ober: 
vormundfchaft oder eined bejonderen Euratord!%). Iſt der Vater zur 
Führung der Verwaltung unfähig oder gefährdet er das Vermögen 
der Kinder, ohne Sicherheit leiften zu können, fo ift ihm, unbeſchadet 
feines Nießbrauchs, die Verwaltung zu ‚nehmen; dieſelbe wird, falld 
die Kinder großjährig find, diefen, im Fall ihrer Minderjährigtet 
einem Curator übertragen!”). 

MWährend nad) gemeinem Recht der Vater die den Kindern von 
der Mutter oder fonft anfallenden Vermoͤgensmaſſen nicht zu in 
ventarifiren braucht), ift ihm in Partikularrechten diefe Pflicht auf 


(Seuffert III. no. 271.1, v. Schelbaß $ 42, Roth B. $ 101 N. 32ff.), 
die Conventionalftrafe, auf welche das Kind bei Verlobnißbruch von ber andern 
Seite einen Auſpruch hat (Seuffert III. no. 271. 2), der Erwerb des Kindes 
durch Arbeit und Dienftthätigkeit (oben N. 7 vgl. mit N. 3 ff.), was ber Sohn 
erbeirathet, falls mit der Heirath die väterlihe Gewalt nicht aufgelöft wird 
(Derndburg III. 8 54 N. D, der Entfhädigungsanfprud einer Tochter bei 
außerebeliher Schwängerung (Seuffert III. no. 271.5, Dernburg III. $54 
N.6; anders Seuffert XXIX. 230). Bedeunklich ift es mit Seuffert II. 
271.4, Gengler Lehrb. S. 1176 N. 3 auch ein Samilienftipenbium hieher zu 
zählen; m. E. jchließt die Zwedbeftimmung vefjelben die Nutznießung des Baters 
aus. — Weiteres Detail bei Rotb D. $ 167 R. 17. 

14) Ueber biefelbe vgl. 3.8. Roth D. 8 168, Dernburg III. $ 58. 

15) Wie nach gemeinem Recht, jo haftet er auch nach PBartilularrechten regel- 
mäßig für omnis diligentia. Dagegen läßt ihn Sächſ. GB. $ 1817 nur für 
ven Fleiß einftehen, „welchen er in feinen eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegt". Ebenfo ©. f. Weimar v. 27. März 1872 8 11.— Nah Zür. 8.5272 
entjehulbigt ihn Zufall und Abwejenheit von „Bernadhläffigung der auf dem 
Bater rubenden Berpflichtungen.“ 

16) z. B. Preuß. Lor. II.2 8 170 ff., 175, 191 ff. Auch wird partikulär ben 
Kindern zur Kontrole noch ein bejonderer Vormund beftellt, Kraut IL ©. 627, 
Roth 8. S. 500 R. 26. ö 

IT) Oben $ 252 N.2, 3. 

18) Mynsinger obss. II. 98, Seuffert XII. 44, XVII. 258, Bf. 
Rechtspfl. in Thür. XXIII. ©. 225, C. Max. B. II.9 $6 no.7 (Roth 2. 
8101 N. 44); vgl. auch Naſſau⸗Catz. Land. DO. IV. tit. 12, befonders $ 5 und 
Bern. Civ. GB. 8 236 f. 
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erlegt, ſei es allgemein), ſei ed für den Fall, daß die Kinder minder 
jährig find”) oder der Vater zur zweiten Ehe fchreitet). Wenn er 
auch im allgemeinen Feine Sicherheit wegen guter DBerwaltung zu 
- beitellen brauht?), fo tritt doc partikularrechtlich diefe Verpflichtung 
für ihn ein, wenn dem Kinde Gefahr aus feiner Verwaltung droht®), 
namentlih auch wenn er fi zum zweiten Male verheirathet*). 
Das geſetzliche Pfandrecht, welches die Kinder zu ihrer Sicherftellung 
am Bermögen ded Vaters nad) gemeinem Recht haben”), wurde 
zufolge der Reception aud in die Partikularrechte aufgenommen); 
im neueren Necht fteht ihnen ein Pfandrechtstitel zu, fei ed allge 
mein, ſei es im Falle der Gefährdung ihres Vermögens oder eines 
jonftigen Grundes "zur Sicherſtellung (3. B. Verheirathung des 
Bater8)”). Auch haben fie, wie ſchon früher partikularrehtlich”®), fo 
jegt reichörechtlih, in Anſehung ihred gejeglich der Verwaltung deö 


19) Roth 8. S. 500 N. 26, ©. f. Weimar v. 1872 812, Heſſe S. 72, 
Brüdner 8 112ff., Steinader S. 62 f., Falck V. S.14f.,, Kraut I. 
©. 624 f., Roth D. $ 168 N. 9. 

, Sächſ. GB. $ 1810. 

21) Roth 8. S.470 N. 12, Frankf. Ref. VIL.2 810, Stölzel S. 31 
N.17, S. 32, Kraut II. ©. 625, Roth D. $ 168 R.10; vgl. aud oben 
8 248 N. 48 ff. 

2) z. B. Pr. Lor. I. 2 8 178, Sächſ. GB. $ 1814, C. civ. art. 601, 
Seuffert XX. 48. 

35) Preuß. dr. II.2 8 179 ff. (Förſter III. $ 223 NR. 33 ff), Sächſ. GB. 
81815 (Schmidt II. ©. 92f.), Zürih. GB. 8 268, Brüduer $ 118, 
v. Schelhaß 8 42 N. 10, Stölzel S.31 N.16, Kraut IL S. 624. — 
Seuffert III. 336, XIX. 238, XXIX. 147. 

#4) L. Wisig. IV.2.13. — Pr. or. IL.2 81877, Stölgel ©. 32, 
Heffe S.73, Kraut II. ©. 624 N. 13. 

35) Windſcheid 8232 N.5ff.; Über ven Umfang der Fälle des Pfand- 
rechts vgl. auch Seuffert XXX VII. 40. 

%) Nürnb. Ref. XXI. 2 81, vgl. au XXII. 3, Franff. Ref. II.19 $ 6, 
VII.2 89, Emminghbaus ©. 379 no, 25, Stölzel S.31 N.28, 29, Roth 
8. S.510 N. 22. 

7) Preuß. or. II.2 8 176 ff, 187f., Sächſ. GB. 5391 (Stegmanı 
fühl. Hyp. R. S. 47), ©. f. Weimar v. 1872 8 13—15, Baier. Hyp. ©. 5 12 
no. 7 (Lippmann in Hanfer’s Ztſchr. V. 5.279), Römer Würt. Unterpfands+ 
recht S. 147 ff. 

38) 3.8. Preuß. Lor. II. 2 8 177, Preuß. Konk. O. 8 80, Zür. GB. 8 274. 


Stobbe, Privatreht. IV. 1.0.2. Aufl 93 
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Baterd unterworfenen Vermögens im Konkurſe deſſelben eine bevor- 
zugte Stellung). 

Sn der Diöpofition über dad Vermögen der Kinder ift der 
Bater vielfah”), wenngleich nicht in demjelben Maß, wie nad) ge 
meinem Recht?!) beichränft. Während er im allgemeinen Mobilien 
veräußern?) und über Kapitalien verfügen darf?), wird zur Ber: 
äußerung oder Belaftung von Immobilien regelmäßig, ähnlidy wie 
bei der vormundichaftlihen Verwaltung, ein obervormundfchaftliches 
Dekret erfordert). Nach gemeinem Recht ſoll eine Veräußerung 
nur im Notbfall zuläffig fein; nach neueren Partikularrechten ift fie 
auch geftattet, wenn fie dem Kinde zum offenbaren Nuten gereicht®). 
Sit dad Kind großjährig, fo kann jede Veräußerung mit defjen Ge 
nehmigung vorgenommen werden ®). 

Die Kinder dürfen über ihr nichtsfreied Vermögen nicht anders 
ald mit Genehmigung ded Vaterd unter Lebenden verfügen?) und 
haften daher mit demjelben auch nicht für die von ihnen einge 
gangenen Obligationen”). Dagegen haben fie, unter Vorausſetzung 


29), Reichs⸗-Konk. DO. 854 no.5 vgl. mit Einf. Gef. $ 13. 

3) Detail bei Roth D. 8 168 N.16 fi. 

3), Daffelbe gilt für Baiern, Roth B. 8 101 N. 64. 

3) 3.8. Sächſ. $ 1818, Züri. GB. 8 262. 

88) Preuß. Lor. II.2 $169. — Seuffert II. 307, X. 181, XIV.100, 
XVII. 65. — Daß er nicht Forderungen des Kindes in feinem eigenen Interefie 
cediren darf, Seuffert XXIX. 230. 

3%) Weber das ältere Hecht oben $ 254 N.6. — Reichskammergericht (Myn- 
singer VI.61 $ 4): keine Veräußerung von Grundſtücken sine judiciali de- 
creto nisi urgente aeris alieni necessitate. — SFranff. Ref. VIL.2 89, 
Preuß. Lor. IL.2 $ 171, 172, Stölzel S.31 N. 19ff., Sächſ. GB. $ 1818, 
Weimar'ſches ©. v. 27. März 1872 $5, Emminghaus S.379 N.26, Roth 
8. S.499 N.14, Baumeifter II. ©. 46. — Seuffert III. 334, XID. 41. 
— Unter Zuftimmung eines ad hoc beftellten Bormunds, Zür. GB. 8 262. — 
Nah Nafſauiſchem Recht wird auch Genehmigung der Mutter verlangt, Ber- 
tram das Naffauifhe Familienrecht. 1876 8 244. — Bol. auch Seuffert 
XXVI. 41—43, XXX1.342; über gemeines und bair. Recht Lippmann in 
Hauſer's Ztihr. V. S. 283 ff. 

35) Preuß. Lor. II.2 8 172,174, Stölzel S. 31N.18, Sächſ. GB. $ 1818, 
Weim. G. $5, Seuffert III. no. 335. - 

36) Sächſ. SB. $ 1818, Seuffert VIII. 60. 

37), Windſcheid $ 517 N. 15, Preuß. Lor. I.2 8201, Roth 8. 8 101 
N. 101—104, D. 8 168 N. 27. 
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des tejtirfähigen Alters, nad) Partikularrecht regelmäßig die Befugnik 
nicht bloß wie nad) gemeinem Recht über ihr freied, jondern auch 
über dad nichtsfreie Vermögen und zwar auch ohne Genehmigung 
des Vaters letztwillige Verfügungen zu treffen®). 

Nach neuerem Recht“) gilt zufolge feines Verwaltungsrechts 
der Bater regelmäßig ald befugt, die einem minderjährigen Haus- 
finde angefallenen Erbſchaften auch ohne deſſen Zuftimmung anzu- 
treten oder audzujchlagen“), während das volljährige Kind jelbft da- 
rüber zu enticheiden hat“). 

3. Nießbrauch. 

An dem nicht-freien Vermögen fteht dem Vater der Nießbrauch 
als geſetzliches Recht zu; an den einzelnen Objekten deſſelben dauert 
derſelbe aber nur ſo lange, als ſie zum Vermoͤgen des Kindes ge⸗ 
hören. Handelt es ſich um Grundſtücke, ſo bedarf es im allgemeinen 
nicht der Eintragung im Grundbuch“). 


3) Emminghaus ©. 384 no. 54. 

39) Freiburg. Statt. fol. 65 Abſ. 1, Nürnb. Ref. XXIX.5, Franff. Ref. IV. 2 
84 („jonderlih mit Bewilligung bes Vaters”) vgl. mit IL. 1 $8, Wurt. for. 
III.2 $10, Hobent. Landr. IV.18$ 3, Zrier. Ldr. 1.8 3, Mainz. Lor. VIII. S1, 
Preuß. Lor. 1.12 $ 16,18, Sächſ. GB. $ 2066, Zür. $ 2054 (Bluntſchli Zür. 
RES. II. S.321), v. Schelhaß Würzb. 842 N.12. Bgl. auch die Nachweiſun- 
gen bei Roth B. 8300 N. 41. 

Dagegen verweigert Die Tirol. LandesO. III. 3 Abſ. 1 den Kindern „in 
Gewalt ihrer Eitern“ die Teftirfähigleit, am gemeinen Rechte halten feſt Wormf. 
Ref. IV. 3 tit.9 Abſ.2 (nur ein Sohn, welder Doctor oder Witter wäre, 
über das, was „ein Doctor mit feiner Arbeit, durch feine Kuuft oder ein Ritter 
in Streiten und Kriegshändeln gewonnen“ hat), Oftfrief. Lor. II. 172 („ver mit 
feiner Arbeit Güter verdienet hat“), Lüneb. Ref. IV.2 $2 (Über „eigene er- 
mworbene Güter”), Naffan-Cat. LandesO. III.1 82 (nur „de bonis castren- 
sibus vel quasi“), C. Max. Bav. IIl.3 83 no.3. 

40) Ueber das gemeine Recht Windſcheid 8 596 N.5,19, 8599 N. 7. 

m Roth 8. S. 498 N. 6, 12, Förfter III. 8 223 N.28, Dernburg 
III. 8 55 N. 15 ff., Stölzel S.35 f., Roth B. III. $S365N.47T, Seuffert VOL. 
197, XXV.35 (e8 kann dem Rinde auch ein Kurator gegeben werben, wenn ber 
Bater deſſen Erbrechte vernadhläffigt)., — Weimar’iches Gef. v. 1872 85: den 
Kindern angefallene Erbſchaften follen nur mit Genehmigung des Vormund- 
ſchaftsgerichts ausgejchlagen werden. 

) Seuffert VI.228, Roth III. $363 N. 48. 

“) Zür. GB. 8727, Sächſ. ©B. 8 1819 vgl. mit 8 1670. Dagegen foll 
der Nießbrauch nach dem Preuß. Gef. v. 5. Mai 1872 8 12 eingetragen werben; 
vgl. dazu Achilles Kommentar (3. Aufl.) S. 135. — 
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Dem Nießbrauchsrecht des Vaters ſteht die Pflicht gegenüber, die 


Kinder zu alimentiren“); da dieſelbe aber nicht von dem Vorhandenſein 
von Adventizgut abhängig ift, jo darf er, wenn die Früchte de 
Kindergutd zur Alimentation nicht hinreichen, nicht fofort den Stamm 
des Vermögend angreifen, fondern hat dann, foweit er dazu im 
Stande ift, aus feinem eigenen Vermögen bie Koften der Alimen- 
tation zu bejtreiten“). Auch dürfen fich, ſoweit die Erfüllung feiner 
Alimentationsverbindlichkeit dadurch nicht beeinträchtigt wird, ſeine 
Gläubiger an die Früchte des Adventizguts halten“). 

Für den Fall des Konkurſes gingen früher die Partikularrechte 
in vier verſchiedenen Richtungen auseinander: a) der Nießbrauch des 
Vaters bleibt beſtehen, wird aber nicht zur Konkursmaſſe gezogen”), 
b) er fällt in die Konkursmaſſe, ohne daß aus den Cinfünften die 
Kinder weiter zu alimentiren find“), ce) er fällt in die Konkurämafle, 
aber es find aus ihm die Mittel zur Alimentirung welter zu ge 
währen“), d) der Nießbrauch des Vaters erliſcht im Fall feines 
Konkurjes). Die Konkursordnung läßt die im Sinne von d be 
ftimmenden Gejeße beitehen und verordnet im übrigen im Sinne von e, 


4) Nach Deftr. Recht ift, wie bereits bemerkt, der Bater zum Nießbrauch 
nicht befugt; er foll daher ($ 150) bei einigermaßen erheblichen Einkünften, 
welche Ueberſchüſſe Über die Alimente gewähren, ber Obrigleit Rechnung legen. 

#5) Seuffert IX. 190 no. 3, XII. 45. — Lippe'ſche BO. v. 1786 $ 22 (bei 
Runde ehel. Güterr. ©. 527; das Vermögen ber Kinder foll nur mit obrig- 
feitfiher Genehmigung angegriffen werden). — Preuß. or. II. 28 161, 164, 204, 
287, C. civ. 384,85, Züri. GB. 8 272, Sächſ. GB. 8 1836, 1845. 

#6, Eine Ceſſion bes — ift dagegen unzuläſſig, Seuffert IIL 
330, XX. 222; a. A. V. 296. 

4) z. B. Oldenb. Geſ. über d. ehel. Güterr. v. 24. Apr. 1873 art. 44 $4: 
„das Recht auf den Nießbrauch kann zur Befriedigung der Gläubiger des Nieß⸗ 
brauchers nicht herangezogen werden”; Seuffert III. 330 (Eafjel), Roth 8. 
S. 448 N.40 ff. 

#) Seuffert V.296 (Celle). 

49, Defir. GB. 8150, Sidi. GB. 8 1820, Zachariä III. 8549 N. 32. — 
Seuffert III.338, V.296 (?), XXII. 153, 281, Arc. f. prakt. Rechtsw. N. F. 
VI. ©. 62—65. 

50) Preuß. Lor. II.2 5.206, Dernburg IH. 855 N. 21. — Weil das in 
N.AT angeführte Oldenb. ©. mit der R. Kon. D. unverträglich ift, hat dies auch 
Das Oldenb. ©. v. 10. April 1879 art. 52 beftimmt.. — Züri. GB. $ 279: 
„die Berreihtfertigung des Vaters zerftört defjen väterlihe Vormundſchaft und 


päterliche Nugnießung auf fo lange, als der fallite Zuftand veffelben andanert”. 
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jo daß die Partifularrechte in der Richtung von a und b aufgehoben 
find. Sie beftimmt $ 1: 
Der Nießbrauch, welder dem Gemeinſchuldner während 
der Dauer des Verfahrens an dem DVBermögen... feiner 
Kinder nah den Landesgeſetzen zufteht, gehört zur Kon» 
kursmaſſe. Aus den Nutzungen kann der Gemeinfchuldner die 
Mittel beanfpruchen, welche zu jeinem angemefjenen Unterhalt 
und dazu erforderlich ſind, um eine geſetzliche Verpflichtung 
dejielben... zum Unterhalt und zur Erziehung jeiner Kinder 
zu erfüllen. 
Der Nießbrauch endigt im allgemeinen mit der Aufhebung der 
väterlichen Gewalt, aljo auch wenn fie dem Vater wegen Mißbrauchs 
‚entzogen wird; partifulär ferner, wenn Konkurs über jein Bermögen 
eröffnet wird?). 

Doch bleibt partikularrechtlich der Nießbrauch vielfah auch 
trotz der Aufhebung der väterlichen Gewalt beſtehen. | 

a) Conftantin hatte dem freiwillig emanzipirenden Water: den 
Nießbrauch an einem Drittel”), Juſtinian an der Hälfte der bona 
materna gelafjen, ſg. Praemium emancipationis. %ür die deutſchen 
Berhältniffe ift diefe Vorſchrift unangemefjen, weil die Entlaffung 
aus der väterlichen Gewalt h. 3. T. nicht als eine bejondere Gunft 
des Vaters erjcheint, welche zu belohnen wäre, jondern die natur⸗ 
gemäße Folge der felbftändigen Stellung des Kindes: if. Es Tann 
daher dies Praemium da nicht beanjprucht werden, wo die Auf 
hebung der väterlichen Gewalt unabhängig vom Willen ded Vaters 
erfolgt. Doch ift da, wo dad gemeine Recht gilt, die Geltung des 
Praemium emancipationis in dem Fall anzunehmen, daß eine fürms. 
liche, dem Römifchen Recht entiprechende Emancipation ftattgefunden 
hat®). Die deutiche Gejebgebung bat ed nicht aufgenommen®t). 


- 51) Bol. Note 50. — Nach Preuß. Lor. I. 2 $ 209 kann aber ver Bater im 
Hall des Konkurjes „vie benöthigte Unterflügung aus den Einkünften” des Ad⸗ 
ventizguts fordern. 

52) Die Beftimmung fand Aufnahme in Die L. Wisig. IV. 2.13; der Bater 
fol, wenn fi das Kind verbeirathet, bie tertia pars ber res maternae zum 
ususfructus behalten. 

5) Pufendorf I. obs. 98 $ 17, Eitate bei Krant II. ©. 665 N. 45, 
Windſcheid 8 525 0.20. 6, vgl. mit N. 15, Seuffert XXVII. 145; fo gilt es 
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b) Ueberdies aber finden fich zahlreiche Abweichungen deutichen Urs 
ſprungs, weldye mit dem ehelichen Güterrecht zufammenhängen und 
fich bejonderd auf das Vermögen beziehen, welches die Kinder nad 
dem Tode eined der Eltern ererbt haben“). Es fol der Vater an 
dem eigentlichen Muttergut den lebenslänglichen Nießbrauch haben“); 
ed jol der Nießbrauch mit der Volljährigkeit der Kinder”) oder mit 
einem nod früheren Alter enden‘) u. f.w. Anberwärtd hat nad) 
dem Zode ded Baterd die Mutter Verwaltung und Nutzung ded 
Kinderguts, fo daß die Berechtigung nicht als Ausflug der väter 
lihen Gewalt eriheint®) u. |. w. 


$ 256. IV. Die Berpfligtungsfähigkeit der Hauskinder. 


I. Hauskinder waren nad älterem Recht, gleichviel ob fie 
eigned Bermögen hatten oder nicht!), und ohne Rückſicht auf ihr 
Alter nicht verpflichtungsfähig?). Ihre rechtliche Stellung war ähn- 


partilufär au no in Heffen, Roth 8. ©. 513 N. 4, Pfeiffer praft. Aus- 
führungen II. no.4 ©. 189 ff., 202 ff. — Allgemein erllären fi gegen das 
. Praemium Haubold $ 93 Zuf. 1 (Schletter kurſ. Eonftitutionen ©. 257), 
Heimbach $ 113 N. 6, Kraut II. S. 666 f. und die Eitate in N. 46. 

5) Nach dem C. Max. Bav. I. 5. 5 no. 3 follen die Siegelmäßigen ben 
lebenslänglichen Niekbraud vom Muttergnt behalten; diefe Beftimmung — auch 
gegenwärtig; Lippmann in Hauſer's Ztſchr. V ©. 282 f. 

55). Bat. z. B. Stölzel S. 41 ff. und oben $ 3541. 

56) Braunfhw. ©. v. 19. Mai 1876 8 3 (Steinader ©. 63 f.); vgl. aud 
Roth D. 8 168 N.55, B. $ 101 N. 97, 98. 

N z. B. Kraut II ©. 607 N. 7, 665 N. 41, 43, Heſſe S.40, Heim- 
bach 8 109 N. 6,7. 

58) O. civ. 384, wenn bie Kinder 18 Sabre alt find. 

9) Heffe S. 37 N.5, S. 39, ©. 73 f., Brückner $ 136 ff, Sadie 
8 163, Heimbach S 111 N.6, Thomas III ©. 90, C. civ. art. 384, 386. — 
Gegen den mütterlichen ususfructus erflärte fi die kurſächſ. Decifion v. 3. 1661 
n0. 62 (Haubold $ 88 N. a), vgl. au Kraut II. ©. 688 f. 

1) Es ift daran zu erinnern, daß bie Unterfcheidung von freiem und nicht⸗ 
freiem Vermögen ber Hauslinder erſt der Receptionszeit angehört. 

9), Unbewiefen und unbegreiflih ift die Behauptung von Schufter das 
Epiel 1878 S. 22 ff.: daß „auch Willenserflärungen von Perſonen, bie durch 
Alter, Gefchlecht oder Stand unfelbfländig waren, Rechtswirkungen befaßen, aber 
derart, daß fie für ben Herrn, von dem fie abhängig waren und mit dem fie in 
Gemeinſchaft lebten, verpflichtend wirkten”. Vgl. Dagegen K. Maurer in ber 
kit. Bierteli. Schr. XXI. ©. 218 ff. 
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lih wie die der Baterlojen in Bormundichaft: für diefe hört die Un⸗ 
jelbftändigfeit mit der erreichten Volljährigkeit, für jene mit der 
Scheidung vom väterlihen Haushalt auf?). Sie können fi nidt 
verpflichten, feine gültigen Schulden machen‘), dürfen nicht auf ihre 
Habe oder ihr Erbtheil Geld aufnehmen‘) u. ſ. w. Die Eltern 
fommen nicht für ihre Schulden auf®), fünnen, was die Kinder ver- 
fauft, verjeßt oder verjpielt haben, zurüdfordern, die von ihnen ges 
gebenen Pfänder vom Gläubiger herausverlangen, ohne ihm jein 
Darlehen zu erjegen”) u. ſ. w. Auch fommt dad Kind felbit für die 
Schulden nicht auf, nachdem es felbitändig (paterfamilias, dominus 
rerum) geworden ift®). 

Aber das Leben verlangte Ausnahmen von diefen Grundſätzen; 
man fonnte ed von dem andern Gontrahenten, bejonderd wenn ed 
ih um kleinere Beträge handelte, nicht verlangen, daß er vorher 
unterfuche, ob der Hausfohn mit Genehmigung oder im Auftrage 


3) Menige Quellen nehmen auf das Alter des Hausiohns Aüdficht;z 
Schwabenſp. 61: was der Hausfohn Über 25 Jahre von des Baterd Gut ver- 
jpielt, giebt man leßterm nicht wieder. — Vgl. au Brem. R. v. 1303 Orb. 58 
‚und Augsb. R. (Meyer) art. 140 8 2. 

9 Befonders häufig find derartige ſüddeutſche Beflimmungen. Bern. Hand» 
fefle v. 1218 $ 49 (Gaupp II. ©. 55): quamdiu filius est sub patris 
potestate ..., quicquid promiserit aut expenderit vel ei commissum fuerit 
sine patris conscientia et voluntate nec pater nec filius tenentur hoc 
solvere, vel alicui super hoc respondere; Murten. Stdtr. $ 28 (Gaupp II. 
©. 156 f.), Quzerner Stdtr. art. 45, R. v. Eonftanz bei Rive II. 2 ©. 168; 
vol. auch die folgenden Noten. 

5) Münd. Stdtr. art. 222; R. v. Nördlingen und Regensburg bei Franklin 
Beiträge ©. 81. 

OR. v. Freiburg im Breisgau 1120 $ 56, 1293 $ 3, v. Colmar 1293 
8 36, Rotenburg $ 10 (Gengler Stdtr. S. 384), Dattenried 1358 $ 36 
(Gengler C.j. m. I. 728). 

7) Bgl. oben II. $ 146 N. 14, wo auch die parallelen Beftimmungen für 
den Fall angeführt find, daß die Ehefrau oder das Geſinde Gegenflände des Ehe- 
manns, resp. der Herrſchaft veräußert. — Vgl. weiter R, v. Freiburg i. Br. 
v.1293 8 3, Colmar v.1293 $ 36, Dattenrieb v. 1358 8 36 (Geugler C.j. 
m.p. 728), Augeb. (Meyer) art. 137, Freiberg 49 842 (Schott III. ©. 286), 
Rive II. 2 S.168, Her Rechtsvhh. des Gefindes 1879 ©. 54. 

8) R. v. Landshut in Baiern v. 1279 8 18, Augsb. 140 8 2, Deggendorf 
v. 1316 $ 26 (Gengler C.j. m. I. 729), Freiburg v. 112Q 8 56 u. f. w. 
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des Vaters handelt. So joll, wenn der Sohn baar Geld bezahlt), ind- 
bejondere feine Zeche im Gafthaus berichtigt oder baar Geld verjpielt 
bat!‘), Teine Rückforderung zuläffig fein. Aber er kann auch feine 
Kleider bis auf dad Hemde!!) oder den Werth feiner Kleider ver- 
Ipielen und überhaupt bis zu diefer Höhe Schulden maden?); an 
feinen Kleidern darf man ihn auch für feine Schulden pfänden?). 
Oder ed ift ihm erlaubt, mit Verbindlichkeit für den Water bis zu 
einem geringen Betrage Schulden zu machen). 

Die beichränkte Verpflichtungsfähigkeit der Hauskinder erfchien 
aber im Mittelalter oft nicht als Folge ded jugendlichen Alter8 oder 
der Unterwerfung unter die väterliche Gewalt, jondern ald Folge der 
Zugehörigkeit zum elterlichen Haushalt und ökonomiſchen Unjelbitändig- 


9 R. v. Rotenburg 8 10 (Gengler ©. 384). 

10) Oben III $ 194 N.4, 8, Schufter Spiel S. 117 ff. Rofenthal 
Beiträge zur Stadtrechtsgeſchiche 1883 ©. 153 fi. — NR. v. Bamberg c. 88 
(Zöpfl S. 157, Wien 1296 8 10 (Tomaſchek Rechte v. Wien ©. TI) u. ſ. w. 

11) Er darf veripielen, was sub suo cingulo continetur, R. v. Iglau c. 65 
(Tomaſchek Diſch. R. in Oeſtr. S. 256), v. Brünn c. 68 (Röfler ©. 360). 

19) R. v. Landshut $ 18 (Gaupp I. ©. 154): quantum secum in parata 
pecunia habuerit vel extra cingulum tenuerit in vestitu; Brünn c. 28 
(Rößler S. 352): als teuwer daz gewant sei. — R. v. Bamberg $ 81 
(Zöpfl ©. 25), v. Högter $8 (Gengler &.202), Rechtsb.n. Diſt. IV. 36.d. 7 
(Burg. VIII. 58): er kann fih für fo viel verpflichten, als er um und an ober 
bei fih hat zur Stunde. — Bis zu biefer Höhe darf man ihm umb spiel umb 
trincken borgen, R. v. Paffau $ 48, Rain $ 2 (Gengler ©. 352, 366), 
Memmingen (Franklin ©. 82), Deggendorf $ 26 (Gengler C.j. m. p. 729), 
Bien v9. 1400 (Tomaſchek II ©.10 f.), Srimm Weisth. VI. S. 120 $ 22, 
S. 123 $ 25. — Rive IT 1 ©. 199 N. 76. — Der Bater braucht für bie 
Schulden nit mehr zu bezahlen, als die Kleider des Sohnes werth find, 
Braunſchw. Statt. v. Auf. des 15. Jahrh. XVII. $ 159 (Braunſchw. UrkB. D, 
Statt. v. 15382 (Pufendorf IV.p. 106). 
| 13) Glog. Rechtsb. c. 490: was er um und an bat; Freiberg. R. XLIX $ 42 
(Schott III. ©. 286; c. 84 bei Wald III S. 195): fo viel er Kleider am 
Halfe hat. — Anderwärts fol er nur baar Geld verfptelen und darf man ihm 
nichts als Pfand abnehmen, R. v. Wien v. 1296 $ 10 (Tomaſchek J. ©. 71). 
No firenger Würt. Lor. II. 28 1: wenn fie wider des Vaters Willen etwas 
verfpielen, verzehren oder verändern, ift e8 dem Vater ohne Abzug zuzuftellen. 

14) Big zu 5 Schillingen im Spiel, Rhein. Weisth. bei Schröder Urfl. 
no. 341 (300). — Bgl. auh Maurer in d. kit. BViertelj.- Schr. XXI. 
©. 223. 
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keit und galt auch nad) dem Tode ded Vaters für die Kinder, welche 
bei der Mutter lebten‘). 

- DM. 1. Das Römiſche Recht hat Feine gleichmäßigen Grundfäge 
für die Berpflichtungsfähigkeitt der Hausfinder: der impubes in 
patria potestate durfte fi nicht einmal patre auctore, dagegen 
Tonnte fi) der pubes wie ein paterfamilias verpflichten, ohne daß 
aber das in der Verwaltung des Vaters fich befindende Kindeöver- 
mögen für die betreffenden Obligationen in Anſpruch genommen 
werden durfte. 

Ohne daß diefe Beftimmungen zur Zeit der Reception ſtlaviſch 
adoptirt wurden, haben fie doch in höherem oder geringerem Grade 
eine Ummandlung des urjprünglichen deutſchen Rechts herbeigeführt. 
Es blieb nicht mehr die rechtliche Stellung der Hauskinder für die 
ganze Zeit der väterlichen Gewalt die gleiche, jondern ed wurde 
zwiſchen minderjährigen und volljährigen Hauskindern unterjchieden !°). 

Die minderjährigen Haudfinder aber wurden den Minderjährigen 
unter Vormundſchaft gleichgeftellt; abweichend vom Romiſchen Recht 
dürfen fi impuberes mit väterlicher Genehmigung verpflichten, 
und ambdererjeitd jollen puberes ſich nit ohne bie wäterliche Ge⸗ 
nehmigung verpflichten dürfen!) Minderjährige Hauskinder find 
aljo, ohne daß die Pubertät einen Abſchnitt macht, nur mit Ge- 
nehmigung des Vaters verpflichtungsfähig). Und in der That: ift 


15) Vgl. die Stellen oben 8 250 N. 3. 

16) Zu bemerken ift dabei vorläufig, daß nad einigen Rechten die wäterliche 
Gewalt mit der Großiährigkeit erlifcht (unten 8 260 IV), fo daß es überhaupt 
nur minderjährige Hauslinber giebt. 

1) Kraut II. ©. 629, Preuß. ©. v. 12. Juli 1875 8 2, Oeſtr. GB. $ 152 
Sächſ. GB. $ 1822, Roth K. S. 128, 497 ff, Böhlan 8 89 N.19 (mit ven 
dortigen Citaten), Roth B. III. 8 362 N.7, Roth D. $ 65 N.10,11, 8 164 
N. 24, Seuffert III.334, VII. 197 no.1 u. 2, XIII. 241 no. 3 mit N.4. 

Nur die Praris von Celle hält am reinen Römifchen Recht feft und be- 
handelt die minderjährigen Hausſöhne als verpflichtungsfähig, felbft wechſelfähig, 
Seuffert XIIL 241 no. 1,2 XXX. 128. Auch ſpricht fih Behrend Han- 
beisr. ©. 160 ff., für die Geltung des gemeinen Rechts aus. 

18) Einige Partikularrechte laſſen die Berpflichtungsfähigleit erft nach der 
Pubertät, aber vor der Volljährigkeit, eintreten; Frankf. Ref. IL. 1 S 4: wenn 
fie „ein ziemlich verftendig Alter, als von 18 ober 20 Jahren, erreicht haben“ ; 
ebenjo Lüneb. Ref. II.1 $ 2. 
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auch Tein Grund abzufeben, warum in der Gegenwart der Pubes 
in väterliher Gewalt jelbitändiger daftehen. jol, als der Pubes, 
welcher fih in Vormundſchaft befindet; e8 wirkt in diefer Beziehung 
no der alte Gedanke nah, dab der Vater der Vormund jeiner 
Kinder ift. 

Haben minderjährige Haudfinder ohne väterliche Genehmigung 
fie belaftende Rechtsgeſchäfte abgefchloffen, jo treten die oben IS 40 IV 
ausgeführten Rechtsgrundfätze ein. 

Hier ift noch zu erwähnen, daß gegen das Kind auch nad) auf> 
gehobener väterliher Gewalt die von ihm eingegangenen Verbind⸗ 
lichfeiten nicht geltend gemacht werden dürfen!). Doch befteht ins 
jofern eine obligatio naturalis, ald die Schuld durdy ihre Aner- 
fennung nach aufgehobener Gewalt Elagbar wird). 

2. Großjährige Hauskinder find nach gemeinem Recht und 
den meilten Partilularrechten?!) verpflidtungsfähig, wogegen nad) 
andern Partikularrechten fie dem urfprünglichen deutfchen Recht ges 
mäß denfelben Beſchränkungen wie minderjährige Hauskinder unters 
liegen und nur mit Bezug auf ihr freied Vermögen verfügen dürfen. 
Ueberall aber können ihre Verbindlichkeiten gegen ihr Vermögen nur 
foweit geltend gemacht werben, als fie über daſſelbe die Verfügung 
haben; der Nießbrauch des Vaters an dem nidht=freien Vermögen 
darf nicht beinträchtigt werden. Nach mehreren Partifularrechten 
endigt mit Erreihung des großjährigen Alters die väterliche Gewalt, 
fo daß es bier gar Feine großjährigen Hausſöhne giebt. 

3. Bon dem allgemeinen Prinzip der Verpflichtungsfähigkeit 
des pubes filius familias hatte dad Römiſche Recht eine Ausnahme 
gemadt: Haußfinder, fall fie nicht ein peculium castrense haben”), 


19) Preuß. Lor. II. 2 8 131, 132. 

2%) Preuß. Lor. II. 2 $ 136, 137 vgl. mit Preuß. Gef. v. 12. Juli 1875 8 3 
(Deruburg III. 852 N.19—21), Sächſ. GB. $ 1822 vgl. mit 787, Roth X. 
©. 128 N. 14. — Die Beftimmung bes Preuß. Cor. II. 2 $ 138, daß auf un- 
gültige Schulden eines Kindes gemachte Zahlungen nicht zurlidgeforbert werben 
bürfen, bezieht fih nah Dernburg III. $ 52 R. 22 mur auf Zahlungen von 
Seiten großjähriger Hauslinber. | 

>) Bol. Sächſ. GB. 8 1821, Roth B. $ 100 N. 25 (für Baiern iſt die 
Frage kontrovers), 8. S. 500 ff. u. ſ. w. — Nach Pr. Lor. II2 8 165 gilt Dies 
nur für ihr freies Vermögen. 

37) Bgl. darüber Windſcheid 8 373 N. 6 und d. Erf. d. Darmſt. O.⸗ 





8 256. IV. Die Berpflichtungsfähigleit der Hauskinder. 363 


dürfen feine Darlehen aufnehmen. Es follen daher, ohne Rüdficht 
des Alters, in welchem fie da8 Geld erhalten haben, Darlehen von 
ihnen nicht zurücigefordert werden, wenn der Vater bei dem Geſchäft 
nicht zugezogen iſt; auch nach Auflöfung der väterlichen Gewalt haben 
fie Die exceptio Senatusconsulti Macedoniani. Doch befteht eine 
obligatio naturalis und ed geht die Einrede verloren durch Aner- 
fennung der Schuld nad aufgehobener väterlicher Gewalt. 

Diefe Grundſätze konnten um fo eher in Deutichland Aufnahme 
finden®), ald nad älterm deutſchen Recht die Hausfinder ohne 
Rüdfiht auf ihr Alter nicht handlungsfähig waren. Doch ift im 
weitern DVerlauf ihr Schickſal verjchiebenartig geweien: während 
nämlich in einzelnen Partifularrehten die römiſchen Vorjchriften 
Ipäter ftillichweigend oder ausdrücklich befeitigt wurden“) und 
demgemäß das großjährige Hauskind auch durch Gmpfang eineß 
Darlehns verpflichtet wurde, beftand in anderen Partikularrechten, wohl 
‘auf Grund ded urjprünglichen deutichen Rechts, die Neigung, die 
Grundfätze de8 Senatusconsultum Macedonianum weiter auszu⸗ 
dehnen und die Verpflichtungsfähigfeit der großjährigen Hauskinder 
noch mehr einzujchränfen. 

&8 gehören dahin Beftimmungen, wonad die gleichen Grund» 
jäbe aud) gelten, wenn die Kinder fich nad dem Tode ded Vaters 
bei der Mutter befinden?) oder wenn die Kinder überhaupt Schulden 
madyen®). Das find nicht Erzeugniſſe einer falihen gemeinrecht⸗ 


Land.⸗G. (Arch. f. Rechtsw. 3. Folge I. S. 170 f.) in Betreff des einem Soldaten 
gegebenen Darlehns. — Bol. au C. Max. Bav. IV.2 $ 4 no. 4. 

23) Bol. z. B. die jehr ausführlichen, fi) eng an das Röm. Recht anſchließen? 
ben Beftimmungen in Wormf. Ref. III. 2 tit. 28, C. Max. Bav. IV.28 4 — 
Dagegen beftimmt bie Frankf. Ref. II. 11 $ 12, 14, es folle das SC. Mac. ganz 
befonders für Kinder gelten, welde noch nicht ihr vollkommenes Alter haben; 
ähnlich Wildenbr. Ldr. IL. 8 $ 13. Andere Einfchränkungen enthält bie Lüneb. 
Ref. II. 13 8 11. — Beſchränkung auf die minderjährigen Hauskinder in bem 
Hecht der Oftfeeprovninzen, jo daß das SC. feine Bedeutung verliert, v. Bunge 
liv. n. eſthl. Privatrecht $ 303 N. i. 

A) Bgl. N. 23; ferner in Sadfen (Schmidt I. ©. 421), in Braunſchw. 
Gef. v. 5. April 1870 8 2. 

25) Thomas II. S. 90. — Für die Franff. Ref. II. 11 8 12,13 vgl. mit 
II.1 8 4 ift dies wohl nicht anzunehmen, Heife und Eropp I. S. 309— 312, 
Souchay Anmerkungen I. S. 268. 

%) Nürnb. Ref. XIII. 4: „ein Gelb aufnehmen ober Schuld machen“; 
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lichen Theorie, fondern abfichtliche Aenderungen des Römtjichen Rechts. 
Ganz beſonders gilt dies vom Preußiſchen Landrecht. Ohne zu 
willen, daß er damit zum deutlichen Recht zurückkehrt“), will der 
Redaktor defjelben „die Vorjchriften nicht genau auf das Mutuum 
einfchränfen, fondern allgemein auf die von einem Filiofamilias ges 
machten Schulden richten"). Nah Preuß. Recht kann der voll 
jährige Hausfohn über fein freied Vermögen alle Verträge ohne 
Beitritt des Vaters gültig abjchließen®), aber über fein nicht = freied 
Vermögen darf er ohne väterliche Genehmigung Teine Verfügung 
treffen; feine Verträge find redhtöbeftändig nur wenn er die Ein- 
willigung des Baterd erhalten hat). 

III. Da nah altem deutſchen und nad heutigem Recht Die 
Hauöfinder vermögensfähig find, fommen die mit ihrer VBermögend- 
unfähigkeit nach Römiſchem Recht zujammenhängenden Beitimmungen 
über die fg. Unitas personae in Wegfall). Die Grundjäbe, weldye 


Freiburg. Statt. fol. 4b: die Hauskinder dürfen nichts verfpielen, verlubern, 
verfchenten ober verändern; fie dürfen fein Geld, Wein, Korn n. ſ. w. entleiben, 
keine fahrende Habe, als Tuch, Wein, Korn, Roß, Harniſch und anderes auf 
Borg kaufen, ähnlich Würt. Landr. II 28 $ 2,3. — Das SC. fol auch gelten, 
wenn Hausföhne (allerdings „ſonderlich“ minderjährige) „Schulden machen oder 
ſich in beſchwerliche Bürgſchaften einlaſſen“; nicht bloß wenn ihnen Gelb geliehen, 
fondern auch andere Sachen bingegeben find, in der Abficht, daß fie dieſelben 
„verlauffen, verlegen und zu Geld machen möchten“, Frankf. Ref. II. 18 4, 
II. 118 14; Wildenbr. Lor. II. 18 $ 12,13. — Xeltere Sidi. Beſtimmungen 
‚bei Diesel in Bekkers Jahrb. III. ©. 107. 

MT) A. A. Roth B. J. 8 99 N. 8. 

38) Suarez amtliche Vorträge ©. 135. 

29) Br. Landr. II.2 8 165; vgl. jeboch auch 8 166. 

3) Br. Lor. II.2 8 125, 8 201 f. 

Während nach gemeinem Recht großjährige Hauskinder wechſelfähig find, 
find fie e8 nad) Preuß. Lor. II.2 $ 165 „in Anſehnng ihres freien Bermögens.“ 
Darüber was dies bebeutet, vgl. einerjeits Entich. des ROH.Ger. VII. ©. 26 ff., 
XI. S. 177, Reuling Thöl versus Reichsoberhandelsgericht 1875 S. 60 ff., 
andererjeite Thöl Wechfelreht $ 23 N. 20, $ 25 und die Ausführung oben 
$ 230 N. 19 über die parallele Frage der Wechjelfähigkeit von Ehefrauen, welche 
Sondergut befiten. 

31), Einige PBartilularrechte hielten am Röm. R. fett, Frankf. Ref. II. 187, 
Lüneb. Ref. II.1 8 2 a. E., Wildenbr. Lor. II. 1 $ 5. Autoren, welche das R. R. 
vertheibigen, führt Kraut II. S. 633 N. 5 an, vgl. and Falck V. ©. 6, 
Runde Leibzuht S. 326; baffelbe befolgte früher Die Praxis von Wiesbaben 
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dad Römiſche Recht ausnahmsweiſe für den Fall enthält, daß das 
Hausfind ein peculium castrense befißt, gelten gegenwärtig allge 
mein: Berträge und fonftige Rechtögefchäfte zwichen dem Hausfind 
und Vater find gültig). Nicht bloß find Rechtsgeſchäfte zwiſchen 
ihnen zulaͤſſig, welde auf Begründung eined eignen Haushalts für 
das Kind®), insbeſondere Gutsübergabeverträge*), gerichtet find, 
jondern es fteht allgemein ihren Rechtögeichäften nicht mehr eine fg. 
Perjoneneinheit im Wege). Mährend großjährige Kinder ohne 
obrigfeitliche oder fonftige Beftätigung handeln dürfen, ift dem min- 
derjährigen Kinde für ein ſolches Rechtsgeſchäft ein Kurator bei⸗ 
zugeben ®). Ä | 


(Seuffert IX. ©. 304), ganz befonders auch die von Celle (Seuffert IX. 44, 
XIII. 267, XV. 30, XXVI. 138), welche aber neuerdings ſich zu der anderen 
Auffaffung belehrt zu haben fcheint (XXXII. 149). 

32) Aeltere Partikularrechte (Freiburg, Würt., Pfalz) ließen derartige Ver⸗ 
träge mit Genehmigung des Raths zu, Kraut II. S. 637 N. 15, die neueren 
anertennen den Sat ohne weiteres, ©. Max. Bav. 1.5 $ 2 no. 4, Breuf. 
tor. II. 18 $ 29, 30, Sächſ. Decif. no. 14 v. 1746, Sächſ. GB. $ 1827. — 
Kraut IL S. 633 ff. (in R. 7 Nachweiſe aus älterer Literatur), Windſcheid 
8 519, Roth D. 8 164 N. 7 ff., Schmidt IL. S. 95, Diekel in Bekler's 
Jahrb. III. ©. 105 f., Stölzel ©. 25. — Praxis von Darmft. (Seuffert 
I. 363), Iena (Emminghaus ©. 376 no. 19, Seuffert II. 3056), - Oldenb. 
(XIV. 44), Wiesb. (XXVII. 255), Lübel (XIX. 160), Roftod (XXVII. 38) 
Hefſen (XXVIII. 139 IL), Sale (Emminghbaus ©. 377 no. 20). — Bol. 
auch oben 8 252 N. 51 über die Möglichkeit von Dienftverträgen zwiſchen ben 
Eitern und einem Hauslind. 

In der älteren Literatur rechtfertigte man die Gültigkeit durch die Annahme, 
daß das Kind bei einem ſolchen Vertragsſchluß als zeitweilig emanzipirt anzu- - 
fehen fei, beionderd wenn ihm ad hoc ein Kurator beigegeben ſei; Heimbad 
8 111N.9,10, Seuffert XIII. 267 (Celle); vgl. dagegen Kraut Il. S.636 f. 

3) Seuffert III. 269. 3, VII. 195 (Eaffel), IX. 44, XV. 80 (Celle), 
Runde Leibz. ©. 326 ff., in d. Ztſchr. f. d. R. VOL. ©. 17. 

3%) Bl. die vorige Note, Buſch Meierreht ©. 118. 

35) Meber die Frage, ob die römische Beftimmung, daß Schenkungen des 
Baters an das Kind unverbindlic find, noch gilt, vgl. Windſcheid $ 484 
N. 2,4, $ 516 R.17, 8 519.1, Roth D. $ 164 N. 11 und oben 8 254 
N. 17,18. — Ueber älteres Sächſ. Part.-R. Haubold 8 90 Zuſ. 1, Schmidt 
I. S. 35, vgl. auch Diegel a. a. O. ©. 106. 

3%) 0. Max.B.1.5 $2, 1.7 838 no. 1, Preuß. Lor. II. 18 $ 28—80,34, 
970 ff., (Dernb. II. $ 52 R. 16), Oeftr. GB. $ 271, Sächſ. Dec. v. 1746 
no. 4, Sädji. 62. $ 1827 (Schmidt II. ©. 95), Gef. f. Weimar v. 27. März 
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Ganz dafjelbe gilt aud für Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Eltern - 
und Kindern?”). | 


8 257. V. Die Legitimation?) 


1 Geſchichte. 

1. Die vollen Wirkungen ded Familienverbanded traten nad) 
altdeutichem Rechte für die Kinder nur ein, wenn fie in der 
Ehe nicht bloß geboren, fondern audy erzeugt waren?). Später legte 
man nur auf die Geburt in der Ehe Gewicht, aber erſt nad) 
längerem Schwanten entſchloß man fich gegen Ende ded Mittelalters 
dazu, dem römiſchen und kanoniſchen Recht zu folgen und den von 
den betreffenden Ehegatten vor der Che gezeugten und geborenen 
Kindern durch die nachfolgende Ehe die Rechte von ehelichen Kindern 
beizulegen?). Waren die Kinder von den Eltern, weldhe für ihre 


1872 8 9, Roth 8. ©. 498, 501, B. $ 124 N. 33, Bern. Civ. GB. S 162 
2. |. w. 

87) Albert. Priv. f. Münden v. 1500 (Auer Münd. Stdtr. ©. 196), 
Kraut I. ©. 638 N. 17, Emmingbaus ©. 377 n0. 22, Gengler Lehrb. 
S. 1166 N. 2, 1175 c., Roth 8. S.501 f., C. Max. B. 1.4 83, I.5 82 no.4, 
Sidi. SB. 8 1827, Weimar’ihes ©. a. a. O. 

1) Dreyer Nebenflunden 1768. 40 &.257—318 (ob die Legitimation Durch 
bie erfolgte Ehe den unehelich gebornen Kindern die bürgerliche Wirkung in Be- 
tracht der Erbfolge nad alten deutſchen Rechten zu wege gebracht), C.F. Nor- 
mann de legitimatione secundum jus patrium tam antiquum quam 
‚hodiernum. Hafniae 1823 (fand mir nicht zu Gebote), Died Beiträge zur 
Lehre von ber 2egitimation Durch die nachfolgende Ehe 1832 ©. 10 ff., 26 ff., 
Wilda in d. Ztſchr. f. d. R. IV. 1840 ©. 287 ff. Cihhoru Rechtsgeſchichte ILL 
8449, 8. Maurer die unächte Geburt nach altnordiſchem Rechte, in den München. 
Alad. Berichten 1883. ©. 68 fi. — Gengler Lehrb. 8 200,201, Stölzel 
88 fl. — 9. Wolf die legitimatio per subs. matr. Braunſchw. 1881. — 
Ueber die ſyſtem. Stellung ber Lehre von der Legitimation und Adoption vgl. 
oben $ 250 a. €. 

9), Oben I. $ 47 N. 23 und bier $ 251 R.1 fi. 

3) Derartige Kinder haben fein Erbrecht nad Gosl. Statt. S. 13 2.12 ff., 
Syſt. Schöffene. IV. 2. 55 (au nicht, wenn zur Ehe die kaiſerliche oder päpft- 
lihe Legitimation binzutritt), Magbeb. Sr. I. 14. 3, vgl. auch die kurze Nachricht 
bei Böhmer fontes III. p. 568. — Ferner Stellen bei Dreyer ©. 296 fi. 
und Pauli Abbh. III. S. 27 ff.; in Lübed erhalten fie Erbrechte erſt im 16. 
Sahrh., Bauli II. S.29 ff., im Braunſchweigiſchen waren fie noch 1593 aus- 
geihloffen, Wilda S. 293. — Aber die Eltern können ihnen Zuwendungen 
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Ehe den prieſterlichen Segen nachſuchten, in die Kirche mitgenommen, 
(mit dem Mantel der Mutter bedeckt), ſo erlangten ſie durch den⸗ 
ſelben die Stellung ehelicher Kinder (Mantelfinder)*), bisweilen 
forderte man aber noch, daß zu der Ehe die kaiſerliche oder päpjit- 
liche Legitimation binzutreted). Urſprünglich durften fie nur ihre 
Eltern®), fpäter audy andere Berwandte beerben”); ſelbſt das Succeſſions⸗ 
recht in Lehen jchrieb man ihnen zu®). Auh nahm man an, daß 
wenn die Eltern ſich erit nach dem Tode ihrer unehelichen Kinder 
verheiratheten, die von diejen etwa binterbliebenen Kinder den Groß⸗ 
eltern gegenüber Grbredhte bejäßen?). Im Gegenfab gegen das 
kanoniſche Recht ließ man audy die liberi adulterini durch die Legiti⸗ 
mation Erbrechte gewinnen!®). 


machen, Summa Johannis 1495. fol. 34°, — ober: die Iegitimirten Kinder 
erben in Ermangelung eheliher Kinder, Erbrechtsregel no. 84 bei Waſſerſchleben 
Succeffionsorbnung S. 149. — Nah Ed. Roth. 155 darf der Vater mit Ge⸗ 
nehmigung feiner ehelichen Kinder die naturales filius aequales aut conse- 
melis facere legitimis filiis. — Im Gegenfag gegen die obigen Magbeb. 
Stellen giebt den legitimirten Kindern gleiches Erbrecht mit ben ehelichen ber 
Magdeb. Spruch bei Waſſerſchleben Rechtsq. ©. 248 f. c. 108; vgl. auch die 
folgenden Noten. — Wiener Stdtr. (Schufter) art. 92, vgl. aber au 93. — 
Man hebt e8 hervor, daß ihr Erbrecht gegenüber dem Landrecht und MWeichbild- 
recht eine Neuerung bes Taiferlichen und päpftlihen Rechts ſei, Rechtsb. n. Di. 
I. 24 d. 3, Burg. I. 61. Ueber die Wirkung ber nachfolgenden Ehe nach nor- 
diſchem Recht Wilda in d. Ztſchr. f. d. R. XV. ©. 279 ff., v. Stemann 
Rechtsgeſch. II. S. 247 f. — Nah dem Jüt. Low erhalten fie Kleinere Erb- 
portionen, v. Stemann ©. 234 f. 

4) Stellen über Mantellinder aus verfchiebenen Rechten bei Grimm Rechts⸗ 
altertb. ©. 160 f.; vgl. auch GI. zum Sachſenſp. bei Homeyer Extrav. ©. 241 
und Steffenhagen Entwidlung ber Landrechtsgloffe. III. 1882 S. 27 (777). 
— Ueber die verſchiedenen ſymboliſchen Gebräuche Dreyer S.289 ff. 

5) Magdeb. $r.1.14.9, vgl. auch Purg. 1.39. — Eine derartige Taiferliche 
Legitimation, nachdem bereits die Ehe gefchloffen ift, im Formalb. des Johann 
v. Geylnhauſen no. 13 (in J. W. Hoffmann Sammlung ungedr. Nachrichten 
II. 1737). | 

6) Rechtsb. n. Diſt. I. 5 d. 3,4, Purg. I. 38 (nicht die Großeltern). 

) Homeyer Extrav. S. 240 no. 5, Sachſenſp. II. 2. S.185, Schwabenſp. 
377 (Siegel Erbr. ©. 31 ff.). 

8) Die in N. 7 angef. Ertravagante des Sachſenſp. u. Schwabenip., ferner 
Sachſenſp. Glofſe bei Kraut $ 186 no. 4, Purg. I. 38. 

9) Burg. I. 61. 

10) Schröder Urkk. no. 342 (301). 
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2. Seit dem 13. Jahrhundert kommt in Deutſchland auch die 
Legitimation durch Reſkript der Staatsgewalt auf"). Im zahlreichen 
Privilegien haben die Kailer'?) oder Beamte, welchen die Kaiſer dieſe 
Machtvollkommenheit verliehen hatten!?), von unehelihen Kindern die 
Rechtönachtheile ihrer Geburt genommen. Site haben zunädt den 
Makel der unehelihen Geburt getilgt‘), dann aber aud darüber 
hinaus, unter vielfachen Widerfireben der Kreije ded Vollks, bejon 
derd in dem Norden Deutichlands"), ihnen die familienrechtlice 
Stellung eheliher Kinder und Erbrechte in engerem oder weiterem 
Umfange je nad ‚den bejonderen Beftimmungen ihred Reſkripts er- 
theilt. Während fie nady manchen Rechten ihre Eltern nur in Er 


11) Wenn ber Papſt ein uneheliches Kind legitimirt, jo beabfichtigte er da⸗ 
durch dafjelbe zur Erlangung ber sacri ordines zu befähigen, Summa Curiae 
Regis (herausgeg. v. Stobbe im Arc. f. Kunde öſterr. Gejchichtsquellen XIV. 
©. 307 ff.), no. 52. 

13) Summa Curiae Regis no. 49 ff. mit ben dortigen Nachweifungen, 
Formelb. des Heinricus Italicus (heransg. v. I. Boigt 1863) no. 186, Formeln 
bei Johann v. Geyinhaufen (N. 5) no. 10,12, in Tadra Cancellaria Arnesti. 
Wien 1880 p. 290 (556), bei Ott Beitr. 3. Receptionsgejch. d. römifch - fanon. 
Proz. 1879 S. 144 N.27, ©. 149 N. 30, Kraut $ 223 (3. Aufl.) no. 6, 8, 
Urk. Friedr. II v. 1242 bei Böhmer Reg. no. 1022, Rubolfs v. 1281 dajelbft 
no. 627, v. Ludwig IV. daſelbſt no. 689, 692, 693, 704, 712, 2405; auf 
Böhmer Acta imperii. I. n0.730, 731 u. . w. 

18) Seinrich VII verleiht im 3. 1813 einem Klofter das Recht, zu legiti- 
miren filios non legitimos (Böhmer Acta imperiü I. no. 658), König Lud⸗ 
wig 1827 daffelbe Recht den Grafen v. Henneberg (Böhmer Reg. no. 924), 
Karl IV. giebt im 3.1353 dem Erzbifchof v. Köln die Befugniß, 100 Uneheliche 
zu legitimiren (Lacomblet III. no. 527; aud) bet Kraut 5. Aufl. $ 186. n0. 8). 
— Formeln für die Ernennung eines Comes Palatinus [über dieſe Würde vgl, 
Eihhorn Rechtsg. III. $ 449 N.i, Gengler Lehrb. S. 1187 N. 24] mit 
biefer Befugniß in dem Formelb. des Joh. v. Geylnhauſen no. 32—35. 

14) Die fg. legitimatio minus plena oder ad honores, vgl. oben I. $48 
N.59. — Die Kaifer legitimiren ad omnes actus legitimos, Summa Curiae 
Regis no.49—51. — Auch Kinder von Klerikern wurben legitimirt, z. B. Url. 
Ludwigs v. 1331 bei Böhmer Reg. no. 1311. 

15) Das Görliger Landr. 32 8 5, Syſt. Schöffenr. IV. 2. 55 leugnet jebe 
erbrechtliche Wirkung der faiferlichen oder päpftlichen Legitimation; Schwabenfp. 
47 \pricht ihnen Erbrechte gegenüber ihren Magen ab, was wohl auf alle Ber- 
wandte zu beziehen iſt, Someyer Sad. II.2 ©. 185 R., Pauli Abhh. II. 
S. 16 f., 23 f. 
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mangelung ebelicher Kinder beerben!s), werden fie anderwärtö ohne 
weitered zu deren Nachlaß zugelaffen!”) oder erlangen auch a 
weiteren Berwandten gegenüber Crbrechte'®). 

3. Wenn jomit feit dem 13. Sahrhundert, d. h. feitdem man 
mit einzelnen Sätzen des Röm. Rechts befannt wurde, dad Suftitut 
der legitimatio per subsequens matrimonium und per rescriptum 
prineipis zu allmählidher Anerfennung — in Sübddeutichland früher 
ald im Norden — gelangte, jo find doc erft mit der eigentlichen 
Reception, mit der Subfidiarität des Römiſchen Rechts, deſſen 
Detailbeftimmungen in unfer Recht eingedrungen!®): viele Codifi⸗ 
fationen ded 16. und der folgenden SFahrhunderte enthalten Be— 
ftimmungen über die Erbfähigfeit der legitimirten Kinder”) und die 
neueſten Gejegbücher lehnen ſich in den weſentlichſten Beziehungen 
an dad gemeine Recht an. 

I. Neueres Redt. 

A. Durch nachfolgende Che. 

Die nachfolgende Ehe giebt den unehelichen Kindern, mit Auß- 
nahme der Familien des hohen Adel3), die Rechte ehelicher Kinder”). 


16) Sippzahlregeln no. 21 und 34 bei Waſſerſchleben Succ. ©. ©. 146, 
149, Summa Johannis (1495) fol. 34°. — Nad ber Tirol. Landesorduung 
III.37 erben fie nur mit Bewilligung „ber rechten Erben“. 

17) Urk. Rudolfs v. 1288 im öſtr. Arch. VI. ©. 134, Summa Curise 
00.50, 51 (wenn dies zugleich ber elterlihe Wille ift; aber kein Erbrecht in bie 
Regalien), Joh. v. Geylnhauſen no. 10. 

18) Joh. v. Geylnhauſen no. 32. 

19), Wilda Ztihr. f. d. R. IV. ©. 294 fi. — Das Oſtfrieſ. Landr. II. 7 
nimmt auch bie dritte Römifche Legitimation, per oblationem curise auf und 
macht daraus die Uebergabe zum kaiſerlichen Hofdienft. 

%) Weber subsequens matrimonium 3. B. Nürnb. Ref. 1522 XIV. 3, 
1564 XXXIV. 5, Frankf. Ref. V.1.4, Solmf. Lor. II.25 $ 6, Yül. Berg. tor. 
c. 71, Würt. Lor. IV.17 pr., Trier. Lor. III. $3. — Ueber rescriptum prin- 
cipis 3. B. Stdtr.v. Rochlitz 1605 1. $ 1 (Walch II. &.280), Anm. z. Brem. 
Ritterr. I. $ 5 (Pufendorf IV.p. I NR. a). — Mit Bezug auf den Retralt 
unterſchied man oft die beiden Arten, indem man ihn ben per matrimonium 
Legitimirten zufpracdh, Dagegen ben per rescriptum 2egitimirten verweigerte; 
Zar. dr. 0.98, Trier. Unt. GO. bei Maurenbreder Prov. R. II. ©. 174 N., 
Trier. Lor. XX. $ 12, Wildenbr. Lor. II. 3 $ 39. 

21) Zachar iä Staater.L $ 67, Wilda Ztſchr. f. d. R. IV. S. 320 fi. — 
Höchſt partikulär beftimmt Die Holftein’jhe BO. v. 1778, daß diefe Wirkung in 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0.2. Aufl. 24 
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Die römiſche Einſchränkung, daß dies nur für Konkubinenkinder gelte, 
hat bei uns keine Bedeutung, weil wir das Konkubinat als eine 
rechtliche Inſtitution nicht kennen und der kanoniſche Satz, wonach 
die Ehe allgemein legitimirt?), zur Herrſchaft gelangt ift*). Auch 
die Audnahme, welche das kanoniſche Recht für die adulterini machte, 
wird nicht mehr beachtet, ſeitdem dad Eheverbot wegen Ehebruchs 
fein abjolutes iſtz). So gilt denn allgemein der Satz, daß wenn 
die Eltern ſpäter mit einander eine gültige Che jchließen, ihre vor- 
ber erzeugten Kinder zu ehelichen werden®). Sit das uneheliche 
Kind zur Zeit, wo die Eltern die Ehe eingeben, bereit verftorben, 
hat e8 aber felbft eheliche Defcendenten hinterlaffen, jo wirkt die Ehe 
zu Gunften diefer Dejcendenten, jo daß diefelben im Verhältniſſe zu 
den Ehegatten als redhtmäßige Enkel erjcheinen””). 


gewiffen Umfange nur beim Bauernftande, nicht bei ben übrigen Ständen 
zuzulaffen fei, Falck IV. ©. 402, vgl. mit V. ©. 32 f., v. Stemann II. 
©. 358 f. | 

22) 0, Max. B. 1.5 88, Bair. Bf. Urk. 5. Edikt $2, Preuß. Lor. II.2 8 5%, 
Defir. GB. $ 161, C. civ. art. 331, 333, Sädf. GB. 8 1780, Zür. 8 31, 
Schweiz. BundesG. v. 24. Dez. 1874 art. 24.A6f.5, Roth B. $ 91 N.2. 

23) c. 1,6 X. IV. 17. 

2) Allein C. Max.B. 1.588 no. 3 ſchließt fi enge an das Röm. R. an: 
nur „naturales illegitimi, nicht aber spurii, viel weniger die ex coitu damnato, 
ohngeachtet erfolgter Dispenjation“. 

35) Died Beiträge S. 143 ff., 240 ff., (mit vielen Mittheilungen ans 
Literatur und Praxis), Rihter- Dove Kirchenr. $ 284 N. 19, 20, Wolf 
Legitimatio ©. 50 fe — Pufendorf obs. I. no. 163, Roth 8. ©. 480 
N.6, Grefe II. S. 63, König Bern. Civilgeſ. J. S. 106 f, Emminghaus 
©. 252 N. 21. — Seuffert I. 352 (Darmſt.), V. 188 (Celle), XIII. 43 (Wiesb.), 
XV. 227 (Dresden), XVII. 261 (Ol.), XXI. 245 (Stuttg.), XXV. 137 
(Lübeck). — Die Geſetzbücher fprechen fich Über die Frage gewöhnlich nicht aus, 
fo daß e8 bei der Regel bleibt und auch adulterini legitimirt werben. — Das 
Würt. Lor. IV. 17 $ 1 ſchloß bie adulterini ans; doch beobachtet Die Praris 
diefe Beftimmung nicht mehr, Seuffert XXII. 245. Die Ausuahme befteht 
aber noch nad C. civ. 331. — Für ihre Ausfchließung erflärt fi) neuerdings 
v. Scheurl Eherecht S. 263 ff. 

%) Auch für die fg. incestuosi befteht feine Ausnahme. Denn wenn bie 
betreffenden Eltern ſich verbeirathen dürfen, Tiegt Leine eigentliche Blutſchaude 
vor. Nah unferm Reichsrecht kaun die Frage gar nicht mehr auftauchen, da 
ein Dispens zur Eheſchließung unter Verwandten, denen das Geſetz dieſelbe 
unterfagt, unzuläffig ift. 

7) Oben N. 9. — Gaill II.141 8 9. — Preuß. Br. II.2 $ 600, C. civ. 
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Diefe Wirkung der Che tritt regelmäßig als gejegliche Folge 
eo ipso ein, ohne daß ed einer außbrüdlichen Willenderflärung der 
Eltern®) oder des Kindes bedarf. Vorausſetzung ift es aber, daß 
das Kind au ald von diefen Eltern erzeugt gilt; doch genügt es 
in diefer Beziehung, daß fein Anderer im rechtlichen Sinne als 
Pater ded Kindes erjcheint und der Ehemann nicht jeine Vaterſchaft 
beftreitet). Auf die Einwilligung des Kindes oder eined Kuratord 
für daffelbe fommt ed nicht an?); vielmehr kann von demjelben nur 
die Vaterſchaft des Ehemannes beitritten und dadurch die legitimirende 
Kraft der Eheſchließung ausgeſchloſſen werden®!). 

Zur Konftatirung der eingetretenen Legitimation „ift dieſer Vor⸗ 
gang, fofern er durch öffentliche Urkunden nachgewieſen wird, auf 
Antrag eined Betheiligten (im Standedregifter) am Rande der über 
den Geburtöfall vorgenommenen Eintragung zu vermerken"). 


332, Zür. GB. 8 231, Sädf. 8 1781, Bern. $ 147, Weimar'ſches ©. v. 6. Apr. 
1833 $ 18, Heffe $ 183 ©. 135, Brüdner $ 191,597. — Anders nad 
Oeſtr. R., v. Kirhftetter zum Oeſtr. GB. 8 162. 

#) C. civ. 331 fordert aber, daß die Eltern das Kind l&Egalement vor ber 
Ehe oder dans l’acte möme de c6l&bration anerfennen, — im Zufamnıen- 
bang mit feinem Sat, daß nach ber Vaterfchaft unehelicher Kinder nicht geforicht 
werben darf. — Das Lübiſche Senatsdekret v. 30. Nov. 1870 (bei Plitt Erbrecht 
©.86 f.) verlangt ein Geſuch der Eltern an den Senat. 

2) Seuffert XXI. no. 200, XXXVI. no. 174, Lang Perfonenrecht $ 77 
N. 5. — Bol. auch d. Erf. des Preuß. DO. Trib. in d. Ztichr. f. Kir. R. V. 
©. 129 ff., daß der Bater auch nad) dem Tode der Ehefrau das Kind, welches 
er früher als außerebeliches Kind feiner Frau nicht anerkennen wollte, für das 
feinige erklären dürfe, 

Bon dritter Seite her kann die legitimixende Wirkung der Ehe unter ben- 
felben Borausfegungen angefochten werben, unter welchen die Ehelichkeit des in 
‘der Ehe geborenen Kindes angefochten werben barf (vgl. barliber oben 8 251 
N. 32,33), Seuffert XXI.200, XXII. 288, XXXVI. 174. 

, 4.4. Seuffert XXI. 50, XXIV. 124 (Eelle), ®refe II. &.63. — 
Nah Röm. Recht freilich ift e8 anders; vgl. Überhaupt noh Wolf Legitimation 
S. 64 ff. Nah der Hamburger Borm. DO. v. 1879 art. 65 bedarf es hei 
Minderjährigleit der Kinder der Einwilligung der Behörde, wenn eine früher 
angeordnete Bormundihaft dadurch beendigt werben joll. 

21) 0, Max. Bav. 1.5 58 no. 2 (die Einwilligung erfcheint als erfolgt, 
wenn das Kind nicht widerfpridt), Roth 8. S. 496 N. 3, D. 8153 N. 5, 
Gengler Lehrb. ©. 1185 f., Lang Perſonenr. 877 N. 1, Stölzel ©. 37 
gl. mit ©. 9 N. 4. 

22) Reichsgeſ. v. 6. Febr. 1875 8 26, v. Sicherer Perfonenftand ©. 118 f. 

24% 
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Die roͤmiſche Einſchraͤnkung, dab dies nur für Konkubinenkinder gel, 
bat bei uns feine Bedeutung, weil wir das Konkubinat als eine 
rechtliche Inſtim ion nicht kennen und ber kanoniſche a ‚ wonad 
die Ehe allgemein [egitimirt?®), zur Herrſchaft gelangt iſt ) Auch 
die Ausnahme, welch das kanoniſche Recht für die adulterini machte, 
wird nicht mehr beachfäit,, feitdem das Eheverbot wegen Ehebruchs 
fein abſolutes ift®). So gi, denn allgemein der Sap, daß wenn 
bie Eltern fpäter mit einander nme gültige Che ſchliehen, ihre vor 
ber erzeugten Kinder zu ehelichen“ yet ee bare 
Kind zur Zeit, wo die Eltern die Ch enterlaffen, fo wirft bie € 
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en übrigen Ständen 


gewiſſem Umfange nur beim Bauernſtande, nicht bei =einan 


zuzulaffen fei, Falck IV. ©. 402, vgl. mit V. ©. 32 f% 
©. 358 f. 

#2) 6, Max. B.1.5 $8, Bair. Bf. Url. 5. Edikt $2, Preu 
Deftr. GB. 8 161, C. civ. art. 331, 333, Sächſ. GB. $ 17 
Schweiz. Bundes®. v. 24. Dez. 1874 art. 24.6.5, Roth 8. 

22) c.1,6 X. IV. 17. 

24) Allein C.Max.B. 1.588 no. 3 fließt fih enge an das 
nur „naturales illegitimi, nicht aber spurii, viel weniger die ex coi 
ohngeachtet erfolgter Dispenjation”. 


.2dr. 1.28 5%, 


») Died Beiträge ©. 143 ff., 240 ff., (mit vielem Mittheil, guy 
Literatur und Praxis), Rihter- Dove Kirchenr. $ 284 N. 19, | . 4m 
Legitimatio ©. 50 ff. — Pufendorf obs. I. no. 163, Roth ngbons 


N.6, Srefe II. S.63, König Bern. Eivilgef. I. ©. 106 f., Emm gan, 
©. 252 8.21. — Seuffert I. 352 (Darmſt.), V. 188 (Celle), XIII. 43 J. 137 
XV. 227 (Dresben), XVII. 261 (Ofb.), XXII. 245 (Stuttg.), XI, „us 
(Lübe). — Die Geſetzblicher ſprechen ſich über bie Frage gewöhnlich mix py 
fo daß e8 bei der Kegel bleibt und auch adulterini legitimirt werben. Wris 
Würt. Lor. IV. 17 $ 1 ſchloß die adulterini aus; doch beobachtet die 
biefe Beſtimmung nicht mehr, Seuffert XXII. 245. Die Ausnahme dag 
aber noch nach C. civ. 331. — Für ihre Ausſchließung erflärt fi neır. 
v. Scheurl Eherecht S. 263 fi. ‚bie 
%) Auch für die fg. incestuosi befteht feine Ausnahme. Denn we 
betreffenden Eltern ſich verheirathen bürfen, Tiegt Teine eigentliche Blutit 
vor. Nah unferm Reichsrecht kann die Frage gar nicht mehr auftaucheg, 
ein Dispens zur Ehefchließung unter Verwandten, denen das Geſetz d 
unterfagt, unzuläfftg ift. . 
7) Oben N. 9. — Gaill II.141 8 9. — Preuß. Lor. II.2 8600, C 
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Diefe Wirkung der Ehe tritt regelmäßig ald geſetzliche Folge 
eo ipso ein, ohne daß es einer ausdrücklichen Willenserklärung der 
Eltern®) oder ded Kindes bedarf. Vorausſetzung iſt e8 aber, daß 
das Kind auch ald von diefen Eltern erzeugt gilt; dod genügt ed 
in diejer Beziehung, daß fein Anderer im rechtlichen Sinne als 
Pater ded Kindes erjcheint und der Ehemann nicht jeine Baterjchaft 
beſtreitetꝰ). Auf die Einwilligung des Kindes oder eined Kuratord 
für dafjelbe fommt e8 nicht an?); vielmehr kann von demfelben nur 

. die Vaterſchaft des Ehemannes beftritten und dadurch Die legitimirende 

- Kraft der Eheſchließung ausgejchloffen werden?!). 

= Zur Konftatirung der eingetretenen Legitimation „ift dieſer Vor⸗ 

- gang, Sofern er durch öffentliche Urkunden nachgewieſen wird, auf 
Antrag eined Betheiligten (im Standeßregiiter) am Rande der über 
ben Geburtöfall vorgenommenen Eintragung zu vermerken" ®). 


— 14 
* u... 


332, Zür. GB. $ 231, Sächſ. 8 1781, Bern. $ 147, Weimar'ſches ©. v. 6. Apr. 
1833 $ 18, Heſſe $ 183 ©. 135, Brüdner $ 191,597. — Anbers nad 
= Oeſtr. R., v. Kirhftetter zum Oeſtr. GB. $ 162. 

B #8) C, civ. 331 fordert aber, daß die Eitern das Kind l&galement vor ber 
Ehe oder dans l’acte möme de célébration anerlennen, — im Zufammen- 
bang mit feinem Sag, daß nach der Vaterſchaft unehelicher Kinder nicht geforfcht 
werben darf. — Das Lübiſche Senatsdekret v. 30. Nov. 1870 (bei Plitt Erbrecht 
S. 86 f.) verlangt ein Geſuch der Eltern an den Senat. 

2*) Seuffert XXI. no. 200, XXXVI. no. 174, Lang Perſonenrecht $ 77 
N. 5. — Bol. auch d. Erf. des Preuß. DO. Trib. in d. Ztfchr. f. Kirch. R. V. 
©. 129 ff., daß der Vater auch nad dem Tode der Ehefrau das Kind, welches 
er früber als außereheliches Kind feiner Frau nicht anerkennen wollte, für das 
feinige erflären dürfe. 

Bon dritter Seite her Tann bie legitimirende Wirkung der Ehe unter ben- 
1.43 felben Borausjegungen angefochten werden, unter welchen vie Ehelichkeit des in 
), 7, der Ehe geborenen Kindes angefochten werben barf (vgl. darüber oben 8 251 
ih Mn 39,33), Seuffert XXI.200, XXII. 288, XXXVI. 174, 
bel" 20) A. A. Seuffert XXI. 50,.XXIV. 124 (Eelle), Grefe II. 8.63. — 
tet die Nach Röm. Recht freilich iſt es anders; vgl. Überhaupt noch Wolf Legitimation 
znahme S 64 ff. Nach der Hamburger Borm. O. v. 1879 art. 65 bedarf e8 bei 
ich MEN em inderjäßrigkeit ber Kinder ber Einwilligung der Behörde, wenn eine früher 

"angeordnete Vormundſchaft dadurch beendigt werben foll. 
enn ® 21) 0. Max. Bav. 1.5 88 no. 2 (die Einwilligung erſcheint als erfolgt, 
een das Mind nicht wiberfpriht), Roth 8. ©.496 N.8, D. 5153 N. 5, 
aftauche Gengler Lehrb. S. 1185 f., Lang Perſonent. 8 77 N.1, Stölzel S. 37 
Hefe® wol. mit S. 9 N. 4. 


Reichsgeſ. v. 6. Gebr. 1875 526, v. Sicherer Perſonenſtand ©. 118 f. 
g 600, 24* 
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Durch die Legitimation erlangen die Kinder dieſelbe rechtliche 
Stellung, wie wenn fie in diefer Ehe geboren wären; fie werden 
der väterlichen Gewalt unterworfen, haben gleiched Alimentationsrecht 
und gleiche Alimentationspflicht wie eheliche Kinder, erhalten, wenn 
die Eltern adlig find, deren Adel®) und haben Erbrechte nicht bloß 
gegen die Eltern, jondern auch gegen deren Verwandte. Die Rechte 
und Pflichten nehmen für die Legitimirten in dem Moment ihren 
Anfang, wo fie durch die Eheſchließung ehelic wurden. Handelt es 
fi daher um Rechte, bei welchen die Zeit der Geburt zu entjcheiden 
bat (Erſtgeburtsrecht), jo Fönnen die legitimirten Kinder dieſe Rechte 
nicht zum Nachtheil ehelicher Kinder in Anſpruch nehmen, welde 
vor ihrer Legitimation geboren find). 

B. Durch landesherrliches Reſkript. 

Wie im Mittelalter das Kaiſerliche Reſkript unehelichen Kindern 
die Rechte der Ehelichkeit in ſehr verſchiedenem Umfange ertheilen 
konnte, ſo hat ſich auch nach der Reception das Inſtitut nicht in 
einheitlicher Weiſe im ˖ Anſchluß an die Römiſchen Grundſätze ent 
wickelt. Freilich die legitimatio minus plena, welche noch in ein 
zelnen Rechtsgebieten dem Buchſtaben des Geſetzes gemäß fortbefteht, 
ift heutzutage ohne Bedeutung®), aber der Umfang der Rechte, 
welde dem legitimirten Kinde zuftehen, ift noch gegenwärtig partis 
fulär ſehr verſchieden. Dem franzöfifhen und badischen Recht ift 
die Ehelihmahung durch Reſkript fremd). 

Zu Zeiten ded alten Reichs durfte der Kaiſer oder ein Comes 
sacri palatii Lateranensis (N. 13) überall in Deutjchland legiti⸗ 


3, Oben I. 544 R.9 ff. 

3) Preuß. Lor. II. 2 $ 598, Oeſtr. $ 161, Sächſ. ©B. 8 1780, FaldV. 
S. 33, Seuffert XXI. 241. 

35) Dben I. 848 N. 59 ff. — Hommel rh. no. 713 vertheidigt, daß 
das Reſkript in dubio nur eine legitimatio minus plena bewirkt und daß «8 
einer bejondern Erklärung im Reſkript bebarf, um dem Kinde Erbrecht gegen 
über dem Vater zus geben; ebenfo au no Haubold 891. — Auch Pauli 
Abhh. III. S. 31 fagt, dieſe Regitimationsart fei im Zweifel nur eine 1. minus 
plena; vgl. aber au) v. Wilmowski Lüb. Recht S.269 und Plitt Erbrecht 
S. 88 N. 

26) Keine Legitimation iſt die im CO. civ. art. 334 ff. normirte Anerlennung 
eines unehelichen Kindes durch ben Bater. — Ueber eine eigeunthümliche Legtti- 
mationsart des Fit. Low vgl. Fald V. ©.38 ff. 
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miren. Mit der weiteren Ausbildung der Landeöhoheit zur Staats- 
gewalt erlangten aud die Landesherrn died Recht und hatte die 
Kaijerlihe Legitimation nur dann Wirkung, wenn der Zandeöherr in 
fie gewilligt hatte”). Gegenwärtig hat die Befugniß nur der 
Zandeöherr oder diejenige ftaatlihe Behörde, welcher diefe Macht 
vollfommenheit verliehen ijt®). 

Die Iandedherrliche Legitimation wird ald Gnadenſache nad 
fretem Ermeſſen ertheilt?) und Tann vom Antragfteller nicht er- 
zwungen werden. Andererjeitö find bei ihrer Ertheilung die gelten- 
den Redytögrundfäbe zu beobaditen und darf da, wo dad gemeine 
Recht gilt und nicht durch Partikularrecht abgeändert ift, der Landes⸗ 
herr nicht von den gemeinrechtlichen Vorausfegungen abjehen: eine 
gegen dad pojitive Mecht ertheilte Gnade iſt unwirkſam“). Aud 
gegenwärtig werden unehelihe Kinder regelmäßig nur dann durch 
Refkript legitimirt, wenn eine nachfolgende Ehe für die Eltern un- 
möglich oder micht gut thunlich tft“). 

Borausjegung für die Ertheilung der ehelichen Rechte iſt der 
Antrag ded Baterd“). Hat derjelbe im Teftament den Wunjch der 
Shelichiprechung geäußert, jo kann partikularrechtlich, entſprechend dem 
gemeinen Recht, nach feinem Tode dad Kind oder auch die Mutter, 
diefelbe nachſuchen 8). 

Ferner bedarf ed der Einwilligung oder des Nicht-Widerſpruchs 


3) Pufendorf I. no. 241 $ 12, 13; vgl. au Roth 8. S. 480 N. 11. 

38) In Preußen der Yuftizminifter. — Roth D. 8 153 R. 13. 

39) Vgl aber Bern. Eiv. GB. 167: „Es bleibt dem Vater des unebelichen 
Kindes jederzeit vorbehalten mit Beifimmung feiner Gemeinde zn 
verlangen, daß ihm daſſelbe durch das Ehegericht (Amtögericht) zugeſprochen 
werde.“ 

“, So mit Recht Windſcheid $ 522 N. 4 gegen bie abweichenden An- 
fihten Anderer; vgl. auch Stölzel ©. 10f. 

4) Stölzel S. 11, C.Max.B. J. 5 $9 no.3, Zür. GB. $ 232. 

=), Preuß. Lor. II. 2 8 601, Sächſ. GB. $ 1783. — Die Bellimmungen 
bes Br. Lor. II. 2 $ 592, 597, wonach gewiffen unehelichen Kindern „durch rich⸗ 
terlihen Ausſpruch“ „bie Rechte der aus einer vollgültigen Ehe erzeugten 
Kinder” beigelegt werben Fünnen, find Durch das Pr. Gef. v. 24. Apr. 1854 8 22. 
anfgehoben. 

“, Windſcheid $ 522 N. 5, Sächſ. GB. 8 1784, Plitt Erbr. S. 88 N. 
— Im Preuß. Lor. nicht anerkannt, Stölzel ©. 12. 
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ded Kindes, resp. wenn ed minderjährig ift, feines Vormunds“). 
Wenn auch die gejehliche Wirkung der Che bei der legitimatio per 
subs. matr. nicht von dem Willen des Kindes abhängig gemacht 
werden darf (oben N. 30), jo tft doch gegen feinen Willen nicht 
ein iſolirter Rechtsakt zuläffig, welcher die Aufnahme in die Fa⸗ 
milie bewirt und dem Kinde USD mel Berbindlichkeiten auf 
erlegt®). 

Ebenſo wie durch nachfolgende She können adulterini auch durch 
Reſkript legitimirt werden“); auch darf partikulär, wenn das unehe⸗ 
liche Kind ſelbſt bereits verſtorben iſt, die Legitimation deſſen ehelichen 
Kindern zu Theil werden“). Die römiſche Beſchränkung, daß nur 
ein Bater, welcher feine ehelichen Kinder hat, für feine unehelichen 
Kinder die Legitimation nachſuchen fol, wird von der neueren Ges 
febgebung und Prarid vielfach nicht aufrecht erhalten“). 

Das legitimirte Kind tritt zum Bater in dad Verhältniß eines 
ehelichen Kindes; es erhält feinen Namen“), fteht in feiner väter- 
Tichen Gewalt und wird ihm gegenüber erbberechtigt; zu den ehelichen 
Kindern ded Baterd kommt ed in dad Verhältnig von Halbges 
Ihwiftern®), zu der Ehefrau ded Vaters aber in feine rechtliche Be⸗ 
ziehbung. Im die fonftige Familie ded Vaters tritt es partikular⸗ 


4) Oftfrief. Adr. II. 6, C. Max. Bav. J. 5 89 no.3, Preuß. br. II.2 
8 602, Oeſtr. R. bei v. Kirchſtetter zu 8 162, Sächſ. GB. $ 1785, Zür. SB. 
8 232, Brüdner $ 193, Heimbadh $ 112 N.6, Roth K. S. 490 N. 18, 
Lang Perſonenr. STT N. 6. — Mit Unredt will Fald V. ©. 38 dies Re 
quifit verwerfen. 

#5) z. B. die Berbinbitchleit ben verarmten Bater zu alimentiren. 

#) Seuffert III.65, XIII. 42, XIV. 239, Sächſ. GB. 8 1786, Stölzel 
S. 11f. — Legitimirungen der uneheligen Kinder von Offizieren follen einge- 
ſchränkt werden gemäß der Preuß. BO. v. 1. Sept. 1798 und Kab. DO. v. 4. Sept. 
1798 (bet Koch zu Landrecht II.1 $ 34). 

) Sächſ. GB. 8 1783. 

18) Stölzel S. 10f., Windſcheid $ 522 N. 4, Falck V. S. 36, Roth 
K. S. 481 N. 14. — Ausdrücklich wurde ſie in Sachſen 1829 aufgehoben 
(Haubold 891N. d). C.Max.B. J. 589 no.3 und III. 12 82 no. 11 
wiederholt Die gemeinrechtliche Beſtimmung (Roth B. 891 N. 19). 

49, Weber den Erwerb des Adels oben I. 8 44 N. 13 ff. 

20) Preuß. Lor. II.2 8 606, Sächſ. GB. 8 2022 (Haubold 8 314: N. b), 
Heſſe S. 137, Brückner $ 616, 
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rechtlich nur dann ein, wenn durch bejondern Vertrag die Aufnahme 
in dieſelbe erfolgt iſt?). 

Die erbrechtlichen Beftimmungen find hödhft partikulär geregelt: 
das legitimirte Kind erbt den Nachlaß des Baterd nur in Er⸗ 
mangelung anderer Berwandten“), in Konkurrenz mit ehelichen 
Kindern nur unter Umftänden mit denjelben zufammen“) oder es erhält 
eine kleinere Erbportian“) oder es hat dad gleiche Erbrecht wie die 
ehelich geborenen Kinder). Den Adcendenten und den Collateralen 
des Parens gegenüber hat der Legitimirte entweder gar fein Erb» 
recht) oder nur unter der Vorausſetzung, daß diejelben in die Legi- 
timation eingewilligt haben”). In demjelben Umfange, wie die 
Legitimirten Erbrechte gegen ihren Bater und deſſen Blutdverwandte 
haben, ſtehen dieſen auch Erbrechte gegen die Legitimirten zu). 


8 258. VI. Die Annahme an Kinbesftatt. 


I. Während die Adoption des Römiſchen Rechts eine Ans 
nahme an Kindesſtatt war, welde zur Folge hatte, daß der 
Adoptirte auch Erbrechte erlangte, it die Adoption im älteren 
deutſchen Recht ein weſentlich erbredhtlicher Vertrag. Da alles Erb⸗ 
recht urſprünglich auf der Familienzugehörigkeit beruhte, jo bedurfte 
e8 einer unter ſymboliſchen Formen erfolgenden Aufnahme in die 
Samilie, wenn man einer nicht zur Familie gehörigen Perjon Erb» 
rechte einräumen wollte‘). So wird in der Lex Ribuaria (tit. XLVIII) 


5) Br. Lor. II.2 8 604, 605. — Deflr. GB. $ 162: „in Rüdficht auf 
die Übrigen Familienglieder bat biefe Begünftigung keine Wirkung”; vgl. auch 
$ 753. 

52) O. Max. Bav. IIL. 12 82 no. 11. 

5”) Würt. Lor. IV.17 88, 4 (Lang 877 N. 11). 

4) Hefje ©. 137. 

55) Preuß. Lor. II. 2 8 603 (vgl. au 8 607), Sächſ. GB. 8 2021 (Hau- 
bold 8 314° N. b). — Dabei gilt das zu N. 34 ausgeführte. 

56) Würt. Lor. IV.1786, C. Max. B. III.1282no. 11, Oeſtr. GB. $ 162. 

N Br. Lor. I.2 $ 604, 605, Sächſ. GB. 8 2023 (Haubold $ 91, 312 
3140 N. b), Heimbach 8112 N.T. — Bel au Schirmer Erbrecht I. 
g12N.5. 

” Sächſ. GB. 8 2025, Brüdner $ 607—610, 613, 617, 618. 

1) Ueber bieje alte Adoptio und ihre Symbolit Du Cange diss. XXII. 
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die Vergabung von Todeswegen, durch welche ein Tinderlofer Ehegatte 
dem andern Gatten oder einer fremden Perſon fein Vermögen vor 
dem Könige zumwendet, als adoptare in hereditate vel adfatimi 
bezeichnet, wo ſchon der Umftand, dab ein Gatte den andern in 
diefer Weile bedenken Tann, darauf hinweiſt, daß es ſich nicht um 
eine Annahme an Kindesftatt handelt. In fraͤnkiſchen Formeln?) 
fommen Adoptionen zu verjchiedenen Zweden vor: der Adoptirte foll 
den Adoptirenden lebendlänglich unterhalten und dafür ſpäter beerben 
oder erhält deijen Vermögen bereitö bei der Adoption. Es war nicht 
auf die Begründung eined familienrechtlichen Abhängigkeits⸗ und 
Schutzverhältniſſes, jondern auf die Conſtituirung eines Erbrechts 
abgeſehen. Zahlreich ſind die Beiſpiele, daß fraͤnkiſche, gothiſche, 
langobardiſche Könige und ſpäter auch deutſche Landesherrn ohne 
Nachkommenſchaft durch Adoption für die Nachfolge im Territorium 
ſorgten?). Vereinzelt und von dem Römiſchen Recht beeinflußt 
finden fih in den Rechtsquellen des ſpätern Mittelalters auch Bor- 


in dem Werk: Joinville histoire de St. Louys. Paris 1668 fol. p. 268 f., 
Dreyer Nebenftunden S.293 ff., Grimm Nedtsaltertd. S. 146, 155, 160, 
166 f., 463; außerdem Sohm NReicheverfaffung I. S. 549 N. 4, S. 551 N. 18, 
v. Amira Mittel und Zweck der Rechtsgeſchichte S. 52f., Ehrenberg Com⸗ 
menbation und Huldigung ©. 40 N. 28; Über das norbifhe Recht Falck V. 
S. 41 f., Wilda in d. Ztſchr. f. dtſch. R. XV. ©. 257 ff.; Über die ofigoth. 
adoptio per arma Glöden Röm. R. im oftgoth. Reiche 1843 ©. 110 ff., über 
langob. R. Pappenheim Launegild und Garathinx 1882 ©. 65 f. — Weber 
die vorübergehende Adoption zum Zwed der Emancipation Stobbe Bei- 
träge ©. 8. 

9) Roziöre no. 115—118, Zeumer p. 83, 147, 279. 

3) Srimm ©. 146. — Merovingiſche Beilpiele bei Greg. Tur. V. 18, 
VI. 8, 13 (darüber Waitz Berf. ©. II. (2. Aufl.) S. 118), über die Taroliu- 
giſche Zeit Waitz III. ©. 238 N. 1. — Der Schwabenherzog Herman, welcher 
nur eine Tochter hat, bittet (im 3.939) den König Otto I. e8 zu geftatten, 
daß er beffen Sohn Liutolf aboptire (adoptare in filium), damit dieſer künftig 
feine Tochter heirathe und fein Vermögen erbe; hoc itaque quia placuit regi 
consilium, quod poposcerat, sine dilatione complevit. (Liutprandi Antop. 
V.1, Mon. SS. III. p. 327, 328). — König Rubolf im 3. 1277 regem Un- 
garie in filium adoptavit (Böhmer Reg. no. 418). — Graf Philipp von 
Savoyen verjprigt im J. 1282 feinem nepos (Neffen) Philippus die Nachfolge: 
in flium recipimus et eum pro filio volumus reputare (Arc. f. Deftr. 
Geſch. DO. VI. ©. 111). 
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ſchriften über Adoption“); aber jo lange das Stammgutsprinzip galt 
und die nächſten Erben der Zuwendung von Grundftüden an frembe 
Perſonen widerjprechen durften, fonnte dad Inſtitut zu Feiner erheb- 
lihen Bedeutung gelangen. Auch in der Receptionzeit enthalten die 
Gelege nur wenige  Beltimmungen über die Adoption und heben 
es gelegentlich hervor, daß fie nur felten angewendet werde‘). Erft 
die neneften Godififationen haben das SInftitut (Annahme an Kindes- 
ftatt, Ankindung®), Anwänihung’), Wahlkindſchafte)) in ziemlich 
übereinftimmender, aber mehrfah vom Roͤmiſchen Recht prinzipiell 
abweichender Weije?) geregelt!?). 


9 Statt. v. Rüden (fpäterer Zuf. zur Redaktion v. 1310) art. 123 (Seibertz 
II.): eyn man eder eyn vrouwe de neyne lyff erven enhevet, mach wol 
eyns anderen kindere keysen in kindes stait; Fall einer Adoption zu Rüden 
vom J. 1489 bei Seiberg II. 395 (auch abgebr. bei &engler Lehrb. S. 1191 f.). 
— Brünner Schöffenb. 353: in heredes adoptare et ipsos bonorum suorum 
successores et possessores constituere. — Formel für eine Aboption bei 
Rodinger Über Formelbüder 1855 ©. 113.N.220. — Nikolaus Wurm fagt 
(Böhlau Constitutiones Albêrti p. 10): wer feine Kinder bat, koͤnne mit 
Genehmigung bes Reichs fih einen Sohn erwählen und ihm fein Vermögen 
geben; e8 bedürfe diefer Erlaubniß, weil der erblofe Mann vom Reich beerbt werbe. 

5) Die Freiburger Statuten (fol. 78’ ff.) jagen, fie fei in der Stadt nicht 
viel gebraucht, und regeln fie dann in eigenthümlicher Weife: nur kinderloſe 
Leute dürfen aboptiren; werben ihnen nachher eheliche Kinder geboren, fo wird 
die Adoption nichtig. — Nah dem Zrierer or. III. 10 baben Adoptiokinder 
nur auf Grund bes Teftaments oder einer bejondern Dispofition Erbrecht. — 
Daß die Adoptionen felten feien, Strube Bed. II. no. 62. — Das neuefte 
Sraubündner Recht (vgl. Bühler das blindnerifche Erb- und ehel. Güterr. 1882. 
©. 116) und aud einige andere Schweizer Gejeßblicher kennen fie nicht. 

Roth K. S. 481 N. 1. 

7) Freiburger Statuten, Babifches Geſetzbuch. Diefe Bedeutung bes Worte 
fehlt in Grimme Wörterbud). 

8) 0. Max. Bav. 1.5 $ 10, Oeſtr. GB. 8 179, Zür. GB. 8 235 fl. — 
Wahlvater, Wahlmutter, Wahltind. 

9, Dies wird oft nicht genügend beachtet. Haubold 8 92 behauptet zu 
unbedingt bie Aufnahme des Röm. Rechts; ebenſo Walter 899. Richtig 
Bluntfhli 8 172.1 und Dernburg III. S61. — Gut hat den Unterſchied 
zwiſchen röm. und deutſchem Recht ausgeführt Fald V. S. 40 ff. — Ganz ab- 
weichenb vom röm. Recht find bie Beftimmungen bes C.civ. und bes Badiſchen 
Landrechts, art. 345 f., 366 ff., (Zahariä $ 554 ff.), denen fih zum Theil 
das Züriher GB. 8 237 f. anſchließt. 

10) Bgl. außer der partikularrechtlichen Literatur beſonders Gengler Lehrb. 
©.1189 ff, Roth D. 8 155, Schirmer Erbredt I. ©. 192 ff. 
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Während nah Römiſchem Recht Arrogatio und Adoptio unter» 
ſchieden wird und die legtere je nad) dem Umfange ihrer Wirkungen 
eine Adoptio plena oder minus plena ift, fennen die neueren Ge 
ſetzbuüͤcheru)) nur eine Annahme an Kindeditatt, welche fich am 
meiften der Adoptio minus plena ded gemeinen Rechts annähert”). 
Ihre Formen find diefelben, gleichviel ob ein homo sui jurisangenommen 
werden oder eine Perfon aus der väterlichen Gewalt heraudtreten und 
in eine andere Familie übertreten fol. Auch gelten gleiche Beltim- 
mungen für Adoptionen durch Männer und dur Frauen®). 

Durh die Annahme an Kindeöftatt wird zwiſchen dem An 
nehmenden und dem Angenommenen ein Verhaͤltniß hergeftellt, wel: 
ches dem zwilchen leiblichen Eltern und leiblichen Kindern’) nad: 
gebildet ift, aber nicht alle Wirkungen des natürlichen Yamilienver- 
hältnifje8 hat und amdererfeitd auch nicht alle Beziehungen zu ber 
natürlihen Familie zerftört. Die Adoption will nicht die väterlide 
Gewalt, jondern ein Familienverhältnig begründen. 

II. 1. Die Annahme an Kindeöftatt beruht auf einem Ders 
trage ded Annehmenden und des Angenommenen. Doc reicht ihre 
MWillensübereinftimmung nicht bin, fondern es wird die Mitwirkung 
bed Staatd erfordert!s), fei e8 daß der Landesherris), fei es daß bie 


11) C. Max. Bav. I.5 810, 11 bat dagegen die Römifchen Unterſchiede re- 
probucirt. — Die gemeinrechtlige Praxis ſchwankt und hält in einzelnen Län 
bern mehr, in andern weniger am Römiſchen Recht feft, Stölzel S. 13 f.; eine 
Ueberficht über ihren heutigen Zuſtand giebt Roth D. 8 154. — In Würtem⸗ 
berg 3. B. beobachtet man die Römischen Grundfäge, Seuffert XXIV. 125. 

12) Irrig fagt Gengler Lehrb. ©. 1193, daß unfer Inftitut die Adoptio 
plena ei. 

13) Sp ſchon Freib. Statt. fol. TIP, wogegen ber C. Max.B. 1.5 $ 11 
zwijchen ihnen unterjcheibet. 

14) Stillſchweigend wird überall eine Annahme nur an Kindes, nicht aber 
an Entelsftatt zugelaffen; Sächſ. GB. 8 1788 erklärt dies ausdrücklich. 

15) In der älteren Literatur ſah man bie Adoption als einen Erbvertrag 
an und verlangte unter Berufung auf Sachſenſp. II. 30 einen Alt vor dem 
Richter oder gerichtliche oder Ianbesherrliche Beſtätigung; vgl. die Auszlige bei 
Emmingbaus ©. 82 no. 60 ff. 

16) Weimar’fches Gef. v. 1. Zuni 1847 (Emminghbaus ©. 83 no. 17), 
Sidi. GB. 8 1787, 1789, Roth K. S. 482 N. 3, 4 (vgl. Über Kurheſſen auch 
die folg. N); Nachweiſungen bei Stölzel in Gruchot's Beitr. XXI 
©. 328 ff. 
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fompetente Gerichtöbehörde die Adoption nad) vorangegangener 
Prüfung zu beftätigen hat!). Wird fie duch Urkunden nachgewiefen, 
jo ift fie im Standedregifter „auf Antrag eines Betheiligten am 
Rande der über den Geburtöfall vorgelommenen Eintragung zu 
vermerfen“ 18), | 

2. Es fünnen minderjährige und großjährige Perfonen adoptirt 
werden!?),. Für Minderjährige bedarf es der Zuftimmung beider 
Eltern”), resp. ded VBaterd?!) und wenn diejer todt ift, der Mutter, 
des Vormundes und — bei der Bedeutung ded Akts — auch der 
Obervormundſchaft“). Hat der zu adoptirende Minderjährige bereits 
ein gewifjed Alter erreicht), jo jo feine eigene Zuftimmung einges 
holt werden, ebenfo wie andererfeitd, wenn der Großjährige nody 
Eltern hat, ed partifulär der Einwilligung ded Vaters“), resp. der 
Eltern”) bedarf. ine Ehefrau kann nicht ohne Genehmigung des 
Ehemannd adoptirt werden?). 


1) GC. Max. Bav. 1.5 $ 10 no. 3. — Preuß. tor. II. 2 $ 667 (munter Um⸗ 
fländen bebarf e8 der Immebiatentfcheidung, Anh. 8 100 zu dieſer Stelle). — 
Diefe Beſtimmungen find 1867 aud in die neu erworbenen Lanbestheile ein- 
geführt, wo früher allgemein Ianbesherrliches Reſkript erfordert wurde, Stölzel 
in Gruchot's Beitr. XXIII. S. 330f. — Oeftr. GB. $ 181. — Fald V. ©.45 
(wo Erbverträge ber landesherrlichen Beftätigung bebürften, fei dies auch für 
die Adoption erforderlih). — Eine Zufammenftellung über die Behörden, welde 
in den verſchiedenen Ländern für die Adoption kompetent find, bei Hinſchius 
im Commentar zum Reichsgeſetz v. 6. Febr. 1875 beim 8 26; vgl. auch Roth 
D. 8 154 N. T. — Genaue Borfäriften über die causae cognitio und, das 
jonftige Verfahren C. civ. art. 353 ff. 

18) Reichsgeſ. v. 6. Febr. 1875 8 26. 

19) Nach dem C. civ. art. 346 follen regelmäßig nur Bolljährige aboptirt 
werben. 

20) Sächſ. GB. $ 1793. 

21) Preuß. Lor. II.2 8 679, Deflr. GB. 8 181, Zür. GB. $ 242. 

39) Preuß. Lor. IIL.2 8 680, Preuß. Vorm. O. v. 1875 $ 42 no. 2, Deftr. 
GB. 8 181, Sächſ. GB. 8 1794, Hamb. Borm. DO. v. 1879 art. 64, Zür. ©B. 
8242 ff., 374, Roth 8. ©. 482 N.6, 574 N. 2. 

33) 14 Jahre: Preuß. Lor. II. 2 9 678, Sächſ. GB. $ 17%; 16 Jahre: 
Zür. GB. 8 242 vgl. mit $ 12. 

3) Nur des Baters, Preuß. Lor. II.2 8 679, Oeſtr. GB. 8 181, Zür. 
GB. 8 242. 

3) Beider Eltern, Sächſ. GB. 8 1793, C. civ. 346 (bis zum 25. Jahr; 
ift der zu Adoptirende älter, fo fol er fie um ihren conseil bitten). 

*) Sächſ. GB. $ 1795. 
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Die Römiſche Beltimmung, daß unehelihe Kinder von ihrem 
Erzeuger nicht adoptirt werden dürfen, ift im neueren Recht vielfach 
theil8 ausdrücklich, theils ſtillſchweigend bejeitigt”) und wird nur in 
wenigen Rechtögebieten, um die nachfolgende Ehe unter den Eltern 
zu befördern, noch aufrecht erhalten®). 

3. Weil durd) die Adoption ein Kindeöverhältnig bergeftellt 
werden fol, muß der Adoptirende älter”) ald das Adoptivfind, nad 
manden Geſetzen dem Römiſchen Recht entiprechend 18 Sahre”), 
nad anderen um eine andere Zahl von Jahren älter fein). Regel: 
mäßig wird für ihn ein vorgerüdtered Alter erfordert, in welchem «8 
nicht wahrjcheinlich ift, daß er noch eigene Kinder befommen werde®), 
und ebenſo ift aud die Römische Vorſchrift, daB im allgemeinen nur 
derjenige adoptiren fol, welcher feine leiblichen Kinder hat, in unfere 
Geſetzbücher übergegangen ®). 


7) Ausdrüdiihe Aufhebung, Sächſ. GB. 8 170. Wo die neueren Eobifi- 
Tationen biefen Punkt nicht berühren, findet für wunebeliche Kinder keine Aus- 
en ftatt. — Seuffert XIX, 159 (Roftod), XXVI. 137 (Wolfenb.), Stölzel 

©. 14f., Falck V. S. 43, Reyſcher III. $ 611 N. 5, Sagen III. $ 556 
N. 8, Sengler Lehrb. S. 1195. 

3) C.Max. B. 1.5 $ 10 n0.5 (jo lange ber Bater auf anderm Wege bie 
väterliche Gewalt erlangen kann), Oeſtr. Hofdekr. v. 28. San. 1816, Züri, GB. 
$ 234 (e8 können „fremde Kinder“ aboptirt werben). 

29), Preuß. Lor. II.2 8 677. 

3) O. Max. B. 1.5 8 10 no. 2, Oeſtr. 8 180, Sädi. GB. 8 1791 (Dispen- 
ſation ift aber zuläffig). 

2) 16 Jahre: Zür. GB. 8 235, 15 Jahre: C. civ. 343. 

33) Dem Röm. R. gemäß 60 Jahre, C. Max. B. I.5 8 10 no. 2; indeſſen 
ift auch Dispenfation möglih, Seuffest XXVI. 247 (Wolf... — 50 Jahre, 
aber regelmäßig mit der Möglichkeit der Dispenfation: Preuß. Lor. II. 2 $ 668, 
669, Oeſtr. GB. 8 180, Oeſtr. Hofdelr. v. 21. Apr. 1820, Sädf. GB. $ 1791, 
C. civ. 843. — Züri. GB. $ 235: 50 Jahre für den Wahlvater, 40 Jahre für 
bie Wahlmutter. — Bol. auch Stölzel in Gruchot's Beitr. XXIII. ©. 328 
bis 336. 

33) Preuß. Lor. II. 2 8671, Oeſtr. GB. $ 179, C. civ. 343, Zür. GB. 
8 235, C. Max. B. 1.5 8 10 no.2 (feine Kinder männlichen Geſchlechts). — 
Da das Sächſ. GB. feine derartigen Beſtimmungen enthält, fo entjcheibet das 
Ermeflen des Landesherrn. Natürlich wird die Adoption nicht hinfällig, wenn 
ber Adoptirende ſpäter leibliche Kinder erwirbt (vgl. aber N. 5). 

Der Sat des Preuf. Lor. I. 2 $ 670 und Oeſtr. GB. $ 179, daß von ber 
Adoptionsberechtigung ausgefchloffen ift, wer zufolge feines Standes zur Epelofig- 
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Angemeſſen ift es, daß der Adoptirende, wenn er verheirathet 
if, nur mit Einwilligung des anderen Gatten adoptirt*). Doc ift 
es partikularrechtlich zuläffig, daß die Adoption einfeitig von einem 
Ehegatten ausgeht); das Preuß. Kandrecht geftattet Died dem Mann, 
aber nicht der Frau). Sm Falle der einjeitigen Adoption tritt 
dad Kind zu dem anderen Gatten in dad Verhältniß eines Stief- 
kindes*). 

4. Bei der Roͤmiſchen plena adoptio erlangt der Adoptirende 
die patria potestas zugleich mit ihren vermögendrechtlichen Folgen 
und der Adoptirte tritt auch zu den Agnaten des Adoptivvaterd in 
ein Berwandtichaftöverhältnig. Der Zwed der deutlichen Adoption 
aber ift nicht die Begründung der väterlichen Gewalt, jondern des 
Kindesverhältniffee. In gewiffen Umfange gehört daher das Kind 
noch weiter feiner natürlichen Familie an?) und tritt auch nur in 
Bezug auf den Adoptirenden jelbit, aber nicht auf deſſen Familie, 
in ein fünftliches Familienverhältniß ein. | 

Bon einer väterlichen Gewalt des Adoptirenden darf man ſchon 
darum nicht reden, weil auch Frauen adoptiren dürfen. Andererſeits 


feit verpflichtet ift, bat da, wo der Staat die Pflicht zum Cöolibat nicht mehr 
anerkennt, feine Bedeutung verloren. 

29 O.civ. 344, Sächſ. GB. $ 1795 vgl. mit 1792; Thomas II. &101 | 
für den Fall der Gütergemeinſchaft. 

35) Deftr. GB. 8 755, Deftr. Hofdekr. v. 21. Apr. 1820. — Weimar’iches 
Gef. v. 27. März 1872 83: „an Kindesftatt angenommene Kinder ftehen in 
ber elterlichen Gewalt des Wahlvaters oder der Wahlmutter; find fie von einem 
Ehepaar an Kinbesftatt angenommen worden, fo fteht bie elterliche Gewalt dem 
Wahlvater, wenn diefer tobt ift, der Wahlmutter zu.“ 

%) Preuß. Lor. II.2 8 675, 676. — Roth 8. ©. 482. 

27) Preuß. Lor. II. 2 $ 686; vgl. auch Roth 8. S. 482 N.7T. — Dur 
die einfeitig vom Ehemann vollzogene Adoption wird aber das Erbrecht ber 
Frau am fünftigen Nachlaß ihres Gatten nicht alterirt, Ldr. $ 676. — Preuß. 
Landr. $ 672, 73 verlangt aud die Einwilligung der Eltern des Adoptirenden; 
aber der Mangel berjelben bat nur zur Folge, daß ihnen ihr Pflichttheilsrecht 
gegenüber dem Annehmenden nicht verloren geht. 

Die Hamburger Beftimmung, wonach es überhaupt der Genehmigung ber 
Inteftaterben des Aooptirenden bedarf, ift durch Gef. v. 20. Febr. 1861 auf- 
gehoben. 

2) Prenß. Ldr. II.2 $ 711, 712, C. eiv. 848, Oeſtr. GB. $ 183, Sächſ. 
GB. 8 1798. 
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fonnen auch Perſonen adoptirt werden, welde in ihrer natürlichen 
Familie nicht mehr unter väterlicher Gewalt ftehen (3. B. Söhne 
mit felbftändigem Haushalt und verheirathete Frauen) und zufolge 
ber Adoption nit einer neuen väterlichen Gewalt unterworfen 
werden follen oder wollen. Ueberdies aber hat der Vater auch nicht 
Berwaltung und Nießbrauch an dem Bermögen der Adoptivfinder. 
So entitehen nur elterlihe Rechte von geringerem Umfange als 
gegenüber den leiblichen Kindern und ed wird nur unter beftimmten 
Vorausſetzungen eine väterliche Gewalt begründet, welche fi dann 
aber in ihren Wirkungen nur auf die Perjon und nicht auf das 
Bermögen ded Adoptirten erftrect?). 

III. Im wejentlihen gelten für die Wirkung der Annahme 
an Kindesftatt folgende Säge, welche in concreto durch den Adoptiond- 
vertrag abgeändert werden können ®): 

1. Das angenommene Kind erhält den Namen des Adoptiren- 
ben“), kann aber mit demjelben zugleich jeinen eigenen führen®); 
ed tritt in den Stand ded Adoptirenden ein“), erlangt aber an ſich 
nicht deſſen Staatdangehörigkeit*). 

2. Das Mdoptivfind tritt nur zu dem Adoptirenden, resp. 
wenn ed von einem Ehepaar adoptirt ift, zu den Adoptiveltern, aber 


39) Bol. F. €. Arnold praft. Erörterungen S. 550 fi. — Die Geſetzbücher 
fprechen vielfach von väterlider Gewalt, C. Max. B. 1.58 10 n0.7, Pr. Lanbr. 
II. 2 8 716, Oeftr. $ 183, Sächſ. $ 1808, Züri. GB. 8 249. — Stölzel vät. 
Gewalt ©. 16 fagt: „daß die Annahme an Kindesftatt die vwäterliche Gewalt 
begrünbe, obwohl die Beſchränkungen, welde für die Gewalt des Adoptivvaters 
eintreten, jo erheblich find, daß von den Rechten der väterlichen Gewalt für ben 
Adoptivvater nur ein Heiner Theil verbleibt.” Zu eng begrenzt Hommel rh. 
661 85 die Wirkungen, wenn er die Adoption dharakterifirt al ein pactum 
successorium ea conditione initum, ut adoptatus nomen adoptantis 
gerat. 

0, Preuß. Lor. II.2 8 703, Oeſtr. GB. $ 184, Sächſ. GB. 8 1840. 

4) Br. Lor. II.2 8 682, 688, 689, Deftr. GB. 8 182, CO. civ. 347. — Es 
fann bie Erlaubniß zur Führung dieſes Namens ertheilt werden, Falck V. 
©. 46). 

4) Preuß. Kor. II. 2 8 713, Oeſtr. GB. 8 182, Sächſ. $ 1796, O. eiv. 347. 

4), Preuß. Lor. II.2 8 683, 688. — Ueber den Fall, daß der Aboptirende 
von Adel ift, und über den Fall, daß derjelbe bürgerlich und der Adoptirte won 
Adel ift, oben I. 844 N. 17, 18, 28. 

4) Reichsgeſ. v. 1. Juni 1870 82. 
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nicht zu deren übriger Familie in ein VBerwandtichaftöverhältni*). 
Es hat daher, entgegengejebt den Römiſchen Beitimmungen für die 
Adoptio plena“), aud fein Erbrecht gegen den in die Adoption 
nicht einmwilligenden Gatten und gegen die ehelichen SKinder des 
Adoptivparens“). Durch einen Familienvertrag Tann ihm ein weiter 
gehende8 Erbrecht eingeräumt werben“). 

3. Wie dad Adoptivfind zu den Mdoptiveltern in dad Verhält⸗ 
niß eines leiblichen Kindes eintritt, fo ftehen aud feine Kinder, gleich- 
viel ob fie bereitö zur Zeit der Adoption vorhanden waren oder erft 
fpäter geboren werden, zu den Adoptiveltern im Verhältniß von 
Entelfindern®). | 

4. Sp lange das Kind unfelbftändig ift, gehört e8 zum Haus⸗ 
halt des Adoptivparend, wird von demfelben erzogen und hat in 
ähnlicher Weiſe wie ein leibliche Kind Anſpruch auf Alimentation, 
Dotation u. |. w.). Auch erfcheint ed angemeflen, daß der Adoptiv: 
parend über die religiöje Erziehung des Kindes zu entjcheiden hat°l). 

Mährend früher über die Frage, wer bei der Berheirathung 
des Adoptivfindes jeine Einwilligung zu ertheilen hat, je nach der 
Wirkung, welche man der Adoption zufchrieb, jehr verſchiedene Bor- 
Schriften galten“), beſtimmt jebt das Reichsgeſetz v. 6. Febr. 1875 
8 31: | | 

Bei angenommenen Kindern tritt an Stelle des Vaterd der- 
jenige, welder an Kindesftatt angenommen hat. Diele Be- 
ftimmung findet in denjenigen Theilen des Bundesgebietes Feine 

Anwendung, in welchen durch eine Annahme an Kindesftatt 


#5) Preuß. Lor. II.2 9 686, 687, 708, Oeſtr. GB. $ 183. 

4) Bol. darüber Windſcheid $ 571 N.6, Roth 2. II. 8 350 N. 50ff. 

AT, Preuß. Lor. 8 707, Oeſtr. GB. $ 755, Sächſ. 1799, 2045, C. civ. 350. 
— {In der Ietteren Beziehung abweichender Anfiht Bluntſchli 8 172.5 d. 

) Preuß. Lor. II.2 8 710. 

#9, Preuß. Lor. II. 2 8 707, Oeſtr. GB. 8 183, Sächſ. $ 2046. 

50) Preuß. Lor. II.2 $ 692, Deftr. $ 183, Sächſ. CB. 8 1840, C. civ. 
art. 349, Falck V. ©. 47. 

MAX. Richter⸗Dove Kirdhenr. $ 264 N. 23 ©. 865. 

5) Die Adoptiveltern, Prenß. Lor. II. 1 847, Roth 8. ©. 320 N. 44, 
ſowohl die feiblichen, als die Adoptiveltern, Emminghaus ©. 257 no.1 
(Seuffert I. no. 70), Sächſ. GB. 8 1573, 1600, 1798; nur bie natürlichen 
Eltern im Gebiet des franz. Rechts, v. Sicherer Perſonenſtand S. 182 N. 2, 
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die Rechte der väterlichen Gewalt nicht begründet werden 

fönnen®). 

Der lebte Sap der Vorjchrift bezieht fi, wie die Motive ergeben, 
lediglich auf die Länder ded Franzöfiihen Rechts, jo daß bier daß 
Conſensrecht bei der natürlichen Familie verbleibt, wogegen im 
übrigen Deutichland died Recht auf den Adoptivvater übergegangen 
ift und falls derjelbe geftorben oder die Adoption von einer Frau 
ausgegangen ift, unter Webergebung der Adoptivmutter die leibliche 
Samilie die Genehmigung zu ertbeilen bat. 

Ebenjo ift in Betreff der Frage, in wie weit die Adoption 
zwiichen dem Adoptirten und dem Adoptirenden felbft und feiner 
Familie ein Chehinderniß begründet, gegenwärtig durch daſſelbe 
Reichsgeſetz $ 33. 4 ein einheitliche Recht) hergeftellt; danach ift 
in engem Anſchluß an das Preuß. Landrecht (II. 1 $ 13) die Ehe 
verboten 

zwilchen Perfonen, deren eine die andere an Kindeöftatt ange⸗ 

nommen bat, jo lange dieſes Rechtsverhältniß befteht®). 

5. Da die Alimentationdpfliht in. der Familie regelmäßig eine 
gegenfeitige ift, jo hat auch dad Adoptivkind erforderlidhenfalld den 
Adoptirenden zu alimentiren®). Andererjeitö befteht die Alimentationde 
verbindlichkeit auch zwilchen dem Kinde und feinen natürlichen Eltern 
weiter fort”). 

58) Bgl die eingehende Behandlung biefes Paragraphen bei v. Sicherer 
8.182 ff.; außerdem auch v. Scheurl Eherecht S. 175 ff, Mandry Reichs⸗ 
geſetze S. 573. 

54) Weber die ältern ſehr auseinandergehenden Beſtimmungen vgl. 3. B. 
v. Sicherer ©. 206 f., 248 ff, Hinſchius zu $ 33. 4 des Reichsgeſetzes, 
Richter-Dove 8 277. J., Zacha riä $ 468.2, Stölzel ind. krit. Viertelj. Schr. 
XXI. ©. 271ff. 

5) v. Sicherer S.206f.; vgl. auch Stölzel in db. Ztichr. f. Kirchenr. 
XVIL S. 82 ff. 99 ff. — Das Oeftr. GB. enthält keine direkte Beſtimmung; 
da aber nad $ 183 zwiſchen den Wahleltern und dem Wahlkinde gleiche Rechte 
wie zwifchen ehelichen Eltern und Kindern befteben, jo ift auch fiir Oeftreih au- 
zunehmen, daß die Ehe zwifchen diefen Perjonen fo lange unterfagt if, als das 
Adoptionsverhältniß befteht. 

5%) O. eiv. 349, Fald IV. S. 309, V. S. 47; nad Sächſ. GB. $ 1797 
iſt das Kind nicht zur Alimentation verpflichtet. Das Preuß. Recht enthält keine 
Beflimmung. 

sr C. eiv. 349, Sächſ. GB. 8 1798, 1840; vgl. auch Br. Lor. I. 2 $ 712 
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6. An dem Vermögen ded Kindes hat der Adoptivvater nicht 
die Rechte des natürlichen Vaters. Das volljährige Kind behält 
fein Vermögen zu freier Verwaltung und Nubung; ift es minder- 
jäbrig, fo bleibt da8 Vermögen unter der Verwaltung (aber ohne 
Nutznießung) des leiblichen VBaterd oder VBormunds >), 

1. Die Adoptiveltern und deren Verwandte erlangen dem 
Adoptivfind gegenüber feine Erbredhte; vielmehr wird dafjelbe von 
feinen Blutöverwandten beerbt®). 

Das Adoptivfind behält fein Erbrecht gegen feine Blutsver⸗ 
wandten®) und erlangt zufolge der Adoption Erbrechte und Pflicht⸗ 
theilrechte gegen die Adoptiveltern, aber nicht gegen deren weitere 
Berwandtet). Ausgeſchloſſen ift e8 von der Succelfion in Stamm- 
güter, Lehen und andere Familiengüter (vgl. unten im Erbrecht), 
wie in jonftige Berechtigungen, welche nur leiblichen Kindern zu 
Gute fommen Jollen®). 

Stirbt dad Adoptivfind mit Hinterlafjung von Nachkommen, 


58) Preuß. Landr. II. 2 8 694— 700, Sächſ. GB. 8 1797, 1811. — Die 
Freiburger Statuten (fol. 78°, 79°) Taffen wie bei ber Römiſchen Adoptio 
plena die vermögensrecdhtlihen Folgen ber patria potestas eintreten. — Wenn 
nad dem Oeſtr. GB. $ 183 der Wahlvater bie väterliche Gewalt erhält, jo bekommt 
er mit ihr doch nur die Verwaltung bes Vermögens, ba auch dem leiblichen 
Vater nit die Nutznießung zufteht. — Dagegen ift wohl nah Zür. GB. $ 246 
vgl. mit $ 249 ihm auch der Nießbrauch zuzufchreiben. 

9, Preuß. Lor. II. 2 8 694, 701, 712, Oeſtr. GB. 8 756, Sidi. GB. 
8 1797, 2045 (Haubold $ 314° N. i), C. civ. 351, 352 (mit einzelnen Ein- 
ſchränkungen). — Ein ſehr ſubſidiäres Erbrecht bat ber Adoptivvater nach den 
Freib. Statt. fol. 792. — Nach dem Züri. GB. 8 1927 erhalten die Aboptin- 
eltern die halbe Berlaffenihaft, wenn das Kind ohne eheliche Nachlommen- 
ſchaft ftirbt. 

) Freiburg. Statt. fol. 79°, Preuß. Lor. 8 702, Oeſtr. $ 765, Sidi. 62. 
8 2047, 0. civ. 348. — Eine Beſchränkung dieſes Erbrechts nach dem Zür. GB. 
$ 1916. 

1) Freib. Statt. fol. 79%, Frankf. Ref. V. 18 5, C.Max.B. 1.5811, 
IH. 12 84 no. 9, Preuß. Lor. 8 691, 693, Deftr. GB. 8 755 (Unger 879 
N. 4), Hofdelr. v. 10. Mai 1833, Sächſ. GB. 8 2567 f., C. civ. 350, Heimbadı 
8 296 I.1. — Nach ältern Partikularrechten war das Erbrecht des Kindes davon 
abhängig, daß es ihm in dem Aboptionsvertrage eingeräumt wurbe, 5. B. Offen- 
burger Statt. bei Walch III. ©. 132f., Trier. Zr. III. $ 10. 

2) Kein Anſpruch auf Waijengelver, Hommel rhaps. 661 $ 6 ff. 


Stobbe, Privatreht. IV. 1.u. 2. Aufl. 25 
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vor dem Adoptivparend, fo können dieje die Erbrechte geltend machen, 
welche ihrem Ascendenten zugeitanden hätten“). 

8. Wird dad Adoptionöverhältniß aufgehoben, fei ed, daß Die 
Adoptiveltern vor dem Kinde fterben, ſei e8, dab dad Verhaͤltniß 
durch einen bejondern Rechtsakt aufgelöft wird), fo fehrt dad Kind 
wieder in jeine natürliche Familie mit der Wirkung zurüd, daß — 
was den thatjächlihen Verhältniſſen oft nicht recht entipredhen wird 
— die Rechte und Pflichten, welche durd die Adoption für die 
Adoptiveltern begründet waren, jebt wieder in den Mitgliedern der 
natürlichen Familie entitehen®). 

IV. Bon dem Adoptivverhaͤltniß iſt das * Pflegſchaft ver- 
ſchieden, wie daſſelbe beſonders im Preuß. Landrecht (II. 2 8 753 ff.) 
ausgebildet iſt: „wer ein von feinen eltern verlafjened Kind in 
feine Pflege nimmt, erlangt über daffelbe alle perfönlihen Rechte 
leibliher Eltern” ; der Pflegevater hat das Kind zu erziehen, feinen 
Lebensberuf zu beftimmen, den Conſens zur Berehelihung zu er. 
teilen, aber es entitehen feine geſetzlichen Erbrechte zwiſchen Pfleges 
eltern und Pflegelindern®). 


$ 259. 
VII Aufhebung der väterliden Gewalt und der elterlihen Rechte!) 
! Im allgemeinen. 


Die väterlihe Gewalt erliſcht, abgejehen von dem Tode bes 
Baterd oder ded Kindes: 


6), Preuß. Lor. II.2 8 707, Oeſtr. GB. 8 183, Sächſ. GB. 8 2046, Er. 
d. RchsG. VI. no. 45. 

6) Br. tor. 11.28 714,715, Oeſtr. GB. 8 185, Sächſ. GB. $1800, Zürid. 
GB. 8 250. 

65) Vgl. die Stellen ber vorigen Note; Deftr. GB. $ 185 (das minder⸗ 
jährige Kind kommt in biefem Kal „wieder unter bie Gewalt des ehelichen 
Vaters“). — Nah dem Tode des Adoptivvaters hat nicht deſſen Wittwe, ſon⸗ 
dern die leiblide Mutter das Erziehungsrecht, Roth 8. S. 482 N. 7. — Wenn, 
wie fo häufig,. das Kind durch die Adoption in eine viel höhere Lebeusiphäre ge- 
hoben war, wird Dies wenig angemeffen fein. 

66) Weber die praftifche Bedeutung des Inflituts in Preußen geben die An- 
figten von Förſter III. $ 220 N. 23 und Dernburg III. $ 64 auseinander. 
— Ein eigenartiges Inftitut ift die tutelle officieuse des C. civ. art. 361 ff. 
oder „Pfleg-Baterjchaft” des Badiſchen Geſetzbuchs in den entſprechenden Ar⸗ 
tileln; Zadariä III. $ 562 ff. 

1) Im folgenden handle ich hauptſächlich von Der väterlichen Gewalt. Doch 
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1) wegen Unfähigfeit oder Unwürdigfeit des Vaters, die Nechte 
ber väterlichen Gewalt auszuüben, 3. B. wegen Mißbrauchs derjelben, 
Berurtheilung zu längeren Sreiheitöftrafen, Stellung unter Vormund⸗ 
ſchaft wegen Geilteöfranfheit oder Verſchwendung, heimlicher Aus⸗ 
wanderung unter vorjählicher Zurüdlaflung der Kinder in hülflofem 
Zuftande u. }. w.?), 

2) zufolge Mebergabe des Kindes in eine andere Familiengewalt 
(Adoption)?), 

3) zufolge ausdrüdlicher Entlaſſung aus der väterlichen Gewalt 
(Smancipation), 

4) zufolge der Trennung ded Kindes von dem elterlichen Haus» 
halt (separata oeconomia), 

5) zufolge Verheirathung der Töchter, partifulär auch der Söhne, 

6) partifulär mit der Grobjährigfeit oder Großjährigkeitder- 
Härung ded Kindes. 

Nur die vier legten Aufhebungdgründe —— eine eingehenbere 
Darftellung. 

Geſchichte). 

1. Aus der Zeit der Volksrechte beſitzen wir über die Auf— 
hebung der väterlichen Gewalt nur ſporadiſche Nachrichten, doch lafjen 
diefelben bereitd die Grundzüge ded jpäteren Rechts erkennen?). Nach 


babe ich die gemerellere Ueberfchrift gewählt, weil mande Rechte gegenüber bem 
Kinde nicht bloß dem Bater, fondern auch ber Mutter zuftehen und bie mütter- 
lihen Rechte nad ähnlichen Grundſätzen, wie bie väterlide Gewalt erlöfchen. 
Dies im Detail auszuführen, würde zu weit führen. 

2) Bol. oben 8 252 N. 2, 3. 

9) Bol. $ 258. 

9 Kraut Vormundſchaft II. S. 590 ff., 597 ff., 643 ff., Stobbe Beiträge 
zur Geſchichte Des Deutichen Rechts 1865 S. 1—24 (befonders gegen die Anficht 
von Kraut gerichtet, daß die väterlihe Gewalt nach Älterem Recht mit der Groß- 
jährigfeit endete nud dus Inftitut der separata oeconomia fidh erft jeit ber 
Reception entwidelt habe. Seine Anficht Über das ältere Recht fügt Kraut befon- 
ber8 auf die irrige Prämiſſe, baß bie väterliche Gewalt mit der Vormundſchaft 
zu ibentificiren fe), Sohm Neichsverfaffung I. S. 341 ff., 544 ff.; vgl. auch 
Grupen disceptationes forenses Gött. 1740 p. 83 fi. (viel älteres Material), 
Weiske Abhh. aus dem Gebiete des teutichen Rechts 1830 ©. 4558 und 
Zimmermann im Arch. f. civ. Pr. L. (1867) ©. 158—187, — An ber An⸗ 
fiht von Kraut hält Roth D. $ 151 N. 1 feft. 

5) Die Nachricht bei Tacitus c. 13 Über die Schwertleite, daß der mit den 

25* 
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der Lex Romana Curiensis fonnte der Vater den Sohn durch 
Vebergabe an den König oder einen andern Senior jeiner Gewalt 
entlafjen; gleiche Wirkung hatte aber auch die Verheirathung des 
Sohnes und Begründung eines eigenen Haushalts‘). Nach fränki- 
Ihem Recht wurde zum Zwed der Entlaffung der Sohn vorüber: 
gehend in die Gewalt eined Andern gegeben, um eine Zeit hindurch 
vom Haufe ded Vaters getrennt zu leben’), Nach weitgothilchem 
Recht traten Söhne und Töchter mit ihrer Verheirathung aus der 
väterlichen Gewalt; fie durften nad Erreihung von 20 Jahren die 
Abfonderung vom väterlichen Haushalt und theilmeife Herausgabe 
ihre Vermögens verlangen?). Dem entſprechend finden ſich im 
fpätern Mittelalter folgende drei Grundſätze: 

a) Der Hausfohn kann durch einen förmlichen Alt auß der Ge- 
walt. entlaffen werden’); doch ſcheint dies .nicht jehr üblich geweſen 
zu ſein. | 
b) Die Haustochter tritt bei ihrer Verheirathung aus der 
väterlichen Gewalt heraus; das Mundium, welches biöher der Vater 
über fie gehabt hat, geht jebt auf den Ehemann über"). 

ec) Der Sohn hört auf Hausſohn zu fein, wenn er fih auf 
die Dauer vom Bater fcheidet und infolge einer Verheirathung oder 
auch ohne diefelbe einen eigenen Haushalt begründet. 

Se wie wir gegenwärtig in treffender Weile den fillusfamilias 
einen Haudjohn nennen, einen Sohn, welder zum Haus des Vaters 
gehört, in jeiner Gewalt und in feinem Schub fi) befindet, jo be= 
zeichnete man ihn.im Mittelalter ald in pane parentum, im Brod 


Waffen befleivete Sohn ante hoc domus pars, mox reipublicae erſcheine, 
bezieht fich nicht auf feine privatrechtliche, fondern nur auf feine Öffentlihe Stellung; 
vgl. zuletzt Sickel Geſch. der beutfchen Staatsverfafiung I. 1879 ©. 26 NR. 

6, Stobbe Beiträge ©. 5 ff. 

) Darüber und Über das babei vorfommende Symbol des Haarabichneidens 
Stobbe Beiträge S. 7 ff. 

8, Stobbe Beiträge S.11f., Sohm J. ©. 343 N. 21. 
9 Stobbe S. 13 f., wo einzelne Emancipationsurlunden und die Be- 
fiimmung des Liltticher Rechts über bie emancipatio judicialis abgedrudt find. 
— Friedrich II (Mon. LL. II.p. 229) fagt, er emancipire feinen Sohn Heinrid 
a patria potestate, um ihn zum König von Sizilien zu maden. 

10) Recht von Bern und Nürnberg bei Stobbe ©. 15, 22. 
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des Vaters, ald ungejonderten!!) Sohn, welcher ihm dad keuſchewn) 
Brod nah Haus bringt, der ein Salz und ein Brod mit ihm ißt, 
ein Brod ißt und fein Gewand trägt, u. |. w."?); man ſagte von 
dem jelbitändigen, der Gewalt entlaſſenen Kinde, e8 habe jeine bes 
fondere Speije, jein eigned Brod, feinen eignen Heerd und Topf 
jet vom Bater gejchieden, gejondert, ausgeſetzt u. |. w.“). Wer nicht 
mehr zum elterlihen Haushalt gehört, eine eigne Wirthſchaft führt 
oder font auf eignen Füßen fteht, gilt als unbeſchränkt handlungs⸗ 
fähig und muß für die von ihm geläjlofienen Nechtögeichäfte ein⸗ 
ftehen. 

Wenn gleich die Altern Quellen es nicht direkt ausiprechen, jo 
werben doch auch Söhne, welche ald Gefellen, Dienftboten u. |. w. 
in einem fremden Haufe fi den Unterhalt verdienen, als jelbitändig 
gegolten haben. Denn man legt weniger Gewicht darauf, daß eine 
Perſon eine eigene Wirthichaft begründet, einen eignen Raudfang 
bat, als daß fie dad Brod ſich jelbft verdient und nicht mehr vom 
Tiſch des Vaters empfängt. 

Die Verheirathung ließ den Sohn nicht ſchon an fih aus der 
väterlichen Gewalt auöfcheiden; er fonnte noch weiter mit feiner jungen 
Frau im Haus des Vaters bleiben”). Weil aber regelmäßig der 
fih verheirathenbe Sohn einen eignen Haushalt begründet, jo wird 


1) Die Quellen brauchen das „Sondern” in verfchiebenem Sinn: a) per- 
ſoͤnliche Sonderung, „Sondern mit der Koft“, b) vermögensrechtliche Abtheilung, 
weldhe das Kind mit feinen Erbanſprüchen ganz ober theilweiſe abfinbet. 

12) Er ift unverheirathet; unten N. 16. 

19) Stobbe Beitr. S. 15 ff. — Bgl. überdies Gosl. Statt. S.19 3. 21 ff., 
R. v. Hörter $ 8 (Gengler ©. 202), Brünner R. c. 28 (Rößler ©. 352), 
Iglauerr R. $ 65 age Deutſch. R. ©. 256), Grimm Weisth. V. 
©. 97 u. ſ. w. 

14) Stobbe S. 15 f,;, — auch Grimm Weisth. V. S. 167. — Freiburz. 
Statt. fol. 44b: es ſei „in eigner Haushaltung, Feuer und Rauch“. 

15) L. Wisig IV. 2. 18 (cum patre in commune vivens). — Beiſpiele 
dafür Stobbe S.6 N.4. — Tadra Summa Gerhardi no. 112: Die Ehe» 
gatten leben im erſten Jahre — more solito — im Haufe bes Vaters bes 
Ehemanns. — Altdithm. For. $ 190 (Michelſen ©. 63), zweites Lor. $ 114 
(8.129): der verheirathete Sohn bleibt unabgefondert im Hof des Vaters. — 
Breidenbacher Weisth. v. 1639 (Stammier R. des Breid. rundes S. 93): ber 
Bater vertritt feinen Sohn und feine Schwiegertochter vor Gericht, wenn fie „ein 
Brot und Tiſch mit einander haben“. 
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öfter auch für ihn die Verheirathung als Grund für fein Heraud- 
treten aus der väterlichen Gewalt bezeichnet'*). : 

Der großjährige Sohn durfte nach manchen Rechten feine Ab- 
fonderung vom väterlihen Haushalt fordem'); für den minder: 
jährigen Sohn wird die Befugniß davon abgehangen haben, ob er 
fi ohne väterlihe Genehmigung verheirathen durfte. Zweifellos galt 
auch der minderjährige Sohn als jelbftändig, wenn er fid) mit Ge- 
nehmigung des Vaters verheirathet und eimen jelbftändigen Hans- 
balt begründet hat!®). 

2. Die Reception hat an diefer Rechtsgeſtaltung Teine wejent- 
liche Henderung bewirkt; auch die Gejebgebungen des Receptionszeit⸗ 
alter8 halten daran feft, daß ed zur Entlaffung aus der väterlichen 
Gewalt feiner fürmlichen Rechtshandlung bedarf, fondern auch Die 
thatjächliche dauernde Trennung vom väterlidhen Haushalt genügt!?). 


16) Kraut II. ©. 663 N. 36. — Bel. au Grimm III. ©. 104 $ 14: 
das Hauskind bringt als lediger Gefell das keuſche Brod nach Haufe (oben NR. 12). 

17) Schwabenfp. 61P, 186; R. v. Payerne v. J. 1347 $ 20 (Forel pays 
de Vaud p. 99): mit 25 Jahren. 

18) Stobbe Beitr. S. 12 (Lüttiher Recht); Wendiſch⸗Rüg. R. bei Kraut 
II. ©. 602 R. 27. — Für das Mittelalter feugnen Kraut II. S. 601 f. und 
Rive II. 1 ©. 201 die Möglichkeit der Aufhebung der väterlichen Gewalt vor 
erreichter Volljährigkeit. 

19) Nürnb. Geſetzesvorſchlag gegen Ende des 15. Jahrh. (Stobbe Beitr. 
S.22f.), daß der Sohn ſelbſtändig werben fol, wenn er 30 Jahr alt ift und 
nicht mehr beim Vater wohnt, ober fich verheirathet und der Vater ihn mit 
etlicher Habe „zu hauſe fezte” ober er ein „Senannter” (Gemeinterepräfentant) 
wird. — Wormfer Reform. III. 2 tit. 28: der Sohn hat nit das SCtum 
Macedonianum, wenn er ein öffentliches Amt (Apvolat, Notar, Prokurator) 
beffeibet oder verheirathet unb zu eignem Haushalt vom Vater abgefonbert iſt. — 
Freiburg. Statt. fol. 58®, Constit. Sax. II. 10 (vgl. Schletter Konftitutionen 
©. 177, 254), Lüneb. Ref. I. 1. $ 3, Würt. Lor. II. 18 87 (Reyſcher III. 
8 608 N. 5): eigene Haushaltung. — Frankf. Ref. II. 1. 9: der gerichtlichen förm⸗ 
lichen Emancipation ſtehe es gleih, wenn die mündigen Kinder vom Bater mit 
einer Ehefteuer ehelich ausgeftattet werben, ihre eigene Haushaltung und Han⸗ 
tierung anftellen, eigen Haus, Feuer und Rauch halten. — Kurköln. Lor. VIIL. 
89 (Maurenbreder ©. 432): Verheirathung ober Anftellung eines eignen 
Hausweiens ober fonftige Abfonberung nach ihrem 25. Jahre. — C. Max. Bav. 
1.5 87: ausdrückliche Emancipation ober Abjonderung vom väterlichen Haus⸗ 
halt, welche das Kind mit 25 Jahren forbern darf; dagegen bat ein höheres 
Amt oder die Verheirathung ohne Abfonberung nicht dieſe Wirkung — Bol. 
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Sm Gegenſatz gegen die römiihe Emanzipation bezeichnete man die. 
deutſche Aufhebung der väterlihen Gewalt durd) separata oeconomia 
al3 Emanecipatio tacita oder juris Germanieci, oder aud) ald Emanci- 
patio Saxonica,, eine Bezeichnung, welche infofern jehr wenig zu⸗ 
trifft, als die separata oeconomia nidyt bloß oder ganz bejonderd 
dem Sächfiſchen Recht angehört, jondern ein allgemein deutjches 
Inſtitut ift. 

3. Die neueften Partikularrechte entfernen fich gleichfalls nicht 
von diefer Grundlage; fie enthalten zum Theil eine mannigfaltig ges 
ftaltete Kafuiftil. Nach dem Preußischen Landrecht (II. 2 8 210 ff.) 
treten großjährige Söhne aud der väterlihen Gewalt dur Erridy 
tung einer eignen Wirthichaft, felbftändigen Betrieb eined Gewerbes 
oder Bekleidung eined öffentlichen Amts; fie haben ein Recht auf 
Entlafjung, wenn fie fih ſelbſt erhalten koͤnnen. Minderjährige 
Söhne über 20 Sahre dürfen unter ihrer Zuftimmung durch Ers 
Härung des Vaters beim Bormundihaftsamt mit Wirkung der 
Majorennitätserllärung entlaffen werden; dad gleiche gilt, wenn ihnen 
der Vater den Beginn eined bejondern Gewerbes geftattet; dagegen 
reicht für Minderjährige die Nebernahme eines öffentlichen Amts oder 
bie vom Vater genehmigte Errichtung einer bejondern Wirthſchaft 
nicht hin. Töchter werden felbftandig durch ausdrückliche Entlaſſung 
oder, falld fie verheirathet find, durdy Erreichung der Großjährigfeit. 

Der Code eivil (art. 372, 384, 476, 477) läßt die vwäterliche 
Gewalt mit der Boljährigfeit, einer gerichtlichen Erklärung der Eltern 
nach erreihtem 15. Sahr oder durch Verheirathung erlöfhen. Das 
Badiſche Geſetzbuch (476°) fügt für Söhne nody die von den Eltern 
genehmigte Errichtung eined eignen Haushalts hinzu. 

Die Aufhebungsgründe des Deftreichiichen Geſetzbuches ($ 172 ff.) 
find: Großjährigfeit, für Minderjährige ausdrückliche Entlafjung unter 
gerichtlicher Genehmigung oder Führung einer eigenen Haushaltung 
mit Erlaubniß des Vaters. Nah dem Sächſiſchen Geſetzbuch 
($ 1831 ff.): ausdrückliche Entlaſſung vor Gericht, welche für minder⸗ 
jährige Kinder von einem ad hoc beſtellten Vormund genehmigt 
fein muß, und Begründung eined eigenen Haushalts, wozu bei minder: 


auch die Zufammenftellungen bei Kraut IL ©. 644 ff. N. 3, Gengler Lehrb. 
S. 1202 ff, Roth D. 8 170 N. 15, B. J. 8 103 N. 7. 
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jährigen Kindern die Genehmigung ded Vaters und eines bejondern 
Bormunds erfordert wird; Töchter treten überdie durch Verhei⸗ 
rathung aus der väterlichen Gewalt. 

Ebenſo wie in den Partilularrechten fehlt es auch in der Praris 
und in der Literatur ded ig. gemeinen Rechts an feften Grundſaͤtzen. 
Oft werden Anfichten vertreten, welche der heutigen Geftaltung 
des Nechtölebens nicht entiprechen und zu wenig beachten, daß ein 
Großjaͤhriger, welcher ökonomiſch jelbftändig ift, auch als rechtlich 
ſelbſtaͤndig behandelt werden ſollte, wenngleich er zum Haushalt 
der Eltern gehört oder nach Loslöſung von demſelben noch keinen 
eignen Haushalt begründet hat. Von einer feſten Praxis kann man 
kaum ſprechen“) und es tritt oft genug der Uebelſtand ein, daß die 
Frage, ob ein Kind noch Hauskind ift oder nicht, ſich nicht jofort 
unzweideutig, fondern erft nach forgfältiger Prüfung der gefammten 
thatfächlichen Verhältniffe entjcheiden läßt”). So jcheinen immer mehr 
Gründe dafür zu Iprechen, die väterlidhe Gewalt ebenfo wie die Vor⸗ 
mundſchaft mit dem Alter der Großjährigkeit enden zu Lafjen. 


8. 260. 
Einzelne Aufbebnugsgrände und die Wirkung der Aufhebung. 


1. Ausdrüdlide Emancipation. 

Obgleich ausdrüdliche Emancipationen nicht gerade in fehr Ieb- 
baftem Gebrauch waren!) oder find, führen doch die meiften?) neueren 
Geſetze auch die Möglichkeit auf, daß der Vater vor der Obrigfeit, 
indbejondere vor Geriht mit Einwilligung des Kindes oder eines 
demfelben beſonders beftellten Kuratord die Erklärung abgiebt, fein 
Kind der väterlihen Gewalt zu entlaſſen). Während zur Voll⸗ 


2) Bgl. Suarez Schlußrevifion S. 136 ff. 

2, Haubold SIYIN.d., Seuffert XI. 52 (Celle). — Eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der Preuß. Praris bei Förſter III. $ 224 N. 15. 

1) Ueber das Mittelalter obeu $ 259 N. 9; über die folgende Zeit Strube 
Bedenken IL. n0.68, Thomasius-Uffenbach diss. de quasi emanecipa- 
tione 1703 4° p. 22 ff. — Ganz fo felten, wie Kraut II. S. 648 f. glaubt, 
find diefelben nicht geweſen. 

2) Dagegen nicht das Zürich. GB. 8 275; auch in einzelnen anderen Rechts⸗ 
gebieten kommt fie nicht vor, Roth D. $ 170 N.9. 

®) C.Max. Bav. I. 5 87 no. 3 (für fiegelmäßige Perſonen genügt bie Schrift), 
Preuß. Ldr. II.2 $ 214, 216, 217, 224, 230 (minderjährige Söhne, wenn fie über 
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jährigfeitderflärung es im. allgemeinen der Verfügung ded Landes⸗ 
bern oder bejonderer Behörden bedarf (oben I. S JO N. 39) und 
ohne diefelbe für den der väterlichen Gewalt entlajjenen Minderjäh⸗ 
rigen eine Bormundichaft anzuordnen ift, hatte nach früherem Preußi⸗ 
Ichen Recht die Entlaffung, welde der Vater einem Hausſohn über 
20 Sahre ertheilt, ohne weitered die Wirkung der Majorennitätsers 
Härung*®). 

I. Durch Anlegung eines bejondern Haushalt. 

Die meiften Partilularrehte laſſen die väterlihe Gewalt mit 
Anftelung eined bejondern Haushaltd von Seiten ded Kindes er- 
töihen?). 

1. &8 erjcheint angemefjen, daß regelmäßig nur Großjährige 
durch |g. emancipatio tacita aus der väterlichen Gewalt heraus⸗ 
treten dürfen. Diefelbe Alterögrenze, bis zu welcher die Hand» 
Iungdfähigfeit für Bevormundete eingejchränft jein ſoll, ift auch 
für Hausjöhne einzuhalten; nur injofern ift eine Ausnahme zu 
maden, ald mit Genehmigung ded Baterd dem Haudjohn die Venia 
aetatis ertheilt werden Tann. Auf diefem Standpunkt ftehen aud) 
regelmäßig die Partilularrechte‘). Nach erreichter Großjährigkeit aber 
darf der Vater dem Kinde nur aud bejonderen, dies rechtfertigenden 
Gründen die Abjonderung verweigern”). 


20 Jahre alt find), Sächſ. GB. $ 1831, Sächſ. G. v. 9. San. 1865 8 79, 80 
(minderjährige Kinder mit Einwilligung eines ad hoc beftellten Bormunds), 
C. eiv. 477 (minderjährige, wenn fie Über 15 Jahre find; eine Einwilligung des 
Kindes ober feines Vormunds wirb nicht erfordert). Für bie Preuß. Gebiete franz. 
Rechts ift die letztere Beftimmung durch die Vorm. O. 5 97 aufgehoben; vgl. 
auch bereits vorher Preuß. Einf. ©. zum HandelsGB. art. 37. — Roth K. 
&.510. — Oeſtr. $ 174 fordert für minberjährige Kinder — großjährige ftehen 
überhaupt nicht in wäterliher Gewalt — die gerichtliche Genehmigung. 

9 Preuß. Lor. II.2 $ 216, Förfter III. 8 224 N. 17,26, Dernburg 
Borm. S. 117. — Gemäß der Vorm.O. $ 61 Abf. 2 mit 897 Abf. 1 erfolgt 
gegenwärtig bie Großjährigkeitserfiärung des Hausſohns nur „Durch Das Vor- 
mundsſchaftsgericht nach geführter Sachunterfuhung”; Dernburg ©. 118, 133. 

5) Nicht C. civ. 372, Hamb. (Baumeifter II. $ 75 VI.) und Braunſchw. 
Recht (G. v. 19. Mai 1876). 

6) Const. Sax. II. 10, Franff. Ref. I. 1 89, Würt. Lor. II. 18 $ 7, 
Kurköln. Ref. VII. 839, Fald V. S. 49, Seuffert III.269 no.2, Kraut 
II. S. 648 f. — Vgl. auch tie folgende Note. 

7) C.Max.B.1.5 $7 no. 4 (erft wenn der Sohn das Alter von 25 Jahren 
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Indeſſen manche Rechte laſſen e8 zu, dab der Vater auch minder- 
jährigen Kindern — regelmäßig unter Genehmigung eined dem Kinde 
beftellten Vormunds — die Anftellung eines befondern Haushalts 
geftattet®). Im allgemeinen bedarf e8 dann für den minderjährigen, 
aus der väterlichen Gemalt entlaffenen Sohn bis zu feiner Grob» 
jährigfeit oder Großjährigkeitserklärung noch der Beitellung einer 
Vormundſchaft oder e8 verwandelt fi die väterliche Gewalt in eine 
väterlihe Vormundſchaftꝰ). Indeffen treten nad) manden Rechten 
mit der Ablonderung ded minderjährigen Hausjohnd eo ipso die 
Wirkungen der Venia aetatis ein"). 

2. Eine bloß vorübergehende Trennung vom elterlichen Haus⸗ 
weſen mit der Ausſicht, in dafjelbe wieder zurüdzufehren!!) oder in der 


erreicht hat), Preuß. Lor. II.2 $ 210, 211 (Bermweigerung nur aus Gründen, 
welche den Vater berechtigen, „ben Sohn für einen Verſchwender erflären zu laſſen“), 
213, Sächſ. GB. 81832 (Haubold 893 N. f.) Senffert XVI. 58, Kraut Il. 
S. 649 f., 654 ff, Zimmermann ©. 177f. — Bgl. au Seuffert III. 339. 

8, Deftr. GB. 8 174 („einem 20jährigen Sohn die Führung einer eigenen 
Haushaltung geftattet”; hier wirb der Vormund nicht erwähnt), Sidi. GB. 
81832, Hommel rh. 667 $4, Hagemann Erört. VII. n0.29, Roth 8. 
©. 511N.6,8, Kraut II. ©. 656. — Nach Preußiſchem Recht können minder⸗ 
jährige Kinder durch Anlage einer eignen Wirthſchaft, feibft wenn fie ein öffent⸗ 
liches Amt übernommen haben, nicht abgejondert werben, wohl aber burch Ge⸗ 
ftattung eines befondern Gewerbes für eigene RUN Preuß. Lor. IL. 2 8210, 
218, 219, 223, 224. 

9) Zimmermann im Ard. f. civ. Pr. L. ©. 167 ff. Bol. au Preuß. 
Vorm.O. 8 12 Abi. 1. | 
1% Nah Preuß. Lor. II. 2 $218 (für den Fall der Geftattung eines Ge⸗ 
werbes) vgl. mit 8 216; doch ift dieſe Beflimmung abgeändert durd bie Vorm.O. 
8 97 Abſ. 1 (oben N. 4) und das Preuß. Gef. v. 12. Juli 1875 $ 5, wonach 
bie Geftattung des Gewerbes nur die Fähigkeit „zur felbfländigen Vornahme 
derjenigen Rechtsgeſchäfte“ giebt, „welche der Betrieb des Erwerbsgeſchäfts 
mit ſich bringt”, aber zum Eintritt der vollen Hanblungsfähigleit die Venia 
aetatis erforderlich fein würde. Dadurch wirb denn auch die Harmonie mit dem, 
Preuß. Lor. II. 8 8 477, II. 18 $ 807 hergeftellt. — Nach Oeſtr. R. (vgl. N. 8 
und Oeſtr. GB. $ 252) wirb dem. entlaffenen Minderjährigen kein Bormunb 
beftellt. Ebenfo in Hannover (Hagemann Erdrt. VII. no. 38, Grefe II. ©. 64 
vgl. mit S. 69, Seuffert XIII. 241 no. 3), Wismar und Roſtock (Böhlau 
II. $ 89 zu N. 26); allgemein erflärt fi dafür Kraut II. ©. 667 f. 

1) Senffert XII. 168 (Reife nah Amerila, um dort eine felbftänbige 
Subfiftenz zu fuchen); vgl. au XI. 51. — Erf. d. RchsG. VI. no. 74 (eine ganz 
vorübergehende Stellung als Commis). 
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Art, daß das Hausfind in ökonomiſcher Unfelbftändigkeit auswärts 
feinem Beruf oder der Vorbereitung auf denjelben lebt oder eine 
Staatliche Pflicht zu erfüllen hat!?), kann nicht als Aufhebung der 
väterlichen Gewalt gelten: vielmehr ift eine auf. die Dauer: beabs 
fichtigte Trennung vom elterlihen Haufe zu fordern. 

Daher treten großjährige Commis, Gejellen, Dienjtboten aus 
der väterlichen Gewalt heraus; denn wenngleich mit einer der⸗ 
artigen Stellung nicht regelmäßig ein eigner Heerd verbumden fein 
wird, fo ift doch mit Crgreifung eines folden Berufs eine dauernde 
Trennung von dem elterlichen Haufe und em oͤkonomiſch felbitändiges 
Leben beabfichtigt?). Daffelbe ift auch für Perfonen zu behaupten, 
weldye ein felbftändiges Gewerbe ald Handwerfämeifter, Kaufleute, 
Fabrikbeſitzer, Gutsbeſitzer, Gutspächter u. |. w. betreiben; mit Er⸗ 
greifung eines derartigen auf den Lebensunterhalt beredhneten Er 
werbözweiged, welder dem Publikum allgemein erkennbar entgegen- 
tritt, haben fie auch die rechtliche Selbftändigfeit erlangt‘). Dabet 


13) Schüler, Studenten, Hanblungs- oder Handwerkslehrlinge, Söhne, welche 
ihrer Mifttärpflicht genügen, Hommel rh. 162 82, Emmingbaus ©. 388 
no. 70. ! 

18) Weiske (oben 8259 N. 4) S. 49 f., Kraut II. ©. 657 f., Gerber 
8242 N. 7, Bluntſchli 8 176.3, Gengler Lebrb. S. 1201 N. 7, Priv.R. 
8 161 zu N.16, Windſcheid 8 525 N.20.1, Zimmermann S.169f. — 
Ztſchr. f. Hann. R. X. S.311f., Entſch. d. ROHGer. IV. S.389 ff. XI. S. 57 f. 
RchsG. VII. no. 74. — Coburger Statt. des 16. Jahrh. art. 8 („find die Kin⸗ 
der nicht mehr in ihrer Eltern Brod, ſondern haben fih zu Dienften begeben 
ober ziehen ihrem Handwerk nah” u. |. w.). 

Anders Hommel rh. 162 8 1 (weil fie möglicherweiſe in das elterliche 
Haus zurückkehren lönnten), Roth 8. S.511 N. 13, Haubold 893 N.d (er 
forbert willkürlich einen firirten Aufenthalt), Emminghbaus ©. 387 no. 68 a, 
Seuffert XVII. no. 257 (Darmft.: ein 3Tjähriger Knecht, welcher fich ſeit 2 
Jahren vom Bater getrennt hat und fi als Dienftlnecht ernährt, fei filius- 
familias). — Literatur über die Controverfe auch bei Kraut II. ©. 648 N. 9. 
— Nah diefer Anficht würden Gefellen und Commis möglicherweife lebensläng- 
lich Hausfähne bleiben, obgleich file ſich felhftänbig ihr Brod verbienen; fie wür- 
den nur durch Einrichtung einer eignen Wirthſchaft oder durch ausdrückliche 
Entlafjung aus ber väterlihen Gewalt beraustreten. 

14) Preuß. Lor. II. 2. 8 212 a: „Wenn ein großjähriger Sohn ein eigenes 
Gewerbe treibt... jo ift er für entlaffen ans der väterlihen Gewalt anzuſehen“, 
Entid. d. ROHGer. IV. S.389, VII. S.29, XI. S.58. — Behrend Hanbeler. 
I. S.160 ff 
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wird oft von der Praxis fein Gewicht darauf gelegt, daß der Haus- 
john audy von dem Haus feiner Eltern getrennt lebt; der ſelbſtän⸗ 
dige Geichäftsbetrieb, die eigene vermögensrechtliche Sphäre reicht hin, 
um die rechtlihhe Sonderung vom Vater zu bewirken"). 

Ebenſo treten partilulär großjährige Hausſöhne aus der Gewalt, 
wenn jie ein Öffentliche8 Amt befleiven, welches ihnen den ausreichen⸗ 
den Unterhalt gewährt!*). 

3. Es enticheidet alſo nicht durchaus die Trennung vom eltere 
lichen Haushalt, fondern es kommt darauf an, dab in der Geſammt⸗ 
beit ihrer Lebensverhaͤltniſſe fich ihre ökonomiſche und foztale Selbftän- 
digkeit außjpricht"?). Auch der Jelbitändige Sohn kann zum Haushalt 


15) Das Rietberger Landrecht $ 14, 15 (Grimm ®. III. ©. 104) unter- 
icheibet den Sohn, welder „beim Bater unter feiner Gewalt bleibt und das 
keuſche Brod zu Haufe bringet” und den Sohn, der „feinen eignen Heerb und 
Pott bat.” Dieſelben Rechtsgrundſätze wie für den letztern treten auch ein für 
Söhne, welche „zwar ihren eignen Pott nicht haben, Doch Handtbierung treiben, 
auch einiges Vieh haben und halten“. — Seuffert III. no. 269. 3a, Entid. 
d.ROHGer. VII. S. 29 f., Falck V. S. 49 f. — Dagegen fordern hier separata 
oeconomia Seuffert III. 269. 1, 3b, XXVI. 138, Behrend Handelsr. I. 
©. 161. 5 

16) Preuß. Tor. II.2 $ 212°, Hommel rh. 667 8 5. — Die Uebernahme 
eines unbefoldeten Ehrenamts hat nicht Diefe Wirkung, Koch zum Preuß. hr. 
a. a. O. — Ein minberjähriger Beamter bleibt nach Preuß. Lor. $ 219—221 
Hausſohn, ſelbſt wenn er einen bejondern Haushalt anftellt (N. 8); dagegen 
fann er nah Bamberger Landrecht S. 22 89 feine Abfonderung fordern. — 
Auch für den großjährigen Sohn, welcher Beamter ift, verlangen bie Anftellung 
‚ bes bejondern Haushalte C. Max. B. 1.5 $7.n0. 5, Roth D. $ 170. R. 20, 
Emminghbaus ©. 388 no. 71, Seuffert II. 308, V. 30, Roth 8. ©. 512 
N. 15. 

Nah der Ausnahmebeftimmung des Preuß. Ldr. Anh. 8 90 zu 212» follen 
Dffiziere erft durch Avancement zum Hauptmann von ber väterlichen Gewalt frei 
werben. Der großjährige Lieutenant bleibt Hausfohn, auch wenn er mit aus⸗ 
brüdticher oder ftillfchweigender Genehmigung des Vaters eine felbftändige Wirth- 
ſchaft errichtet, resp. fih verheirathet, Erk. d. ROSGer. XI. S.181f., XXIV. 
©. 136 ff. — Nach anderen Partitularrechten beendet für großjährige Söhne bie 
Ernennung zum Berufs - Offizier die väterlihe Gewalt, Schmidt II. S. 98, 
Roth 8. 8103 N.14, und baffelbe gilt auch nach Preuß. R. für Unteroffiziere, 
Koh zu Landr. $ 212°. 

7), Suarez Schlußreviſton S.37: „der majorenne Rath, der, weil er noch 
unverbeirathet ift, bei feinem Bater im Haufe lebt und an feinen Tifch gebt, 
bat nicht separatam oeconomiam und ift doch gewiß ein homo sui juris.“ 
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des Vaters gehören?) oder, wenn er außerhalb defjelben lebt, vom 
Bater fortlaufende Unterftüpung in Geld oder Naturalien erhalten!). 

4. Gleihe Grundjäge gelten im allgemeinen auch für Haus⸗ 
töchter”); dagegen jchreibt in Betreff ihrer das Preuß. und Deftr. 
Recht der emancipatio tacita nicht diefelbe Wirkung zu). 

II. Durch Verheirathung. 

A. Für die Toͤchter. 

Entſprechend dem alten Recht (oben $ 215, $ 259 N. 8, 10) 
tritt die Tochter?) mit ihrer Verheirathung aus der väterlichen Gewalt 
heraus*): der Grund dafür tft nicht die separata oeconomia*), jon- 
dern der Umftand, daß fie jetzt in Abhängigkeit von ihrem Chemann 
fommt; daher hört die väterliche Gewalt audy auf, wenn die jungen 
Eheleute beim Vater der Fran leben*). Doc gilt dies allgemein 


18) Dann wird aber von Einigen (3.8. Kraut II. S. 649, Zimmermann 
S. 173 f., Seuffert III. 269. 3 b) geforbert, daß er dem Bater für den Unter- 
haft im Haufe ein Koftgeld bezahlt. Mit Recht dagegen Hommel rh. 667 
55. Unmöglich kann es feine Selbfländigkeit beeinträchtigen, wenn er aus 
eignen Mitteln leben könnte, aber ver wohlhabende Vater ihm umfonft Koft und 
Wohnung giebt. 

19) Hommel rh. 667 $ 5, 6, Preuß. Lor. II. 28 212 b, Entid. d. 
ROHGGer. VII. S. 29. — 4. A. Seuffert V. no. 30 (nur „wenn das Kind 
Tediglich aus eignen Mitteln lebt“). 

*) Kraut II. ©. 658 ff., Bluntſchli $ 176.3, Windſcheid $ 525 
N. 20. 2, Zimmermann ©. 176 f. — Fald V. S.49 N. 24, Roth 8. 
8.511 N.7, Seuffert III. 269 no. 4. 

21) Breuß. Lor. II. 2 8230 (Suarez Schlußrev. ©. 138), Deftr. GB. 8 174. 

#3) Frrig fagt Dahn Deutſch. Priv. R. S. 234: „Aufhebung der väterlichen 
Gewalt durch Heirath: urſprünglich nur die Söhne, nicht die Töchter“. 

2) Kraut II. S. 89 N. 10, Haubold 8 94, Sächſ. GB. $ 1833, Bel. f. 
Reuß 6.2.0.2. Juli 1864 $ 3, C. civ. art. 476, Preuß. Borm. O. 8 99 Abi. 2, 
Seuffert XVI 96. — Bgl. aud die folg. Noten. — Zu Gunften einer ber- 
artigen Beſtimmung fprechen fi aud die Gutachten von Lang und von Pfaff 
für den 14. Iuriftentag aus, in den Vholgen beffelben (1878) I.1 ©.42—49, 
156—178. 

4) Diefe gilt allein als Aufhebungsgrund nah Bair. Lor. v. 1616 (Kraut 
I. ©. 645 N.), C.Max.B.I.5 8 7 no. 5, Rotb 8. S.511 N. 10, Seuffert 
Id. 270. — Bgl. au H.Gode Consilia no. 69 (ed. 1575): „denn wiewol der 
Bater fein Tochter zum Sacrament ber Ehe hinweg giebt, dennoch behelt er fie 
in veterliher Gewalt”. 

2) Hommel rh. 667 8 29, Kraut I. ©. 660, 661f., Seuffert XXIX. 
148; vgl. auh noh Zimmermann S.178f. 
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nur für die großjährige Tochter; in Betreff der minderjährigen gehen 
die Rechtövorjchriften auseinander. 

Nach einigen Partikularrechten behält der Vater für die Fahre 
ihrer Minderjährigkeit noch die vormundſchaftlichen Rechte über fie*), 
na) andern wird ihr ein bejonderer Vormund beitellt”), nad) 
noch andern hat fie mit der PVerbeirathung die Rechte der Boll 
jährigfeit und wird nur durch die ehelichen Rechte ihres Mannes 
beichränft?®), 

Wird die Che vor ihrer Großjährigkeit aufgelöft, jo erhält fie 
nad den meilten Rechten einen Vormund oder behält den Vormund, 
welchen fie während der Ehe hatte, (ihren Bater oder jonftigen Bor- 
mund), fallt aber nicht wieder in die väterliche Gewalt zurüd®); ver- 
einzelt bat fie die vollen Rechte der Volljährigkeit”). 

B. Für die Söhne. 

Für die Söhne hört im allgemeinen mit der Verehelichung als 
ſolcher die väterliche Gewalt nicht auf; da aber mit ihrer Berheirathung. 


36) Preuß. Lor. II. 2 8 228, 229, Preuß. Borm. O. $ 12 Abi. 1, 59 
(Dernburg Borm. ©. 132 f.) Oeſtr. GB. 8 175, Sachſe 8.170, Kümpel 
©. 47, Haubold 8 72, Roth 8. ©. 342, Medi. BO. v. 31. Ian. 1871 81 
(Böhlau II. 8 89 N.25 ff.) Seuffert XXX. 128 (Celle). — Oldenb. ©. v. 
24. Apr. 1873 art. 38 („durch die Verheirathung einer Minderjährigen hört... 
die natürliche Bormundichaft ihres Vaters nicht auf“; der Mann kann die Ein 
lünfte ihres Bermögens beanfpruchen, erhält aber befien Verwaltung erft mit 
ihrer Bolljährigleit). 

7) Sidi. GB. 8 1646, 1876 (Schmidt IL. S. 99), Naffauifhes R. (Ber- 
tram Naff. Familienrecht 1876 $ 258). 

3) Hagemann Erört. VII. no. 120, Chorinsty S. 9. — Lüb. ©. v. 
26. Febr. 1866 art.2, Hamb. ©. v. 3. Juni 1870 art.4 (Baumeifter II S.50 
N. 37), Falck IV. S. 99, Braunſchw. ©. v. 19. Mai 1876 $2 (Steinader 
821 N.1), Heimbach $ 96 N. 3, Waldeck. BO.v. 25. März 1829 (Weigel 
S. 43), Thomas II. S.118, Wirt. G. v. 21. Mai 1828 art. 1 (v. Wächter J. 
S. 971), Zahariä J 8129 N. 4. 

29) Förfter III. 8 230 N.6, Hommel rh. 667 $ 29, Haubold $% 
N. e, Sächſ. GB. 8 1833, Heimbach $ 113 N.5, Braunfhw. ©. v. 19. Mai 
1876 82, Seuffert XVI no. 96, Appelius im Arch. f. Rechtsw. 3. Folge I. 
&.76 ff, Kraut IL. S. 660 f., 662, Zimmermann S.179. — Dagegen kehrt 
fie in die väterliche Gewalt zurüd nach dem Deftr. GB. 8175, Sachſe $ 170 u. 
ben bei Kraut II. S.660 N. 31 angeführten Autoren. 

) Falck IV. ©. 99, R.v. Wismar, Böhlau II. 8 95 N. 26, Baier. 
Statutarr. bei Roth I. $67 N.26, 27, Zür. GB. $ 275. 
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regelmäßig auch die Abjonderung vom väterlichen Haushalt eintritt, jo 
wird thatſächlich meiltend ihre Verheirathung zugleich die väterliche 
Gewalt beendigen®). Nah manden Gelebgebungen werden über- 
haupt Söhne, aud) im Fall ihrer Minderjährigfeit zufolge ihrer 
Verheirathung gewaltfrei®). 

IV. Durd BOT jADERBEEH oder Volljährigkeitserklä— 
rung. 

Wegen der Schwierigkeit, den Begriff der separata oeconomia 
in befriedigender Weiſe feitzuftellen und für den einzelnen Fall mit 
Sicherheit zu enticheiden, ob die betreffende Perſon die ökonomiſche 
Selbſtändigkeit bejist, fol nad manchen neueren Gejebgebungen die 
väterlihe Gewalt mit der Großjährigfeit oder der diefer gleichitehen- 
den Großjährigfeitderflärung erlöfchen, jo daß mit einem beftimmten 
Alterstermin die rechtliche Selbitändigfeit ebenjowohl für Hauskinder 
wie für bevormundete Kinder eintritt”). 

Sn neuerer Zeit haben fih immer mehr Stimmen für diefe 
gejegliche Regelung ausgeſprochen“) und es fteht zu erwarten, daß 
eine derartige Beſtimmung aud in das Fünftige bürgerliche Gejep- 
buch Aufnahme findet. 


Mit Aufhebung der väterlichen Gewalt oder der Trennung bed 
Kinded vom elterlihen Haushalt werden nicht die rechtlichen Be— 
ziehungen zwilchen dem Vater und dem Kinde abgefchnitten: manche 
Rechte und Pflichten fallen fort, andere bleiben Lebendlänglid, beftehen 


321) Sengler Lehrb. S.1205 N. 18. ; 

32) Naffau-Cab. Landesorbn. v. 1616 I. c. 1 87, Bertram Naſſ. Fami⸗ 
lienr. 1876 $ 258, Thom as II. ©.118, C. civ. 476; ©. f. ©. Weimar v. 27. März 
1872 817, ©. |. Reuß &. L. v. 2. Juli 1864 83, Bluutihli RE. II. S. 195, 
Zür. $275, Bern. GB. 8 165.3, Schweiz. Bundesg. v. 22. Juni 1881 art.1.— 
Kraut II. ©.89 N. 10,662f., Roth B. 8 103 N.20, D. 8170 N.26; vgl. 
auch die Anführungen aus der Literatur bei Zimmermann ©. 179 ff. 

33) Deitr. GB. 8 172, 173, C. civ. 372, Züri. GB. $ 275, Weim. ©. v. 
27. März 1872 8 17, Braunfhw. ©. v. 19. Mai 1876 $2, Hamb. R. (Bau- 
weifter I. ©. 50, 52 f.), Naffau (Bertram d. Naff. Familienr. 8 258), Geſ. 
f. Bern 1864 (König J. S.177). 

3) Bluntſchli 8176. 2, Hoffmann in Behrend's Ztiſchr. f. D. a 
VD. ©. 292—303, Gutadten von Pfaff für den 12. Iuriftentag (1874) I 
©. 158—170. 
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oder find in Betreff ihrer Dauer von andern Momenten ald dem 
Beitehen der väterlichen Gewalt abhängig. Es ift in dieſer Be- 
ziehung auf die frühere Darftellung, insbeſondere $ 250, 252 bis 
255 zu verweilen. Hier find nur noch einige vermögendrechtliche 
Verhältniſſe zu erörtern. 

1. Bei Aufhebung der väterlihen Gewalt hat der Vater dem 
Kinde deſſen Vermögen, an weldem er biöher die Verwaltung und 
Nutznießung hatte, herauszugeben), fofern nicht partitulär in Folge 
der eherechtlichen Grundſätze oder infolge der Minderjährigfeit des 
jebt gewaltfreien Kindes fih Modifikationen ergeben®). Cr hat zu 
erjegen, was durch feine Schuld oder Sorglofigkeit verloren gegangen 
it (6 255 N. 15) und darf für dasjenige, was er zum Vortheil 
ded Vermögens des Kinded aus eignen Mitteln aufgewendet bat, einen 
Abzug mahen”). Eine fpezificirte Rechnungslegung oder eidliche 
Beſtärkung derjelben wird, ähnlidy wie nach gemeinem Recht, auch 
nad) den Partitularrechten von ihm nicht gefordert; vielmehr iff es 
Sade ded Kindes, welches ſich benadhtheiligt glaubt, feine Anſprüche 
zu begründen®®). | 

2. Schon nad) altem Recht war es Gebrauch, daß der Vater 
dem Sohn (wohl im Fall jeiner Vermögenslofigfeit) bei der Ab⸗ 


35) Sachſenſp. I. 11: Halt ok de vader sine kindere in vormuntscap 
na ir muder dode, svenne se sik von ime scedet, he sal en weder laten 
unde wider geven al ir muder gut, it ne si ime von ungelücke unde 
ane sine scult geloset. — Schwabenfp. 61d. — Baumgart. Formelbud (ed. 
Rodinger ©. 762, ed. Bärwald ©. 63): ille filius dieitur emancipatus, 
qui, accepta portione substantie, que eum contigit, sit extra potestatem 
patris. — Trier. Lox. VIIL 8 7: „wann die Kinder... fich verheyrathen ober Doch 
nachdem fie das 25. Jahr ihres Alters erreichet, fi) von den Eltern abſonderen, 
ſolle den Kindern ſolch Gut abgetretten werden”. — Preuß. Lor. II. 2 $ 232, 280, 
Sächſ. GB. $ 1835, Baumeifter II. ©.50, Falck V. ©.51, Kraut IM. 
©. 592 ff. 

260) Dben 8 254 N.9, 8 255 N. 55 ff. — Darüber, daß das praemium 
emancipationis nad deutſchem Necht nicht gilt, oben $ 255 N. 52 ff. 

37) Sächſ. GB. 8 1836; vgl. au oben 8 255 N. 4, 45. 

ss) Pufendorf obss. I. 98, Windſcheid 517 N.5, Stölzel ©. 31 
N.26, 27, Roth K. S.509 N. 31, 32, Seuffert III. 337, XII. 44. — Eine 
Rechnungslegung fordert C. civ. 389 und für das Preuß. Recht Dernburg III. 
858 N. 4. — Das Deftr. GB. 8 150, welches dem Vater nicht den Nießbrauch 
giebt, jchreibt jährliche Rechnungslegung vor. 
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jonderung etwad mitgab*). Ein Recht auf eine ſolche Außitener be- 
fand aber wohl nur da, wo der Vater mit jeinen Kindern in unge⸗ 
theiltem Gut oder in Berfangenichaft fihen geblieben war und bei 
der Abjonderung dem Kinde nicht feinen ganzen Theil herauszugeben 
brauchte). Auch nad neuerem Recht befteht im allgemeinen für 
den Vater Teine Verpflichtung. den ſich abjondernden Sohn auß 
eignen Mitteln auszuftatten“). Hat der Sohn eigened Vermögen, 
ſo kann er dies jet berausverlangen; aber ein Recht auf eine Aus» 
fteuer aud dem Vermögen ded Vaters ift nur partifulär anerfannt“). 
3. In weiterem Umfange tft die auöheirathende Tochter aus⸗ 
zuſteuern; doch laftet dieſe Verbindlichkeit, entiprechend der Alimen- 
tattonspflicht, ebenjo wie im röm. Recht, nicht bloß auf dem Vater, 
ſondern aud) auf der Mutter oder auch noch weitern Verwandten. 
Schon nad altem Recht galt der Vater — der Sitte oder 
dem Recht nad — als verpflichtet der Tochter bei ihrer Verheira⸗ 
thung eine Außjtener (Gerade) mitzugeben, weldhe zum Theil einen 
erbabfindenden Charakter hatte“). Mit der Neception des römischen 


39) L. Salica 102, L. Rib. 59.9 (Sohm Reichsverfaſſung S. 345 N. 29), 
ferner Stellen bei Stobbe Beitr. S. 5, 9 f., 12,13, Grimm Weisth. I. S. 16 
559, Bluntſchli Zür. Rechtsg. II. ©. 197 f. 

10) Schwahenfp. 186, Wiener Stadtr. (Schufter) art. 83, Sandhaas 
©. 368 ff. — Forel pays de Vaud p.25 $ 71, p. 84, p. 225 $ 71: der 
Sater braucht dem Sohn nur zu geben unum quateronum [carterium, quar- 
terium] de pane vel unum album baculum; bagegen Recht auf Abtbeilung 
p. 99 8 20, p. 344. — Bol. au v. Amira Erbenfolge S. 108 f., in d. hiſt. 
Ztſchr. N. 5. III. S. 249 f., 252 f. 

1), Bluntſchli Rechtsg. IL S. 197 f. Priv. R. 8 177.1, Roth 8. S. 456 
N. 23, S.460 N. 21, ©. 495 NR. 19, Seuffert XII. 275, KXXIV. 310. 

“2, Würt. Lor. IV. 13 $ 1, Preuß. Lor. II.2 8 232, 234 (ber Bater und 
nach feinem Tode die Mutter follen ihren vermögenslofen Kindern zur Ein- 
richtung der abgefonberten Wirthſchaft und Anfchaffung ber zum Betrieb ihres 
Gewerbes nöthigen Geräthichaften eine Ausftattung gewähren), Heſſe $ 64, 
Sachſe 8 169 N.4,5, Heimbach $ 110 N. 5. — Eine Ausftattung ben 
Söhnen bei ihrer Verheirathung: Deftr. GB. $ 1231, Bern. GB. art. 151, 
Hamb. R. (Banmeifter II. ©. 42); Beſtellnug einer donatio pr. nupt. wie 
nach gemeinem Recht, C.Max.B.I.6 $ 14 no. 2. 

#) L. Sal. 102 (fie erhält die Ausftener als beſondern Voraus); vgl. auch 
L. Rib. 59.9; Ed. Roth. 181 (die Tochter muß mit dem zufrieden fein, was ihr 
der Bater oder Bruder giebt). — Ueber die Gefchichte der Ausſteuer Schröber 
ebel. Güterr. I. S. 116 ff., 119 ff, II.1. ©. 12, 2, ©. 234, v. Martig S. 96, 

Stobbe, Privatret. IV. 1.0.2. Aufl. 2% 
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Rechts Hat ſich die Pflicht no in höherem Grade befeftigt*) umd 
gegenwärtig ift e8 in den meilten Partikularrechten anerkannt“), daß 
die Eltern der vermögendlojen Tochter aus ihrem Vermögen eine 
Auöfteuer, über deren Höhe nöthigenfalld das richterlihe Ermeſſen 
entjcheidet, ausrichten jollen*). Hat fie diefelbe nicht bei ihren Leb— 
zeiten erhalten, jo kann der Ehemann oder ihr Erbe fie nad ihrem 
Tode fordern). Dagegen ſteht ihr bei einer zweiten Verheirathung 
fein Anſpruch auf nochmalige Ausitattung zu ®). 

Während das gemeine Recht den Vater, dann die väterlidhen 
Ascendenten und in bejonderen Fällen auch die Mutter für dota= 
tionöpflichtig erklärt“), Iaftet die Verbindlichkeit nach neueren Parti- 
kularrechten auf den Eltern) oder auch auf den Großeltern nad 
der Reihenfolge, in welder fie alimentationsverpflichtet find®'). 


Rive II.2 S. 163 f. — Oft tritt e8 nicht mit Deutlichleit hervor, ob es ſich 
um eine Nechtspflicht ober eine won ber Sitte auferlegte Pflicht handelt. Im 
erften Sinne find alle die Stellen zu verftehen, wonad ein ohne Genehmigung 
der Familie ſich verheirathendes Mädchen fein Recht auf Ausfteuer verwirlt; 
oben 253 N. 21, 46. 

4) 3.8. Oftfrief. Lor. II. 17,160 (zugleih als Abfindung). 

#5) Preuß. Lor. II. 2 8 233 ff., 238 ff., 243 (eine Ausftattung, „ſoweit bie- 
felbe zur Hochzeit und zur erften Einrichtung ihres Hausweſens erforderlich ift“; 
eine weitere Mitgabe oder Brautihat kann die Tochter nicht fordern und bat 
überhaupt keinen klagbaren Anſpruch, Dernburg IIL $ 46). — Defterr. GB. 
8 1220, 1221, Sächſ. GB. $ 1661 („zu Einrichtung des Hausftandes”; Schmidt 
IL. S. 87 f.) Seimbad $110, Hejje 864, Emminghaus S. 383 no. 48—50. 
— Bauljen $ 134, Wirt. Lor. IV. 13 81, Roth 8. $ 130 ©. 495, 8. 8 97.2. 
— Bern. GB. $ 151. — Keine Verpflichtung beſteht nah C. civ. 204, Zür. 
(Bluntſchli II. ©. 197 f.) und däniſchem Recht (Panlſen 8 134 0.6 f.). 

4) Preuß. Lor. II.2 8 234 ff, Deftr. GB. 8 1220,21, Sidi. GB. $ 1664, 
Roth 8. ©. 448 N. 39. — Seuffert I. no. 238, VII. 60, XIV. 141, 
XVII. 60, XX. 44, XXXIV. 49. 

AT, Seuffert XXXVI. 48,132. — Anders XVII. 60. 

4) Br. Lor. II. 2 $ 242, Oeſtr. GB. $ 1223, Sächſ. GB. 8 1665. 

29) Windſcheid 5 493 N. 4ff.; entſprechend C. Max. B.L6 $ 13 no. 4 ff. 

5) Zuexſt der Vater, dann die Mutter: Preuß. Lor. II. 2 $ 233, 236, 236, 
Sidi. GB. 8 1661, 62. 

5) Deftr. GB. $ 1220. 
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$ 261. VIII. Rechtsverhältniſſe der unehelihen Kinder. 


1.1. Uneheliche Kinder, welche nad) altdeutihem Recht ald recht- 
[08 oder anrüchig gelten (I. $ 47T ©. 362 ff., $ 48 ©. 372 ff.)*), 
ftehen außerhalb der Familie des Vaters und können erft feit dem 
Ipätern Mittelalter durch Legitimation die Nechte ehelicher Kinder 
erhalten (oben $ 257). Die Unterfcheidung, welche das römifche 
Recht zwiſchen Konkubinenkindern und fonftigen unchelihen Kindern 
machte, ift für unjer Recht bedeutungslos geweſen; denn der Konku⸗ 
binat ift in Deutichland nie ald ein rechtliche Verhaͤltniß behandelt 
worden‘), Durd die außerehelihe Zeugung entitehen im Verhaͤlt⸗ 
niß zum Vater keine andern rechtlichen Wirkungen, ald daß das Kind 
regelmäßig gegen ihn einen Anſpruch auf Alimentation hat und daß 
zu Folge der Blutsverwandtihaft zwilchen dem Kinde und feinem 
Erzeuger und defjen Verwandten ein Ehehinderniß befteht?),. Das 
Kind gehört in rechtlicher Beziehung zur Mutter). Es führt deren 


*) Zu ber dort angeführten Literatur kommt noch hinzu: 8. Maurer die unächte 
Geburt nach altnordiſchem Rechte (Sit. Berr.d. Münch. Al. 1883. Heftl S.1—86). 

1) Wilda Ztſchr. f. d. R.XV. S. 238 ff. — Es ift ein weit werbreiteter 
Irrthum, daß der Konkubinat früher zugelaſſen geweſen ſei, weil die Reichs-Pol.O. 
v. 1530 tit. 33 ihn förmlich verboten babe. — Freilich ſprechen einige Geſetz⸗ 
gebungen der Receptionszeit von Konkubinenkindern im Gegenſatz gegen bie vulgo 
quaesiti, aber nur in ber Beziehung, baß bei jenen bie Vaterſchaft bes Bei- 
ichläfers angenommen, bei biefen als unbedingt uuflher gilt; 3. B. Wormi. 
Ref. IV. 4 tit. 5, Oftfrief. Lor. II. 1 (Kinder der Beifhläferin im Gegenſatz ge- 
gen Kinder einer gemeine frouwen, de nicht weet, welck de vader is 
to dem kinde). — Dagegen werben im norbifchen Recht verfchiebene Klaffen . 
unehelicher Kinder unterfchieden, vgl. befonders die Abhandlung von Maurer. 

2?) Reichsgeſ. v. 6. Febr. 1875 $ 33. — Anders war e8 nad altnordifchem 
Recht geweſen, wonad zufolge ber Feſtſtellung ber Paternität auch zur väterlichen 
Familie mannigfade Rechtsverhältnifie begründet wurden, das Kind in ben 
Stand des Vaters eintrat und auch gegenüber feinen Eltern und Geſchwiſtern 
nicht bloß erbberechtigt, fondern auch alimentationspflichtig war, K. Maurer 
8.20 f., 31, 38. 

3), Nah franzöfiichen Recht fieht das uneheliche Kind nicht ohne weiteres in 
rechtlicher Beziehung zur Mutter, fondern nur wenn es von derſelben als ihr 
Kind förmlich anerfannt ift (l6galement reconnu). Während aber die Aner- 
lennung eines unebelichen Kindes von Seiten des Baters nur eine freiwillige fein 
kann — denn la recherche de la paternit& est interdite (C. civ. 340) — 
darf das Kind gegen bie Mutter auf Anerkennung Tagen (la recherche de la 
maternitö est admise), art. 341, vgl. art. 334 ff, 756. — Umgekehrt 

26* 


— —— 
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Namen*) und zwar, wenn diefelbe durch Verheirathung einen neuen 
Namen erhalten hatte, ihren angebornen, ihren Familiennamen’). 
Sit die Mutter von Abel, fo wird nad Partikularredhten dad Kind 
nicht adlig und führt nicht dad Adelöprädifat und das Wappen der 
mütterlihen Familie‘). Manche Partikularrechte beftimmen, daß dem 
Kinde mit Bewilligung des außerehelichen Vaters auch deffen Namen 
oder daß ihm willfürlich von der Obrigkeit ein Name beigelegt wer- 
ben kann)). Hat der Vater ſich zu der Vaterſchaft des unehelichen 
Kindes befannt, jo darf diefe Anerkennung „im Geburtöregifter nur 
dann eingetragen werden, wenn dieſelbe vor dem Standeöbeamten 
oder in einer gerichtlichen oder notariell aufgenommenen Nrfunde 
erklärt iſte)“. 

Während nach einigen Partikularrechten das Kind nicht in die 
Familie der Mutter eintritt®), gehört ed nach andern, entſprechend 
dem römiſchen Recht, nicht bloß zur Mutter, fondern auch zu deren 
Familie und es beitehen zwilchen ihm „ſowie feiner Mutter und feinen 
Verwandten von mütterlicher Seite alle Rechte und Berbindlichkeiten, 


batte Joſeph II beabfichtigt, die unehelichen den ehelichen Kindern gleichzuftellen, 
Wilda in d. Ztſch. f.d.R. IV. ©. 283 f. 

9 Herrmann im Arch. f. cin. Pr. XLV. ©. 322 ff. — Pr. Lor. Anh. 8 94 
zu II.2 $ 592 (es foll nie auf den Namen des Bater8 getauft werben), II. 2 
5 640, Oeſtr. GB. $ 165, Sächſ. $ 1801, Zür. $ 304,305. 

5) Br. Lor. II. 2 $ 640, Deflr. GB. $ 165, Sächſ. 81801, Zürich. $ 305, 
Bern. GB. 8 205 („it eine Abgefchiebene ober eine Wittwe die Mutter befjelben, 
fo bat in dem erftern Falle der gejchiebene Ehemann und in beiden bie Familie 
bes Ehemanns das Recht, zu verlangen, daß das Chegericht demſelben 
[dem unehelichen Kinbe] einen neuen Familien⸗-Namen beilege“). — Roth B. 
8105 R.1. 

6) Oben I. $ 44 N. 8. — Einzelne Bartilularrechte beſtimmen, daß das 
unehelihe Kind „in allen Fällen zu ber gemeinen Klaffe der Einwohner des 
Wohnorts ihrer Mutter” gehören folle, Altenb. Eonftit. v. 7. Juli 1823 $ 60, 
Gothaifhes R. (Brüdner 8142). Es kann dies bei Ausmeffung der für das 
Kind zu zahlenden Alimente von Wichtigkeit fein. 

7), Herrmann ©. 329. — Heſſe S.45, Brüdner $ 1445, Roth D. 
$ 172 N. 2. — Ohne Bewilligung des Vaters darf das Kind nicht feinen Namen 
führen: Seuffert XVIII. 44, XIX. 114 (oben III. 8 163 R. 10). — Rad 
franzöftihem Recht erhält das vom Vater ausdrücklich anerlannte Kind deſſen 
Namen, Zahariä III. 8 571 R.14. 

*) Reichsgeſ. v. 6. Febr. 1875 8 25; vgl. auch Deftr. ©B. 8 164. 

9 So nad Preuß. Lor. II.2 8 639, Bern. GB. 8 206. 
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wie bei einem ehelichen Kinde"!%). Namentlid tritt dies mit Bezug 
auf das Erbrecht (worüber unten im Erbrecht) und die Unterhalts- 
pflicht hervor, indem — vorbehaltli der beſondern Grundſätze über 
die Verbindlichkeit de Vaters — die Verpflichtung, für dad Kind zu 
forgen, nad) dem Tode der Mutter auf ihre Ascendenten übergeht"). 

2. Weil das unehelihe Kind im rechtlichen Sinn feinen Vater 
bat, bedarf es während jeiner Minderjährigkeit eined Vormunds, 
befonderd auch um jeine Anſprüche gegen den unehelichen Vater zu 
verfolgen). Shn ernennt die Obrigkeit nad) freiem Ermeſſen. Nach 
Partilularrechten darf auch die Mutter zum Vormund beſtellt wer 
den!) und wo dieje felbft noch unter väterlicher Gewalt fteht, ift 
zunächft ihr Vater zu berufen"). 

3. Die Mutter übt unter vormundſchaftlicher Aufſicht resp. 
Betheiligung die elterlichen Rechte aud"). Sie hat dad Kind zu 


19) Sächſ. GB. 8 1874. — Trier. Lor. XX. 8 11: Retraltrecht mit Bezug 
auf die Güter der mütterlichen Berwandten. — Rheing. Lor. $25 (Grimm W. 
1.8.541): was ein bastard verbricht, das gelden die magen der mutter 
und nicht des vaters. 

1) Sächſ. OB. 8 1874 vgl. mit 1839; weitere Beftimmungen bei Büngner 
Alimentatiouspfliht S. 99 N. 46 f., Roth D. 8 172 N. 15. — Nah dem Oeſtr. 
BB. 8 171 geht nad dem Tode der Mutter die Berbindlichleit auf ihre Erben 
über. 

12) Preuß. Lor. II. 2 $ 644, Oeſtr. GB. $ 166. — In Medienburg erhält 
es leinen Bormund, fondern die Mutter bat die Stellung eines ſolchen, Böhlau 
I. S. 41ff., 43, 143 f., 145. Ebenſo beflimmt die Hamb. Borm. O. v. 1879 
art. 1: „Unebeliche Kinder brauchen nur dann bevormundet zu werben, weun 
fi) eine befondere Beranlaffung dazu Darbietet”. Ferner auch in Neuß ä. L., 
G. v. 2. Juli 1864 $ 1,2. 

13) Bgl. unten $ 270 N. 36. 

14) Nah dem Preuß. Lor. Anh. $ 95 zu II.2 $ 614 wird der mütterlide 
Großvater „aufgeforbert, für das Beſte feines unehelihen Enkels zu forgen“; 
die Breuß. Vorm.O. $ 12 Abſ. 2 bezeichnet ihn geradezu als gefeßlichen Vor⸗ 
mund, ohne Rüdficht darauf, ob die Mutter noch unter feiner väterlichen Gewalt 
fieht; doch Tann das Gericht auch einen andern Bormund, insbejondere bie 
Mutter, beftellen, Dernburg ©. 133 ff. 147. — Gel. f. Weimar v. 27. März 
1872 82: „Uneheliche Kinder... ftehen in ber elterlihen Gewalt der Mutter, 
oder wenn die Mutter felbft noch in elterlicher Gewalt ſteht, mit in dieſer“. 

15) Die Beftimmung des Bern. GB. $ 204, daß bie elterlichen Rechte ber 
Gemeinde zufteben, ift durch das Gef. v. 4. Juli 1863 abgeändert worden; vgl. 
König zu $ 204. 
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erziehen"), auch über die Tonfeffionelle Erziehung zu beftimmen!”) und 
die Einwilligung zur Eheſchließung zu ertheilen‘). Iſt von ihr ein 
ungünftiger Einfluß zu erwarten, jo kann ihr dad Kind fortgenommen 
und anderwärtd, insbeſondere auch beim Bater untergebracht werden”). 

Dagegen giebt der Umftand, dab der natürliche Vater Alimen- 
tationdgelder für die Erziehung und Ernährung ded Kindes bezahlt, 
ihm an ſich nod) feinen Anſpruch auf die Herausgabe des Kindes”). 
Indeſſen darf, wenn dad Kind über die eriten Kindheitsjahre hinaus 
ft und der unmittelbaren mütterlichen Pflege nicht mehr bedarf und 
wenn auch im übrigen fein Nachtheil davon für dafjelbe zu bejorgen 
ift, der DBater nah Partikularrechten fordern, daß ihm das Kind 
überlaffen werde, und ſich durch defjen Hebernahme von jedem Alimen- 
tationdbeitrag an die Mutter befreien). 

Aber auch dann kann partifulär die Mutter die Heraudgabe 
verweigern, wenn fie auf jeden Alimentationdbeitrag ded Vaters ver 


16) Büngner S.130ff., Roth D. $ 172 N. 12. 

IT) Brenf. Landr. II. 2 $ 642, Roth 8. S 165 N. 4, D. 81727. 3, 
Richter» Dove Kirchenr. 8 264 N. 23 (S. 865), Thudichum Kirchenr. I. 
©. 69 f. — Die Befimmung des Pr. Lor. 8 643, daß wenn der Bater Ehrift 
iR und die Mutter einer andern Religionspartei angehört, das Kind bis zum 
14. Jahr im Chriftenthum zu erziehen fei, ift durch Gel. v. 14. März 1871 
anfgehoben. 

18) Reichsgeſ. v. 6. Febr. 1875 8 30; fo lange das Kinb minberjährig ift, be- 
barf e8 auch der Einwilligung des Bormunds. — v. Scheur! Eher. S. 175 ff. 

19) Deftr. GB. $ 169, Roth 8. 8 165 NR. 6, Büngner S. 131 N. 29. 

*) Defir. GB. 8 168, Windſcheid 8 475 N. 25. 2, Gengler Lehrb. 
S. 1220 ff, Roth D. 5174 N. 31, 8. 8107 N.12, Steinader S.58 0.6, 
Böhlau II. FEIN. 64, Seuffert IV. 230, XII. 163, XXVII. 32, Emming- 
haus ©. 407 N.42, 45. — Anderer Anfiht Spangenberg pralt. Ausf. I. 
no. 11. Fabricins in Bekker's n. Muther’s Jahrb. VI. ©. 372 ff. 

21), Nach früherem Altenb. und Gothaifchem Recht (Heffe 8 73, Brüdner 
$ 166—169) bereit8 nad dem erfien Jahr. — Nah dem 4A. Jahr, Preuß. Lor. 
11.2 8 621 ff., R. v. Walded (Weigel S. 16); nad dem 5. Jahr, Goth. Gel. 
v. 1. Juli 1869 art. 9; nach dem 6. Jahr, Sächſ. GB. 8 1870; nad) dem 7. Jahr, 
Livländ. AR. bei Büngner S. 132 N. 3. — Der Bater kann jebe Verpflichtung 
zur Zahlung von Alimenten von fich abwenden, wenn er überhaupt bereit ifl, 
bas Kind zu fih zu nehmen und zu erhalten, Roth 8. $ 167 RN. 15 f., Heim- 
bach 8 115 N.17 ff., insbeſondere wo es fih um ein von Berlobten erzeugte® 
Kind handelt und die Mutter grundlos die Ehe dem Bräutigam verweigert, 
Senffert XXIII. 36 (Darmft.). — Bol. auch Roth D. $ 174 N. 82. 
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zichten und das Kind ganz und gar auf eigne Koſten unterhalten 
wil®); es tritt hier beſonders deutlich die Auffaſſung hervor, daß 
der Natur der Sache nach das uneheliche Kind zu ſeiner Mutter 
gehoͤrt. 

II. Nach weit verbreiteter Praxis und einigen Geſetzgebungen 
nehmen unter den unehelichen Kindern eine beſondere Stellung die 
ſg. Brautkinder ein®). Dieſelbe ſteht einerſeits mit dem vortri⸗ 
dentiniſchen Recht in Zuſammenhang, wonach ein Verlöbniß durch 
hinzutretenden Beiſchlaf zur Ehe wird und daher die von Verlobten 
erzeugten Kinder ehelich ſind, und andererſeits mit der Lehre der 
Reformation, daß ein öffentliches Verlöbniß mit Ehewirkungen aus⸗ 
geſtattet iſt und auch das heimliche Verlöbniß durch copula carnalis 
zur Ehe wird ($ 209 N. 45, 46, 8 211 N. 14 ff.). So wurde 
denn vielfach, beſonders von proteftantiihen Juriſten, behauptet, daß 
die von gültig Verlobten erzeugten Kinder den ehelichen gleichitehen*). 
Da die Braut, befonderd wenn fie geſchwängert fei, ein Recht auf 
Trauung habe und durch diejelbe die Kinder legitimirt würden, ließ 
man diejelbe Wirkung auch dann eintreten, wenn die Trauung aus 
irgend einem Grunde nicht zu erreichen war, aljo wenn einer der 
Eltern verftorben war oder der Bräutigam fich weigerte, die Che 
mit der Braut einzugehen. Während urjprünglich die Brautkinder 
ohne weitered den ehelichen gleichitanden, begründete man |päter ihre 
Gleichſtellung mit der Unmöglichkeit, fie durch nachfolgende Trauung 
zu legitimiren. 

Obgleich nady neuerem Recht weder die Verlobung der Che: 
ſchließung gleichfteht, noch die Trauung auf Grund der Schwänge- 
rung erzwungen werden Tann, wirft die alte Rechtsauffaſſung weiter 
fort. Aber es werden doch nur nad Partikularrechten da, wo Die 


2) Preuß. or. II. 2 8 623. — Anders nah livländ. R., Büngner 
©. 132 N. 30. 

23) Bol. über fie Wilda Ztſchr. f. d. R. IV. S. 269 ff., Pfeiffer prakt. 
Ausf. VIII ©. 401 ff, Gengler Lehrb. S. 43— 845, Schirmer Erbr. 
S. 215 — 219, Windſcheid III. 8571N. 18. — Ueber fie nad nordiſchem 
Recht K.Lehmann Verlobung und Hochzeit. 1882 S. I9f., K. Maurer a. a. 
O. ©.69 ff. 

#4) Pufendorf obss. IV. no. 245, Friedberg Eheihließung S. 279, 
294 ff. 297 f., 0. Wy ß Ztiſchr. f. ſchweiz. R.XX. ©. 135, 165 ff., 169. 
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Gejebgebung oder eine feite Prarid dem Verlöbniß diefe Wirkung 
ertheilt, die Brautkinder den ehelichen gleichgeftellt und es ijt unzu- 
läffig von einem gemeinen Net?) in diefer Beziehung zu jpre= 
hen*). Und auch wo dad Recht der Brautfinder anerkannt ift, fehlt 
ed an gleihmäßigen Grundfägen über die Voraudjeßungen ihres 
Nett. Im allgemeinen gelten folgende Grundſätze: 

1. Es bedarf eines gültigen öffentlichen Verlöbnifjed?); die 
Kinder haben alſo nicht die Rechte von ehelichen, wenn die BVerlo- 
bung wegen mangelnden Konſenſes der Eltern der Verlobten une 
gültig ift®). 

2. Gemäß der dogmengeſchichtlichen Entwidelung find Braut- 
finder nur foldhe Kinder, welche von Verlobten nad) vorangegangenen 
Verlöbniß erzeugt find”); eö erfcheint ald ein Abfall von dem Wejen 
des Snftituts, wenn dafjelbe auch in dem Fall angenommen wird, 
daß die Verlobung erſt nad) der Schwängerung (aber doch vor der 
Geburt) erfolgte”). | 


35) Roth B. 8 350 N. 38, D. 8 153 N. 24 und Andere behaupten eine 
gemeinvechtliche Praxis. — Vgl. dagegen auch Erf. d. RchsGer. V. no. 44. 

35) Gegen das Recht der Brautlinder Praxis von Holftein (Seuffert V. 
200), Roftod (XII. 344), Naſſau (XXV. 40), Hannover (Örefe II. ©. 64), 
Braunfhw. (Steinader ©. 641 N. 3), Recht der Frank. OD. (Haufer’s 
Ztſchr. IH. S.158 ff., IV. S. 238 ff, Seuffert XXXII. no. 252); vgl. auch 
Roth D. 8 153 N. 24. — Der Sat bes Preuß. br. II.2 5 597: „Ein mit 
einer förmlich verlobten Braut erzeugtes Kind erlangt die Rechte eines ehelichen 
ſchon durch die bloße gerichtliche Erklärung des Vaters, wenngleich die Ehe mit 
der Mutter nicht wirklich vollzogen worden“, ift Durch das Preuß. Gel. v. 24. Apr. 
1854 8 22 aufgehoben. — Keine befondere Stellung haben Brautlinder nach 
franz. und öfterr. Recht. 

27) Sächſ. Decif. v. 1661 n0.69, Sächſ. GB. $ 1578, Heimbach $ 270. 3. 

28) Es ift dies kontrovers vgl. Schirmer S. 218 N. 44; Mängel des Ber- 
löbniſſes ſtünden nicht im Wege, Seuffert VII. 65, XXVI.46, Gengler 
©. 843 f. 

29) Sächſ. Decif. v. 1661 no. 49 (Haubold $ 59 N. i), Heſſe ©. 186, 
Seuffert VIII. 65, XXVI. 46, Roth 3. III. $ 350 N. 37, Züri. GB. 8 64. 

30) Dafür ſpricht fih Mevius decis. IL. 81 (auch bei Friedberg ©. 293) 
aus: die nachfolgende Verlobung, der consensus matrimonialis wirke wie bie 
Ehe und das Kind erſcheine als per subsequens matrimonium legitimirt; 
Hommel rh. 706, Hefl. Praris bei Pfeiffer pralt. Ausf. VIII. ©. 415. — 
Sächſ. GB. 8 1578: „Kinder, die von Perfonen, welche in einem gültigen Ber- 
löbniſſe ftehen, mit einander erzeugt worden find, Brautlinder, haben die Rechte 








$ 261. VIII. Rechtsverhältnifſe ber unehelichen Kinder. 409 


3. Die Eheſchließung muß ohne Schuld der Mutter unter- 
blieben fein, fei e8, daß einer der Verlobten bald nad) der Geburt 
ded Kindes ftarb, ſei ed, daß der Bräutigam grumdlod die Che ver- 
weigerte oder durch feine Verheirathung mit einer andern Perjon 
unmöglich machte). Erhebt die Braut feinen Anſpruch auf Ber- 
ebelihung mit dem Schwängerer“) oder treten beide Theile mit gegen- 
jeitigem Einverſtändniß von dem Verlöbniß zurüd, jo haben die 
Kinder nicht dad Recht von Brautkindem®). 

Wo den Brautkindern eine bejondere rechtliche Stellung einge 
räumt ift, haben fie dem unehelidhen Parens (resp. auch jeiner Fa- 
milie) gegenüber ein weitered Erbrecht, ald ſonſtige uneheliche Kinder“). 
Biöweilen ift ihre Gleichftelung mit den ehelichen Kindern noch 
weiter durchgeführt, jo Daß fie auch den Namen des Vaters führen“), 
fein Bürgerrecht erhalten), daß der Vater die Koften ihrer Erzie- 
bung und ihred Unterhalt8 zu tragen hat?) u. |. w. Dagegen ftehen 
fie nicht in feiner väterlichen Gewalt®). 


ebeliher Kinder. Daſſelbe gilt von Kindern, welche vor dem Berläbnifje erzeugt, 
aber noch während befjelben geboren werben“. — Nachweiſe bei Haubolb $ 308 
NR.6, Schirmer ©. 218 N. 44. 

31) z. B. Seuffert XIX. 166. — Nah einigen Rechten ift es gleich- 
gültig, aus welhem Grunde die Ehe nicht zu Stande kam, Schmidt Vorl. I. 
©. 78 f., Seuffert VIII. 65 (Darmft.). 

33) Seuffert XIX. 166. — Daß ein Urtbeil vorliegen müſſe, wonach der 
Bräutigam die Braut zu beiratben habe, wie Gengler Lehrb. ©. 844 glaubt, 
if darum nicht anzunehmen, weil der Umftaud, daß der Bräutigam bald nad 
ber Schwängerung ftirbt oder fi mit einer andern Perjon verheirathet, an dem 
Hecht der Braut oder des Kindes unmöglich etwas ändern kann. 

33) Anders nach Altenb.R. (Heſſe S. 136) u. Leipz. Jur. 5. bei Emming- 
haus ©. 254 N. 30. 

3) Vgl. unten im Erbredit. 

35) Züri. GB. $ 302, König Bern. R. J. ©. 92. — Wohl au nad 
Sächſ. GB. 8 1801 vgl. mit 1578, 

3) Züri. GB. $ 302. 

3) Zür. GB. 8 309. 

3), Zür. GB. 8 64 Abf. 1,2, Sächſ. GB. 81809, Roth 8. S. 332 N. 24. 
— 4.4. Hommel rh. 706. — Ganz allgemein fagt d. Weim. ©. v. 2. Novb. 
1848 8 11. (Gengler ©. 845), baß fie als per subsequens matrimonium 
legitimirt gelten. 
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S 262. Die Alimentationepflicht des unehelichen Vaters)). 


1. Während nah römiſchem Recht der Vater nur jeine im 
Konkubinat erzeugten Kinder zu alimentiren hatte, fteht nach deutſchem 
Recht allen unehelichen Kindern gegen den natürlihen Vater der 
Alimentationsanſpruch zu. Der Grund deffelben ift nicht im kano⸗ 
niſchen Recht?), Jondern im alten deutſchen Gewohnheitärecht zu Juchen?). 
Nur weil man für dentiche Rechtsgrundſätze überhaupt eine gemein- 
rechtliche Baſis zu gewinnen liebte, fam man darauf, Stellen de 
kanoniſchen Rechts in diefem Sinn zu interpretiven. Es ftammt 
nicht diefe Verbindlichkeit „aus der mißverftandenen Auffaffung de 
kanoniſchen Rechts durch Gerichtsgebrauch und Doftrin, woraus ſich 
eine allgemeine durdy Landesgeſetze beftätigte Prarid gebildet hätte‘), 
ſondern es hat fich die einheimijche Prarid jener kanoniſchen Stellen 
lediglich als Stügen bedient. 

Aus der Zeit der Volksrechte fehlt e8 an direkten Zeugniljen; in- 
deſſen ift e8 wahrjcheinlich, daß da, wo die unehelichen Kinder gegenüber 
dem väterlichen Nachlaß ein Erbrecht haben oder wenigftend bei Theilung 
defjelben eine gewifje Berüdfichtigung erfahren jollen®), der Vater auch 


1) Die Hauptichrift neuerer Zeit it Büngner zur Theorie und Praxis ber 
Alimentationspfliht mit Berüdfihtigung partifulärer Rechte. Leipz. 1879, bes 
fonderse S. 62 ff. — Ueber die gemeinrecdhtliche Literatur vgl. oben $ 204 R. 1 
und Windſcheid $ 475 N. 15; über Partilularrechte die verſchiedenen Lehr- 
bücher derſelben. — Neichhaltige Zufammenftelungen bei Gengler Lehrb. 
8208 und Roth D. 8173, 174, B. $ 106, 107. — Ueber außerbeutfche Hechte 
Nenbaner in d. Ztſchr. f. vgl. NW. III. S. 321— 341. 

Aeltere Geſetze: Freiburg. Statt. III. tit. 8, Lüneb. Ref. V. 2, Würt. Bor. 
IV. 18. — Neuere Geſetze: Preuß. Lor. II.2 8 612 ff., Preuß. ©. v. 24. April 
1854. — Oeſtr. GB. 8 163 fi. — Sächſ. GB. $ 1858 ff. — Bern. CGB. art. 
166 fi. — Züri. GB. $ 284 ff., 308 ff. — Naſſ. Edikt v. 21. Sept. 1816. — 
Grhzgl. Heff. ©. v. 30. Mai 1821. — Meining. ©. v. 9. Sept. 184. — 
Badiſches ©. v. 21. Febr. 1851. — G.f. Reuß &. 8. v. 4. Ian. 1854. — Koburg. 
©. v. 28. Juli 1858. — Altenb. ©. v. 14. Febr. 1809 u. 29. Mai 1876. — Ein 
ausführlicheres Berzeihniß der neueren Geſetzgebung bei Roth D. $ 171. 

2) c.5 X.IV.7, c. 13 X. IV. 17. — Bol. dagegen Büngner ©. 64ff. — 

3) Roth D. 8171N. 7, B. 8104 N. 5 hat dies noch verlannt. 

9 So Baumeifter I. ©. 425. 

5) Bgl. unten im Erbrecht Über die norbifchen Rechte und das Tangobarbilde 
und bairische Volksrecht. ' 
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im 2eben für fie zu forgen hatte. Direktere Nachrichten haben wir 
aud dem fpätern Mittelalter‘). Wenn auch dad Kind ald familien- 
und rechtlos gilt, fo jol fich doch der Vater feiner annehmen. Bald 
jollen beide Eltern zufammen dad Kind unterhalten”), bald joll der 
Bater einen Beitrag zur Alimentation leiften®), bald erjcheint er als 
vorzüglich verpflichtet für den Unterhalt zu jorgen?). Wenn aud) dad 
unehelihe Kind fein Erbrecht gegenüber dem Bater hat, jo joll doch 
nach vielen Gejegen des Mittelalterd und der Neceptiondzeit die 
Obrigkeit dem Kinde aus dem väterlichen Nachlaß fo viel zumeilen, 
daß es bis zu einem gewiſſen Alter nothdürftig unterhalten werden 
kann, oder ed jollen die ehelichen Kinder des Vaters nach feinem 
Tode die Alimentation übernehmen!‘). Biele Statuten und Refor- 


6) Meber das ſchwediſche Recht v. Amira Obligationenreht J. S. 174,178, 
404, 751; über Das norwegifch- isländiſche Recht K Maurer (8 261 N.*) 
S. 21,40f.: der Bater, eventuell die väterlihen Verwandten haben das unehe⸗ 
liche Kind bis zum vollendeten 16. Lebensjahr zu verpflegen. 

T) Rupr. v. Freif. II. 84: das Kind foll einer Amme zur Ernährung Über- 
geben werben und es follen bis zum 7. Jahr den Unterhalt paide geleich 
ausrichten; nad dem 7. Jahr fol keiner den andern mit dem Kind betzwingen, 
nur als vil als getrewe zucht. — R. v. Appenzell (Blumer RC. II. 2 
S. 190): die beiden Eltern jollen abwechjelnd das Kind immer ein halbes Jahr 
hindurch unterhalten. — Bgl. auh Rive II. 2 ©.163 N. 42. 

8) Die Obrigkeit hält auf Klage der Mutter den Pater an, daß er ihr und 
bem Kind helfe nach sinen staten, Augsb. R. (Meyer S.190, Wald 
S. 337 c. 3856), Norbhäufer Statuten (D) IL. c. 60 (Förſtemann S. 52). — 
Luzern. Stbtr. c. 120: wenn er ihr nicht im Kindbett hilft, foll er ihr das Kind 
abnehmen und ane iren costen züchen. Nimmt fie Hüffe von ihm an, fo 
foll fie ihm helfen das kind ziechen; vgl. au Landr. v. Entlibuh (Canton 
Luzern) v. 1491 c. 107 (Ziſchr. f. fchweiz. R. XXIII. ©.344),. 

9) Wer einer leibeignen Magb ein Kind macht, ſoll es zu fich nehmen, 
Rigaer Stdtr. D. VI. 6 $2 (v. Napiersty S. 177) Nah Schweizer Rechten 
fol der Bater das Kind nah dem erflen, resp. nach dem erften halben Jahr 
unterhalten, Blumer II.2 ©. 190; vgl. auch Luzern. Recht in R.8. — Der 
Bater, welcher das Mädchen nicht ehelicht, fol das Kind zu fih nehmen, Neu- 
mänfter. Gebräude art. 55. — 3. Oftrorog (Mitte des 15. Jahrh.) erklärt fich für 
Bolen gegen die Alimentationspflicht des Vaters und dafür, daß die Mutter 
nutriat puerum sola ignominiamque ferat (Caro über eine Reformations- 
Ihrift des 15. Jahrh. 1882 ©. 73). Ä 

10) Brünn. Schöffenb. c. 345: est pium et quodammodo rationabile, 
quod -legitimi naturalibus misericorditer subveniant in victus et amic- 
tus necessitate. — Wormf. Ref. IV. 4.5 8 2: uneheliche Kinder haben fein 
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mationen jeit der Reception verpflichten den Bater zur Zahlung von 
Alimenten!!) und die Geſetze der neueren Zeit haben den Anſpruch 
beitimmter geregelt. Sie gehen aber dabei von verſchiedenen Prin- 
zipien aus; daher find die Beitimmungen im einzelnen fehr mannig 
faltig und leidet die Praxis an Haltlofigkeit. 

Die Negel bildet e8 in Deutichland, daß gegen den Vater zu 
Gunſten des unehelihen Kindes eine Klage auf Anerkennung der 
Baterihaft angejtellt werden darf. Dagegen fennt das franzöfiice 
Recht, welchem die großherzoglich heſſiſche Geſetzgebung gefolgt ift"*), 
nur eine freiwillige Anerkennung dejjelben: la recherche de la 
paternite est interdite (C. civ. art. 340); nur im Fall der Ent 
führung und darauf eingetretenen Schwängerung ift nad) dem Gefeh 
eine Paternitätöflage zuläffig; die Praris ftellt diefem Fall Die ge 
waltfame Echwängerung gleich"). Diefe franzöfiihen Grundfäpe 


Erbrecht, „follen aber von den väterlihen Gütern ernehret und auffgezogen wer- 
ben“. — Freiburg. Statt. III. 8 fol. 80°: follen von ben Erben des Baters 
zimblich bisz zu irn jaren erzogen und ernert werden, damit sy zu haıt- 
wercken oder anderer fürsehung gefürdert und nit in schentlich unerber 
wesen kommen müssen. — Otterndorf. Stdtr. (Pufendorf I. p. 173): 
die Obrigkeit weift ihnen jo viel vom Nachlaß zu, daß fie damit unterhalten 
werden und zu Ehren gelangen mögen. — Landr. v. Habeln III. 16 (Pufend.l. 
p. 45): fie erhalten aus der väterlihen Erbſchaft „ihren nothdürftlichen Unterhalt 
zu 12 Jahren ihres Alters“. — Buthjad. Lor. art. 45 (Pufend. IV. p. 618): 
die Obrigkeit joll ihnen im Fall ihrer Bebürftigleit „nach Gelegenheit ber Erb⸗ 
haft und ihrem Wohlverhalten etwas zu Behuf der Alimentation, bis fie burd 
anwenbenben Fleiß und Arbeit ihr Brod felbft juchen können, zuwenden“. — 
Oftfrief. Lor. II. 24: fie haben das Erbrecht der römiſchen Konkubinenkinder; 
find ehelihe Kinder vorhanden, fo baben fie kein Erbrecht, fondern follen 
gevoedet (unterhalten) werden van des Vaders gueder van den Erfgenaemen. 
— Lüneb. Ref. V. tit.2 a. €, Würt. Lor. IV. 18 8 2 ff., Braunſchw. BO.n. 
1770 (Steinader ©. 58 NR. 6). 

1) Oftfrief. Ldr. II. 32: Vater und Mutter find allike ſchuldig die unehe⸗ 
lichen Kinder zu unterhalten, jeder von ihnen na syn Vermoegenheit, bis 
fie ſich jelbft ernähren lönnen. — Const. Sax. IV.27, Hamb. Statt. IV. art.28. 
— Trier. Ldr. IH. 4: bis zum vollendeten 18. Jahr und bei Unfähigkeit fich zu 
ernähren noch darüber hinaus; ebenfo Manderſcheid-Blankenheimiſches Lor. v. 
1768 II. 2 $4 (Maurenbreder II. ©. 320). — Nah Böhlau I. 883 
N.12 findet fi) diefe Verpflichtung in Medlenburg erft feit Mevius. 

12) BD. v. 30. Mai 1821. 

22) Zachariä IL. $570, Roth D. 8 176 II. 
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gelten auf dem Iinfen Rheinufer fort, aber in Baden, wo bereits 
das Landrecht dad Gebiet der Paternitätöflage erweitert hatte, find 
fie dur) Geſetz v. 21. Febr. 1851 bejeitigt worden. 

II. Ueber den Grund des Alimentationsanſpruchs beſtehen 
verſchiedene Theorien, welche zu verſchiedenen, auch in der Praxis 
und den Partikularrechten zum Ausdruck gekommenen Conſequenzen 
führen. 

1. Am verbreiteſten war früher die Annahme, daß er aus einer 
Obligatio ex delicto hervorgehe!); das Delikt ſei nicht die Erzeu⸗ 
gung des Kindes, ſondern der Beiſchlaf mit der Mutter. Dieſer 
Theorie ſteht entgegen, daß an dem Beiſchlaf ſich auch die Mutter 
betheiligt hat und daß ihre Verpflichtung zur Alimentation niemals 
als Folge eines Delikts, ſondern als Folge der Verwandtſchaft be= 
handelt worden iſt; ſodann, daß der Alimentationsanſpruch dem Kinde 
zuſteht, welches den Beiſchlaf, durch welchen es erzeugt wurde, 
nicht als Delikt verfolgen kann. Auch laßt ſich der Anſpruch weder 
als Forderung auf eine Privatſtrafe, noch auf Schadenserſatz charak⸗ 
terifiren. 

2. Vielmehr beruht die Verbindlichkeit auf der Erzeugung des 
Kindes, auf der Vaterſchaft, auf der Verwandtſchaft, wie dieſe über- 
haupt die regelmäßige Duelle der Alimentationspflicht ft). Wie 
in der Ehe ald Vater gilt, quem nuptiae demonstrant, ſo beiteht 
bier die Präjumtion, daß derjenige, welcher mit der Mutter in der 
kritiſchen Zeit konkumbirte, der Vater des Kindes ift und darum 
daffelbe zu alimentiren hat. 

Doch herrſcht dabei im weiteren eine Differenz in den Anfichten. 


14) Citate and der Literatur bei Büngner S.72 N. 2 und Roth D. $ 171 
N.10. Zu den Anhängern dieſer Anficht gehört au Windſcheid $ 475 
N.18, 22; der Beilchlaf mit der Mutter fei ein Delilt und Folge dieſes Delikts 
jei, daß man den möglichen Vater bier wie ben wirklichen Vater behandelt. — 
In ber Praris vertritt diefen Standpunkt befonbers bie Baierifche Judikatur, 
3. B. Seuffert IX. 247, XXX. 222, Roth B. $ 104 N. 8; weitere Nad- 
weifungen bei Roth D. 8 171 N.15. — Bgl. dagegen zuletzt Böhlau II. 
©. 24 f., Förſter III. 8 217 N.2, 8 228 N. 4. 

15) Bgl. über dieſe Anficht zulegt Büngner ©. 75 fi. — Mande legen 
dabei Nachdruck auf bie BVBaterfchaft, andere auf die Erzeugung und polemifiren 
gegen einander, 3. B. Roth 8. ©. 601 N. 25,26; in ber That kommt aber 
beides auf baffelbe hinaus. 
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a) Einige laffen den Konkumbenten haften, weil er mög» 
licherweije der Vater ift!); auch wenn die Mutter in der kriti⸗ 
ſchen Zeit mit verfchiedenen Perfonen konkumbirte, kann ald möge 
licher Vater Einer von ihnen oder ed können aud Mehrere in 
Anſpruch genommen werden. Dagegen ift einzuwenden, daß von 
mehreren möglihen Bätern nur Einer wirklicher Vater if. Da 
nun nicht der Beilchlaf durch Verpflichtung zur Alimentation beitraft 
werden fol, jondern derjenige, welcher als Vater ded Kindes gilt, für 
dafjelbe zu forgen verpflichtet ift, jo wird die Präjumtion der Vater⸗ 
Ichaft durch den Nachweis des Konkumbirens mit Mehreren zerftört 
und tritt für jeden der mehreren Konkumbenten die Befreiung von 
der Alimentation ein. 

b) Andere behandeln — und dies erjcheint als die ange 
meſſenſte, der biftorischen Entwickelung des Alimentationsrechtd ent 
Iprehende Auffaffung — den Konfumbenten, wenn die Präjumtion 
nicht durdy den Nachweid des Beiſchlafs mit Mehreren zeritört win, 
als wirklichen, nicht bloß als möglichen Vater und verpflichten ihn, dad 
Kind wegen feiner Verwandtſchaft mit demfelben zu unterhalten”). 

III. Vorausſetzung für die Alimentationdverbindlichleit des Vaters 
ift, daß er feine Baterjchaft freiwillig anerfennt!®), oder derjelben in 
gerichtlihem Berfahren überwiefen und zur Alimentation verurteilt 
worden ift!?). 


16) Literatur bei Büngner S.75 N. 8. 

IM) Literatur bei Büngner S.77 N. 15, der fi ſelbſt für dieſe Anſicht 
erklärt, S. 77 fi., 100 ff.; ebenfo Roth D. 8 171 N. 12—14, 16. 

Bon no Andern wird die Alimentationspflicht als obligatio ex lege be 
zeichnet, jo in der Meckl. Praris bei Böhlau IL. 883 S. 37, in einem Jenenſ. 
Erf. in den BI. f. Rechtspfl. in Thür. XXIII. S. 234 f., vgl. au Seuffert 
XIX. 47 (Oldenb.), XXVII. 261 (Lübech: fie beruhe weber auf einem Delikt, 
noch auf einem Duafilontralt, noch auf der Verwandtſchaft, fondern auf dem 
Geſetz, während der Beifchlaf nur ihren faltifchen Entftehungsgrund bilde. Da- 
rin liegt ein Verzicht auf jede Angabe eines Nechtsgrunded und die Annahme, 
daß die Beftimmung unferes Rechts willfürfich fei. 

18) Ueber die Anerkennung eines Kindes nad nordiſchem Recht dadurch, baf 
ber Bater es auf feinen Schoß nimmt, ihm einen Namen beilegt umb bie 
Baflerweihe vornimmt, 8. Maurer die Wufferweihe des germ. Heibenthums 
1880 ©. 11. — Ueber bie Anerfennung im neueren Recht v. Sicherer Per 
fonenftand S. 109 ff. 

19) Ueber die Frage, nach welchem Gejet der Anfpruch zu benrtheilen if, 
vgl. oben I. 8 34. VIII. 
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Da der Alimentationsanſpruch dem zu Alimentirenden, d. h. dem 
Kinde zufteht, jo ift die Klage von dem Vormund anzuftellen®); doch 
ift e8 vielfach auch zugelaffen, daß die Mutter ald Bertreterin des 
Kindes, fei es allein, fei e8 in Verbindung mit dem Vormund, die 
Anerfennungdflage erhebt”). Manche Partifularrechte geben aber 
auh in Rüdjiht darauf, daß die Mutter oft ald die prinzipaliter 
zur Alimentation verpflichtete erjcheint, ihr das Recht in eignem 
Namen gegen den Schwängerer zu Elagen, um durch feine Leiftung 
in ihrer Verbindlichkeit erleichtert zu werden“). Nicht nothwendig 
it ed, daß die Anerkennungsklage mit der Klage auf Alimentation 
verbunden wird; fondern ed fann diejelbe auch für fich angeltellt 
werden”). 

Negelmäßig darf die Klage erſt nach der Geburt des Kindes (und 
zwar innerhalb einer fürzern Zeit nach derjelben) erhoben werden), 
weil fich erft nach dem Zeitpunkt der Geburt feftitellen läßt, ob der 
Beiſchlaf in der Fritiichen Zeit ftattgefunden hat. Wenn einige 
Partifularrehte fie auch ſchon vorher zulaffen®), jo darf doch das 
Ürtheil nur dahin lauten, daß der Beklagte Alimente zu zahlen hat, falls 
die Klägerin innerhalb einer beftimmten Frift ein lebendes Kind zur 
Welt bringen wird). 

Zur Zundirung der Klage gehört die Behauptung, daß der 
Beklagte innerhalb der Eritiichen Zeit mit der Mutter den Bei- 
ſchlaf vollzogen habe”). Während angemefjener Weiſe ald kritiſche 


*) Baumeifter I. S. 426 und Nachweiſe bei Roth D. Hs 173 N. 5. 

21) Baumeifter I. S.426 f., Böhlau I. S. 46 ff., Sächſ. GB. $ 1865, 
1866, Lang Fam. R. 8 89 N.4,5, Eitate bei Roth D. 8 173 N. 4. 

22) Seuffert XI. 43, XVII. 49, 50. XXXV.28, Zür. ©B. 8 284, Roth 
8. ©. 613, 615, Citate bei Roth D. 8 173 N. 2. 

33) Entgegengeſetzter Aufiht Förſter III. $ 217 N. 1, Seuffert VID. 
262, Roth 8. ©. 607, B. 8 106 N. 2, D. 8 173 N. 11f.; vgl aber auch 
Seuffert II. 55. 

2) Roth 8. S.607 N. 4, S.613 N. 6, Förſter $ 228 N. A. 

3) Emmingbaus ©. 404 no. 26,27, Züri. GB. 8 285 f. 

35) Seuffert V. 290, IX. 165. 

37) Weber ven Beweis nah altuordiihen Recht Maurer S. 24 ff., 63 f. 
Die Beweisgrundfäge der ältern Rechtsquellen widerfprechen einander; Augsb. 
Stadtr. (Meyer S. 190): die Mutter beweift eidlich feine Vaterſchaft; Wurſter 
Willk. v. 1508 $ 14 (Pufendorf III. p. 116): fie überführt ihn Durch das 
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Zeit derjelbe Zeitraum für uneheliche, wie für ehelihe Kinder”) 
gelten müßte, wird derjelbe in einzelnen Partikularrechten für un- 
ebelihe Kinder enger bemeſſen“). Auch bier kehrt ebenjo wie 
in Betreff der ehelichen Kinder) die Streitfrage wieder, ob auf 
den Neifegrad ded Kindes Nüdficht zu nehmen ift, wenn es bei der 


Geburt im Verhaͤltniß zur Zeit ded Beiſchlafs als außerordentlich 


reif ericheint oder umgekehrt, wenn ed nach mediziniichem Urtheil ſich 
als Frühgeburt erweilt und der Beiſchlaf in eine jehr frühe Epode 
der kritiſchen Zeit gefallen iſt. Die Streitfrage ift ebenfo wie für 
die ehelichen Kinder zu enticheiden‘‘). 

IV. Derjenige, deſſen Vaterſchaft durch Anerkennung oder ge 
richtliches Verfahren feftgeftellt ift, ift alimentationspflichtig. Seine 
Berbindlichkeit fallt nicht fort, wenn ihm der Beiſchlaf nicht zuge 
rechnet werden kann (Trunfenheit, Wahnfinn, Verwechslung, fonftige 


Sottesurtheil des heißen Eifens; nah einem Schöffenipruch bes Alten Landes 
v. 1573 (Arch. des Vereins zu Stade IX. 1882 ©. 151; vgl. auch ©. 156) ſoll 
entſcheiden, was nad Angabe ber Bademoeme und der fonft anmefenben 
Franen die Nieberlommende bei der Geburt (in erer grotesten not) gejagt 
bat (ähnlich auch im nordifchen Redt, Maurer ©. 28,30). Aehnliche Schweizer 
Befimmungen bei Blumer Rechtsg. II. 2 S.190. — Nad den Norbh. Statt. 
D 1.60 (Zörftemann S. 52) kann fi der Angeſchuldigte von der Bater- 
ſchaft losſchwören. 

Während nach den neueren Partikularrechten die Eideszuſchiebung über das 
Faktum des Beiſchlafs zum Theil unzuläſſig war (vgl. Preuß. Lor. II. 1 8 1092 ff. 
Roth K. S. 617, Heimbach 8 116,4, Roth B. 8 106 N. 7, D. 8 173 N. 25), 
iſt gegenwärtig jede Beſchränkung in den Beweismitteln beſeitigt, Einf. G. zur 
Civ.Proʒ.O. 8 14.2. 

28) Bol. Über die kritifhe Zeit. oben $ 251 N. 7 f. 

29) Büngner S. 103 ff, Roth D. 8 173 N. 15ff., B. 8 106 N. 4 ff. 
Heimbach S 115 N. 11, 12. — Das Preuß. Lor. 11.2 8 618 vgl. mit II.1 
$ 1077, welchem auch das Preuß. ©. v. 1854 8 15 unb andere Gefegebungen 
folgen, nimmt an, daß ein aufereheliches Kind zwifchen dem 210ten bis 285ten 
Tage nad der Konception geboren werde. 

20) Bol. oben $251 N. 18. 

2), Roth D. 8 173 N.13. — Bei umehelihen Kindern wollen den Reife: 
grad berüdfichtigen, während fie ihn bei ehelichen nicht in Betracht ziehen, bie 
Oldenb. Braris (Sen ffert XXV. 250) und Baumeifter I. ©. 427. — Nach 
dem Preuß. ©. v. 1854 8 15 ift die Annahme der Baterfchaft „auch bei einer 
kürzeren Zwilchenzeit, [d. 5. wenn weniger al® 210 Tage feit dem Beifchlaf ver- 
gangen find] begründet, wenn die Beichaffenheit Der Frucht nach dem Urtheile der 
Sachverſtändigen mit der Zeit des Beiſchlafs übereinſtimmt“. 
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Unzuredhnungsfähigkeit)”?) oder wenn er noch jehr jugendlich®) oder 
verbeirathet ift*), oder wenn die Mutter verheirathet tft?) ober bes 
holten :jt®). 

Dagegen ift er zur Alimentation nicht heranzuziehen, wenn ſich 
die Mutter in der kritiſchen Zeit mit mehreren Männern gefchlecht- 
lich abgab; denn durch diefen mehrfachen Verkehr wird die Prä- 
fumtion jeiner Vaterſchaft zerftört”). Daher ift nach zahlreichen 


3) Seuffert VI. 47, XIL162, Emminghaus ©. 4035 N. 24, Büng- 
ner ©.24 N.15. — Bom Standpunkt der Deliktstheorie Iengnen in biefem 
Fall feine Verbindlichkeit Windſcheid 8 475 N. 25 und die Baierifhe Praris 
(Roth B. $S 107 N. 5). 

33) Anders Zür. GB. $ 291, wonad der angebliche Schwängerer unter 16 
Jahren feine Alimente zahlt. 

3) Büngner ©. 84 f.; and adulterini find alimentationsberechtigt, 
Windſcheid 5475 N.23. — Im nngeredhtfertigter Weife berüdfichtigt das Zr. 
SB. 8291 die Moralität der Mutter, indem es die Verbindlichkeit des Baters 
jortfallen läßt, wenn der Mutter der eheliche Stand des Bellagten zur Zeit ber 
Schwängerung belannt war; Dies ift nur von dem Stanbpunlt aus zu rechtfer- 
tigen, daß die Mutter, und nicht das Kind zur Forderung der Alimente berech- 
tigt if. — Ebenfo wie die adulterini find auf incestuosi nicht von ber 
Altimentationsberehtigung ausgeſchloſſen, Büngner S. 87f., Schirmer Erbr. 
I. S. 229f., Windſcheid a. a. O., Heimbach 8 115 N. 9. — Anders nad 
franz. R. Zacha riä III. S. 436—440. 

35) Bgl. darüber oben 8 251 N. 25 ff., wo auch Partikularrechte mit ber 
entgegengefetsten Beſtimmung angeführt find. — Iſt die Mutter eine Ehefrau, 
jo genügt nicht der Beweis, daß ber in Anſpruch genommene in ber Tritifchen 
Zeit mit ihr konkumbirt bat, foudern es bedarf zugleich des Beweiſes, daß ihr 
Mann nidht der Bater fein fönne; vgl. oben $ 251 N.30, 31. 

26) Büngner S.89ff. — Anders, in Konfundirung der Anſprüche bes 
Kindes mit denen der Mutter (vgl. N. 34), Preuß. ©. v. 1854 $ 9 ogl. mit 
8 13: die Alimentation fällt fort, wenn die Mutter bejcholten ift, insbeſondere 
wenn fie „für bie Geftattung des Beifchlafes Bezahlung in Gelbe oder in Ger 
ichenten angenommen“ bat (über bie Unficherheit der Praris in Auslegung 
diefer Beſtimmung Koch zu Lbr. II.1 81019 ff.). — Aehnlich mehrere Schweizer 
Geſetzbücher, 3. B. Bern. art. 185, Zür. $ 291; vgl. auch N. 34. 

) So von ältern Quellen Augsb. Stbtr. (Meyer) S. 190 (Walch c. 356 
S. 337: wenn die Mutter ein fahrendes Fränlein if), Rupr. v. reif. II. 84, 
Würt. Lor. IV. 18.2. — Dagegen Freiburger Statt. fol. 80 (der Schwängerer 
ift verpflichtet, wenn die Frau, welche mit Mehreren hält, ihn als Bater be- 
zeichnen ann), R. v. Freib. in d. Schweiz v. 3. 1596 (3tſchr. f. ſchw. R. XXI. 
S.94, die mehreren Konkumbenten follen das Kind „ernären, erziehen und er⸗ 
halten”), R. v. Obwalden (Blumer Rechtsg. II.2 ©. 189). 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0.2. Aufl. 97 
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neueren Partilularrechten die exceptio plurium concumbentium zu- 
gelaffen®). 

Allerdings läßt die Prarid und zum Theil auch die Gejeh- 
gebung anderer Länder den Anjpruch durch dieſe Einrede nicht zer- 
ftört werden, jelbft dann nicht, wenn die Mutter eine notoriſche Hure 
it). Die Anhänger dieſer lepteren Anficht gehen aber im Einzelnen 
wieder audeinander; Einige laffen, weil doch nur Einer der Vater 
fein kann, aud nur Einen zur Alimentation verpflichtet jein, theils 
in der Weile, daß wenn der zuerſt in Anſpruch genommene durch 
Urtheil losgeſprochen tft, Fein Anderer weiter beflagt werden joll“), 
theild jo, daß wenn der erite Beklagte losgeſprochen oder infolvent 
ift, nody ein Anderer auf Alimente belangt werden darf). Die 
Anderen laffen die gleichzeitige Verpflichtung der mehreren Con⸗ 
ftrupatoren eintreten, mit mehrfachen Modalitäten, daß fie pro rata 


3 Schaumb. Lippe'ſches ©. v. 2. Mai 1828, Wurt. ©. v. 1839 art. 28 
(Seuffert XX. no. 9), Oldenb. auth. Det. v. 7. Juni 1845, Preuß. ©. v. 
1864 $ 13 vgl. mit $ 9 (anders Zor. II. 2 $ 639, 640), Goth. ©. v. 1. Yuli 
1869 art. 14 (früher anders, Brüdner $ 165), vgl. auch Zür. ©B. 8 291d, 
Hefl. Praris (Roth 8. S. 609 N. 10). — Für diefe Anfiht auh Geugler 
Lehrb. S. 1223, Priv. R. S. 593, Büngner ©. 112ff. (wo S. 113 R.79 
auch weitere Fiteratur), Roth D. 8 173 N. 36, 38. 

39) Praxis von Holftein (getabelt von Fald IV. ©. 311 0.63), von Ham- 
burg (getadelt von Baumeifter I. S.429 N. 15), von Hannover und Braun: 
fhweig (Grefe I. ©.435 N.b, Steinader ©. 58 R.6, Seuffert 
XXXV. 27, mit dem Eingeftändniß, daß wenn die Pflicht auf der Erzeugung 
oder VBerwandtichaft beruht, die Verwerfung der Einrede „mit ben Gejeßen ber 
Logik“ nicht vereinbar jet), Naffau (Bertram Naff. Familienrecht 8 308), 
Berlin (Seuffert XVI. 117), Iena (IX. 167), Stuttg. (XVII. 253), Lübed 
(IV. 51, X. 171), Münden (Roth B. 8 106 N.16 ff). — Mecklenb. BO. v. 
1847 8 1b (vgl. mit Böhlau I. S. 39 f.), Bei. f. Baden (Roth D. 8 176 
N. 34). Bgl. au noch bie Nachweiſungen bei Heimbach $ 115 N. 10, 
Büngner ©. 1205. N. 10Lff. und bier die ff. Noten. 

Manche wollen dem Beklagten felbft nicht einmal die Einrede geftatten, daß 
die Mutter zu der Zeit, wo fie ſich mit ihm einließ, bereits von einem Aubern 
ſchwanger war, Shmitt IL. S.102f., Roth D. 8 173 N. 32. 

#) Senffert XXXV. 27 (Wolf); Citate bi Roth D. 5 174 R. 12, 
8 176 N. 35. : 

2), Preuß. Lor. II. 2 $619 f. Bon dem Standpnnkt aus, daß bie Ex- 
ceptio plurium concumbentium ausgejchloffen if, ericheint Dies ale das 
korreltere. 
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baften, daß wer mehr ald feine Rate zahlt, den Regreß gegen die 
übrigen hat ober dab ihm ber Regreß nicht zufteht u. |. w.®). 

V. Auch in Betreff der Natur der väterlichen Alimentationd- 
pflicht befteht in unferm Recht Feine Webereinftimmung. In Aus- 
dehnung der Grundjäbe für ehelihe Kinder wird ald gemeined Recht 
behauptet und auch in zahlreichen Gejepen beftimmt, daß die Ver- 
pflichtung zum Unterhalt der Kinder zunächt nicht der Mutter, ſon⸗ 
dern dem Vater obliege*). Indeſſen wird diefe Auffafjung doch 
regelmäßig infofern nicht durchgeführt, ald die Summe der vom 
Pater zu leiftenden Alimente gewöhnlich fo niedrig bemefjen wird, 
daß fie zum ausreichenden Unterhalt des unehelihen Kindes nicht 
genügt. 

Thatſächlich kommen daher die meiften Partilularrechte darauf 
hinaus, daß beide Eltern zur Ernährung des Kinded verpflichtet 
find. Dem entiprechend verpflichten denn aud viele Rechte den 
Bater nicht zum völligen Unterhalt des Kindes, fondern nur zu 
einem Beitrag für denſelben“). Es entipricht died auch mehr der 
ganzen Lebensftellung des Kindes, welded zur Mutter gehört und 
nicht einmal den Namen des Vaters führt. 





#) 0, Max. B. 1.4 $9 no. 4, Hohenl. Lor. J. 7 87, Medi. BO. v. 1847 
5 1. b (a. X. über dieſelbe Böhlau IL. ©. 39), Sächſ. SB. 8 1872 (Haubold 
8 304 N. g), Altenb. R. (Heife S.46, Gef. v. 29. Mai 1876 8 18). — 
Seuffert IX. 167, XIIL.253. — Heimbad 8 115 N.10. — Citate bei 
Büngner ©. 114 NR. 81—83, Roth B. $ 107 NR. 2, D. $ 173 N.37, 
8 174:R. 13. 

3) C.Max.B. L487no.1,5, Pr. tor. I.2 8 621, 622, Oeſtr. GB. 
8 167, Würt. ©. v. 5. Sept. 1839 art. 28. — Seuffert XIL 35. — Heim- 
bach $115 N. 3, 5, Fald IV. ©.309, Roth B. 8 107 N. 8. — Nachwei⸗ 
ſungen bei Büngner ©. 95 N. 37, 99 N. 46, Roth D. 8174 N. 17—19. | 

Darüber, ob der Bater fih der Zahlung von Alimenten dadurch entziehen 
kann, baf er das Kind zu fi nimmt, 8 261 N. 20, 21. 

4) Nah Graubündner Partikularr. (v. Mohr Sammlung der 18 Erbrechte 
von Graublinden. Chur 1831 ©. 209), auch dem Landbuch v. Klofters (Chur. 
1833 ©. 21.) fol der Vater zwei Drittel, Die Mutter ein Drittel der Alimente 
bezahlen. — Sächſ. GB. $ 1858, Zür. 8 297, 308, Bern. GB. $ 166, 168, 180. 
— Geuffert XXV. ©. 132. — Böhlau ©. 35 N.19, S.47ff., Büngner 
8. ff. — Nahmeifungen bei Büngner ©. 99 N. 47, Roth D. $ 174 
NR. 20. 

Sehr komplicirte Grundfäge in Heffen, Roth 8. S. 605. vgl. mit S. 613f. 

27* 
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Iſt der Vater unvermögend die Alimente zu leiften“), }o 
geht die Verbindlichkeit nach einzelnen Rechten“) auf jeine Aöcen- 
denten über"). Nach feinem Tode trifft fie feine Erben“); aber die 
Ascendenten als folche find nur da verpflichtet, wo dies direkt ausge⸗ 
ſprochen ift (N. 47)*). 

VI. Neber die Art und dad Maß der vom Vater zu leilten- 
den Alimente Tünnen zwiichen ihm und der Mutter Verträge abge: 
ſchloſſen werden, insbejondere auch des Inhalts, daß der Vater durch 
eine einmal zu leiftende Averfionalfumme von künftigen, fortlaufenden 
Zahlungen frei werden fol. Durch den Vertrag darf aber den 
Rechten des Kindes nichtd vergeben werden); ed wird daher aud) 


45) Perſonen des Soldatenftandes follen nach Preuß. ©. v. 1854 8 21 von 
ihrem Solde feinen Abzug zum Zweck der Alimentenleiftung erleiden. Gegen- 
wärtig fommt allgemein Eiv. Pr. O. $ 749 no. 5, 6, 8 zur Anwendung, wonad 
überbaupt der Sold der Unteroffiziere und Soldaten und das Dienfteinlommen 
der Milttärperjonen wegen ihrer Schulden der Pfändung nicht unterworfen if. 

4) Ueber den Uebergang auf bie mätterlichen Ascendenten vgl. oben 8 261 
N. 11. 

“T) Br. Lor. II.2 8 628 (aufgehoben durch ©. v. 1854 8 20), C. Max. B. 
1.4.7 no. 5 vgl. mit no. 1, Hanauer BO. v. 1750 (Roth 8. S.611 N. 8), 
Zür. GB. $ 297. — Emmingbaus ©. 405. no. 32, 33, Seuffert XXL. 241, 
XXX. 22 I. (Iena, Münden). — Heimbach 8 115 N. 3, 5,6, Haubold 
5 304 N. b; Nachweiſungen bei Büngner S. 95 N. 36, Roth B. 8 107 
N. 18, 19, D. 8 174 R. 16. 

8) Bol. über das ältere Recht oben N. 10. — Preuß. ©. v. 1854 8 19 
(Pr. Ldr. II.2 8 647 — 651), Oeſtr. $ 171, Sächſ. GB. $ 1873, Goth. ©. v. 
1. Juli 1869 art. 11; Zür. GB. 8 310 vgl. mit 8 301, Lang SEEN. 17, 
Büngner S. 141 N.22. — Baumeifter I. S. 431 N. 21, Böhlau $ 83 
N.21, 32, Seuffert XI. 42, XIX.47. — Nachweiſungen bei Büngner 
©. 141f., Roth D. 8 174 N. 14. — Den Uebergang auf die Erben leugnet 
die Holftein’iche Praris bei Fald IV. S.310 N. 61, Büngner S. 137 fl. 

49) Preuß. ©. v. 1854 820, Würt. ©. v. 5. Sept. 1839 art. 23. — Bau- 
meifter I. S. 431 N.20, Böhlau S. 38 N. 32, Roth K. J. S.611 N. 7, 
Seuffert IH. 175, IV. 150, XXX. 222 II. — Böhmer j. ecclesiast. V.16 
$14, Bülow u. Hagemann IV. 70. — Nachweiſungen bei Büngner S. 94 
N. 36, Roth D. 8 174 N. 15. 

50) Würt. Lor. IV.18 84, Deftr. GB. 8 170, Baumeifter I. S. 426, 
Seuffert XXX. 34, XXXII.49, XXXIV. 190. — Wurde 3.2. der Bertrag 
vor der Niederkunft gejchloffen und werben dann Zwillinge geboren, fo ift nicht 
anzunehmen, daß ber für ein Kind verabrebete Betrag für beibe — aus⸗ 
zureichen hat, Hommel rh. 589, Büngner ©. 144. 
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die Zuziehung des Vormundes, resp. obrigkeitliche Beſtaͤtigung 
gefordert). 

In Crmangelung vertragsmäßiger Feſtſetzungen ift die Höhe 
der Alimente nad) dein Bedürfniß?) und nad den Standed- und 
Bermögendverhältniffen der betreffenden Perjonen zu bemeljen; in 
manchen Partikularrechten find Marima und Minima normirt, wo» 
bei der Gefichtöpunft maßgebend ift, daß nothdürftig für die Er- 
ziehbung und Ernährung, wie fie dad Bedürfniß von Kindern der 
niederen Volksklaſſe erfordert), gejorgt werden jol. Im übrigen 
ift aber aud auf das Vermögen und den Stand des unehelichen 
Vaters Rüdfiht zu nehmen“). Die Verbindlichkeit währt fo Lange, 
bis das Kind fich weiter fortzubelfen im Stande ift, alfo auch lebens⸗ 
länglidh, wenn ed noch im jpätern Alter hülfsbedürftig bleibt); fie 
erwacht von neuem, wenn dad Kind, welches bereitd erwerböfähig 
geworden war, |päter ſich zu unterhalten unfähig wird*). Nach 
manden Partikularrechten ift der Vater nur für die erften Sabre 
der Jugend zur Leiftung von Alimenten verpflichtet”). 


21) Sächſ. GB. $ 1867, Gef. f. S. Weimar v. 27. März 1872 $ 10, Heim- 
bad 8115 N. 21, Seuffert V.285, XVII. 244, Büngner ©. 143 ff.; 
die obrigleitlihe Beftätigung ift nicht erforderlich nach Heil. Recht (Roth 8. 
©. 620 R. 44) und der Praris von Eelle (Seuffert XXXIV. 207). 

59) Alfo nur wenn das Kind unvermögend ober für bafjelbe nicht ſchon aus 
andern Mitteln geforgt if, Büngner ©. 122f. — AN. Haubold $ 304 
R.b, Förſter III. $ 228 N. 15. 

53) 3.8. Preuß. or. IL. 2 $ 626, 627: es „ift nur auf das zu rechnen, 
was Leuten vom Bauer» oder gemeinen Bürgerftande bie Erziehung eines ehe- 
lien Kindes, nebft dem Schul- und Lehrgelde, koſten würde”; vgl. auch Lang 
889 N. 11. 

%) C. civ. art. 763, Sächſ. GB. 8 1862, 1864 (zwifhen 12 bis 120 Tha⸗ 
leru jährlich), Goth. ©. v. 1. Iuli 1869 art. 4, 6, Alteub. ©. v. 29. Mat 1876 
8 8 (ebenfo). — Zür. GB. 8 296 (die Hälfte des erforderlichen Koftgeldes). — 
Bern. GB. 8 169: je nah dem Vermögen bes Bellagten und dem Grab „ber 
Vollſtändigkeit des gegen benjelben geführten Beweiſes“ (!). — Weiteres Detail 
bei Dernburg III. S 71 N.25, Roth 8. ©. 613f., 3. 8 107 N.9, 11, 2. 
8 174 N. 22—24. 

55) Buchka und Budde V. ©. 297 ff., Böhlau II. $83 N. 63. 

*) Büngner S.135N.3; mit Unrecht entgegengejeßter Anfiht Seuffert 
XXI no. 238 (Wolf.). 

57, Häufig für die erfien 14 Jahre des Kindes: Preuß. Lor. II. 2 $ 633 
bis 637, Sächſ. GB. $ 1862, Goth. ©. v. 1. Juli 1869 84, Altenb. ©. v. 
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Das unehelihe Kind verliert feine Berechtigung nicht mit dem 
Konkurſe über dad Vermögen feined Grzeugerd*). Vielmehr Tann 
ed die in der Zukunft fällig werdenden Beiträge im Konkurs 
liquidiren und auch während und nah dem Konkurſe diejelben 
vom Vater foweit einfordern, als demfelben der Unterhalt feiner 
Familie die dafür erforderlichen Mittel übrig läßt. 

Da Alimente nur für die Zukunft gefordert werden dürfen, jo 
fönnen rüditändige Beiträge nicht von dem Kinde, welches in der 
That verpflegt worden ift), fondern nur von der Mutter, welde 
die Verpflegung des Kindes über ihre Verbindlichkeit hinaus geleiftet 
bat, aus dem Gefichtöpunft einer negotiorum gestio eingeklagt 
werden ®). | 


29. Mai 1876 88. — Heimbach 8115 N. 1, 2, Baumeifter I. ©. 428, 
Seuffert 1.228 (Celle), XXI. 238 (Wolf.), XXIV. 243 (Darmſt.). — Bis 
zum vollendeten 17. Jahr, Bern. GB. art. 197, höchſtens bis zum vollendeten 
18. Jahr, Fald IV. S. 309. — Der Bater leiftet den Beitrag bis zum voll 
eudeten 12. Jahr und hat von da an alle Koften des Unterhalt zu tragen, 
Zür. GB. 8 295, 296, 308. — Weiteres Detail bei Roth B. $ 107 N. 10, 
D. 8 174 N. 25, 27. 

58) Regelmäßig wirb bie entgegengefette Anficht vertbeibigt, Büngner 
©. 123 f. 

>) Seuffert I. 83. — Bgl. an Dernburg III. $S45 N. 40, Förfter 
III. 8 228 0.15, Seuffert XXXIII. 26. 

©) Seuffert 1.83, II. 44, XII. 164, XVII. 49, vgl. auch I. 348, Bau- 
meifter I. ©.428, Emminghaus ©.402 no.17, S. 404 n0.28,29, Haubold 
8 304 N. h, Sächſ. ©B. 8 1868, Förfter III. $ 228 N. 15, Roth 8. ©. 612 
N.14, S. 616 N. 25. 
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I. Unter Bormundichaft verftehen wir das zufolge eines Rechts⸗ 
ſatzes eintretende Vertretungdverhältniß für Perfonen, welche eines 
Bertreterd zu ihrem Schup und zur Beforgung ihrer Angelegen- 
beiten bedürfen. Wenn einzelne Klaffen von Perfonen, namentlich) 
Geichlechtöunreife und Geiftesfranfe, überall eined Vormunds be- 
dürfen werden, jo ift der Kreid der fonftigen Bevormundungsfälle 
bei den verjchiedenen Völkern und in verjchiedenen Perioden ihres 
Rechtölebend ungleichartig geftaltet. 

Da in der Gegenwart die Vertretung der Hauslinder durch den 
Haudvater und die der Ehefrau duch ihren Gatten nicht mehr ald 
Vormundſchaft, jondern ald eigenthümlihe NRechtsinftitute erfcheinen, 
jo tritt nach neuerem Recht eine Vormundſchaft hauptfählid für 
Perjonen ein, denen ed wegen ihrer Jugend an geiltiger Reife oder 
wegen geiftiger Kranfheit an der Willensfähigteit gebricht, um für 
fi jorgen und handeln zu Tünnen, oder denen, obgleich fie hand» 
Iungöfähig find, wegen ihrer unwirthichaftlichen Neigungen der Staat 
ihre Handlungsfähigkeit beichränft hat, oder denen wegen längerer 
Abwejenheit von ihrem Domizil die faktiiche Möglichkeit fehlt, für 
ihre Nechtöverhältniffe felbft Sorge zu tragen. Sole Perfonen 
erhalten theils jofort durch Geſetz berufene, theild durch obrigkeitliche 
Anordnung bejtellte Vormünder, um für ihre Bermögendverhältniife 
oder für ihre Angelegenheiten in weiterem Umfange die Fürlorge zu 
übernehmen. 

Nach älterm deutſchen Recht ftanden, ebenfo wie bei ven 
Römern, auch die Frauen unter lebenslänglicher Vormundſchaft: fie 
erhielten, wenn fie fich weder in ebelicher noch in väterlidher Gewalt 
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befanden, einen beſondern Geſchlechtsvormund. Nachdem die Ge— 
ſchlechtsvormundſchaft in vielen Gegenden ſchon im Mittelalter be 
feitigt und in neuerer Zeit überall abgeſchwächt war, ift ſie ſchließlich 
neuerdings auch in denjenigen Nechtögebieten, welche fie am längiten 
bewahrt hatten, ganz aufgehoben und bildet nicht mehr ein Imftitut 
des heutigen Rechts!). 

II. Den Gegenſatz zur Vormundſchaft, welche eine generelle 
Bedeutung hat, bildet die ſg. Pflegichaft?), bei welcher nicht für 
die Perfon und ihr Vermögen im Ganzen, jondern nur für gewille 
Angelegenheiten derjelben oder nicht für eine Perfon, ſondern für 
eine Vermögensmaſſe eine Vertretung angeordnet wird. Auch Fam 
neben der generellen Vormundſchaft für ſpezielle Angelegenheiten der 
betreffenden Perſon noch eine Spezialvormundfchaft, eine Pflegichaft 
oder Kuratel angeordnet werden. Während bei den Römern tutela 
und cura begrifflicy ftreng abgegrenzt waren, ijt Died bei der heu— 
tigen Vormundſchaft und Pflegihaft nicht der Fall: was nad) einem 
Recht Pflegſchaft, kann nach dem andern Vormundſchaft jein?). 

In einigen Rechten (dem Preußiichen und Franzöſiſchen) ift der 
Bormundihaft und Pflegichaft noch die Beiſtandſchaft gegenüber: 
geftelt. Der Beiltand bat, um der Handlung einer Perjon Rechts⸗ 
wirkſamkeit zu verjchaffen, jeinen Rath zu ertbeilen, ohne daß der- 
jelbe befolgt zu werden braudt‘). 

II. Eine Bormundihaft Tann nur aus einem runde ange 


1) Es genügt daher eine kurze Beiprechung derſelben in der Anmerkung am 
Schluß des Paragraphen. 

2) Die gegenwärtig allgemeine Terminologie, welde zwiſchen Bormunb- 
ſchaft und Pflegſchaft unterfcheibet, iſt beſonders durch das Preuß. Landrecht (TI. 18 
8 3, 4) eingeführt. | 

3) Die nad römischen Grundſätzen geordnete cura absentis ift nur eine 
Pflegichaft, wogegen fie nach deutſchem Recht zur Vormundſchaft geftaltet ift. Aehn⸗ 
lich ſteht es nad manchen Rechten mit der cura prodigi. 

9 Preuß. Lor. II. 18 85: „Beiftände heißen diejenigen, welche Jemand bei 
gewiffen Gejchäften, vie er für fich allein vorzunehmen nach befondern gejetzlichen 
Vorſchriften nicht fähig ift, oder fie jolhergeftalt vorzunehmen ſich nicht getrauet, 
zu Hülfe nimmt.” — Ich übergehe dies nur fporabifch. geltende Inſtitut; vgl. 
im allgemeinen Einf. Gef. z. Eiv. Proz. DO. $ 10 und Roth D. $ 212 f.; fir 
das Preuß. Recht Dernburg II 875 a. E. Borm. R. ©. 25, Mandry 
Inh. der Reichsgeſetze S. 49 N. 16; für franzöſ. R. Zacha riä I. 8 137—140; 
vgl. auch unten $ 274 N. 35*. 
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ordnet werden, welder nad objeftivem Recht fie ald nothwendig 
oder zuläffig erfcheinen läßt. Ohne einen folhen Grund fol fi 
Niemand willfürlih unter Bormundichaft begeben. Wer feine An- 
gelegenheiten nicht jelbft bejorgen mag, Tann fih einen Manvdatar 
beftellen, aber die Obrigkeit darf ihm nicht auf feinen Wunſch einen 
Vormund geben. Der Vertrag, wodurd eine Perfon auf ihre Hand- 
Iungsfähigfeit verzichtet, ift ungültig?). 

Sn weiterm Umfange läßt das Züriher Geſetzbuch eine DVor- 
mmdichaft zu, indem außer wegen Minderjährigkeit, Verſchwendung, 
Geiſteskrankheit oder Leibeögebrechen®) eine Perſon „fih freiwillig 
unter öffentliche Vormundſchaft begeben" ($ 317) und die Behörde 
einen Vormund beftellen kann, wenn fie fi davon überzeugt, „daß 
das Begehren um einen VBormund auf dem freien Willen ded zu 
Bevogtenden beruhe und dab genügende Gründe für eine Bormund- 
Ichaft vorhanden ſeien“ ($ 329)). 

V. Sn den Lehrbüchern des deutjchen Privatrechts (abgejehen 
von Roth) wird die Vormundſchaft unverhältnigmäßig kurz abge- 
handelt®) unter der Motivirung, daß dad römiſche Recht die Grund- 
lage der Lehre geworden?) und dad Snititut vorzugsweiſe nad) 
römischen Grundfägen zu beurtheilen ſei. In der That aber bat 
das römiſche Recht!) bier kaum eine größere Bedeutung als bei 
den übrigen Inftituten gewonnen. Vielmehr lehrt die biftoriiche 


5) Roth 8. 8 138 N. 15, 8157 N. 7, Zachariä 8 124 N. 7, 8, Entſch. 
d. RchsG. IV. n0.47 ©. 162 ff, Seuffert XV. 136, XVII. 125, XXX. 38 
vgl. au XII. 9. 

6, Nach Bern. GB. art. 232 durfte au für „bartnädige Sektirer“ eine 
Bevogtung angeorbnet werden, was nah König I. S. 285 nicht mehr praktiſch 
ift, „infofern ihr äuferes Auftreten feine Geiftesfiörungen verräth.“ 

7) Das Schweiz. Bundesgeſ. v. 22. Juni 1881 betr. die perſönliche Haud⸗ 
ungsfähigleit fpridht art. 5 ganz allgemein von „Perſonen, welche fich freiwillig 
unter Vormundſchaft begeben“ und verweift auf die kantonalen Geſetze. Na 
ber Lüb. Borm. DO. v. 1820 8 93 können diejenigen, „benen durch theilweiſe 
Beraubung ihrer Sinne oder andere Gebrechen, die eigene Wahrnehmung ihrer 
Geſchäfte erſchweret wird,” die Beftellung eines Beiforgers beantragen. 

8) Dagegen nimmt in unfern Lehrbüchern die unpraftifche Geſchlechtsvormund⸗ 
{haft einen unberechtigt großen Raum ein. 

9) 3.8. Bejeler $ 123 ©. 540. 

10) Bruns Enchkl. 8 85 jagt, daß „das römifche Vormundichaftsrecht keine 
ſehr glänzende Seite des römiſchen Rechts” fei. 
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Unterfuhung, daß die Hauptgrundzüge des heutigen Recht? in viel 
direfterem Zuſammenhange mit den Grundfägen des fpätern Mittel- 
alterd als mit denen des römilchen Rechts über tutela und cura 
ftehen und daß die in weſentlichen Beziehungen zwiſchen dem heu- 
tigen und dem römijchen Recht beitehende Uebereinſtimmung auch 
für das ältere deutſche Recht ftattfindet und weniger auf direkte 
römische Einwirkungen, als auf gleichartige Bedürfniſſe zurüdzuführen 
ift, welche gleihmäßig befriedigt wurden. Wie aud für andere 
Snftitute die Vergleihung der römischen und der deutichen Rechts—⸗ 
geichichte in oft überrajchender Weiſe zeigt, daß die Entwidelung des 
Rechts bei beiden Völkern gleihmäßige Schritte gethan hat, jo ent- 
Iprehen die vormundichaftlihen Grundfäge des alten römiſchen 
Rechts denen des früheren Mittelalters, die des Elaffiichen römiſchen 
Rechts denen des ſpätern Mittelalter und der folgenden Zeit. Diefe 
Vebereinftimmung ift ſchon, weil fie fi) nicht auf das Corpus juris 
beichränft, fondern auf die verjchiedenen Perioden der Entwidlung 
erſtreckt, nicht auf direfte Einflüffe, fondern darauf zurüdzuführen, 
daß der Uebergang vom Geſchlechterſtaat zu einem obrigkeitlihen 
organifirten Staat naturgemäß von ähnlichen Folgen begleitet fein 
mußte. Snöbelondere bildet die Zeit der Reception des römiſchen 
Rechts bier feinen merklihen Abjchnitt: mit ihr find die deutfchredt- 
lihen Beitimmungen nicht wejentlich umgeftaltet, jondern es ift nur 
äußerliched Beiwerk, Vorfchriften, welche nicht dad Weſen der Sadıe 
betreffen, herübergenommen worden. 

VI. Der berfümmlichen Anordnung gemäß wird bier die Vor- 
mundſchaft im Familienrecht dargeftellt"), und zwar findet fie, weil 
ihr Hauptfal (Vormundſchaft über Minderjährigfeit) die wäterliche 
Gewalt und Bertretung erjegen fol, ihre Stelle hinter den Rechts⸗ 
verhältnifjen zwiichen Eltern und Kindern. Die übrigen Fälle, 
‚welche fih im Anſchluß an die Alterdvormundichaft entwickelt haben, 
folgen dann in weiteren Abjchnitten. Strenge genommen würden 


1) Windſcheid $ 526 handelt im Familienrecht von der Bormundichaft 
nur auf einer Seite und verweift fie ihrem Hauptinhalt nach unter Betonung 
des Berpflichtungsverhältniffes zwifchen Bormund und Mündel in das Obliga- 
tionenrecht; doch erkennt er felbft (6 432 N. 4) an, daß nur ein Theil ber von 
ihm an biefer Stelle vorgetragenen Grundfäge in das Obligationenrecht gehört. 
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diejelben nicht in das Familienrecht gehören; da fie aber die Ber 
kanntſchaft mit der Altersvormundſchaft zur Vorausſetzung haben, 
fo ift e8 — wie bei manden andern Lehren — angemeljen, den 
didaftiichen vor dem ſyſtematiſchen Gefichtöpunft zu bevorzugen ). 


22) Böhlau II. 8 92 trägt die Vormundſchaft in der Lehre vom Rechts- 
ſubjekt vor, weil fie „ſtaatliche Ergänzung der Perfönlichkeit” jei. 


Anmerkung u #. 1. 


Zur Geſchichte der Geſchlechtsvormundſchaft vgl. die betreffenden Abjchnitte 
ber Werke von Kraut (befonders IL. S. 266 ff.) und Rive ($ 264 NR. 1), fer- 
ner Schröder I. S.1ff., Agricola Gewere zu rechter Vormundſchaft S. 88 ff., 
Bland Gerichtsverfahren I. S. 177 fi. — Ueber jpäteres Hecht vgl. die Lehr⸗ 
bilcher des Privatrechts und Über Partikularrecht Fald V. S. 115 ff., v. Wächter 
I. ©. 246, 267, 457 ff, 970 ff., Baumeifter II. $S 96, 97, Heimbad $ 168, 
169, Chorinsty ($ 264 N. 1) S. 417 ff. — Grund der Geſchlechtsvormundſchaft 
war im Mittelalter nicht die Waffenunfähigkeit der Frau, fondern ihre nad) 
verjchiedenen Richtungen bin hervortretende Schwäche und Schubbebürftigleit 
(Rive I S. 78 ff. 225 ff. II. 1 S. 72ff.). Sie bedurfte Tebenslänglich eines 
Bormunds; zunächſt ſteht fie im Mundium ihres Vaters, durch ihre Verheirathung 
geht fie aus demſelben in das Mundium des Ehemanns Über. Aber auch bie 
Wittwe und das unverbeiratbete vwaterlofe volljährige Mädchen foll einen Bor- 
mund baben!). Urfprüngli war dies ihr näcfter Batermage, jo daß die Ge» 
ſchlechtsvormundſchaft eine gejetlihe Bormundichaft war. Später traten Ab- 
ſchwächungen ein: die Frau durfte fi einen Bormund wählen, der dann vom 
Gerichte zu beftätigen war; fie brauchte ihn nicht für die Dauer anzunehmen, 
fondern konnte für die einzelnen Alte, bei benen e8 feiner Zuziehung bedarf, 
jebesmal einen bejonderen Bormund wählen, deſſen Thätigkeit mit Bollziehung 
bes betreffenden Akts ihre Endſchaft erreichte?) u.f.w. Er war fein Bormund, 
wie der eines Minderjährigen, Verſchwenders oder Geiſteskranken, hatte nicht die 
Bermögensverwaltung und durfte auch nicht flatt der Frau handeln, aber er war 
auch fein bioßer Beiftand, der nur Rath zu ertheilen und feinen Anſpruch auf 
befien Befolgung gehabt hätte. Bielmehr war er, wenngleich er als Bormund 
bezeichnet wurde, ein Curator, ein Pfleger: zu gewiffen Handlungen befonders 
zu allen Rechtsftreitigleiten (er heißt darum auch manchmal „Eriegerifcher Vor⸗ 
mund“), zu fonftigen gerichtlichen Handlungen (3. B. Auflaffungen von Grund 


1) Merkwürdig ift die Beflimmung bes Wiener Rechts von 1340 $ 51 
(Tomaſchek Redte von Wien I. S. 111), wonach die Jungfrauen vogtbar 
(d. h. voll handlungsfähig) werden, weun fie ze 50 jaren kommen. 

2) Kraut I. ©. 217 R. 37—39. 
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und Boden) und zu manden andern wichtigen Geſchäften, je nach ben partiku- 
lären Befimmungen über feine Aufgabe, war feine Zuſtimmung resp. fein 
Mithandeln erforderlich, um der Willenserklärung der Frau die volle Wirkſam⸗ 
feit zu verichaffen. 

Aber auch in dieſer Beziehung büßte das Inftitut Dadurch feine Bedeutung 
ein, daß die Frau an Stelle des bisherigen VBormunds einen andern wählen 
durfte und fo in der Lage war, ihren Willen gegen den des früheren Bormunds 
durchzuſetzen. Daher ift die Gefchlechtswormundichaft in manchen Gegenben 
ſchon während des Mittelalters verſchwunden: in fränkiſchen und baierifchen 
Gegenden (Kraut II. ©. 267, Schröder II.2 ©. 7), in vielen Theilen 
Oeſterreichs (Schröder IL. 1 ©. 94 NR. 1), in Brünn (Weiste ind. Z. f. d. R. 
XIV. ©. 145), in Zürich (Bluntſchli IL S. 198 ff.). Im Dithmarſchen 
fommt die Frau nicht mehr unter Vormundſchaft, Altdithm. Lor. v. 1474 8 182, 
2. Landr. $ 130. In Dortmund (Statt. III. 45, bei Frensdorff S. 77) hängt 
es vom Rath oder von der Familie ab, ob die Frau einen Bormund haben fol. 
— Ueber die Abſchwächung der Geſchlechtsvormundſchaft in Weftphalen vgl. 
v. Schilling Wald. Erich'ſches Recht S. 261 ff., in Italien Brunner in 
Goldſchmidts 3. XXII. ©. 129. 

Seit der 2. Hälfte des vorigen Sahrhunderts tft Die Geſchlechtsvormundſchaft 
durch die partifuläre Gefebgebung in allen Theilen Deutjchlands aufgehoben, fo 
daß fie gegenwärtig nirgends mehr dem geltenden Recht angehört. Das Prenf. 
Landrecht kennt fie nicht; Über ihre Befeitigung in den einzelnen Preuß. Pro- 
vinzialrechten Roth D. $ 62 N.6; ebenjo findet fie fi nicht im Deftr. GB. 
Sie wurde aufgehoben in Anbalt-Bernburg am 30. März 1784, in Anbalt- 
Cöthen 1810 (Heimbach 8 168 N. 1), in Anh. Bernburg 1822 (Geugler 
Lehrb. S. 1274 F.), in Schwarzb. Sondershaufen am 20. Oft. 1826, in Würtemb. 
am 21. Mai 1828 (Reyfcher III. $ 625), in Meiningen am 19. Aug. 1833 
(dazu noch ©. v.14. Dez. 1869), in Baden am 28. Aug. 1835, in Koburg und 
Gotha am 6. Apr. 1836, in Altenburg am 18. Novb. 1836, im Königreid 
Sadjen am 8. Ian. 1838 (Haubold $ 153 ff.), in Sad. Weimar am 3. Febr. 
1839, Reuß &. 2. 27. Juli 1844, Reuß j. L. 3. Oft. 1848, Schwarzb. Rud. am 
30. März 1849, Baiern 10. Novb. 1861 (über Älteres Recht Gengler Lehrb. 
©. 1273), Fürftenth. Lübed 14. Mai 1864, Medienburg mit Ausnahme von 
Wismar 17. Sept. 1867, für Hannover und Schlesw. H. Preuß. ©. v. 21. Ian. 
1869, Lübeck 15. März 1869, Lauenburg 18. März 1869, Hamburg 3. Juni 1870; 
zulett Wismar 9. Dezemb. 1875 (Roth D. 862 N. 6). — Aufhebung in Bern 
am 27. Mai 1847, in Bafellandichaft am 17. März 1879. 
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Erftes Kapitel. Die Altersvormuudſchaft. 
Erfter Abſchnitt. Geſchichte!). 
8 264. Die Entwickelung im allgemeinen. 


1. Jugendliche Perfonen, welche feinen Vater haben?), follen 
einen Bormund erhalten, der in ähnlicher Weife, ald es Recht und 
Pflicht des Vaters gewejen wäre, fie in perfönlicher und vermögend- 
rechtlicher Weile zu vertreten bat. Die Bormundfchaft findet in alter 
Zeit nicht darin ihren Grund, daß der Mündel ſich nicht mit den 
Waffen in der Hand vertheidigen und darum auch nicht vor Gericht 
auftreten Tann, fondern daß er wegen mangelnder geiftiger Reife 
außer Stande iſt, für ſich jelbitändig zu forgen?). Die Familie, 
ſpäter der Staat, überläßt den vaterlofen Unmündigen nicht feinem 
Schickſal und macht ed nicht von feinem Belieben abhängig, ob er 
fih unter Vormundichaft begeben will, jondern trifft Anordnungen, 
um ihm den Vater dur einen Vormund zu erjeßen. 

2. Al unmündig galten in alter Zeit Kinder, welche noch 
nicht zu ihren Sahren gefommen waren, d. h. weldye je nad) den 
höchſt partifulären Beitimmungen (vgl. oben I. $ 40 I.) noch unter 
12, 14, 15, 16, 18 Jahren ftanden. In manden Redhtögebieten 
wurde der Alterstermin |päter hinausgejchoben, in andern, befonderd 
in Sachſen, kann, wer bereit mündig geworden (12 Jahr alt) ift, 
falls er will, noch bis zu einem weitern Termin, bis zu feiner Voll 


1) Hauptwerfe find: Kraut die Vormundſchaft nad den Grundſätzen bes 
d. Rechts. 3 Bände 1835 — 1859. — Rive Geſchichte der Vormundſchaft I., 
II 1.2. 1862—1875; dazu 8. Maurer in d. frit. Biertelj. Schr. II. S. 75, 
122, IV. ©. 412 - 428. — Bol. auch Böhlau Medi. Landr. II.1 1872 
S. 113ff. 119 ff., Schenk die öfterr. Vormundſchaft im 16. und 17. Jahrh. (in 
d. Oeſtr. Biertelj. Schr. f. Rechts- nnd Staatswiff. XII. 1863 S. 256 — 274; 
eine kurze Darftellung der in den Oeſterr. Prov. Geſetzen enthaltenen Grundjäge), 
Graf Chorinsky das Vormundſchaftsrecht Nieberöfterreih8 vom 16. Jahrh. 
bis zum Erſcheinen des Joſefiniſchen Geſetzbuches. Wien. 1878. 

7), Dem Tode bes Baters ſteht deſſen Unfähigkeit für das Kind zu forgen 
gleich, 3.8. weil er ins Klofter ging und darum ber Welt abgeftorben if, 
Böhlau IL. S.120 N. 4. 

3, Dben $ 207 R.4,5. 
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jährigfeit (21 Sabre, bis er zu feinen Tagen fommt,) einen Vormund 
haben. Hatte er während der Unmündigfeit feinen Einfluß auf die 
Wahl der Perfon ded Vormunds, fo durfte er nach erreihter Mündig- 
feit ibn fi für die Sahre feiner Minderjährigkeit wählen‘). Aber 
in der lebteren Beziehung traten Beichränfungen ein, indem man im 
Sntereffe des Mündeld die Wahl an die Zuftimmung der Familie 
oder der Obrigkeit nüpfte®). 

Aehnlich wie bei den Römern indirekt der Pubes genöthigt war, 
bi8 zur major aetas einen Gurator anzunehmen, blieb ed allmählid, 
auch den deutſchen Mündigen nicht mehr überlafjen, ob fie nod 
einen Bormund haben wollen, jondern fie jollen ihn bis zu Dem 
höhern Alter der Volljährigkeit haben‘) und bid dahin ebenfo wie 
die Unmündigen handlungsunfähig fein”). 


*) Sachſenſp. I. 42 8 1: er sinen dagen ... mut (b. h. darf) en man 
wol vormunden hebben, ob he’s bedarf, unde mut is wol untberen, of he 
wel. — Magd. R. v. 1261 $ 49, Magdeb. Fr. 1.9.2, Gosl. Statt. ©. 18 
Z. Uff., Medi. Urkl. bei Böhlau II. ©. 121 N.13. — Mit Bezug anf Lehen 
Sächſ. Lehnr. 26 8 1, Wald. Er. Lehnr. art. 14 (v. Bunge Rechtsbb. S. 59). — 
Er kann den bisherigen Bormund behalten oder einen andern wählen, Saalfeld. 
Statt. des 14. Jahrh. c. 176 (Wald J. S. 58). — Der Schwabenfpiegel leidet 
in diefer Lehre an vielen Wiederholungen und Widerfprüden: nad art. 51 kaun 
ber zu 18 Jahren gelommene einen Pfleger haben oder entbehren; Dagegen 
art. 59: wer 14 resp. 12 Jahr alt ift, kann, wenn er beweift, daß ihm fein Pfleger 
Unrecht gethan bat, einen andern nehmen; art. 63: er kann einen andern er- 
halten, er hab im wol oder ubel getan, aber er ſoll ihn nicht frei wählen 
(R.5). — Url. 0.3. 1300 (Schröder no. 166 [140]); ein Herr von Rapolt« 
ftein, ber unter 25 Jahren ifl, nimmt fih zu Kinzingen einen Salmann, mit 
dem er eine Veräußerung vollzieht. 

5) Die Wahl foll erfolgen mit Genehmigung der Freunde (Berwanbte) und 
des Richters, Schwip. art. 63, vgl. auch Schwäb. LR. art. 48°; mit Genehmi- 
gung des Raths und der rechten Erben, R.v. Hörter v. 1376 8 5. Ober es 
durfte der Vater Iegtwillig über dieje fpätere Bormundichaft verfügen, Prag. 
Rechtsb. c. 1065 vgl. auch N. 7. 

6) Der, wie bemerlt (NR. 4), widerſpruchsvolle Schwabenfpiegel ſchließt fich 
zum Theil an das Röm. Recht an, art. 63, 64: das Kind folle bis zu 25 Jah⸗ 
ven Pfleger haben; art. 51: es fei dies eine Beſtimmung König Karls, vgl. 
auch 348. — Der Lehnsherr kann fordern, daß das Kind von feinen Freunden 
bis zum 21. Jahr einen Lehnsvormund erhalte, Schwäb. Lehnr. art. 48, 48°; 
vgl. auch Sadjenfp. 1.23 $2, mo es als jelbfiverftändlich ericheint, daß ber 
mündige Vaſall im Lehnreht von feinem Bormund vertreten wird, Homeyer 
Sadfenip. I.2 S.49%f. — üb. R. (Hach) IL. 102: der mit 18 Jahren 
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Zur Zeit der Reception war diefe Richtung durchgedrungen: 
die Vormundſchaft endigt nicht mit der Mündigkeit, ſondern erjt 
mit der Volljährigkeit, welche, wo nicht eine andere partifuläre Bor- 
ichrift galt, mit dem vollendeten 25. Jahr eintrat. Neuerdings ift 
der nach vielen Partilularrechten geltende Termin von 21 Jahren für 
dad ganze Reich vorgejchrieben worden (oben I. $ 40 ©. 288290). 

3. Nicht überall vermochte man während der Reception fich 
in leichter Weile mit den römilchen Sätzen über Tutela und Cura 
audeinanderzujeben. Die Reichöpolizeiordnung von 1548 geht davon 
aus, daß jowohl der impubes ald der minor eined Vormundes be- 
dürfe) und mit geringen Ausnahmen?) gilt Died auch nad den 


mündig geworbene Sohn foll vom Rath bis zum 25. Jahr einen bisorgher 
erhalten. 

7) Schwabenfp. 63: fie follen bis dahin nicht ohne ihren Pfleger mit dem 
Gut thun. — R. v. Hörter (N. 5): fie follen fi bis dahin nicht felbft berathen 
ober ohne Genehmigung des Raths, des Bormunds oder ber rechten Erben 
etwas verlaufen, verjegeu oder vergeben. — Lüb. R. (Hach) II. 102: fie follen 
ohue Bormund (bis zu 18 Jahren) ober ohne bisorgher (bis zu 25 Jahren) 
nichts gültigerweiſe verlaufen, kaufen, bürgen ober loben dürfen; revib. Lüb. R. 
I. 7 art.6 und 8 — Auch Fönnen die Eltern verfügen, daß der zu feinen 
Zahren gelommene bis zu 21 Jahren in gewiffen Beziehungen unmlindig bleiben 
fol; fo im 3. 1467 bei Böhlau .S.UNI. 

9) RchsPol. DO. v. 1548 tit. 31 8 1 (au bei Kraut Grundr. $192 no. 7); 
vgl. über dieſe Beftimmung oben I. $ 40 N. 16°. 

9, Die (in diefen Beftimmungen nicht mehr praftifche) Frankf. Ref. VII. 8 
81,9 81,2 will, daß ihnen bis zu 25 Jahren „auff der Freundtichafft, auch 
ihre ſelbſt bittlich anſuchen won der Oberleyt ... Curatores .. verordnet und 
gegeben werben”; aber es iſt zulälftg, daß Perfonen über 14 Jahren ohne 
Curator bleiben; dann follen fie aber doch bei Prozeffen einen Curator ad 
litem haben (die ſonſt jo vielfach übereinſtimmende Solmfer Landesordnung 
enthält nicht diejelbe Vorjchrift). — Ebenfo drüdt ſich auch das FÜL. Berg. Landr. 
c. 48 dahin aus, daß ber Minderjährige zu Prozeffen nothwendigermeife einen 
Kurator braucht; vgl. auch Wildenbr. Lor. IL.1$2, 17 825,30. — Tirol. 
Land. O. III. 52, 53: mit 16 Jahren ende „die Gerhabſchaft“ (d. h. die Tutel) 
und .e8 würde dann bis zu 25 Jahren dem Minderjährigen „ein Curator (ben 
Wir in unjerem Land einen Anweijer nennen)“ zugeordnet, wenn er „nit ges 
ſchickt wäre feine Güter zu verwalten”. — Das Oſtfrieſtſche Landrecht (eine wüſte 
Compilation, welde in unkritiſcher Weile das Römiſche Recht beranzieht), jagt 
II. 217, die Kinder über 14 resp. 12 Jahre „müjjen fich felbft Vormünder 
verihaffen, bis zu 25 Iahren, wenn es nöthig if“; II. 232: gegen ihren 
Willen dürfe man ihnen keine Vormünder jegen. 
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Jonftigen Gejebgebungen des 16. und der folgenden Sahrhunderte. 
Aber tropdem man im allgemeinen in der rechtlichen Stellung des 
Mündels nicht unterfcheidet, je nachdem er impubes oder minor ift!°), 
halt man doch theilweije äußerlich an dem Abjchnitt der erreichten 
Pubertät feft: man nennt bid zum vollendeten 14. Jahr den Vor— 
mund Tutor, von da ab Curator"'); man läßt nad, beendeter Zutel 
ihn Rechnung legen und dann als Kurator weiter fungiren"2); man 
ertheilt ihm nach beendeter Tutel, fall8 er fie längere Zeit verwaltet 
hat, die Befugniß, ſich von Uebernahme der Cura zu erfufiren‘®). 
Später emancipirt man fi) aud davon“) und giebt die Unterfchei- 
dung von Zutel und Cura und die rechtliche Sonderung der Un— 
mündigen und Minderjährigen auf, jo daß man aud in der Rechts: 
ſprache die Minderjährigen vielfach als Unmündige bezeichnete und 
beide Ausdrüde promiscue braudte. Jeder Minderjährige bedarf 
nun eined Vormunds, deſſen Stellung ohne Rückſicht auf das Alter 


10) z. B. Frankf. Ref. VIL.S $ 7,3, Trier. Lor. XII. 51. — Zafius fagt 
in ben Freiburger Statt. (fol. 47®), daß er das Stadtrecht nicht mit den gemein- 
rechtlichen Unterſchieden beladen wolle. 

1) Z. B. Nürnd. Ref. v. 1522 XVIII. 6 $ 1, v. 1564 XXXIX. 1, Wormſ. 
Ref. IV.1. 15, Frankf. Ref. VII.7 $1, 2, Solmf. LdesO. XXI. 827 (in der 
betreffenden Gegend kenne man nicht den Unterfchied von Tutoren und Curatoren), 
Hamb. Statt. III. 6 art. 21. 

12) Nürnb. Ref. v. 1522 XVIII. 6 $ 1, Frankf. Ref. VII. 8 83 (nad) letz⸗ 
terer Beftimmung werben fie ohne neue Beeidigung zu Euratoren beftätigt; 
ebenfo) Solmf. LdesO. XXI. 89, Trier. Lor. XI. $1 („als follen nah Gut⸗ 
befinden der Gerichten die Tutores eutweder in der Euratel continuirt ober doch 
andere Curatoren von den Gerichten angeordnet ... werden“). 

13) Frankf. Ref. VIL.3 $ 9, VII. 7 $2, Wildenbr. Lor. II. 17 8 25; & 
wurde Dies auch oft für die ſpätere gemeinrechtliche Praris vertheibigt, Nachweiſe 
bei Kraut II. ©. 163. 

14) Lüneb. Ref. VII. Abi. 35, 36 (Pufend. IV. p. 756 f.: die Bormünder 
folen auch ihre Euratoren und Berjorger bleiben), Sponheim'ſches Lor. c. 72; 
Mainz. Lor. V.13: „obwohlen vermög Kayferlichen Rechten die Tutel mit derer 
Kindern erlangter Mannbarleit aufhöret, weilen aber hierauf die Curatel gleid 
anfanget, und die Abwechslung deren Vormünderen denen Pfleg-Kindern ſchädlich 
befunden worden; Aljo ordnen Wir: daß der Bormund, nad Endigung ber 
Zutel bei anno fürwährender Minderjährigkeit, die Curatel dennoch fortzuführen 
gehalten ſeyn ſolle“. Vgl. auch Wimpfen. Stabtr. v. 1775 II. 183, die Stellen 
bei Kraut Grunde. $ 192 no. 6, 9, 10,29, 30 nnd Kraut Vormundſchaft II. 
©. 165 f. 
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des Mündeld gleihmäßig ift; auctoritas tutoris und consensus 
curatoris find zu einem Inftitut, zur Vertretung des Mündels durch 
den Vormund, verfhmolzen; e8 giebt nicht Tutel und Cura, fondern 
nur eine Bormundidhaft?). 


8 265. Die Perfon des Bormunds. 


I. Der regelmäßige Fall der Vormundſchaft tritt ein, wenn dem 
noch ſchutzbedürftigen Kinde der Vater geftorben ift. Aber ed kann 
auch bei feinen Lebzeiten ihre Anordnung erforderlich werben, ins⸗ 
bejondere wenn er zur Verwaltung de8 Mundiums über feine Kinder 
unfähig ift ($ 264 N. 2), nad einigen Rechten auch wenn die 
Mutter geftorben ift und es erforderlich erfcheint, die Kinder in Ruͤck⸗ 
fiht auf den mütterlihen Nachlaß dem Vater gegenüber zu vertreten, 
namentlih im Fall feiner Wiederverheirathung‘). Auch konnte den 
Kindern, welche ſich in väterlicher Gewalt befinden, für einzelne 
Rechtsgeſchäfte ein Beiltand von Obrigkeit wegen, ein befonberer 
Gerichtsvormund, beigeordnet werden?). 

II. Urſprünglich war die Vormundſchaft lediglich eine Familien⸗ 
angelegenheit, indem der nächite Verwandte ded Mündeld unter Auf: 
fiht der Familie und gewilfermaßen ald ihr Organ fie zu über- 
nehmen hatte. 


15) Kraut II. S. 107 f., 112 fj., 162 ff, Chorinsfy ©. 206 ff, Roth 
8. S.566f, B. 8120 N. 8 f.,, D. 8200 N. 8 ff., Literärgefchichtliches bet 
Böhlan IL. S.250 ff... 

1) L. Wisig. IV. 2. 13: bei zweiter Ehe des Vaters ka un den Kindern ein 
Berwanbter der verflorbenen Mutter als Vormund beftellt werden. — Ebenfo 
Dortm. Stadtr. IV. 104 (Frensborff S. 133). — Köln. Rechtsordn. XL 81 
(Maurenbr. 1. ©.437 N. 73). — Falle er nah dem Tode der Mutter bas 
Bermögen ſchlecht verwaltet, Bremer R. bei Schröder II. 3 ©. 132. — Bgl. 
au v. Amira Obligationenredt I. ©. 733 f. 

2) Bei der Erbichichtung, R. v. Härter v. 1376 82 (Gengler ©. 208), 
Michelſen Lüb. Oberhof S. 274 (a. 1488); bei Veräußerung von Kinbesgut, 
Kraut $187 n0.9. — Für das letztere bietet auch einen Beleg die Urk. v. 
1279 bei Baur Url. 3. Heff. Landesgeſchichte no. 229: ein miles de Nithe 
macht eine Schenkung: ne igitur hujusmodi donatio ... in posterum a 
nostris pueris corrumpatur, nostrum sigillum presentibus cum sigillo 
Erwini Leonis ex parte puerorum nostrorum, cum ipsorum sit tutor, 
apponi decrevimus. 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0. 2. Aufl. 28 
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1. Nach den älteften Nechtöquellen fiel fie ohne weiteres, 
unter Ausfchluß der Cognaten, an den nädjiten ebenbürtigen männ- 
lichen DBerwandten von Baterdfeite, an den nächſten Schwertmagen 
als den — wie er oft genannt wird — geborenen oder angeborenen 
Bormund?). War derfelbe zur Uebernahme der Vormundſchaft un- 
tauglich, fo kam der nächſt folgende Verwandte an die Reihe. So 
fonnte der mündige Bruder Bormund feiner unmündigen Geſchwiſter 
fein. Stirbt der biöherige Vormund, fo fallt die Vormundſchaft 
nicht an feinen nächften Erben, fondern an den nächſten Verwandten 
des Mündels“). Nach einzelnen Rechten wurden in Crmangelung 
von Schwertmagen auch die mütterlihen Verwandten männlichen 
Geſchlechts zur Bormundfchaft berufen?) oder die Schwertmagen 
gingen nur bei näherer VBerwandtichaft den Spilmagen vor®). 

2. Partitularrechtlich hatte die Mutter, wenn fie unverheirathet 
bleibt (den Wittwenftuhl nicht verrüct), den nächften Anſpruch auf 
die Bormundfhaft. Die derartigen Vorſchriften der Volksrechte find 
zweifellod auf Römiſches Recht zurüdzuführen?); aber dafjelbe be- 


3) L. Wisig. IV. 3. 3 (frater, patruus, patrui filius), L. Sax. c. 44 (fratri 
vel proximo paterni generis), c.45 (ad fratrem patris vel ad proximum 
ejus; vgl. auch Kraut I. S. 189 f., v. Amira Erbenfolge S. 119f.), L. Burg. 
85 S2 (proximus parens). — Sadjenfp. 1.23 81 (Rofin Begriff ber 
Schwertmagen 1877 ©.30ff.), Magdeb. R. v. 1261 8 57, v. 1304 art. 37, 
Magdeb. Dienftr. 86 (Gaupp S. 354), Gosl. Statt. S. 16 3.29, Rechtsb. n. 
Dif. 1.49. 5, Braunſchw. R. bei Pufendorf IV. p. 109, Lüb. R. (Hach) 
I. 24 (de latere gladii), Hamb. R. v. 1270 V.2 (de nageste vrunt), Dorte. 
Statt. (Gengler C. j. mun. I. p. 880: proximior ex parte gladii seu 
patris), Kl. Kaiferr. II. 32, Leipz. Schöffenurtb. bei Waſſerſchleben ©. 144. 
Bol. auch Kraut I. ©. 166 ff., Rive DI. 1S. 14f., II.2 ©.2. 

+) Gosl. Statt. S. 20 3.4 ff. 

5) Formula Salomonis no. 14 (ed. Dümmler ©. 18: patruus ejus vel 
avunculus aut aliquis amicorum vel proximorum), Schwabenfp. 59, Augsb. 
Stadtr. (Meyer) 98 $1, revid. Lüb. R. 1.782. — Bol. au Kraut lL 
S. 170, 251, Rive II. 1 S. 15. — Nach böhm. mähriſchem Recht konnten and 
Frauen die Bormundichaft führen, v. Czyhlarz ehel. Güterr. S. 11. 

6, Kraut I. S. 170; altnorbifches Recht bei Rive I. S.30f., 59. 

7) L. Wisig. IV. 3.3; L. Burg. 59 (fo lange fie nicht wieder heirathet, 
Alii cum omni facultate in ejus solatio et potestate consistant), 85 $1 
(si mater tutillam suscipere voluerit, nulla ei parentilla praeponatur); 
Heife und Eropp Abhh. I. S.286, 298 ff. Bgl. auch oben 8 250 N. 3. 
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ftimmen unabhängig vom Römiſchen Recht?) auch zahlreiche Quellen 
des jpätern Mittelalters). Die Mutter wird, fo lange fie nicht 
wieder heirathet, am beiten für die Kinder forgen und ihre Vor—⸗ 
mundſchaft erſcheint ald naturgemäß, wenn ihr zugleich der Frucht⸗ 
genug an dem vom Vater hinterlafjenen Vermögen mährend der 
Minderjährigkeit der Kinder zufteht!). Häufig wurden der Mutter 
noch einige weitere Bormünder zur Seite geftellt, um dad Intereſſe 
der Kinder ihr gegenüber wahrzunehmen!!); audy verlangte man 
nach der Reception von ihr die gemeinrechtlichen Kautelen?). 


8) Windſcheid $433 N. 20. 

9), Wie das auch nah isländiſchem (Rive IL ©. 31: nah dem Bruder), 
ſchwediſchem (Rive I. S.61 N. 22) und angelfähf. Recht (Rive I. ©. 195 
N. 7) der Fall if. 

10) Frieſ. R. bei v. Richthofen S.192 8 17 (Rive II.1 S.182 R.18), 
Gosl. Statt. S.16 3.23 f., 29 f., Rechtsb. n. Dift. 1.49.83, Eifen. R. c. 63 
(bei Ortloff Purgoldt ©. 369), R. v. Burg (S.162 al.3), Braunſchw. R. 
bei Pufend. IV. p. 108, Stabtr. v. Schwerin $ 18 (Gengler ©. 434: si 
mater securitatem praestare poterit; vgl. auh Böhlau in f. Ztichr. IX. 
S. 284), Dienftr. v. Hildesheim $ 5 (v. Fürth Minifterialen ©. 525), R. v. 
Hörter v. 1376 $3, 8 (mit Genehmigung des Raths und der angeborenen 
Bormünder; bei zweiter Ehe kann fie auch Bormünderin nach Abtheilung des 
Bermögens bleiben), Gloſſe zum Sachſenſp. (wenn keine Schwertmagen vorhan- 
den find, Kraut II. ©. 674 N. 13, 14), Stadtr. v. Kleve (Ztihr. f. NO. IX. 
S. 427: in Ermangelung eines Berwandten oder teſtamentariſchen Bormunds), 
Frankf. R. bei Schröder II.2 S.129 R. 22, Heffifches R. v. 1497 bei Kraut 
$188 no. 10, Augsb. R. (Meyer) 73 $7, Brlinner Schöffenb. c.502, 636, 
Iglauer Schöffenipr. c. 297 (Tomaſchek Oberhof S. 205). — Einige weitere 
Geſetze nod bei Kraut II. S.677 fj. — Sowie öfter im Staat die Mutter 
. die Regentichaft führte, jo kommt es auch im hohen Übel auf Grund befonderer 
Dispofitionen vor, daß fie die Vormundſchaft erhält, jo die Gräfin v. Holland 
im 3.1282 (Böhmer Negeften Rubolfs no. 684), die Mutter des Burggrafen 
v. Nürnberg im 3. 1372 (Schröder II.2 ©. 227 N. 46). 

. 21) Nürnb. Ref. 1522 XII 2: der Rath orbnet ihr noch zwei Vormünder 
bei, einen von Baters- und einen von Mutterdfeite, oder falls Leine Berwandten 
fih Diefer Bormundfchaft unterziehen wollen, zwei von „andern eußern perjonen” ; 
v. 1564 XXXIX. 3, und ähnlich im Anſchluß daran Hamb. Statt. II.6 art.5, 
ferner Ehorinsty S. 84 ff. Unten $270 N. 33, 34. 

13) Windſcheid $ 434 N. 3. — Sie ſoll verſprechen ſich nicht wieder zu 
verheirathen, Wormſ. Ref. IV. 1 tit. 6, fol auf das SCtum Vellej. Verzicht 
teiften, Frankf. Ref. VIL.2 8 4 ff., Hamb. Statt. III. 6 art. 5. — Kraut IL 
©. 246 N. 7. 

28* 
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3. Der nächſte Verwandte oder die Mutter dürfen die Vor⸗ 
mundjchaft nur führen, wenn fie die erforderlichen Eigenfchaften bes 
figen, und verlieren fie im Fall ihrer Ungeeignetheit oder mangel- 
bafter Pflihterfüllung. Ueber ihnen ſteht die Familie in ihrer Ges 
jammtheit, weldye in Crmangelung naher Verwandten den Bormund 
beitimmt und an Stelle eines ımgeeigneten einen andern ernennt'?). 

4. Auch durfte Schon im Mittelalter der Bater oder auch die 
Mutter (vgl. oben $ 253 N. 67 ff.) bei ihren Lebzeiten Verfügungen 
über die künftige Bevormundung treffen; es galt ald angemeffen, daß 
die Eltern beitimmen dürften, wer dad Vermögen, welches fie ihren 
unmündigen Kindern hinterlaffen, zu verwalten habe). Wenn man 
fh auch in einzelnen Kreiſen längere Zeit gegen das väterlihe Er: 
nennungdrecht ſperrte!s), jo fonnte doch anderwärtd ſchon im 13. Jahr⸗ 








3) L. Wisig. IV.3. 3.; die parentes beftellen den Bormund in’ prae- 
sentia judicis. — Ebenfo lange in ber Schweiz, Blumer Redteg. I. S. 505 f., 
1.2 ©.191ff., in Xheilen von Oeſterr. im 16. und 17. Jahrh. Schenk 
©. 258 ff., Choriusty ©. 62, 241f. — Wenn der nädfte Verwandte unge- 
eignet ift, beftellen bie friunde einen andern, Augsb. R. (Meyer) 98 $ 1. 
Gosl. Erl. v. 1443 (Haenel decisiones consulum Goslariensium. 1862 
p. 19): der Vormund wird in Gegenwart bes Richters von den nächſteu Schwert» 
magen der Kinder ernannt. — Kraut I S. 63 N. 2, 410, II. S. 47 NR. 14, 
Rive II.2 S. 5, 11f., über holländ. R. Brunner in d. 3. f. RE. XVI. 
©. 50. 

14) &o wie man „geborne“ und „gelorne” Herrn und Bögte unterfchieb 
(Grimm Rechtsalterth. S. 233, 503, 504) jo bezeichnete man im Gegenfat 
gegen ben buch Verwandtſchaft berufenen gebornen Vormund den durch 
befondere Anordnung ernannten als gekoren, bejonders in niederſächſ. und 
frief. Ouellen, Brem. R. v. 1303 art. 8 (Del. ©. 25), Lüb. R. (Had) 
1.27 R. 8 (gekorner unb ungekorner), R. v. Hörter v. 1376 8 2—4, 
v. Bielefeld v. 15738 (Wald III. ©. 78, 79), Aſegabuch art. 22 (Pufend. 
III. p. 87), Oftfrief. £br. IL 216. — Frieſ. Zufammenftellungen bei v. Richt- 
bofen Wörterb. S. 752: bier wird für Frauen dem gebornen ®. der Ehe- 
mann al8 gekorner Bormund gegenüber geſtellt. — Nicht zutreffend ſind bie 
terminologifhen Bemerkungen bei Kraut I. S. 165 f.; gekorner Bormund if 
einfach ein ernannter Vormund; jo kann alſo auch der von ber Obrigleit be⸗ 
fiellte beißen und es ift nicht richtig, daß Diefer, wie Kraut fagt, technifch ale 
„gegebener“ oder als „Vormund von Gerichts halben“ bezeichnet wurde. 

15) Sp befonders im Magdeb. Recht: Syſtem. Schöffenr. IL. 2. 62: keyn 
man mag vormunde kysyn synen kindern by syme lybe, wen daz mag 
keyne vormundeschaft geheysyn, e dy vormundeschaft gevellit; Magbeb. 
Fr. 1.8.8 (vgl. au 1.9. 2), Glogauer Rechtsb. c. 114. Dagegen bezeichnet 
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hundert dem dur Geſetz berufenen vom Bater ein Anderer ald 
Vormund vorgezogen werden!) An manden Orten bat zweifellos 
dad Roͤmiſche Recht die Handhabe zu dem neuem Rechtsſatz bar: 
geboten”); aber dies ift doch nicht überall der Fall geweſen!s) und 
jedenfalls find die fpezielleren Rechtsſätze über die Iehtwillige Vor⸗ 
mundichaft unter Emancipirung vom Römiſchen Recht ausgebildet 
worden. Dahin gehörte, daß es nicht gerade eined förmlichen 
Teſtaments oder Codizills bedürfe, jondern daß der Vormund aud 
vertragdmäßig beftellt werden könne, worauf noch eine Beftätigung 
durch dad Gericht erfolgte"). 


die Sloffe zum Weichb. (Kraut 8191 N. 19), welche freilich feine große Au- 
torität bat, die teflamentariihe Ernennung als Magd. Recht; auch die Magd. 
Blume I. 20 läßt fie zu. 

16) Ueber die Gefchichte der teftamentariihen Vormundſchaft Kraut I. 
S. 202ff.; vgl. auh Rive II.2 S.7 ff. und Blumer Rechtsg. I. S. 505 f. — 
Die Breslauer erhielten im J. 1339 das Privileg zur teſtamentariſchen Be⸗ 
ftelung des Bormunds (Korn Brest. Urk. B. no.161). — So wie nad vielen 
Rechten die Mutter vom Gefet berufen wird, fo kann der Vater ihr auch tefta- 
mentarifh die Bormundichaft übertragen, R. v. Wien v. 1421 (Tomaſchek 
Rechte von Wien II. no. 126). | 

17) So im Schwabenfp. 65 und im Lüb. A. (Ha) J. 23, 70 (II. 105, 
III. 176); Kraut I. ©. 212. 

18) A. A. Befeler 5128: „eine Ernennung der Bormünder durch ben 
Vater für den Fall feines Todes fand nicht flatt”; N. 8 führt er alle entgegen- 
fiehenden Zeugniffe auf Röm. Recht zurück. 

19) Magd. Fr. 1.8.8: vertragsweife Beftelung vor Gericht; der Bater 
erſucht den betreffenden Bormund; Frankf. Protokoll v. 1479 (Thomas Oberhof 
©.362): der Bater beftellt die Vormünder vor Gericht und der Nichter be⸗ 
fätigt fie. — Bol. auh Kraut I. S. 207, 413, Rive II.2 S. 9 f. — Inter⸗ 
effant iſt die Urk. v. 3. 1273 bei Blumer Rechtsgeſch. I. S. 184 N.112: hier 
bat der Bater teftamentariih einen Vormund ernannt und der Bruber des 
Teftators leiftet Verzicht auf das ihm gefetslich zuſtehende Hecht der Vormundſchaft. 

In manden Rechtsgebieten war es ſelbſtverſtändlich, daß der Vater, welcher 
einen lebten Willen errichtet, auch Über die Vormundſchaft verfügt; es wirb be- 
fonder8 hervorgehoben, wenn er es unterlaffen, wenn er dies „verfäumt” Bat; 
Brünner Sch. B. c. 142, Erfurt. Stötr. v. 1306 $9 (Wal I. S. 99); vgl. 
auch Saarbrücker br. bei Kraut I. ©. 213f. — Es war an manden Orten 
Gebrauch, Haß die Teftanıentserefutoren zugleih Bormünder der unmiubdigen 
Kinder wurden (vgl. unten Band V. in der Lehre von den Teftamentserefutoren, 
für Prag, Brünn und Iglau); nah ber Nürnb. Nef. v. 1522 XVIII. 10, 
1564 XXXIX.2, Lüneb. Ref. VII. 1 Abſ. 5 follen, wenn ber Bater keine Vor⸗ 
münder eingefegt bat, in dubio als ſolche die Teftamentserelutoren fungiren. 
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5. Fehlte es ſowohl an einem vom Vater ernannten, als an 
einem gefeglichen Vormund aus dem durch Verwandtichaft berufenen 
Kreife”), jo hatte die Obrigkeit einzutreten und einen Bormund zu 
beftellen?),. Wie im fränkiihen Staat?) der König feinen Schub 
über die Unterthanen ausbreitete, Schirmherr der Wittwen und 
Waiſen war und diefen Schug durch feine Beamten ausübte, jo 
follte auch der deutihe König und der königliche Beamte, |päter der 
Landeöhere und die Gemeindeobrigfeit?). für denjenigen jorgen, dem 
ber Bormund fehlt”). Ganz befonderd wurde dieſe Pflicht in ben 


2), Der Fall, daß Kindern ein Bormund fehlt, wird in den Magd. Fr. 
1.8 d.7, d. 10 erörtert. 

21) So bildeten ſich ebenjo wie bei den Römern drei Berufungsgründe aus; 
Karl IV. ſpricht in der Url. v. 3. 1376 (Homeyer Sachſenſp. II. 2 S.487) von 
tutelae testamentarise, legitimae et dativae. 

39) Die Fürſorge für die Unmündigen erſcheint bei den Langobarben als 
Pflicht des Staats; z. B. Ed. Liutpr. 74: wenn Unmünbige bei einer Exrbtheilung 
interefjirt find, ipse judex faciat venire parentis ipsius et una cum ipsis 
aut per se ipsum aut per missum suum ... reg ipsas dividant. Nach 
Ed. Liutpr. 19 beftellt der Princeps auch in andern Fällen dem Mündel eine 
persona deum timens zur Beforgung feiner Angelegenheiten; nach c. 75 beräth 
bei Prozeffen der judex den Mündel in Gemeinſchaft mit beffen parentes pro- 
pinqui; vgl. auch c. 149, 

233) Ernennung durch den Heren oder Richter (Schwip. 348), Durch des 
Kaifers Amtmann (Kl. Kaiferr. II. 32), durch ben Bogt (R. v. Winterthur v. 
1297 8 23, 24, Saupp I ©. 146), durch den Rath (Lüb. R. (Ha) I. 70, 
II. 100, 101, III. 179), durch die 12 Landesgeſchworenen (Wefterw. Ldr. v. 1470 
820, bei v. Richthofen ©. 259). — Blumer Rechtsg. I. S.506, U.2 
S. 191 ff. 

2) Kraut I. S. 222, welhem v. Gerber $ 244 N. 9 hierin folgt, be 
bauptet, der Richter habe urfprünglid nur daun ihm einen Vormund gegeben, 
wenn er eine Handlung vor Gericht vorzunehmen gehabt habe und zwar jei ber 
Bormund nur immer für eine Gerichtöfigung ernannt worden; jo hätten Fa⸗ 
milienloje regelmäßig feinen beftändigen Bormund gehabt. Krant kommt zu 
diefer wunderbaren Anfiht durch Benußung von Beſtimmungen, welde vom 
Geſchlechtsvormund handeln; gegen ihn auch Rive IL.1 ©.22. — Aehnlich 
it die Anfiht von Baumeifter IL S. 171: e8 babe in Hamburg Jemand 
lange Zeit, bis er etwa einen gerichtlichen Alt vorzunehmen hatte, ohne Bor- 
mund leben können und erft im 16. Jahrhundert habe die Obernormundfchaft 
es controlirt, daß jeder Unmündige einen dauernden Bormund habe. An einem 
birelten Beweis fehlt e8 dafür; jedenfalls wäre ein folcher Zuſtand eine Ano- 
malie gegen bie allgemeine Entwidelung gewejen. 
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Städten auögebildet, wo der Gemeinderath die Dbervormundichaft 
zu verwalten hatte. Se mehr die Gefchlofjenheit und fefte Organi- 
fation der Familie nachläßt, umſomehr ericheint die Fürforge für die 
Unmündigen als eine Angelegenheit des Staatd und der Gemeinde. 
Die erite Aufgabe der Behörde war ed, dafür zu forgen, daß 
Niemand ohne Vormund bleibt; erhält fie von einem folden Fall 
durch Verwandte, Nachbarn u. |. w. Kunde*), fo hat fie den Bor- 
mund zu ernennen, und dabei an manchen Orten ſich des Beiraths 
von Verwandten oder Nachbarn des Unmündigen zu bedienen). 
Dft aber hat die Behörde auch fofort einzufchreiten, wenn der 
Bater feinen Bormund ernannt bat. Es fol dann Niemand von 
der Familie ohne weitered die Bormundichaft übernehmen, fondern 
die Obrigleit den Bormund ausſuchen“). Es war natürlich und an 
manchen Orten auch vorgefchrieben, daß fie fi zunächſt an Mit- 
glieder der Familie hielt) und aus denjelben unter Berädfihtigung 
der individuellen Berhältniffe den geeignetiten wählte). So ver: 


25) Anzeige durch die nächften Freunde (d. 5. wohl Eognaten), wenn feine 
Schwertmagen vorhanden find (R. v. Görlitz v. 1434 $ 75 bei Gengler Stabtr. 
S. 158), dur die Nachbarn (Stadtr. v. Ulm bei Kraut $ 191 no. 17). — Im 
Anſchluß an das gemeine Hecht find die Verwandten bei Berluft ihres Erbrechts 
zu biefer Anzeige verpflichtet: Nürnb. Ref. v.1522 XVIIL.5 82, Hamb. Statt. 
IIl.6 art. 10, SüL. Berg. or. c. 46, Freiburg. Statt. fol. 49°, Frankf. Ref. 
VII.2 83, 12, 13, 17, Solmf. or. XXI. $8, Lüneb. Ref. VIIL.1$38ff., 
Mainz. Lor. V. $1,2 (Anzeige durch die Mutter, die Sippfreunde und in deren 
Ermangelung durch die Nachbarn). — Bol. auh Kraut I. S. 27975. 

36) Magb. Fr. I.8.8 (mit rote der kinder frunde); Wormf. Ref. IV. I 
tit. 8 (unter Zuziehbung von Verwandten, resp. von freundlichen Nachbarn). 

7) Brünner Schöffend. 142, Priv. f. Breslau v. 1339 81 (Korn Bresl. 
u. 8. no. 161), Freiburg. Statt. fol. 49°? (Kraut $ 191 no. 33). — Rive 
I.16©.16f. 

28) Wiener Stadtr. v. 1421, 0.1517 $4 (bei Tomaſchek Rechte vn. Wien), 
Baier. Lor. (Kraut I. ©. 191), Freib. Statt. (ogl. in N. 27), Forel pays de 
Vaud p. 96 $ 13. | 

29, Schwabenfp. 59: zuerft väterlihe, dann mütterliche Verwandte, dann 
andere Perſonen; Brünn. Sch. B. c. 143: lieber einen entfernteren Verwandten, 
wenn berjelbe aus dem Münbelvermögen einen größern Ueberſchuß heranszn- 
wirtbichaften veripricht, als ber nähere; c. 146: lieber den frater uxoris laicus 
als den frater mariti religiosus; c. 147: lieber Berwandte des Vaters, ale 
der Mutter; revid. Lüb. R. I. 7. 2: die Schwertfeite ift der Spillfeite vorzuziehen. 
— Kraut I ©. 255f., Rive II.2 S. 2ff., 12. 
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wandelte fi häufig das gefehliche Recht der nächften Verwandten 
auf die Vormundſchaft in den bloßen Anjpruc bei der richterlichen 
Ernennung beſonders berüdfichtigt zu werden. 

Partikularrechtlich geht man ſchon während ded Mittelalter noch 
weiter und Niemand, weder ein vom Vater ernannter noch ein gefeb- 
licher Vormund, fol fofort beim Tode des Vaters die Vormund⸗ 
Ihaft über die Kinder antreten, vielmehr wird in allen Fällen 
der Bormund von der Obrigkeit ernannt, resp. beftätigt®), ober 
es bat doch wenigſtens die Behörde fofort einzufchreiten, wenn 
fie zu der MWeberzeugung gelangt, daß der vom Bater ernannte 
oder vom Geſetz berufene Vormund feiner Aufgabe nicht gewad)- 
fen fei®t). | 

Ganz allgemein beftimmte die NReichöpolizetordnung von 1548 
(XXXI 82, 3) und von 1577 (XXXI. 82, 3), daß jedem 
Vormund die Verwaltung dur ein obrigfeitliched Dekret zu über- 
tragen und von ihm bei Hebernahme der Bormundichaft ein Eid zu 


Auch Lei diefer Auswahl fol der Beirath der Familie eingeholt werben, R. 
v. Höxter v. 1376 87 (Gengler S. 209), Krau I S. 95f., Rive I.2 
&.6 R. 24; vgl. au bier N. 30. 

20) Berner Stbtr. v. 1218 c. 50 (Gaupp II. ©.55): die Unmündigen 
jfollen handeln per manum tutoris et advocati ipsorum, qui a judice ipsis 
datus fuerit. — freiheit von Payerne v. 3. 13847 813 (Forel chartes 
communales du pays de Vaud p. 97): quod Advocatus et consules Pater- 
niaci, vocatis proximioribus agnatis et cognatis dictorum liberorum, 
provideant dietis liberis de tutoribus vel curatoribus ydoneis. — Saarbr. 
Lor. (Kraut $ 162 no. 22): die Momperſchaft wird vom Richter Übertragen. — 
Zürich. R. bei Rive IIL.2 S. 6 N. 24. — Die testamentarii bedürfen ber 
Beftätigung, üb. R. (Hab) II. 102 a.E. — Bgl. auch Böhlau II. S. 127 f., 
beſonders N. 56. 

2) R. v. Winterthur v. J. 1297 c.23 (Gaupp I. S. 146): ist daz der 
kinde nehster vattermag, der iro vogit solte sin, inen ze vogte unnüz 
ist, den git der Schulthaisse und der rat uffe den aid einen pfleger 
über iro guot. — R. v. Erfurt v. 1306 c.9 (Wal J. S. 99), Hörter v. 
1376 87 (Gengler S.204), Frankfurt v. 1395 (Kraut I, S. 413), Goslar 
S. 17 3.6ff. (ipäterer Zuſatz), Saarbrüden VI. $2 (v. d. Nahmer ©. 1009) 
u. ſ. w. Rive II.2 ©S.12f. 

39), Aehnlich dann in zahlreichen Partikularrechten. — Aber nach Jül. Berg. 
R. c. 46 a. E. braucht „altem Brauch nach“ der teſtamentariſch ernannte Vor⸗ 
mund einen ſolchen Eid nicht zu ſchwören. 








8 265. Die Berfon des Vormunds. 441 


leiften fei, in welchem er treue Berwaltung und die Erfüllung be- 
ftimmter Pflichten angelobt®). 

So wie die Behörde dafür zu forgen hat, daß jeder Unmündige 
einen tüchtigen Vormund erhält, fo ift e8 aud ihre Pflicht, den un- 
tauglichen oder fein Amt jchleht verwaltenden Bormund abzuſetzen 
(zu balemunden*)) und dem Mündel einen andern zu geben). 

6. Wenn aud regelmäßig der Mündel nur einen Bormund 
erhielt, fo fuchte man dod an manchen Orten feine Sicherheit durch 
Beftelung mehrerer VBormünder zu erreihen®) und befolgte dabei 
zum Theil fünftlihe Combinationen, indem Verwandte von Vaters⸗ 
und Muttersfeite fungirten?®) oder zu dem nächſten Verwandten als 


3) Sachſenſp. I.41: balemtinden, dat is man sal ime verdelen al 
vormuntscap; Magd. Blume I. 146: vorbalmundin; Schwabenip. 50, 62, 66 c: 
palmunden; Frieſ. Stellen bei v. Richthofen Wörterb. S.617f. — In einer 
Trauungsformel bei Kraut I. S.177 fagt der Vormund bei Uebergabe des 
Mädchens an den Mann, er folle ihr ein rechter Vogt und nicht palemunt 
werden. — Mit Bezug auf die Kirchenvogtei heißt e8 in ber Urk. vo. 856 bei 
Schöpflin Alsatia dipl. no. 676: Advocatus ... qui nec palmundum 
nec aliquas exactiones exercere praesumat; Urk. v. 852 bei Neugart 
no. 345: sui commissi praevarieator (ver das ihm anvertraute ſchlecht ver- 
waltet) in rebus sive hominibus, quod vulgo Balmunt dieitur. — ferner 
Lacomblet II. no. 29 a. 1209: sine alienatione, que dieitur balmunt. — 
Bol. auch die fprachlichen Bemerkungen bei Kraut I. ©. 397 N. 5. 

2 Lüb. R. (Hach) IT. 97, 101, Nordh. Statt. c. 1300 art. 114, Magp. 
Blume I. 146, Saalfelver Statt. c. 176 (Walch I. S. 58). — Nah dem Hamb. 
Neceß 0.1529 (Baumeifter II. S. 168 N.15) können die Berwandten des 
Mündels den untauglihen Vormund abſetzen. 

25) In Lübeck regelmäßig minbeftens zwei, Pauli Abh. J. S. 144 N. 233b; 
in Saarbrücken zwei, Kraut 8 162 N. 22; nach den Freiburger Statt. (Krant 
8 191 no. 33) ein, zwei ober mehr; die fpätere Defterr. Geſetzgebung will wo 
möglih nur einen Bormund, doch wurden oft mehrere beftellt, Choriusty 
©. 133 ff. — Bol. auch die folgenden Noten und Kraut I. S.224f. 

36) Emſiger Gefj.$ 17 (v. Ridhthofen ©. 192): nach dem Tode des Baters 
propinguior de patre; ift auch bie Mutter tobt, propinquiores de cogna- 
cione matris cum paterna cognacione pueros regant et bona; Oſtfrieſ. 
Lor. II. 220, Brunner in Ziſchr. f. RO. XVI. S. 32. — Billwärder Lor. 
art. 47. — Frankf. Ref. VII.1 84, 5, 19, VII.2 8 14 ſowohl von väterlicher 
als möütterliher Seite und zwar wo möglich in gleicher Anzahl; regelmäßig 2 
Bormünder; Solmf. tor. XXI. 87, Hamb. Statt. III. 6 art. 10. — Aachen. 
Url. v. 1359 (Lörſch Aachener Urkk. 1879 ©. 37: 4 resp. 2 Bormünder von 
Vaters⸗ und Muttergfeite),. — Kraut I. S. 252 N. 26. | 
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gejehlihem Vormund noch weitere obrigkeitlich ernannte hinzutraten””). 
Meber die Art, wie fie gemeinſchaftlich oder gelondert die Verwaltung 
zu führen hätten, beftanden befondere Vorſchriften ®). 

7. Db eine Perfon zur Führung der Vormundſchaft geeignet 
jei, hatte die Familie oder die Obrigkeit im einzelnen Fall zu unter 
fuhen. Doc enthalten auch ſchon die Quellen des Mittelalters 
darüber einzelne Borfchriften. Es jollen, abgejehen von der Mutter 
oder Großmutter, Feine Frauen®), ferner feine Fremden“), Teine 
Geiftlichen*!), Feine rechtlojen Leute“), nicht Geiſtesſchwaches), Feine 
Feinde des Vaters“) u. ſ. w. zur Vormundſchaft zugelaffen werden; 


7) Bremer R. v. 1303 art.8, 9, v. 1428 II.13, 14 (Delrichs ©. 25, 
340): ber überlebende Parens fann zu dem gebornen Bormund noch zwei bi- 
derbe Leute hinzu ernennen; war dies nicht geicheben, jo thut es ver Kath. Eine 
andere Anordnung wurbe im 3. 1416 beichloffen (Delrihs S. 84 und Stötr. 
v. 1433 art. 17 ©. 457), doch fcheint dieſelbe nicht praftifch geworben zu fein, 
Donandt Gef. d. Brem. Stadtrechts IL. S. 224 ff. — Nah dem Wiener 
Stdtr. v. 1517 84 (Tomafjdhet II. ©. 125): dem vom Vater oder dem Richter 
aus den Verwandten beftellten Bormund treten zwet zu folden Dingen taugliche 
Bürger zur Seite. — R. v. Rauris v. 1565 (Salzburg. Taidinge S. 218): der 
Richter erneunt einen aus ben väterlichen, einen aus ben mütterlihen Ber- 
wandten und einen VBormund von obrigkait. — Freiburger Statt. vgl. unten 
8 266 N. 2. Fernere Mittbeilungen bei Rive II.2 ©.3, 4. 

3) Negelmäßig wird ihre volllommene Webereinftimmung und gemeinschaft- 
liches Handeln gefordert, 3. B. auch Brem. Beſchl. v. 1416 (vgl. N. 37). Rad 
einem Baier. Lbfr. (Rive II.2 S.29 NR. 120) joll, wenn es mehr als zwei 
find, Majorität entſcheiden. — Dagegen führt Einer die Berwaltung und die 
Andern die Auffiht nah Lüneb. Ref. VII. Abſ. 30 ff. (PufendorfIV.S.755), 
Mainz. Cor. V. 88. 

39%) Nach Oftfrief. for. II.230 dürfen auch Echweftern und andere Frauens- 
perjonen ernannt werden, wenn fie bejonders tüchtig find. 

0, Gosl. Stotr. S.16 3.30 ff., Lüb. (Hack) J. 24, rev. Lüb. R. J. 7. 2, 
Brem. BO. v. 1416 (Delrihs ©. 84), Schwip. 15,59. — Der Rath kann 
auch einen Ausländer nah Beftellung einer Kaution zulafien, Gosl. R. ©. 16 
3.33 ff.; der Fremde kann Vormund werben, wenn er ein im Sprengel des 
Mündels belegenes Grundſtück befitt, Magbeb. Görl. R. 5134. — Sind Die 
nächſten Verwandten Ausländer, fo jollen fle den inländifhen Bormündern bei» 
georbnet werben, aber nicht die Verwaltung führen, Frankf. — VII. 2 8 15, 
Lüneb. Ref. VII.1 812. 

N) Kraut IL S. 59. 

4) Gosl. Stdtr. S. 20 3.8 ff., Rsb. n. Dif.1.49.2,4, 1.50.11. 

#3) Gosl. Stdtr. S. 17 3. 13 ff., Schwſp. 59. 

) Schwſp. 66b, 348. 
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der Bormund fol dem Mündel ebenbürtig fein, weil er nur unter 
dieſer Vorausſetzung im Gericht defjelben die Gerichtöftandsfähigkeit 
befist*). Namentlich wird für ihn Handlungdfähigfeit, insbeſondere 
Münvdigkeit erfordert). In den jpätern Geſetzen finden fich aus- 
führlid)e Aufzeichnungen, zum Theil im Anſchluß an dad gemeine 
Recht“i). 

8. Ueber die Frage, in wie weit der zur Vormundſchaft be— 
rufene. zu ihrer Mebernahme verpflichtet jet, fehlt e8 in den ältern 
Duellen an gleihmäßigen Beitimmungen*). Nach höchſt partifulärer 


#5) Sadip. 1.23 81, 1.45 8 1, Schwip.59. — Nah ver Lebnrechtsgloffe 
(bei Someyer V. 1 S. 362) wird für die Vormundſchaft von Gerichtswegen 
Ebenbürtigkeit nicht gefordert. 

#6, Nach älterm Recht genügten die erreichten Jahre (Sachſp. I.42 $ 2) 
und durfte Jemand Bormund fein, der nachdem er zu feinen Jahren gekom⸗ 
men ift, ſelbſt noch unter Vormundſchaft ſteht, Schröder Urkk. no. 252 (233); 
a. A. Kraut I. S. 56. — Später wird ein höheres Alter gefordert, Schwip. 59, 
Behrend Stenbaler Urtheilsb. S.83f. XIX. (18 Jahre), Böhlau 888 N. 8. 
— Seitdem Jeder bis zu feinen Lagen unter Bormundfchaft fteht, darf nur ein 
Bolljähriger die Vormundſchaft führen, Oftfrief. br. IT. 227. 

Fiel einem Unmündigen die Bormundfchaft von VBerwandtfchaft wegen an, 
fo wurde der dann nächſte Verwandte, jedoch nah Magd. R. nur für die Jahre 
‚ ber Unmündigkeit des erften berufen und als fein Helfer bezeichnet, Magd. 
Görl. R. 37, Laband Magd. Rechtsquellen S.129 c.48; vgl. auch Seeländifches 
N. bei Kraut Grundr. 8 184 no.7 und für Oeflerreih Chorinsky ©. 59. 
— Rah Hamb. Statt. III. 6.3 galt das aud, wenn ein Minverjähriger tefta- 
mentariih zum Vormund berufen war. 

7) 3.2. Freiburg. Statt. fol. 53$. 

#) Im Liber Papiensis c.5 (6) wird des Falles gedacht, si tutor ali- 
quis illorum esse nolmerit; von Zwang ift feine Rede; der Richter foll ihnen 
dann einen andern Bormund beftellen. — Sadfenip. I. 42 82 fagt nur, daß 
ein zu feinen Jahren, aber noch nicht zu feinen Tagen gefommenes Kind Vor⸗ 
mund fein darf, of it wel. — Hildesh. Stbtr. c. 134 (Pufend. IV. p. 304): 
es liegt im Belieben des nächften Verwandten, ob er bie Vormundſchaft über- 
nimmt. — Mag. Er. I. 8.10 fagt nur, daß wer dolos, um dem Gegner zu 
ſchaden, fih der Vormundſchaft entzieht, folle belangt werben dürfen. — Keine 
Pflicht zur Uebernahme nah Hamb. R., Baumeifter IL. ©. 171. 

Dagegen: Richtſt. Ahr. 43 8 7: wer als nächſter Verwandter die Bormund- 
haft nicht führte und durch feine Nachläffigkeit ein Delikt des Kindes ver- 
ſchuldete, hat dafür einzuſtehen. — R.v. Hörter 87T (Gengler ©. 204): ver 
Rath kann die Mebernahme erzwingen. — Kl. Kaiſerr. II. 32: wer fi) der Vor⸗ 
munbjchaft entzieht, bat für den Schaden einzuftehen. — Brest. SD. v. 1373 
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Borfhrift darf der Vormund fein Amt niederlegen, wenn fein 
Mündel ein fchwered Verbrechen begeht”). 


8 266. Die Obervormundſchaft. 


1. Der Bormund hat nad allen Richtungen hin für dad Wohl 
ſeines Mündeld zu forgen. Bet der Gefahr rechtöwidriger, jchäd- 
licher oder nadhläjjiger Verwaltung der Vormundſchaft reicht es nicht 
bin, daß der frühere Mündel nad dem Ende feiner unmündigen 
Fahre den Vormund zur Rechenſchaft, zum Erſatz oder zur Bes 
itrafung heranziehen darf; es find bejondere Einrichtungen erforderlich, 
um der Gefahr auch während der Vormundſchaft vorzubeugen. 
Darum fteht der Bormund unter Auffiht der Familie’), welche von 
ihm bei gewilfen wichtigen Angelegenheiten zuzuziehen ift, Sicher- 
ftelung und Rechenſchaft von ihm fordert und bei Zuwiderhandeln 
den Staat um Hülfe angeht. Nicht bloß die Schwertmagen, nicht 
bloß die nächſten Verwandten leiften diefen Schuß, ſondern auch ent- 
ferntere Glieder der Familie, Cognaten, weibliche Verwandte find 
dazu berufen, ſich des Mündeld gegen den Bormund anzunehmen?). 


84 (Korn Brest. Urk. B. no. 282): der Rath kann willkürlich die Strafe für 
benjenigen beftimmen, welcher der Berufung feine Folge leiftet. — Ebenſo Ber- 


pflihtung nad dem Oftfrief. Lor. II. 223. — Landr. v. Obwalden (Blumer 


Rechtsg. II.2 ©. 192): welt ers dan aber nit duon, so es jm erteylt und 
gebotten wirt, der ist komen um 5 pfund und kome er des ze schaden, 
der um den vogt gebetten hätt, so sol er jn von schaden wysen; vgl. 
auh Schwyzer Lor. bei Rive II.2 S. 8 N. 32. — Dagegen darf man nidt 
mit Rive II.1 N.28 das Lüb. R. (Ha) I.23 hieher ziehen, wie fi aus ben 
andern Zerten II. 97 und III. 135 ergiebt. 

9, Mühlhauſ. R. (Förſtemann S.34f.): dann foll der Münbel einen 
andern Bormund kiefen und wenn er ihn nicht haben kann, fich felhft vorſtehen. 
Vgl. auch unten $ 268 N. 9. 

1) Oben $ 265 N. 13. — Erfurter Statt. c.9 (Walch I. S. 99): die 
vormunden die en sullen mit den kinden noch mit irme gute nicht tun 
ane der kinde nesten mage rate. — Im Holländifchen Recht fteht dieſe Auf⸗ 
fiht den fg. 4 Vierendeele der Sippe zu, d. h. den Stämmen ber 4 Urgroß- 
elternpaare, Brunner 2. f. Rechtsg. XVI. ©. 94 f. — lieber die Einwilligung 
der Familie bei der Berlobung oben.$ 209 N. 2. 

2) Nach nordiihem Recht fiehen bei GStreitigfeiten bie mütterlichen Ber- 
wandten dem Mündel gegen bie väterlichen bei; zur Verwaltung des mütterlichen 
Guts werden bie Eognaten, zu der bes väterlichen bie Agnaten zugezogen, Rive 





| 
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2. Und über dem Vormund und der Familie jteht die Obrig- 
feit®), welche nicht bloß den Vormund beitellen und gegen ihn bei 
Mißbraͤuchen einjchreiten kann, jondern auch Anftalten zum Schuß 
der Unmündigen auöbildet und das ganze Vormundſchaftsweſen unter 
ihre Auffiht und Obhut nimmt. Am früheiten entwidelte dieſe 
Berwaltungsthätigfeit der Rath in den Städten‘), dem die „Ober- 
vormundichaft“?) zugeichrieben wurde. Je mehr unter Abjchwächung 
des Gejchlechtöverbandes die Aufgaben der Gemeinde an Bedeutung 
und Umfant zunehmen, in um jo höherem Mae geht die Fürforge 
für die Schugbedürftigen von der Familie auf die Gemeinde über. 
Der Bormund übt nicht. mehr ald Organ der Familie deren Rechte 


I. S. 58 N.8, 59, 63 N. 27. — Entferntere Berwandte, aber auch andere Per- 
fonen können der Behörde Anzeige wegen ſchlechter Berwaltuug machen, Lüb. R. 
(Hach) II. 97, Nürnb. BO. 0.1399 $5 (Gengler S. 326), Schwip. 62, 66, 
Prag. Stotr. c.54 (Rößler S.36); auch Frauen find dazu berechtigt, Brünn. 
Schöffenb. c. 145. — Nad den Freiburger Statt. hat die Familie, die Freundſchaft 
eine eingreifende Betheiligung bei der Verwaltung; fie verftehen (Bl. 58) unter 
der Freundſchaft die zwei nächſten Freunde „und vorab, ob die von vatter und 
mutter magen vorhanden” und in Freiburg ober ber Nähe wohnen; ähnlich Tirol. 
ꝰdesO. III. 57. 

3) Die Bedeutung der ſtaatlichen Oberbormunbfieft während des Mittel- 
alters ift von Roth D. 8 198 nicht ausreichend gewärdigt, wenn er allein auf 
die Beftimmungen der Reichspolizeiordnung vermweilt. 

4) In manchen Rechtsgebieten ging die Obervormundſchaft auf die Zünfte 
über; bis im bie neueſte Zeit war bies in Bafel ber Fall, vgl. darüber Heus⸗ 
ler in d. Ztichr. f. Schweiz. R. XXI S. 44f. — Als Ausflug davon ericheint 
die Beflimmung des Preuß. Lor. II.18 8199: „nähft ven Verwandten find bie 
‘ Mitglieder der Zünfte und Innungen die Vormundſchaften über ihre Zunft- 
genofjen oder deren binterlaffene Kinder zu Übernehmen vorzüglidh verpflichtet” ; 
vgl. and $ 333 und II. 8 $ 220; fo auch no in der Lüb. Borm. O. v. 1820 
$ 12. 

5) Am frübeften finde ich den Ausdruck „Oberfter Vormund“ in Schlefien, 
zuerfi im 3. 1436 im einer Breslauer Stabtbucheintragung (Ziſchr. f. G. Schle- 
fiens VIII. ©. 160): mit willen und wissen der Ratmanne als obirsten 
vormunde. — In d. Nürnb. Ref. v. 1522 XVIII. 6 $4 beißen „oberfte Vor⸗ 
münber“ bie Rathscommifjarien, denen das Bormundichaftswejen übertragen 
if. — Eine Url. aus dem 3.1504 bei Kraut .S.84 N. 26. — In dem 
Saarbr. or. c.6 (v. d. Nahmer ©. 1009) heißt es: „der Herr foll allezeit der 
Dbermomper feyn”; biefe dem J. 1321 zugeichriebene Duelle rührt entſchieden 
ans fpäterer Zeit ber. — Der Ausdruck Obervogt in dem Landr. von Nib- 
walden (Blumer Rechsg. II. 2 S. 194). 
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aus, fondern erjcheint ald Beauftragter der Gemeinde, welcher gemäß 
den Speziellen Weilungen oder den allgemeinen Rechtsnormen den 
Mündel zu vertreten hat. Aber doch behält noch lange die Familie 
einen gewillen Einfluß auf die Verwaltung der Vormundſchaft und 
ed find bei wichtigen Aften auch noch weiter Mitglieder der Familie 
vom Vormund felbft oder von der Obrigkeit zuzuziehen®). 

3. Schon während des Mittelalterd erließen einige Städte be= 
jondere Bormundihaftdordnungen?); eingehende Vorſchriften über 
diefe Materie enthalten die Neformationen der Receptionszeit?). 
Ganz bejonderd wichtig war ed, daß die Neichögejebgebung, weldje 
ſich im übrigen kaum um Materien des Privatrechtd fümmerte, einige 
Beitimmungen über dad Vormundſchaftsweſen traf. Wenngleich die— 
felben wenig in dad Detail eingehen, jo fchufen fie doch gewifjer- 
maßen einen Rahmen, in welchem ſich jpäter die Landesgeſetzgebung 
bewegte. Die Reichöpolizeiordnung von 1548 (Tit. XXXI) will, 
daß Landesherrn und Städte die reichögefeglichen Normen bei ſich 
durchführen follen®), fo daß, wenn der Minderjährige feinen teita- 
mentariſchen Vormund oder feinen Verwandten hat, welcher ſich der 
Vormundſchaft unterziehen wollte oder könnte, die Obrigfeit eine 
Anordnung zu treffen babe ($ 1); Niemand dürfe die Vormund— 
haft antreten, dem nicht dieſelbe durch ein obrigfeitliched Dekret 
aufgetragen ſei ($ 2); der Bormund folle ein Inventar aufnehmen, 
„rechtmäßige Caution und Berfiherung” thun, eidlich die gewifjen- 


6) Ueber das Einzelne vgl. im folgenden. — Hier erwähne ich die Tirol. 
LdesO. III. 47, 50, welche gewiffe Funktionen beim Adel den „näcften Freun- 
ben“, „in Stätten und Gerichten” der Obrigkeit zufchreibt. — Einzelnes über 
die Geichichte der Obervormundſchaft in Defterreih Chorinsty S. 66 ff. — Da- 
rüber, daß im Engadin die Obrigkeit jehr zurüdtritt und die Familie auch noch 
in fpäterer Zeit die Oberwormundfchaft hat, Bühler das bündneriſche Erb- und 
eheliche Güterredt. ©. 103. 

N) 3.8. Breslauer BO. vom König Iohann v. Böhmen v. 1339, Brest. 
Rathsverordn. v. 1372 (Korn Bresl. Url. B. no. 161, 282), Ordn. f. Hörter 
v. 1376 (Gengler Stadtredte S. 203 ff.), f. Nürnberg v. 1399 (Sieben- 
fees Beytr. I. ©. 214 ff,, auch Gengler ©. 325 ff.), f. Riga v. 1591 
(v. Napiersty Rig. Stotr. 1876. S. 272—290, großentheils aus der Franff. 
Ref.). 

8) Befonders die Frankf. Reformation. 

9) Böhlau II. S.129 N. 61. 
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hafte Erfüllung feiner Pflichten, insbelondere auch verſprechen, daß 
er die Güter des Mündeld nicht ohne obrigfeitlihed Dekret ver- 
äußern und daß er jährlih „auf Forderung der Obrigkeit gebührlich 
Rechenſchafft“ Leiten wolle ($ 3). Diefelben Beitimmungen wurden 
mit geringen Modifikationen in der Reichöpolizeiordnung von 1577 
(Titel XXXII) eingefhärft und kehren dann in den Gefehen und 
Gejepbüchern der folgenden Dezennien und Sahrhunderte, öfter 
unter direkter Bezugnahme auf das Reichsgeſetz!o), vielfach wieder. 

4. Audy wurden in vielen Städten bejondere Behörden für 
dad Bormundichaftsweien eingerichtet!!). 


10) Lüneb. Ref. Thl. IV., Hamb. Statt. III. 6. 

2) In Nürnberg werden nad der BO. v. 1399 (N. 7) dafür zwei Perfonen 
mit Gehalt ernannt; fie follen alle das Bormundichaftswejen betreffenden An- 
gelegenbeiten in ein beſonderes Buch eintragen und bei jchwierigen Fragen ſich 
an den Rath wenden, im Übrigen aber Berfchwiegenbeit beobachten. Zur Ber- 
befferung der Einrichtungen wandte man fi im 3. 1506 von Nürnberg nad 
Benedig, um die dortigen Beranflaltungen kennen zu lernen und richtete dann, 
nachdem ein Bericht eingegangen war, fein judicium tutelare ein (Stobbe 
Geſch. ver D. Rechtsquellen II. ©. 302f.). Chriftopp Scheurl (Chroniken der 
d. Städte XI. ©. 798.) theilt mit, Daß das Amt aus drei oberfien Bormündern 
beftebe, won denen jeder jährlich 40 Gulden Lohn erhält; jedoch haben sie kai- 
nen häderischen oder genotten sonder ein willkürlichen gerichtszwang 
[non habent jurisdietionem contentiosam, sed volumtariam tantum], das 
ist, sie urthailen in kainer sachen entlich, sonder zaigen allain an 
und vermanen gütlich zu dem das recht ist, thailen die erbschaft, vol- 
ziehen die letzten willen, geben den unmündigen vormunder, und an 
der verstorben oder verdechtigen stat setzen sie andere. item so be- 
schliesen sie, das der unvogtbaren kinder gelt wucher, das ist zins, 
trag, .und das sie davon eherlich und wol erzogen werden. one der 
sonderbaren bewilligung darf niemant ainig ligent guet, rent oder 
zins eins unmündigen verkaufen oder verendern. sie horen anderer 
vormunder rechnung und zeeln sie irer verwaltung ledig. 

In Baſel werben in ber Mitte des 15. Jahrh. vom Rath jährlich zwei De- 
putirte abgeorbnet, um ſich von den Bormündern Rechnung legen zu laffen 
(Rechtsq. v. Bafel I. no. 143e). — In Leipzig fett im 9. 1479 der Rath 
einen Herrn aus dem Rath und zwei aus der Gemeinde zu Vormündern für bie 
unmündigen Kinder ein (Leipy. Url. 3. I. no. 505). — In Wien bildet der 
Stadtrat) die erfte, die Tandesherrlihe Obrigkeit die zweite Iuftanz in Vor⸗ 
munbfchaftsjachen, Stadtr. v. 1517 84 (Tomaſchek II. S. 125). — Ueber 
Sörlig vgl. Stadtrechtsbuch v. 1434 8 75 (Gengler ©. 158), über Züri 
Rive 1.28.14. — In Riga findet v. Bunge (vie Stadt Riga 1878 
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5 267. Nutzung des Vermögens und Unterhalt des Münbels. 


1. Der Bormund fol fi des Mündeld und feines Vermögens 
unterwinden, er fol die Perſon und dad Vermögen in feinen Bejig 
nehmen!). Nicht weil der Mündel Vermögen bat, ſoll ſich der 
Bormund feiner annehmen, jondern weil er für ihn zu forgen hat, 
iſt er zugleih mit der Verwaltung des DVermögend betraut. Auch 
wer fein Vermögen bat, ftebt unter Bormundichaft?). 

Der Bormund kann den Mündel von jedem heraudverlangen, 
welcher ihm ihn vorenthält?), und hat ihn dann zu alimentiren‘). 
Freilich galt ed ald das natürlichſte, daß das Kind, wenn es noch 
eine Mutter hatte, bei diefer blieb°); aber der Vormund durfte es 
au ihr abfordern®). Am eheften wird dies gefchehen fein, wenn 
fie fi zum zweiten Mal verheirathete”). 

2. Der Bormund, welder den Mündel und fein Vermögen 
in jeine Gewere nahm, Hatte ihn aus den Früchten defjelben zu 
unterhalten. Was von den Früchten für diefen Zweck nicht aufge 
braucht wurde, durfte er nad) altem Recht für ſich behalten; denn er 
brauchte beim Ende der Vormundſchaft nur dad dem Mündel zu 


v 
S.279 N. 294) während bes Mittelalter nichts von obrigfeitlider Contro⸗ 
lirung. 

1) Quellenausſprüche bei Kraut I. S. 227. — Formen von fehr proble- 
matiſcher Glaubwürdigkeit Über dies Anfichnehmen enthält die Sachfenfpiegelgloffe 
von Nik. Wurm beit Böhlau nove constitutiones ©. 57. 

2) Na deme dat he van rechtes wegene scole ir vormunder sin unde 
nicht dorch ires gudes wille, Ridtft. Lor. 43 8 7. 

2) Schröder Url. no. 252 (233): Niemand ift des Mündels alse .bilche 
gewaldich, alse ire rechten vormunden. 

9 Gosl. Store. S. 17 3.20: er folle ihm die nottorft gheven na rede- 
liken dinghen, 3.32 ff. 

5) v. Mar titz ehel. Güterr. S. 171f., 174f., Böhlau Medl. Landr. I. 
©. 123. 

6) Mag. Sr. 1.8.5; Leipz. Schöffenurth. bei Wafferfhleben S. 144, 
wo bie Mutter dem Bormund das Kind mit Gewalt nimmt aus seyner gewere 
und aus seyner vormundschafft ane orteil und recht. 

7) Kraut I. S.289f. Dortmunder Statt. DIL. 51 (Frensporff ©. 79), 
Oftfrief. Lor. IL. 243. — PfalzeZweibrüder Recht (Kraut 8.188 N.27): bei 
Wieberverheiratbung der Mutter haben die Bormünder zu beftimmen, ob bie 
Kinder noch bei ihr bleiben follen. 
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reftituiren, was er bei ihrem Beginn in feine Gewere genommen 
hatte. Die Vormundihaft war nad urfprünglihem Recht eine 
tutela fructuaria®), fie legte dem Bormund nicht bloß Pflichten auf, 
jondern gab ihm aud die Nupungdbefugnig am Vermögen des 
Mündels. 

Freilich finden ſich nur in einem Theil unferer Duellen, und zwar 
beſonders des jächfiichefriefiihen Stammes, Beitimmungen, welde 
dieſe Geſtaltung des Rechts vermuthen lafjen oder direft beweiſen; 
da aber auch die nordiſchen und franzöfiichen Quellen die tutela 
usufructuaria enthalten?), fo ift wohl anzunehmen, daß fie überhaupt 
dem ältern Recht entiprah. Ganz befonders ift da an ihr nicht zu 
zweifeln, wo gejagt wird, dab dad Mündelgut weder wachſen noch 
Ihwinden fol!) Als ein Reſt verjelben erfcheint daS Anevelle 


8) Während man in ber ältern Literatur die tutela fructuaria behauptet, 
dann aber feit Runde und Eihhorn vielfach geleugnet hatte (Literaturangaben 
bei Kraut II. S. 55 N. 1, 2), bat fie Kraut (II. S.54—85) mit großer Ge⸗ 
lehrſamkeit vertheibigt und es find ihm bie meiften neueren Bermaniften gefolgt, 
Homeyer II.2 ©.496, Schröder ehel. Güterr. J. S. 52 N., v. Martig 
S. 169 N. 4 vgl. mit ©. 332 N. 17, Heusler Gewere S. 156 f.; über das 
nordiſche Recht Konr. Maurer krit. Viertelj. Schr. II. S. 105 ff, 8. Lehmann 
Berlobung und Hochzeit S.35f. — Befeler 8 128 N. 25 ſagt, fie lafſe ſich 
nicht allgemein für alle Stammesrechte annehmen; jedenfalls ſei die Einrichtung 
ſchon früh außer Uebung gekommen. Rive J. S. 199 erklärt ſich unter Be⸗ 
rufung auf die nordiſchen Quellen gegen fie, bat aber doch ſelbſt Nachrichten 
zufammengeftellt, welche für fie ſprechen. Gengler (3. Aufl. $ 167.1) Teugnet 
fie für das frühere Mittelalter mit Ausnahme der friefiihen Statute, meint 
aber — auffallender Weife —, daß fie feit dem 14. Jahrh. in der beutfchen 
und vorzüglich aud der Sächſ. Praris allgemein durchgedrungen fei. Richtiger 
hatte er früher (Lehrb. S. 1233 N.) ihr Hervortreten in jüngern Ouellen nicht 
als Nenerung, jondern ale uoch gebuldetes Weberbleibjel des Alterthums be» 
zeichnet. | 

9 Nah norbiihem Recht werden dem Bormund bie Mobilien nach einer 
Schätung übergeben und er foll ebenjo viel reftituiren, als er empfing, Konr. 
Manrer a. a. 0. S. 105 f, Rive I ©. 32, 35, 63 N. 28; fo aud im 
Oſtfrieſ. Lor. II. 222 (eine fpätere Entwidelung ift es, wenn bie Ueberſchüſſe 
über den Aufwand für die Alimentation das Mündelgut vermehren jollen, Rive 
I. S. 35 N. 25). — Ueber das fg. bail des franz. Adels Schäffner franz. 
Rechtsgeſch. III. S. 218 ff. 

10) Brofmerbrief $ 92 (v. Richthofen frief. Rechtsq. S. 164): thet ne mei 
nauder vaxa ni wonis, also thet wivegod. Der Satz jcheint ebenſo wie 

Stobbe, Privatregt. IV. 1.0.2. Aufl. 29 
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ded Lehnrechts (oben II. $ 119 N. 37) und die Interimswirthſchaft 
(II. $ 135 N. 15); nur bat fidh der Geſichtspunkt infofern verändert, 
als die Nubung des Lehnd oder Bauergutd nicht ald Wirkung der 
Vormundſchaft erjcheint, fondern umgekehrt derjenige, welchem während 
der Unmündigkeit des Vaſallen (oder Anerben) dad Leben (oder 
Bauergut) geliehen wird, mit NRüdficht auf dies Gut auch die Vor- 
mundſchaft führen ſoll u). 

Aber zu der Zeit, über welche wir aus den Quellen eingehendere 


mit Bezug auf das Weibergut (oben $ 221 N. 18) ſprichwörtlich geweſen zu fein. 
Der Paffus, „das unmiündiger finder güter nichts nicht gewinnen noch verliefen 
mögen” ift in eine Stelle der Gloſſe zum Sächſ. Weichbild art. 26 (in der Redak⸗ 
tion der Ausgabe von v. Daniels heißt e8 nur: das unmundiger kindere gut 
nicht gewynnet) eingefireut, flimmt bier aber nicht zum übrigen Inhalt der 
Stoffe; Kraut II. S.64 ff. müht fih vergeblih ab einen einheitlihen Sinn 
berzuftellen. — Zwei andere Nachweifungen bei Graf und Dietherr S. 172 
no. 180, 182. — Auch aus dem Dithm. Lor. v. 1539 8 107 ergiebt fi, daß 
der Bormund die Früchte des Grundftüds für fich zieht und nur, wenn ber 
Mündel vor der Erndte ftirbt, für die Nutnießung des betreffenden Jahrs ein 
Pachtgeld zahlen fol. Aus Sadfenip. I. 23 $1 ift nicht mit Sicherheit dieſe 
Beſtimmung berauszulefen (a. A. v. Marti ©. 169 N. 4); der Sadjfenip. 
fagt: den mündig gewordenen Kindern fol der Bormund al ir gut heraus- 
geben; aber es ift nicht außsgefchloffen, daß zu dem „gut“ auch die Bermehrungen 
gehören, melde während der Bormundfhaft zum Mündelgut binzugelommen 
find. — Auch mande andere von Kraut angeführte Stellen beweifen nicht 
feinen Sag. Auf die von ibm (S. 76) angeführte Variante eines Lübiſchen 
Coder lege ich fein Gewicht: nach ihr darf feftgefettt werdeu, daß der Bormund 
gegen Nutnießung des Vermögens und unter Sicherftellung deſſelben den Mün- 
del zu alimentiven habe. Denn bei der tutela fructuaria handelt es fih um 
eine dem Bormumnd gefetlich zuftehende Beredtigung; von einer ſolchen ift aber 
in Lübeck feine Rebe, wo der Vormund das Mündelgut nicht zu eignem Bor- 
theil verwalten, fondern die Ueberſchüſſe für den Mündel anlegen fol, Lüb. R. 
(Hach) IL.101, 105. — Gegen Kraut auh Böhlau IL. ©. 123 N.20. — 
Die Möglichkeit, daß dem Vormund der Fruchtgenuß gegen Uebernahme der 
Alimentation Überwiefen wird, befteht auch anderwärts, 3.8. Magd. Fr. L8.8: 
der Richter beſtimmt unter Zuziehung der Familie, wie der Vormund das Gut 
einfordern ober ebintüren folle, is sey umme genyz adir umb erbeites lon, 
d.h. ob er gegen Uebernahme der Alimentation ben Nuben für fih haben oder 
für jeine Tchätigleit eine befondere Belohnung erhalten fol. — Auch Chorinsty 
©.244 f. findet zu Unrecht eine Nachwirkung der tutela usufructuaria in 
öfterreich. Beftimmungen, wonah dem Bormund gegen eine Pachtfumme bie 
Nutung des Mündelguts Überlaffen werden Tonnte (fg. Beſtandvormund). 
m) Homeyer IL.2 ©. 487. 
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Nachrichten befigen, war die tutela usufructuaria im Verſchwinden. 
Sie entſprach nicht mehr einem Rechtözuftande, in welchem oft nicht 
der nädjlte Verwandte, fondern eine von der Obrigfeit ernannte 
Perfon die Vormundſchaft führte). Seht waren die Früchte für 
den Mündel zu verwenden und, ſoweit ſich Meberichüffe ergaben, für 
ihn anzulegen; der Vormund ſollte jährlich Nechnung legen u. |. w. 
3. DBlieb dad Kind bei der Mutter, jo war ed von ihr zu 
unterhalten. Dft hatte fie gemäß dem ehelichen Güterredht die Be— 
fugniß, die Früchte von dem Mündelgut zu ziehen, weil fie al 
überlebende Gattin dad ganze aus der Ehe herſtammende Vermögen 
nußgnießen durfte. Wo dies nicht der Fall war, traf man Felt 
jegungen, wie viel von den Früchten ded Mündelgutd die Mutter für 
den Unterhalt der Kinder erhalten follte). Und auch jonft wird 
angeordnet, wie viel vom Vormund für den laufenden Unterhalt zu 
verwenden ift!*). 
Reichten die Einkünfte des Vermögens für den Unterhalt nicht 
bin, jo lag ein Fall der echten Noth vor und es durfte, — unter Zu- 
ziehbung der Familie und des Nichterd — die Subftanz angegriffen 
werden®). Beſaß aber das Kind nicht, fo trat die Alimentationd- 
pfliht der nächſten Erben ein’), d. h. aljo nah altem Recht des 
Vormunds). Dagegen war der Bormund als joldher, ohne Rüd- 
fiht auf die Berwandtichaft, zur Alimentation nicht verpflichtet. 


13) Unrichtig Dernburg Vormundſchaft S. 8, daß fie zufolge der Recep⸗ 
tion befeitigt fei. Als das Römiſche Recht zu einer Macht im deutſchen Rechts⸗ 
leben wurde, war bie tutela fructuaria längft verſchwunden. 

18) Borm. DO. f. Hörter v. 1376 $ 3 (Gengler ©. 204): der Rath beflinmt, 
was fie vor kost und vor cledere erhalten fol. — Saarbr. Zpr. VI. $ 10 
(0.9. Nahmer ©. 1011). 

1) Nach L. Wisig. IV.3. 3: den 10. Theil der Früchte. — SHörter v. 
1376 $ 4: Feſtſetzung durch den Rath und die Familie. — Ueber Zütifches R. 
Rive J. S. 64. — Nah Hamb. R. v.1292 0.2 follen 7 Mark jährlich für 
die Koft aufgewendet werbeu, nah Hamb. R. v. 1497 D.2 richtet fih der Auf- 
wand na mogenheyt der ghudere und gestaltenysse der personen (gegen 
die Interpretation von Kraut II. ©. 34; vgl. Baumeifter IL S. 168 N. 13). 

15) Gosl. R. S.19 3.15 ff., Rechtsb. n. Dift. L 50. 7, Hörter v. 1376 86; 
ſchwediſches Hecht bei Rive I. S.61 N. 18. 

16) Bol. auch Sachſenſp. L 4. 

Mm Bol. auch Rive I. S.61 N. 18. 

99% 
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Mit Loderung des Familienverbanded war der bedürftige Mündel 
auf die Armenanftalten verwiejen?). 

4. Seitdem der Vormund nicht mehr dad Vermögen unter 
Berbindlichkeit zur Alimentation zu feinem eignen Bortheil nubte 
und für den Unterhalt de8 Mündeld beftimmte Summen ausge⸗ 
worfen wurden, Tonnte dem Bormund obrigfeitlih ein Lohn für feine 
Verwaltung aud den Grträgniffen des Mündelgutd zugebilligt wer- 
den oder ftand ihm gejehlich der Anfprud auf einen ſolchen zu?°). 


5 268. Die Bermwaltung der Vormundſchaft. 


1. Der Bormund hat vorbehaltlich der der Mutter zuftehenden 
Befugnifje das Recht und die Pflicht der Erziehung des Mündels; 
er darf ihn, wenn er nicht gut thut, Förperlich züchtigen!) und von 
Seiten der Obrigkeit einjperren lafjen?). Er bat darauf zu achten, 
daß er für einen angemefjenen Beruf anögebildet wird’). Nur mit 


18) Rive I. S.1%, II. 2 S. 48; vgl. aber au IL 1 S. 30f. 

Die — foweit mir befannt — einzige Stelle, in weldder das beutfche Hecht 
den Bormund unbedingt für den Unterhalt verbindlich macht (Thurgauer Weisth. 
v. 1432 bei Grimm I S. 278), ift infofern bedeutungslos, als fie davon aus- 
geht, daß der Bormund ber nächste vatermag und daher auch der Erbe ift. 

19) Haenel decisiones consulum Goslariensinm 1862 p. 19, a. 1443: 
in einem konkreten Kal wird ihm für feine Arbeit aufgelaffen eyn lodich mark 
geldes jarlikes tinssen am Münbelgut. — In Breslau (BO. v. 1373 $ 1, 
Korn Brest. Url. B. no. 282) bat er den Anſpruch auf den 12. Theil der Ein- 
fünfte. — Magbeb. Fr. J. 8. 8 (oben N. 10). — Die Obrigkeit beftimmt für 
ihn eine jährliche Belohnung, Freiburger Statt. fol. 52®; vgl. auf Zür. Raths⸗ 
BO. 0.1434 (Rive II.2 S.14 N. 64), Schweizer Beftimmungen bei BIn- 
mer Rechtsg. I. ©. 507, Geraer Statt. v.1487 $58 (Wald II. S. 125; bei 
großer Mühe ein gebührlicher Lohn), Oftfr. dr. II. 224, Tiroler LandesO. III. 50, 
Trierer Zr. XI. $14, C.Max.B. 1.7 815 n0.5. — Bei Beendigung ber 
Bormundihaft kann ihm ein Honorar je nah dem Maß feiner Thätigkeit zu- 
gebilligt werben, Frankf. Ref. VOL. 13, Hamb. Statt. III. 6 art.20, Wilbenbr. 
Lor. H.17 8 36. — Dagegen wird Honorar ausgeſchloſſen Rev. Lüb. R. I.7. 14, 
Mainz. Lor. V. 18. 

1) Richtſt. Ldr. 43 89: er darf ihn mit ruden.... dwingen; Gosl. Statt. 
S. 48 3.25 ff.: ihn fchlagen in den hals; Bresl. BO. v. 1339 (Korn Ur. 2. 
no. 161): corrigere et artari ad bene faciendum, prout ... consulum 
industrie melius videbitur expedire. 

2) Pauli Lüb. Zuflände II. S. 82f., 93. 

2) Frankf. Ref. VII.4 $3. 
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jeiner Genehmigung darf der Mündel fich verloben oder verheirathen 
(oben $ 253 NR. 13). 

II. Der Bormund bat den Mündel vor Gericht, in Civil⸗ 
und in Strafjachen, zu vertreten‘). Rechtsverletzungen, welche gegen 
ihn begangen find, bat er zu verfolgen und die Bußen für ihn ein- 
zutreiben®); bei Anjchuldigungen und fonftigen Klagen gegen ihn fol 
er die Bertheidigung übernehmen®). 

Hat der Mündel angeblich ein Verbrechen begangen, jo wird 
duch feine Unmündigkeit dad Verfahren nicht aufgehalten”); da er 
feinen Eid jchwören kann, fo darf ihn der Vormund, ähnlich wie 
den Hausſohn der Vater (5252 N.55,56), durd) feinen Eid reinigen®). 
Der ſchuldig befundene Mündel unterlag keiner Kriminalftrafe, aber 
er wurde zur Zahlung eined Wergelds oder der Buße oder de 
Schadenderjages verurtheilt (oben III. $ 200 N. 9), für welche mög⸗ 
licherweije in ältefter Zeit der Vormund baftete?). In unjeren Quellen 


9 Gosl. Statt. S.17 3.35 ff.: en recht don van der kindere weg- 
hene. — Nach langob. Recht (L. Liutpr. 75) wird der Sicherheit wegen noch bie 
Familie zugezogen. 

5) Die Bußen fallen nicht an den Bormund, wie Kraut I S. 329 ff. an- 
nahm, fondern an den Mündel, Rive I. S.205f., IL.1 ©. 50, Kon. Maurer 
in d. frit. Biertelj. Schr. II. S. 118. 

6) Kraut I. S. 366 ff, 371ff, Rive L ©. 200f., IL.2 S.89f. — 
Kraut I. S. 367 will aus dem Cap. ad 1. Salicam a. 819 c.5 (Behrend 
p. 115) den Schluß ziehen, daß der Bormund in Straffachen nur berechtigt, 
aber nicht verpflichtet geweien fei ven Mündel zu vertreten. Das Geſetz fagt 
weber das Eine noch das Andere, fonbern beſtimmt nur, daß der Mündel ſelbſt 
vorgeladen und vor das Gericht zwangsweife geführt werben kann. Nach dem 
ganzen Wejen des Mundium erfcheint die gerichtliche Vertretung als Hauptpflicht 
des Bormunds, vgl. auh Rive J. S. 200 ff. IL.1 S. 51ff. 

T) Cap. ad 1. Sal. vgl. vorige Note. — Auch wirb nad der Weichb. Glofſe 
gegen ihn verhandelt, wenn der Bormund breimal vergeblich vorgeladen ift, 
Kraut I. ©. 367. 

5) Behrend Stend. Urtheileb. I.; altſchwed. Recht Rive I. S.109 N. 4. 

9) Weber norbifches Recht v. Amira Obl. Recht I. S.401, 402. — Aber 
in den deutſchen Duellen wird dies nicht direkt ausgeſprochen. Möglicherweiſe 
deutet darauf das Mühlhaufer Rechtsbuch (Förftemann ©. 34.) bin, daß 
wenn das Kind ein fchweres Verbrechen begangen hat, so mugin sich di vor- 
mundin woli von der vormuntscaph zi ab su wollin. — Kraut I. S.229, 
344 ff, 358 nimmt für das deutſche Hecht eine fuhfiviäre Haftung für den 
Mündel an. Er beruft fih auf Richtſt. Lbr. 43 87,9, wonach der Vormund 
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aber erlegt er fie aus dem Vermögen ded Mündels!‘) und Tann 
nur dann felbft in Anſpruch genommen werden, wenn er injofern 
eine Mitfchuld trägt, ald er dad Kind nicht ordentlich erzogen und 
behütet hat!'). 

Bei Givilfahen wird viel unbedingter ald bei Strafſachen ges 
fordert, daß der Mündel den Vormund zur Seite hat und feine 
eigenen Grllärungen abgiebt'). Wenn im allgemeinen Givilprozefie 
während der Unmündigfeit geführt werden können’), fo ift doch au 
manden Orten beftimmt, daß Prozefje über Grundftüde und über 
Erbrecht ausgeſetzt beiben ſollen“) und daß died auch dann der Zall 
ift, wenn die Entiheidung von einem Eide abhängig gemacht wird 
und der Bormund erklärt, denſelben nicht ſchwören zu können oder 


beit eigener warlose haftet und meint — was ſich gewiß nicht behaupten läßt —, 
daß bei Verbrechen des Kindes dem Bormund immer warlose vorgeworfen wer- 
den kann; weiter fügt er fih auf die Analogie der Berhaftung bes Herrn für 
ben Schaden, welchen feine Leibeigenen ober Thiere verurſachen. — Daflir erflärt 
ſich auch v. Martit Ehel. Güterr. ©. 84 f., 162. 

10) Sachſenſp. II.65 8 1 (jpäterer Zuſatz), Magdeb. Görl. R. 8 117, Richtſt. 
43 56, Syſtem. Schöffen. III. 1. 37, Glog. Rechteb. $ 111, Gosl. Statt. S. 42 
3.18 ff, Din R. bei Rive J. S. 71 N. 41. 

1) Richtſt. 43 8 7,9 (vgl. N. 9). 

1) Nach der Weichbildgloffe (Kraut I. ©. 367 f.) kann das — 
gegen den Mündel ſtattfinden, wenn der dreimal geladene Vormund nicht er⸗ 
ſcheint; aber in Civilſachen iſt dies unzuläſſig; bier darf ohne Betheiligung tes 
Bormunds nur eine vorläufige Beſchlagnahme des Bermögens ftattfinden. — 
Allgemein jagt Magd. Görl. R. v. 1304 art. 60, daß wenn fie ihren rechten Bor- 
mund nicht habben mogen, man fie nicht vor Gericht bringen joll, bevor fle zu 
ihren Jahren gelommen find. 

122) Kraut IL. ©. 16, Rive II.2 ©. 40 ff. 

14) Cap. ad 1. Sal. (N. 6): de hereditate paterna vel materna si ali- 
quis eum interpellare voluerit, usque ad spatium duodecim annorum 
expectare judicatum est. — Nach den frief. 24 Landrechten c. 16 (v. Richt- 
bofen Rechtsq. S. 66; vgl. and frief. Rechtsgeſch. I. S. 48) follen während 
der Unmündigkeit Prozeffe wegen ihrer Grundftüde und Leibeigenen und wegen 
der Bertheilung eines bezahlten Wergelds ausgeſetzt fein. — Ganz allgemein 
jagt das Oeſtr. Lor. art. 52 (Haſen öhrl): nach den jaren sullen si ant- 
wurten als recht ist ... wer gen in icht ze sprechen hat; und Wiener 
Stbir. art. 15 (Schufter): Unmündige brauchen nicht zu antworten umb 
chainer slacht gült d. h. Schuld. 
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zu wollen’). Regelmäßig wird aber angenommen, daß der Vor⸗ 
mund für den Mündel den Eid ſchwören darf'®). 

Seht der Prozeß für den Mündel verloren, fo darf dad Kind 
ihn nach erreichter Mündigkeit wieder aufnehmen; denn der Vor⸗ 
mund Tann für den Mündel wohl etwas gewinnen, aber nichts ver- 
lieren”). Ganz bejonderd wird died für Grundftüdäftreitigkeiten ge⸗ 
golten haben; denn während der Unmündigfeit des Kindes entftand 
für den Gegner feine rechte Gewere (oben II. S 74 N. 7). 

II. Der Unmündige darf fi nicht ſelbſtändig durch Rechte: 
gefchäfte verpflichten. Inſoweit ed derjelben für ihn bedarf, hat fie 
entweder der Vormund für ihn oder der Unmündige mit Zuziehung 
oder Genehmigung ded Vormunds abzuſchließen. Rechtsgeſchäfte, 
welde der Mündel ohne den Vormund abſchließt, find nicht nichtig, 
jondern negotia claudicantia, weldye durch nachträgliche Genehmigung 
ded Bormunds für beide Theile bindend werden‘). in vom Bor- 


15) Brag. Stötr. 103: will der Bormund nicht ſchwören, jo wird das Ber- 
fahren ausgefettt; ſchwört er, von der Schuld nichts zu willen, jo wirb ber 
Kläger abgewiefen. — R. v. Nordhaufen (Kraut II. S.17R.20): wenn in 
dieſem Fall der Kläger abgewiefen wird, fo kann er do, nachdem der Beklagte 
mündig geworden iſt, noch einmal den Prozeß gegen ihn anftellen. — Bamb. 
Stdtr. $ 327: der Bormund hat nicht nöthig den Eid zu leiften. — In Frank⸗ 
furt (Thomas Oberhof S. 362) wird 1479 bei Beftellung eines Vormunds 
ausdrücklich erflärt, daß die Eide von den Kindern zu leiften feien, nachbem fie 
zu ihren Jahren gelommen feien. 

18) Magdeb. Fr. I. 8. 1, Gosl. Statt. S.17 3.35 ff. — Wo es fih um 
eine Schuld der Eltern handelt, Tann ber Vormund den Eib über fein Nicht- 
Wiffen ſchwören; das Loos entfcheibet, wer von mehreren Bormäündern den Eid 
leiften fol, Lüb. Statuten I. 7. 3. 

1) Kraut II. ©. 17; Saarbr. Zr. VI. 85,6, (v. d. Nahmer II. 
S. 1010). — Schon bie L. Wisig. IV. 3.3 giebt dem Minderjährigen vie 
Restitutio in integrum gegen nachtheilige Erkenntniſſe. 

18) Rive I. S. 199 f, 1.2 ©. 44 ff., Schwabenfp. 60, Bern. Hanbfefte v. 
1218 c.50 (®aupp II. ©. 55): nec possunt aliquid facere, quod alicujus 
sit momenti, nisi per manum tutoris et advocati ipsorum, ... nec advo- 
catus debet aliquid facere, nisi quod cedat ad utilitatem ... puerorum; 
Kraut Grundr. $ 192 no. 24, 26, 27; rev. Lüb. R. I. 7.6 („zu Rechte unkreff⸗ 
tig”), Lüneb. Ref. VII. 29 (ohne Kraft, „es fey denn der Bormünber perfönliche 
Gegenwärtigleit oder ausdrücklicher Wille vabey und darüber gewejen”). — Der 
Gegenſatz eines nichtigen und eines negotium claudicans fommt nicht überall 
in den Quellen zu bewußtem Ausbrud. 
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mund zum Nachtheil des Mündeld abgeſchloſſenes Rechtsgeichäft 
durfte dieſer nad) erreihter Mündigkeit widerrufen!). Um das Sn- 
tereſſe des Mündeld zu fidhern, wurde partifulär auch oberuormund- 
Ihaftlihe Genehmigung erfordert”). 

IV. Der Bormund hat dad Vermögen ded Kinded zur Auf- 
bewahrung und Verwaltung in feinen Belig, in feine Gewere zu 
nehmen), ſoweit nicht zufolge des ehelichen‘ Güterrechts die Mutter 
den Beſitz und die Verwaltung hat. In dem lebteren Falle nimmt 
der Vormund nur dad Intereſſe ded Kindes ihr gegenüber wahr). 

Um die Kinder gegen untreue und nadläffige Verwaltung ficher 
zu fielen, war bereitd im alten Recht mannigfadhe Vorſorge ge- 
troffen: 

1. Bei der Mebernahme der Bormundichaft wird der Umfang 
und Werth ded Vermögens unter Zuziehung von Berwandten und 
Nachbarn feitgeftelt?). Sm fpätern Mittelalter wird ein Inventar 
aufgenommen und in ein amtliched Buch eingetragen). 


19) L. Burg. 87; oben I. $40 N. 66. 

%) Interefiant ift die Urk. aus dem Anf. des 14. Jahrh. (Arch. f. if. Geih.D. 
I. S. 290): Cum de jure sit et antiqua ac approbata consuetudine in 
quibusdam Lumbardie partibus introductum, ut in ... etatis minoris 
‚hominum contractibus vel quasi legittime consumandis nostra et nostri 
missi auctoritas plurimum requiratur, fo beftellt der König Jemand zu feinem 
missus et judex ordinarius. 

21) Duellenbefege bei Kraut I. S.227, 11. S. 44 N. 8. — W.R. (Hach) 
11.105: de vormunden scholen sic des ghudes to male underwinden 
erves, copschattes unde rente to der kindere hant. 

2) Kraut IL. S.32f. — Er fol den Bermögensbeftand beim Tode Des 
Baters, resp. bei Wiederverbeirathung der Mutter feftftellen, R. v. Görlik v. 
1434 $ 75, 76 (®engler ©. 158). 

2) Im morbifhen Recht wurden dem Vormund bie Mobilien nach einer 
Schätzung übergeben, Rive I. S. 31 N. 8, 32, 35, 63 N. 28; fo auch nad Oſt⸗ 
frieſ. 2dr. II. 222. — Nach dem 2. Dithm. Lor. v. 1539 art. 108 wird ber 
Schwertſeite das Vermögen unter Zuziehung der mütterlichen Verwandten nach 
einem Inventar übergeben. — Ein Inventar fordert L. Wisig. IV.3.3. — 
Bol. auch Kraut II. ©. 54. 

#4, Rive IL.2 S.17f. — Ausführlide Vorſchrift in Nürnb. 1399 83, 4 
(Gengler ©.326): amtlihe Aufnahme vor väterlichen und mütterlichen Ber- 
wandten. — Allgemein fordert das Inventar die R.Pol.D. v. 1548 XXXI. 83, 
1577 XXXI. 83. — Bart. Borjchriften Nürnb. Ref. 1522 XVIIL2, 15, 
1564 XXXIX.8 (ein folhes in Nürnb. im 3. 1529 aufgenommenes Inventar 
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2. Wenn irgend. ein Bedenken gegen die Perjönlichkeit des 
Vormunds vorliegt, fol er nach dem Recht des ſpätern Mittelalters 
duch Bürgen oder Pfand wegen künftiger Reftitution, hauptfächlich 
in Rüdjiht auf die fahrende Habe*), Sicherheit leiten”); man 
fordert fie 3. DB. von ihm, wenn er ein Ausländer it”), wenn man 
von ihm eine unredliche Verwaltung befürchtet u. ſ. w.s). Mande - 
Partikularrechte und päter die Neichögejebe jchreiben allgemein die 
Cautionsbeftellung vor”). Urfprünglich leiftete er diejelbe der Familie, 
dem nächiten Erben”) oder überhaupt den Verwandten, der Familie 
im weiten Sinn®), jpäter aber iſt es die Obrigkeit, der Rath, 
welhem die Gaution zu beitellen ift?). Mit der Reception trat 
regelmäßig an die Stelle der bejondern Caution ein ftiljchweigendes 
Pfandrecht ded Mündeld am Vermögen ded Vormunds®). 


fteht im Anz. f. 8. deutſch. Vorzeit. 1882. ©. 225 fj.), Freib. Statt. fol. 50° (vor 
Berwandten, resp. 2 Rathsperjonen), Jül. Berg. Ldr. c. 46, Solmj. Lor. XXI. 
8 14, Bielefelder Stötr. v. 15738 (Wald III. S. 78 f.), Tirol. LdesO. III. 47 
(Aufnahme „unter dem Adel durch die nächſten Freund und bey den Stätten 
und Gerichten durch tie Oberleit in Gegenwärtigleit der nächften Freund“); 
weitere Defterr. Beftimmungen bet Schent ©. 262 fi. 

35) Gosl. Statt. S.18 3.23 ff., S.19 2.4 ff., Magd. Girl. R. art. 134. 

260) Kraut L S.93f., I. S.42f., Schent ©. 264. 

2) Gosl. Statt. ©. 16 3.33. 

28) Gosl. Statt. S. 18 3.26 ff., Rechtsb. n. Diſt. I 50.3. — Wenn man 
ihm allein (für feine Perfon) nicht glauben (vertrauen) will, Norbhauf. Stötr. 
A. art. 113; si alias certi non sunt, Brünn. Sch. B. 142, Lüneb. R. bei 
Kraut 11. S. 47 N. 14. 

3) Kraut II. ©. 46. — Gosl. Statt. S. 17 3.12 ff., 19 ff., Hamb. x. v. 
1270 V. 2, Hörter 84, 7,8 (Gengler ©. 204), Dortm. R. bei Gengler C. 
j. mun. p. 881 no.3. — Ganz beſonders aber R. Pol. DO. v. 1348 XXXI.$3, 
vd. 1577 XXXIL $ 3. 

3), Sachſenſp. I. 23 8 2; ift der Vormund felbft der nächſte Erbe, jo braucht 
er keine Sicherheit zu leiften. 

2) Kraut J. S. 93 N. 34, I. S. 47 N. 14, Rive II. 1 S. 24f. — 
Brünner Schöff. B. c. 146. Gelegentlich ſoll der Vormund die Sicherheit der 
andern Seite der Familie leiſten, ſo der Schwertmage den Spilmagen, Dortm. 
R. IV. 10 (Frensdorff S. 111), Kraut IL ©. 44f. 

3) Gosl. Statt. S. 18 3.26 ff. — Keine Eaution fordert im allgemeinen 
die Nürnb. Ref. 0. 1522 XVIIL15, 1564 XXXIX.7. — Lüneb, Ref. VII Abf. 19 
(Pufend. IV. p. 752): nur wenn ber Bormund unbegütert oder ausländijch 
if. — Dem Röm. Recht entjprechend ift ber ———— Bormund von der 
Satisdation frei. 
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3. Der Bormund unterliegt einer dauernden Controle und ſoll 
in gewilfen Perioden, jährlih) oder wie es fonft beftimmt ift®®) 
oder dann, wenn die Familie oder die Obrigkeit es verlangt?) 
Rechenſchaft über die Einkünfte und den Vermögenöftand legen. 
Urſprünglich war ed die Familie, welche ihn zur Rechenichaft zieht”), 
Ipäter geht auch diefe Funktion auf die Obervormundſchaft über), 


3) Nürnb. Ref. 1564 XXI. S2, XXII. 84, Frankf. Ref. II. 19 87, II. 20 
56, VII. 2 816, Freib. Statt. fol. 43°, Oftfrief. Lor. II. 240, 296 no. 5, 
Tirol. LdesO. III. 46, Mainz. Lor. V. 89. — Chorinsky S.335 ff, Hau- 
bold 8129, Kümpel S115, Brüdner 8478, Heſſe S.80, Heimbad 
S15I1N.2, Steinader 8204 N. 7, Baumeifter UI. S. 190 N. 22, Roth 
8. S.556 f. vgl. mit S. 5277. 

3), Sachſenſp. I. 23 $ 2, und ſonſt ſehr häufig, Rive IL. 1 S. 27f., 11.2 
©. 17ff. — Gegen Krauts Annahme (II. S.48 ff.) daß urſprünglich nicht 
ber Bormund des Unmündigen, fondern nur des zu feinen Jahren Gelommenen 
zur Rechenſchaft verpflichtet geweien fei, Rive II.1 S. 28, v. Martitz S.170 
N. T. — Irrig Roth D. 8 193 N.3, daß die Verpflichtung zur jährlichen Rech⸗ 
nungslegung „zuerſt“ in der R. Pol. O. v. 1577 ausgeſprochen fei. 

35) Zweimal im Jahre, Magd. Görl. R. v. 1304 art. 134, Bresl. BO. v. 
1373 S1 (Korn Url. 8. no. 282), Rive IL.1 S. 28 N. 63, O.2 S. 18 
N. 28. — Alle 2 Jahre in Uri, Blumer RO. I S.507 N. 296. — Min 
deftens alle 3 Jahre, Grimm Weisth. VI. S. 162, Salzb. Taid. S. 60 3.24ff., 
121 3.41ff. — Ein oder zweimal im Jahr, wie die Familie e8 verlangt, 
Kraut I. ©. 53 N. 14. 

36) Nur dann, wenn die Familie auf Die Rechnungsfegung nicht verzichten 
will, Kraut II. S.51N.5; jedesmal wenn der Hichter e8 verlangt, Saarbr. 
Lor. VI 83 (v.d. Nahmer S.1010). 

7, Sachſenſp. J. 23 8 2: der nächſte Erbe des Mündels; iſt dieſer ſelbſt der 
Vormund, ſo bedarf es keiner Rechnung. — Nach andern Quellen überhaupt 
die nächſten Erben oder die Familie, Schwabenſp. 66 a gegen das Ende, Prager 
Rechtsb. 105 $2, Hamb. Statuten III. 6 art. 18 (Mutter und die Mitoor- 
minder), Braunſchw. R. (Pufend. IV. p. 109; die nächſten Freunde können 
auh um Abjendung einer Rathsveputation zur Abnahme der Rehnnung bitten), 
Grimm ®. IV. &. 707856, Kraut I S. 92, ID. S. 51f. — Oeſterr. Be- 
fimmungen bei Shen! 8.269 ff, Chorinsty S.60Ff., 64. — Nach dem 
Bremer Rathsſchluß v. 1416 (Delrihs S. 84) nimmt die Rechnung eine 
Commilfion von zwei nahen väterlichen und von zwei nahen mütterlichen Ber- 
wanbten ab. 

3 Kraut J. S.92f., Blumer II.2 S. 194, Rive II. 1S. 27. — 
Wien. Stötr. v. 1526 (Tomaſchek II. S. 156), Deſtr. Beſtimmungen bei 
Schenk S. 269 ff, Chorinsly S. 278 ff, Wimpfen. Stötr. II. 3 8 8. — 
Tirol. WesO. III. 46 (Obrigkeit oder der Kinder Freundſchaft). 
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welche dieſelbe oft unter Zuziehung von Familienmitgliedern aus⸗ 
übt ®), 

Da dad Römiſche Recht keine Rechnungslegung während der 
Dauer der Vormundſchaft fordert, ließen manche unter feinem direkten 
Einfluß entitandenen Gejeßbücher den biöherigen Gebrauch fallen und 
verlangten nur eine Schlußrechnung (am Ende der tutela oder cura) 
und ſchrieben in unbeitimmterer Weiſe vor, daß Rechenſchaft gelegt 
werden joll, wenn fie verlangt wird %). Aber die Reichspolizeiord⸗ 
nungen fordern auf das beitimmtefte die jährliche Rechnungslegung *) 
und entiprechend beitimmen auch viele Partifularrechte*). Abgejehen 


39) Rive IL.2 ©S.17. — In Saalfeld wird die Rechnung den nädhften 
Berwandten gelegt und von ihnen bei Bedenken an den Rath abgegeben, Kraut 
I. ©. 93 R. 30; vgl. auch die Stellen bei Kraut IL. S.52 N. 10. — Auch 
in Nürnberg (R. v. 1399 8 5) erſcheint der Rath gewiffermaßen nur als Re- 
vifionsbehörde. — R. v. Hörter 1376 $ 3, 4, 8, Breslau 1373 $1 (Korn 
Urk. 3. no. 282), Wien. Stodtr. 0.1517 84 (Tomaſchekt IL. S. 125), or. v. 
Hadeln IIL tit.6 (Pufend. I. p.38: „in Gegenwart des Schulzen eines 
jeden Kirchſpiels den nechſten Blutfreunden“), Grimm ®. I ©. 278. — 
Wormſ. Ref. IV. 1 tit. 10, Freib. Statt. fol. 50*, 52® (nor den Vormundſchafts⸗ 
beren in Gegenwart der Freunde des Unmindigen), Frankf. Ref. VII. 11 84 
(vor dem Rath und 2 nahen Berwandten), Lüneb. Ref. VII. Abf. 25 (Pufend. 
IV. 2.758), Naffl.-Eat. LO. V. c.6, Wildenbr. Lor. II.17 $ 31. 

0) Nürnb. Ref. 1522 XVII 6, 1564 XXXIX. 11, Wormſ. Ref. IV. 1 
tit. 10, SUL Berg. Lor. c.47, Tirol. 2O. III. 4a6. — Böhlau S.129f., 132 
N.78, 134 N. 9, 223 ff. (in Medienburg im 18. Jahrh. Klagen über fehr 
mangelhafte Rechnungslegung). 

m R. Pol. O. 1548 XXXI 83 (auf Erfordern der Obrigfeit), 1577 
XXXI. 8 3 (auch ohne befondere obrigfeitlihe Aufforderung). 

49) Kreib. Statt. fol. 508, 525, Solmf. LO. XXI. $83—85, Frankf. Ref. 
VII. 11 84, Churköln. R. XI. 86, Naff. Cab. LO. V. 0.6, Trier. 2br. XI. 
c. 13 (bei geringem Bermögen alle 3 Sabre). 

Da nah Röm. Recht der tutor testamentarius und der a — 
ex inquisitione datus feine Kaution zu leiſten braucht, entſtand zur Zeit der Re⸗ 
ception die Frage, ob biefelben nicht von der Rechnungslegung befreit feien. Daraus 
erflären fich partifuläre Borfchriften, wonach auch für testamentarii und dativi, 
überhaupt für alle Bormünder bieje Verpflichtung vorgejährieben wird, von wel- 
cher fie auch nicht befreit werben dürften, Stdtr. v. Wien 1526 (Tomajdel 
H. ©.156), Nürnb. Ref. 1522 XVIII.6 $2, 1564 XXXIX. 11, Frankf. Ref. 
VII. 11 82, Const. Sax. II. 11. — Dagegen darf nach dem R. von Payerne 
0.1347 813 (Forel pays de Vaud p. 97) ver Vater durch feine Verfügung 
bie en erlaffen. 
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davon kann die Behörde auch Revifionen bed Vermögendzuftandes 
vornehmen). 

V. Für die Verwaltung des Vermögens enthalten bereits die 
mittelalterlihen Quellen zahlreihe Vorſchriften; diejelben gehen da- 
von aus, daß die Bormundichaft Feine tutela usufructuaria ift und 
der Bormund die Verwaltung zum Belten ded Mündeld führen und 
nichts zu feinem eignen Vortheil verwenden ſoll“). Mit der Re 
ception der fremden Rechte und der in ihrem Gefolge beginnenden 
Reglementirungsſucht der Gefeßgebung nimmt aud) die Spezialijirung 
der Vorſchriften für die einzelnen möglichen Fälle in höherem 
Maße zu. 

Auch in Rückſicht auf feine Bermögendverwaltung fteht der Bor- 
mund unter der Aufficht der Familie und der Obrigfeit und wird 
je länger um jo mehr in feiner freien Entjchließung, bejonderd was 
Zmmobilien angeht, beſchränkt. Cr ſoll vielfach nicht feinem eigenen 
Urtheil folgen, jondern nur dad audführen, was die nächſten Ver⸗ 
wandten oder die Obrigkeit bejchließen. Auch nachdem fih längft 
die Obervormundſchaft der Behörde entwidelt hatte, war die Familie 
bei allen bejonderd wichtigen Angelegenheiten zuzuziehen. 

Im folgenden find einzelne Punkte hervorzuheben. 

1. Sn Betreff der Mobilien war im alten Recht am einfachften 
dadurch gejorgt, daß der Vormund fie nad einer Schäbung über- 
geben erhielt und beim Ende feiner Thätigleit in demjelben Werth 
zu reftituiren hatte (oben $ 267 N. 9, 10). Died Berfahren  paßte 
aber nicht mehr, feitdem der Vormund weder die Nutzungen für fid 
zog, noch die Gefahr des Mündelvermögend zu tragen hatt. Dem- 
gemäß bleiben jet die Mobilien im Eigenthum des Mündels, aber 
der Bormund fan, resp. joll fie, fall fie dem Mündel. zur Zeit 
überflüffig oder dem Verderben auögefeht find, veräußern“). 


#8) Miener Stdtr. v. 1526 (To maſchek S. 156): der Rath ſoll jährlich 
die Grundſtücke „beichauen laſſen, damit bie mit vleiß gebaut und unterhalten” 
werben. 

) Eine direlte Verpflichtung, das Vermögen des Mündels durd die Ber- 
waltung zu vermehren, befteht nicht, Iglauer Schöffenipr. no. 297 (Tomaſchek 
Oberhof S. 205). 

#5) Schweiz. W. (Grimm IV. S. 273 8 11): ber — ſoll die fah⸗ 
rende Habe verkaufen mit desszelben kinds hand und mit sin selbs (be# 
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2. Bared Gelb, welches ererbt oder bei der Verwaltung er- 
übrigt oder zufolge von VBeräußerungen eingenommen ift, fol zum 
Anlauf von Grundftüden verwendet oder in auf Grundftüden ver- 
fiherten Renten angelegt werben“). Auch bei der Belegung ber 
Gelder ijt die Obrigfeit resp. die Familie zuzuziehen?”). 

An einzelnen Orten war dad Baarvermögen (Koftbarkeiten und 
Werthpapiere) an die Gemeinde abzuliefern und von ihr zu ver- 
zinjen“). - Dagegen ift e8 unzuläffig, Spefulationdgefchäfte zu unter- 
nehmen“) oder das Geld auf perjönlichen Kredit zu verleihen‘). 

3. Schulden, weldie da8 Vermögen ded Mündeld belaften, 


Bormunds) mund. — Nürnb. Ref. 1564 XXXIX. 9, Wormſ. Ref. IV. tit. 11. 
— Freib. Statt. fol. 51® (mit Genehmigung der Familie; außer, wenn e8 fih um 
dem Verderben ausgejettte Sachen handelt; bei beionders werthvoller Habe mit 
obervormundſchaftlicher Genehmigung). — Frank. Ref. VIL.4 $ 11, 13 (obrig- 
feitlihe Genehmigung bei Veräußerung, um Schulden zu bezahlen oder wenn es 
ſich um den Kindern überflüffige Sachen banbelt). 

=) Lüb. (Hach) II. 105 vgl. mit N. 9, Prag. Stbtr. 103 Ab. 6 (zins oder 
erb dorumb kauffen), 2or. v. Hadeln III. tit.6, Franff. Ref. VIL.4 8 16. 
— Man gab das Geld auf Zins an Städte (zablreihe Fälle aus dem 14. 
Jahrh. in Straffund, Fabricius Stralf. Stadtb. S. 114 ff. no.31, 133, 134, 
148, 237 u. |. w.; ein Fall v. 1374 aus Eonftanz bei Rive II.2 ©.28F.) ober 
Stifter (Stealf. Stadt. S. 127 no. 230). 

) R. v. Hörter v.1376 $4, 8, v. Nürnberg v. 1899 $ 9, Baier. W. des 
17. Zahrh. 824, 37 (Grimm VI S. 160, auch Salzb. Taid. ©. 106). 

) Mind. Stötr. art. 421: Ablieferung an die Stadtlammer: und sol 
man den waisen jaerleich ie von 10 pfunden ains geben. — Vormünder, 
welche nicht testamentarii find, follen Koftbarkeiten, die Baarſchaft, Urkunden 
über Gülten nach einem Inventar bei der Obrigfeit beponiren, Nürnb. Ref. 1522 
XVII. 15. 

4) Prager R. 103 Abf. 6 (Geld nicht legen auf kaufmanschaft), Bresl. 
BDO. v. 1373 $3 (nur mit Genehmigung des Raths und der Verwandten für 
jebe einzelne Reife kaufmanschafft beussin der stad in andirn landen ... 
triben), Brünn. Schöffenb. 144 (potest tamen curator alias negotiari, si 
tamen pater pupilli consueverit negotiari); vgl. auch Prag. Hechtsb. 105 $ 2 
und Kraut II. S. 39 N. 17. 

20) Brünn. Schöffenb. 144: non est necessitas curatoribus minorum: 
pecunias foenerare, sed caute reponere et servare; nam melius est eis 
in antiquis tutum manere, quam usuras appetendo etiam ab antiqua 
pecunia cadere.. — Es ſcheint aber doch zu geſchehen in Olmütz im J. 1385, 
Biſchoff Olm. Stabtb. S. 44 no. 34. 
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inöbejonbere auch Nachlaßſchulden find zu bezahlen; im Nothfall Dürfen 
für diefen Zwed auch Immobilien veräußert werden®!). 

4. Grundftüde follen im allgemeinen von der Vormundſchaft 
weber veräußert noch verpfändet werden. So wie ber Erwerber 
von Grundftücden, an welchen ein Unmündiger als nächſter Erbe 
das Warterecht hatte, feine rechte Gewere erlangte, ſondern der Rüd- 
forderungsfiage von Seiten bed mündig gewordenen Erben noch 
innerhalb Sahr und Tag ausgefegt war, fo durfte im allgemeinen 
auch nad beendeter Vormundſchaft der ehemalige Mündel binnen 
Fahr und Tag, felbft wenn er feine Einwilligung gegeben hatte, Die 
vom DBormund veräußerten Grundftüde herausverlangen”) und der 
belangte Erwerber follte wegen ded von ihm gezahlten Kaufgeldes 
fi) nur an denjenigen halten, welchem er das Geld gezahlt hatte). 
Darum war es Gebrauh, daß wenn troßdem ein Grundſtück 
verfauft wurde, der Käufer fi dafür Caution leiften ließ, daß 
der Mündel dad Geſchäft nach erreichter Mündigkeit genehmigen 
werde‘). 

Aber fo wie dad Warterecht des nächften Erben bei echter Roth 
des Veräußerers zurücktritt, jo ift auch die Veräußerung ded Vor⸗ 
munds unanfechtbar, wenn fie durch die Verhältniſſe, insbeſondere 
durch echte Noth, gerechtfertigt war, aljo wenn Nachlaßſchulden 
(R. 51) oder fonft zum Beften ded Kindes gemachte Schulden nicht 


5) Rive I S.35 N.23, Konr. Maurer in d. keit. Biertelj. Schr. II 
&.105. — Dithm. Lor. v. 1447 8 180, v. 1539 8 109 (Michelfen S. 60, 127). 
— Augsb. Stdtr. art. 72 $2 (Meyer ©. 140). 

59) Keichöger. Erf. v. 1287 (Mon. LL. II. p. 452): cum tutores pu- 
pillorum suorum meliorem possint facere conditionem, deteriorem vero 
nunguam. 

53) Angsb. Stbtr. art. 72 82 (Meyer S. 140), Brag. Stötr. art. 119 
Abf. 7, 8, altes livl. Ritterr. art. 14 (v. Bunge Rechtsbb. 1879 ©. 77), or. 
dv. Habeln III. tit.4, Dithm. Lor. v. 1539 $ 110 (Michelſen S. 128), Oſt⸗ 
frief. Ldr. I. 64 Abi. 6, II. 214 (innerhalb der nädften 4 Jahre, alfo die NR 
miſche rest. in integr.), 237. — In Nidwalden kann das veräußerte Gut 
„als Mittel, die allzeit nach ihrem Herrn fchreien” vom Erwerber heransverlangt 
werden, Blumer Rechtsg. II.2 S.195. — Ueber nordiſches Recht Rive I. 
©. 38 N. 32, S. 61 N. 19, Konr. Maurer in d. krit. Biertelj. Schr. IL. ©. 105, 
v. Amira Obl. R. I. ©.356, 571. 

54) Urk. v. 1216 (bei Homeyer II.2 S. 485), v. 1295 (Schroͤder Urkt. 
no. 160 [134), Kraut IL. ©. 11f. 
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anderd berichtigt werben fonnten®). Doch follte regelmäßig in ſolchen 
Fallen der Vormund nicht auf eigene Verantwortung vorgehen“), 
jondern vorher die Genehmigung der a) oder der Obervor⸗ 
mundſchaft einholen“). 

An manchen Orten ging man weiter Ber geltattete überhaupt 
die Veräußerung, wenn diefelbe nach dem Urtheil der Familie‘) resp. 
der Obrigkeit zum Wohl ded Kindes ausjchlägt”). Allgemein fordern 
die Reichöpolizetordnungen, daß die Bormünder die Grundftüde nicht 
„ohne Borwillen, Erkenntniß und Decret der Obrigkeit veräußern, 
verpfänden und beichwehren" ®). 


55) Augsb. Stbtr. art. 72 82 (Meyer S. 140), Kraut IL ©. 19 ff. 

5) Nach Augsb. R. (vorige N.) genügt es, wenn er bie echte Noth fpäter 
mit feinem Eide beweift. 

5") Magdeb. R. bei Wafferfleben S.100, Tadra summa Gerhardi 
no. 174. — Ueber friej. Recht v. Amira Erbenfolge 1874 ©. 149. 

5) Ed. Liutpr. 149: der infans intra etatem erhält bei echter Noth vom 
König die Erlaubniß cum misso principis aut cum judici suo de terra aut 
de rebus suis vindere, qualiter vivere possit. — Nordiſches R. bei Rive 
1. ©.61 N. 18, S. 63 N.27. — Salzb. Taidinge ©. 248 3. 16ff., Tiroler 
Weisthümer I. S.75 3.7 ff, Wiener Stdtr. v. 1526 (Tomaſchek II. S. 156), 
Wormſ. Ref. IV.1 tit. 11 („auß ehhaffter urſach mit unfer des Raths wiffen, 
erfenntuiß und beftättigung”), Freib. Statt. fol. 51®, Oftfrief. or. I. 63, Defterr. 
Befimmungen bei Schent ©. 267 f. 

5%) Gosl. Statt. S. 18 3.21 ff., S.26 3.30ff., Priv. f. Gosl. v. 1219 
(Goſchen S.112 3.22 fj.), Rechtsb. n. Dift. I. 50. 2. — Chorinsty ©. 61f. 
— Altſchwed. R. bei Rive L S.63 0.27. 

©), Cõln. R. v. 1385 (Coln. Geih. DO. V. ©. 481), Statt. v. 1437 S.40 f. 
(Berwandte von beiden Linien follen vor ber Obrigkeit ihre Zuftimmung erklä⸗ 
ren), Augsb. R. (Meyer) art. 72 Zuſ. 3, Prag. Sidtr. art. 103 Abj. 5, art. 
119 Abſ. 7,8, Brauuſchw. R. (Pufend. IV. p. 109 f.), Brest. Signatur no.97 
(Itſchr. f. ſchleſ. Geſch. VII. S. 190), Rive IL. S. 27 N. 116, S. 36. — Ein 
„unbilliges“ Geſchäft kann angegriffen werden, ſyſt. Schöffenr. IV. 1.16; unan⸗ 
fechtbar iſt eine vortheilhafte Veräußerung, Schwabenſp. 63 I. 64, Augsb. R. 
art. 72 82 (Meyer ©. 140) oder eine ſolche, welche durch eine Erbtheilung er- 
forberlih wird, Saarbr. R. VI. $4 (v. d. Nahmer S. 1010). — Nach alt- 
ſchwed. R. ift ein Taufch gegen befferes Land zuläſſig, Rive I. S.61 N. 18, 
S. 63 N. 27. 

6) 9.1548 XXXI. 83, 1577 XXXII. 8 3. — So auch Nürnb. Ref. 
1522 XVII. 4.15, 1564 XXXIX. 9, Franff. Ref. VII. 4 $ 14, Jul. Berg. 
Ldr. c. 46, Naff. Ent. O. V. cap. 4, Trier. Lor. XI. 8 12, Hamb. Statt. III. 6 
art. 17. 
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VI. Der Bormund hat für jeden Schaden einzuftehen, welcher 
durch feine Schuld herbeigeführt if. Wo nah älterm Recht dem 
Bormund die Mobilien nach einer Schäbung überlaffen wurden, 
batte er fie beim Ende der Vormundſchaft in demfelben Werth zu 
reftituiren ($ 267 N. 9, 10), alſo auch den Zufall zu tragen. Wo 
ihm aber dad Vermögen zur Verwaltung übertragen wurde, haftete 
er nur für Schuld), Er bat aljo dem mündig gewordenen das 
Bermögen in feinem gegenwärtigen Beitande auszuliefern; ſoweit ſich 
dafjelbe verringert bat, fol er den Grund davon nachweijen und, 
falls er Schuld hat, Erſatz Ieiften®), ebenfo wie er für Verwen⸗ 
dungen, welche er aus feinem Vermögen gemacht hat, Erſatz bean- 
Iprudhen Tann). 


Bweiter Abfchnitt. Bas neuere Recht. 


8 269. Die Obervormundſchaft. 


I. Das neuere Vormundſchaftsrecht fteht in organiichem Zu= 
ſammenhang mit dem älteren deutichen Recht. Das römiſche Recht 
bat deffen Grundzüge nicht zerftört, ſondern nur in nebenſächlichen 
Beziehungen eingewirkt und nur in einzelnen Richtungen beitimmtere 
Normen veranlaft. Im neuelter Zeit haben einzelne Staaten das 
Bormundichaftsrecht in bejondern Geſetzen geregelt!). 


6) Sachſenſp. I. 23 $ 1: beim Ende der Bormundfchaft foll er den ehe⸗ 
maligen Mündeln wiedergeben al ir gut, he ne künne se bereden, war he’t 
in ere bedarf verdan hebbe oder it ime roflike oder van ungelücke und 
ane sin scult geloset si; vgl. aud I. 11. Gosl. Statt. S. 17 3.21ff.: er 
ſoll ihnen reftitwiren was er upghenommen hevet, it ne were hus oder 
boden oder ander dingh dat van brande ane sinen dangk verloren were, 
S. 19 3.7 ff., 10 ff., Rechtsb. n. Dift. I. 20 d. 10, 1.50 d.6. Schwabenfp. 26, 
Brünner Schöffend. c. 148; vgl. auch R. v. Herford bei Schröder IL.3 ©. 115 
N. 12. 

* 2.62. — Magbeb. R. v. 1261 8 49 (gegen Kraut IL. ©. 49 vgl. 
Bland Gerichtsverf. J. S.188 N.6), Augsb. Stotr. art. 72 $2 und Zuf. 3, 
R. v. Saarbrüd v. 1321 $2 (Gengler S. 392); vgl. auch Urkunden Über bie 
Abrechnung bei Homeyer II.2 ©. 488, 494. 

6), Gosl. Statt. S.19 3.38 ff, Brünn. Schöffenb. c. 148, Krant II. 
S. 93 N. 16. 

1) Preuß. Vormundſchaftsordnung v. 5. Juli 1875 (darüber Dernburg das 
Bormundichaftsrecht der preußifhen Monardie nach ber Borm. D. v. 5. Juli 
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Diefelben gelten aber regelmäßig nicht für die gefammte Bes 
völferung, fondern lafjen injofern nody Ausnahmen zu, ald für Die 
Familien ded hohen Adels, weldhen die deutiche Bundesakte (art. 14) 
die Autonomie für „ihre Güter und Familienverhältniffe" garantirt 
hatte, noch die alten hausgefeglichen Beitimmungen in Kraft geblieben 
find, welche befonderd die Beitellung ded Vormunds und die dem 
Landesherrn oder dem Familienhaupt zuftehenden vormundichaftlichen 
Beziehungen betreffen?). 

I. 1. Das Bormundfchaftöwefen wird von dem Staat theils 
verwaltet, theils beauffihtigt. Der Staat fteht über den Vormündern 
der einzelnen Mündel ald oberer Bormund, feine Thätigfeit in dieſer 
Richtung wird ald Obervormundichaft bezeichnet. Die Obervor- 
mundjchaft, weldhe in alter Zeit den Gerichten zuftand, in den 
Städten aber auf den Rath; übergegangen war, gehört in neuerer 
Zeit allgemein dem Staat; obgleid ed ſich um eine verwaltende 
Funktion handelt, hat derjelbe ihre Ausübung regelmäßig den Ge- 
richten überwiefen, welche fie als einen Theil der ihnen zuftehenden 


1875. Berl. 1875, 2. Aufl. 1876. Bol. auch noch deſſelben Preuß. Privatr. III. 
8 73). — Die fühl. Borm. DO. v. 10. Oftob. 1782 ift Durch das bürgerl. Geſetzb. 
außer Kraft gejett (über daſſelbe Schmidt II. S.106 ff.); partikuläre ſächſ. 
Borm. O. bei Heimbad $ 139; für S. Weimar d. ©. v. 27. März 1872 820 
bis 124. — Ueber kurhefſ. ältere Gefege Roth 8. ©. 514 N. 3; diejelben find 
durch die Preuß. Borm. D. außer Kraft gelegt. — Für Baden eine kurze mis 
nifterielle Dienftweifung für Bormünder vom 6. Aug. 1864, ganz befonders auch 
das Gef. v. 6. Fehr. 1879 8 2,9, 11—24. — Ueber ältere Hamburger Gefeße 
Baumeifter II. S. 172 N. 1; dann Borm. DO. v. 28. Dez. 1874, zuletzt v. 
25. Juli 1879. — Für Lübeck Borm. D. v. 11. Oftob. 1820. — Für Bremen 
Borm.D. v.14. Mai 1882. — Ueber Baiern Roth B. 8 109ff., Über Medi. 
Böhlau II. 8 92 fj., Über franz. R. Zachariä LI. $87 ff., über die neuere 
ſchweiz. Geſetzgebung Heusler in d. 3. f. ſchweiz. R. XXII. S. 43 ff. — Ueber 
eine Anzahl Borm. Ordnungen v. 16. Jahrh. ab Gengler Lehrb. ©. 1237 ff.; 
über Die verjchiedenen jet geltenden Vormundſchaftsrechte Roth D. $ 179. 

2) Kraut III. S. 138 ff., Heffter Sonderrechte der reichsſtändiſchen Häufer 
Deutihlands S. 160 ff. — Ausprüdlich beftimmt die Preuß. Borm. O. $ 100, 
101, daß für die Mitglieder der kgl. Familie und das Hohenzollern'ſche Fürften- 
haus es bei der Hausverfaffung und für die Häupter und Mitglieder der früher 
reichsſtändiſchen Familien bei dem bisher geltenden Privatfamilienrecht fein Be- 
wenden bebält. 


Stobbe, Privatredt. IV. 1. u. 2. Aufl 30 
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ig. freiwilligen Gerichtsbarkeit handhaben“). Ausnahmöweije find in 
einzelnen Nechtögebieten die Gemeindeobrigfeitent) oder bejondere 
Deputationen derjelben mit der Obervormundſchaft betraut) oder be 
jondere Bormundihaftöbehörden (Pupillenfollegien) eingeſetzt). Bon 
den Gerichten wird die Obervormundſchaft theild durch Collegien, 
theil8 durch Ginzelrichter ausgeübt”). Für den hohen Adel fteht je 
nad) den bejonderen haudgejeglihen Beftimmungen die Dbervor- 
mundichaft den Obergerichten unter Aufficht des Suftizminifterd zu 
und der Landeöherr oder dad Familienhaupt bat einen bejondern 
Einfluß auf die Führung der Vormundſchaft?). 

2. Wie ſchon nad einzelnen ältern Gejeßgebungen?) von der 
Obrigkeit zu ihrer Unterftügung in Ausübung der Obervormund- 
ichaft einige Gemeindeglieder zugezogen wurden, iſt dies durch die 
neuefte Gefeßgebung in Preußen!) geichehen (Borm.D. $ 52—54): 
dem Vormundichaftögericht jollen ein oder mehrere Gemeindeglieder 
als Waifenräthe zur Seite geftellt werden, welche dies Amt un- 
entgeltlih verwalten und nad den Grundſätzen über die Wahl un— 
befoldeter Gemeindebeamten ernannt werden"). Durch Beichluß der 
Gemeindebehörden Tann das Amt des Waiſenraths befondern Ab- 


3) Sächſ. GB. 8 1880, Preuß. Borm. O. 8 1, Oeſtr. GB. 8 189 f. — Ge 
nauere Nachweife über die Behörden bei Roth D. 8 180. 

9 Für die fuldifhe Stadt Hammelburg nah dem Regulativ vo. 1727, 
Thomas I S. 144f.; in den medlenb. Städten Böhlau IL. S. 175 f.; nad 
dem Zür. GB. $ 353 der Gemeinberath ber Boten Gemeinde; vgl. auch 
Roth B. $ 113 N. 19. 

5) In Hamburg Vormundſchaftsdeputation aus 5 Senatsmitgliedern und 
einem Altuar beftebend, Baumeifter Il. $I1 N. 2; Zür. G2. $ 358, Roth 
B. 8113 N. 19, Kraut I. ©. 89. 

6, Kraut I. S. 89f. 

) Weber die ältern Preuß. Borfchriften Dernburg S.36f. Jetzt Vorm. O. 
81: „das Bormundihaftsgericht wird von Einzelrichtern (Friedensrichtern, Amts⸗ 
richtern, Gerichtskommiſſarien) verwaltet”. 

8, Heffter (N. 2) S. 162, Kraut III. ©. 144 ff, 226. — Baier. Bei⸗ 
lage IV. 8 10 zur Verf. Urk. v. 1818: „die Oberaufſicht über ſtandesherrliche 
Vormundſchaftsſachen wird dem K. Staatsminiſterium der Juſtiz dorbehalten“. 

9, Bgl. darüber Kraut I. S. 89f. 

10) Ueber verwandte Einrichtungen in Anhalt-Deffau und Baden Roth D. 
8182 N. 1. 

19 Dernburg S. 73. 
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theilungen der Gemeindeverwaltung übertragen oder mit jchon bes 
ftehenden Organen derjelben verbunden werden. Der Watjenrath hat 
die für die Berufung zum Vormund geeigneten Perjonen vorzu- 
Ichlagen, die Auffiht über das perfönliche Wohl und die Erziehung 
der Mündel feine Bezirks zu führen und die ihm befammt ge⸗ 
wordenen Mängel und Pflichtwidrigkeiten anzuzeigen. | 

3. &ompetent für die Führung der Obervormundſchaft ift im all⸗ 
gemeinen dad Gericht des Domizild des Mündels; regelmäßig wird 
mit demfelben das lebte Domizil ded verftorbenen Vaters zujammen- 
fallen und ed beftimmen demgemäß auch manche Gejege, daß dies 
Domizil entiheide”). Hat der Mündel vor Beltelung der Bor- 
mundſchaft fein Domizil gewechfelt‘), fo fol nad einigen der (in 
N. 12) angeführten Gefehe gleichfalld das letzte Domizil des Vaters 
entjcheiden!*); dagegen ift in dubio dad Gericht fompetent, unter 
deſſen Gerichtöbarkfeit der Mündel zur Zeit der Anordnung der Bors 
mundſchaft fteht”)., Durch eine jpätere Aenderung des Domizild 
tritt an fich feine Aenderung in der obervormundſchaftlichen Compe⸗ 
tenz ein!s), | 

Ueber unehelihe Kinder hat dad Gericht deöjenigen Sprengels 
die Obervormundihaft, wo die Mutter zur Zeit der Geburt des 
Kindes ihr Domizil hatte, auch wenn fie bis zur u des 
Vormunds ihr Domizil wechjelt'‘). 


12) C, Max.B. 1.7 87, Sächſ. ©. v. 9. Ian. 1865 $ 22, Preuß. Por. 
II. 18 8 56, Preuß. Borm. O. $2 („das Gericht, in deſſen Bezirk der Vater zu 
ber Zeit, in welcher die Bevormundung nöthig geworben ift, feinen Wohnfl ober 
in Ermangelung eines ſolchen feinen Aufenthalt gehabt bat“), $ 5. 

1) Z. B. die Mutter, bei welcher fi) das Kind befindet, zieht an einen an- 
dern Ort; eine Fran bat durch Verbeirathung während der Minderjährigkeit 
bereits ein felbfländiges Domizil erworben. 

214) Bol. auch Strube Bedenken IV. no. 108. 

15) Sp nah Röm. Recht Windſcheid 8 445 N. 2, Dernburg S. 39 N. 1. 
— Oeſtr. GB. 8 189, Seuffert XXVIII. 141 (Celle), Kraut I. ©. 87f. 

150) Preuß. Lor. II. 18 8 85, 86, Dernburg S. 43f., Roth K. ©. 517 
N. 9 vgl. mit S. 569 N. 17, Seuffert XIX. 240 (mit Note). 

16) Preuß. Vorm. DO. S$ 3, Dernburg S.40. — Ueber die Frage, ob in 
Rückſicht auf auswärts belegene Grundſtücke das forum rei sitae eine beſondere 
Bormundichaft anoronen kann, vgl. unten 8 270 N. 48 ff. — Die Medi. Praris 
(Seuffert XIX. 239) erlärt es für zuläffig, daß gemäß teflamentarifcher Ber- 
fügung einer Perfon, welde dem Mündel etwas binterläßt, für die betreffende 

30” 
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4. Da angemefjener Weije für den Mündel da geſorgt wird, 
wo er fih dauernd aufhält und der Mittelpunkt feiner Nechtöver- 
hältniffe ſich befindet, fo ift es gleichgültig, ob er das Staatäbürger- 
recht desjenigen Staats befißt, in welchem fich fein Domizil befindet. 
Das Gericht tft alſo auch für die in feinen Grenzen domizilirten 
Ausländer kompetent und für deren Bormundihaft zu forgen ſowohl 
berechtigt als verpflichtet. 

Died gilt überall da, wo die Geſetze nicht ausdrücklich die 
Staatdangebörigkeit ald Vorausſetzung der Competenz bezeichnen”) 
und entipricht ganz bejonderd dem gegenwärtigen ſtaatsrechtlichen 
PVerhältniß der deutichen Staaten zu einander, nad) welchem die Zu- 
gehörigkeit zu einem beftimmten deutjchen Staat hinter die Zuges 
börigfeit zu einem beftimmten Domizil in ihrer Bedeutung zurüd- 
tritt (oben I. $ 30 1.). Freilich wird in einzelnen Geſetzen und zum 
Theil in der Literatur der entgegengejehte Standpunkt vertreten, 
wonady der Staat nur über feine Bürger die Vormundſchaft aus⸗ 
üben und demzufolge nicht das Domizil, fondern das Unterthanen- 
verhältniß enticheiden jol'®). 

Zuzugeben ift, daß wenn der Heimathsſtaat die Bormundfchaft 
über feine Staatsangehörigen, auch über die auswärts domizi⸗ 
Iirten, führen will, und entweder dies allgemein im Geſetz audge- 
Iprochen hat oder im Eonfreten Fall die Abtretung einer bereit aus» 
wärtd begründeten Bormundfchaft verlangt, diefer Forderung des 
Heimathsſtaats nachzugeben tft"). Unter allen Umftänden wird aber, 
wenn fi) der Heimathsſtaat um feine Angehörigen im Auslande 


Bermögensmaffe die Obernormundfchaft eines andern als des allgemein kompe⸗ 
tenten Gerichts eintritt. 

m) 3.8. Preuß. Borm. DO. 86 Abi. 1, Böhlau II. S.169f. — Aus- 
drücklich beftimmt das Badiſche ©. v. 6. Febr. 1879 $5 b, daß die Eompetenz 
des Badiſchen Amtsgerichts fih auch „auf Nichtbadener erſtreckt, welche zur Zeit 
der Eröffnung der Bormundihaft oder Pflegihaft in deſſen Bezirk ihren Wohn- 
fi oder in Ermangelung eines ſolchen ihren Aufenthalt haben. Die Bormund- 
Ihaft über einen Nichtbadener ift auf Verlangen der Behörden des Heimathſtaates 
an dieſe abzugeben.“ 

18) Sächſ. GB. 8 16, Konkordat einer Anzahl fchweizer. Kantone v. 15. Inli 
1822 bei König Bern. Civilgeſetze S. 380 ff. — Dafür ſpricht fih au Souchay 
zur Frankf. Ref. VIL.1$6 und König ©. 367 ff. aus. 

) Zür. ©B. 8 3, 354 ff., Preuß. Borm. O. 86 Abſ. 3; vgl. auch N. 17. 
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noch nicht gefümmert hat, vom Gericht des Domizild vorläufige 
Sorge für den Mündel getragen werden müljen“) und es werden, 
auch wenn er im Audlande fein Domizil hat, von dem Gericht des 
Aufenthalts vorläufige Maßregeln zu treffen jein?). 

III. Entipredend den für dad Mittelalter entwidelten Grund: 
jägen ift die Aufgabe der Obervormundſchaft eine mannigfaltige: 

1. Sie hat dafür zu forgen, daß jede der Vormundſchaft be« 
dürftige Perjon einen Bormund erhält; auch wenn fie nicht auf dem 
vorgejchriebenen Wege von dem Bevormundungsfall in Kenntniß ges 
jegt wird, fol fie nicht warten, bis es geichieht, jondern proprio 
motu einjchreiten?), 

2. Sie bat den VBormund in Pflicht zu nehmen. Auch der 
durch Gejeß oder Teſtament berufene Vormund darf im allgemeinen 
die Bormundichaft nicht übernehmen, bevor die Obrigkeit feine 
Dualififation geprüft und ihm dad Amt übertragen hat. 

3. Site hat den Bormund in feiner Thätigleit und Verwal⸗ 
tung zu überwachen, von ihm, falld ed erforderlich iſt, Sicherheite- 
leiftung und in beitimmten Perioden Nechnungdlegung zu fordern, 
den unbrauchbaren Bormund zu entjehen, den nachläjfigen durch 
Ordnungsſtrafen zu feiner Pflicht anzuhalten®®), bei Beichwerden 
über ihn (ſeitens des Mündels oder dritter Perfonen) einzufchreiten?®), 
Erſatz von ihm zu verlangen, wenn er Schaden verurſacht hat und 
beim Ende der Vormundſchaft die Schlußrehnung von ihm ent- 
gegenzunehmen und ihn zu entlafjen. 

4. Sn den dur das Geſetz beftimmten Fällen bedarf es zur 
Gültigkeit eined Verwaltungsakts oder der Willenderklärungen des 
Bormundd oder Mündeld der Zuziehung oder Genehmigung der 
Bormundichaftöbehörde. 


2) König ©.291, Seuffert IV. 130, 131. 

1), Mainz. Lor. V. $3, Zür. GB. 8 355, Preuß. Lor. II. 18 568, Preuß. 
BD. 86 Abſ. 2, Dernburg ©. 42. 

22) Rraut I. ©.278 f. — Sehr unvolllommene Borfchriften in biefer Be⸗ 
jiehung in Mecklenburg bis in das 19. Jahrh. hinein, Böhlau II.S. 134%. 8, 
137, 143. : 

22), Windſcheid 8438 N. 19, Roth 8. ©. 562f., Preuß. Vorm. O. 8 561 
Abi. 2, Sächſ. SB. $ 1881. 

28) 2,3. Sächſ. ©. v. 9. Ian. 1865 $ 21. 
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IV. Das Ma, in welchem fih die Obervormundichaft bei der 
Berwaltung ded Bermögend und der Sorge für da8 perjönlidhe 
Wohl des Mündels zu betheiligen bat, ift in den verjchiedenen Ge- 
ſetzgebungen jehr verjchieden normirt. Während im allgemeinen der 
Bormund die Verwaltung führte, und der obervormundſchaftlichen 
Genehmigung nur bei Verfügungen über Immobilien oder bei 
jonftigen wichtigen VBermögensdiöpofitionen bedurfte, nahm im Lauf 
der Zeit die obrigfeitlihe Kontrole und Betbeiligung immer mehr 
an Umfang zu, bis jchlieblich in einigen Nechtögebieten die Verwal⸗ 
tung der Vormundſchaft eigentlih auf die Behörde überging und der 
Bormund lediglich in ihrem Auftrage handelte: die Behörde beichloß 
und der Bormund führte aus. | 

Die größte Steigerung®) erfuhr die Obervormundſchaft im 
Preußiſchen Landrecht: dafjelbe bezeichnet den Bevormundeten als 
„Pflegebefohlenen des Staats“ (II. 18 83, 6) und den Vormund 
als „Bevollmächtigten des Staats“ (II. 18 $ 235), welcher die dem 
Staat obliegende „Auffiht und Vorſorge“ (II. 18 $ 1) in deflen 
Auftrage ausübt. Der VBormund erhält vom Gericht bejondere An— 
weilungen ($ 236), wird von ihm dirigirt und unter beftändiger 
Aufficht erhalten ($ 237), hat bei erheblichen Veränderungen in An⸗ 
ſehung der Perſon oder des Vermögens die Genehmigung oder 
nähere Anweifung des Gerichts einzuholen ($ 238, 239) u. |. w. 
Doch durfte der Vater oder ein fonftiger Erblaſſer durch feine be= 
ſondere Erklärung den Vormund von einzelnen Beſchränkungen be= 
freien ($ 681 ff.). 

Sn den neueften Gejebgebungen, insbejondere auch der Preu⸗ 
Bifchen, ift man zu den alten deutſchen Prinzipien, welche großentheild 
mit dem römijchen Recht übereinftimmen, zurüdgelehrtt. Der Bor» 
mund ift nicht mehr Beauftragter der obervormundſchaftlichen Be— 
börde, jondern führt wieder die Vormundſchaft; er unterliegt nur der 
Aufficht und Leitung der Obervormundihaft und bedarf nur in ges 
willen, beſonders wichtigen Angelegenheiten ihrer Zuftimmung*). 


33) Weber das Hamburger Recht vgl. Baumeifter II. S. 172; über Defter- 
reich Chorinsly S. 228ff., 242. 

34) Weber die Grundprinzipien der Preuß. Vormundſchaftsordnung vgl. bie 
vorzügliche, befonders gegen bie entgegengejegten Anfichten von Eccius (Er- 
Örterungen aus bem Gebiete des Vormundſchaftsrechts. Berl. 1876) gerichtete 
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V. Die Rechte, weldhe in ältefter Zeit der Familie gegenüber 
dem Mündel und dem Bormund zugeitanden hatten, waren im 
Ipätern Mittelalter auf die Obervormundſchaft übergegangen, neben 
welcher zunächft noch der Familie ein gewiſſer Einfluß gewahrt blieb. 
Aber im Laufe der Zeit wurden die Befugniffe der Behörden immer 
erflufiver und nur in einzelnen Gebieten wurde die Zuziehung von 
Familiengliedern den alten Auffaffungen gemäß entweder zugelafjen®) 
oder gefordert). 

Anders entwidelte fih das Recht in Frankreich. Im Anſchluß 
an altfranzöfiiche Beftimmungen hat der Code civil für jede Vor- 
mundichaft die Bildung eined Familienraths vorgejchrieben und auf 
denjelben die Funktionen übertragen, welche anderwärtd der Obrigfeit 
zuftehen”). Der Familienrath befteht aus dem juge de paix und 
ſechs Berwandten oder VBerjchwägerten de Mündels, zur Hälfte von 
der väterlichen, zur Hälfte von der mütterlichen Seite (C. civ. 
art. 406 ff.). Er ernennt den Bormund, wenn die Eltern nicht leben 
und auch die Perjon des Vormunds nicht beitimmt haben (C. civ. 
405); er bejtellt den Gegenvormund (art. 420), beitimmt die Summe, 
welche für den Unterhalt des Mündels und für die Verwaltung ded 
Bermögend verwendet werden darf (art. 454), er leitet die Verwal⸗ 
tung (art. 455 f.), giebt zu wichtigeren Verfügungen feine Ges 


Ausführung von Dernburg Preuß. Privatr. III. $ 74. — Bgl. auch unten 
8271N. 8. 

2) 3. B. Sächſ. GB. 8 1882: „bei wichtigen Angelegenheiten kann das 
Vormundſchaftsgericht nach feinem Ermeſſen ... Verwandte ober Verſchwägerte 
des Bevormundeten zu Rathe ziehen“; ebenſo ©. f. S. Weimar v. 27. März 
1872 $ 105. 

%) Preuß. Lor. II. 18 $ 313 f.: Zuziehung eines nahen Berwandten bei 
wichtigen Bejchlüffen Über die Erziehung, $ 558: von zwei nahen Verwandten 
bei Beräußerung eines Grundſtücks eines erheblichen Nutens wegen, $ 615 ff.: 
bei Beichlüffen darüber, ob ein ererbtes Handelsgeſchäft beizubehalten ift oder 
nicht, $ 714, ob Die Majorennitätserflärung vortheilhaft fein würde. — Braunſchw. 
BD. 0. 1814 (Steinader S. 70): zwei nahe Berwandte oder zwei Freunde 
der Eltern follen dem Bormund zur Seite fiehen und bei Bermögensbispofitionen, 
Rechnungslegungen. und fonfligen wichtigen Angelegenheiten zugezogen werben. 
— lieber Hamburg Baumeifter Il. S.4. — Die Schrift von Schent der 
Familienrath Wien. 1863 war mir unzugänglid. 

Zachariä I. 8 91ff. — In Baden if die Einrichtung des Familien- 
raths durch das ©. v. 6. Febr. 1879 8 11—16 ueu geregelt worden. 
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nehmigung (art. 457, 461—465, 467), zu welder in einzelnen 
Fallen noch die obrigfeitliche Beitätigung binzutreten muß (art. 458, 
467), und kann bei Schlechter Aufführung des Mündeld feine Ein- 
jperrung beantragen (art. 468). 

Nach dem Züricher Geſetzbuch ($ 411 ff.) kann ausnahmsweiſe 
an die Stelle der regelmäßigen obrigfeitlihen Vormundſchaft eine 
jg. „Samilienbevogtigung” durch die Behörde geftattet werben, bei 
welcher die Familie den Bormund vorjhlägt und die Funktionen der 
Vormundſchaftsbehörden übernimmt, insbefondere was die Legung 
der Rechnung, die Zuftimmung zu Verwaltungshandlungen u. ſ. w. 
angeht. 

Nach der Preußiihen Vormundſchaftsordnung ($ 71 ff.) Tann, 
entgegengejegt dem franzöfiichen obligatorifchen Familienrath, fakultativ 
ein jolcher gebildet werden, wenn der Vater oder die Mutter dies 
angeordnet haben oder drei nähere Verwandte oder der Vormund 
(oder Gegenvormund) ed beantragen. Derjelbe beiteht aus dem Vor⸗ 
mundichaftsrichter und höchftens fünf männlichen Berwandten, unter 
Umftänden auch andern Perjonen. Der Familienrath, deſſen jonftige 
Mitglieder vom Bormundichaftrichter mittelft Handſchlags verpflichtet 
werden, bat alle Rechte und Pflichten ded Vormundſchaftsgerichts, 
d. h. der Richter hat in allen Fällen, in denen das Gericht ent- 
Icheidet, inöbejondere auch bei der Auswahl ded Vormunds ($ 19), 
die Mitglieder ded Familienraths zu berufen; die Beichlußfaffung 
erfolgt durch Majorität der anwejenden Mitglieder. 

Außerdem fol nah der Preuß. VBormundichaftdordnung der 
Richter auf Antrag des Vormunds oder eined Verwandten des 
Mündeld und er darf aud ohne Antrag bei wichtigeren Anordnungen 
drei nähere Berwandte gutachtlich hören. 

VI Der Bormundichaftörichter ift erſatzpflichtig, wenn er feine 
Pflichten vernachläffigt und dadurch dem Mündel Schaden zufügt?®). 
Die römiihen Vorſchriften, wonach nur gewilfe Beamten der Ober: 
vormundjchaft und auch fie nicht für jede Pflichtverjäumniß hafteten®), 


28) Meber Die Frage, in wie weit der Staat, welcher den Beamten angeftellt 
bat, für den Schaden in Anſpruch genommen werben darf, vgl. oben III. $ 201 
III. 6; Edg. Löning Haftung des Staats aus rechtswibrigen Handlungen 
feiner Beamten. Dorpat. 1879 ©. 127 leugnet jede derartige Verhaftung. 

2) Windſcheid 5445 N. 3ff. — Als Einwirkung des Römiſchen Rechts 
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find bei und allgemein dahin ausgedehnt, daß jeder ſchuldige Beamte 
für alle Pflichtwidrigleiten und nicht bloß für dolus und lata culpa 
einzuftehen bat”). Mo die Gejchäfte einem Collegium obliegen, 
Tann die Behörde in ihrer Gejammtheit belangt werden?!); doch 
fin? dann nur die wirklich ſchuldigen Mitglieder zum Erſatz beran- 
zuziehen 2). | 


8270. Die Beftellung und bie Perfon des Vormunds. 


I. Des Bormundd bedarf der Minderjährige, welcher feinen 
Pater bat oder des väterlichen Schutzes entbehrt. Der lebtere Fall 
liegt vor, wenn aus rechtlichen Gründen die väterliche Gewalt ruht 
oder aufgehoben ift (oben $ 252 N. 2, 3, $ 259 N. 2) oder dad 
Kind, ohne die Rechte der Volljährigkeit erhalten‘ zu haben, der 
väterlihen Gewalt entlaffen iſt). Ebenſo wie im Mittelalter 
($ 265 N. 1) tritt in einzelnen Gebieten die Vormundſchaft auch 


erfgeint die einjchränfende Befimmung des Trier. Lor. XI. $ 11, wonad die 
Gerichte für den Schaden haften, welchen der Mündel erleidet, weil er nicht mit 
einem Bormund verjehen ift. — Die Pfälzifhe Vorm. DO. c. 25 (v. d. Nahmer 
©. 557) bezeichnet die Klage mit dem römiſchen Namen als actio sub- 
sidiaria. 

30) O. Max. Bav. 1.7.29. — Breuß. or. II. 18 $ 170: der Richter, wel- 
cher „wiffentlich oder aus grobem Verſehen“ einen unfähigen Bormund beftellte, 
baftet für allen Schaden; 8 301 ff:: er haftet in subsidium aud „für ein mä- 
Biges Verſehen“, welches er bei Beftellung des Vormunds oder bei Führung 
der Auffiht und Direktion begangen bat. Da die landredtlihen Beftimmungen 
über das Vormundſchaftsweſen aufgehoben find und die Preuß. Vorm. D. nichts 
über die Frage enthält, jo fommen die allgemeinen Grundjäge Über die Haftung 
der Beamten zur Anwendung, Derndburg S.53 ff. — Brem. B.D. $ 114: 
„die Berantwortlichkeit ift jedoch nur jubfidiarifh und tritt erft dann ein, wenn 
der Pflegling auf feine andere Weife fich feines Schadens erholen kann“. — 
Deftr. GB. 8265, Züri. GB. 5408, 409. — Roth D. 8198 N. 20. 

21) Seuffert V.298, XI. 252. 

33) Windſcheid $SA5N.7ff, C. Max. B. 1.7829, Preuß. Lor. II. 10 
8127 ff, Roth 8. S.563 N. 20. 

1) Ueber die Frage, ob mit der Berheirathbung des minderjährigen Kindes 
bie väterliche Gewalt beendet wird und ob, wenn dies der Fall ift, eine Bor- 
mundſchaft anzuordnen ift, vgl. $260 N.26 fi. — Nah franzöſiſchem Recht tritt 
in ſolchen Fällen nur eine Beiftandiaft ein, Zachariä I. $129—134, Roth 
D. $ 214. 
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ein, wenn die Mutter bei Lebzeiten ded Vaters ftirbt?) oder wenn 
der Bater zur zweiten Ehe fchreitet?). Andererſeits verftärkt fih in 
einzelnen wenigen Partilularrechten dad Recht der Mutter nad) dem 
Tode ded Vaters zu einer mütterlichen Gewalt in dem Sinne, daß, 
jo lange fie lebt, die Kinder feinen Vormund erhalten, jondern die 
Mutter nit ald VBormünderin, Jondern ald Inhaberin der elterlichen 
Rechte ohne Konkurrenz eined Bormundd für die Kinder und ihr 
Bermögen zu forgen bat ($ 250 N. 2); fie übt eo ipso, ohne 
Mebertragung von Seiten ded Staats, die familienrechtlichen Befug- 
nilje aus, welche biöher die beiden Eltern in Gemeinjchaft bejaßen. 

Unehelihe Kinder bedürfen eined Bormunds, weil fie im recht⸗ 
lichen Sinne feinen Vater haben). 

Seder aud dieſen Grimden ded Schubed bedürftige foll einen 
Bormund erhalten; daß er Vermögen habe, bildet fein Erforderniß®). 

II. Wenn ein Bevormundungsfall fich ereignet, fol, abgefehen 
von den jporadiichen Fällen, in welchen ohne richterliche Beftellung 
ein gejegliher Vormund eintritt (vgl. N. 26), dad Geriht von 
Amtöwegen die VBormundihaft anordnen. Damit Niemand ohne 
Bormund bleibt, find gewiffe Perfonen®) geſetzlich verpflichtet, die 
Behörde von dem Bedürfnißfall zu unterrichten, jo die näheren Ber- 
wandten, Perjonen, welde mit den Eltern in naher Verbindung 
ftanden, gewiffe Beamte, bejonderd Standeöbeamte, melden der die 
Vormundſchaft erfordernde Sterbefall: gemeldet wurde“), Geiftliche, 


2) Weigel Walded ©.65, Kraut U. S. 627 N. 20; fo war es aud im 
Baſel bis zum 3.1880 (Heusler in d. 3. f. ſchweiz. R XXIL S. 45, 48; 
gegenwärtig hat bier der Vater, welder das den Kindern durch den Tod ber 
Mutter zugefallene Bermögen verwaltet, die Stellung eines VBormunde). — Nach 
franzöſiſchem Recht wird, wenn Bater oder Mutter ftirbt, der Überlebende Eltern⸗ 
theil, jelbft wenn er unmündig if, Bormund der Kinder, C. civ. art. 390, 442, 
Zaharii L.SIIN. 14 ff. 

3) v. Wächter I. S.755 (Um), Kraut $ 192 no. 10 (Hohenlohe), Roth 
DB. 8121N. 5, Gel. f. Reuß ä. L. v. 2. Juli 1864 $ 4. 

9 Bol. oben $261 N.12. 

5) Auch oben $ 267 N. 2. — Anders nad Medi. Recht, Böhlau IL. S.143, 
145 f., 218R.10. 

6, Oben 5265 N.25, Roth D. 8184 N. 1, Preuß. Vorm. O. $ 16, Bad. 
. ©. v. 6. Febr. 1879 8 17. 

6 2.8. Preuß. Borm. DO. $ 16 Abſ. 2, Brem. Borm. DO. 8 5 u. ſ. w. 
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welche bei demſelben zugegen waren oder ſonſt Kenntniß von ihm er- 
hielten?), &Gemeindebehörden u. |. m. Nach römiſchen Recht jollten die 
Snteftaterben des Mündeld, weldye diefer Verpflichtung nicht nad) 
fommen, ihr Inteſtaterbrecht verlieren, wenn der Mündel vor er- 
reichter Zeftamentdmündigfeit verftarb. Dafjelbe beftimmen viele 
Partikularrechte der Receptionzzeit ($ 265 N. 25) und ed gilt auch 
nach neuerem gemeinem Recht, falls das Partifularrecht die Folgen 
der Unterlaffung nicht anderd ordnet?). Nach neuerem Recht treten 
Ordnungsſtrafen oder die Verpflichtung zum Schadenserſatz ein?). 

II. Der Bormundfchaftsrichter hat nachzuforſchen, ob von 
Seiten der Eltern eine ordnungsmäßige Verfügung über den zu be- 
ftellenden Bormund vorhanden ift und in Crmangelung einer ſolchen 
Anordnung, ob Perjonen da find, weldhe dem Gefeb gemäß zu be- 
rufen find. Sit die durch elterliche Verfügung oder nach dem Geſetz 
berufene Perjon zur Führung der Vormundſchaft geeignet, jo hat 
der Richter fie zum Vormund zu beftellen (jg. confirmatio juris 
Germanici). Fehlt e8 an durch lestwillige Verfügung oder durd) 
Gefeb berufenen Perjonen, jo hat der Richter von Amtswegen einen 
Vormund zu ernennen. | 

&8 haben demgemäß die drei Delationdgründe des ältern 
deutfchen und des römiſchen Rechts auch in der Gegenwart ihre 
Bedeutung. Sieht man darauf, daß Jammtlichen Bormündern (mit 
geringen Ausnahmen; vgl. N. 26) der Richter den Auftrag ertheilt, 
jo Fönnte man fie ſämmtlich ald tutores dativi bezeichnen. Indeſſen 
fommt die Berufung dur legtwillige Verfügung und Geſetz noch 
injofern ald Delationsgrund in Betradht, ald der Richter, wenn eine 
taugliche Perjon durdy einen jener beiden Delationdgründe berufen 
ift, zu ihrer Beftätigung verpflichtet ift!%) und, wenn er fie willfürlich 
übergeht, eine Bejchwerde gegen ihn zuläffig it"). 

7) Böhlau II. ©. 137, 184 ff., Preuß. Lor. IL. 11 $478 ff, 18 893, 
Deftr. GB. $ 189. 

8) Kraut I. S. 279 f.; vgl. aber auh S.282f., Roth B. 8111N. 8, 4; 
mit Unrecht wird die Anwendbarkeit der Vorſchrift beſtritten. 

9) Preuß. Lor. II. 18 8 92 ff., Oeſtr. GB. $ 189, Zürich. 8 321, Kraut I. 
©. 279 f., 2833. — Nah der Preuß. Borm. DO. $ 16 feine vermögensrechtlichen ' 
Nachtheile. 

10) Pufendorf I. obs. 50, Kraut I. S. 237f., Adickes in d. Ztiſchr. f. 
hann. R. II. ©. 128 ff. 
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IV. Die einzelnen Beftellungdgründe. 

A. Die ſchon im fpätern Mittelalter zuläffige legtwillige Er⸗ 
nennung eines Vormunds konnte fi) um fo leichter erhalten‘?), als 
da8 roͤmiſche Recht dem Vater und dem Großvater, welcher den 
Unmündigen in väterliher Gewalt bat, dieſe Befugniß giebt und 
weiter beitimmt, dab die von der Mutter oder einem Dritten er- 
nannten Bormünder richterlich beftätigt werden follen, wenn dad Kind 
von ihnen zum Erben eingefeßt ift, resp. im letztern Fall (Er⸗ 
nennung durdy einen Dritten) fein andere, ald dad vom Dritten 
zugewandte Vermögen befigt?).. So wurde ed denn aud in zahl- 
reihen Partikularrechten anerkannt, daß die teftamentariiche Be— 
jtelung fein Recht der väterlichen Gewalt, jondern ein elterliches 
Recht ſei (oben $ 252 IX) und dab aud dritte Perfonen, weldye 
ein Kind zum Erben einjegen, ihm einen Bormund oder — was 
gegenwärtig dad gewöhnlichere ift — einen Kurator für dasjenige 
ernennen fönnen, was fie ihm zuwenden). 

Wie ſchon nach älterm deutihen Net, jo wird auch in den 
neueren Partifularrechten nicht unbedingt ein Teſtament oder ein im 
Zeftament beftätigted Codizill erfordert"), jondern es reicht jede ernft- 


u) Preuß. Borm. O. 8 18, Roth D. 8 187 N.17,18, B. 8 113 N. 10 ff. 

Böhlau II. S.164 ff. nimmt in höherem Grade die Geltung der römischen 
Delationsgründe am und unterfcheidet zwiſchen ber datio und confirmatio tu- 
toris. Die confirmatio übertrage nicht das Amt, fondern verftatte nur ben 
bereit8 zu feinem Amt gelangten Bormund zur administratio. Er vertheibigt 
— jedenfalls im Widerjpruch mit der in der neueren Gefeßgebung und Praris 
vorherrſchenden Richtung — den Sag (II. S. 193): „das öffentliche Interefle 
fordert eine ftaatliche Berufung nicht, jondern nur eine ftaatlihe Controle ber 
Berufung“. Vgl. aber Adides a. a.O. (R.10) ©. 120 ff., daß die Delation 
im römifhen Sinn nicht mehr dem heutigen Recht angehört. 

12) Auch dem hoben Abel find theilmeife derartige Dispofltionen geftattet, 
Kraut II. S. 205. 

13) Windſcheid $ 433 N.5 ff. 

14) Sächſ. GB. $1889, ©. f. Weimar 0.1872 $30, Roth D. 8 1850.19. 
— Daß Dritte nur einen Kurator ernennen Dürfen, Preuß. Lor. II. 18 8 175, 

Preuß. Borm. DO. 8 87 Abſ. 1, Deftr. GB. $ 197. 

" 15) Nur ein Teftament wollen zulafien Fald V. S. 69, Roth 8. 8139 
N. 11, Böhlau ©. 196 N.13. — Bon diefem Standpunft aus hat Lekterer 
Recht, daß, wenn der Richter einen in einem fehlerhaften Teftament ernannten 
Bormund ex inquisitione beftätigt, derjelbe Fein testamentarius, fondern ein 
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liche, nicht widerrufene Willenserklärung bin, jede Art legtwilliger 
Verfügung’), auch ein ungültige Teſtament“), eine unterjchriebene 
Urfunde!®), Eheverträge, Familien- oder fonftige Verträge"), auch 
formloje Erklärungen unter Lebenden”) u. |. w.”). Wo eine joldhe 
freie Anordnung zuläffig ift, kann der Ernennende feinen Willen aud) 
in einem Bertrage mit dem von ihm ernannten Bormunde aus⸗ 
Iprechen (ig. tutela pacticia)?). in derartiger Vertrag Ichafft aber 
fein zweileitig bindended obligatorisched Verhältniß; vielmehr ift nur 
der andere Gontrahent zur Uebernahme verpflichtet und darf ſich 
beim Eintritt des Bevormundungsfalld nicht auf die ihm etwa zur 
Seite ſtehenden Erfufattiondgründe berufen); dagegen ift ed dem 
Bater oder dem fonft den Bormund Ernennenden gejtattet, von dem 
Bertrage abzugeben und jeine Erklärung zu widerrufen). 


dativus ſei und daß nur in Ermangelung von legitimi dem Richter eine ſolche 
confirmatio geftattet fei. 

16) Lüneb. Ref. VII. 1 Abi. 3, Baumeifter II. S. 176 R. 18. 

1) 0. Max. Bav. 1.7 $5.n0.6, Sädjf. ©. v. 1782 (Kraut $191n0.24), 
v. Chorinsty ©.79 f. 

18) Sächſ. ©. 0.1782 (Kraut $191n0.24), Preuß. pr. 1.128169, Preuß. 
Borm.D. 817.2: „gerichtlich oder notariell beglaubigte oder eigenhändig ge- 
fhriebene und unterfchriebene Urkunde.“ 

19) Sächſ. und Füb. ©. bei Kraut $ 191 n0.25,27, C. Max. B. 1.7 85 
n0.7, Sädf. GB. $ 1886; vgl. auch C.civ. art. 398 mit 392. 

%) Preuß. Lor. II. 18 $ 177; münblihe Erklärung vor Zeugen, Sächſ. © 
bei Kraut $ 191 no. 24. 

21) Krant $ 191 n0.28, Sächſ. GB. $ 1886. 

Bei dieſer Geftaltung des Nechts if nicht einzufehen, warum Beſeler 
Erbverträge II. 1 S.301 die Ernennung in einem Erbvertrage nicht zulaffen 
will, mit Hecht erflären fich gegen ihn Kraut I. ©. 274, Roth D. 8 186 N. 23, 
8. III. 8335 N.16, wo auch einzelne Partikularrechte angeflihrt find, welche 
die Ernennung im Erbvertrag geftatten. 

2) Kraut I. S.265 ff. 

23) Nach den Freib. Statt. fol. 49% follen fte Die Vormundſchaft Übernehmen, 
aber die gefeglichen Erkufationsgründe behalten; richtiger befiimmt Frankf. Ref. 
VII.2 82, daß fie fi nicht exkuſiren dürfen. 

%) Preuß. Lor. IL.18 8178, Kraut $ 191 no. 25, Borm. I. S. 276 ff., 
Dernburg I. S. 144, 156. — Kraut I. S©.270f. hält es für zuläffig, dem 
künftigen Bormand ein Recht auf die Vormundſchaft einzuräumen, gefteht aber 
zu, daß dies nirgends geichehen fei. — Mit Recht leugnet Befeler S128N. 18, 
daß der Vormund ein wohlerworbenes Recht babe. 


478 Erftes Kapitel. Die Altersvormuudſchaft. 


B. Fehlt e8 an einer Ernennung durch den Water oder jonft 
Berechtigten, jo fallt die Vormundſchaft an diejenigen Perjonen, 
welche dad Geſetz beruft). Nur in wenigen Fällen fommen fie in 
die Stellung ded Bormundd ohne richterlihe Anordnung und dann 
beginnt ihre Verpflichtung mit dem Augenblid, in weldem ſie von 
dem Eintritt des Falls Nachricht erhalten“). Negelmäßig haben fie 
nur einen Anfprud) darauf, bei der richterlichen Beitellung in her⸗ 
vorragendem Sinne berüdfihtigt zu werben und fie dürfen ſich be- 
ſchweren, wenn fie ohne ausreichenden Grund übergangen werden”). 

1. Während im allgemeinen Frauen zur Führung der Bor 
mundfchaft unfähig find, wird entſprechend dem ältern deutſchen 
Recht für die Mutter eine Ausnahme gemacht; fie hat einen ganz 
befondern Anſpruch auf die Bormundihaft nad dem Tode des 
Paterö?). Bon Einfluß war ed dabei, daß aud nach römiſchem 


35) Dem Geſetz ftehen für den hohen Adel die autonomijchen hausgejeglichen 
Beftimmungen glei, Kraut I. S.267. In Berlennung der recitlihen Natur 
ber Hausgeſetze behauptete man früher, daß die durch Hausgejeß berufenen Bor: 
münder „vertragsmäßige” feien; jo auch noch a 8 321 zu N. a, Geng- 
ler ©. 1240, 3. Aufl. $ 166 N. 8. 

2%) Nach $12, 13 der Preuß. Vorm. DO. ift dies der Fall a) wenn ein 
minderjähriges Kind dur Verheirathung, getrennten Haushalt oder Entlaffung 
ohne Ertheilung der Großjährigleit aus ber väterlihen Gewalt herausgetreten 
ift: bier wird ber Bater gejegliher Vormund, d. h. feine wäterlihe Gewalt 
ſchwächt ſich zu einer gefeglihen Vormundſchaft ab, Dernburg ©. 132f.; 
b) wenn für ein uneheliches Kind fein anderer Bormund ernannt if; dann 
tritt der Vater der Mutter ein, Dernburg S. 133 ff. (oben $ 261 NR.14), 
c) für Mündel, welche in eine unter Staats» ober Gemeindeverwaltung ſtehende 
Berpflegungsanftalt aufgenommen find; fo Tange das Gericht feinen andern 
Bormund ernennt, hat der Anftaltsvorftand deſſen Rechte und Pflichten, Dern- 
burg S.137 ff., 161. — Das letztere beſtimmen auch andere Partilularredhte, 
3.8. Hamb. Borm. DO. 0.1879 art.9; weiter Roth D. 8 185 N. 8. 

Bol. auch noch N. 28. 

T) Preuß. Vorm. O. 8 18. 

28) 3. B. Preuß. Lor. II. 18 8 186 ff, Vorm. O. $ 17 (Dernburg 
S. 146 ff.) Haubold 8123, Roth K. S. 521, Kümpel 8 110, Roth D. 
8185 N. 27, Pufendorf obss. II. 11 87ff. Bgl. auch die folgenden No⸗ 
ten. — Auch im hohen Adel gilt oft die gefegliche Vormundſchaft der Mutter, 
Kraut III. S.206 f., Heffter Sonderrechte S. 161, 3.8. das Hansgejeß ber 
Grafen und Herren von Giech v. 1855 $ 95. — Wo das römiſche Recht Di- 
rekten Einfluß bat, ift auch die Großmutter zu berüdfichtigen, Kraut I. S.245 











8 270. Die Beftellung und die Perjon des Bormunde. 479 


Recht die Mutter und die Großmutter den Vorrang vor den Seiten- 
verwandten unter der dreifachen Vorausſetzung hat, daß fie proto- 
follariich erflärt, feine weitere Ehe eingehen zu wollen, auf die weib- 
lichen Rechtöwohlthaten verzichtet und ihr Vermögen den Kindern 
verpfändet. Außerdem wurde die mütterlihe Vormundſchaft im 
deutſchen Recht auch dadurch befördert, daß nach manchen ehelichen 
Güterrechtsſyſtemen der überlebende Gatte die Nutzung und Verwaltung 
des gejammten ehelichen Bermögend behält und zwar regelmäßig 
unter der dem römijhen Recht entiprechenden Vorausſetzung, daß 
er feine zweite Ehe eingeht. So lange die Mutter lebt und den 
MWittwenftuhl nicht verrüdt, fehlt ed an der Veranlaffung, noch einen 
weiteren Vormund zu ernennen. Sie hat einen Anſpruch darauf, 
dab ihr Die Vormundſchaft übertragen wird, ift aber zur Ueber- 
nahme nicht verpflichtet. Nur nady wenigen Partikularrechten fol fie 
die Vormundſchaft nicht erhalten dürfen”). Nach heutigem Recht 
braucht die Mutter, welder die Vormundſchaft übertragen wird, 
regelmäbig nicht auf da8 SCtum Vellejanum?) oder auf eine jpätere 
Verheirathung zu verzichten?!); doch nimmt, wenn fie fi zum 
zweiten Male verheirathet, ihre Bormundfchaft ein Ende”). Mande 
Gejebe ftellen ed in dad Ermeſſen der Obervormundfchaft (oder des 
Zamilienraths), ob ihr trog ihrer Wiederverheirathung die Bormund- 


N. 1. — Nach einzelnen Partikularrechten kleinerer Gebiete tritt die Vormund⸗ 
ſchaft von feldft, ohne obrigkeitliche Beftellung, ein, Heife und Eropp Abhh. I. 
S.301N.29, Roth 8. S. 473 N. 16, 17. 

29) Roth D. 8185 N.27, Züri. GB. $ 334. 

3) Kraut I. S.250f. — An der gemeinrechtlichen Vorſchrift halten ein- 
zelne Rechte fe, Baumeifter II. S. 177 N. 22, Weigel S. 65 (Walbed), 
Steinader S. 69 N. 12 (Helmftebt), Heimbach 8 146 N. 8, Kümpel 8214, 
215, Roth K. S. 521 N. 19. — Großentheils find dieſe Beſtimmungen mit 
ber Aufhebuug der weiblichen Rechtswohlthaten (oben 8 192 N. 57 ff.) unpraktiſch 
geworben. 

31) Partikulär wird fie noch gefordert, Baumeifter a.a.D., Roth R. 
a. a.O. Heimbach $ 146 N. 4; vgl. auch oben 8 265 N. 12. 

33) Preuß. Lor. II. 18 8 188 ff., 947 ff, Weigel ©.65, Roth 8. ©. 524 
N. 9, 550 N.7, B. 8112 N. 28, Kümpel 8 115 Nu, Heimbach 8 146 
N.4, Kraut J. S. 246 N. 8, Grundr. 8 188 no. 27. — Partikularrechtlich 
auch, wenn ſie ſich außerehelich ſchwängern läßt, Roth K. S. 524 N. 9, 550 
N. 10. 
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Schaft zu belafjen jet); andere beitimmen, daß fie die Vormund⸗ 
ſchaft weiter führen kann, aber noch einen Vormund zur Seite er- 
halten fol), 

Mebrigend ſoll nad zahlreichen Partilularrechten überhaupt die 
Mutter, welche die VBormundichaft führt, einen oder mehrere Mit- 
vormünder erhalten, welche fie bei allen wichtigen Angelegenheiten 
zuzuziehen hat®). 

Was unehelihe Kinder betrifft, fo kann deren Mutter von der 
Obrigkeit zum Vormund ernannt werden, aber fie hat regelmäßig 
darauf feinen Anipruh®). 

2. Wenn die Mutter niht am Leben iſt oder fih für Die 
Mebernahme der Vormundſchaft nicht eignet, jo find die nächſten 
Verwandten ded Mündeld unter Vorausſetzung ihrer Fähigkeit zu 
berufen. Doch iſt die partitularrechtliche Ausbildung ſowohl in Rüd- 
fiht auf den Kreis der zu berufenden Verwandten ald auf ihre Reihen- 
folge ſehr mannigfaltig. Abgejehen von der Großmutter find nur 
männliche Verwandte zu berüdiichtigen, ausgenommen den hoben 
Adel, nach deſſen Hausgeſetzen regelmäßig der nächſte Agnat zu berufen 
it?”), findet regelmäßig fein Vorzug der Agnaten vor den Cognaten 
ftatt®). Gewöhnlich gehen die Großeltern (audy die Großmutter) den 
Seitenverwandten vor?) und es tritt diejelbe Reihenfolge, wie für 


3), Deftr. GB. $ 255, Sächſ. 8 18923, 1977, Preuß. Borm. DO. $64 (e8 
ſollen vorher nody drei nähere Verwandte des Mündels gehört werben), C. civ. 
395. — Es ift alfo nicht das Sächſ. Recht allein, welches ihr unter Umſtänden 
die Vormundſchaft nicht entzieht, wie Kraut I. S.247 N. 10 fagt. 

29 Kümpel 8107 N. o. 

3) O. Max. Bav. 1.7 86 no. 7, Oeſtr. GB. 8 211 (Chorinsky S. 84, 
138 f.), Weigel S. 665, Roth K. I. S. 528 N. 1 (Iſenburg. R.), Böhlau 
ID. S. 219 f., Hamb. Vorm. O. v. 1879 art. 7 (Baumeifter V. S. 4, 176 f., 
187 f.), Roth B. $ 112 N. 31, Kraut I. S. 245 f., vgl. auch C. civ. 391 und 
oben 8 265 N. 11. 

3, Gothaiſches ©. v. 1. Juli 1869 art. 7, Preuß. Borm. DO. $ 17.3, $ 21 
Abf.2, Dernburg ©. 147, Roth 8. S. 521 N. 17, 18, D. 8172 N.10, 
8 185 N. 27. — Anders nah Hamb. R. (Baumeifter I. S. 426). 

2) Kraut III. ©. 206 f., Heffter Sonderredte S. 162, Dernburg 
S. 27. | 

238) Kraut I. S. 252, Chorinsky S. 88 ff.; in Schlesw. Holftein gehen 
die väterlichen Verwandten ben mütterlichen gleihen Grades vor, Falck V. S. 68. 

39), Deftr. GB. $198, Haubold 8 122, Brüdner 8 217, 219, Kümpel 
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die geſetzliche Erbfolge ein“). Die Preußiſche Vormundſchaftsord⸗ 
nung ($ 17,19) giebt lediglich den Großvätern, weder den Groß⸗ 
müttern noch den Seitenverwandten, einen gefeglichen Anſpruch und 
beftimmt nur, daß wenn e8 ſich um freie Ernennung durd die Ober- 
vormundichaft handelt, „dabei geeignete Verwandte oder Verfchwägerte 
des Mündels“ zu berüdfichtigen find. Partikulär find nad) den Ber- 
wandten auf Grund ded Geſetzes die Taufpathen zu berufen‘). 

C. Iſt feine durch Privatdißpofition oder durch Geſetz be= 
rufene geeignete Perfon für die Vormundſchaft vorhanden, fo hat die 
Behörde den Vormund in freier Auswahl zu ernennen (tutor dativus). 
Im hoben Adel erfolgt die Ernennung dur dad Familienoberhaupt 
oder den Souverän resp. auf Vorſchlag einer befonders angeordneten 
Behörde). 

Partitularrechte fordern, daß die Obervormundichaft bei der Er- 
nennung Verwandte ded Mündeld zu Rathe zieht und auch bei der 
Auswahl bejonderd Verwandte und überdied Standed- und Gewerbs⸗ 
genofjen des Vaters berüdfichtigt®). 


©. 110, Hamb. Borm. DO. v. 1879 art. 8 (ber väterliche, daun der mütterliche 
Großvater, die väterl. Großmutter, die mütterl. Großmutter; dann die nächſten 
Blutsfreunde von beiden Seiten; Baumeifter II. S. 176). — Brem. V. O. 
8 21 („zwei der nächſten Verwandten und zwar in ber Regel einer von väter- 
lier und einer von mäütterlicher Seite, mit näherer Berückſichtigung der auf⸗ 
fleigenden vor der Seitenlinie”). 

#0) Deftr. GB. $ 198, Sächſ. CB. 8 1890, Roth B. 8 112 N. 34, 36, 
37. — Bartiluläre Beftimmungen and bei Heimbach 8 145 N. 2ff. Roth 
D. 8 185 N. 25 ff. — Nah O. civ. art. 402 ff. auch die entfernteflen As- 
cendenten. 

4) Wimpfen. Stbtr. I. 2 52, Kümpel 8106 N. h, Roth B. $ 112 
N. 39, Heimbach 8 145 N.d, Kraut I S. 254 N. 33. — Als einen Be- 
weis für die auch im proteftantiihen Recht fortwirtende cognatio spiritualis 
vermag ich dies nicht mit Heimbach anzuſehen, jondern nur als eine Folge 
"Davon, daß man mit ber Verpflichtung der PBathen, für das Kind zu forgen, 
Ernft madt. 

49) Kraut III. S.226, Heffter Sonderrechte S. 162, v. Gerber Abhh. 
&.92f., Dernburg S.27. — Beilage IV. $10 zur Baier. Verf. U. v. 1818: „bie 
Bormundfchaften der ſtandesherrlichen Familienglieder können von dem Haupte 
des Haufes ernannt werben”; Hausgef. der Herrn und Grafen v. Giech v. 1855 
8 102. ” 

#3) Preuß. Borm. D. 819, Lüb. Borm. O. v. 1820 8 11, Hamb. Vorm. O. 
art.10, Brem. V. O. 8 21. 

Stobbe, Privatrecht. IV. 1.1.2. Aufl. 31 
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V. Wie ſchon im Mittelalter für einen Mündel mehrere Bor: 
münder beftellt werden konnten oder ſollten“), jo tft died auch jpäter 
nad einzelnen SPartifularrechten der Fall“). Für ihr Verhältniß 
fommt ed auf die Anordnungen bei der Beitellung an, ob fie gleidh- 
mäßig in allen Angelegenheiten oder ob einzelne von ihnen nur in 
beftimmten Zweigen der Vormundichaft thätig werden Jollen. Wo 
mehrere Bormünder die Bormundichaft gemeinschaftlich führen, haften 
fie jolidariih*). 

VI. Der Bormund hat in Ermangelung entgegengejebter Bor- 
Ichriften die gefammten Intereſſen ſeines Mündels zu vertreten. 
Seine Thätigkeit beſchränkt fih nicht auf dad in dem Bezirk des⸗ 
jenigen Richterd belegene Vermögen, welder ihn beftätigt oder er- 
nannt hat, jondern fie erſtreckt fi) auch auf dad auswärtige, in einem 
andern Zerritorium oder in einem andern Gerichtöbezirk defjelben 
Staats befindliche Gut. Indeſſen wie ſchon im Mittelalter für aus- 
wärtige Grundftüde und überdies für-Lehen bejondere Bormünder 
ernannt wurden (oben II. $S 119 NR. 41, 44 ff.), fo kann auch gegen- 
wärtig eine Specialvormundichaft‘) angeordnet werden. Snöbe- 
ſondere beftimmen Haudgejege ded hohen Adeld, daß wenn ein un- 
mündiged Familienmitglied in verjchiedenen Staaten ftandeöherrliche 
Beliyungen hat, für jeden Staat eine bejondere Vormundſchaft ein- 
gejegt werden Tann oder jol*). Aber aud für das regelmäßige 


4) Dben $ 265 N. 35 fi. 

#5) z. B. Lüb. Vorm. O. $11, 33: „zwei ber nächſten Beer „in ber 
Regel wechſelt die vormundſchaftliche Verwaltung jährlih”; derjenige, welder 
nicht verwaltet, führt über den andern die Auffiht. Ebenjo Hamb. Borm. O. 
art. 10, 20: wenn feine Berwaubten vorhanden find, werben „zwei Bormünber” 
mit jährlich wechjelnder Verwaltung ernannt; Bremiſche BO. $ 4: minbeftens 
zwei Bormünder. — Roth D. 8 183 N. 12, 8 189 N. 3ff, B. 8113 N. 34, 
8 114N. 6 ff, K. 8 142, Böhlau II. S. 210 ff, Windſcheid $ 443. — Nach 
dem Sächſ. GB. 8 1884 und der Preuß. Vorm. O. 8 19 ſoll das Gericht für 
einen Mündel fowie für mehrere Gejchwifter regelmäßig nur einen Vormund 
berufen. 

6) Dben III. 8 176 N. 30, nah dem Sächſ. GB. 8 1958 auch „wenn fie 
die Vormundſchaft unter ſich getheilt haben“. 

AT, Es iſt dies keine Specialkuratel, Böhlau II. S. 170 f. 

68) Preuß. Inſtr. v. 30. Mai 1820 8 11 (Dernburg S. 27), Kraut II. 
S. 145 N. 5, Heffter ©. 162f. 
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Privatrecht gilt died dann“), wenn ein Staat für die in feinem Ge⸗ 
biet gelegenen Grundftüde die von dem Richter eined andern Staatd 
eingeſetzte allgemeine Vormundfchaft nicht oder nur in beſchränktem 
Maße reſpektirt 9). 

VII. Wie nach römifhem Recht von mehreren VBormündern 
der eine mit der Verwaltung, der andere mit der Ueberwachung des 
eriten betraut jein fann, (tutor gerens — tutor honorarius), jo 
fann eine foldye Bertheilung der Aufgaben auch nad) neueren Parti= 
fularrechten vorfommen?). Wo aber der Staat felbit den ver- 
waltenden Vormund leitet und eingehend überwacht, ift die Ein⸗ 
ſetzung von Gegenvormündern ohne befonderen Werth. 

Nach franzöfiichem Recht, welches die ftaatliche Obervormundſchaft 
in geringerem Grade ausgebildet hat, ſoll für jeden Mündel neben dem . 
Vormund noch ein Gegenvormund (subroge tuteur) beftellt werden, 
um den eigentlichen Vormund zu beauffichtigen, bei einzelnen Akten 
mitzuwirken und befonderd auch da einzutreten, wo die Intereſſen 
des Mündeld mit denen ded Hauptvormunds follidiren). Auch die 


#9, Für die verfchiedenen deutihen Staaten im Verhältniß unter einander 
fann dies feit Errichtung Des deutſchen Reichs nicht mehr vorkommen. 

50) Braunſchw. R. bei Steinader ©. 67 (Prinzip ber Neciprocität); 
Mainz. Lor. V. 86, 8 (e8 kann auch wenn die Grundftüde in bemjelben Staat . 
an verfchiedenen Orten liegen und der Vormund fie füglicher Weife nicht alle 
verwalten kann, am forum rei sitae ein Kurator beftellt werben); Oeſtr. GB. 
8225; Gothaiſch. ©. v. 28. Juni 1856 $ 7 (Specialvormundfchaft für Leben, 
wenn der unmündige Bajull nicht dem biefigen Staatsverband angehört); Sächſ. 
GB. $ 1878 (für Grundſtücke eines im Auslande Bevormundeten foll [von dem 
judex rei sitae, Sädf. ©. v. 9. Jan. 1865 $ 30] ein beſonderer Vormund 
ernannt werden; dazu kann aber auch der ausländiſche allgemeine Vormund 
beflimmt werden); ebenjo Borm. D. f. Sachſ. Weimar v. 1872 $ 22, 116. — 
Meber Medlenburg Böhlau II. S. 170 ff. 

Nach dem Preuß. Lor. II. 18 8 81 bildet die Regel die einheitliche Ver⸗ 
waltung; in der Preuß. Vorm. O. wird fie flillihweigend vworausgejett. — 
Ebenſo Seuffert VIII. 148 (Kiel). 

5) Die Ehrenvormünder des Preuß. Tor. II. 18 8 120 ff. haben befonders 
die Rechnungen zu prüfen. — Nah ber Brem. B. O. $ 30 Tann ein tutor 
honorarius nur nah vorgängiger Bernehmung der Vormünder beigeorbnet 
werben. 

52) 0. civ. und Badiſches GB. art. 420 ff. — Ein Nebenvormund wird aud) 
nad dem neuen Gejeß für Bafel von 1880 eingelegt, Heusler in d. Ztichr. f. 
ihweiz. R. XXI. ©. 47. 

31* 
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Preußiſche Vormundſchaftsordnung, welche die ftaatlihen Funktionen 
der Obervormundſchaft eingeſchraͤnkt hat, ſucht einen Erſatz dafür in 
der Ausbildung des Inftitutd des Gegenvormundd zu gewinnen. 
. Ein Gegenvormund braucht nicht überall beftellt zu werden und joll 
ed indbefondere nicht in den Fällen der auf Grund ded Geſetzes 
eo ipso eintretenden Vormundſchaft (N. 26), oder, wenn die Eltern 
jeine Beftellung unterfagt haben. Dagegen ift er zu beftellen, „wenn 
mit der Vormundſchaft eine WBermögendverwaltung verbunden ift und 
nicht mehrere Bormünder zu ungetrennter Berwaltung beftellt find. 
Führen mehrere VBormünder die Verwaltung nad) Geſchäftszweigen 
getrennt, jo fann der eine zum Gegenvormund des andern beftellt 
werden“ ($ 26). Der Gegenvormund fol die Verwaltung über: 
wachen und bei gewiljen Alten, inöbejondere der Inventarerrichtung, 
der periodiichen Rechnungslegung und der Schlußrechnung mitwirken 
..($ 31, 35, 56, 57, 67), bet Verfügungen über Gapitalien und Fordes 
rungen um feine Genehmigung befragt und, wo das Vormundſchafts⸗ 
gericht entjchetdet, mit feiner Anficht zunächit gehört werden ($ 39, 
41, 55). | 
VIII. Die Obervormundfhaft fol geeignete Perfonen zu 
Bormündern beftellen. Sie joll Niemand berufen, welcher abjolut 
ungeeignet oder im Tonfreten Fall nicht geeignet ift. Wenn, fie dabei 
ihrem &rmefjen zu folgen bat, fo enthält doch auch das pofitive 
Net, ſowohl das römiſche Recht ald die neuere Partikulargeſetz⸗ 
gebung, welche theild dem gemeinen Recht folgt, theild den modernen 
Berhältniffen gemäß felbitändige Beftimmungen aufftellt, zahlreiche 
Normen darüber, wer ald untauglich anzufehen ift®), Unter Ver— 
wetfung auf die Partilularrechte find bier nur einzelne Punkte zu 
erörtern. | 

1. In Uebereinftimmung mit dem römiſchen und dem ältern 
deutichen Recht find, abgefehen von der Mutter und Großmutter, 
Frauen regelmäßig untauglih*). Nach der Preußiſchen Vormund⸗ 
Ihaftdordnung ($ 21 Abi. 2) dürfen Frauen durd den Vater oder 


5, Mißbräuchlich als excusatio necessaria bezeichnet. 

54) Preuß. Lor. II. 18 $ 143, 181, Preuß. Borm. DO. $ 21.7, C,civ. art. 
442.3, Sächſ. GB. $ 1885; nah König Bern. Civ. Gef. I. S.292 gelten fie 
gegenwärtig in Bern als fähig. 
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die Mutter lebtwillig berufen werden; doch follen fie nur mit 
Genehmigung ihres Chemanned die Vormundſchaft übernehmen 
(Abi. 3). 

2. Untauglich find ferner Minderjährige), überhaupt Perjonen, 
welche aus irgend einem Grunde unter Vormundſchaft ftehen oder 
handlungsunfähig find“). Bisweilen wird ein höhered Alter als 
dad der Volljährigkeit erfordert”). 

3. Perſonen, welche zu einer ſchweren Kriminaljtrafe verurtheilt 
find oder die bürgerlichen Ehrenrechte verloren haben’). Dies gilt 
gegenwärtig allgemein in Deutjchland, indem nad dem Strafgejeh- 
geſetzbuch (art. 34) die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte die 
Unfähigkeit bewirkt, „Vormund, Nebenvormund, Kurator, geridht- 
licher Beiftand oder Mitglied eined Familienraths zu ſein“, aber 
mit der Ausnahme für den Fall, „dab es fih um Berwandte ab» 
fteigender Linie handelt und die obervormundſchaftliche Behörde oder 
der Familienrath die Genehmigung ertheilt". 

4. Nady einzelnen Partilularrehten find Gemeinjchuldner wäh- 
rend der Dauer ded Konfuröverfahrend untauglih®). 

5. Nach älterm Recht waren vielfach Ausländer, auch Ange- 
hörige eined andern deutſchen Bundesftaats, untauglih®). Für die 
Unterthanen des deutichen Reichs find dieſe Beichränkungen mit Des 
gründung eined allgemeinen deutjchen Indigenats gefallen (oben I. 
$ 43 R. 26 ff). Dagegen erſcheint es nocd immer angemefjen, 
regelmäßig nur ſolche Perfonen zu berufen, welche daffelbe Dos 


55) Breuß. Lor. II. 18 8 131, Preuß. Borm. DO. 821.2. — C. civ. art. 
442.1 macht eine Ausnahme für Vater und Mutter, wenn fie minderjährig find. 

56) Preuß. V. O. 821.1, Sächſ. GB. $ 1885, Baumeifter II. ©. 174 
N.11, Bern. GB. 8 243, Roth D. $ 185 N. 5. — Nach gemeinem Recht find 
Hauskinder fühig; iiber Preuß. Recht Dernburg ©. 126. 

57) 25 Jahre nah dem Sächſ. GB. $ 1885, Brem. V. O. $ 28. b. 

58) Preuß. Lor. II. 18 $ 135, 136, Preuß. V. O. 821.3, O.civ. 442.2, 
443, Deftr. GB. 8 191, Baumeifter II S. 174 N. 13, Bern. 2. $ 243. 

59) Breuß. B.D. 821.4, Dernburg S.125 N.6, — V. O. art. 16.2, 
Roth B. 8112 N. 47, D. 8 186 N. 9. | 

0) Oben 8 265 N. 40. — Preuß. Lor. II. 18 8 156: — die in könig⸗ 
lichen Landen keinen ordentlichen Gerichtsſtand haben“, nur mit Genehmigung 
des Juſtizdepartements; Oeſtr. GB. 8 192: regelmäßig uicht „Einwohner fremder 
Staaten”, Böhlau II. S. 136 N. 20, S. 200 ff, Kraut J. S. 108 N. 13. 


s 
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mizil mit dem Mündel haben oder nicht zu entfernt von ihm 
wohnen‘). 

6. Nach römiſchem Recht waren Bilchöfe und Mönche aus: 
geichloffen und andere Geiftliche jollten nur die gefeplihe Vormund- 
haft über ihre Verwandte übernehmen dürfen; dafjelbe gilt aud 
für das kanoniſche Recht und für viele Partikularrechte; dieſelben 
verlangen, joweit Geiftliche fähig find, die Genehmigung ihrer Kirchen- 
obern®). Unbedingt ausgeſchloſſen find Drdenägeiftliche, weil fie 
nad) den für fie geltenden Vorſchriften ſich aller weltlichen Geſchäfte 
enthalten jollen®). 


7. Ausgeſchloſſen find ferner Perfonen, denen man fein be- 
ſonderes Zutrauen jchenfen kann“), Perjonen, welche verjchuldet oder 
notoriſche Verſchwender find®), offenkundig einen unfittlichen Xebens- 
wandel führen“), mit den Eltern des Mündeld in Feindichaft ftan- 
den) oder mit ihm felbit einen Rechtsſtreit haben®) u. |. w.®). 


6, Preuß. Lor. II. 18 $ 150 ff.: wo möglich nicht Perfonen aus einer an- 
bern Jurisdiktion; Sächſ. ©B. $ 1894: foweit als möglich angefeflene und ber 
Gerichtsbarkeit des Bormundichaftsgerichts unterworfene Perſonen. — Hamb. 
Borm. O. v. 1879 art. 15: Angehörige des deutfchen Reichs; fie follen „in Der 
Hegel ihren Wohnſitz innerhalb des Hamburgifhen Staatsgebietes haben”. Die 
Würt. Borfehrift, daß Über Wiürtemberger nur im Inlande wohnende Inländer 
die Vormundſchaft führen follen, ift durch Würt. ©. v. 4. Juli 1876 8 1 auf- 
gehoben; doch follen Nicht-Angehörige des deutſchen Reichs oder außerhalb des— 
jelben wohnende Inländer eine Vormundſchaft nur mit Genehmigung des Juftiz- 
miniflers führen. 

62) Hichter- Dove Kirhenr. 8117 N. 16, Hinſchius Kirchenr. I. ©. 123 
N. 9, S.126 R.6, Thudichum Kirdenredt II. S.18 ff. — Nah dem Sächſ. 
GB. $ 1897 (au Haubold $ 11I N. e) befteht für fie nur ein Exkuſations⸗ 
grund. 

6) O. Max.B. 1.7 $3n0. 2, Preuß. %br. II. 18 $ 134, Oeſtr. GB. $ 192. 

64, Dben I. $48E N. 77. — C. civ. art. 444: les gens d’une inconduite 
notoire, ceux dont la gestion attesterait l’incapacit& ou l’infidelite. 

65) Baumeifter 8 91 N. 12. 

66 O. civ. 444.1, Preuß. V. O. 8 21 n0.5. 

67) Nach rim. Recht und demgemäß aud nad neueren Partilularrechten, 
Preuß. Lor. Il. 18 $ 144, Roth D. $ 186 N. 16. 

68, Deftr. GB. $ 193, Hamb. V. O. v. 1879 art.16.5, C.civ. 442.4, 
Bern. EB. 8 243, Roth D. $ 186 NR. 16. 

69) Meber Berjonen, welche Gläubiger oder Schuldner des Mündels find, 
Roth D. 8186 N.15, 8. S. 524 N.T, Preuß. Lor. II. 18 8 147 ff., 167 ff. 
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8. Perjonen, welche der Vater oder die Mutter ausgeſchloſſen 
hat?), 

9. Nach einzelnen Partikularrechten auch der Stiefvater”"). 

10. Daß Perjonen einer anderen Konfejfion, als zu welcher 
der Mündel gehört, auögeichloffen feien, läßt fi, für die Gegenwart 
nicht mehr behaupten”). Doch enthält die Preußiihe Wormund- 
Ihaftsordnung ($ 19 Abſ. 2) für die Behörde die Anweilung, „bei 
der Auswahl des Vormunds auf das religiöfe Bekenntniß des 
Mündel$ Rückſicht zu nehmen“, eine Vorſchrift, welche inſofern an⸗ 
gemeſſen iſt, als troß der rechtlichen Gleichitellung der Konfeffionen 
ihr thatſächlicher Gegenfag wieder lebhafter hervortritt und bei der 
Berechtigung des Vormunds auf die Erziehung des Mündeld ein- 
zuwirken e8 bedenklich jein kann, diefen Einfluß einer Perjon von 
anderer Konfelfion einzuräumen”). 

IX. Da die Hebernahme der Vormundſchaft eine ftaatöbürger- 
liche Pflicht ift, jo können fich derjelben nur Perjonen entziehen, 
welchen Weigerungdgründe (Excusationes) zur Seite ftehen. Schon 
im Mittelalter waren einzelne jolde Gründe gejeglih anerkannt 


Haubold S11IN.I, Baumeifter II. 891 N. 14. — Die neueren Gejete 
haben biefen Ausichließungsgrund nicht mehr, Dernburg S.128, Sächſ. GB. 
$ 1888 (für das betreffende Rechtsverhältniß fol ein bejonderer Vormund er- 
nannt werben), Hamb. B. O. art. 16.6 (bis zur Befeitigung des kollidirenden 
Interefjes wird eine interimiftifche Vormundſchaft angeordnet), Brem. B. O. 
8 23i (ähnlich). 

70) Preuß. Lor. II. 18 8 141, 142, Preuß. V. O. 8 21 n0.6, Sächſ. GB. 
$ 1887, Roth D. 8 186 N. 12. 

71) Kraut I. ©. 249 f., vgl. auch II. S. 691 ff., Sächſ. GB. $ 1885, ©. f. 
S. Weimar v. 1872 8 32, Seuffert XII. 276, Roth 8. S. 524 N. 8, B. 
$ 112 R.52, D. 9186 N.13. — Nah Preuß. Ldr. IL. 18 $ 139 darf er be- 
rufen werden, wenn bavon für den Mündel ein bejonberer Bortheil zu er» 
warten flieht. — Nicht ausgefchloffen ift ex nah Medi. Praxis (Böhlau IL. 
S. 200 N.15) und nad der Preuß. B. DO. $ 19, weil nad) ihr „geeignete Ver⸗ 
wandte oder Berfchwägerte des Mündels“ zunächft zu berüdfichtigen find. 

72) Nach der ältern gemeintechtlichen Praris (Kraut 1. S. 107 N. 11) und 
Geſetzgebung (Chorinsky S. 105.) und dem Preuß. Lor. II. 18 $ 137 follen 
Chriſten nicht Über Nicht-Ehriften und umgelehrt die Vormundſchaft führen. 
Seit der bürgerlichen Gleichftellung der Konfeifionen gilt dieſer Unfähigleitsgrund 
nicht mehr, Wind ſcheid 8 434 N. 22. 

7), Böhlau D. ©. 240. 
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(oben $ 265 N. 48, 49); jeit der Reception ſchloß man fi zum 
Theil an dad gemeine Recht an”), zum Xheil überließ man die 
Beurtheilung des angeführten Entjehuldigungdgrunded dem Richter”). 

Mad einzelne Gründe angeht, jo ift zu erwähnen, daß, während 
nah römiſchem Recht und demgemäß nad) manchen Partikular⸗ 
rechten dad Alter von 70 Sahren einen Exkuſationsgrund bildet, 
nad) neueren Geſetzgebungen regelmäßig bereitd 60 Jahre binreichen 
(oben I. $ 41 NR. 2); dab nad neuerem Recht nit wie nad 
römiihem Recht eine größere Zahl von Kindern an ſich einen Ab- 
lehnungsgrund giebt, jonden nur wenn die Kinder minderjährig 
find, alſo der Vater für fie noch zu forgen hat”), daß Perjonen, 
weldye ein Staatdamt oder ein beſoldetes Amt in der Kommunal- 
und Kirchenverwaltung befleiden, regelmäßig ein Exkuſationsrecht 
haben und daß fie, wenn fie die Vormundſchaft übernehmen wollen, 
partifularrechtlih der Genehmigung der vorgejeßten Behörde be- 
dürfen”), daß Soldaten und Milttärbeamte, welche nad) römiſchem 
Recht auögefchloffen waren, „die Uebernahme von Bormundichaften 
ablehnen fönnen und zu deren Webernahme nur mit Genehmigung 
ihrer Vorgeſetzten berechtigt find"), Nach Preußifhem Recht darf 


74), Aufführung der einzelnen Gründe in Frankf. Ref. VII.3, Naflau-Kaben- 
elnb. Lor. V.2, im ältern Defterr. Recht (Chorinsty S. 103 ff.), Preuß. Lor. 
11.18 88, Preuß. V. O. 823 (Dernburg ©. 158 ff), Sidi. GB. $ 1897 
(Haubold $ 127), ©. f. Weim.v. 1872 8 35, Bern. GB. art. 246, Baumeifter 
II. S. 175; nur eine Heine Zahl benaunter Gründe im Lor. v. Habeln III. 3, 
Kurköln. Lor. XI. 84. 

75) Freib. Statt. fol. 49°, Nürnb. Ref. XXXIX. 5, Solmf. Lor. XXI. $9, 
10, Hamb. Statt. III. 6. 12, Trier. or. XI. $ 8, C. Max. Bav. 1.7 821, 3Zür. 
GB. $ 335, Roth B. $ 112 N. 62. 

76) Preuß. Lor. II. 18 5 210, Preuß. BO. $23 n0.7, Deftr. GB. $ 195, 
Lüb. Borm. O. v. 1820 818, Sächſ. GB. $ 1897. — Regelmäßig 5 Kinder; 
nad älterem Oeſterr. Recht 6 Kinder, Chorinsky S. 109. Anſpruchsvoller 
Nafſau⸗Katz. Lor. V. 2.3: Diejenigen, „welche eine ziemliche Anzahl, als zehn 
haben“. — Diejenigen, welche mehrere andere Bormunbfchaften geführt haben 
oder noch führen, Eitate bei Roth D. 8 186 N. 41. Nah Zür. GB. $ 3835 
braucht Niemand gleichzeitig mehr als 3 Vormundſchaften zu führen. 

7), Breuf. V. O. 8 22 (Preuß. Lor. II. 18 $ 158, 161, 162), Sächſ. GB. 
5 1897, Weim. ©. v. 1872 8 345 vgl. auch Oeſtr. GB. $ 195, Bern. &B. 8244, 
Roth D. $ 186 N. 36. 
| 78) Reichsmil. Geſetz v. 2. Mai 1874 $ 41 (S. 56), Laband Staater. I. 
890 NR. 4. 
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audy ablehnen, wer von der Obervormundſchaft zur Stellung einer 
Kaution angehalten wird”). 

Mer, obgleich er Feine gejeglih anerkannten oder vom Richter 
zu berüdfichtigenden Exkuſationsgründe anführen Tann, fi) der Ueber⸗ 
nahme der Vormundſchaft entziehen will, kann dazu inöbelondere 
durch Geldftrafen®) angehalten werden®),. Auch ſoll er partikulär 
für den Schaden auflommen, welden der Mündel durch die Bers 
waltung des ihm anderweit beftellten Vormunds erleidet®). 

X. Seder Bormund, mit Ausnahme der in sensu strieto ges 
jeglihen Vormünder (N. 26) wird von der Behörde beitellt, welche 
ihm dad Amt durd ein Dekret, durch eine Beitallungdurfunde (Tu- 
torium, Vormundſchaftsſchein) überträgt, und ihn in Amt und 
Pflicht nimmt®). Nach früherem Recht follte er eidlich die gemiljen- 
bafte Erfüllung feiner Pflichten angeloben“), nad) neuerem Recht 


79) Preuß. B. DO. $23 n0.6, Dernburg ©. 155, 221. 

&) Preuß. Lor. II. 18 $ 202, Preuß. V. O. $ 20, Oeſtr. GB. $ 203, Zür. 
$ 338, Sächſ. GB. $ 1881, Weim. ©. v. 1872 838, Baumeifter I. ©.175. 
— Nah dem Bern. GB. $ 251 auch Suspenfion der bürgerlihen Ehrenrechte. 
— Brem. V. O. 83: „die Üebernahme von Bormundfchaften und Kuratelen if 
eine Pflicht jedes Deutfchen, welcher im Bremifhen Staate feinen Wohnfitz bat.” 

3, Nach manden Geſetzen ber Receptiongzeit verliert er fein Erbredt 
gegenüber dem Mündel, Nürnb. Ref. 1522 XVIII. 5, 1564 XXXIX.4, Franff. 
Ref. VIIL.1 87 (die Legitimi dürfen auch nicht unter Verzicht auf ihr Erb» 
recht ablehnen), Kraut I. ©. 254, Chorinsky S. 91f. — Wahrſcheinlich if 
die Beſtimmung aus- dem römiſchen Sat herzuleiten, daß die Verwandten ihr 
Erbrecht verlieren follen, wenn fie nicht bei der Obrigleit die Beftellung eines 
Bormunds beantragen. Unwahrſcheinlich find die Erklärungsverſuche bei Kraut 
I. ©. 255. | 

8) Preuß. Lor. II. 18 8 204, 207, Deftr. GB. $ 203, Zür. $ 338, Bern. 
GB. 8251, Sächſ. GB. 8 1881, 1899. Er fol für den erweislihen Schaben 
auflommen, Kurköin. Lor. XI. $ 4, Breuß. or. II. 18 $ 204, Zür. $ 338, 
Sächſ. GB. 8 1899, Baumeifter II. ©. 175. 

8, Wormſ. Ref. IV.1 tit.3, Nürnb. Ref. 1564 XXXIX. 7, Solmj. £br. 
XXI 8 1-65, Franff. Ref. VII 1 $ 10, Hamb. Statt. III. 6 art. 13, Ldr. f. 
Habeln III. tit. 2, Churköln. Lor. XI $ 2, Stotr. f. Wimpfen II. 3 $ 1, allge 
mein nad der Reichs-Pol. O. v. 1548 XXXI. 8 2, 0.1577 XXXIL 82 und 
allen jpätern Partikularrechten, Chorinsfy ©. 96 ff. 119 ff., 146 ff., Roth 2. 
8113 N. 12, 16f., 20 ff., D. $ 187 N. 15. 

%) Gemäß der damals beftehbenden Praxis nah der R. Pol. DO. (vgl. R.83). 
Demgemäß wurde in den Partilularrechten die Eidesformel genauer feftgeftellt, 
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genügt meiftend die Verpflichtung mittelft Handichlag®). Mit dies 
jem Moment beginnt feine Berechtigung und feine Verpflichtung), 

Es fol die Vormundſchaft auch derjenige vorläufig übernehmen, 
welhem — mit Ausnahme ded Falls feiner Handlungsunfähigkeit 
— jonjtige Unfähigfeitögründe entgegenſtehen“) oder dad Amt von 
einer nicht zuftändigen Behörde übertragen tft®); er hat dann jo 
lange zu funftioniren, bis ihm die Vormundſchaft von Seiten der 
fompetenten Behörde wieder abgenommen ift. 

XI Im Mittelalter forderte man, fei ed überhaupt, fei es in 
beitimmten Fällen, von dem Vormund eine Kautionäleiftung durd 
Bürgfchaft oder Pfand (oben $ 263 N. 25 ff.); zur Zeit der Re— 
ception hatte man dem Mündel am DVBermögen ded Vormunds ein 
ſtillſchweigendes Pfandrecht eingeräumt®) und eine bejondere Kau— 
tiondleiftung nur dann gefordert, wenn derjelbe feine Grundftüde 
befaß. Seitdem die neuere Hypothekengeſetzgebung die ftillichmei- 
genden Hypotheken an Grundſtücken befeitigte”), trat in manchen 


3.8. Wormf. Ref. IV. 1 tit. 5, Freib. Statt. fol. 50*, Frankf. Ref. VII. 2 
820, Hamb. Statt. III. 6 art. 13 (Baumeifter II. ©. 176), Trier. Lor. XI. 
8 10, Kay. Elnb. Lor. V. 1; Chorinsty ©. 148 [., Kümpel ©. 68, Stein- 
ader ©.69, Roth 8. ©. 527. 

8), Nürnb. Ref. 1564 XXXIX. 7, Medi. Pol. O. v. 1562 (protolollarijcher 
„Einhalt“, Böhlau II. S.130, 203), Preuß. Lor. TI. 18 $ 220, Preuß. 8.0. 
8 24, Deftr. ©B. 8 205, Sädi. ©. v. 9. Mai 1865 842 (Haubolp 8 128), 
Falck V. S. 77f. Kraut IL ©. 118. 

8 R. Pol. O. a. a. O. 8 2, Preuß. Lor. II. 18, $ 225, 226, Preuß. V. O. 
8 32 Abſ. 2. — Frankf. Ref. VII.4 8 1: nad) der Eidesleiſtung, Zuerkennung 
der Berwaltung und Aufnahme des Inventard. — Bgl. auch Adides in d. 
3. f. bannov. R. II. S. 120 ff. — Nach franzöſiſchem Recht geht die gefetzliche 
Bormundihaft mit dem Tode des BVBaters, die vom Familienrath beftellte bei 
Anwefenbeit mit dem Tage ber Ernennung, bei Abweſenheit mit der Notifikation 
der Ernennung über, C. civ. 390, 394, 418, Zachariä 8 109. 

FT, Preuß. V. DO. 8 25 Abf. 1,3, Brem. BD. 526. — Wer Erkufatious- 
gründe anführt, ſoll vorläufig, bis zur Entſcheidung über biefelben die Bor» 
mundſchaft übernehmen, Zür. GB. $ 336, auch 370, 371. Im Ermangelung 
einer folhen Beftimmung wird, wenn fofort ein Vormund erforberlih if, ein 
folder interimiftifeh ernannt. 

88, Entſch. d. RchsG. Strafi. IV. S.149 ff., Dernburg ©. 162. 

9, Oben 8 268N. 33; auch C. civ. 2121, 2135 hat das geſetzliche Pfandrecht. 

20) Eine dem Mündel zuftehende Generalhypothek Tann fih demgemäß nur 
noch auf die Mobilien erftreden, Böhlau II. ©. 204. 
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Gejepgebungen an Stelle der gejeglihen Hypothek ein Pfandrechts⸗ 
titel und fonnte zu Gunften des Mündeld bei den einzelnen Grund» 
ftüden des Vormunds eine Hypothek in dem Betrage eingetragen 
werden, auf welchen nah Anſicht des Richters fi das Riſiko des 
Mündeld erjtredte"), inzelne Gejepe heben aber aud den Pfand- 
rechtötitel auf). 

Der Kautiondleiftung bedarf ed nad neuerem Recht nur, wenn 
ed fih um eine erhebliche Vermögendverwaltung handelt) oder der 
Bormund Vermögen des Mündeld in Händen hat“). Gewiſſe Per: 
fonen find von derjelben überhaupt frei?): die Mutter und die 
nächſten Verwandten), Perjonen, welchen der Vater die Kautiond- 
leiftung erlaffen hat”), weldhe der Vater: zu Bormündern ernannt 
hat®), welche feine Kaution zu ftellen im Stande find, und feine 
Beranlafjung zu Mißtrauen bieten”). 

XI. Der Bormund erfüllt duch Führung der Bormundichaft 
eine ihm nach öffentlihem Recht obliegende Verpflichtung. Cr hat 
daher im allgemeinen feinen Anjprud auf Belohnung, jondern nur 
auf Erjaß der Aufwendungen, weldye er aus feinem Vermögen für ° 


A) 3.2. Preuß. or. II. 18 $ 425 ff., Sächſ. GB. $ 392 (Haubold $ 129). 
— Bgl. auch das Preuß. ©. f. d. Juſt. Senat zu Chrenbreitenftein v. 2. Febr. 
1864 8 8. 

92) Pr. V. O. 8 32 Abi. 6: „Ein Pfandrecht ober ein Titel zum Pfandredt . 
an dem Vermögen des Vormunds entfteht burch die Vormundſchaft nicht”. — 
Nah Würt. Recht erftredt ſich der Pfandrechtstitel nur anf ſolche Forderungen, 
welde für den Mündel bereit8 aus ber Berwaltung gegen den Vormund ent- 
ftanden find, Römer Würt. Unterpfandsrecht ©. 149 f. 

9) Peuß. V. O. 8 58. 

%), Preuß. or. IL. 18 $ 424, Baier. Hyp. ©. 8 20, Sächſ. GB. 8 1902 
(Haubold $ 129). 

9) Einzelne Gefeße jehen von jeder Kautiousleiftung ab: Deftr. GB. 8 237 
und der Code, Kraut II. S.123f., Rotb D. 8 187 N. 32. 

26) Sächſ. GB. $ 1905, Preuß. V. O. 8 59 Abi. 3. 

, Sächſ. GB. 8 1902, Preuß. BO. 859 (Haubold 8 129 N. i); vgl. auch 
©. f. Weimar v. 1872 $ 43. 

9%) Preuß. Lor. II. 18 8 433; aber nicht mehr nad ber V.O., Dernburg 
©. 220. 

99, Preuß. Lor. II. 18 8 434. — Meber andere Partikularrechte Roth D. 
8 18T NR. 36 ff. — Die Preuß. V. O. 8 23. 6 giebt demjenigen einen Erfufations- 
grund, welcher die von ihm geforderte Sicherheit nicht leiften will. 
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den Mündel gemacht bat!%). Doc kann ihm, ebenjo wie nad) älterm 
Net (oben $ 267 N. 19), dann, wenn er bejondere Mühwaltungen 
gehabt hat oder dad zu verwaltende Vermögen von größerem Um- 
fange ift, die Obrigkeit ein Honorar zubilligen!®). Auch kann der 
Erblafjer ded Mündeld dem Vormund ein Honorar ausfeben‘®). 


$ 271. 


Die Stellung bes Mündels im allgemeinen und die Sorge 
| für feine Berfon. 


I. 1. Der Minderjährige ift im allgemeinen unfähig ſich durch 
feine Erklärungen felbftändig zu verpflichten, e8 bebarf dazu der 
Millenderflärung oder der Zuftinnmung ded Vormunds zu der Er- 
Härung des Mündeld (oben $ 40 IV). 

„Der Mündel wird durch ſolche Rechtsgeſchäfte berechtigt und 
verpflichtet, welche der Vormund ausdrüdlih im Namen ded Mün- 
deld oder unter Umftänden abgejchloffen bat, welche ergeben, daß 
dad Gefhäft nad dem Willen der Betheiligten für den Mündel 
geichloffen werden jollte"). Hat der Mündel ſelbſt gehandelt, fo 


100) Preuß. Lor. II. 18 8 2db ff., V. O. $ 33. 

101) Fränk. PGO. III. tit. 22 (beſondere Zaren; vgl. auch v. Schelhaß 
S. 150 f.), Preuß. Lor. II. 18 8 263 ff., Pr. V. O. $ 34, Sächſ. SB. 8 1955, 
Sächſ. ©. v. 9. Ian. 1865 8 73 (Erk. d. Leipz. Jur. Fak. bei Emminghaus 
©. 397 no. 21), S. Weim. ©. v. 1872 8 68, 69, Heſſe $ 133, Churköln. Edikt 
v. 1766 (Maurenbreder Brov. Rechte I. ©. 439), Roth 8. ©. 547 f. (nidt 
über 4 Prozent der jährliden Einnahme), Hamb. Borm. DO. v. 1879 art. 75 
(Baumeifter II. S. 190; nach beendigter Vormundſchaft, nicht Über 2 Pro⸗ 
zent bes Kapitals), Brem.B. O. $ 31 (jährlich höchſtens 4 Prozent der Einkünfte, 
wenn ber Bormund kein näherer Verwandter des Münbels if), Lang Wit. 
Perſonenrecht 8S 101 NR. 50 ff., Bald V. S. 101, Oeſtr. GB. 8 266, 267 (höch⸗ 
ftens 5 Prozent der reinen Einkünfte, aber nicht mehr als jährlich 4000 Gulden; 
bei geringem Mündelvermögen am Schluß der Verwaltung „eine den Umftänben 
angemefjene Belohnung”), Züri. GB. 8 352 (höchſtens 2 pro mille vom Ea- 
pital), Bern. GB. 8 285. — Meitere Zufammenftellungen bei Kraut II. 
S. 159 ff., Roth B. $ 116 N. 24,25, D. 8 195 N.6,7. 

102) Preuß. Lor. II. 18 8 269 f., Preuß. V. O. $ 34, Sädf. GB. 8 1955. 

I) Preuß. Vorm. D. 829. — Einen andern Standpunkt hatte das Preuß. 
Ldr. II. 18 8 250 f.: ergeben nur die Umftänbe, daß ber Vormund ein vormund- 
ihaftlihes Geſchäft abgeichloffen hat, „jo bat der Dritte die Wahl, ob er an 
ben Bormund ober an das Bermögen bes Pflegebefohlenen. fih halten wolle”. 
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bedarf e8 der Genehmigung des Vormunds, welche vorher oder 
nachher, ftilichweigend oder ausdrücklich ertheilt werden fann?). Soll 
zwilhen dem Mündel und dem Vormund ein Rechtsgeſchäft abge- 
ſchloſſen werden, fo ift ein befonderer Pfleger zur Wahrnehmung der 
Suterefjen des Mündeld zu beitellen?). 

2. Während ed nad römiſchem Recht die Regel bildet, daß 
der Mündel jelbit handelt und die Genehmigung ded Vormunds 
binzutritt, handelt nad) heutigem Recht regelmäßig der Vormund 
ftatt de8 Mündels; er braucht nicht die mangelhafte Willensfähigteit 
bed Mündels zu ergänzen, jondern vertritt den Mündelt). . Nur in 
gewillen Fällen, bejonderd ſolchen, welche die perſönliche Stellung 
ded Mündeld für die Dauer beitimmen, bedarf es nothwendigermeife 
einer Konkurrenz des Mündeld, jo bei der Verlobung, der Vers 
heirathung, der Anfechtung oder Scheidung der Che?), bei der 
Adoption, wenn der Minderjährige bereitd ein gewiſſes Alter erreicht 
bat (oben $ 228 N. 23) und ähnlich partifularrechtlich auch bei der 
Einkindſchaft (oben $ 244 N. 9). Andererfeitd kann ausnahmsweiſe 
der Mündel audy ohne den Vormund eine rechtswirkſame Erklärung 
abgeben; jo wenn ed fih um einen Rechtserwerb ohne jede Ber: 
pflihtung (oben $ AO N. 44), oder um Verträge von Minder⸗ 
jährigen handelt, welche mit Genehmigung des Vormunds in ein 
Dienftverhältniß eingetreten find oder mit einer gemilfen Selbftän- 
digkeit leben, oder ein Erwerbögeichäft betreiben (oben $ 40 N. 55 ff.). 


2) Oben 8 40 IV., Goldſchmidt in f. Ztſchr. XIX. S. 320 f., Entſch. d. 
ROHGer. IV. S. 280 f. — Die Hamb. B.D. art. 58 forbert ſchriftliche Geneh⸗ 
migung. — Der römifche Unterſchied zwiſchen der tutoris auctoritas und 
dem consensus curatoris hat feine Bedeutung verloren; oben $ 264 N. 10ff. 

3) Preuß. Lor. II. 18 8 253, Preuß. V.O. $86 (Dernburg S. 203 ff.), 
Sidi. GB. 8 1919, König I. S. 316f. — Gewiſſe vermögensrechtliche Ge⸗ 
ſchäfte follen überhaupt nicht unter ihnen abgefchloffen werben; Preuß. B. O. 
840 Abi. 2: „Eine Hypothek oder Grundſchuld, welche auf einem Grundſtücke 
des Bormundes haftet, darf derfelbe für den Mündel nicht erwerben”; Dern⸗ 
burg ©. 205. 

9 Kraut II. S. 115, Böhlau I. ©. 243 ff., 250 ff., Seuffert XXXIL 
no. 152. 

5) Falck V. S. 85 f., Seuffert XXXI. no. 248, Sächſ. GB. 8 1910. — 
Anders natürlich, wenn der Bormund die Che darum anficht, weil fie ohne 
feine Genehmigung geſchloſſen ift. 
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Auch darf der Mündel nad) erreichter Teitamentöfähigfeit ohne” vor⸗ 
mundfchaftliche Genehmigung ein Teftament errichten, aber nicht einen 
Erbvertrag abichließen (vgl. unten im Erbredt)®). 

3. In einer Reihe von Fällen darf der Vormund nicht auf 
feinen Kopf bin handeln, fondern es wird noch die Genehmigung der 
Obervormundſchaft erfordert. Wo gegenwärtig gemeined Recht gilt, 
enticheidet dafjelbe über den Umfang der Fälle, in den Partikular- 
rechten find fie zum Theil einzeln aufgeführt, zum Theil joll dies 
bei allen wichtigeren Angelegenheiten eintreten”). 

Aber auch in folchen Fällen ift ed der Vormund, weldyer han⸗ 
delt. Die Behörde darf nicht die betreffenden Berwaltungshandlun- 
gen felbjt vornehmen oder Recdhtögefchäfte Namens des Mündels 
abjchließen, fie hat nur die Aufficht darüber, daß der Vormund die 
Berwaltung den geſetzlichen Beltimmungen gemäß führt und in 
den vom Geſetz bezeichneten Fällen die obrigfeitlihe Genehmigung 
einholt®). 

Hat der Bormund ohne Einholung der erforderlichen Geneh- 
migung gehandelt, jo treten nach den verjchiedenen Partikularrechten 
verjchiedene Wirkungen ein. Nah manchen Geſetzen ift in einzelnen 
Fällen die betreffende Handlung rechtsunwirkſam, in andern redhtö- 
beftändig, dagegen der Vormund verantwortlich‘). Nach andern 


6) Dagegen nehme ih nicht mit Hinſchius Kirchen. III. $ 138 ©. 73 
N.6 an, daß nur ber impubes, aber nicht der minor bei Ausübung des Prä⸗ 
jentationsrechts des Patrons von dem Vormund vertreten werbe und das Gegen- 
tbeil nur da gelte, wo die weltiche Geſetzgebung das Patronatrecht geregelt habe. 
Die Gleichftellung des impubes und des minor in ihrer Handlungsfähigleit er- 
ſtreckt fi) meines Erachtens auch auf das Patronat. Uebrigens wäre es audı 
gewiß nicht zwedmäßig, den pubes mit 14 resp. 12 Yahren das Patronatrecht 
ausüben zu laffen. | 

N) Die Preuß. V. O. $ 42 führt die Fälle namentlih auf; das Oeſtr. GB. 
$ 232 (über älteres Defterr. R. Chorinsty ©. 213 ff., 223 ff.) beftimmt dies 
für alle Gejchäfte, „weldde nicht zu dem orbentliden Geichäftsbetriebe gehören 
und von größerer Wichtigkeit find” und hebt dann Einzelnes hervor. Bgl. auch 
Heimbad in ſ. u. Ortloffs Abhh. I. ©. 371 ff, Haubold $ 135, Bern. GB. 
$ 257 (und dazu König ©. 302 ff.). 

8) Seuffert 11.198, XXXI. 148, Roth 8. S. 560 f., B. 8114 N. 3, 
Böhlau II. S. 183 N. 2, Dernburg ©. 45 f., 50; vgl. au Haubold $ 131 
N.a. Anders Gengler Lehrb. ©. 1262. 

>) Dies nahm die ältere Preuß. Praris in allen Fällen an, in welden 
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Geſetzen iſt die Genehmigung der Obervormundſchaft ein Erforder- 
ni für die Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts; Doch greifen ähnlich wie, 
wenn der Mündel den Vormund hätte zuziehen jollen, aber allein 
gehandelt hat (oben I. $ AO N. 45), die Grundjähe vom negotium 
claudicans Plab: d.h. der dritte Contrahent ift aus einem obli- 
gatoriihen Geſchäft bedingt verpflichtet!%), bis es fich entjcheidet, ob 
der Mangel durch binzutretenden obervormundſchaftlichen Conſens 
geheilt wird oder nicht; ift dies der Fall, jo find beide Contrahenten 
verpflichtet, wogegen dad Geſchäft hinfällig wird, wenn die Geneh- 
migung nicht erfolgt"). 

4. Wenn die Vormundſchaft fih im allgemeinen gleihmäßig 
über die ganze Zeit der Minderjährigfeit erjtredt, ohne daß die 
pubertas einen Abjchnitt bewirkt, jo wollen doch manche Geſetze, 
daß der Mündel, nachdem er zu jeinen mannbaren Sahren ge- 
fommen") oder 16 Sahre??) oder (was dad regelmäßigfte ift) 18 
Sahre alt geworden ift, einen gewiffen Einfluß auf die Führung 
der Vormundſchaft gewinmen, indbejondere vom Vormund resp. 
Bormundichaftögericht bei einzelnen wichtigen Angelegenheiten zuge- 
zogen oder befragt werden ſoll, ohne daß die Gültigkeit der be— 
treffenden Afte von dieſer Zuziehung abhängig gemacht wird‘). 


das Gefe nicht Das entgegengejegte beftimmt, Dernburg S.51 N. 2; vgl. 
auch König S. 303 f. 

10) Das Fehlen der obervormundſchaftlichen Genehmigung giebt dem Dritten 
kein Anfehtungsrecht, wenn er fih nicht ausbedungen hat, Daß er erft mit jener 
Genehmigung gebunden fein folle, BL. f. Rechtspfl. in Thür. XIX. ©. 265. 

11) Dies ift der Standpunkt des Zür. GB. $ 379, Sächſ. GB. 8 1918 vgl. 
mit $ 787, der Preuß. V. O. 8 46. 

19) Recht von Hohenlohe und Wimpfen (N. 14). 

13) Zür. ©B. (N. 14). 

1), R. v. Hohenlohe (Kraut 8 102 no. 10), Stadtr. v. Wimpfen IL.3 86, 
Pr. Lor. II. 18 8 244 ff. 561 (bei erhebliden Vorfällen in der Subftanz des 
Bermögens, bei Hauptveränderungen der Verwaltung, bei Beräußerungen von 
Smmobilien des bloßen Nutens wegen). — Preuß. B. DO. $ 55 Abi. 3 (bei Ver⸗ 
äußerung von Immobilien und Auflöfung eines Erwerbsgefchäfts). — Brem. V.⸗ 
O. 8 74 (bei Veräußerung von Grundftüden). — Bern. GB. $ 262, 283, Zür. 
GB. $ 343 (bei Aufnahme des Inventars, Prüfung der Rechnungen des Bor- 
munds und allen wichtigen Angelegenheiten); ©. Beim. ©. v. 1872 $ 104. — 
Vgl. die Eitate bei Roth B. $ 121 NR. 22; Hausgef. der Grafen und Herrn 
v. ieh v. 1855 $ 97. 
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Auch fol er nach einigen Rechten bei höherem Alter umter Aufficht 
des Vormunds die Subftanz feined Vermögens und die Aeberſchüfſe 
der Revenüen verwalten dürfen?®). 

II. „Dem Vormund liegt die Sorge für die Perjon und die 
Dermögendangelegenheiten ded Mündeld jowie die Vertretung des⸗ 
jelben ob, foweit nicht für gewilfe Angelegenheiten ein Pfleger be- 
ftelt ift"1%). Gr hat für das geiftige und leibliche Wohl des Mün- 
deld zu forgen. Hat das Kind noch eine Mutter, fo liegt regelmäßig 
ihr, aud) wenn fie ſich wieder verheirathet ($ 252 N. 19), zunädhjit 
die Sorge für die Erziehung und den Unterhalt ded Kindes ob 
und dem DVormund fteht nur die Auffiht und in wichtigeren An— 
gelegenheiten die Entſcheidung oder Mitwirfung zu (oben $ 252 
N. 21). Dit ed dagegen eine Waiſe, jo tritt das Recht und die 
Pflicht des Vormunds in unmittelbarer Weije hervor, indbejondere 
bat er — gewöhnlih mit obervormundf&haftliher Genehmigung — 
zu beitimmen, bei wen, ob bei einem nahen Verwandten oder bei 
einer fremden Perjon der Mündel!”) unterzubringen tft; möglicherweiſe 
darf er felbit ihn zu ſich nehmen!®). 

Der Bormund hat für den Unterhalt, die Erziehung, den 
Unterricht ded Mündeld und für feine Vorbereitung zu einem an- 
gemefjenen, dem Vermögen ded Kindes entiprechenden und ihm zus 
fagenden Beruf zu jorgen). Die Höhe der vom Vormund für 
Unterhalt und Erziehung aufzumendenden Mittel wird nad Parti- 
fularrechten von der Obervormundſchaft feitgefeßt”). Reichen die 
Mittel ded Mündelvermögend und die Beiträge der zur Unterſtützung 
verpflichteten Perjonen nicht hin, jo ift die öffentliche Armenpflege 
in Anſpruch zu nehmen. | 

Im allgemeinen hat der Vormund die Erziehung, auch in re- 


15) Br. tor. IL. 18 8 728 ff. Oeftr. GB. $ 248. 

16) Preuß. V. O. 8 27. 

In, Wimpfen. Stötr. II.3 84, Seuffert XXXI. no. 243, Kraut II. 
©. 126 ff. 

18) Preuß. Lor. II. 18 $ 320, Kraut II. S. 130f. 

19) Nah Sächſ. GB. 8 1922 beftimmt das Bormundichaftsgeriht nad 
Gehör des Bormunds „die Art der Erziehung ... und den künftigen Beruf.” 

20) Sächſ. GB. $ 1922 (Haubold 8 130 N. c.), Br. Lor. II.18 $ 335. — 
Die Prenß. V. O. 8 37 fordert nicht die obrigkeitliche Feftfegung. 
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Iigiöfer Hinficht, in derjenigen Richtung zu leiten, welche vom Vater 
eingeichlagen oder vorgejchrieben ift, und darf nur bei dringender 
Beranlafjung davon abweichen”). Dafjelbe gilt für die Auswahl 
ded Berufs; fol das Kind in ein Lehrlingd-, Arbeiter oder Gefinde- 
verhältnig eintreten, jo fchließt der Vormund ald Vertreter ded 
Mündeld oder in eigenem Namen die betreffenden Verträge ab). 
Die Verlobung und Berheirathung des Mündeld ift nur mit vor- 
mundfchaftlicher Genehmigung zuläflig®). 

Der Bormund hat ebenfo wie die Eltern (8 252 N. 25 ff.) 
ein mäßiged Züchtigungdrecht”), regelmäßig wohl nur in Neberein- 
ftimmung mit derjenigen Perſon, welche unmittelbar die Erziehung 
leitet); er Tann dad Ginjchreiten der Obrigkeit veranlaffen”) und 
auch die Unterbringung des Mündeld in einer Korrigendenanftalt bes 
antragen?”). 

Bei befonderd wichtigen Beſtimmungen über die perjönliche 
Stellung ded Mündeld wird die oberpormundichaftliche Genehmigung 


21) Die obrigkeitlihe Genehmigung und Zuziehung von Familienmitgliedern 
bei Beftimmung des Berufs (Preuß. Lor. II. 18 $ 329 ff.) ift in der Pr. V. O. 
nicht mehr vorgefchrieben. — Aeltere Defterr. Vorſchriften über die religidfe Er⸗ 
ziehung mit VelonDeStr Begünftigung der katholiſchen Eonfeffion bei Chorinsty 
S. 173 ff. 

22) Behrend Handelsr. SAT N.5, Dernburg S. 166. — Bol. auch 
oben $ 40 N. 55, 566. — Obervormundſchaftliche Genehmigung erfordert 
Zür. GB. 8 372 d für „Bertifchgeldgebung, Uebergabe zu einem Meiſter als 
Lehrling oder in Erziehungsanftalten“”. 

33) Dben 8 253 N.37 fl. — Im theilweilem Anfhluß an das römifche 
Recht und entiprechend partilularrechtlichen Borfchriften erflärt das Reichsgeſetz 
v. 6. Febr. 1875 $ 37, daß während der Dauer ber Bormundfchaft die Ehe- 
ſchließung der Pflegebefohlenen mit dem Bormund oder feinen Kindern unzu- 
Yäffig fei (impedimentum impediens). — Ueber die Bebeutung dieſer Be- 
flimmung für das Preuß. Recht Stölzel ind. Ztſchr. f. Kirhenr. XVII. ©. 74ff., 
94 ff. — Der C. Max. Bav. 1.7 8 36 no. 5 hatte die römische Vorſchrift auf- 
gehoben. 

#4) Dernburg S. 168, Haubold 8 130 N.b. — Die Obrigkeit kann 
ihn zur Anwendung gelinder Zwangsmittel ermächtigen, Bern. GB. $ 254. 

3) Böhlau II. ©. 241. 

3%, Bern. GB. $ 254, Sächſ. GB. $ 1924. 

T) C. civ. 468 vgl. mit 375 fj. (oben $ 252 N. 28), Sächſ. ©. v. 9. Ian. 
1865 846, Dernburg ©. 168, König Bern. Gefſ. I. S. 297. — Bol. au 
Straf. ®B. art. 55. 

Stobbe, Privatret. IV. 1.0.2. Aufl. 32 
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gefordert, jo wenn ſeine Familienverhältniſſe durch Adoption oder 
Einkindſchaft geändert®). oder wenn der Mündel jeiner Staatö- 
angehörigkeit entlaffen werden fol®). Dagegen genügt für die Aen- 
derung des Domizild regelmäßig die Genehmigung ded Bormunds). 

III Der Bormund hat für den Mündel zu forgen, wenn der- 
jetbe in einen Prozeß verwidelt wird. Dieſe Bertretungspflicht tritt 
in Strafladhen nur infofern hervor, ald der Vormund für feine 
Vertheidigung Sorge zu tragen hat?) und bei gegen den Mündel 
verübten Antragöverbredhen den Antrag auf Beltrafung ftellen darf, 
unbeichadet der Berechtigung ded über 18 Fahre alten Mündeld, auch 
jelbftändig die Beitrafung zu beantragen®*). 

Da der Mündel fih durch Verträge nicht verpflichten kann, 
fehlt ihm für Civilfadhen die Prozekfähigkeit) und bat der Bor: 
mund an feiner Stelle den Prozeß zu führen®).. Dabei betrachten 
einige Partikularrechte in Webereinftimmung mit dem gemeinen Recht 
ihn ohne weitered ald legitimirt®), wogegen andere (bei Androhung 
eintretender Nichtigkeit) die obervormundichaftliche Genehmigung ver- 
langen®). 


38) Preuß. V.O. 842 no. 2, 3. — Oben 5 244 N. 11, $ 258 R. 22. 

39 Preuß. V. O. 8 42 no.1. — Nach franz. R. joll der gejetliche Vertreter 
überhaupt nicht für den Mündel eine Aenderung der Rationalität eintreten Laffen, 
Entſch. d. ROH. Ger. XX. S. 144 f., XXI. ©.65f. 

30) Reichsgeſ. v. 1. Nov. 1867 8 2; vgl. auch Preuß. V. DO. 854 Abf. 2; 
a. A. v. Bar internationales Recht S. 96. — Nach franz. R., nach welddem ber 
Mündel das Domizil der Vormunds hat (C. civ. 108), fol er aud nicht mit 
Einwilligung befjelben ein anderes Domizil gewinnen, Entſch. des ROH. Ger. 
XX. S. 145. Auch fordert die Hamb. Borm. DO. art.63 zur Aufgabe des Do- 
mizils die obervormundichaftlide Einwilligung. 

301) Z. B. Brem. V. O. 8 42. 

21) Str. GB. 865. — Da die Vormundſchaft mit dem Tode des Mündels 
endigt, kann der Bormund nach dem Tode den Strafantrag nit mehr ftellen, 
Erf. d. RchsG. Strafl. IV. ©. 147. 

39) Civ. Pr. O. 8 51. 

33) Während das kanoniſche Recht (c. 14 X. II. 13, c.3 in VIto II. 3) für 
causae spirituales dem pubes die Prozeßfähigkeit gab, fehlt fie ihm nach 
nenerem Recht auch in diefer Beziehung. 

24) 3.8. Preuß. V. O. $ 42. 

35) Br. or. II.18 8 501 ff. (aufer bei Einklagung rückſtändiger Zinjen nnd 
in einigen anderen Fällen), Preuß. allg. GO. I. 10 $ 285, 292 no. 2 (auch zu 








$ 272. Die Berwaltung des Vermögens. 499 


Auch ift es der Vormund, welcher für den Minderjährigen den 
Eid zu leiſten Hat). „Minderjährigen, welde das ſechszehnte 
Lebensjahr zurücgelegt haben, kann über Thatjachen, welche in Hand⸗ 
lungen derjelben beftehen oder Gegenftand ihrer Wahrnehmung ge- 
wejen find, der Eid zugefchoben oder zurüdgejchoben werden, jofern 
dies von dem Gerichte auf Antrag ded Gegners nad) den Umjtänden 
des Falles für zuläſſig eeflärt wird“ ). 


8 272. Die Berwaltung des Vermögens. 


IV. 1. In Bezug auf dad Vermögen iſt ed wie fchon nad) 
älterm Recht die erfte Pflicht de8 Vormunds, daß er ein Inventar 
aufnimmt und der Vormundichaftsbehörde einreiht!),, Es fordert 
die ebenjomohl das Interejje de8 Mündeld wie ded Vormunds, um 
zur Zeit der Rechnungslegung gegen unberechtigte Anfprüche gefichert 
zu fein. In dad Inventar ift auch der |pätere Erwerb des Mün- 
dels einzutragen. 

Regelmäßig wird die Aufnahme durdy eine Gerichtsperſon oder 
vor einem Notar und zwei Zeugen erfordert; partifulär genügt ein 
vom Bormund angefertigte und eidlich beftärkted Privatverzeichniß?). 

Manche Rechte erklären jeden Erlaß eined Inventars für un- 
zuläffig?), nad) andern darf, wie nad römiſchem Recht, der Erb- 
laffer mit Bezug auf dad von ihm vererbte Vermögen dafjelbe er: 
laffen oder unterfagen. Cine derartige leptwillige Verfügung bedeutet 
aber nur, daß ein’ förmliched öffentliches Inventar unterbleiben Tann 
oder fol, um die Offenlegung der Vermögendverhältniffe zu ver⸗ 


den einzelnen Prozeßhandlungen wird die Genehmigung erforbert), CO. civ. 464 
(wenn es fih um Immobilien handelt), Bern. GB. 272, 273, Züri. GB. 
8 872 d, Sächſ. GB. 1916 (wenn ber ftreitige Gegenftand unſchätzbar oder über 
100 Thaler wertb if), Heimbach 8 159 N. 4,5. — Kraut II. S. 132 N. 18 
Roth D. 8190 N. 18. 

Böhlau II. S.253f., Eiv. Pr. DO. 8 435. 

37, Sin. Pr. O. $ 435. 

1) Chorinsky S. 155 ff, Böhlau I. S. 206 ff, Heimbach 8 156, 
Dernburg ©. 209 ff, Roth 8.S.530ff., B. 8 115 N. 6ff. D. 8 119 N. 17, 
Kraut II ©. 119 ff. 

2) Preuß. V. O. 835 Abf. 1, Kraut II. S. 121 N. 12. 

3) Mainz. Lor. V. 85, Oeſtr. GB. $ 223. 

32* 
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hüten, befreit aber den Bormund nicht von der Anlegung eines privaten 
Berzeichnifjed, welches er nad Partikularrechten verfiegelt dem Ge 
richt zu übergeben oder vom Gericht verfiegeln zu laffen hatt). 

2. Die Berwaltung ift unter Beobachtung der gefehlichen 
Borfchriften zum Beiten des Mündeld zu führen. Was von den 
Mobilien nicht vom Mündel felbft zu brauchen oder zweckmäßiger— 
weile aufzubewahren ift, wird verfilbert. Mm den Mündel gegen 
Beruntrenungen und zufällige Verlufte zu fichern, behält der Vor⸗ 
mund von Mobilien, Kapitalien, Geld u. |. w. nur joviel in Händen, 
ald für die Verwaltung und für den Unterhalt oder die Erziehung 
des Mündels erforderlich if. Im übrigen find bedeutendere Baar- 
ſchaften, Schulddofumente, Koftbarkeiten bei Gericht oder fonftigen 
Depofitenanftalten aufzubewahren‘). | 

Neuere Geſetze jprechen nicht jo apodiktiih, ſondern überlaffen 
es dem Ermeſſen ded Vormundsſchaftsgerichts, ob die Ablieferung 
ftattfinden fol, geben aber dem Vormund die Befugnik, ihre Auf- 
bemahrung jeitend der Obrigkeit zu fordern‘). Partikularrechtlich 
fann der Vater vorjchreiben, dab der von ihm ermannte Bormund 
die betreffenden Objekte nicht abzuliefern hat”). 

3. Für die Vermögendverwaltung beitehen zahlreiche gefegliche 
Vorſchriften; auch kann ein Erblafjer ded Mündeld in Betreff des 
von ihm zugewendeten Vermögens bejondere Anordnungen treffen®). 


9 Hamb. Statt. III. 6 art. 14 (Baumeifter II. S. 180), Hamb. V. O. 
9.1879 art.25, Pr. Lor. I. 18 8395 ff., 399 ff, Pr. 8.0. 8 35 Abi. 3, 
Sächſ. GB. 8 1907 (Haubold 8 136), ©. f. Weimar 8 45, 46, Lüb. Borm. 
O. 841, Brem. V. O. 836, Roth 8. S. 531, Steinader S. 73 N. 2, 
Böhlau II. S.206 ff., Seuffert V. 192, Roth D. 8 190 N. 16. 

5) Preuß. Lor. II. 18 $ 422, 423, 449, 454, Oeſtr. GB. 8 229, Baier. 
Hyp. ©. v. 1822 8 20 Abſ. 2, Sächſ. GB. 8 1936, Bern. GB. 8 264 (und dazu 
König S. 307 f., wo auch ſchweiz. Geſetze aufgeführt find, welche dies nicht 
vorſchreiben), Zür. GB. 8 340, Roth 8. S. 542f. 

6) Sächſ. GB. 8 1904, ©. f. Weimar v. 1872 8 44, Preuß. V. O. 8 60. 
Das letztere Geſetz beſchränkt ſeine Beſtimmung auf „Werthpapiere des Mündels, 
welche auf den Inhaber lauten oder an den Inhaber gezahlt werden können, 
und Koſtbarkeiten“, ſo daß alſo außer Kurs geſetzte Inhaberpapiere und Hypo⸗ 
thekeninſtrumente in den Händen des Vormunds bleiben. 

7) Preuß. B. O. 8 60 Abi. 2. 

8, Preuß. V. O. 8 36. 
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Dritte Perfonen dürfen präjumiren, daß der Vormund die regel- 
mäßige Vollmacht hat, und ed kann ihnen, wenn der Bormund bei 
einem Rechtsgeſchäft mit ihnen die bejondern Beichränfungen nicht 
eingehalten hat, jeine Weberjchreitung nur dann entgegengehalten 
werden, wenn fie von den Beſchränkungen Kenntniß erhalten hatten?). 
Aus den gejehlihen Vorſchriften ift Cinzelned hervorzuheben: 

a) Veräußerungen und Belaftungen der Grundjtüde, joweit fie 
nicht im Zwangsverfahren (nothwendige Subhajtation, Erpropriation) 
gegen den Mündel erfolgen, bedürfen der obervormundichaftliden 
Genehmigung'). Dft wird auch verlangt, dab die freiwillige — 
aͤußerung durch Subhaſtation gejchehe"). 

Die Obervormundſchaft darf nicht bloß, wie nach römiſchem 
Recht, im Fall der Noth, ſondern auch wenn die Veräußerung für 
den Mündel als nützlich erſcheint, die Genehmigung ertheilen). Eine 
ohne die erforderliche Genehmigung vom Vormund vorgenommene 
Veräußerung iſt ungültig und Tann nad erreichter Großjährigkeit 
vom Benormundeten widerrufen werden"). 


) Dernburg ©. 77. 

10) Wildenbr. for. II. 1 $ 3,6, Preuß. Lor. II. 18 8 550 ff., Preuß. 2.0. 
$ 42 n0.5, Sächſ. GB. $ 1942 fi. (Haubold $ 138, 139), Hamb. V. O. art. 
41—43, Bern. GB. $ 276, 277, Böhlau TI. S. 258 ff., 263 ff, Roth 8. 
©. 537 ff. — Kraut II. S. 144 ff, Roth D. $ 191 N. 5. — Genehmigung 
des Familienratbs nach C. civ. 457, Kraut II. S. 144 N. 2. 

11) Preuß. Lor. 8550, C. civ. 459, Bern. GB. 8 274 (und dazu König 
S. 320 f.), Zür. GB. 8 376. — Heimbach $ 160 N.6, Steinader S. 73f., 
Böhlau IL S. 279, Roth B. 8 115 N. 47, Kraut U. ©. 148 ff. — Da⸗ 
gegen nicht nach der Preuß. B.D. 844, Roth 8. ©. 538f.; vgl. auch D. 
8 191 N. 20. 

12) Strube Bed. II. 104, Sächſ. GB. 8 1943, Weim. ©. v. 1872 8 53, 
Heimbach $ 160 N. 2, Kraut I. S. 145 ff., Roth 8. ©. 537 f., 8. $ 115 
NAD 5S 191 N. 15ff.; vgl. auch noch Böhlan IL. ©. 260Ff., 264 ff., 
welcher fich aber mehr an das röm. Recht anjchließt. 

13) 2.8. Sächſ. ©B. 8 1944 vgl. mit $ 1948. — Nah Seuffert XXV. 
298 (Celle) fol bei einer unter Borbehalt der obervormundſchaftlichen Genehmi⸗ 
gung abgefchloffenen Veräußerung ber andere Eoutrabent nicht an den Bertrag 
gebunden fein, wenn dieſe Zuftimmung erfolgt; denn der Vertrag fei ohne nor- 
gängige ober gleichzeitige Ertbeilung des Defrets nichtig. Meines Erachtens ift 
ein ſolches Gejchäft für den andern Eontrahenten bedingt bindend (negotium 
claudicans). 
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b) Auch bei der Veräußerung von jonftigen werthvolleren Ob» 
jetten fordern manche Geſetze entiprehend dem römilchen Recht ein 
oberpormundfchaftliches Dekret‘). 

c) Der Bormund hat die Grundftüde des Mündeld in or= 
dentlihem Stande zu erhalten und ihre Bewirtbichaftung zu beauf- 
fihtigen®). Für Mieth- und Pachtverträge!®) fordern manche Ge: 
jeße unbedingt die obervormundicdaftlihe Genehmigung'”), andere 
nur, wenn der Dertrag auf lange Zeit gejchloffen wird oder das 
Grundſtück einen bedeutenden Werth hat!?). 

d) Während die vorhandenen Mündelgelder nah römiſchem 
Recht in Grundftüden angelegt werden jollen, jchreiben die neueren 
Partikularredhte die Anlage in fihern!?) Hypotheken oder beſonders 
garantirten Werthpapieren vor”); meiftend wird audy bier Die Ges 
nehmigung der Dbervormundichaft?), resp. des Gegenvormunds 


14) Trier. Lor. XI. 8 12, Preuß. Lor. $ 554, Oeſtr. GB. 8 233 (bei „Ber- 
äußerung der feiner Verwahrung anvertrauten Güter”), Sächſ. GB. $ 1941 (bei 
Beräußerung . von Koftbarkeiten, Geſammtſachen, Wertbpapieren), Steinader 
©. 74, Roftoder R. bei Böhlau II. S. 264 N. 12, 13, Roth D. 8191 N. 4 
bis 6. — Anderwärts wird dieſelbe für Mobilien und Forderungen nicht ver⸗ 
langt, Roth 8. S. 536. — Die Preuß. V. O. 8 41 fordert die Genehmigung 
des Gegenvormunds, welche auch Durch die der Obervormunbichaft erfegt werben 
faun, für Die Veräußerung von Werthpapieren, Einziehung von Kapitalien, 
Minderung oder Aufgabe ber für eine Forderung beftellten Sicherheit. 

15) Das Baier. ©. v. 1852 (Roth B. 8115 N. 21) verpflichtet ihn bie 
Gebäude in die Brandverfiherung aufzunehmen. 

16) Böhlau II. S. 278, 279 ff. 

1) Deftr. GB. $ 283. 

18) Sächſ. GB. 81915 (Haubold 8 135 N. f.), Weim. ©. $52.2, Preuß. 
3.0. 842 n0.7, Hamb. B. DO. art. 50. — Eitate bei Roth D. 8 1I0N.12. 

19) Die Geſetze enthalten befondere Vorjchriften dariiber, welche Hypothelen 
pupillariſch ficher feien. 

20) Stadtr. v. Wimpfen II. 383, Pr. dr. II. 18 8 599, Preuß. BO. $ 39, 
Sidi. GB. $ 1934, Hamb. B. O. art. 45, S. Weim. Gef. v. 16. Juni 1881, 
Brem. B. O. $ 60—62, Bern. GB. 8 268 (König ©. 308, 311, 313). — 
Heimbach 8 158, Böhlau II. S. 272ff., Roth 8. S.540ff., B. 8 115 
N.53 fl. D. $ 192. — Kraut II. S. 136 ff. — Eine Zufammenftellung der 
partikularrechtlichen Vorjehriften, wie die Mündelgelder zu belegen find, bei Hecht 
Münbel- u. Stiftungsgelder in den deutſchen Staaten. 1875 ©. 11ff. — Ueber 
die Berhaftung des Vormunds, wenn die Hypothek bei der Subhaftation aus- 
fällt, Erk. d. RchsG. IV. no. 48. 
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gefordert). Jedenfalls bedarf ed derfelben, wenn Grundftüde durch 
einen läftigen Vertrag angefchafft werden follen”). 

e) Der Bormund kann Kapitalien für den Mündel in Empfang 
nehmen, nach Partifularrechten nur mit obervormundſchaftlicher Ge⸗ 
nehmigung?*). 

f) Schenkungen und fonftige Liberalitätsakte, mit Ausnahme 
der üblichen Gelegenheitsgeſchenke und der Leiſtungen, welche als 
ſittliche Pflicht erſcheinen, ſind dem Vormund auch nicht mit ober- 
vormundſchaftlicher Genehmigung geſtattet*). — bedürfen 
dieſer Genehmigung). 

g) Partikularrechtlich bedarf ed derſelben auch zur Aufnahme 
von Darlehen für den Mündel?) und zur ee wechſelrecht⸗ 
licher Verpflichtungen?). 


21) Nach älterm Rechte legte die Obrigkeit ſelbſt die Gelder an, Mainz. Lor. 
V. 817, Dernburg ©. 19. 

22) Preuß. B. O. $ 39. 

23) Preuß. Lor. II.18 8 597f., Pr. B.O. 842 n0.6 (Dernburg S.192f.), 
Hamb. V. O. art. 49, Bern. GB. 8 276, 277. — Nah $ 275 follen diefelben 
nur angejchafft werben, wenn es dem Mündel zum befondern Vortheil gereicht 
(König ©. 321f.). — Ueber das franz. R. Entſch. d. ReichsG. VIII. no. 74. 

#4) Sitate bei Roth D. 8 190 N. 10. 

25) Preuß. V. O. 8 38, Sächſ. GB. $ 1947; vgl. aud) Böhlau. ©. 261. 
König S. 299 f., Seuffert VIII. 61. 

26) Pr. V. O. $ 42 n0.8 (wenn der Gegenftand unſchätzbar ift oder bie 
Summe von 300 Mark überfteigt), Hamb. V. O. art. 52 (ebenfo), Brem. V. O. 
8 44 (ebenjo und aud bei Zwangsvergleichen im Konkurs), Deftr. GB. 8 233, 
Sächſ. 8 1917, Bern. 8 272. — Roth B. 8 11I N. 12, D. 8 10 N. 14. 

7) Preuß. Lor. II. 18 $ 525 ff., Pr. V. O. 842 no. 12, C. civ.457, Sächſ. 
SB. 8 1939, Bern. art. 271. — Anders nad) gemeinem Recht und einzelnen 
Partilularrechten, Roth D. 8 190 N. 11. — Durd ein ſolches Darlehn wird 
der Mündel verpflichtet, auch ohme den Beweis, daß das geliehene Geld in 
feinen Ruten verwendet iſt, Seuffert XXVI. 44, XXVIII. 213, XXXII. 152. 

28) Preuß. V. O. $42 no. 10, König S. 318. — Wenn die vormund- 
Ichaftliche Bermögensverwaltung es erfordert, fann dem Vormund aud eine 
generelle Genehmigung zur Eingehung wechjelvechtliher Verbindlichkeiten ertheilt 
werden, Br. B.D. 845 (Dernburg ©. 51). — Die Frage, ob die Genehmi- 
gung bes VBormunds zu einer wechjelmäßigen Verpflichtung des Mündels fi 
aus dem Wechjel felbft ergeben müſſe, beiaht Thöl Wechſelrecht $24 N. 50 ff.; 
Dagegen aber Erf. d. ROH.Ser. IV. S. 266ff., 27 1ff. 278ff. Gol dſchmidt 
in f. Ztſchr. XIX. ©. 320 ff. 
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h) Hat der Mimdel ein Handeld- oder fonftiged Erwerbs⸗ 
geihäft ererbt, jo kann dafjelbe nach gemeinem Recht und nad 
Partikularrechten mit obervormundidhaftlider Genehmigung fortgejett 
werden”). Unbedingt bedarf es derjelben zur Neubegründung”), 
Debernahme oder Anflöfung eined Erwerbögeihäfts?). 

Der Mündel kann ein ihm gehöriges Gejchäft felbftändig füh- 
ren, wenn der Vormund und dad Vormundſchaftsgericht e8 ihm 
geitatten; dann find die einzelnen Rechtsgeſchäfte, welche er innerhalb 
ded Betriebs abſchließt, auch ohne vormundichaftliche Genehmigung 
gültig (oben I. $ AO N. 60, 61). Soll ed aber von Bevollmädy- 
tigten oder Prokuriften für feine Rechnung geführt werden, fo find 
diejelben vom Vormund anzuftellen; zur Ertheilung der Prokura 
bedarf es partilularrehhtlih der obervormundichaftliden Genehmi⸗ 
gung), während fie auch ohne diefelbe zurüdgezogen werden fann. 

i) Ueber Annahme oder Ausſchlagung von Erbſchaften und 
Vermaͤchtniſſen durfte der Bormund nah römiſchem Recht jelbftändig 
entjcheiden; doch konnte der Mündiggewordene fpäter die Restitutio 
in integrum nachfuchen. Nach neuerem Recht dagegen wird unter 
großer Mannigfaltigkeit der einzelnen Beitimmungen die Genehmigung 
der Obervormundſchaft verlangt. 

Nach einigen Rechten ift diefelbe ſowohl zur Ausichlagung als 
zur Antretung erforderlih und zwar im letzteren Fall, ſowohl wenn 
die Antretung cum beneficio, als wenn fie sine beneficio erfolgen 
ſolls). Nah) andern Rechten wird fie für die Ausſchlagung ver- 
langt), wogegen der Bormund aud- freier Entſchließung die Erb- 


#9) Br. or. II.18 8 606ff., Oeſtr. GB. 8 233, Sächſ. ©. v. 9. Ian. 1865 
8 50ff., Züri. $ 374 i, Hamb. V. O. art. 37—40 (Baumeifter I. ©.182). 
— Nah neuerem Preuß. R. wird fle nicht erfordert. 

30, Sie war ganz verboten nad Pr. Lor. II. 18 8 605. 

21) Oeſtr. GB. 8 233, Preuß. V. O. $42 n0.9. — Im letzteren Fall fol 
nah Pr. V.O. $ 55 Abſ. 3,4 der Über 18 Jahr alte Mündel vom Gericht ge- 
bört werben. 

39) Preuß. Einf.G. zum Hand. GB. art. 21, Pr. V.O. 8 42 no. 11, Beh⸗ 
rend 852 N. 19. | 

33) O. civ. 461 (Genehmigung des Familienrathe), Sächſ. GB. 8 1913, 
Zür. $ 373 m, Bern. 8 279, 280. — Heimbad 8 154 N. 5, 8 157 N. 1. 

%) Frankf. Ref. VI. 189, VII. 48 5, 6, Pr. Lor. II.18 8 644, Pr. BD. 
842 no.14, Deftr. GB. 8 233, Weim. ©. $ 52.7, Lüb. Vorm. O. $ 62, Hamb. 
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Ihaft cum beneficio antreten darf; aber er jol fie überhaupt nicht 
anderd als cum beneficio antreten®) und ed geht der Mündel bei 
Berjäumniß der Friften von Seiten des Vormunds der Rechtswohl⸗ 
that des Inventars nicht verluftig®). 

4. Der Bormund fol die Vormundſchaft mit Sorgfalt führen 
und für dolus und culpa haften (oben $ 268 N. 62). Während 
er nach gemeinem Recht nur für culpa lata und culpa in concreto 
einiteht?”), haftet er nad neueren Partikularrechten überhaupt für 
Verſehen und darf fi) nicht mit einem geringeren Maß von Aufs 
merkſamkeit in jeinen eigenen Angelegenheiten entjchuldigen®); auch 
jeine Erben müſſen, wenn nicht nad) auddrüdlicher Beſtimmung fi 
ihre Verhaftung wie im römiſchen Recht nur auf feine lata culpa 
beichränft®), jeded Verſehen ded Vormunds vertreten. 

Der Bormund ift von der Haftpflicht auch nicht frei, wenn der 


B.D. art. 51, Brem. BO. $ 78, Seuffert XVIII 148, Roth 3. $ 363 
N. 49, Kraut II. ©. 135 R. 24. — Im Anfhluß an das gemeine Recht hält 
Die obrigkeitlihe Entſcheidung für überfläffig Seuffert XIII. 100 (Darmft.), 
XX.142 (Roftod). 

35) Franff. Ref. VII. 4 $5,7,8, Preuß. or. II. 18 8643, Pr. V.O. $42. 
— Eine Antretung sine beneficio fol! wegen ber Gefahr für den Mündel nur 
mit obrigfeitliher Genehmigung ftattfinden, Br. Lor. II. 18 8644, Oeſtr. GB. 
8 233. — Sine beneficio und ohne obrigfeitlihe Genehmigung ift die An- 
tretung dann zuläffig, wenn an ber Solvenz des Nachlafjes auch nicht der ge- 
ringfte Zweifel befteht, Brem. V.O. 878 (Kraut IL. ©. 135 N. 23). 

26) Pr. or. 1.9 8430, Pr. BD. 8 50. 

7), Ebenſo nah Sächſ. ©B. 8 1949 (Haubold 8 135 N.g) und dem ©. 
f. S. Weimar v. 1872 $ 42; die dafür von Roth B. 8 115 N.25, 8 116 N.11 
weiter angeführten Statuten laſſen den Vormund großentheils für abftralte 
culpa levis haften. Die Fränf. SO. ILL 1 tit. 21, für welche v. Schelhaß 
S. 150 die entſprechende Behauptung aufftellt, fagt gar nichts Über den Grab 
ber diligentia. 

3) O. MNax. B. 1.7 514, $26, Pr. or. II.18 $ 275 (irrig Dernburg 
III. 884 R.7), Pr. BD. $ 32 Abf. 1, C. civ. 450 Abſ. 2, Oeflr. GB. 8 228, 
Lüb. Borm. DO. 8 82, Hamb.B.D. art. 19 (Baumeifter II. ©. 185), Brem. 
3.0. $ 45. — Bern. $ 256, Züri. $ 340 c, 351. — Heimbach 8154 N. 3. — 
Nah der regelmäßigen Formulirung fol er denjenigen Fleiß präftiren, welchen 
ein ordentliher Hauswater in feinen eigenen Angelegenheiten beobachtet. 

3, 0. Max. Bav. 1.78 26.n0.3, Pr. Lor. $ 293, Brem. V.O. 84T, Ban- 
meifter II. S. 189. j 
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beichädigende Akt von dem Vormundſchaftsgericht oder dem Gegen: 
vormund genehmigt worden ift*). 

Ganz befonderd ift ed ihm verboten, Vermögensobjelte des 
Mündeld in feinem Nutzen zu verwenden; hat er Mündelgelder für 
fi benugt, jo fol er diefelben zu einem höheren, von dem Gericht 
zu beitimmenden Zindfuß verzinjen“). 

Horderungen ded Mündeld gegen den Vormund wegen jeiner 
Bermögendverwaltung genießen in deſſen Konkurs einer privilegirten 
Stellung, wenn fie binnen zwei Jahren nad) Beendigung der Ber- 
mögendverwaltung geltend gemacht und bis zur Eröffnung bed Ber- 
fahrend verfolgt worden find®). 

5. Ebenſo wie nad älterem deutichen Recht (vgl. oben $ 268 
III. 3) fol der Bormund jährlih der Obrigkeit Rechnung legen *); 
bei geringeren Bormundichaften reicht ed bin, wenn die Rechnung 
in größeren Intervallen gelegt wird). Auch kann der Vater den 
von ihm emannten Vormund von dieſer periodiichen (nicht aber 
von der am Ende der Vormundſchaft zu legenden) Rechnung be- 
freien“); die Mutter und die Großeltern, welche die Vormundſchaft 


4) Br. V.O. 8 49, Roth. S. 564, Senffert III. 72, VIII. 61, Kraut 
I. ©. 957. 

4) Nach rim. Recht fol er bie höchften erlaubten Zinjen erlegen (Wind- 
Iheid 8439 N. 10), nad der Pr. V.O. 8 40 adıt bis zwanzig Procent (Dern- 
burg ©. 207) dagegen nur ſechs Procent nad dem Sächſ. GB. $ 1937 und 
Weim. G. 858. 

#2) Konk. DO. 8 54 no. 5; tranſitoriſche Beſtimmung im Einf. Gef. 8 13. 

#3) Br. Lor. II. 18 8647 ff, BD. 8 56, Oeſtr. GB. 8 238, Bern. GB. 
$ 281ff., Sächſ. 8S 1950, Heſſe 8 132, Steinader S. 77ff., Heimbach 5 161, 
Roth K. S. 544 ff, D. 8 193 N. 4, 5, Kraut II. S. 151ff.; wenigſtens alle 
2 Jahre Bern. GB. 8281, Zür. $ 340 d. 

4) Pr. or. II. 18 8 651 (alle 2 oder 3 Jahre), Pr. V.O. 556, Tüb. 
Vorm. O. 8 68, 69, Roth 8. S.547 N. 25, Kraut IL ©. 153. — Nach der 
Samb. B.D. art. 54 (Baumeifter II. S. 184 ff, Kraut II. ©. 152) ſoll der 
verwaltende Vormund nah Ablauf feines Jahrs die Rechnung dem jett bie 
Verwaltung übernehmenden Vormund legen und kann die Behörde ſich jeberzeit 
die Rechnungsbücher vorlegen Iaffen; vgl. aber auch art. 55, 57. Nach dem C. 
eiv. 470 fol der Bormund nad den Beftimmungen des Familienraths böchftend 
einmal im Jahre die Rechnung dem Gegenvormund legen. 

#5) Br. Lor. II. 18 $ 681, Pr. BO. 8 57, Oeſtr. GB. 8 238, Lüb. Borm. 
D. 870, Heffe 8 133 IIL, Steinader S. 79 N.6, Roth 8. S. 546, D. 
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führen, find partifulär von der Rechnungslegung befreit“). Sft fein 
Vermögen vorhanden. oder deden die Cinfünfte nur eben den noth- 
wendigen Unterhalt des Mündels, fo Tann gleichfalls von der Rech— 
nungdlegung abgeſehen werden). 

Partikularrechtlich ſollen bei der Rechnungslegung ebenjo wie 
Ihon nah altem Recht ($ 268 N. 38) einige Familienglieder oder 
der Mündel jelbjt, wenn er fich bereit$ in höheren Sahren befindet, 
zugezogen werden“). 

6. Bet Beendigung feiner Vormundſchaft, ſei ed daß dielelbe 
überhaupt für den Mündel aufhört, jet e8 daß fie auf einen andern 
Bormund übergeht, hat der Bormund dad von ihm verwaltete Ber: 
mögen heraudzugeben und in bejtimmter Zeit eine generelle Schluß- 
rechnung zu legen. Endigt die Berwaltung für den Bormund, weil 
er geftorben oder in Konkurs gefallen ift, jo haben diefe Rechnung 
feine Erben resp. der Konfuröverwalter zu legen). Bon der 
Pflicht zur Schlußrechnung kann der VBormund weder von den Eltern 
noch von einem Erblaſſer des Mündels befreit werden‘). 

Während nah römiſchem Recht im Falle der vollfommenen 
Beendigung der Vormundſchaft für den Mündel die Auseinander- 
ſetzung lediglich zwilchen dem Bormund und dem ehemaligen Mündel 
erfolgte, findet nach Partifularrehten in der Erwägung, daß dem 
legteren möglicherweije feine Bermögendrechte nicht audreichend befannt 
find, noch eine Betheiligung der Obervormundichaft ftatt"). 


8 193 N. 7. — Aber Fein derartiger Erlaß nah Sächſ. GB. $ 1951 (Kraut 
1I. ©.155f.; vgl. aud Haubold 8 140 N. d), Weim. ©. $ 60, Berner R. 
(König ©. 325). 

#) G.civ. 470, Preuß. V.O. $ 57, Brüdner $ 282, 283, Roth R. 
©. 545, D. 8 193 N. 6. 

4), Kraut II. ©. 154, Pr. Lor. II. 18 $ 652, Deftr. GB. $ 238. 

4) Heimbach $ 161 N. 6, Steinader ©. 78, Bern. GB. $ 283, 284. 

49), Preuß. V.O. 8 67, Roth D. $ 194 N. 9. 

50) Preuß. V.O. $ 68, König ©. 325 f. 

51) Franff. Ref. VII. 11 8 10 fj.: die Schlußrehnung findet privatim ſtatt; 
aber im Falle von Differenzen follen zur Erörterung und Entſcheidung derfelben 
beibe Theile vor der Behörde ericheinen. — Naffau-fab. PO. V.6: Schluß⸗ 
rechnung im Beijein der gewefenen Pfleglinder und „deren Freunden”. — Preuß. 
Lor. II. 18 8 868: das vormundſchaftliche Geriht Tann auf der gerichtlichen 
Abnahme der Rechnung beftehen. — Preuß. B.O. 8 67 Abf. 2: die Schluß- 
rechnung wird dem Gericht eingereiht und von diefem dem Mündel zur 
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Fit die Ausantwortung ded Vermögens und die Schlußrehnung 
unbeanftandet erfolgt, fo hat nad) neuerem Recht?) der Vormund 
den Anſpruch auf Entlaftung und Ertheilung einer Quittung jeitend 
ded Mündeld oder ded folgenden Vormunds; die von ihm be 
ftellte Sicherheit ift zurüdzugeben und für die von ihm etwa beftellte - 
Kautionshypothek die Löſchungsbewilligung zu ertheilen®®). 
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Es find die Fälle zu unterjcheiden, je nachdem die Bormund- 
Ichaft nur für den biöherigen Vormund aufhört und ein neuer an 
feine Stelle tritt oder der Mündel überhaupt aus der Bormundichaft 
heraustritt. 

A. Für den bisherigen Vormund hört abgeſehen von ſeinem 
Tode die Vormundſchaft auf, wenn er handlungsunfähig (z. B. wahn⸗ 
ſinnig) wird oder ſonſtige geſetzlich anerkannte Gründe eintreten, 
welche ihn zur Führung der Vormundſchaft unfähig machen!), wenn 
er wegen Pflichtwidrigkeit oder Nachläffigkeit abgelegt wird?), wenn 
er aus im feiner Perfon eingetretenen Gründen, welche zur Ableh- 
nung einer Vormundſchaft berechtigen würden, feine Entlaſſung ge- 
fordert hat?) oder wenn dad Kind unter eine andere, gejehliche Vor⸗ 
mundichaft kommt!). 

B. Die Vormundſchaft endigt für Bei Mündel abgefehen von 


Erklärung Tesp. Entlaftung des Vormunds vorgelegt. — DBaumeifter II 


©. 188. 
52) Weber bie dem römiichen Recht fremde Decharge des Bormunds Kraut 
I. ©. 189 fi. 


5) Pr. V.O. 869, 70, Roth D. $ 195 N. 2. 

1) Währenb bei feiner Handlungsunfähigleit die Vormundſchaft von felbft 
binfällig wird, bedarf e8 bei andern Unfähigkeitsgründen feiner Entlafjung, 
Preuß. BD. $ 25. 

3) Preuß. V.O. $ 63 Abf. 1, Oeſtr. $ 254, Sächſ. GB. 8 1978, Kraut l. 
©. 402 ff, Windſcheid 8437 N. 8 ff, Roth D. 8197 N. 10. 

3) Nach fehweizerifchen Rechten au, wenn er die Vormundſchaft bereits 
mehrere Fahre geführt bat, Bern. GB. $ 252, R. v. Uinterwalden v. 1852 in d. 
3. f. ſchweiz. R. XXIL ©. 43 (2 Jahre), Zür. GB. $ 339 (4 Jahre); Sächſ. 
GB. 8 1976, wenn er fie 10 Jahre geführt hat. 

9) Br. BD. 8 13: der Mündel wird in eine unter Verwaltung bes Staats 
oder einer Gemeindebehörde ftehende Berpflegungsanftalt aufgenommen. 
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feinem Tode und von dem Fall, dab fie angeordnet war, weil der 
Vater die väterlihe Gewalt nicht befaß oder nicht ausüben konnte, 
und nun die väterliche Gewalt für dad Kind wieder in Kraft tritt, mit 
der Großjährigkeit, der Großjährigkeitderflärung und mit dem Eintritt 
des Mündeld in die väterlihe Gewalt einer andern Perſon (Adop- 
tion, Legitimation). 

Nach einzelnen Partikularrechten endigt mit der Volljährigkeit 
wohl im allgemeinen die Bormundichaft, aber der Volljährige ſoll 
noch einige Fahre (bi8 zum 24. oder 25. Sahre) über feine Grund 
jtüde oder fein Kapitalvermögen nur mit Genehmigung der Ober» 
vormundichaft verfügen“). Auch darf partifularrehtlih der Water 
oder in Betreff ded von ihm hinterlaffenen Vermögens ein anderer 
Teftator verfügen, dab die Vormundſchaft noch einige Jahre über 
die Volljährigkeit hinauswähren jol‘). Das neuefte Recht ift diefer 
Berlängerung abgeneigt”). 

Partikularrehtlih erliücht die Vormundſchaft auch mit der 
Mebertragung eined Staatsamts oder der Zulaffung zur Advofatur®) 
und mit der Verheirathung. Der lebte Punkt bedarf einer ein» 
gehenden Crörterung. 

Da mit ihrer Verheirathung die Tochter aud dem Mundium 
des Vaters in das ihred Ehemanns überging und der Sohn mit 
feiner Verheirathung regelmäßig einen eigenen Haudhalt errichtete, 
ſo war ed natürlich, dab in entiprechender Weile auch die Bormunds 
haft, welche die väterlihe Gewalt zu erjegen beftimmt war, mit der 
Berheirathung ded vaterlofen Mündeld erlofh. Dazu kam noch, daß 
der Dormund die Genehmigung zur Verheirathung des Mündeld zu 
ertheilen und zu prüfen hatte, ob die Verhältniffe jo angethan wären, 
um dad Mädchen unter die Gewalt ded Manhed zu geben, resp. 


5) Brüdner $ 304; Braunfhw. R. bei Steinader ©. 79, aufgehoben 
durch Braunſchw. ©. v. 21. Dez. 1869. 

6, Altenb. R. bis zu 25 Jahren (Heſſe 8 134); Preuß. Lor. II. 18 8.698 ff. 
für weitere 6 Jahre. — Bald IV. S. 98. — Chorinsky ©. 2% ff. 

7) Nach ber Preuß. V. O. ift fie nicht mehr zuläffig, Entſch. d. ROH.Ger. 
XX. ©. 174 ff., des RchsG. III. ©. 243. — Die betreffenden bater. Beftim- 
mungen find nicht mehr anwendbar, Roth B. 8 121 N. 35. 

8) Würt. ©. v. 21. Mai 1828 art. 1; beibes wird, feitbem bie Solljährigteit 
mit 21 Jahren eintritt, felten vorlommen. 


— 
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dem Jüngling die Errichtung eines eigenen Haushalts zu geſtatten. 
Aus dieſen Gründen beſtimmen denn auch zahlreiche Geſetze älterer 
und neuerer Zeit, daß ſowohl für männliche wie für weibliche Mün- 
del die Bormundfchaft mit ihrer Verheirathung ende). Aber jeit 
dem Ende des vorigen Jahrhunderts10) wird regelmäßig entgegen- 
gejegt beftimmt, daß die Vormundſchaft bis zur Großjährigfeit be— 
ftehen bleibt, und zwar gilt die theild für beide Gefchledhter'!), 


9 Wien. Stdtr. 0.1526 (Tomafchel Rechte v. Wien II. 157), Nürnb. 
Ref. v. 1522 XVIII. 68 1, 1564 XXXIX. 11 Abf. 3, Freib. Statt. fol. 47b 
(außer wenn der Sohn noch zu umerfahren if), Solmf. KO. XXI. $ 28, 
Frankf. Ref. VII.8 $ 2, 10 (fie können aber, wenn fie wollen, noch den Ku- 
rator behalten), 11, Lüneb. Ref. VII. (Pufend. IV. p. 756), Ldr. v. Mainz 
V. 813, Trier XII. 8 2, Habeln III. tit. 6, Hohenlohe II. 4. 4 (Frauen treten 
durch die Verheirathung aus der Vormundſchaft heraus, Männer nur, wenn fie 
tüchtig find und veniam aetatis erhalten haben), Gef. f. Tippe-Detm. v. 27. März 
1786 89, C. Max. B. 1.6 812 no. 4, 1.7 836 n0.7, B.D. f. Walded v. 
1820 (Weigel ©. 43; doch foll die verheirathete minderjährige Frau Immo- 
bilien nur mit oberoormundjchaftlicher Genehmigung veräußern), BO. für S.⸗ 
Weimar vo. 1872 8 71, ©. f. Reuß ä. L. v. 2. Juli 1864 $ 3, zulegt Brem. V.O. 
v. 1882 8 33. — C. civ. 476, Bern. GB. 8 298 vgl. mit $211, Züri. $A20 c. 
— Thomas LI. S. 118, Böhlau II. S.126 N. 40, Kraut II. S. 89 N. 10, 
S. 173 N. 29, Chorinsky S. 95, 301ff., Rotb B.$ 26 N. 18, 8 68 N. 26, 
D. 891N. 131. 

10) Unrichtig iſt die Behauptung von Dernburg Vorm. R. ©. 226, daß 
ſeit dem 16. Jahrh. auf Grund der R. Pol. O. ſich der Satz entwickelt babe, 
daß mit der Verheirathung die Vormundſchaft nicht ihr Ende nehme. 

11) Wirt. ©. v. 1752 (Wächter I. ©. 456f.), Br. Lor. II. 18 8 736, 
Preuß. V.O. 899, Kurhefſ. ©. v. 1831 (Roth 8. S.181; daſſelbe hebt die 
entgegengefegte Beflimmung des Solmfer Rechts auf), Oldenb. ©. v. 24. Apr. 
1873 über d. ebel. Güterr. art. 38 (Seuffert I. no. 245), Medi. V.O. v. 
31. Ian. 1871 $1 (Böhlau II. S. 80 f., 81f.), Sädf. GB. $ 1876 vgl. mit 
1646. — In manden Gefeßgebungen ift ſtillſchweigend die Aufhebung durch 
Berheirathung bejeitigt worden, 3. B. im Oeſtr. GB. — Kraut II S.173 
N.30, Rotb D. 891 N. 133. — Daß die Vormundſchaft für verbeiratbete 
Frauen noch befteben bleibt, vgl. auch Seuffert VII. 276 (Iena), XIII. 99 
(Darmfl.), aub XXX. no. 128 (Celle), ſächſ. Praris jeit dem 18. Jahrh. 
(Emminghbaus ©. 394 no. 14). — Haubold 872, Heimbach 8 96 N.3, 
Sachſe $ 145, Heſſe 8 54 N.20, $ 135. Nur ift das Hecht des Vormunds 
wegen ber Rechte, weldhe dem Ehemann gegenüber der Perfon und dem Ber- 
mögen der Frau zuftehen, nad ihrer Verheirathung bejchräntter, vgl. 3. B. 


Kront IL. ©. 185 N. 45, 46. 
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theild nur für Männer, während die minderjährigen Frauen, wie 
nad älterem Recht entweder unter die Vormundſchaft des Che- 
mannd kommen oder felbftändig werden ſollen). Wo für minder- 
jährige Ehefrauen die Vormundſchaft beftehen bleibt, darf fie parti- 
fularrechtlih dem Ehemann, welcher fie nach gemeinem Necht nicht 
erhalten ſoll, übertragen werden"). 

Man darf daher die Aufhebung der Vormundſchaft durch Ver- 
heirathung für beide Gejchlechter nicht ald gegenwärtig gemeined 
Recht behaupten“), Vielmehr zeigt die gefammte Richtung der 
modernen Gefebgebung, dab die neuere Zeit dem betreffenden Rechts⸗ 
ſatz nicht mehr geneigt if. Es gilt daher in den gemeinrechtlichen 
Ländern wegen der Neception in complexu, wenn das Partifular- 
recht Ichweigt, der römische Sab, daß die Vormundſchaft mit der 
Verheirathung nicht ihr Ende findet"). 


Zweites Kapitel. 
Die übrigen Fälle der Vormnndſchaft und die Pflegſchaft. 


$ 274. Die Bormundfhaft über Geiftestrante 
und Gebrechliche (Breftbafte)?). 


I. Geſchichte. 
Nach altdeutihem Recht waren un von weſentlich krank⸗ 


1) Würt. ©. v. 21. Mai 1828 art. 1, Lüb. Vorm. O. v. 1820 8 81, Lub. 
G. v. 26. Febr. 1866 art. 2, Hamb. ©. v. 3. Juni 1870 art. 4 und Vorm. O. 
v. 1879 art. 63, Recht der Medi. Seeſtädte (Böhlau II. S. 149). — Bald 
IV. ©. 99. — 2gl. aud oben $ 260 N. 26 ff. 

13) Br. dr. II. 18 8 140, 183 (Dernburg ©. 149 N. 1); Preuß. V. O. 
817 letzter Abſatz: „iſt einer Ehefrau ein Vormund zu beſtellen, fo Darf vor 
jevem nad diefem Paragraphen Berufenen der Ehemann beftellt werben”. — 
Oeſtr. GB. 8 260 (das Gericht entfcheivet, ob fie unter die Bormundfchaft ihres 
Mannes fommen fol), Roth 8. S. 524 N. 11. — An dem gemeinvechtlichen 
Sat, daß der Ehemann nicht Vormund feiner Frau fein kann, hält das Sächſ. 
GB. 8 1885 feft (ſächſ. Praxis feit dem 18. Jahrh, Hommel rhaps. 171). 

14) Die oben befämpfte Anficht vertreten Heimbach $ 96 N.2, Kraut II. 
S. 1T5ff., Beſeler $ 128 N. 28. 

15) Richtig v. Gerber $ 244 N.17, Roth D. 891 NR. 129 ff. 

1) Ueber die Geichichte vgl. Kraut II. ©. 191 ff, Rive I S. 157 ff., 
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hafter Körperbildung, insbeſondere Zwerge und Krüppel, nur mangel⸗ 
baft rehtöfähig (oben I. $ 41 IT); fie waren vom Erbrecht in Grund: 
ftüde ausgefchloffen und hatten gegen ihre Familie nur einen An- 
ſpruch auf Alimentation?). Hoch betagte Perjonen durften fich frei= 
willig unter Bormundfchaft begeben (oben I. $S41 IT). 

Einer ganz befonderen Fürforge bedurften die Geiſteskranken: 
fie fanden überall auch ſchon nah altem Recht unter Bormund- 
haft. Wie urſprünglich die Vormundſchaft überhaupt eime Pflicht 
der Familie war, jo hatte fie fi auch des Geiſteskranken in Rüd- 
fiht auf feine Perfon und fein Vermögen anzunehmen?). Bei der 
Entſcheidung aber darüber, ob Jemand geifteöfrant oder gefund fei, 
mußte die Familie auch die Nachbarn zuziehen‘) oder es hatte ein 
Richterijpru zu erfolgen). Wurde feftgeftellt, daß er unfähig fei 
für fich ſelbſt zu forgen, fo erfolgte eine öffentliche Befanntmachung®). 

Ebenſo wie über einen Minderjährigen ift auch der Vormund 
über einen Geifteöfranfen”) fein nächſter Verwandter, inöbefondere 
der Altefte Bruder, in Ermangelung von väterlichen Verwandten der 


1.1 ©. 167 ff, 1.26. 174 ff, Chorinsty ©. 355 ff., über das heutige Recht 
Kraut II. S.205 ff, Mandry Reichsgeſetze (2. Auf) S.42ff., Roth D. 
$ 201, 202, 210, 216 unb die partilularredhtlihen Werke, wie Dernburg 
Privatr. I. $ 75, Vormundſchaftsrecht S. 249 ff, Böhlau 8 119, 120, 123, 
Baumeifter II. 8 95, Roth B. $ 122, 8.$156, Zadhariä $ 124° — 197, 
139, 140. 

9) Kraut II. ©. 196 behauptet, daß Handlofe, Fußloſe, Lahme, Stumme, 
Zaube und Blinde einen ftehenden Bormund für Vertretung ihres Vermögens 
baben mußten. Doch bemweifen dies nicht Vorjchriften, nach welchen berartig 
leivende Perfonen fi beim gerichtlichen Zweilampf durch einen Bormund ver- 
treten laffen konnten. 

3) Rive II.1 ©. 167. 

9 Rive J. S. 158 (Gragas). 

5) Rive I. S. 163 N. 19, S. 166 N. 24. — Nah der Gragas (Rive 
J. S. 157) gilt als geiſteskrank, wer nicht unterſcheiden kann, ob der Sattel auf 
dem Pferde richtig oder verkehrt liegt und ob er ſelbſt mit dem we nad dem 
Kopf oder nah dem Schwanz des Thiers zu fitt. 

6, Rive L ©. 161 N. 13. 

) Bezeichnungen für ihn: geck (Dortm. Statt. bei Frensdorff S. 802 
n0.95, Grimm. Hildebrand Wörterb. IV. IS. 1917), rechter dor, sinne- 
loser man (Sachſenſp. III. 3), unsinnige lute, Leute, welche nuit witze 
hant (Schwabenfp. 348 a. E.), Leute, welche ber Sinne beraubt find (Brem. 
Entſch. v. 1355 bei Delrihs ©. 255 no. 226), ein Mann, welcher einen ſolchen 
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nächſte Muttermage®). Ift der Kranke foweit dispoſitionsfähig, fo 
Tann er jelbft fich feinen Bormund unter den Verwandten wählen®). 
Nah Ausbildung der Obervormundichaft befonderd in den Städten 
jorgte die Obrigkeit für den Geifteöfranfen und beftellte ihm aus 
dem Kreiſe jeiner Verwandten den VBormund!), Auch kommt ed 
vor, daß der Rath jelbit ihn in feine Vormundſchaft nahm"). 

Der Bormund fjollte für die Perfon und das Vermögen des 
Geiſteskranken forgen!) und ihn bewahren, daß er nicht Andern 
Schaden thut; er fol für den Schaden einftehen, welcher ihm in 
Folge von Vernachläſſigung begegnet”). Da der Geifteöfranfe feine 
Handlungsfähigfeit eingebüßt bat, jchließt für ihn der Vormund die 
Rechtsgeſchäfte ab; nur im Nothfall (zur Leibeönothdurft) darf zur 
Beräußerung ded dem Kranken gehörigen Vermögens gefchritten 


bresten und unverstendicheit hat, daß er fein Gut und Recht nicht fordern 
Tann (Saarbrüden bei Grimm Weisth. II. ©. 6). 

8) Bgl. die in N. 7 angeführten Beflimmungen bes Dortm. und Bremer 
Rechts; Richtſt. 43 $ 7, Augsb. Stadtr. 60 (Meyer S. 129); vgl. auch Miünfter- 
thaler Statuten v. 1427 in den Tirol. Weisth. III. ©. 351 3. 42ff. 

9) Dortm. Statt. bei Frens dorff S. 303 no. 96. 

10, Brem. Entſch. (NR. 7): der Rath fett zu dem nädften Verwandten noch 
zwei Bormünder hinzu. — Lüb. R. II. 102 (mit unzweidentigem Einfluß des 
römischen Rechts): der Rath beftimmt, wie lange derjenige, welcher nicht bie 
Weisheit hat um fich ſelbſt zu rathen, der furiosus, die mente capti, surdi et 
qui in perpetuo morbo laborant sine intervallo unter bisorgheren ftehen 
jollen. — Rigaer Statt. D. I. 25. 

11) Urk. v. 1289 bei Pauli Abbh. IV. Urt. Buch no. 41: es kauft Jemand 
ein Haus, hereditatem quandam ..., quam ei universi consules eo quod 
venditor erat insanus, nomine curatorio resignaverunt. — Haenel de- 
cisiones consulum Goslariensium 1862. p. 42 a. 1440: ein Bürger, welcer 
von Alter und Krankheit jo kindiſch if, daß es ihm felbft deucht, er könne ſich 
und dem feinigen nicht wohl vorftehen, fommt vor ben Rath, unterweift den- 
ſelben feiner Ohnmacht und Krankheit und bittet den Rath, ihn in vor- 
munderschop to vorheghende unde to beschuttende; dieſer nimmt ihn in 
vormunderschop. 

19) Er sol sich des anfaltichs (bes Einfältigen) leibs und gutz under- 
winden (Tirol. Weisth. III. S. 351 3. 45); vgl. auch Rive I. ©. 161 ff., 
164 f. 

18) Schadenserjat, wenn er ben Unfinnigen nicht bewarede, Richtſt. 43 
87, Nigaer Stdtr. D. I. 25. 


Stobbe, Privatrecht. IV. 1.0.2. Aufl. 83 
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werden!‘). Ganz bejonderd ſoll ihn der Vormund vor Geridht 
vertreten !°), | 

Unter Umftänden bat der Vormund Kaution zu leiften!‘). Beim 
Ende der Bormundichaft, insbeſondere auch, wenn der Geifteöfranfe 
wieder gejund wird!”), ift er zur Rechnungslegung verpflichtet '®). 
Mit der Neception wurden die römijchen Grundfäge von Einfluß, 
wonach einerjeitd über Geiſtesſchwache und Wahnfinnige und anderer: 
jeits über Taube und Stumme eine Vormundſchaft angeordnet wird. 
In Bezug auf dad neuere Recht ift von diefen beiden Arten der 
Bormundihaft gejondert zu handeln. 


II. Vormundſchaft über Geiſteskranke. 

1. Der Vormundſchaft werden nicht alle geifteßfchwachen, jondern 
nur diejenigen geilteöfranfen Perjonen unterworfen, welche dauernd 
unfähig find, ihren Angelegenheiten ſelbſt vorzuftehen). Es gilt 
dies für die vollfommen willendunfähigen und für die wenn aud 
nicht völlig, jo doch in dem Grade willendunfähigen Perfonen, daß 
fie rebus suis superesse non possunt”). Sowie unter den Minder: 
jährigen, welche ſämmtlich verpflichtungsunfähig find, nach den Jahren 
unterjchieden wird, indem fie theild durch ihre Handlungen Rechte 
erwerben können, theils es nicht können (oben I. $ 40 IV.), fo 


14) Tirol. Weisth. III. S. 351 2.46 fi. 

15) Augsb. Stdtr. 60 (Meyer ©. 129), Pland Ger. Bf. II. S.21 ff. — 
Bon diefer allgemeinen Bormundfchaft ift der Fall zu unterſcheiden, daß Jemand 
bloß darum, weil er fich nicht orbentlih äußern, insbefondere nur unvolllommen 
ſprechen Tann, eines Vormunds vor Gericht bedarf; Urk. vo. 1527 bei Rofenthal 
Eigenthum in der Stadt Würzburg. 1878. Anhang ©. 38f. 

16) Dortm. Statt. bei Frensborff S. 302 no. 95. 

17) Brem. Entſch. (N. 7). 

18) Bresl. Signatur no. 183 v. 3. 1437 (3tſchr. f. ©. Schleſ. VIII. ©. 165). 

19) Böhlau IL. 8119: „Geiſteskrankheit ift jede dauernde pfychiſche ober 
ſomatiſche Abnormität, welde in irgend einer Richtung das Minimalmaß der 
vom Recht voransgefegten Integrität und Spontaneität des Willensvermögens 
beeinträchtigt”; vgl. au IL. 891 S. 103 ff. — Auch bei Prozekwahnfinn ift 
eine Kuratel zuläffig, Senffert VII. 333, XXI. 133, vgl. au X. 183, wo 
eine weniger eingreifende Maßregel, als eine eigentlihe Kuratel angeorbnet 
wird. 

2) C. civ. 489: dans un &tat habituel d’imbecillite, de dämence ou 
de fureur. 
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werden in dieſer Beziehung auch für verichiedene Arten von Geiftes- 
kranken Unterfchiede gemadt?). 

Hat eine geifteöfranfe Perjon, welche nicht unter Vormundſchaft 
ſteht, ein Rechtögeihäft vorgenommen, fo hängt deſſen Rechtsgültig⸗ 
feit von dem Zuftande ab, in welchem fie ſich zur Zeit des Ab- 
Ihlufje befand; nahm fie das Geſchäft in einem Moment der 
Willensfähigfeit vor, jo ift es rechtswirkſam. Leidet die betreffende 
Perjon nur an zeitweilen Geiftesftörungen, jo muß, wer die Wirk⸗ 
ſamkeit der Handlung anficht, den Nachweis führen, daß die Perſon 
damals fih in einer Periode der Handlungsunfähigfeit befand”). 

Andere Grundjäge gelten für den Geifteöfranfen, welcher unter 
Vormundſchaft geftelt iſt. Auch wenn nad der Art feiner geiftigen 
Störung bei ihm lueida intervalla vorfommen oder denkbar find, 
jo wird er doch für die ganze Zeit, während deren er unter Bormund- . 
haft fteht, gleihmäßig als willendunfähig behandelt und es find 
feine Jämmtlichen, ohne Vormund unternommenen Rechtshandlungen 
unwirkſam, auch wenn er in dem betreffenden Moment an feiner 
geiftigen Störung litt). Davon weichen aber einzelne Partikular⸗ 


21) Pr. Lor. J. 18 27: „Rafende und Wahnfinnige beißen diejenigen, welche 
des Gebrauchs ihrer Vernunft gänzlich beraubt find”, 828: „Menfchen, welchen 
das Vermögen, die Folgen ihrer Handlungen zu Überlegen, ermangelt, werben 
biödfinnig genannt”; 8 29: Jene ftehen den Kindern, diefe ven Unmündigen in 
Rüdficht auf ihre Handlungsfähigleit glei. Bgl. auch I. 4 $ 23, 26. — Seuffert 
XXV. 117, 245. — Böhlau II. S. 104 ff. 

22) Preuß. Lor. I. 4 8 23, 24, 27: bei Rafenden und Wahnfinnigen, welche 
nur mit Anfällen einer ſolchen Krankheit behaftet find, gilt bie Bermuthung, daß 
fie ihren Willen bei völliger Verſtandeskraft und nicht während eines Anfalls 
geäußert haben, wogegen bei Blöbfinnigen vermuthet wird, daß wer durch ihre 
Willenserklärung ſich bereichern wollte, betrügeriich gehandelt bat. — C. civ. 503: 
die Handlung des Geiftesfranten kann von ihm oder feinem Bertreter ange- 
fochten werben, wenn zur Zeit der betreffenden Handlung er notoirement nidt 
bispofitionsfähig war, Zahariä 8 127 N. 4ff. — Seuffert IH. no. 189, 
Unger Il. S.25f., Mandry ©. 46. 

233) Preuß. Lor. 1.4 8 26, Oeſtr. R. (Unger II. S. 25 N. 7), C. civ. 502, 
neueſtes Sächſ. Recht (vgl. N. 24). — Roth B. 8 122 N.26, D. 8 201 N. 22, 
(ogl. auch Bähr in d. frit. Biertelj. Schr. XV. ©. 544) erklärt Dies auf Grund 
von Civ. Pr. DO. 8 613 für gegenwärtig gemeines Recht; doch ſcheint er die Be⸗ 
flimmung der Eiv. Pr. DO. falſch auszulegen; vgl. Über diefelde au Mandry 
S. 50 R.18, 51 und unten N. 36, 37. 

33* 
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rechte ab, indem fie die nachweislich im Zuftande geiftiger Ungeftört- 
heit vorgenommenen Handlungen ald gültig anfehen?*). 

Diefe Differenz äußert ſich aud darin, daß nad) den leteren 
Partikularrechten ein Geifteöfranfer in einem lucidum intervallum 
ein Zeftament errichten darf?), während er nach den anderen über- 
haupt teftirunfähig ift”). 

2. Ein Geifteöfranker wird unter Vormundſchaft geftellt, nach⸗ 
dem unter Zuziehung von Sadverftändigen, bejonderd von Gerichtö- 
ärzten, die Thatſachen Eonftatirt find, aus denen fich feine Handlungs- 
unfäbigfeit ergiebt: e8 wird dann feine Entmündigung ausgeſprochen; 
er wird für mundtodt, interdicirt erklärt. Für dad Entmündigung- 
verfahren galten partifularrechtlich ſehr verichiedene Normen, befon- 
derd auch in Rüdfiht auf die Behörde, vor welche es gehört. In 
einzelnen Ländern hatte die Vormundſchaftsbehörde durch ein Ber: 
fahren der freiwilligen Gerichtöbarkeit zugleich über den Geiſteszuſtand 
der betreffenden Perjon zu enticheiden””), in andern erging die Ent: 
ſcheidung durch fürmliches Erkenntniß von dem Prozebgeriht und 
hatte dann die Vormundſchaftsbehörde die Bormundfchaft anzu= 
ordnen”), Die Givilprozeßorönung ($ 593 ff.) hat gemeinrechtliche 
Borichriften gegeben”). Danach ift für dad Verfahren überall das— 
jenige Amtögericht fompetent, vor welchem der Geiſteskranke jeinen 
allgemeinen Gerichtsſtand hat. 


3%) C. Max. B. 1.7. 37 $ 3 (während des lucidum intervallum ruht das 
Amt des Curatoris und reviviscirt ipso facto, wenn er in feine Raferei ver- 
fällt), Sächſ. ©B.$ 1984 (älteres R. vgl. Schmidt I. S. 105), aufgehoben durch 
das Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 II, Roth K. S. 578. N. 16, Reyſcher I. 
8409 N. 3, III. 8 622 N. 7. 

3) Sächſ. GB. 8 2069 (wenn fi) das Gericht vom lucidum intervallum 
überzeugt), aufgehoben durch Gef. vo. 20. Febr. 1882 III, Oeſtr. GB. $ 567, 
Würt. Lor. III.283, Mainz. or. VIIL. 8 1; vgl. auch Böhlau II. S11IIN. 11. 

36) Pr. or. 1.12 $20— 22, auch die Einwilligung des Vormunds hilft 
nichts. Ä | 

7) So nad gemeinem Recht, Böhlau IL. 8 119 N. 28 ff, Roth K. 
©. 577, Reyſcher III. 8 622 N. 3; auch Züri. GB. 8 323. 

Me) Preuß. Ger. D. I. 38 $ 8ff., Oeſtr. GB. 8 273, C. civ. 492 (Zachariä 
$ 125), Böhlau IL. S 119 NR. 21 ff. | 

2) Darüber bejonders Daude das Entmündigungsverfahren gegen Geiftes- 
kranke, Verſchwender und Gebrechliche nach der Reichs⸗Civilprozeßordnung und 
den deutſchen Landesgejegen. Berl. 1882. 
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„Der Antrag kann von dem Ehegatten, einem Berwandten?), 
oder dem Bormunde des zu Entmündigenden geftellt werden. Gegen 
eine Ehefrau fann nur von dem Ehemanne, gegen eine Perjon, 
welche unter väterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft fteht, nur 
von dem Bater oder dem Vormunde der Antrag geftellt werden. 
Die Beftimmungen des bürgerlichen Rechts, nad) weldyen noch andere 
Perſonen den Antrag ftellen fönnen, bleiben unberührt" 9) (Civ. Pr. O. 
$ 595 Abf. 1)*). Wenn von anderen Intereſſenten nicht vorge 
gangen wird, kann auch der Staatdanwalt beim vorgejegten Land» 
gericht den Antrag ftellen, falls ihm dazu Bern abe Thatjachen 
befannt geworden find (Abi. 2)2). 

Auf den Antrag bat das Geriht unter Zuziehung von Sad) 
verftändigen®) und regelmäßig aud unter Bernehmung des zu Ent« 
mündigenden ($ 598) den Geiſteszuſtand feitzuftellen. Selbitver- 
ftändlich ift e8, daß mit bejonderer Vorficht und nur beim Vorhan⸗ 
denfein der gefeglichen Vorausſetzungen mit der Entmündigung vor 
zugehen ift*); wo das Partikularrecht nur diejenigen Perjonen unter 
Vormundſchaft ftellen will, welche gänzlich unfähig find, ihren Ges 
ſchäften vorzuftehen, darf die Entmündigung nicht wegen bloßer Nüp- 
lichkeit für den Curanden oder jeine Familie oder wegen bloßer Bes 
fürdtung von Nachtheilen zufolge jeiner Sage Dermalung aus⸗ 
geſprochen werden®). 


2) Aeltere Partikularrechte verpflichten die Verwandten zur Stellung bes 
Antrags; nach dem Hamb. Stdtr. III. 6. 11 follen fie im Falle ver Unterlaffung 
ihren gejeßlihen Erbanfpruch gegenüber dem zu Entmünbigenden verlieren; bies 
Präjudiz ift in der jpätern Hamburger Geſetzgebung fallen gelaffen, Baumeifter 
II. 8 95 N. 3. 

20) Was ſolche partikulären weitern Vorſchriften angeht, ſo iſt es gleichgültig, 
ob fie vor oder nach der Civilprozeßordnung erlaſſen find, Erf. d. Rchsg. VII. 
n0.105. Daude ©. 31 fagt, daß lediglich d. S. Altenb. Einf. ©. 3. Ein. Proz.- 
D. v. 25. März 1879 89 eine folche Beftimmung zu Gunſten des Gemeindevor- 
ſtands enthalte. — Die Gläubiger haben nicht eine ſolche Befugniß, Zachariä 
8125 N. 6. 

31) Bol. auch Sächſ. GB. $ 1981, C.civ. 490, 491 (Zadhartä $ 125), 
Bern. GB. 8 214. 

39) Ueber Rechte und Pflichten des Staatsanwalts im Entmündigungsver- 
fahren Daude (N. 28) S.22 ff. 

33) Daß deren Urtheil nicht unbebingt entfcheibet, Seuffert XXVII. 288. 

24) Roth 8. 8 156 N. 9. 


518 Zweites Kapitel. Die Übrigen Fälle der Vormundſchaft ıc. 


Lehnt dad Amtögericht die Entmündigung ab, jo kann der An- 
tragfteller und der Staatsanwalt ſich ſofort beichweren ($ 604) *). 
Den die Entmündigung audfprechenden Beihluß des Amtögerichts 
kann der Entmündigte®®), fein Bormund oder eine zu Anträgen auf 
Entmündigung berechtigte Perſon ($ 595) dur Klage beim Land» 
gericht anfechten ($ 605 fj.); dur dieſe Anfechtung werden Die 
Wirkungen der Entmündigung bis zur definitiven Entjcheidung nicht 
juspendirt. Wird der Beichluß in der höheren Inftanz aufgehoben, 
fo dürfen die von dem temporär entmündigt geweſenen ohne Zu- 
ztehung feined Vormunds vorgenommenen Handlungen nicht ange 
fochten werden; denn es ergiebt dad Erkenntniß der höheren Inftan;, 
dat ihm zu Unrecht die Handlungsfähigteit abgelprodhen war®). 
Andererfeitd bleiben die während jener Zeit vom Vormund vorge 
nommenen Handlungen zu Recht beitehen ($ 613)). 

3. Wenn dad Gericht während des Verfahrens, bereitö vor 
definitiner Entſcheidung die proviforifche Anordnung einer Fürforge 
für die Perfon oder das Vermögen des Geiſteskranken für erforderlich 
erachtet, jo hat dafjelbe davon der Vormundſchaftsbehörde“) zum 
Zwed einer folhen Anordnung Mittheilung zu madhen®). 


35) Seuffert XXXIV. 136. 

352) Das Badiſche Geſetz v. 3. März 1879 $ 146 beflimmt (in Abänderung 
von Bad. Landr. 499): „Wird das Gefuh auf Entmündiguug verworfen, fo 
kann dennoch nach Umftänden das Gericht verorbnen, baß der Bellagte ohne 
Beiwirkung eines Beiftandes für bie Zukunft weder Vergleiche fchließen, Anlehen 
aufnehmen, angreiflihe Kapitalien erheben, dafür Empfangjcheine geben und 
Güter veräußern oder verpfänden, noch hierüber rechten foll“. 
| s5b) In fomweit bleibt alfo der Entmündigte noch prozeßfähig, Daube 

S. 73 f. 

3) In Bezug auf den Entmündigten wirkt die Aufhebung des Entmündi⸗ 
gungsbejichluffes ex tunc. 

20) In Rüdfiht auf den Vormund treten die Wirkungen ex nunc ein. 

#72), In vielen Rechtsgebieten ift das Amtsgericht zugleich Die Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde, fo Daß bier die Beftimmung bedeutungslos if, Daude ©. 40 ff. 

3 Kin. Pr. O. 8 600, vgl. darüber Mandry S. 45, Bähr in d. kit. 
Biertelj. Schr. XXV. ©. 541 f. Bgl. auch Zachariä S125 N.15f., Ban- 
meifter II. S.197 NR. 11, Entſch. d. RchsGer. bei Seuffert XXXIX. 24. — 
Nah Preuß. Recht kann dann ein Pfleger beftellt werben; bie Anordnung einer 
Vormundſchaft fest Die bereits erfolgte Entmündigung voraus, Preuß. V.O. 8 81 
und 5%. — Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 II. $ 2: über eine nach gerichts⸗ 








—— — ·* 
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Der Entmündigungsbeſchluß iſt vom Gericht der Vormund⸗ 
ſchaftsbehoͤrde bekannt zu machen und tritt mit dieſer Mittheilung in 
Kraft ($ 603)2). Zweckmäßigerweiſe iſt partikularrechtlich auch bie 
oͤffentliche Bekanntmachung der erfolgten Entmuͤndigung vorge— 
Ichrieben). 

4. Für geifteöfranfe Perjonen, welche ſich in einem familien- 
rechtlichen Schugverhältnig oder aus anderen Gründen bereitd unter 
Vormundſchaft befinden, bedarf ed im allgemeinen keiner Entmüns 
Digung und Feiner Beltellung einer befonderen Vormundſchaft“). 
Daher Tann - „gegen eine Ehefrau nur von dem Ehemanne, gegen 
eine Perjon, weldye unter väterliher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
Schaft fteht, nur von dem Vater oder dem Vormunde der Antrag 
[auf Entmündigung] geftelt werden“ ($ 595): der beftehende ehe» 
männlihe Schuß, die väterliche Gewalt oder die jonftige Vormund⸗ 
Ihaft reihen an fih hin und ed dürfen andere Verwandte nicht 


ärztlihem Gutachten geiftestrante Perfon kann das Vormundſchaftsgericht eine 
vorläufige Vormundſchaft anordnen, nicht bloß wenn Über den Antrag auf Ent- 
mündigung noch nicht entfchieden ift, fjondern auch „wenn ein Antrag auf Ent- 
mündigung noch nicht geftellt worden ift, gleichwohl aber das Bedürfniß einer 
vormundfcaftlichen Fürſorge obwaltet“. 

39) Nach C. civ. 502 mit dem Tage bes Urtheils; vgl. auch die folg. Note. 

0) Deftr. GB. 8 251, 273, C. eiv. 501 (Zahari& I. 8125 N.18), Zürid. 
62. 8 330, Baumeifter II. S. 196, Böhlau I. $ 11I N. 36, Daude 
S. 66f. — Schweiz. Bundesgef. v. 22. Juni 1881 art. 6; die Beſchränkungen 
ber Hanblungsfähigleit „wirken gutgläubigen Dritten gegenüber erſt, nachdem fie 
in einem amtlichen Blatt des Kantons, in welchem bie Vormundſchaft verhängt 
wurde, ... veröffentlicht worden find“. 

4) Sie ift für großjährige Hauskinder nicht erforderlich, Pr. Lor. II. 18 
8 12, Sächſ. GB. 8 1981, ©. f. S. Weimar v. 27. März 1872 $ 18 (bie elterliche 
Gewalt dauert für fle fort), kann aber eingeleitet werben, Roth K. ©. 576, 
Weim. G. a. a. O.; fie darf nicht eingeleitet werden, Böhlau 8 119 N. 42. — 
Ebenfo Brauchen geiftesfranke Ehefrauen keinen beſondern Vormund, Preuß. Lor. 
IL. 18 $ 12, 39, 40, C. eiv. 506 (der Ehemann ift geſetzlicher Vormund feiner 
entmünbdigten Frau), Kraut II. S. 209, ganz befonders da, wo bem Ehemann 
noch die cura maritalis zugefchrieben wird, Böhlau II. 8 119 N.43f., vgl. 


auh Roth B. 8 122 N.2. Dagegen bevarf es eined befonderen Bormunds 


für fle da, wo der römifhe Sag feftgehalten ift, daß ber Mann nicht Vormund 
feiner Frau fein darf (oben $ 273 N. 13), Sächſ. GB. $ 1885 vgl. mit 1981 
(Schmidt II. S.139), Strube Bed. IV. no. 45, vgl. auh Böhlau II. 
$ 120 N. 8. 
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beantragen, daß die beitehende Fürjorge durch eine bejondere Vor⸗ 
mundichaft wegen Geiſteskrankheit erfeßt werde. Lediglich der Staats- 
anwalt darf auch gegen den Willen ded Ehemanns, Vaters oder 
Vormunds im öffentlichen Intereſſe die Entmündigung fordern 
($ 595 letter Abfab). 

So wie auf den Antrag der genannten Perjonen eine Vor⸗ 
mundichaft angeordnet werden kann, fo ift e8 insbefondere auch zu- 
läflig, daß während der Alterdvormundichaft für eine befondere Bor: 
mundſchaft über den geiftesfranten Minderjährigen Vorſorge getroffen 
wird, Damit er nad erreichter Volljährigkeit feinen Augenblic des 
Schutzes entbehrt und fi an die Altersvormundſchaft fofort die 
Bormundihaft wegen Geifteöfrankheit anjchließt®). 

5. Dem Cntmündigten hat die Bormundichaftöbehörde einen 
Vormund audzumwählen, injofern nicht beftimmte Perſonen auch in 
dieſem al) ald gejegliche VBormünder eintreten“). Auch die Ehe- 
frau fann ihrem Mann zum Vormund beftellt werden“). Zweifellos 
hat die Behörde bei der Auswahl auf die Wünjche ded Entmündigten 
in geeigneter Weife Rüdficht zu nehmen“). 

Für die Beitellung und Verwaltung der VBormundichaft, Red 
nungslegung, Sicherheitöbeitellung und u. |. w. gelten im allgemeinen 
analoge Grundſätze, wie bei der Altersvormundſchaft. Die Vor—⸗ 
mundſchaft über den Geiſteskranken erſtreckt ji auf die Perfon, das 
Dermögen und die gerichtliche Vertretung. In erfterer Beitimmung 
bat der Vormund, wo ed erforderlih wird, den Aufenthalt des 
Kuranden zu beftimmen und unter Zuziehung der Obervormundſchaft 


2) Defir. GB. 8 251, Jahariä 8 124 b. 

#3) Nach gemeinem Recht giebt es bier feine gefegliche oder teftamentarifche 
Bormundichaft, Windſcheid $ 446 N.8, Böhlau II. 8 120 ©.293 f.; a. A. 
Kraut II. S. 208 R. 31. 

4) Preuß. V. O. 883: der Vater; C. eiv. 506: ber Ehemann für feine 
Frau. — Die Beflimmung der Preuß. V.O. 813, daß die in Berpflegungs- 
anftalten aufgenommenen Minderjährigen unter ber gejeglihen Vormundſchaft 
bes Anftaltsporfiandes ftehen, ift nicht auf Geiſteskranke in einer Irrenanftalt 
auszudehnen. 

#5) C. civ. 507 (Zahariä 8126 N.8, 9), Preuß. V. O. 8 83, Oldenb. G. 
über ehel. Güterr. v. 24. Apr. 1843 art. 35 $2, Reyſcher III. $ 622 N. 10. — 
A.A. Kraut II. S. 208 NR. 33. 

#) Böhlau I. 8119 R.11. 
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oder des Familienrathd ihn, falls ed zwedmäßig ericheint, in einer 
Anftalt für Geiſteskranke unterzubringen‘). 

In Bezug auf die Bermögendverwaltung iſt zu bemerfen, daß 
fi die neueren Partitularrechte über die Vorjchrift des römijchen 
Rechts, dab der Vormund eine dem Wahnfinnigen angefallene Erb⸗ 
ſchaft nur proviſoriſch bis zu feiner Wiedergenejung erwerben jolle“), 
binweggejegt und ihm den Erwerb und die Ausſchlagung der Erb- 
ſchaft, ebenjo wie, wenn ed fi um einen Minderjährigen handelte, 
($ 272 N. 33 ff.), geftattet haben“). 

6. Wird der Geiſteskranke gejund, fo ift died ein Grund, um 
die Sntmündigung und die Bormundjchaft aufzuheben. Aber fte erliicht 
nicht eo ipso®), jondern es bedarf eined amtögerichtlichen Verfahrens 
auf Antrag des Entmündigten (vgl. N. 35a), feines Vormunds oder 
des Staatdanwalts®). Wird die Wiederaufhebung abgelehnt, jo 
fann der Antragfteller Klage beim Landgericht erheben (iv. Pr. O. 
8 620); wird fie auögejprochen, fo ftebt dem Staatsanwalt die fo- 
fortige Beſchwerde zu ($ 619). „Die rechtöfräftig erfolgte Wieder- 
aufhebung ift der Bormundfchaftsbehörde mitzutheilen” ($ 619 Abf. 3), 
worauf von diefer die Vormundſchaft aufgehoben wird), 


“, C.civ. 510, Sächſ. GB. 8 1983, Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 85. — 
Bol. auch oben I. 8 30 N. 6. 

Eine Eheicheibungsklage darf der Bormund nicht Namens des Geiftesfranten 
anftellen (ogl. auch oben $ 271 N. 5); denn bier handelt es ſich um ein höchft 
perfönliches Recht, Entſch. d. RchsGer. VI. 41 (Seuffert XXXVIIL no. 124), 
Dernburg S.258f. Anders Roth 8. $ 156 N.13, Zachariä $ 126 N.14. 
— Dagegen läßt das Neichsgericht den Kurator bie Klage auf Ungültigfeits- 
oder Nichtigkeitserklärung der Ehe anftellen, befonders, wenn biejelbe auf bie 
dauernde Willensunfäbigleit des Kuranden zur Zeit der Eheſchließung geſtützt 
wird, Seuffert XXXIX.25. — Ueber die Anfechtung der Legitimität eines 
bem Geiftesfranten gebornen Kindes Dernburg Priv. R. III. $43 N.5, 
Roth D. 8 152 N.30, 33, 37 f. 

8) Windſcheid $ 596 N. 15°, N. 18, 19.4, Roth 8. III. $ 363 
N. 50 ff. 

#9) Würt. Lor. III. 21 87, Sächſ. GB. $ 1998 vgl. mit $ 1913, Preuß. 
BD. 883 Abf. 3 vgl. mit $ 42.14, Medi. BO. v. 1858 (Böhlau II. 8 120 
N.15), Roth B. 8 363 N.55. — Am gemeinen Recht halten feft Seuffert 
VII. 69 (Ofvenb.), Erf. d. RchsG. III. S.196f. (Seuffert XXXVI. no. 204; 
großherzgl. heſſ. Sache) und Die dortigen Citate. 

2) Vgl. auch Mandry ©. 5f. 

21) Civ. Pr.O. $ 616; auch Sächſ. ©. v. 19. Ian. 1865 $ 74. 
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III. Bormundihaft über Brefthafte. 

So wie nad altem deutihen Recht für gebrechliche und alterd- 
Ichwade Perfonen (vgl. a. Anf. des $) und nad römiſchem Recht 
für Taube, Stumme und für Perfonen, qui perpetuo morbo laborant, 
quia rebus suis superesse non possunt, eine Bormundichaft beftellt 
werden fonnte, jo ift died auch nach heutigem Recht der Fall. An 
durchichlagenden allgemeinen Grundfäben fehlt ed; indbejondere hat 
für ſolche Fälle die Givilprozeßordnung fein Entmündigungdverfahren 
eingeführt ®). Die Partifularrechte ftellen theils das allgemeine 
Prinzip auf, daß eine Perſon, welche, wenn ed ihr auch im allgemeinen 
an Willend- und Handlungdfähigkeit nicht fehlt, doch wegen ihres 
Körperzuftandes behindert ift, ihre Rechtdangelegenheiten jelbit zu 
bejorgen, einen Bormund erhalten kann, theild zählen fie die einzelnen 
Gebrechen auf, welde zur Beitellung einer Bormundichaft Veran⸗ 
laffung geben können *). Zum Theil. wird nach der Intenſität des 
Gebrechend unterjchieden, indem gewiſſe Perfonen unter Vormund⸗ 


2) Sächſ. GB. 8 1985, Preuf. B.D. 8 84, Roth 8. S. 156 N. 18, 
Böhlau II. S. 290 f. 

52a) Theilweiſe haben bie Partikularrechte Die civilprozeffualifchen Vorſchriften 
auch auf diefe Fälle ausgedehnt, Daude ©. 149 ff. 

5 Hamb. Statt. III. 6. 11: „Stumme und Taube, desgleichen die mit 
langwieriger Krandheit belaben und lagerhafft jeyn” (Baumeifter II. ©. 195 
N.2). — Das DOeftr. GB. $ 275 forgt nur für Taubftumme, das Preuß. Lor. 
11.18 8 15ff. für Taube, Stumme und Zaubfiumme (Dernburg Priv. R. 
1. 8 72 R.1). Preuß. V.O. $81 no. 3: „wenn fie taub, flumm ober blind 
und hienach an Beforgung ihrer Rechtsangelegenheiten gehindert find”. Bern. 
GB. 213: körperliche Gebrechen, welche zur Verwaltung unfähig machen. Zürich. 
SB. 83174: Perfonen, welche wegen Xeibesgebrehen „dauernd außer Stande 
find, ihr Vermögen felbft zu beſorgen“. — Kraut II. S. 206f., Roth 8. 
8156 N. 6, B. 8 122 N. 13ff., D. 8 202 N. 4ff. — Nah C. civ. 489 follen 
körperliche Gebrechen als joldye keinen Grund zur Bevormundung abgeben, jon- 
bern nur, wenn fie zugleich eine geiftige Abnormität zur Folge haben. 

54) Preuß. Lor. II. 18 $ 15, 16: Taub- und Stummgeborne, Perjonen, 
welche vor zurüdgelegtem 14. Jahr in diefen Zuftand gelommen find, Perjonen, 
welde in fpätern Jahren taubflumm geworben find, falls fie ſich nicht durch 
Zeichen verftändlih machen und daher ihre Angelegenheiten nicht jelbft beforgen 
können. Aehnlich Sächſ. GB. 8 1982 und Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 II. & 4. 
— Oeſtr. GB. 8 275: „Zaubftumme, wenn fie zugleich blödfinnig find." — Bgl. 
auch N. 53. 
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Ichaft geftellt werden jollen®), andere aber nur auf ihren Antrag oder 
mit ihrem Willen einen Vormund erhalten). 

In ſolchen Fällen hat die Vormundſchaftsbehörde zu unterfuchen, 
ob ein im Geſetz vorgejehener Fall vorliegt und die Perjon unfähig 
oder wejentlidh behindert ift, ihre eignen Angelegenheiten zu bejorgen; 
fann dem Breithaften nicht durch Beitellung eines Mandatard ges 
holfen werden, jo wird ihm ein Vormund gegeben“). SPerjonen 
unter väterlicher Gewalt bedürfen keines Vormunds?'). 

Die Vormundſchaft ſoll für die Gebredhlichen ſoweit forgen, 
als ed erforderlich ift; fie läßt ihnen ihre Handlungsfähigfeit, foweit 
diefelbe überhaupt vorhanden ift und ift je nach den konkreten Ber: 
hältniffen in dem Umfang der Vollmacht ded Vormunds und feiner 
Pflichten verjchieden geitaltet, jo daß fie den Charakter der Pflege 
haft annehmen kann. Soweit dem Breithbaften feine Handlungs⸗ 
fähigkeit verbleibt, find feine Rechtshandlungen aud) ohne Mitwirkung 
des Bormundd gültig®). 


55) Aeltere Beftimmungen bei Kraut I. ©. 284 f. N. 2, 3 („ben Alten, jo 
ihrer Vernunft noch nicht beraubt”, fol ein Bormund nur auf ihren Antrag ge- 
geben werben; ebenfo „alten unvermöglichen Perjonen, deßgleichen denen, jo mit 
ſchweren bebarrlihen Krankheiten beladen und alfo ungeſchickt feyndt ihren Gütern 
und Handlungen obzuliegen, außzuwarten und diefelbige zu verwalten“ u. ſ. w.). 
— Preuß. Lor. II. 18 8 17: Diejenigen, denen der Mangel der Sprache ober bes 
Gehörs den Ausprud der Gedanken oder die Belorgung ihrer Angelegenheiten 
nur erſchwert. — Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 8 4: Zaubflumme, welche ſich 
verftändlih machen können, bloß ſtumme, blinde und andere gebrecdhliche oder 
geiſtesſchwache Perſonen erhalten einen Bormund auf ihr Verlangen „oder wenn 
das Vormundſchaftsgericht nach gerichtsärztlicher Unterſuchung es für nöthig hält.“ 
— Oeſtr. ©B. 8 275: Taubſtumme, welche „ihre Geſchäfte zu verwalten fähig“ 
find, erhalten einen Kurator nur auf Verlangen. — Böhlau II. $ 123 ©. 307, 
Roth D. 8 210. — Die Preuß. V. O. enthält keine Beftimmung, daß Gebred- 
lihe auf ihren Antrag unter Vormundſchaft geftellt werben können; $ 81 be⸗ 
flimmt nur, daß Taube, Stumme oder Blinde, weldhe an Bejorguug ihrer An- 
gelegenbeiten gehindert find, einen Vormund erhalten. Hier kann aber $ 90 
aushelfen, wonach Perfonen, welche ſelbſt zu handeln außer Stande find, für 
einzelne oder für einen beftimmten Kreis von Angelegenheiten einen Pfleger er- 
balten können. 

5 Seuffert XXX. no. 41. 

7) Sächſ. GB. 51982, Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 $ 7. 

3) Dernburg ©. 253, Böhlau $ 915.109, 8 123 ©. 307 f., Seuffert 
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Falt das Bebärfnig zur Vertretung fort, jo ift ein Antrag auf 
deren Aufhebung zu ftellen und, wenn derſelbe nad angeftellter 
causae cognitio ald begründet erfcheint, von der Behörde die Vor: 
mundichaft aufzuheben). Auch wo der Kranke auf feinen Antrag 
den Vormund erhalten hat, genügt nicht feine entgegengejehte Willend- 
erklärung, um die Beendigung der Vormundſchaft herbeizuführen). 


8275. Die Bormundfhaft über Berfhwender?). 


J. Geſchichte. 

Wie das alte deutſche Recht überhaupt darauf hinzuwirken 
ſuchte, daß das in einer Familie vorhandene Vermögen derſelben 
erhalten bleibt, und zu dieſem Zweck beſtimmte, daß der Eigenthümer 
ſeine Grundſtücke nicht ohne Genehmigung der Verwandten und daß 
altersſchwache Leute auch ihre Mobilien nicht veräußern ſollen, ſo 
finden ſich ſeit dem 13. Jahrhundert, beſonders in den Städten, 
zahlreiche Vorſchriften, um dem unwirthſchaftlichen Treiben der Ver⸗ 
Ichwender zu begegnen?). Man fuchte fie theild zu befjern, durch 
Einſperren jugendlicher?), durch zeitweile Verbannung älterer Ber- 


XXX. 41, Roth D. $ 202 N. 9, 10, 8210. — Sr Betreff der testamenti- 
factio vgl. 3. B. Sächſ. GB. 8 2070f., Böhlau IL. 891N. 31. 

9) Preuß. V. O. $ 84, Sidi. GB. $ 84, 85, Sächſ. ©. v. 9. Ian. 1865 
8 75. 

60) A. A. Böhlau II. 8123 N. 7. 

1) Kraut II. S. 92 ff, Mandry S.11dff., Dernburg 895, Böhlau 
II. $ 121, 122, Roth D. 8203, 215; vgl. im übrigen die Partikularrechte. 
Duellencitate bei Roth B. $ 124 N. 2. 

2) Kraut II. S. 210 erflärt aus dem Mittelalter nur bie Beftimmung des 
Hamb. Stdr. vo. 1270 (TIL. 7) zu kennen, welche etwas der cura prodigi ähn- 
liches enthalte. — Wie aber die folgenden Noten ergeben, finden ſich viele Bor- 
fohriften über die cura prodigi. Mehrfah wurden den Städten Privilegien 
ertbeilt, daß fie eine Bormundjchaft über den Verſchwender anordnen dürften; 
vgl. in N. 3 das Priv. f. Breslau; Priv. 8. Wenzels v.3.1379 für Dortmund 
bei Gengler C.j. munic. I. p. 859 no. 91. 

3) Im J. 1474 bittet in Lübeck Jemand mit feinen Verwandten ben Rath, 
ibm für feinen verſchwenderiſchen Bruder auf einige Zeit des Rades vencknisse 
to lenende (Pauli Zuſtände II. S.82f., 93). — König Johann v. Böhmen 
giebt im 3. 1339 der Stadt Breslau das Privileg jugendliche Verſchwender nad) 
Gutdünken zu corrigere et artari .... ad bene faciendum; vgl. auch 
Böhlau II. 8 119 N. 8. 
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ſchwender“), theils dadurch unſchaädlich zu machen, daß man fie unter 
Vormundſchaft ftellted). Den Antrag auf Entmündigung fonnten 
die nächften Verwandten ftellen®); aber e8 war auch Pflicht der Be- 
hörde, von jelbft einzufchreiten, wenn fie jonft Kunde von dem ver: 
ſchwenderiſchen Gebahren erhalten hatte”). MWeberzeugte ſich die Bes 
hörde davon, daß der Betreffende der Verſchwendungsſucht verfallen 
jet, jo konnte fie ihn für unmundich erflären®), daß er sines gudes 
nicht weldich syn schal?), und ihm einen Bormund, regelmäßig 
aus den nächſten Verwandten, beftellen!). Stand zu befürchten, daß 
er das Vermögen von Frau und Kindern durchbringen werde, jo 
wird dieſen für die Vermögendverwaltung ein Vormund gegeben"). 
Der entmündigte Verſchwender darf nur über dasjenige verfügen, 
was ihm zu feiner Verwendung und Diöpofition gelaffen it"); 
im übrigen find die DVerbindlichkeiten, welche er ohne Bormund 


4) Lüneb. Url. v. 1353 (Schröder Urkk. no. 206 [184]). 

5) Der Rath giebt den guede .. enen voirstender off rucker, Kleve- 
ſches Stadtr. des 15. Jahrh. tit. 57 82 (Ztihr. f. RO. IX. S. 431); in der 
Schweiz beftellten ihn die Verwandten, Blumer Redtsg. II.2 ©. 191. 

6) Die Kinder, U. Kaiferr. II. 11; Frau und Kinder, Kleve'ſches Stdtr. 
(R.5); die Frau mit ihren Freunden und Nachbarn, Bair. Lor. XI.9 (Hen- 
mann ©.81); die Fran mit ihren Freunden, Url. v. 1517 bei Schröder 
Urkunden no. 346; die Freundſchaft, Landbuch v. Klofters S. 53; die Mutter 
und die nächſten Blutsverwandten bei Verluſt ihres Erbredits, Hamb. Statt. 
III. 6. 11. 

7, Wiener Stdtr. v. 1526 (Tomafchel Rechte v. Wien II. ©. 157). 

8, Urk. v. 1517 (Schröder no. 346): bier wird auf die Anzeige der Frau 
hin der Mann vorläufig für eine beftimmte Zeit entmündigt und die Frau kann 
innerhalb dieſer Zeit die definitive Entmündigung beantragen. Diefelbe erfolgt 
unter Zuziehung des Munnes na bewis, anspraeke ende antwoert. 

9) Hamb. Stötr. v. 1270 III. 7. 

10) Kl. Kaiſerr. II. II, Augsb. Stdtr. (Meyer) art. 100 8 3, Schweiz. 
Weisth. bei Grimm V. ©. 201 8 16, 17. — Bgl. auch R. v. Lüb. (Hach) 
II. 102. 

11) Baier. Lor. XI. 9; vgl. auch Schweiz. W. bei Grimm V. S. 2018 18, 
Blumer Rechtsg. I. ©. 480 f. 

12) Schweiz. W. bei Grimm V. S.201 8 16, 17; kl. Kaiferr. II. 11. 
Bol. ganz befonders die Lüneb. Urt. v. 1353 (Schröder Urfl. no. 206 [184]): 
der Verſchwender verläßt auf mehrere Jahre die Stadt und ernennt für fich 
und feine Frau zwei Vormünder, denen er das Vermögen in Beſitz und DBer- 
waltung giebt; er jelbft will nur eine beſchränkte Rente aus demſelben beziehen; 
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eingeht, ungültig'), — nad einigen Partikularrehten nur unter der 
Boraudfegung, daß feine Bevormundung öffentlich befannt ge⸗ 
macht it’). 

II. 1. Diejen älteren Grundjähen entiprechend ift die cura 
prodigi im neueren Recht außgebildet worden. Während der Geiftes- 
franfe unter Vormundſchaft fommt, weil er der Handlungsfähigkeit 
entbehrt, ift das Motiv der Bevormundung ded Verſchwenders, daß 
er bei vorhandener Willensfähigfeit feinen Willen in einer für ihn 
und die Geſammtheit verderblichen Weije bethätigt. 

Meber den Begriff des Verſchwenders in juriftiicher Beziehung 
fehlt es am einheitlicher Auffafjung. Nah dem Preußiſchen Recht) 
gelten al8 Verſchwender Perjonen, „welche durch unbejonnene und 
unnüße Ausgaben oder durch muthwillige VBernadhläffigung ihr Ber- 
mögen beträchtlich vermindern oder ſich in Schulden fteden", jo daß 
eine Vormundſchaft auch dann gerechtfertigt jein kann, wenn eine 
Verarmung nicht zu befürchten iſt. Hier wird aljo die Bevormun- 
dung im öffentlichen SIntereffe, zur Erhaltung des Nationalwohl- 
ſtandes angeordnet. 

Dagegen laſſen die meiften Gelege und ebenjo auch manche 
Gerichte den Verſchwender nur dann unter VBormundichaft fommen, 
wenn feine Bermögensdispofitionen die Beſorgniß eined Nothitandes 
für ihn ſelbſt und feine Familie erweden'*). 


kommt er fpäter gebeffert zurüd, fo fol er wieder in den Befi bes Bermögens 
treten. 

13) Lüb. N. II. 102, Kleve'ſches Stotr. (N. 5), Schweiz.W. (N. 12), Stotr. 
v. Freiburg in d. Schweiz v. 1560 (3tſchr. f. ſchweiz. R. XXII. ©. 52), Landb. 
v. Klofters S. 53. 

14) In kirchen offentlich ausgeruefen, R. v. Pfeffers 5 72 (Grimm W. 
VI. ©.374); vgl. auch das Aargauer W. v. 1527 bei Schufter Spiel S. 26, 
wo der Bater feinen lüderlichen Sohn in der Kirche verrüfen läßt. 

15) Preuß. Lor. I. 1 830; vgl. au Seuffert XI. 2. — Aehnlich if 
der Standpunlt der Brem. V.O. 8 102: eine Perfon, „welche ihr Vermögen zum 
Nachtheil derjenigen Perfonen, deren Unterhalt ihr obliegt, verſchwendet“. 

16) Deftr. GB. $ 273: wenn „er fein Vermögen auf eine unbeſonnene Art 
durchbringt und fi oder feine Familie Durch muthwillige oder unter verberb- 
lichen Bedingungen geſchloſſene Borgverträge Tünftigem Nothſtande preisgiebt”. 
Aehnlich Sächſ. GB. $ 1987, Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 8 81, Weim. ©. v. 
1872 8 89, Hamb. B.O. v. 1879 art. 86, Zürid. SB. $ 824, andere jchweiz. 
Gefege bei König S. 274f. — Fald IV. S. 1125. (Gefahr, daß er feiner 
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2. Während für dad Entmündigungdverfahren mannigfaltige 
partikularrechtliche Grundfäge galten und zum Xheil die Gerichte, 
zum Theil die Vormundfchaftsbehörden kompetent waren, bat die 
Civilprozeßordnung ($ 621) einheitliche Normen aufgeftellt, welche 
großentheild mit denen über die Entmündigung der Geifteöfranfen 
übereinftimmen. Sie weilt dad Berfahren den Amtögerichten zu 
und beitimmt, daß baffelbe nur auf Antrag eröffnet werden fol. 
Der Antrag kann von dem Ehegatten, einem Verwandten oder dem 
Vormund, aber auch von anderen Perjonen geſtellt werden, falls 
ihnen nad) Partikularreht dieſe Befugniß eingeräumt ift!). Im 
Betreff der Ehefrauen, Hauskinder und Bevormundeten ift nur der 
Antrag ded Ehemanns, resp. des Vaters oder Vormunds zuläffig 
($ 621 vgl. mit $ 595 Abf. 1)). Auch ift es zuläffig, dad Ver⸗ 
fahren gegen einen Minderjährigen, welcher der Volljährigkeit nahe 
ift, zu eröffnen, damit er bei erreichter Volljährigkeit fofort unter 
die cura prodigi fommt?). 

Don Amtöwegen jol nad neuerem Recht dad Berfahren nicht 
eröffnet werden: „eine Mitwirkung der Staatdanwaltichaft findet 
nicht ftatt" ($ 621 Abſ. 49%). Dur die Beitimmungen der Civil 
prozeßordnung über da8 Verfahren find die partitularrechtlichen Vor⸗ 
Schriften nicht befeitigt?!), wonach vor Beginn des eigentlichen Vers 


Familie oder der Armenkafſe zur Laft fallen werde). — Kraut II. ©. 214, 
Böhlau 8121 S.296 ff. — Seuffert XIII. 81 (Darmfl.), Entſch. d. RchsG. 
VII. ©. 349. 

IM Civ. Pr.O. 8621 vgl. mit 595 Abf.1 (vgl. auch oben $ 274 N. 30). 
— Der Bertragserbe, Preuß. Lor. I. 12 8 626; die Gemeindebehörde: Lippe’iches 
G. v. 26. Juni 1879 88, Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 $ 81®, Roth 8. 8 158 
NR. 8 und zahlreiche weitere Partilularredhte bei Daude S. 121. 

18) In Betreff bes filiusfemilias prodigus vgl. Roth 8. 8158 N.5, 
Böhlau IL 8121 N. 1 und Anhang ©. 301 f.; über Ehefrauen Böhlau 
8121 N. 3. 

19) Oeſtr. GB. 8 173, 251, Lüb. Vorm. O. v. 1820 895, Hamb. V. O. v. 
1879 art. 84, vgl. auch art. 85 (Baumeifter II. S. 1%), Dern burg Preuß. 
Priv. R. J. STE N.T. — Dagegen Böhlan $ 121 N. 25. 

20) Bartilularrechte hatten die Einleitung bes Verfahrens von Amtswegen 
für zuläffig erklärt, C. Max. Bav. 1.7 837 no.1, Allg. Preuß. ©. O. I. 38 
839, Reyſcher III. 8623, Roth 8. 8158 N. 7, Bern. ©B.5214, Zürid.$324. 

21) Seuffert XXX VIII. 138 (Münden), Mandry S. 116 N. 4; a. An. 
Daude ©. 118f. 
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fahrens der Berfchwender durch die Dbrigfeit vermahnt werden Toll, 
ſich zu befjern, widrigenfalld er für mundtodt erklärt werden würde). 

Dafjelbe gilt von den partifulären Beitimmungen, wonad), 
wenn die Verwarnung erfolgt oder dad Verfahren eröffnet, aber 
noch nicht beendigt ift, vorläufige Maßregeln zur Sicherung Des 
Bermögend zu ergreifen find?) oder gewiſſe Rechtsgeſchäfte des Ver⸗ 
Ichwenderd unwirffam fein jollen*). Der Dritte, weldyer von dem 
eingeleiteten Interdiktionsverfahren Kunde hat und fih mit dem 
Berihwender in Rechtsgeſchaͤfte einläßt, erwirbt partikularrechtlich 
aus denfelben fein Recht gegen ihn). 

3. Der Entmündigungsbeſchluß ift der Bormundichaftsbehörde 
mitzuteilen und überdies öffentlich befannt zu machen”); er tritt 
mit der Zuftellung an den Entmündigten in Wirkſamkeit“ ($ 623). 
Die Handlungdunfähigfeit des Verſchwenders beginnt aljo mit diefem 
Moment, nicht erſt mit der Bekanntmachung oder Bormundäbeftellung, 
ſo daß auch diejenigen, weldye feine Kunde von der Entmündigung 
haben, doch aus Rechtsgeſchäften mit dem Verſchwender feine Rechte 
erwerben”). Durch Anfechtung des Beichluffes jeitend des Ent—⸗ 


22), MWimpfen. Stbtr. I. 185, C. Max. B. 1.7 837 n0.2, Sädi. GB. 
8 324. — Bgl. auch Gengler Lehrb. ©. 89, Kraut II. S. 215 N. 10, Zürich. 
$ 324. — Die ältern Würt. Beftiinmungen (Reyſcher III. 8 623) find aus- 
brüdlich aufgehoben, Mandry S. 116 N. 4. 

23) Preuß. G. O. J. 38 8 20, 21, Sächſ. G. v. 20. Febr. 1882 8 3 (vor der 
Entſcheidung bes Gerichts kann auf Antrag eine vorläufige Vormundſchaft an- 
georbnet werben). — Zür. GB. 8 326, Roth 8.8 158 N. 14, Entſch. d. RchsG. 
I.no. 45, Daude ©. 125 ff. 

4) Nach Preuß. Lor. 1.12 $ 33 bewirkt ſchon die Berwarnung bie Ein- 
ſchränkung der Teftirbefugniß. 

35) Preuß. Lor. J. 5 8 16. — Anders nah gemeinem Recht, Böhlau $ 121 
©. 299 f., Seuffert XVII. 206 (Darmft.), Entſch. d. RchsG. I. no. 45. 

3) Civ. Pr. DO. $ 628, 627, Daude ©.128ff. — Die Bekanntmachung war 
ſchon früher vielfach worgefchrieben, C. Max. B. 1.7 837 n0.2, Preuf. 6.0. 
1. 38 $ 34, Oeftr. $ 273 vgl. mit $ 251, Sächſ. $ 1987, Zür. GB. $ 327; nad 
He. R. üblich, aber nicht vorgefchrieben, Roth 8. 8 158 0.9. 

m Mandry S. 117 N. 7; a. A. Daude S.130f. — Ueber das frühere 
Recht Seuffert XVII. 147, XIX. 10 (Celle), XVII. 206 (Darmft.), XVIIL 
206 (Caffel), XIX. 115 (Münden), XXV. 118 (Berlin). — Bal. auch Preuf. 
or. 1.5 815 (Ent. d. ROH. Ger. XI. ©. 205 ff.), Böhlau 5121 N.28. 
— Die in.$ 274 N. 39 mitgetheilte Schweizer Beftimmung gilt aud für Ber- 
ſchwender. 
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mündigten im Wege der Klage wird feine Wirkſamkeit nicht 
Iuspendirt®). 

4. Dem Entmündigten wird von der VBormundfchaftöbehörde 
ein Bormund beftellt?), für deſſen Perjönlichkeit entiprechende Grund- 
fäe gelten, wie wenn ein Geilteöfranfer unter Vormundſchaft ges 
ftellt wird). Die Handlungsfähigkeit eined Verſchwenders ift in 
Rüdficht auf fein Vermögen die eined minor:°') d. b. er Tann felb- 
ftändig erwerben und Rechtsgeſchäfte eingehen, welche für ihn feine 
vermögendrechtlihen Verpflichtungen nach fich ziehen, aber er darf 
fi ohne den Vormund nicht verpflichten. Während nad) gemeinem 
Recht die cura prodigi fih bloß auf dad Vermögen bezieht?), 
erftrect fie fih nad Partikularrechten auch auf die Perjon und giebt 
dem Bormund eine weiter gehende Herrſchaft über feinen Mündel, 


28), Civ. Pr. DO. 8 623, 624 vgl. mit 8613. Bol. auch Baumeiſter II. 
S. 197 N.10, Roth 8. S 158 N. 13, Dernburg Priv. R. 876 N.12, 
Seuffert XVII. no. 147. 

29, Nach manden Rechten finden verſchiedene Grade der Bormundicafts- 
beftellung flatt; nach Mainz. Lor. IX. $ 12 zuerft ein Curator mit der „Obficht“, 
dann nach einem Jahr, wenn feine Befjerung erfolgt ift, ein Curator wie für 
einen Minderjährigen. — Nah franz. R. erhält der Verſchwender nur einen 
Beiftand, der ihm in geringerem Grabe befchränft und nur bei gewiffen Alten 
mitzuwirken hat; C. civ. 513 (Zachariä $ 140): il peut ötre defendu aux 
prodigues de plaider, de transiger, de recevoir un capital mobilier et 
d’en donner decharge, d’aliener ni de grever leurs biens d’hypoth6ques 
sans l’assistance d’un conseil qui leur est nomm& par le tribunal. — 
Diefe Beftimmungen haben, da die Preuß. Borm. D. die Handlungsfähigfeit des 
bevormunbeten Verſchwenders nicht normirt, in den Preuß. Rheinlandeu theilmeije 
ihre Gültigkeit behalten, Dernburg Borm. ©. 252 N. 9, vgl. auch Einf. G. z. 
Ein. Pr. DO. $ 10 und Mandry ©. 116 N.5. — Nah Badiſchem Landrecht 
art. 513* fann, wenn bie Beftellung bes Beiflands nichts hilft, der Verſchwender 
in einem zweiten Verfahren für mundtodt erflärt werden, was dann zur Be- 
ftelung einer Vormundſchaft führt. 

30) Zweifellos Tann (vgl. Preuß. B. O. $ 83 Abf. 3 vgl. mit $ 17 no.2) 
der Bater teftamentarifch verfügen, unter wefjen cura prodigi fein Sohn, ben 
er bis zu jeinem Tode in wäterliher Gewalt hat, nad feinem Tode kom⸗ 
men fol. 2 

3) Preuß. Lor. J. 1 831, Pr. 8.0.5883, vgl. auch Fald IV. ©. 112 
N. 3, Seuffert XXXIV. no. 311. — Ueber den Erwerb und die Ausichlagung 
von Erbſchaften gelten ähnliche Grundſätze wie bei ber Alterspormundfchaft, 
Roth 8. I. $ 124 N.23, IIL $ 368 N. 56, D. 8 203 N. 38. 


3) Sitate bei Roth B. 5 124 N. 16. 
Stobbe, Privatregt. IV. 1.u.2. Aufl. 34 


530 Zweites Kapitel. Die übrigen Fälle der Vormundſchaft x. 


um ihn zu einem ordentlichen Leben anzubalten®). Aber weiter geht 
die Beichränfung nicht, ald ed der Zwed mit ſich bringt, feine un 
richtige MWillensrihtung im Betreff vermögensrechtlicher Angelegen- 
heiten zu befämpfen®. Daher kann der Bevormundete ohne Zu— 
ziehung ded Vormunds eine Ehe eingehen”), aber die Abſchließung 
von Ehepakten, joweit fie dad gejegliche Vermögensrecht abändern, 
bedarf feiner Genehmigung®). Das römische Recht hatte dem Ver- 
ſchwender die aktive Teſtamentifaktio entzogen. Zahlreiche Partifu- 
larrechte wiederholen dieſe Beltimmung”); nach andern darf die 
Obrigleit ihm den Umftänden nad die Befugniß zu teftiren er= 


3), Preuß. Lor. II. 18 8 349, 350: er fol ihn unter befländiger Aufſicht 
baben, zur Arbeit und nüßlichen Thätigkeit anhalten, ihn zu beffern ſuchen, im 
Fall feiner Unverbefferlichleit mit Genehmigung der Behörde durch zweckmäßige 
Zwangsmittel zu einer orbentlien und regelmäßigen Aufführung anhalten. 
Seit der Preuß. V. O. gelten dieſe Säße nicht mehr; da aber nach 8 83 Abf. 3 
die Vorſchriften Über die Altersvormundſchaft maßgebend find, fo liegt Dem 
Bormund auch „die Sorge für die Perſon“ (3 27) ob. — Sächſ. GB. 8 1988, 
1998, Sächſ. ©. v. 20. Febr. 1882 8 15: der Vormund hat den Berfchwender 
zu einem ordentlichen und regelmäßigen Leben anzuhalten. — Roth D. 8 203 
N. 24. 

3) Mehrere Partilularredhte beflimmen, daß für den Verſchwender oder 
überhaupt denjenigen, welcher unter Vormundſchaft kommt, die väterlicde Gewalt 
ruht oder aufhört, Preuß. Lor. II. 2 $ 256, Oeſtr. GB. $ 176, Sädi. GB. 
8 1834, Roth D. 8 164 N. 59 (anders Seuffert XXIV. 201); wo nicht das 
entgegengefetste nach dem Partilularrecht anzunehmen ift, bezieht ſich Dies aber 
nur auf Die vermögensredtlihen Wirkungen der väterlichen Gewalt und bleibt 
insbejondere die Erziehungsgewalt des Vaters und feine Befugniß beftehen, Die 
Einwilligung zur Berbeirathung feiner Kinder zu geben, v. Sicherer Perfonen- 
ftand ©. 158. 

35) So feit dem Reichsgeſetz v. 6. Febr. 1875, durch welches die abweichenden 
ältern Beftimmungen außer Kraft gefett find, v. Sicherer a. a. O. ©. 148. 
Dagegen bedarf e8 nad Defter. GB. $ 49 vgl. mit $ 273 nod gegenwärtig ber 
vormundjchaftlichen Genehmigung. 

3) Böhlau II. $ 122 N. 22. 

7) Hamb. Statt. III. 1 $ 15 (auch nicht mit Genehmigung des — 
Würt. Lor. III.2 $5, Catzenelnb. LdesO. III. 1 $ 3, Wimpfen. Stdtr. IV.1 
$9, C. Max. B. III. 3 83, Badiſches Landr. $ 5132, Sächſ. GB. 8 2072. — 
Seuffert I. 309 (Darmſt.). Roth B. J. 8 124 N. 26, III. 300 N. 16, 
D. 8 203 N. 42. — Sie ſollen auch keinen Erbvertrag mit vormundſchaftlicher 
Genehmigung ſchließen, Sächſ. GB. 8 2545. 
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theilen®®); noch andere geben ihm, weil letztwillige Verfügungen 
eine geringere Gefahr mit fich bringen, überhaupt die Teſtirfähigkeit, 
wentgitend über einen Theil ſeines Vermögens?e). Das vor der 
Snterdiktion errichtete Teſtament darf er widerrufen“). 

5. Wird auf Antrag des Vormunds oder des Entmündigten 
durch gerichtliched Verfahren konſtatirt, daß der Verſchwender fein 
unwirthichaftliches Leben aufgegeben bat, jo wird vom Gericht die Ent- 
mündigung aufgehoben, dies Öffentlich befannt gemacht ($ 625-—627) 
und darauf von der Bormundichaftsbehörde die Aufhebung der 
Vormundſchaft ausgeſprochen“). Partikularrechtlich kann vor der 
definitiven Aufhebung dem Entmündigten „verſuchsweiſe die Ver— 
waltung ſeines Vermögens oder eines Theils deſſelben unter Bes 
ſchränkungen und unter Aufſicht des Vormunds überlaſſen werden” *). 


8276. Die Vormundſchaft über Abwejende!). 


| Geſchichte. 


J. Wer für längere Zeit ſein Domizil verläßt, konnte einen 


38) Freib. Statt. fol. 660 Abſ. 2, Nürnb. Ref. v. 1564 XXIX.2 Abi. 4, 
Frankf. Ref. IV.2 85, Zürich. GB. $ 2065. 

3) Nur Über die Hälfte des Nachlafjes zum Nachtheil der gejeglichen Erben, 
Preuß. Lor. 1.12 $27ff. (Dernburg Priv. R. III. 8 104.4), Oeſtr. GB. 
8 568 (Unger Erbr. 8I N.4, $26 N. 17). — Unbeichräntte Teftirbefugniß 
nah Fald IV. ©. 112 N. 3. 

0), Preuß. Tor. J. 12 $ 34 u. Anh. $ 42 zu I. 12 $ 565, Deftr. GB. 8 718, 
Sächſ. $ 2210. 

1), Hamb. Statt. III. 6. 23, Preuß. V.O. 8 84, 85, Sächſ. GB. 8 1989. 

4) Sächſ. ©. v. 9. Yan. 1865 $ 76. 

1) Hetje und Eropp Abhandlungen II. 1830 ©. 115—141 (über die von 
einem Verſchollenen hinterlaffene Erbſchaft), S. 142—174 (von der einem Ber- 
ihollenen vor erfolgter Todeserklärung beferirten Erbſchaft). — Pfeiffer praf- 
tiſche Ausführungen IL. S. 236—262, IV. ©. 351—415. — Kraut Il. ©. 217 
bis 266. — Bruns in Beller’s u. Muther's Jahrb. I. S. 90—201 (ein 
Mufter für dogmengeſchichtliche Unterſuchungen). — Roth 8. ©. 583—59. — 
Böhlau IL. 891 S. 127—148. — Roth 2. I $ 124 III, $ 125 (daneben 
auch noch die 1. Aufl. 820). — Roth D. $ 208, 209. — Dernburg Bor- 
mundſchaftsr. 8 91. 

Eine vollſtändige Geſchichte des Inſtituts würde einen zu großen Umfang 
erfordern; denn die außerordentlichen Schwankungen der Doktrin, Praxis und 
Geſetzgebung in dieſer Lehre würden nur unter Heranziehung eines maffenhaften 

34* 
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Bertreter für Beſorgung feiner Hechtdangelegenheiten beftellen?). 
Hatte er died nicht gethan und war er verheirathet, fo durfte bei 
feiner längeren Abwefenheit feine rau in weiterem Umfange über 
dad Vermögen verfügen und ihn aud vor Gericht vertreten ($ 220 
N. 19 f.)Y). Wurden feine Gläubiger wegen ihrer Forderungen 
nicht befriedigt, jo durften fie nach einigen Rechten in fein Vermögen 
gegen die Caution eingewiejen werden, daß fie ed zurüdgeben, wenn 
er zurüdfehrt und dad Verfahren aufnimmt). 

Hatte man von dem Abwefenden lange Zeit nichts erfahren 
(Berihollenheit) oder galt es jogar ald mwahrjcheinlih, daß er ver- 
ftorben jet, jo wurde fein Vermögen den nächſten Erben eingehändigt, 
wenn fie Saution für die Reftitution defjelben im Fall feiner Rück⸗ 
kehr beitellten®); doch brauchten fie dem Zurüdfehrenden nur das 
Bermögen jelbft herauszugeben und nicht die gezogenen Nutzungen 
zu erjehen®). 

Falt dem Verſchollenen während feiner Abwelenheit eine Erb⸗ 
Ihaft an, jo wurde diejelbe nad einigen Rechten, da er bei der 


Materials dargeftellt werden können. Hier muß eine überfichtliche Darftellung 
genügen, welde allerdings in manden Einzelubeiten nur ein unvolllommenes 
Bild geben kann. 

2?) Straljunder Stadtbuch S.80 n0.110: im 9. 1290 wählt Jemand, der 
eine Wallfahrt antritt, maturo consilio suorum &micorum drei Männer in 
bonorum suorum et puerorum infra suam absenciam provisores in qui- 
buslibet tamquam presens foret, legitime faciendum stque dimittendum. 
— Ein folder „Vormund“ Tonnte und follte auch für den Abwejenden Wiber- 
fpruchsrechte geltend machen, wenn feine Verwandten ihre Grundftüde veräußern 
wollten, Lübiſches Recht bei Hach III. 248 N. 10 (Segeberger Cober). 

2) Nach dem Stabtr. v. Waldkirch v. 1470 (Schröder IL.2 S. 41) fol 
fie in den erften fieben Jahren feiner Abwefenheit von feinem Gut nichts verthun; 
fpäter darf fie es verlaufen. 

9 v. Meibom Biandredt S. 154 ff., Planck Gerichteverfahren I. 
©, 374 ff. 

5 Oben 1. 838 N.5, Kraut IL S.226 ff, Böhlau II. $ 127 ©. 324 
bis 326. — Tiroler Weisth. I. S.149 3.16 ff.: ift er gratner weis wegen 
(d. h. wohl: aus ehrbaren Gründen) abmwejend, ohne daß man weiß, ob er tod 
oder lebentig wär, jo Finnen nah 10 Jahr und einem Xag die Erben ſich 
in fein Bauergut einweiſen laffen; ift er aber von ungratner weis wegen 
fortgegangen, jo kann die Einweifung ſchon nah Jahr und Tag flattfinden, — 
beide Male unter Verbindlichkeit der Reftitution im Fall feiner Rückkehr. 

6) Sachſenſp. IL. 44 $ 3, Kraut II. S.228 ff. 
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Ungewißheit über fein Leben vorläufig noch als lebend galt, feinen 
Erben ausgeliefert). Nach anderen Rechten wird auf den Abwejen- 
den feine Rüdficht genommen, fondern es gelangt die Erbſchaft an 
den nad ihm nächſten Erben; dod konnte dann der Abwefende, 
wenn er binnen der für die Geltendmachung des Erbrechts beftimmten 
Zeit (Jahr und Tag oder einunddreißig Jahre und ein Tag) zurüds 
kehtt, jein näheres Erbrecht verfolgen und die Herausgabe fordern; 
auch wurde, wenn ed befannt war, daß ein näherer Erbe abweſend 
fei, den anweſenden Grbprätendenten der Nachlaß nur gegen Caution 
ausgeantwortet®). 

II. Auch nachdem man mit dem römijchen Recht befannt ges 
worden war, lieferte man dad Vermögen ded Verſchollenen den zu 
dieſer Zeit nächſten Erben aud?). Wurde jpäter fein Tod ange« 
nommen, fo erhielten den Nachlaß nicht diejenigen Perjonen, welche 
zur Zeit feine angenommenen Zoded die nächſten Erben geweien 
wären, jondern ed verwandelte fi für die zur Zeit der Einweiſung 
nächſten Erben der biöherige Beſitz in ein feſtes Erbrecht; mit 
andern Worten: ed fand eine successio ex tunc ftatt (vgl. bereits 
oben I. $ 38 ©. 270). 

Um die vorläufige Einweifung in dad Vermögen des Ber- 
Ichollenen und die Nusungdbefugniß der Cingewiejenen unter eine 
römiſche Kategorie zu bringen, bezeichnete man dad Verhältniß ala 
Bormundichaft, als Cura; wegen der vielfachen Abweichungen von 
den fonftigen Grundfägen der Bormundfchaft, indbejondere der römiſchen 
cura absentis nannte man fie cura anomala oder deutjchrechtliche 
Verſchollenheitsvormundſchaft. Dieſe cura anomala galt in der Zeit 
vom 16. bis 18. Jahrhundert ald ein gemeinrechtliched Inſtitut; von 


7) Oben I. 838 N. 15*, 154, Böhlau II. S.329 N.22. 

8) Gosl. Statt. S. 14 3. 19ff., Magdeb. Fr. L.7T.4,5, Kraut II. S. 222ff., 
Laband vermögeusrechtlihe Klagen S. 367f., 372, Böhlau II. ©. 328 f., 
329 R.21. 

9), Zntereffant ift das Recht von Pfeffers aus dem 16. Sahrhundert $ 57 nn. 
(Grimm Weisth. VI. S. 369): hat man von dem Abwefenden 20 Jahre 
hindurch feine Nachricht, jo erhalten die nächften Erben fein Bermögen zur Nutz⸗ 
nießung, aber ohne die Befugniß der Beräußerung; nach weiteren 10 Jahren 
haben fie auch das Veräußerungsrecht und brauchen dem Zurüdlehrenden „weder 
red noch antwurt“ zu flehen, außer er wäre die ganzen 30 Jahre hindurch ver- 
hindert gewejen von fih Nachricht zu geben. 
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da an wurde fie in vielen Ländern durch feitered Anſchließen an bie 
römiſchen Sätze verdrängt und nur noch partikulär feitgehalten. 

In manden Ländern findet in den verfchiedenen Perioden der 
Abweſenheit eine verjchiedene Behandlung ftatt. Zunächlt werden 
die Angelegenheiten ded Abwejenden von feinem Mandatar, falls er 
einen ſolchen beitellt hat, verjehen; fehlt es an einem ſolchen oder 
dauert die Abweſenheit längere Zeit, jo wird eine Vormundſchaft 
weſentlich nad) den Grundſätzen des römiſchen Rechts angeordnet. 
In der Periode der Verſchollenheit werden die nächſten Erben mit 
dem Recht des Fruchtgenuſſes eingewieſen, fg. cura anomala. Sieht 
man ſich endlich gemöthigt, den Verſchollenen als todt zu erklären 
(Todeserklärung), jo verwandelt fi nad der älteren Entwidelung 
die cura anomala in ein feſtes Erbrecht, successio ex tunc; nad 
der neueren dagegen beerben den Verſchollenen die zur Zeit der 
Todeserklärung nächſten Erben, successio ex nunc, und die zunädhft 
Eingewiefenen haben, falls fie gegenwärtig nicht die nächiten Erben 
find, den leßteren dad Vermögen audzuliefern. 

Die unferm Jahrhundert angehörigen Geſetze enthalten gleich- 
mäßige Vorfchriften für die ganze Zeit der länger andauernden Ab- 
wejenheit, ohne zwilchen der einfachen cura absentis und der cura 
anomala zu entſcheiden. Sie geben dem curator absentis, abges 
fehen von geringen Modifilationen, die gleihe Stellung wie dem 
Alterdvormund und befreien ihn von den römiſchen Beichränfungen, 
jo daß er nicht bloß die custodıa, jondern audy die administratio 
hatio). Nur in wenigen Partifularrechten erhielt ji) die cura 
anomala!). 

II. Die Bormundihaft für einen Abwefenden. 

1. Dem Großjährigen, welcher ohne einen gefeglichen Vertreter 


10) O0, Max. Bav. 1.7 839 no. 5: in der Abminiftration ift daffelbe zu 
beobadyten, „was auch anderen Curatoribus obliegt”. — Oeſtr. ©B. $ 27, 
Sidi. GB. $ 1998 vgl. mit 1990 ff, Zür. GB. 8 346; R. v. Bremen und 
Oldenburg bei Kraut $194 no. 5, 6. 

11) Nah Medi. R. ift das Berhältniß noch Tomplicirter und zerfällt bie 
cura absentis ſelbſt noch in zwei Stabten, indem in den erften 15 Jahren ber 
Abweſenheit der Bormund für feine Verwaltung ein Honorar erhält, in den 
folgenden 15 Jahren die Nutzungen zieht und nad 30 Jahren ber Abwefenbeit 
die cura anomala eintritt, Böhlau ©. 361, 381, 393 ff. 
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feiner Angelegenheiten binterlaffen‘?) oder fonft für feine Vertretung 
gejorgt zu haben“), längere Zeit hindurch abwejend iſt, wird von 
Staatöwegen ein Bormund beitelt. Die Borausfegungen für jeine 
Beitellung find partifularrechtlich genauer beftimmt: 

a) man fennt nicht den Aufenthalt des Abwejenden und bat 
längere Zeit feine Nachricht von ihm erhalten‘); 

b) es treten, bevor die etwa im Gefeb beftimmte Zeit der Ab- 
wejenheit abgelaufen ift, Verhältniffe ein, in welchen die Beſorgung 
feiner Angelegenheiten feinen Aufſchub leidet’); 

ce) der Abwelende, deſſen Aufenthalt man fennt, ift wider 
feinen Willen an der Bejorgung feiner Angelegenheiten gehindert'*); 

d) er bat einen Bevollmächtigten binterlaffen, aber feit unge- 
wöhnlic langer Zeit feine Nachricht gegeben!”); 

e) es treten in der Perſon ded Bevollmächtigten Gründe ein 
(Tod, ſchlechte Wirthichaft u. ſ. w.), welche zur Fürjorge durch 
Beitellung eined Vormunds eine bejondere Beranlaffung bieten‘), 
u. |. w. 

2. Die Bormundihaftsbehörde desjenigen Sprengel8, zu welchem 
der Abwejende in feinen Rechtdangelegenheiten allgemein gehört, be= 
ftellt den Vormund auf Antrag der Interefjenten, der Verwandten, 
Gläubiger u. }. w., oder von Amtswegen!e). Während bei der cura 


12) Ein Vormund iſt alſo nicht erforberlich bei gefeßlicher Vertretung durch 
die Eltern oder den Ehegatten, Preuß. Lor. II. 18 $ 28, Sächſ. GB. 8 1990, 
Roth B. $ 124 N. 36. 

13) Preuß. br. II.18 823, 24, Oeſtr. SB. $ 276, Sädf. 8 1991, 1992, 
Roth B. $124 N. 37, Böhlau II. ©. 366 f. 

14) Ein Jahr hindurch: Preuß. Por. II. 18 $ 19, 20, Preuß. ©. $ 82 Abf. 1, 
Zür. GB. $ 331, 332, Roth B. $ 124 N.38. — Ohne Zeitbeftimmung: 
Sächſ. GB. 8 1990, Roth K. $ 161 R.5, Böhlau DH. ©. 367. 

15) Preuß. Lor. II. 18 $ 21, Preuß. DB. DO 8 82 Abf. 2, Zür. ©B. $ 333. 

16) Preuß. Tor. IL. 18 $ 22, Preuß. V. O. 8 82 Abf. 1, Zür. GB. $ 333, 
Roth DB. $ 124 N. 39. — Dagegen nicht, wenn er e3 unterläßt, einen Ber- 
treter zu beftellen, Dernburg Borm. S. 255 0.9. 

7) Der Manvatar bat feit 3 Jahren feine Nachricht, Pr. Lor. II. 18 $ 25, 
26, Lüb. Vorm. O. v. 1820 8 101, Hamb. V. O. v. 1879 art. 92. Anders 
Böhlau 8 134 N. 15. 

18) Br. Lor. II.18 8 27, Pr. V. O. $ 82 Abf. 1, Sächſ. GB. 8 1991. — 
Dernburg ©. 256, Baumeifter II. $95 IL. 

19) Br. Lor. II.18 825, Pr. V. O. 883 Abſ. 3, Roth B. 8 124 N. 40. 
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anomala die nächſten Verwandten ein unbebingtes Anrecht auf bie 
Ernennung zum Bormund haben, unterliegt e8 bier dem pflicht- 
mäßigen Ermeſſen der Obrigkeit, ob und weldye Verwandte fie zum 
Bormund beftellen will”). 

Da der Bormund einer willend- und bandlungsfähigen Perſon 
gegeben wird, welche nur durch die thatjächlichen Verhältniffe an der 
Bejorgung ihrer Angelegenheiten behindert ift, hat er deren Anord⸗ 
nungen und SIntentionen gemäß zu handeln und darf den Ab- 
weienden in feiner Diäpofition nicht beichränfen ober behindern. 
Falls aljo der Abweſende felbft handelt oder disponirt, fo find troß 
der Beitellung eined Vormunds feine Verfügungen gültig. 

3. Die römiſche Abwetenheitöfuratel ift Lediglich eine cura 
bonorum; ſie iſt davon abhängig, daß der Abweſende Vermögen 
zurüdläßt?"), und darauf berechnet, died Vermögen zu erhalten; der 
Curator bat demgemäß nad) römishem Recht die custodia, nicht 
die administratio bonorum®). Er darf Erwerböhandlungen nur 
joweit vornehmen, alö fie durd) da8 bereitd vorhandene Vermögen 
motivirt find“), und ift ebenfo nur beichränft zur prozeſſualiſchen 
und jonftigen Vertretung ded Abmwejenden berechtigt”). 

Diefen Standpunft hält die gemeinrechtliche Prarid in manchen 
Rechtsgebieten noch aufrecht; in andern hat fie fid) von ihm eman- 
cipirt?®), weil die bloße custodia den Bedürfniffen unſeres Verkehrs 
nicht genügt und nicht nur für die Intereſſen des Abmwejenden, jon- 
dern auch feiner Familie gejorgt werden muß. Daher geben die 
neueren Partikularrechte dem Vormund die administratio; fie ftellen 
ihn im wefentlichen dem Altersvormund gleich und lafjen ihn für 
den Abweſenden in deſſen vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
Willenderklärungen abgeben). 


2) Br. or. II.18 $ 195, Roth 8. S.588, Pfeiffer IL ©. 256; vgl. 
aber auh Böhlan ©. 382 ff. 

21) Roth 8. S. 564 N.4, Böhlau S. 112, 380. 

2) Roth 8. ©. 585, 589, Pfeiffer IV. ©. 354 ff. — Er foll nicht Libe⸗ 
ralitätshandlungen vornehmen, welche ſeitens anderer Bormünder durch die Sitte 
gerechtfertigt wären, Seuffert XXII. 154. 

), Roth K. S. 585. 

2) Bfeiffer IV. S. 355 ff., 374 ff, Roth 8. S.588, Böhlau S. 367 
N.7, Senffert XXV. 139. 

25) Kraut II. ©. 151 ff., Böhlau S. 392. 
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4. Der Curator absentis hat regelmäßig Anſpruch auf ange⸗ 
mefjened Honorar”). 

Die Bormundihaft nimmt ein Ende, wenn der Abweſende 
ftirbt, für todt erflärt wird, zurückkehrt, anzeigt, daß er noch lebt 
und einen Bevollmächtigten ernennt, nach einzelnen Partikularrechten 
aud), wenn eine cura anomala an ihre Stelle tritt®). Die erfolgte 
Aufhebung ſoll öffentlich bekannt gemacht werden®). 

IV. Die Cura anomala?). 

Auch nad der Reception erhielt ſich für viele Rechtögebiete die 
Einweiſung der nädften Erben in dad Vermögen ded Verſchollenen 
mit der Befugniß, die Nutzungen für ſich zu ziehen und unter der Ver⸗ 
pflihtung zur Reftitution, wenn der Berjchollene zurüdfehrt®t). 
Wurde der Verſchollene jpäter für todt erklärt, jo verwandelte ſich 
ihr biöheriger proviloriicher Beſitz in ein feſtes Erbrecht, successio 
ex tun. Man jtritt darüber, ob bei der Beſitzeinweiſung der 
nädhjiten Erben eine successio anticipata, die Beerbung einer viel- 
leicht nody lebenden Perlon unter einer Refolutivbedingung, oder eine 
successio conditionata vorliege?). 

Um eine Anlehnung an dad gemeine Recht zu gewinnen, be= 
zeichnete die Theorie befonderd feit Carpzov das PVerhältni der ein- 
gewiejenen Erben ald eine cura, aber ald eine cura anomala, 


36) Weber den Erwerb von Erbichaften vgl. unten V. — Br. dr. II. 18 
$ 19: er wird beftellt „zur Erhaltung ihres zurüdgelaffenen Vermögens und zur 
Bejorgung ihrer Übrigen Angelegenheiten”. — Die Pr. V. O. 8 82 Abf. 1: 
„Bertretung bei ihren Bermögensangelegenbeiten”; 8 83 Abſ. 3: er iſt berechtigt 
für den Abweſenden „zu erwerben, Nechtöftreite zu führen und .... Erbichaften 
anzutreten“. — Sächſ. GB. $ 1990: „zur Verwaltung des von ihnen zurüd- 
gelaffenen Vermögens oder falls ihnen nad ihrer Entfernung Vermögen anfällt, 
zu deſſen Erwerbung und Berwaltung”. — Roth D. $ 208 N.18, 19. — 
Ueber die Frage, ob er bie Legitimität des dem abmejenden geborenen Kindes 
anfechten dürfe, oben 8 251 N. 35. 

37) Pr. Lor. II.18 $ 272f., Pr. V.O. 8 83 Abſ. 4, Falck V. S. 104 N. 39, 
Baumeifter II. S. 199. — Ueber Mecklenburg oben R. 11. 

2) Pr. V. O. 8 84, Sächſ. GB. 8 1993, Dernburg ©. 256 f., Roth 8. 
©.5%. 

29, Pr. V. O. 885. 

20) Vgl. über ſte beſonders die Abhandlung von Bruns. 

31) Ueber die Verbreitung des Inſtituts Bruns ©. 152ff., 155 ff. 

39) Kraut II. S.219f., Bruns ©. 158. 
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extraordinaria, irregularis®). Dieſe Cura ließ fi fo lange ver: 
theidigen, als für die Succeffion in den Nachlaß des für tobt Er- 
Härten da8 Prinzip der successio ex tune galt. Seitdem aber 
diejenigen Perfonen zum Erbrecht berufen werden, welche mit Rüd- 
fiht auf die Zeit ded angenommenen Todes die nächſten Erben find 
(successio ex nune), hat die cura anomala allen Halt verloren). 
Trotzdem hat fie fich theild auf Grund der gemeinrechtlichen Praris, 
theild der partifulären Gejeggebung in einzelnen Nechtögebieten er- 
halten. Aber ihre Geltung ift gegenwärtig nicht zu präfumiren, 
jondern darf nur da angenommen werden, wo fie im Geſetz oder 
Gewohnheitsrecht eine Stütze findet. Als gemeined Recht erfcheint 
nicht die cura anomala, jondern die cura absentis mit den vom 
Ipätern Recht gebrachten Abweichungen®). 

1. Die cura anomala tritt nicht bei einfacher Abwejenheit, 
ſondern erjt bei Verſchollenheit ein), wenn bie nadhrichtlofe Ab⸗ 
wejenheit eine bejtimmte Reihe von Iahren oder jo lange gedauert 


3) Kraut II ©.236f.,, Bruns ©. 145, 157ff., 162 ff, Böhlau 
©. 335, 397, 403. — Für die Annahme einer Euratel noh Eichhorn $ 327 
N. c. 

39) Böhlau ©. 336. 

3) Für die Gemeinrechtlichleit der cura anomala Kraut IL ©. 245 f., 
Bruns ©. 189 (unter dem Zugefländniß, daß er fie gegenwärtig nur in Braun 
ſchweig, Heffen und Würtemberg nachweiſen könne), Roth 8. ©. 590 N. 1; 
Dagegen Pfeiffer II. ©. 239, 255, Roth B. 8 125 N. 10, D. 8209 N. 3 
und auch Bejeler $ 130 N. 6 (fie ſei gemeines Necht von bedingt fubftdiärer 
Geltung). — Nah Roth D. $209 N. 5—14 (vgl. auch L.$ 61 N. 63, 75 ff.) 
gilt fie in Hefjen, Naffau (Kraut 8195 N. 12, Bertram Naſſ. Familienrecht 
$ 435 ff.), Holftein, Medienburg, Würtemberg (Reyſcher $ 624 N. 5f., Lang 
Würt. Berjonenr. $ 112 N. 10) und Franfreih (Zahariä $ 152, 154). — 
In den baierifhen Partikularrechten ift fie dur Baier. ©. v. 23. Febr. 1879 
(Roth B. 8 125 N. 11— 15), in Sadfen durh das bürgerl. Geſetzbuch 
(Schmidt IL. ©. 142.) aufgehoben. Sie gilt auch nicht in Deftreih (Unger 
I. ©. 427 N. 48). — Die Preuß. V. O. $ 84 Abſ. 4 läßt fie fortbeftehen, wo 
fie bisher in Preußen in Geltung war: „Die uad dem geltenden Rechte be- 
ftebenden Anſprüche der Erben auf die Verwaltung und Nutnießung des DBer- 
mögens eines Abwejenden werden durch dieſes Gefeß nicht berührt“. 

Roth 8. S.591, Bruns ©. 142 f., 152 ff, 192, Seuffert IX. 45. 
— Mande Rechte haben feine Friftbeflimmung und verlangen nidt, daß die 
einfache Abweſenheitsvormundſchaft vorhergegangen ift, Bruns ©. 153 ff. 
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bat, daß der Tod des Verſchollenen bereits wahricheinlich ift?”). 
Partikularrechtlich jo der Abweſende auf Antrag der nächſten Erben 
ediktaliter unter der Androhung vorgeladen werden, daB im Fall 
ſeines Nicht⸗Erſcheinens fein Vermögen den nächſten Erben einge- 
händigt werden werde®), oder es fol eine ausdrückliche Verſchollen⸗ 
heitäerflärung vorhergehen®). 

2. Bei Berjhollenheit können die nächſten Erben), die Prä- 
jumtiverben des Abwefenden, die Einweiſung in fein Vermögen 
fordern); für Lehen und Fideilommiffe haben naturgemäß diefe 
. Befugniß nit die nächſten Allodial-, fondern die nächſten Xehn- 
oder Fideilommißerben). Mehrere gleich nahe Erben werden zu= 
ſammen eingewiejen und können dad Bermögen unter fih theilen®“). 

Vorausſetzung für die Einweiſung tft nicht, daß die betreffenden 
Perſonen die für einen Vormund geforderten Eigenjchaften befiten; 
auch Perfonen weiblichen Geſchlechts und Bevormundete (auch Per: 
\onen, denen ed an den fonit erforderlichen geiltigen Fähigkeiten 
gebricht) können den Beſitz des Vermögens erhalten, in welchem 
legteren Fall ihr Bormund fie zugleich in ihren Rechten und Pflichten 
mit Bezug auf das Vermögen ded Verſchollenen vertritt“). Stirbt 


#, 5, 10, 25, 30, 40 Sabre der Abwejenbeit, vgl. Nachweifungen bei 
Bruns ©. 153f., 155f,, Kraut I. ©. 244, Grunde. $ 195 no. 11, Roth 
B. (1. Aufl.) 1. 8 20 S. 155f., D. 8 209 N.15; in Mecklenburg 30 Jahre, 
Böhlau z. B. S. 395 f. 

3) Kraut 8 195 no. I11, Roth 8. S. 591 N. 9, Böhlau ©. 390 f., 
Roth D. 8209 N. 16, 17. — Nach Medi. R. ſollen die beantragenden Erben 
beſchwören, daß fie feine Kunde von dem Abweſenden und feinem Aufenthalt 
haben, Böhlau a. a. O. 

39) Roth D. 8 209 N. 18—20, insbeſondere C. civ. 115—119; das Ver⸗ 
fahren zur Herbeiführung der absence declar6e fann 4 Fahre nach eingetretener 
Abweſenheit eröffnet werben. 

0) Ganz gegen das Wefen des Inftituts foll nach dem Hohenloher Lor. V.1 
$ 24 das Vermögen an die zur Zeit des Wegganges nächſten Erben ausge- 
liefert werden. 

4) Kraut II. S. 218f., 243, Bruns ©. 145 f., Roth 8. S.591f. — 
Unter Umftänden haben dies Recht auch teftamentarifche Erben, Hohen!. Lor. V. 1 
8 24, Roth 8. ©.592 R. 13. 

2) Kraut III. S. 106 fl. 

#) 3,8. Zachariä 8 154 II. 

4), Pfeiffer II. ©. 242 ff. 
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ein eingewiefener Erbe, fo vererbt er gemäß der älteren Ratio 
des Inſtituts, welche in der successio ex tunc zum Auddrud kommt, 
ſein Recht auf feinen nächfſten Erben®). Seitdem aber fpäter die 
Theorie die successio ex tunc fallen ließ und dad Recht des Ein- 
gewiejenen mehr ald Vormundſchaft auffahte, wurde die cura nicht 
mehr vererbt, jondern e8 wurde beim Tode ded Gingewiejenen der 
jegt nächte Erbe in das Vermögen ded Verſchollenen eingewiejen*). 

3. Die Einweiſung erfolgt ſowohl im Intereſſe des Ber- 
Icholfenen, als feiner Erben, welche durch diefelbe, wenn der Ver⸗ 
Ihollene nicht zurüdtehrt, ihr Vermögen erhalten. Um des Ber- 
ſchollenen Sntereffe ſicher zu ftellen, haben die eingewieſenen Erben 
Caution dafür zu leilten, daß fie ihm im Falle feiner Rückkehr 
dad durch Inventarifirung“”) feitgeftellte Vermögen rejtituiren werden. 
Wo fie nicht mehr während der Cura die Nutzungen für jich ziehen, 
hat fi die Kaution auch auf die Reftitution der Früchte zu er- 
ſtrecken “). 

Die eingewiefenen Erben haben ein freieres Verwaltungsrecht 
als der einfache curator absentis“) und dürfen auch einzelne Ber- 
mögendftüde veräußern®). Zum Theil wird der Standpunkt der 
reinen Vermögenskuratel feitgehalten®‘), zum Theil aber, ähnlich wie 
beim Alterövormund und dem curator furiosi, der einer cura per- 
sonalis eingenommen). Der Cingewiejene verwaltet dad Vermögen 
unter Aufſicht der Obervormundichaft, hat aber nicht wie ein an- 
derer Vormund jährlich), fondern erft, wenn er nicht definitiver 


#5) Bol. Earpzov bei Bruns S. 147 und die Anführungen bei Kraut II. 
©. 243 N. 44; entfprechend auch einzelne PBartikularrechte, vgl. Roth D. 8 109 
N. 32 und Zachariä 8152 N.5, 6. 

#4) Hommel rh. 107 84, Kraut II. ©. 243, Walter 8107 R.7, 
Bruns ©.191, Böhlau S. 397, Roth 8. S. 592 N.19, D.$ 109 N.31. 

7) Bieiffer II. ©. 246; vgl. 3.8. Mainz. Lor. XIV. 8 11. 

“8, Kraut $ 195 no.11,12, Mainz. or. XIV. 811. — Pfeiffer I. 
&.246, Kraut II. ©. 248 ff, Böhlau S. 338 ff., 397, Roth K. S. 593 
N. 24 f., D. 8209 N. 26—29. 

) Kraut II. ©. 251f., Zacha riä $ 154. 

s, Kraut II. S.250, Befeler 8 130 N. 11, Roth 8. S. 593 N. 22. 

„2.8. Roth 8. S. 592 NR. 20. 

59) Bruns ©. 163. 

53) Pfeiffer II. ©. 247 ff. 
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Erbe geworden ift und das Vermögen reftituiren fol, Rechnung 
zu legen. 

4. Regelmäßig ziehen die eingewiefenen Erben die Nutzungen 
in eignem Sntereffe und brauchen feinen Erſatz zu leiften, werm fie 
da8 Bermögen fpäter zu reftituiren haben). Erſt ald die Zwitter- 
natur des Inſtituts zu einer ftärferen Betonung der Cura führte, 
werden fie dur die Praris) und auch nad, einzelnen Partikulars 
rechten“) zur Reftitution der Früchte angehalten. Doc gilt dies 
nur, wo Geſetz oder Gewohnbeitörecht es vorfchreibt"); im diefem 
Fall haben fie ebenfo wie der Curator absentis Anfprud auf 
Honorar). 

V. Der Erwerb von Erbſchaften für den Abweſen— 
den®). 

Die beitrittenfte und praktiſch wichtigfte Frage tft, ob für den 
Abmwejenden die demjelben eröffneten Erbſchaften von dem Kurator 
angetreten werden dürfen. Wie man im Mittelalter Died Recht den 
nächiten Verwandten des Verſchollenen gab, jo galt dies aud nad) 
der Sächſiſchen Prarid des 16. und 17. Jahrhunderts als zuläffig®). 
Dieje Behandlung entſprach den Prinzipien ded deutichen Rechts, 
wonad der Verjhollene ald lebend galt und Erbichaften ohne be= 
ſondere Willenderflärung ipso jure erworben wurden. Es Tam 


5 Mainz. Lor. XIV. 8 11, Kraut 8 195 no. 10—12, Bern. GB. art. 
324, Böhlau S. 361f., 397, 398, Roth 8. S. 593 N.28, Pfeiffer II. 
S.250f., Kraut II. ©. 237 ff. (Nachweifungen ©. 238 N.36 ff), Bruns 
S. 165 ff, Rotb D. 8 109 R. 39. 

55) Schon feit Carpzob, Bruns ©. 146, 164 f., 166 ff. 

56) Lor. v. Hohenlohe V.1 824, Kraut II. S. 237f., N. 32, 33, Roth 
D. 8109 NR. 39. — C. civ. 127 enthält einen vermittelnden Standpunkt; kehrt 
der Berfchollene vor 15 Jahren feiner Abwefenheit zurüd, fo bat er Anſpruch 
auf ein Fünftel, wenn er nah 15 Jahren kommt, auf ein Zehntel der Früchte; 
ſpäter ift ihm gar nichts zu veftituiren. 

5, Kraut II. ©. 239f.; Bruns ©. 166 erklärt das Gegentheil für ge- 
meines Recht und ihm fchließt ſich v. &erber 5 247 N. 3 an. Schwankend 
Bejeler 8 130 IV. 

58) Kraut II. ©. 241. 

59) Außer der in N.1 citirten Literatur vgl. auh Schäffer in d. Ztſchr. 
f. Civ. R. u. Proz. N. F. V. S. 397 ff., Nortboff in d. Arc. f. prakt. Rechtswifſ. 
N. F. I. S. Uff. Roth 8. III. $ 296 ©. 203 fi. 

60) Bruns ©. 140f., 146. 
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daher gar nicht der Zweifel auf, ob für eine abwejende, d. h. für 
eine willendfähige, aber in ihrer Willenserklärung thatſächlich be= 
binderte Perſon, ein Anderer die Erklärung, die Erbichaft erwerben 
zu wollen, abgeben könne. 

Aber mit der Geltung ded römiſchen Rechts war dieſe Auf- 
faffung mannigfachen Angriffen außgejegt), Wenn der in dad 
Vermögen ded Verſchollenen eingewielene Erbe ein Curator war 
und nur die custodia, aber nicht die administratio hatte, fo durfte 
er durch feine Willenderflärung nicht dad Vermögen ded Berihollenen 
vermehren und möglicherweile zufolge der Annahme der Erbichaft 
belaften®). Doc trat dies Bedenken da zurüd, wo ed ih um 
Erbſchaften handelte, welhe auch nah römiſchem Recht ohne be- 
jondere Antrittöerflärung erworben wurden“). 

Neue Bedenken famen auf, ald die Präjumtion für dad Leben 
des Berjchollenen von der ſpäteren Doktrin und Prarid verworfen 
wurde (oben I. $ 38 N. 33); weil ed nicht feftitand, ob der DVer- 
Ihollene zur Zeit ded Anfall noch lebte oder nicht, leugnete man 
die Möglichkeit ded Erwerbes auch für ſolche Erbſchaften, zu deren 
Erwerb es feiner Antretung bedarf). 

Auf der andern Seite aber wurde behauptet, daß der Curator 
absentis auch Erbichaften, zu deren Erwerb es einer Antrittderflärung 
bedürfe, durch feine Erklärung für den Verſchollenen erwerben dürfe; 
feine Stellung habe ſich in unjerm Recht verändert, er jei nicht bloß 


61) Weber das römische Recht Bruns ©. 114—122. 

9), Bruns ©. 173f. — So insbefondere Cropp, welchem fih Pfeiffer 
IV. ©. 360 ff. anfchließt; vgl. au Northoff a.a. DO. — Im wie weit dies 
Bebenten ber neueren Praris angehört, vgl. die Nachweiſe bei Bruns ©. 196, 
Roth 8. S.589, 2.1. (1. Aufl.) 820 N. 82, D. 861 N. 158. — Ueber die 
Hannöv. Praxis Seuffert V.31, XXVIL. 145, Grefe IL S. 77 N.d, über 
Braunfhw. Seuffert IX. 49, über Kurh. Seuffert XXXI. 307, Pfeiffer 
IV. ©.375, Roth 8. ©. 588 f. 

8 Cropp S.164ff., Darmft. Braris bei Senffert XXXII. 328; vgl. 
auch die Nachweije bei Roth D. 861 N. 157. 

64) Nachweiſe bei Bruns S.193 ff. Im neuerer Zeit wird dies Bedenken 
befonders von Eropp erhoben; ihm fchließt fih auh Roth 8. S.120 N. 31, 
©. 589 und die Baier. Praris an, Seuffert XXXII. 190, Hanjer Ztſchr. 
IV. ©. 193 ff., Roth 8. I (1. Aufl.) $20 N. 78 fj., III. $ 296 R. 50—54 
(welcher diefe Auficht auch flir Das gemeine Recht vertritt. Leber das neuefle 
Baier. R. vgl. N. 69); Praris in Schwyz, 3. f. ſchweiz. R. V.2 ©. 134. 





8 276. Die Vormundihaft über Abweſende. 543 


auf Die custodia beichränft; es dürfe nicht bloß der Verwandte, 
weldher die cura anomala habe, ſondern auch der einfache Abweſen⸗ 
heitövormund die angefallene Erbſchaft antreten®). 

Zu diefen auch in der Gegenwart nicht überwundenen Contro⸗ 
verien®) kommen aber noch weitere modificirende Anfichten hinzu; 
fo, daß der Kurator interimiftifch die Erbfchaft jo lange in Beſitz 
und DBerwaltung nehmen dürfe, bis fich enticheidet, ob der Vermißte 
nicht etwa noch lebt und bei feiner Rückkehr den Nachlaß felbft er 
werben will); oder, daß man den Abwejenden unter dem Präjudiz 
vorladen dürfe, es würde, wenn er fich nicht innerhalb einer be- 
jtimmten Zeit melde, unter feiner Webergehung die Erbſchaft dem 
dann nächſten Erben zufallen®). 

Bei der Beftrittenheit der Prinzipien, von denen die Entichei- 
dung der Frage abhängig ift, kann nur durch die Gejehgebung 
geholfen werden. In diefer herrſcht gegenwärtig unbedingt die 
Richtung vor, daß der Abwelienheitövormund die Rechte ded Altere- 
vormunds babe und auch Erbſchaften für den Verſchollenen antreten 
dürfe). Für jeine Antretung resp. Ausſchlagung der Erbſchaft, in 


65) Vgl. die bei Bruns ©. 196 f., welcher fich jelbft dafür entjcheidet, an⸗ 
geführten Enticheidungen. 

6, Für die Möglichkeit des Erwerbs z. B. Kraut II. ©. 253 ff., Befeler 
Ss 130 N. 10, Bruns, dagegen Eropp, Pfeiffer, Roth D. $61 N. 153 ff., 
N. 160. 

67) Dafür Eropp S.170ff., Seuffert XI. 257 (Kafſel); vgl. dagegen 
Bruns ©. 115 ff., 196, Seuffert XV. no. 200 ©. 333 f. (Stuttg.). 

6) Dafür Schäffer a. a. O. ©. 411 ff., A15 ff. (befonders auch großherzgl. 
heff. Praris). Vgl. darüber und dagegen Bruns ©. 118 ff, 197f., Roth 8. 
©. 589 N. 19. — Borgefchrieben ift dies Berfahren durch die Schlesw. H'ſche 
BD. v. 1737 (v. Stemann IL. ©. 366 f.); früher war es aud Medi. Praris, 
Böhlau ©. 343. 

69, Auch abgefehen von den neueren Rechten, welde dem Curator absentis 
die Befugniffe des Altersvormunds geben, beftimmen dies ſchon im 18. Jahr⸗ 
hundert die Partikularrechte von Medi. (Böhlau II. ©. 361, 404), Naffau 
(Kraut Grundr. 8 195 no.12), Müblhaufen (Krant IL. ©. 263 NR. 22, 
Bruns ©. 171), Schlesw. H (BD. v. 9. Novb. 1798, v. Stemann II 
©. 367 f.), Preußen (feit 1763, Bruns S. 171; Pr. or. 1.9 8 468 f. vgl. mit 
8390, Pr. V. O. 8 83 Abf. 3). — Ueber Oefterreih Unger I. ©. 245 N. 42, 
S. 247 ff., Erbr. 8 36 N. 5, 6 (welcher aber für das gemeine Recht Das Gegen- 
theil vertheibigt). — Baier. Part. Rechte bei Roth III. $ 296 N. 47—49 und 
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wie weit die Genehmigung der Obervormundidaft, die Errichtung 
eined Inventars erforderlich fei u. f. w., gilt dann dafjelbe, wie 
wenn einem Minderjährigen die Erbichaft eröffnet it (oben $ 272 
N. 33 ff.). 
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Im Gegenjah gegen die Vormundſchaft bezeichnen wir als 
Pflegſchaft diejenigen Fälle, in welchen für eine Perfon nur in ge⸗ 
wijjen Angelegenheiten oder für eine beitimmte VBermögendmafje von 
Obrigleit wegen eine Bertretung angeordnet wird. Die einzelnen Fälle 
gehören theils bereit8 dem römischen, theild erjt dem modernen Recht 
an. Auch enthalten manche Gelege die generelle Vorichrift, daß 
Perſonen, „welche jelbft zu handeln außer Stande find und der 
väterlichen oder vormundfchaftlichen Vertretung entbehren, für einzelne 
Angelegenheiten einen Pfleger erhalten” können‘). Es darf alfo die 
Obrigkeit nah ihrem Ermeſſen auch in andern ald den gefehlich 
anerkannten Fällen eine Pflegichaft anordnen?). Inſoweit nicht das 


jeßt allgemein das Baier. ©. v. 23. Febr. 1879 art. 99 (Roth B. I. (2. Aufl.) 
8 125 N. 42). — Sächſ. GB. 8 1990, ©. f. Sad. Weim. v. 6. Apr. 1833 
8 116; ſächſ. thür. Gefl. bei Heimbach 8 303 N. 2. — Ueber Wiürtemberg 
Kraut 834 no.21, Reyſcher III. $ 264, Lang Würt. Perjonenr. 3 N. 6, 
Seuffert XV. no. 200 ©. 324 NR. — Oldenb. ©. v. 16. Febr. 1844 83. — 
Lüb. V.O. v. 30. Dez. 1829 8 12 (Kraut 834 n0.20, Seuffert XXIL. 
no. 42). — Ueber Hamburg Baumeifter II. S. 199 N. 17, ©. 376. — Bern. 
GB. 8 313. — Bgl. aud noch die Anführungen bei Roth D. 861 N. 156. 

Abgeſehen von dem O. civ. art. 136 (Zahariä 8 158), welcher bei ber 
Erbfolge denjenigen, Über beffen Leben nichts feftfteht, — vorläufig — übergeht 
und die Erbfchaft den nah ihm nächſten Erben oder feinen Miterben deferirt, 
beftimmt auch das Oldenb. ©. v. 16. Febr. 1844, wie bemerkt, daß der Curator 
absentis die Erbſchaft antreten darf. Wenn aber nachher der Verjchollene für 
tobt erflärt wird, fo gehen die während der Verfchollenheit ihm angefallenen 
Bortbeile „auf denjenigen Über, welcher folche erhalten haben würde, wenn ber 
Erblafier vor dem Erblaffer geftorben wäre”. 

1) Worte der Preuß. V. O. $ 90. 

2) Weber ſolche Fälle nah Preuß. R Dernburg S. 267—269, Entſch. d. 
RchsG. Straff. IV. S.151. — Zür. EB. 8 318: „Außerorbentlihe Vormünder 
(Kuratoren, Pfleger) werben beftellt, ... c) wenn fonft eine vorübergehende 
außerordentliche Bertretung eined Menſchen nöthig wird, welcher weder felbft 
handeln kann, noch durch anderweitige Vertretung gefhlit wird, während Gefahr 
im Berzuge if“. 
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Geſetz bejondere Vorſchriften enthält, fommen für die Pflegichaft 
die Grundfäge über Vormundſchaft in analoger Weife zur Anwen: 
dung). Der Gegenjab aber bleibt beftehen, daß bei der Bormund- 
Ihaft eine generelle Fürforge für den Bevormundeten ftattfindet, 
wogegen bei der. Pflegichaft fich diefelbe innerhalb der Grenzen zu 
halten hat, welche fich durch ihren beſchränkteren Zwed ergeben. — 
Da es ſich bier nicht um feit auögebildete Snftitute handelt, find nur 
einzelne Fälle kurz hervorzuheben. 

1. Wo die Intereſſen eines Tünftigen, bereitö gezeugten, aber 
noch nicht geborenen Menſchen ficher zu fielen find, fann dem 
Embryo, welder, fall8 er bereit8 geboren wäre, nicht in väterlicher 
Gewalt ftehen würde, aljo dem Embryo einer Wittwe oder außer: 
ehelich Sefhwängerten*), ein Pfleger beftellt werden (Curator ventris)?). 
Die Beftelling kann auf Antrag der Schwangern oder eined fonftigen 
Sntereifenten, deſſen Rechte durch eine mögliche Geburt betroffen 
werden, oder auch von Amtöwegen erfolgen‘), Mit der Geburt 
oder der Gewißheit, daß feine eintreten werde, endigt die Kuratel. 

2. &8 kann ein Kurator nicht bloß für den bereitd gezeugten 
Embryo, fondern aud zur Vertretung der überhaupt möglichen: 
fünftigen Nachkommenſchaft beftellt werden, insbeſondere, wo es fich 
um Diöpofitionen über ein Familienfideikommiß handelt, für die 
fünftigen Fideilommißerben?). 


3), Preuß. B. O. $81, Dernburg Priv. R. III. 889, Roth D. $ 204 
N. 5. 
9) Sächſ. GB. $ 19%, S. Weim. ©. v. 1872 8 96 und C. civ. 393 fprechen 
vom curator ventris nur mit Bezug auf die Wittwe. — Nah dem Pr. br. 
II. 18 8 966 muß „ber aus unehelicher Schwängerung erzeugten Leibesfrucht ein 
Curator befielt werben“; Dies gilt gegenwärtig nicht mehr. 

5) Dernburg Vormundſchaftsr. S. 263 ff. Oeſtr. GB. 8 274, C. eiv. 393 
(Zachariä I. $ 135 III), Sädf. GB. $ 1995 (Schmidt II. S.143f.), Zür. 
GB. $ 322, Roth D. 8 205. 

6) Sächſ. EB. 8 1995. — Nad dem Zür. GB. 8 322 foll dem Embryo 
in allen Fällen ein Eurator beftellt werben, „in welchen, wenn das Kind bereits 
geboren wäre, bemfelben ein Bogt wegen Minberjährigleit beftellt werben müßte“. 
— Wegen der möglichen Interefjentollifion fol die Kuratel nah Sächſ. GB. 
8 1996 und ©. Weim. ©. $ 97 nicht dem nächſten Erben übertragen werben. 

?) Preuß. Lor. II.4 $ 95 (Dernburg I. $ 376 N. 5), Oeftr. GB. $ 630, 
644; oben II. $ 140 N. 44, 46. 


Stobbe, Privatrecht. IV. 1.u. 2. Aufl. 35 
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3. Sft e8 ungewiß, wer der Erbe ift oder, ob der Berufene die 
Erbſchaft annehmen wird, jo Tann auf Antrag der Bermädtnik- 
nehmer, Gläubiger oder jonftigen Interejjenten oder von Amtöwegen 
ein Kurator ernannt werden, um den Erben zu ermitteln und den 
Nachlaß zu bewahren (Nachlaßkurator, Curator hereditatis jacentis)®). 
Nah dem Defterr. Geſetzbuch (8 812) können feine Beitellung auch 
die Gläubiger, Legatare oder Notherben beantragen, wenn fie bes 
fürdten, daß durch Vermengung des Nachlafjed mit dem Bermögen 
der Erben ihre Anjprüche Gefahr laufen. 

Nach gemeinem Recht hat er lediglich für die Erhaltung des 
Vermögens zu forgen?); dad neuere Recht ift zweckmäßtgerweiſe 
zum Theil geneigt, ihm auch die Verwaltung anzuvertrauen). Seine 
Stellung nimmt ein Ende, wenn der Nachlaß dem Erben oder in 
&rmangelung eined jolden dem Fiskus ausgeantwortet if. 

4. Chefrauen bedürfen für ſolche Fälle resp. Alte eined Pflegers, 
in denen ed ſich um ihre vermögensrechtlichen Intereſſen handelt und 
in der Willenderflärung des Mannes feine ausreichende Garantie 
dafür gefunden wird, daß die betreffende Dispofition zu ihrem Belten 
erfolgt!®). Partikularrechtlich erhalten auch Ehefrauen eined Falliten 
einen Kurator!®). 

5. Auch den in väterlicher Gewalt ftehbenden Kindern ift ein 
Pfleger zu geben, wo ihr Intereſſe es erfordert"). So wenn em 
Prozeß, über die Ehelichkeit des Kindes geführt wird), wenn fie 


8) Preuß. Lor. 1.9 $ 468, 469, 471 ff, Pr. 8.0. 889 (Dernburg II. 
8 216), C.civ. 812f. (3a N IV. 8 642), Sächſ. GB. 8 2247f. — Roth 
8. 8 163, D. 8 211. 

9) Dal. auh Seuffert L. 114, XVIII. 149, XXIII. 40. 

10) Derndburg Borm. R. ©. 266 f. 

108, Dben $ 215 N. 15, 8 216 N. 13, 8 228 N.9, 8 236 N. 18, $ 256 
N. 86. 

ı0b) Zür. GB. art. 317, 321, 347, 428: während die Frau die Dispofttion 
über ihren Erwerb und den Ertrag des Kapitalvermögens behält, fol der Kurator 
die Subflanz ihres Kapitalvermögens, foweit dies thunlich und möglich ift, un⸗ 
geſchmälert erhalten. 

U) Bol. bereits oben 8 243 N. 8, 8 244 N.10, 8 252 N.2, 3, $ 255 
N. 15, 16, 34,41, 8 256 N. 32,36, $264 N. 2. — Förfter IH. 8236, 
Dernburg II. 889 N.2, Roth D. $ 168 NR. 28, 206. 

18) Br. Lor. II.2 89, Oeſtr. GB. $ 158, C. civ. 318. 








= 
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mit den Eltern Rechtsgeſchaͤfte abſchließen oder einen Prozeß führen 
($ 256 N. 36), wenn ihnen Vermögen mit der Beitimmung zuge- 
wendet ift, daß daffelbe nicht unter Verwaltung des Vaters ſtehen 
folle) oder ed ſich überhaupt um Vermögen der minderjährigen 
Kinder handelt, an weldem der Bater Teine Verwaltung bat‘), 


u. ſ. w.") 


6. In entſprechender Weiſe kann auch einem Bevormundeten 
in derartigen Fällen ein beſonderer Pfleger beſtellt werden; jo wenn 
der Bormund zeitweife behindert ift, wenn Rechtsverhältniſſe zwijchen 
dem Bormund und Mündel in Frage ftehen'‘) u. |. w.“). 

7. Partifularrehtlid wird eine Kuratel für denjenigen ange- 
ordnet, welcher zu einer langwierigen Haftitrafe verurtheilt ift!®). 

8. Nach Oeſterreichiſchem Recht erhält derjenige, welcher ſich 
in ein Klofter begiebt, einen Kurator für fein Vermögen??). 


18) Br. dr. II.2 8 160, II. 18 8 37, 38, 984 ff, Pr. 8.0.8 87 (Dern- 
burg Vorm. R. S. 87 f.), Deftr. GB. $ 149, Lüb. Borm. D. v. 1820 $ 2, Heſſe 
8 107.1, 7, Roth D. 8 166 NR. 1. 

14) Sächſ. GB. 81816 (Haubold 8 118 N.d), Heſſe 8 107.7, Brem. 
V. O. 88, Böhlau II. 8 96 ©. 150. 

15) Andere Fälle vgl. 3.8. C. Max. Baiv. 1.7. 38 no. 2; Pr. Lor. II. 18 
833 (beim Chefcheidungsprozeß der Eltern), Pr. B.D. 817.1 (Dernburg 
Vorm. R. S.145f.), Sächſ. GB. $ 1831 (bei Entlaffung eines minderjährigen 
Kindes aus der väterliden Gewalt), Zür. GB. $ 262. Feruer beim Ehefchei- 
bungsprozeß ber Eltern, Lüb. V. O. 8108, Hamb. V. O. art. 60. 

16) 0. Max. B. 1.7 838 no. 1, Oeftr. GB. 8 271, Dernburg ©. 203 ff. 
Lüb. Borm. DO. v. 1820 8 66, ©. f. S. Weimar v. 1872 8 23ff., Hamb.B. O. 
art. 60, vgl. au oben 8 270 N. 69. Nah C. civ. art. 420 tritt in dieſen 
Fällen der Gegenvormund als Pfleger ein. 

17) Bei Dispofitionen geiftesfranker oder aus fonfligen Gründen unter ebe- 
licher Vormundſchaft ftehender Ehefrauen über ihr eingebrachtes oder vorbehaltenes 
Bermögen, Pr. Lor. II. 18 $41, 42. — „Bei einem Wiberftreit erheblicher In⸗ 
tereffen mehrerer Mündel befjelben Bormunds erhält jeder Miündel einen Pfle- 
ger”, Preuß. V. O. 8 86 Abſ. 2 (Preuß. Lor. II. 18 8 48); Deftr. GB. 8 272, 
®. f. Weimar 8 27. 

18) Oben I. $48 N. 53; zu ben bortigen Stellen ift noch hinzuzufügen 
Brem. B. DO. 8 109, Zür. GB. 8 317°, St. Galler Verordn. v. 30. Novb. 1878 
(3. f. ſchweiz. R.XXII. ©. 50. — Wo keine berartige partifuläre Vorſchrift 
beftebt, kann für den feiner Freiheit Beraubten im Bedürfnißfall regelmäßig durch 
eine Abweſenheitskuratel geforgt werben. 

19) Singer bie für Orbensperfonen beftehenden Beſchränkungen. Insbr. 
1880 ©.9ff., 14. 

35* 


548 Zweites Kapitel. Die Pflegfchaft. 


9. Nach Defterreihiihem Recht”) kann für Befiger von auf 
Inhaber oder an Drder lautenden Theilchuldverjchreibungen und für 
die Befiter von Pfandbriefen einer unter ftaatliher Aufficht ftehen- 
den Anitalt vom Gericht ein gemeinfamer Kurator in allen Fällen 
beftellt werden, „in welchen es fich ergiebt, daß die Rechte Diefer 
Beliper wegen des Mangeld an einer gemeinfamen Vertretung ge= 
fährdet oder die Rechte eined Andern in ihrem Gange gehemmt 
würden. Snöbejondere ift auch im Falle eined über dad Vermögen 
des aus den Theiljchuldverjchreibungen Verpflichteten ausgebrochenen 
Konkurſes zur Bertretung der Rechte der Beſitzer diefer Theilfchuld- 
verjchreibungen ein Kurator zu beitellen". Im Vebrigen Tann jeder 
Betheiligte und falls die Anftalt, welche die Schuldbriefe ausgeftellt 
bat, unter ftaatlicher Aufficht fteht, dad dieſe Aufficht führende Organ 
die Beftellung des Kuratord fordern. | 

10. „Soll eine nicht progebfähige Partei verklagt werden, weldye 
ohne gejehlichen Vertreter ift, fo bat der Vorſitzende ded Prozeß⸗ 
gerichts derfelben, fald mit dem Verzuge Gefahr verbunden ift, auf 
Antrag bid zu dem Eintritte des gefeplichen Vertreters einen befon- 
deren Vertreter zu bejtellen‘ 21), 

11. Ueber den Konkuröverwalter ift nicht im Privatrecht, fon» 
dern im Konkursrecht zu handeln. 


%0) Gef. v. 24. Apr. 1874 betr. bie gemeinfame Bertretung der Rechte der 
Befiter von Theilfchuldverfchreibungen, und von demjelben Datum Gef. betr. d. 
Wahrung der Rechte der Beflter von Pfandbriefen; bazu ergänzendes Gel. v. 
5. Dezb. 1877. 

21), Civ. Proʒ. O. 855. — Dernburg Priv. R. IIL S8I N. 9, Förſter 
III. $236h, Baumeifter II. ©. 197 N.11. Bgl. auch oben $ 274 N.38 
über die unter Umſtänden für einen Geiſteskranken während des fchwebenden 
Entmündigungsverfahrens zu beftellende Pflegſchaft. 


da 
s | — 
V | 





Digitized by Google 








HARVARD LAW LIBRARY 


FROM THE LIBRARY 
OF 
RAMON DE DALMAU Y DE OLIVART 
MARQUES DE OLIVART 


RECcEIVED DECEMBER 31, 1911 

















a * - wo — re y - — 3 ZZ 
ne N ee 
f 4 — — — — 1 nr [N —— 

— “= ee — el 5 
) * en En u re 
“ s ne v 1 * 2 — m — p Lei = — — Ka F 
EEE ee 
Bes — 25 ER — — — u — 
en — — == — — 
+ — — EN ——— —— ——— 
—— — —— — 

rn sb eo —— — ——— 
—— u J J m Er ann 

* — 


sc = „ ee ei —— tan 
# Ti j a — * Er — — —— UT f 
— Ce ’ pe | ——— mes N 
er ’ . Are —— een un u — 
gar —* a TE a ” —— — ee —— 
— 


SE 


— 





gie 
. 2 = ı — ei — ee 
ver, “ a a e — -- — — — zu 
—— Ar —— Mn . Kr — ⸗ — —— —* en ——— J 9— 
— —— ee he, IN ne na a .-.- a —— — = ; 
—— N —— — — — —— — —— 
ae er — —— — ee har‘ le ——— — —— — 
rn a — — — N — — —— — * 
we man —— == u ee # Ader‘ jan — ———— — re 
— I BR ee Ep Beer Ben — — — a, — — —— X u 
a et — 


— 
- 
* 


— — Be — — Frie —— v — —— 
— are“ \s = —* u — —— — 
—— en - 
= 





ur — er as 






en 
> 


ne — ——— 
Be RE — 
2* ar - —— 
ee RT — Pe fer 
—— — ee en, r 
.... ey — nn R 
en Ede — J I — 
* wo = — rr — re — — — 
— — er, 4 — — er 
n d F en — a — Hl 5 | N er .. * 
— — ee 7 u a ee anne —* a ee a we a — — 
VENEN —— 
nz eg — — # Wr —— ——— ——— —— Wer a EEE 5, ir — — are, 
ur — a / Are ar pas ee en 
— — a re ee wer = — eg Fa) er —— ⸗ ra — “in —— EL; 
Ve ” a en il, ee A an m BEN ee ka rn m ——— = — 
a DELL E Pier Aare er ee —— —— ee * eo —— —— 4 
hr ©. ee nor 2 — ee —— —— anne = 
NT el ea —— — — — — ET TG A I er —— — — 
ee ae F u. a N a I Era AT nn in ee a 
ee en Te rm ee ee ee ee NE 
we —— “Er m ——— Pe u ee, kEIEIY ED ken a ee = 
—— — —— N —— rk —— —— — in = — = 3% —— de a —* — 
9 Ms a. ee. ar een ee, 2 —— —— — = — — — —— — N, * A, nu Fr — — — 
=, . —— — En | te iin ame u "id era 
ESSENER EN EN ELEND RENNER 
a ee —— ⏑⏑— Yale ee a 
— en Be ne Ir Er wer, ‚es .* 
- -— ir 


en — 
at en de u — —— N a 
*o 
Fr 





r = rei We: an — — — —G 
N aan GERNE — — — — 
2 — re — 2* — a eg hey en ee, er nes En an —— 
” Pr * Es — — Ve — az, Fe * —— * ——— —— — — EEE ANe- [" B 
u Dun ———— De ir “>. ne a — — — ER 2 ri Ann En — »- e Un 
—— N ————— ec — ne rigen er —— — RE RE * een —— = ee et — 
a — * ne a AN — —— — a ee a — a ae ash 
r- a — u en —— ————— — — 
—— — EN A ren —— — ————— 
—— we Th be — —— | u. u sr er ER — nz u —— et de Tl a on 


„s 
u u. - —— in I — —— ih Fre ir &: = a ee 
Ye —— a a —— na a ae ee a ee 7. 
—— ———— —— — — — en — — BE — — 
y 1 P on eV} ir ih 
> r kn 
= 





ee ee een m — EN are rs 
ie I a) ı Wia< = we ei N e 
EEE EEE ——— NE 
— I ee —— ——— — EEE —— 
— 4— — — * — u. a Ey ——— * a —5 mir in “rn « * rar, + — — 
* 
x — — | 4 — Ne 


>» 
# er [ 
k = j - > — an Ne, 
5 u a — cn — Ve = um — = 
[" ale * Den — — —* ir Wr a — en —— 2 —F 








= ı 
FaLz; 
S 
* —* 











|. 
-r 
#0 





“ 
— 
———— 


— 
— 
= 


r & ee 
ER 


> 











— 
Er 


